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^e^enwärti^en  politischen  Zustand 

der  Scliweix» 

* 

Ein  grofses  Schauspitl  entwickelt  sich  vor  unseren  Aa^^en^ 
in  unserer  Nahe !    Eine  Anzahl  Vöikerschalten  —  die  Yol« 
kerldiaften  der  Schweix  —  wollen  dem  Yenkoß^  welcher 
•öhoti  seit  Jahrhonderten  unter  Ihnen  besteht,  nenie  Grand« 
lagen  geben.    DocU  über  das,  >vas  an  die  Stelle  des  Alten 
treten  soll,  sind  die  Ansichten  getheilt;  mehrere  Stimme» 
erklären  sich  eoger  gegen  eine  jede  Neaemng.    Mit  dieser 
Verschiedenheit  der  Meinungen  Tersehlingt  «ich,  (wie  im* 
mer,  wenn  das  Meinen  ins  Leben  eingreift,)  die  Verschie- 
denheit der  Interessen  der  Betheiligten.    Der  Streit  wird 
dedarch  noch  TcrwicMter,  dafs  sich  einige  Cintone  der 
Schwell  seit  Korzem  (seit  dem  Monate  Joli  &d3o.)  eine 
neae  Verfassung  gegeben  haben,  einigen  andern  eine  ähn- 
liche Umgestaltung  bevorsteht.    Die  Entwürte  zu  einer  nenen 
Verbssnng  des  Schwfiser  Bandes  einMaits  und  die  Neae- 
magen,  welche  in  einigen  Canionen  der  Schweis  bereits 
eingeiuhrl  worden  sind ,   in  andern   demnächst  eingeführt 
werden  sollen,  andererseits,  die  Erinnerungen,  die  Hoff- 
nungen und  Besorgnisse,  die  Neigungen  und  Abneigungen y 
welche  in  dem  Gefolge  beider  sind,  durchhrenzen  einan- 
der in  den  mannigfaltigsten  liichtun^en.    Immer  sorglicher  ' 
werden  die  Zeiten«  unheimlicher  die  Wirren.    Schon  ist 
Krgerhlut  geflossen»    Und,  wenn  schon  in  der  Vorzeit^ 
(k  den  2eiten,  welche  die  Reformatloa  herbeiliairte,)  noch 
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härtere  Schicksale  die  Schweiz  getroffen  haben ,  so  sind  doch , 
je  hoher  die  Cultur  und  Civilisation  steigt,  sowohl  Bürger- 
als  Volker -Kriege  desto  bedauerlichere  Erscheinungen. 

Wenn  ich  jetzt  einige  Betrachtungen  über  den  dcrma- 
Itgen  politischen  Znstand  der  Schweiz  anzustellen  wage,  so 
verkenne  ich  keineswegs  die  Schwierigkeiten ,  welche  mit 
diesem  Thema  sowohl  überlfaupt  als  insbesondere  für  einen 
Ausländer  verbunden  sind.  Hat  auch  der  Ausländer  die 
Vermuthung  der  Unpartheilichkeit  für  sich,  so  ist  doch  Un- 
partbeilichkeit  kein  Ersatz  für  Mangel  an  Sachkenntnifs.  Nie 
aber  kann  sich  der  Ausländer  ein  so  genaues  und  lebendiges 
Bild  von  dem  gesammten  Zustande  des  Landes  und  seiner 
Bewohner  entwerfen,  als  der  Inländer.  Ja!  auch  von  jener 
Erwartung  eines  unparlheiischen  ürtheiles  ist  ein  Abzug  zu 
machen.  Sind  nicht  die  Schweizer  unsere  nahen  Freunde 
und  Nachbarn?  Wer  hätte  —  in  dem  Theile  von  DeutSch- 
land,  in  welchem  ich  lebe,  —  nicht  Gelegenheit  gehabt, 
einzelne  Männer  der  Schweiz  kennen  zu  lernen ,  die  ihm 
durch  ihre  Biederkeit  und  durch  ihre  Talente  werth  sind? 
Wer  darf  sich  in  unseren  Tagen  der  Unpartheilichkeit  rüh- 
men, wenn  von  Verfassungsfragen  die  Rede  ist? 

Doch  mindert  sich  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe  eini- 
germafsen  dadurch,  dafs  Alles,  was  in  der  Schweiz  für  oder 
wider  die  Umgestaltung  der  Verfassung  geschieht,  mit  einer 
Publicität  verhandelt  wird ,  welche  den  aufmerksamen  Be- 
obachter ,  auch  wenn  er  ein  Fremdling  ist ,  gleichsam  in 
einen  Mitsprechenden  und  Mithandelnden  verwandelt.  Da 
giebt  es  keine  Geheimnisse  der  Cabinette;  die  Verfassung 
des  Bundes  und  seiner  Bestandtheile  gestattet  nicht  das  Ge- 
heimhalten. (Freilich  gebricht  es  deshalb  der  Schweiz  an 
einem  nicht  zu  verachtenden  Verlheidigungsmittel  gegen  das 

Ausland!)    Die  amtlichen  VerhandlunG;en  und  die  Verhand» 

.  .  **** 

langen  der  politischen  Vereine  sind  öffentlich  oder  es  ge- 
langen wenigstens  die  Resultate  durch  den  Druck  zur  Kennt- 
nifs  des  Publicums;  die  Aufschlüsse,  deren  man  noch  sonst 
bedarf,  geben  Zeit-  und  Flugschriften.    Leben  wir  doch 
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fiberbaiipt  in  ebem  Zeitalter^  das  man  das  Zeitalter  der 

Publicität  nennen  könnte.'  Wie  man  auch  die  Presse  be- 
wachen möge,  iiia  and  wieder  verlantet  doch  ein  W8rU 
eben,  das  ans  guter  Quelle  kommt  ond  noch  mehr  andeatet^ 
als  sagt.  —  So  giebt  z.  B.  folgende  amtliche  Schrift:  Be^* 
rieht  über  den  Entwinf  einer  Bunclesarliunde,  erstattet  an 
die  Eidgenössischen  Stande  von  der  Commission  der  Tag* 
aatzang,  Beradien  and  beschlossen  in  Lnzem,  den  i5* 
Christmonath  iBSa.  Amtliche  üebersetznng.  Zfirich,  ge- 
drockt  bei  Orell,  Fiifüli  und  Comp.  Februar  i833.  8.  — 
eine  sehr  befriedigende  Auskunft  über  die  dermalige  Stel- 
lang der  Partheien  in  der  Schweiz  ^  über  das  neae  Yerte* 
suDgswerh  o.  s.  w.  Eioe  andere  ehrenwerthe  Stimme,  eine 
Stimme  der  MSfsignng,  läPst  sich  über  dasselbe  Verfassungs- 
werk  ii^  folgender  Schrift  vernehmen:  Le  pacie,  la  Suisse  et 
is  canion  de  Kau^  Opinian  imUe  dam  le  Grand^CotueU 
du  canton  Faudf'te  S,JuHlet  i933.  Par  Ch*  Monnardf 
Prnfesscur.  Lausanne.  Impr.  de  S.  Delisle.  i833,  8.  (Viel- 
leicht erhalten  'wir  dereinst ,  'wcnu  Hube  und  Friede  zurück» 
gekehrt  seyn  wird,  toh  einem  einheimischen  Schriftsteller 
eine  Uebmtcht  der  politischen  Lheratar-  der  Schweiz  wäh- 
rend der  Periode  von  i83o.  bis  ....  )  , 

Auf  jeden  Fall  steht  die  neueste  politische  Geschichte 
der  Schweiz  mit  der  des  gesammten  Europa  in  einem  iO 
genauen  Zusammenhange,  daCs  sie,  wie  diese ,  als  ein  Ge- 
meingut der  enr  opniscben  Literatur  betrachtet  werden  kann, 
dafs  beide,  mit  einander  vergUchen,  sich  gegenseitig  auf« 
Ji^en«  — -  Was  dermalen  in  der  Schweiz  geschiebt,  steht 
oicbt  yereinzeli  da !  Es  ist  nur  ein  einzelner  Auftritt  in 
dem  Schauspiele,  (Vielen  ist  es  ein  Trauerspiel!)  dessen 
Schauplatz  ganz  Europa  isL  Dieselben  Fartheien,  die  fast 
in  Mtn  enropiischen  Staaten  einander  offen  oder  insgeheim 
gegenüber  stein,  behimpfen  und  bewacbto  sich  auch  in  der  , 
Schweiz.  Sie  streiten  hier  nur  unter  anderen  Farben  und 
aof  einem  andern  Boden,  als  in  den  monarchischen  Staaten 
BiiKoiia*fl.  Aach  ist  io  der  Solqrns,  4  i«  in  einem  aas  z>ra 
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und  zwanzig  Freistaaten  bestehenden  Vereine,  (wenn  anders 
auch  Neuenbürg  als  ein  Freistaat  betrachtet  werden  kann,) 
der  Kampf  verwickelter  oder  verworrener  und,  weil  überall 
republikanische  Lebendigkeit  herrscht  und  weil  in  kleinen 
Gemeinwesen  das  Grofsartige  leicht  kleinlich  wird ,  wenig- 
stens scheinbar  verzweifelter.  —  Eben  so  ist  das,  was  der- 
malen in  der  Schweiz  eingeleitet  ist  oder  vorbereitet  wird, 
mit  den  auswärtigen  Verhältnissen  und  mit  der  auswärtigen 
Politik  der  europäischen  Staaten  überhaupt  auf  das  genaue- 
ste verflochten.  Schon  wegen  der  Lage  des  Landes. 
Ich  will,  zur  Bestätigung  dieser  Bemerkung,  nicht  das  AU« 
gemeine  über  die  politischen  Umgebungen  der  Schweiz  an- 
führen oder  Thatsachen  aus  der  Geschichte  der  Vorzeit 
entlehnen.  Dafs  in  den  Zeiten  des  franzosischen  Directo* 
riums  die  Schweiz  der  Kriegsschauplatz  wurde  ^  dafs  Genf 
die  Zahl  der  französischen  Departements  vermehrte,  dafs  im 
Jahre  1814*  ein  Heer  der  Verbündeten  durch  die  Schweiz 
in  Frankreich  eindrang,  beruhte  schwerlich  blos  auf  den  Um- 
standen, Verirr ungen  oder  Plänen  des  Augenblicks.  Hier-^ 
mit  in  Verbindung  steht  die  Bedeutsamkeit,  zu  welcher  in 
dem  heutigen  Europa  die  Beschaffenheit  und  Verschieden, 
heit  der  Staatsverfassungen,  mithin  auch  eine  jede  Umge- 
staltung, welche  in  dem  einen  oder  in  dem  andern  Staate 
die  Verfassung  erleidet,  für  die  auswärtige  Politik  gelangt 
ist.  Es  braucht  hier  nicht  erst  durch  einzelne  Thatsachen 
nachgewiesen  zu  werden,  daf$  die  neuesten  Vorgänge  in 
der  Schweiz  von  den  Hauptmächten  des  nordostlichen  Eu- 
ropa's  in  einem  andern  Lichte,  als  von  denen  des  Südwest-, 
liehen  Europas  erblickt  werden,  dafs  die  Schweiz  zu  den 
Zwischenländern  gehört,  bei  deren  Verfassung  beide  Theile, 
der  Osten  und  der  Westen  von  Europa ,  in  gleichem  Grade 
interessirt  sind,  dafs  in  der  Schweiz  selbst  die  Blicke  der  , 
Einen  nach  jenen,  die  der  Andern  nach  diesen  Regionen 
des  politischen  Himmels  gerichtet  sind.  Ueberhaupt  ist  es 
ja  vorzugsweise  Gleichheit  der  Verfassungen,  was  Bündnisse 
unter  Staaten  vermittelt  und  befestiget.    Endlich  aber  ist 
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das  eigenthumliche  Verhältnifs ,  in  welchem  Neuenbürg  (oder 
Neuibbatel),  bisher  ein  Mitglied  des  Schweizer  Bandes ,  2a 
einer  der  eoropiitchen  Haaptmachte,  zu  Preolsan,  ttebt,  eia 
neuer  und  besonderer  Grnnd ,  den  jetzigen  politiachen  Zu* 
stand  der  Schweiz  zo  einer  europäischen  Angelegenheit  zu 
machen*  Und  wie  auch  cias  Problem ,  welches  jetzt  die  Zu- 
bonft  Neofcbatel*«  der  «oiwärtigen  Politik  darbietet,  defina* 
tiF  gelSfli  werde,  allemal  wird  die  Entscheidung  auf  die 
Stellung  Preufüens  zu  Frankreich  und  zu  Oesterreich  Einflufs 
haben.  —  Wenn  übrigens  auch  alles  dieses  den  umsichtigen 
Staattmamiem  der  Sebweiz  heinesweget  entgeben  hannf  ao 
können  doeb  burgerlicbe  Unraben  den  Blieb  leicbt  an  die 
nächsten  Umgebungen  fesseln. 

£ben  so  sehr  und  vielleicht  noch  mehr  liegt  in  der 
neuetten  poUtitdien  Geacbicbte  der  Sebweiz  for  ans  Deut, 
eebe  die  AnIfordenAig,  Yergleicbnngen  anzattellen  and 
Betrachtungen  über  Deutschlands  Gegenwart  und  Zukunlt 
an  diese  anzureihen,  welche  dann  wieder  zur  Beleuchtong 
de^  Angelegenbeiteii  der  Sobweiz*benatzt  werden  binnen.  — 
Beide,  die  Staaten  ^nUcblands  ond  die  Cantone  der  Sebweiz, 
bilden  einen  VÖllterluind  oder  Völherstaat.  Wenn  auch  die 
Terscbiedenheiten ,  die  zwischen  dem  einen  und  dem  andern 
'  Yereini  eintiHsten,  eben  so  grols  als  mannigfaltig  aind ,  so  steht 
doch  ÜMt  mit  einer  jeden  dieser  Tertebiedenbeiten  wieder 
eine  Aehnlichkeit  zwischen  beiden  in  Zusammenhang.  So 
ist  zwar,  (um  diesen  Satz  nur  durch  einige  Beispiele  zu  er- 
Jaatern,)  der  deotsebe  Bond  nea,  alt  der  Scbweizerbnnd. 
Aber  in  einem  gewissen  Sinne  kommt  die  letztere  Eigen«^ 
schail  auch  dem  deutschen  Bunde  zu.  Denn  dieser  ist  denn 
doch  nur  eine  zeitgemaise  Erneuerung  oder  WiederhersteU 
lang  desjenigen  Yereinee,  welcher,  obwohl  das  deutsche 
Reich  genannt,  dennoch  seit  dem  westpbäliscben  Frieden 
nur  ein  Voiherbnnd  oder  VSlherstaat  war.  In  dem  deut- 
achen  Bunde  ist  das  monarchische,  in  dem  Schweizerbunde 
ist  das  repuhlilianiscbe  Princip  vorherrschend.  Aber  wie 
jener  in  den  frden  Staaten  einen  republikanischen  Bestand- 
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theil  hat,  so  hat  auch  dieser  einen  monarchischen  Staat, 
Neufchatel,  oder  so  hatte  er  wenigstens  bisher,  (wenn  sich 
nämlich  Neafchatcl  von  dem  Bunde  trennen  sollte)  einen 
solchen  Staat  unter  seinen  Mitgliedern.  Und  so  wie  die  Ver- 
fassungen der  monarchischen  Staaten  Deutschlands  theils  aus  • 
der  Vergangenheit  sich  herschreiben ,  theils  neueren  Ur- 
sprungs sind,  so  gilt  dasselbe  auch  von  den  Verfassungen 
der  Cantone  der  Schweiz.  Allerdings  hat  der  deutsche  Bund 
eine  andere  Stellung  zu  dem  Systeme  der  europäischen  Po- 
litik, als  die  Schweiz;  z.  B.  schon  deswegen,  weil  mehrere 
Glieder  jenes  Bundes  zugleich  europäische  Mächte  sind. 
Aber  auch  in  dieser  Beziehung  fehlt  es  nicht  ganz  an  Aehn- 
lichkeiten  zwischen  dem  einen  and  dem  andern  Bande. 
Denn  z.  B.  auch  in  der  Schweiz  sind  die  einzelnen  Bandes- 
glieder der  Macht  nach  einander  nicht  wenig  ungleich;  auch 
wegen  der  Selbstständigkeit  und  Verfassung  der  Schweiz 
haben  einige  europäische  Mächte  ein  Interesse ,  welches  kaum 
unmittelbarer  seyn  konnte,  wenn  sie  selbst  Mitglieder  des 
Schweizerbundes  wären.  Endlich,  vergleicht  man  Deutsch- 
land und  die  Schweiz  in  Beziehung  auf  die  Verschiedenheit 
der  politischen  Meinungen,  welche  in  dem  einen  und  in  dem 
andern  Lande  herrschen,  so  ist  es  leichter,  die  Aehnlichkeit 
als  die  ünähnlichkeit  zwischen  den  politischen  Partheien  des 
einen  and  des  andern  Staatenvereines  nachzuweisen.  So 
giebt  es  z.  B.  in  der  Schweiz  eine  nicht  unansehnliche  Par- 
thei,  welche  auf  die  Verschmelzung  aller  Cantone  in  eine 
einige  und  untheilbare  Bepublik  hinarbeitet ;  und  wem  wäre 
es  unbekannt,  dafs  auch  unter  den  Deutschen  nicht  Wenige 
sind,  welche  von  der  Einheit  Deutschlands  träumen  oder 
•die  Einheit  Deutschlands  bald  auf  diesem  bald  auf  einem 
anderen  Wege  zu  verwirklichen  trachten?  Macht  das  einen 
Unterschied,  dafs,  was  dort  offen,  hier  im  Verborgenen 
oder  auf  Nebenwegen  geschieht  ?  —  Wie  viele  und  wich- 
tige Folgerangen  aber  lassen  sich  aus  der  Vergleichung 
zwischen  dem  politischen  Zustande  Deutschlands  und  dem 
der  Schweiz  ableiten!    Folgerungen,  die  sowohl  in  dem 
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einen  als  in  dem  andern  Lande  Beachtung  verdienen  durf- 
ten! Einige  dieser  Folgerongen  werden  in  dem  Verlaufe 
dieser  Abhandlung,  da  wo  sie  sich  an  eine  besondere  Auf- 
gabe oder  ThaUachc  anluiilpfen  lassen,  berührt  werden. 
Alle  sind  so  viele  Forderungen  an  die  Gegenwart,  an  eine 
Zeit ,  welcher  die  schwere  Aufgabe  geworden  ist,  das  Ver- 
altete so  Yerjün^cn  und  dennoch  das  Alter  zn  schonen. 
Schon  sind  so  manche  Jahre  veigan^cii,  seitdem  die  alte 
Eidgenossenschaft  der  Schweiz,  seitdem  das  deutsche  Beich 
nicht  mehr  ist;*  und  dort  ist  man  noch  immer  in  der  Auf- 
führung eines  neuen  GebiNides  begriffen,  hier  fühlen  wir 
uns  noch  immer  in  dem  schon  aufgeführten  neuen  Gebäude 
nicht  ganz  heimiscL 

Und  wie  nnd  warum  ist  es  in  der  Schweiz  sn  der  Auf- 
lösung des  alten  Aundee,  dann  zu  so  manchen  Störungen 
des  inneren  und  des  äufseren  Friedens  und  endlich  zu  den 
W^irren  gekommen ,  welche  dermalen  die  Blicke  des  übrigen 
ElKt^'»  auf  sich  siehn?  —  Die  franzdsische  Revolution 
weckte  auch  M  Eidgenossenschaft  eos  äem  langen  politi- 
schen (oder  unpolitischen)  Schlummer,  in  welchen  sie  ver- 
fallen war.  Zwar  für  die  Verwaltung  war  in  mehreren 
Cantonen  der  Schweiz,  so  wie  in  anderen  europfiischen  Staa- 
ten,  Tiel  Gutes  und  Treffliches,  besonders  im  achtzehnten 
Jahrhunderte,  geschehen.  Aber  die  Verfassung  der  Schweiz, 
sowohl  die  der  einzelnen  Cantone,  jaX^  die  des  unter  den 
Cantooen  bestehenden  Vereines,  erinnerte  noch  überall  an 
die  Zdten  des  Mittelalters;  sie  geborte  zu  den  Verfassungen, 
welche ,  aus  einzelnen  Begebenheiten  und  IndiTiduellen  Ter- 
^  bältoissen  nach  und  nach  hervorgegangen ,  denjenigen  entge- 
gengesetzt werden  hSnnen,  welche  zu  Folge  eines  das  Ganze 
nrnfasiendett  und  in  allen>seinen  Theilen  zusammenhangenden 
Planes  eingeführt  worden  sind.  Of^  bat  man  das  Lob  der  da^ 
maligen  Verfassung  der  Schweiz,  das  Glück  jener  Zeiten  geprie- 
sen|in  welchen  die  Schweizer  einer  behaglichen  Buhe^genossen. 
Und  noch  jetzt  ertönt  Ton  mehr  als  einer  Seite  dasselbe  Lob. 
Gewifs  nicht  ohne  Grund!    Allerdings  waren  jene  Zeiten 
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gute  Zeiten  und,  mit  der  Gegenwart  yerglicben,  in  meh- 
reren Beziehungen  selbst  die  besseren.   Aber  liegt  in  die- 
sem Lobe  ein  Tadel  für  die  Freunde  oder  eine  Rechtfer- 
tigung für  die  Feinde  des  Neuen?    Um  glücklich  zu  seyn,  . 
mufs  man  sich  glücklich  fühlen.    Die  glücklichsten  Jahre 
sind  die  Jahre  der  Kindheit ;  aber  mit  den  Jahren  der  Kind- 
heit ist  auch  die  Kindlichkeit  der  Gesinnung  dahin ,  auf  wel-  ^ 
eher  das  Glück  jener  Jahre  beruhte.    Auch  in  einer  sehr 
beschränkten  Sphäre  und  in  sehr  beschränkten  Umständen 
kann  man  Tolltommen  zufrieden  seyn ;  aber  diese  Zufrieden- 
heit geht  leicht  verloren,  wenn  man,  zu  Yergleichungen 
zwischen  der  eigenen  Lage  und  der  Anderer  veranlafst,  aus 
dem  Traume  seines  Glücks  erwacht.    Wenn  daher  auch  die 
althergebrachte  Verfassung ,  von  aufsen  betrachtet ,  fest  und  . 
zweckmäfsig  zu  seyn  schien,  so  hatten  sich  doch  im  Innern 
d.  i.  mit  den  Volksstämmen,  welche  unter  dem  Schutze 
dieser  Verfassung  lebten,  im  Verlaufe  der  Zeit  gar  manche  >= 
Veränderungen  begeben.     Neue  und  erweiterte  Ansichten  ^ 
hatten  sich ,  wenigstens  bei  einem  grofsen  Theile  des  Volkes, 
verbreitet.    Man  hatte  Bedürfnisse  oder  Ansprüche  kennen 
gelernt,  welche  die  Vorzeit  vielleicht  kaum  geahndet 
hatte.    Ein  Schriftsteller,  welcher  das  Herkommen  in  allen 
seinen  Gestalten  beharrlich  angriff ,  —  Rousseau  —  war  von 
Geburt  ein  Schweizer.    Ein  anderer  Schriftsteller,  welcher 
denselben  Feind,  wenn  auch  mit  leichteren  Waffen  doch 
nicht  minder  beharrlich  bekämpfte,  —  Voltaire  —  verlebte 
die  Tage  seines  Alters  in  der  Schweiz.    Der  Handel,  der 
auswärtige  Kriegsdienst  veranlafste  und  unterhielt  einen  leb- 
haften Verkehr  zwischen  den  Schweizern  und  andern  euro- 
päischen Nationen.    Mit  einem  Worte,  der  Grund  und  Bo- 
den, auf  welchem  die  Verfassung  der  Schweiz  ruhte,  die 
Grundlage,  welche  eine  jede  Verfassung  haben  mufs,  wenn 
sie  von  Dauer  seyn  soll,  —  der  Zustand  der  Nation  hatte 
,  sich  wesentlich  verändert    Die  Verfassung  bestand,  weil 
/    kein  Angriff  auf  sie  gemacht  wurde;  der  Angriff  unterblieb, 
weil  Niemand  der  erste  seyn  wollte ,  der  den  Angriff  wogte , 
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weil  ein  Theil  des  Gebäudes  den  andern  kunstlich  stützte, 
weil  auch  in  dem  übrigen  Europa  Angriffe  auf  die  beste- 
hende Verfassang  unerhört  waren. 

Da  brach  in  Frankreich  eine  RcTolution  aus,  welche 
schon  als  eine  Revolution,  noch  mehr  aber  durch  ihren 
Geist  and  Zweck,  den  Bechtszustand  ron  ganz  Europa  be* 
drohte.  Bisher  war  dieser  nur  durch  Kriege  von  Zeit  za 
Zeit  erschüttert  worden;  die  inneren  Unruhen,  welche 
durch  die  Bei'ormation  in  mehreren  europäischen  Staaten 
I  yeranlafst  worden  waren,  hatten  sich  schon  gegen  das  Ende 
\  des  siebzehnten  Jahrhunderts  überall  gelegt;  überall  hatten 
sich  die  Terfassungsmafsigen  Gewalten  befestigt;  in  den  eu- 
ropäischen Monarchieen ,  (und  die  Mehrzahl  der  europäi- 
schen Staaten  hatte  eine  monarchische  Verfassung,)  war 
fast  ohne  Ausnahme  das  monarchische  Princip  zu  einem 
entscheidenden  Uebergewichte  gelangt;  die  Volker  hatten 
gehorchen  gelernt,  das  Regieren  denen  überlassend,  denen 
es  von  Gott  and  Bechtswegen  allein  zuzukommen  schien. 
Die  franz5sische  Revolution  war  in  allen  diesen  Beziehungen 
I  eine  unheimlich  neue  Erscheinung;  sie  stürzte  mit  der  älte- 
sten europäischen  Monarchie  einen  Grundpfeiler  des  gesamm- 
ten  europäischen  Staatensystemes. 

Auch  der  Verfassung  der  Schweiz  mufste  diese  Revo- 
lution über  kurz  oder  über  lang  den  Untergang  bringen. 
Wie  hätte  das  Nachbarland,  wie  hätte  ein  Volk,  das  kraft 
eines  alten  Bündnisses  gewissermafsen  als  ein  Bestand  theil 
der  franzosischen  Nation  betrachtet  werden  konnte  *) ,  ein 
Volk,  yon  welchem  ein  Theil  sogar  derselben  Sprache  und 
Sitte,  wie  das  franzosische,  war,  dem  Schicksale  entgehen 
können,  welches  so  viele  andere  Länder  and  Volker  unter 
I  weit  günstigeren  Verhältnissen  ergrifi  ?  Wenn  auch  die 
I  Cantone  der  Schweiz  Freistaaten  wilbln ,  so  standen  doch 
die  Verfassungen  dieser  Freistaaten  nirgends  in  Einklang 


*)  Kraft  diesei  Bündniasen  hatten  die  Schweiler  in  Frankreich 
dieaelbeo  bürgerlichen  Rechte,  wie  die  Franzosen. 
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«^nd  hin  und  wiedef 'logar  irf  Widerspruch  mit  dien  Begrif- 
fen von  Freiheit  und  Gleichheit,  welche  in  Franlireich  die 
Revolution  in  Umlauf  gesetzt  hatte.    Und  da  die  auswärtige 
Politik  der  franzosischen  Regierung  sehr  bald  die  Richtung 
^ahm,  dafs  sie  durch  die  Verbreitung  der  Grändsatze  der  . 
^Revolution  die  Grenzen  Frankreichs  zu  erweitern  oder  zu 
sichern  suchte,  so  konnte  die  Schweiz  einer  Umgestaltung 
IBirer  Verfassung  um  so  weniger  entgehen,  Je  wichtiger  die- 
ses Grenzland  für  Frankreich  io  militairischer  Hinsicht  ist. 
iZwar  änderten  sich  in  der  Folge  die  Zeiten.    Das  repnbli- 
'canische  Frankreich  wurde  wieder  ein  monarchisches;  dem 
Rausche  der  Freiheit  folgte  der  Rausch  des  Sieges;  auch 
dieser  verschwJhd  wie  ein  Traum ,  in  dem  man  pl5tzlich 
gestört  wird ;  hierauf  wurde  der  alte  Königsthron  unerwar- 
-tet  wiederhergestellt;  endlich  (im  Jahre  i83o)  erstand  einer 
"heuen  Revolution  ein  neues  Königshaus.    Aber  alle  diese 
Veränderungen ,  durch  welche  die  Verfassung  Frankreichs 
•  geläutert  und  gezeitigt  wurde ,  hallen  nicht  die  Folge ,  der  ^ 
Schweiz  ihre  alte  Verfassung  oder  ihre  alte  gemüthliche 
Ruhe  zurückzugeben.    Denn  nicht  nur  wird  ein  fieberhafter 
Zustand  nicht  mit  der  äufscren  Ursache  gehoben ,  welche 
ihn  veranlafäte,  sondern  es  mufste  auch,  da  die  Verhältnisse, 
welche  die  Schweiz  in  den  Strudel  der  französischen  Revo- 
lution zuerst  hineingerissen  hatten,  fortdauernd  dieselben 
blieben,  der  wecliselvolle  Verlauf  dieser  Revolution  in  den 
Schicksalen  der  Schweiz  einen  Shnlichen  Wechsel  zur  Folge 
haben.    Ja,  es  lag  darin,  dafs  sich  die  Verfassungsangele- 
genheiten der  Schweiz  mit  denen  Frankreichs  einmal  ver- 
schlungen hatten,  ein  Grund  mehr,  den  Einilufs  dieser  aaf 
jene  zu  erhalten.  *    ^  "  ^     ^  '  "  •  - 

Daher  die  Erscl^yiung ,  dafs ,  so  oft  sich  die  Verfassung 
Frankreichs  seit  dem  Ausbruche  der  Revolution  wesentlich 
veränderte,  jede  solche  Veränderung  jederzeit  auch  eine 
Umgestaltung  der  Verfassung  der  Schweiz  zur  Folge  oder 
im  Gefolge  hatte.  —  Die  erste  Verfassung ,  welche  in  Frank- 
reich einige  Dauer  hatte ,  war  eine  republicanische.    An  die 
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Stelle  der  Monarchie ,  der  man  vergeblich  eine  neue  Grund- 
lage oder  Gestalt  zu  geben  versucht  hatte ,  trat  endlich , 
nach  einem  harten  und  blutigen  inneren  Kampfe ,  eine  einige 
und  untheilbare  Bepublik.  Da  verwandelte  sich  auch  (im 
Jahre  1798)  der  Schweizerbund  in  die  einige  und  nntheil- 
hare  helvetische  Bepublik;  und,  wenn  auch  mehr  durch 
aufsere  Gewalt,  doch  nicht  ohne  dafs  innere  Zerwürfnisse 
tind  Bewegungen  vorausgegangen  waren.  —  Dann  ergriff 
in  Frankreich  Napoleon  Bonaparte  die  Zügel  der  Begi^inng. 

Wie  dort,  so  suchte  er  auch  hier,  (damit  er  seine  Gewalt 
Jbefestigte  und  die  Krad  der  Nation  nach  Aufsen  und  in  die 
Ferne  richten  konnte,)  die  Partheien  zu  versöhnen.  Da 
verschwand,  wie  in  Fcankreich ,  so  auch  in  der  Schweiz, 

■  die  eine  und  untheilbare  Bepublik.    Die  »  Vermittelungsacte  « 

•  vom  19.  Februar  i8o3.  enthielt  eineii  Vergleich  zwischen 
der  neuen  und  der  alten  Zeit.  Jener  verwandt,  in  wie 
fern  sie  den  Bestand  und  die  Verfassung  der  Cantone  be- 
stimmte oder  bestätigte,  näherte  sie  sich  dieser,  in  wie 

'-fern  sie  den  Schweizerbund  wiederherstellte  und  organisirte. 

»Wenn  auch  diese  Acte  des  auswärtigen  Interesses  Frank- 
reichs keinesweges  vergafs,  so  wird  sie  doch  noch  immer 
TOn  Vielen,  auch  in  dem  Interesse  der  Schweiz,  zu  den 
vorzüglichsten  politischen  Schöpfungen  Napoleon's  gerechnet. 
—  Unter  dem  Schutze  dieser  Verfassung  war  die  Schweiz 
ohngefähr  zehn  Jahre  lang  fast  das  einzige  Land  in  Europa, 
wo  im  Inneren  Buhe  und  nach  aufsen  Friede  onunterbrochen 
herrschte.    Da  wurde  das  Glück,  ermüdet,  dem  Manne  un- 

•  treu,  mit  dessen  Verhängnisse  das  Schicksal  der  europäi- 
schen Staatenwelt  auf  das  genaueste  verwebt  war.  Es  sank 
der  Arm,  welcher,  in  der  Schweiz  wie  anderwärts,  das, 
"Was  nur  locker  zusammengefugt  war ,  zusammengehalten 
oder  zusammengedrückt  hatte.  Den  Trümmern  des  Pracht- 
gebäudes, welches  Napoleon  errichtet  hatte,  erstand  ein 
neuer  Bau ,  bei  dessen  Aufführung  der  Plan  der  älteren 
Meister  möglichst  berücksichtigt  wurde.    Wie  in  Frankreich 

J  der  Thron  der  Bourbons  wiederhergestellt  wurde ,  so  erhielt 
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auch  die  Schweiz  (durch  den  Bund  vom  7.  August  i8i5.) 
eine  Verfassung,  welche  sich  mehr,  als  die  durch  die  Ver- 
mittelungsacte  eingeführte,  an  die  Verfassung  der  Vorzeit 
anschlofs.  (Zwar  der  Bund  behielt  grofstentheils  die  Orga- 
nisation, welche  ihm  jene  Acte  gegeben  hatte;  aber  desto 
mehr  änderte  sich  in  der  Verfassung  einzelner  Cantone. ) 
Doch  weder  in  Frankreich  noch  in  der  Schweiz  konnte 
man  die  Vergangenheit  ganz  zurückrufen;  weder  dort  noch 
hier  konnte  man  unter  den  politischen  Partheien,  welche 
sich  insgesammt  in  ihren  Erwartungen  getäuscht  hatten, 
mehr  als  einen  zweideutigen  Frieden  stiften.  —  Endlich, 
als  im  Monat  Juli  i83o  das  französische  Volk  mit  dem  Herr- 
schergeschlechte  zugleich  die  Grundlagen  der  Herrscher, 
gewalt  veränderte,  theilte  sich  die  Erschütterung  sehr  bald 
auch  der  Schweiz  mit.  Und,  wenn  man  den  äufseren  Ver- 
lauf der  Begebenheiten  von  ihrem  Geiste  und  Charakter 
unterscheidet,  so  kann  man  schwerlich  verkennen,  dafs  in 
dem  einen  und  in  dem  andern  Lande^  auch  jetzt,  wie  Yor- 
mals ,  dieselben  politischen  Streitfragen  verhandelt  werden , 
dieselben  Partheien  einander  gegenüber  stehen.       -  rr^t^i^^. 

Schon  deswegen  aber,  weil  es  der  französischen  Natiou 
bis  jetzt  noch  nicht  (oder  erst  seit  Kurzem)  gelungen  ist, 
ihrem  Gemeinwesen  eine  dauerhafte  Verfassung  zu  geben , 
dürfte  es  nicht  befremden ,  dafs  die  Schweizer  bisher  ver- 
geblich versucht  haben ,  dasselbe  Ziel  zu  erreichen.  Jedoch 
die  Schweiz  hatte  und  hat,  bei  dem  Streben  nach  diesem 
Ziele,  noch  mit  besonderen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 
Und  es  sind  diese  Schwierigkeiten  um  so  beachtungswerther, 
da  sonst  der  Inländer  an  der  Zukunft  seines  Vaterlandes^' 
verzweifeln  und  der  Ausländer  leicht  zu  dem  Irrthume  ver- 
leitet werden  könnte,  als  ob  die  Schweiz,  sich  selbst  über* 
lassen,  nicht  im  Stande  seyn  würde,  aus  dem  Zustande  der'' 
Verwirrung,  in  welchen  ihre  öfiPentlichen  Angelegenheiten 
gerathen  sind,  einen  Ausweg  zu  finden.  -  /«v 

Die  Schweiz,  als  ein  Ganzes  —  als  ein  Völkerbund  oder^ 
als  ein  Vöikerstaat  —  betrachtet,  hat  eine  rjepublicani- 


htM,  (mit  AMoUnb  tini  Nevfoialeiv)  ^  tmadmun  Be» 

staodtheile  dieses  Vereines.  Das  ist  aber  ein  Vorsug,  den 
die  Mouarchieen  TOr  den  Bepublikea  vonuM  babM,  dafa 
dia  iniiara  Rahe  päd  «Ordfoiifi.  waaa  da  §fiMti  mtdaa 
ist,  in  jeaan  tabaallar,  (weaa  aa^  aialit  iaaaia^daaaradaa^) 
als  in  diesen,  wiederhergestellt  werden  liann.  Denn,  sa 
wia  in  friedlicben  Zeiten  die  vollaiehende  Gewalt  io  dar 
MiiriiilMijMllMiMft  'a^  Naebdraefe  Itoty  ili  ii|  aiaar  Bm 
pablih so  bleiben  Aich ,  wenn  in  einaBi  wianapahttdiaa  Staata^ 
bürgerliche  Unruhen  ausbrechen,  Erinnerungen  zarüch, 
wehAa  Wiederherstellang  der  ujnarej^  Raba  aikiablimf 
9$mfmoW!i'^^  ai^ya  b^taraü  Zqitia  dar  MoaaraWav 
^eils  an  die  Mittel,  dinh  walcba  tanaaii- dar'lanci e iaiia 
aufrecht  erhalten  wurde.  In  dem  romischen  Freistaate  dauerte 
da{ufittrgerkri|p^i  aralcber  dorcb  den  Siegi  bei  Aotiom  baaa» 
d||piiMMAa^^M|i#  aocb  daaa  tuid  waaa  Tin  aiaeai  swaft» 
deatigen  Waffe^tbtanda  mtarbroobaa ,  über  aia  balbaa 
Jahrhundert  lang.  Von  weit  kürzerer  Dauer  waren  die  Bur* 
gafbriege  in  dan  Zeiten  des  Kaiserreichs. 

Koaii  aat  aiaaai  andarn  Grande  warda  and  wird  dia 
Uaang  dar  in  Frage  ttaben^aa  Aafgaba  dercb  dia  Yerfaa- 
sung  der  Schweiz  erschwert.  Als  die  Schweiz  yon  den 
Stürmen  der  2^it  zuerst  beimgesncbt  wurde,  irar  sie  ein 
Yarain  inebrar#r  ^taatao  oder  V^lbaraabaftaat 
aaeh  ibre  jetzige  Verfaetnng  iienibt,  (denn  nur  liara  war 
das  Zwischenspiel  der  einen  und  untheilbaren  beWetischen 
Bepahlilt,)  auÜ  dem  Grundsatze  d^s  Föderalismus.  Eine 
aolaba  YaiiMaang  aber  iit  ibram  Waeaa  aaak  aid  eo  bfiaat-' 
tial^  Warb,  da&  dat  Glaichgewiabt  Arar  TMle,  waimav 
einmal  gestört  worden  ist,  nicht  so  leicht  oder  so  bald 
wMarbergesteUt  werden  bann.  Denn  ein  jeder  einaaina 
Staat  da»  Tetaiaat  bat  aaiaa<batondare  Intaaeitan;  aad  waaa 
Mk  aaab  dteaa  im  Verbuifa  dar  SSeit  aiit  deai  SMaha  aad  / 
der  Veri'assung  des  Vereines  in  ein  friedliches  Verhältnifs 
yrtallf  babao  bönaea,  so  traten  aia  doab,  aobald  an  daa 
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Grundgesetzen  des  Bundes  gerüttelt  wird ,  von  neuem  als 
feindliche  Elemente  hervor.  Lange  gehegte  "Wünsche  ver- 
wandeln sich  dann  in  Ansprüche;  die  streitenden  Partheien' 

•  sind  Mächte;  was  man  bisher  nicht  im  Wege  der  Güte  er- 
langen konnte,  hofft  man  jetzt  dnrclh  (iewalt  durchsetzen 

.  zu  können.       Noch  bedenklicher  stellt  sich  der  Fall,  wenn' 
der  Kampf,  der  sich  in  einem  Staatenbunde  oder  Bundes- 
staate entspinnt,  nicht  blos  der  Verfassung  des  Ganzen,  son- 
dern zugleich  der  Verfassung  der  einzelnen  Bestandtheile 
des  Vereines  gilt.    Dann  verschlingt  sich  der  eine  Kampf 

•  mit  dem  andern ;  beide  stehen  nun  mit  einander  in  dem  Ver-* 
hältnisse  der  Wechselwirkung  und  es  bilden  sich  Verwicke- 
lungen, welche  nur  die  Zeit  oder  ^ie  Ermüdung  der  sich 
befeindenden  Partheien  lösen  kann.  Gerade  dieser  Fall  aber* 
ist  der  der  Schweiz.  Die  Streitfrage  ist  dermalen  und  war 
auch  früher  nicht  etwa  blos  die ;  Wie  ist  die  Verfassung 
der  Schweiz,  als  einer  Gesammtheit,  zu  gestalten  und  zu- 
ordnen ?  Sondern  der  Streit  betriöt  eben  so  wohl ,  viel- 
leicht sogar  vorzugsweise,  die  Verfassung  der  einzelnen 
Cantone.  Als  Frankreich  zuerst  in  die  inneren  Angelegen« 
heiten  der  Sqhweiz  eingriff,  nahm  es  hierzu  von»  der  in 
mehreren  Cantonen  herrschenden  Partheiung  die  Veranlassung 
oder  den  Vorwand.  Die  von  Frankreich  gestiftete  eine  und 
untheilbare  Bepublik  verschwand.  Aber  nicht  eben  so  ver- 
schwanden die  Partheinamen  :  Aristokraten  und  Demokraten , 
welche  ihren  Weg  aus  Frankreich  in  die  Schweiz  gefunden 
hatten ,  oder  die  Partheien ,  welche  mit  diesen  Namen  be- 
zeichnet worden  waren.  In  einigen  der  wiederhergestellten 
Cantone  bewachten  oder  bekämpften  diese  Partheien  einan- 
der fortdauernd.  In  anderen ,  in  welchen  die  eine  oder  die 
andere  Parthei  die  Alleinherrschaft  oder  das  Übergewicht 
hatte,  entschied  diese  Stimmung  über  die  Stellung  des  Can- 
tones  zum  Bunde  und  zu  den  ^übrigen  Cantonen.  So  oft 
sich  seitdem  die  Verfassung  der  Schweiz  als  einer  Gesammt- 
heit veränderte ,  veränderte  sich  auch  in  einzelnen  Cantonen 
die  Veifas&UDg^  oder  wurde  vielmehr  jene  verändert ,  weil: 
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in  dieser  die  Verfatsaug  verändert  worden  war.  lind  was 
halt  demalen  die  CaDtooe«  wk^e  das  »Coocordatc  Qntef 
sich  abgeschlossen  haben,  zosammen?  oder  .welches  Interesse 

Tereinigte  mj^hrer^  Stände  zu  der  Sarner  Conferenz? 

|Jel:(frall,  die  Worte:  Aristokrat  und  Demokrat,  als 
Partheinaniea  e^tSnen,  ist  man.  der  Gefahr  ausgesetzt  ^  in 
niÜ&deatungcn  und  Mifs Verständnisse  zu  verfallen,  welche 
schon  für  sich  hinreichen ,  die  Angelegenheit  des  Staates  zu 
verwickehi  und  die  Versöhnung  der  Partheien  zu  erschw^ 
reo«  (ioeoi  gewissen  Sinne  kann  und  soll  ein  Jed^ 

ein  Aristokrat  seyn;  in  dem  Sinne  nämlich,  dafs  ein  Jeder 
wünschen  oder  verlangen  iiann  und  soll ,  dafs  die  Leitung 
der  $ff/entlichen  Angelegenheiten  den  besten  d.  i«  den  ein- 
sichtsvollsteii  f  tüchtigsten  und  würdigsten  Bürgern  anver* 
traut  werde.  Wer  in  diesem  Sinne  nicht  ein  Aristokrat 
ist,  der  ist  nicht  ein  Demokrat,  sondern  ein  Freund  der 
Ochlokr^ie,  der  Pöbelherrschait.  Aber  schon  diese  Wahr- 
beft  wird  4p  Zeiten  innerer  Aufregung  leicht  verkannt;  bald 
aus  Furcht,  bald  aus  Machtneid.  IJoch  nun  kommt  ein  an- 
derer Streitpunkt,  die  UäU|>tc|uelle  der  Mifsverständnisse, 
ZU  welchen  jene  Beinamen,  als  solche,  Veranlassung  geben. 
Wenn  die  Leitung  und  Verwaltung  der  öffentlichen  Ange« 
legenheiten  den  Besseren  und  Besten  gebührt,  soll  nicht 
die  Verfassung  von  dfnen,  welchen  sie  dte  Gewalt  anver- 
traut ^  gjewisse  Gewährleistungen  fordern?  und,  dieses 
angenommen,  wie  sollen  diese Garantieen  beschaffen  seyn? 
So  verschieden  die  Antworten  sind,  die  man  auf  diese  Fra» 
gen  geben  kann,  so  verschieden  sind  auch  die  Bedeutungen, 
wejbche  man  mit  jenen  Partheinamen  verbinden  kann«  Hau 
kai|ii«^|i^vorderst  denjenigen  einen  Demokraten  nennen ,  wel* 
eher  aUe  Gewährleistungen  dieser  Art  verwirft,  welcher 
also  z.B.  verlangt,  dafs  in  der  Landesgemeinde  oder  in  den 
V?ahl Versammlungen  das  Stimmrecht  nicht  durch  das  Ver* 
mögen  der  Burger  bedingt^  oder  nach  diesem  Mafsstabe  ab« 
gestuft  seyn  soll.  Aber  eben  so  wohl  kann  man  den  Namen 
ein^  Demokraten  auf  denjenigen  beschränken,  welcher  nur 
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Mf  erblichen  politischen  Vorrechten  feind  ist,  welcher 
also  nur  das  leugnet,  dafs  die  Abstammung  Ton  bestimmten 
Ahnen  eine  Gewährleistung,  ja  wohl  selbst  die  einzige  Ge- 
währleistung (lir  die  Tauglichlieit  zum  Herrschen  oder  Re- 
gieren sey  und  seyn  honne.  (Wer  in  dem  erstercn  Sinne 
ein  Demokrat  ist,  spricht  in  der  That  der  Pöbelherrschaft 
das  Wort.  Er  verkennt,  indem  er  von  dem  Grundsatze  der 
*  rechtlichen  Gleichheit  ausgeht ,  dafs ,  wer  über  andere  ge- 
bietet, —  dafs  also  der  Staatsbürger  und  der  Staatsbeamte 
schon  aus  der  Sphäre  dieses  Grundsatzes  herausgetreten  ist. 
Dagegen  kann  man  sagen,  dafs,  wer  nur  indem  letzteren 
Sinne  ein  Demokrat  ist,  mit  seinem  Gegner  blos  über  eine 
Thatsache,  über  eine  conditio  facti ^  streite.)  —  Andere 
mögen  entscheiden,  ob  nicht  auch  in  der  Schweiz  die  Viel- 
deutigkeit jener  Parlheinamen  den  Streit  verwickelter  mache,  ' 
ob  man  nicht  auch  in  der  Schweiz  die  verschiedenartigsten 
Elemente  und  Ansprüche  mit  dem  einen  oder  mit  dem  an* 
dern  jener  Namen  bezeichne.  ^ 

Endlich,  um  über  die  in  der  Schweiz  herrschenden 
Wirren  und  über  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe,  Frieden 
and  Eintracht  in  diesem  Lande  wieder  herzustellen,  ein 
billiges  Urtheil  zu  sprechen,  hat  man  am  wenigsten  den  ^ 
Umstand  zu  übersehen,  dafs  in  der  Schweiz  Einheit  der 
Nation  nur  zu  den  frommen  Wünschen  gebort.    Es  giebt 
eine  deutsche ,  eine  franzosische  und  eine  italienische  Schweiz* 
Der  eine  Theil  des  Volkes  ist  der  katholischen,  der  andere 
der  protestantischen  Kirche  zugethan;  beide  (eine  in  Repu- 
bliken nicht  seltene  Erscheinung!)  mit  besonderem  Eifer.  *^ 
In  dem  Hochgebürge ,  in  den  Thälern  der  Alpen  haben  sich  ' 
noch  hin  und  wieder  die  einfachen  Sitten  und  Gewohnhei- 
ten des  Hirtenlebens  erhalten ;  andere  Gegenden ,  besonders  * 
einige  Städte,  sind  berühmt  wegen  der  geselligen  und  wis- 
senshaftlichen  Cultnr  ihrer  Einwohner.    Eben  so  grofs  ist 
die  Verschiedenheit  der  ökonomischen  oder  materiellen  In-  ^ 
teressen ,  wenn  man  die  einzelnen  Cantone  in  dieser  Bezie-  ^ 
hung  mit  einander  vergleicht.   Das  beweisen  schon  die  Ver- 
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handlungen  über  den  neuesten  Entwurf  einer  Bundesurkande.'* 
Die  Commission,  \relche  diesen  Entwurf  bearbeitete,  er- 
Ida'rt  in  ihrem  Berichte,  dafs  unter  den  Aufgaben,  welche 
sie  zu  losen  hatte,  die  schwerste  die  war,  die  Verschieden- 
heit der  ökonomischen  Interessen  der  einzelnen  Cantone  mit 
der  Einheit  des  Bundes  in  Übereinstimmung  zu  setzen.  Zwar 
stellte  sich  die  Verschiedenheit  dieser  Interessen  der  neuen 
Gestaltung  des  Bundes  vorzugsweise  in  so  fern  in  den  Weg, 
als  hierbei  das  öffentliche  Einkommen  der  einzelnen  Cantone 
betheiliget  war.  (In  einem  Freistaate  ist  eine  jede  Verän- 
derung in  dem  Staatshaushalte  mit  besonderen  Schwierig- 
keiten yerbunden ;  und  das  neue  Bundesgesetz  wurde  Ver- 
änderungen dieser  Art  noth wendig  gemacht  haben.)  Aber, 
auch  "was  die  Opfer  betraf,  welche  der  Entwurf  den  ein- 
zelnen Cantonen  wegen  ihrer  öffentlichen  Einkünfte  aufer- 
legte ,  standen  die  Privatinteressen  der  Cantonseinwohner  im 
Hintergrunde.  Die  Bestimmungen  des  Entwurfes,  welche 
die  Erleichterung  der  Waarendurchfuhr ,  (des  Transits,) 
zum  Gegenstande  hatten ,  konnten  eben  deswegen  nicht  allen 
Cantonen  in  gleichem  Grade  willkommen  seyn.  —  Wenn 
nun  selbst  in  einem  einfachen  Staate  Einheit  der  Verfassung 
und  Verwaltung  ohne  Nationaleinheit  eine  schwer  zu  lö- 
sende Aufgabe  ist ,  so  mufs  dieselbe  Aufgabe  in  einem 
Staatenvereine,  ohne  dafs  jene  Bedingung  gegeben  ist,  fast 
zu  den  unauflösbaren  gehören.  * 


Das  grofse  Werk ,  welches  die  Schweizer  unternommen 
haben ,  ihre  Verfassung  umzugestalten ,  einen  neuen  und 
zeitgemäfseren  Bund ,  einen  neuen  Grundvertrag ,  mit  einan- 
der abzuschliefsen ,  enthält  zu  einer  Menge  Fragen  und  Auf- 
gaben den  Stoff  und  die  Veranlassung.  Ich  werde  jedoch 
in  dieser  Abhandlung  nur  zwei  von  diesen  Aufgaben  zu 
losen  versuchen ,  —  diejenigen ,  über  welche  ich  noch  am 
ersten  etwas  sagen  zu  können  glaubte ,  was  vielleicht  gesagt 
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und  fi^edruckt  zu  werden  rercliente,  zugleich  diejenigen, 
welche  ich  i)Och  am  ersten  beantworten  konnte ,  ohne  mich 
auf  dM  •turniifche  Meer  der  Politik  des  T^ges  za  ifreit 
binains  wa  wagen. 

Also  erstens:  Was  darf  geschehen?  und  zweitens: 
Was  kana  geschehen,  um  jene«  Unternehmen  aussuführen^ 
Bei  der  Beaniwortung  der  erstere«  Frage  wird  theiU  dat 
Staatfvecht  der  Schweiz,  theils  das  enropä'isQhe  Yolberrecht 
zu  berücksichtigen  seyn.  Zur  Beantwortung  der  letzteren 
Fragil  (welche  zugleich  fiir  De^tschland  ein  besonderes 
Interesse ^hat,)  werde  ich  die  verscbiedeiiien  an  sich  meg- 

«  lic|ieii  Systeme  darzostellen  Tersnchen,  welche  der  Beorge-- 
nisation  der  Schweiz  zur  Grundlage  dienen  könnten  ,  auch 
eijpj|;e  Bemerkungen  über  den  relativen  Werth  dieser 
stcpa»,e  hinzifägen. 

Anf  die  Vefanderungen ,  welche  in  der  Verfassang  ein- 
zelner Cantone  getroffen  worden  sind  oder  (namentlich  in 
Schwyz  und  in  Basel)  noch  getro0en  werden  sollen,  werde 

_  ich  nicht  eingehen  oder  ich  wei'de  diese  Veränderungen 
wenigstens  nur  in  so  fern  berühren,  als  sie  mit  der  politi- 
schen Um^e&laJtuug  der  Schweiz,  als  einer  Gesammtheit , 
in  Zasan^menhang  stehen.  Mein  Stillschweigen  über  jene 
Yerendernngen  beruht  auf  denselben  Gründen,  mit  weleben 
ich  so  eben  eine  andere.  Begrenzung  des  Gegenstandes  der 
Torliegenden  Abhandlung  vertheidiget  habe. 

t 

Von  der 

rechtlichen  Zulässigkeit  des  ia  Frage  stehenden 

Unternehmeiis« 

A.    Nach  dem  Staatsrechte  der  Schweiz. 

Der  Ban4esTertrag  yom    August  idi5«  enthalt  nistende 
eine  BlesliaiBrang  €ber  die  Umgestaltung  oder  ibeilwe|s^ 
Sndemi^  des  Bundes,  welchen  die  22  Cantone  derScl^weiz 
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to  jenem  Jahre  unter  mh  aJ^scUossen.  (Der  diesjährige 
Entwurf  eines  neuen  Run  des  Vertrages  handelt  in  einem  eige- 
nen Kapitel  von  der  Hevi«iQn  der  Bundesaete.)  Welche 
Folgerangeo  lassen  sich  aus  diesem  Stillschweigen  desBtin-' 
desyertrages  r.  J.  181 5.  ahleiten? 

Fürs  erste  wohl  unstreitig  die  Folgerung:  Der  Bon* 
desvertrag  gestattet  eine  Abändernog  seiner  Bedingaogeo. 
Wie  er  das  Besultat  der  freien  Übereinstimmong  der  Can* 
tone  war,  so  Sit  es  anch  Rechtens,  dafs  er  auf  dieselbe 
Weise  umgestaltet  oder  nbgeüüdert  werden  hanm  Zwar  ' 
erklärten  die  Cantone  b^i  der  förralichen  Annahme  oder 
3ehräiUgnng  des  Vertrages  dnrcfa  ihre  Abgeordneten ,  v  ^si^  Os 
tAUPvmnt  otfU  oUiance  ßdklemmi  cn  Jrsres  et  conßdere^ 
dans  toLLtes  les  circonstances,«^  Aber  diese  Erkiarang 
ist  um  so  weniger  als  eine  Versichtleistpng  auf  eine  jede 
Ahänderaag  der  Vertragshediqgangen  sa  deuten,  da  sogar 
der  Bechtsgültigkeit  einer  solchen  Verzieh tleistung  d ie 
erhebliclistcn  Eiti Wendungen  entgegenstehen  würden.  Es 
giebt  Verfa^sttogsurkunden,  welche  erst  ,  nach  Ablauf 
einer  bestimmten  Frist  eine  Rerision  des  Yerfassttngs» 
gesetses  Torsonehmen  gestatten.  Schon  eine  Clausel  dieser 
Art  Hifst  sich  schwerhch  verlheidigen.  Denn  ist  der  Mensch 
der  Hlerr  der  Zukunft  ?  Kann  ein  Volk*  oder  dessen  Ypt£9&^ 
»oegsaMifiiiger  Vertreter  den  Beschlnfs  fassen,  dafs  die  Ter- 
bindende  Kraft  eines  Gesetses  unabhängig  seyn  solle  von 
dem  GruntlL«,  durch  welchen  sie  doch  allein  gerecbtferUget 
werden  kann?    •  "  * 

Ghen  «o  wenig  durfte  zwsitenf  die  Folgerung  Wider« 
Spruch  zu  fSrchten  haben ,  dafs  eine  Umgestaltung  oder  Ho« 
dification  des  ßandesvertrages,  welche  auf  der  Tagsatzung 
die  iMekrheit  der  Stimmen  für  sich  hätte,  nicht  für  die  * 
Minderzahl  verpflichtend  seyn  würde«  Zur  Bestätigung  die« 
ser  Folgerung  gedenke  und  brauche  ich  nicht  auf  das  We« 
seu  des  Bund  es  Vertrages  v,  J.  iöi5  einzugehen«  Der  Wort* 
l%nt  des  Art.  VlU.     ^  des  Vertrages  genügt« 
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Jait  des  alliances  avec  les  puissances  etrangeres;  mais 
pour  ces  dicisions  importantes  f  les  trois  quarls  des  voix 
sont  necessaires,     Dans  toules  les  autres  affaires,  qui 
sont  remises  ä  la  Diete  par  le  pacie  federal, 
la  majoriU  absolue  decide,  <c 
Also,  nur  in  den  Angelegenheiten  soll  die  Mehrheit  der 
Stimmen  entscheiden ,  welche  der  Bandesvertrag  an  die  Tag- 
satzung zur  Erledigung  verwiesen  hat.    Nirgends  aber  wird 
in  der  Bundesacte  auch  die  Abänderung  des  Bundesvertra- 
ges diesen  Angelegenheiten  beigezählt. 

Drittens  aber:  Was  ist  dann  Rechtens,  wenn  wegen 
einer  Abänderung  der  Bundesverfassung  die  Stimmenmehr- 
heit  nicht  zu  erreichen  ist?  wenn  sich  ein  Theil  der  Stim- 
men für,  ein  anderer  Theil  gegen  die  Abänderung  er- 
hlärt?  oder  wenn  die  Stimmen  wegen  der  Art  der  Abän- 
derung getheilt  sind  ?  Die  Frage  läfst  sich  in  eine  andere 
und  allgemeinere  auflosen;  in  die  Frage:  Steht  es  den  ein- 
zelnen Cantonen  frei,  sich  von  dem  Vereine  loszusagen? 
Denn,  verneint  man  diese  Frage,  so  bann  man  sich,  in 
einem  Falle  jener  Art,  nur  an  die  Rechtsregel  halten: 
Melior  est  prohibentis  conditio,  —  Diese  Frage  nun,  die 
allgemeinere ,  dürfte  nach  dem  dermaligen  positiven  Rechte 
der  Schweiz  zu  den  unauflösbaren  gehören.  Denn  die  Bun- 
desacte vom  Jahre  181 5  bezeichnet  den  Verein,  dessen  Be- 
^dingungen  sie  enthält,  eben  so  wohl  mit  dem  Worte:  Con- 
federation,  Bund,  als  mit  dem  Worte:  Alliance,  Bundnifs. 
Vergl.  unten  über  die  zweite  Hauptaufgabe.  (Besser  halte 
die  diesjährige  Bundesacte ,  besser  hat  die  deutsche  Bundes- 
acte' auf  Fälle  dieser  Art  in  voraus  Bedacht  genommen. 
Man  eilte  im  Jahre  i8i5,  weil  Eile  noth  that.)  Wünsche 
oder  Hoifnungen  zu  äufsern,  ist  hier  der  Ort  nicht. 

B.    Nach  dem  europäischen  Völkerrechte. 

Die  hier  zu  erörternde  Frage  ist  zuvörderst  die:  Ha- 
ben andere  europäische  Mächte,  vermöge  der  zwischen 
ihnen   und   der  Schweiz   abgeschlossenen  Vor- 
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trage,  das  Recht,  Einsprache  gegen  eine  Veränderung  zu 
thon,  welche  die  Schweis  mit  der  YerfaMoiig  ihres  Bon» 
des,  ohne  die  Zoitimniiing  oder  gegen  den  Willen  der  be* 
theOigten  Wehte,  vornähme? 

Die  Schlufsacte  des  Wiener  Congresses,  die  (in  der 
Toriiegenden  Beziehung  noch  unerschülterte)  Grundlage 
des  heotigen  enropibchen  ToUierreehts,  enthalt  folgende 
In  die  so  eben  aufgestellte  Trage  einschlagenden  Bestim« 
mungen : 

Art.  LXXIV-  tViaUgriti  de»  dix^ne^f  eantomf  tele  gu*iU 
eanttaient  en  corps  poUliqu«,  ton  de  la  convenUon  du 
9q»  dScembre  18 13,  esf>  recomue  comme  base  du  sjsleme 
helveiique. « 

Art.  LXXV.  »Le  FaUaist  le  Urritoire  de  Genev0f  la  prm- 
ctpaiitS  de  Neu/bhatelf  tont  reuni»  ä  la  Saisse,  et  Jbrme' 
ront  irois  nouveaux  Cantons.  —  La  vallee  de  Dappes, 
ayant  fait  partie  du  vanlon  de  Faud ,  lui  est  refidue»€ 
Die  Art.  LXXVl  —  LXXXIIK  enthaltenen  Bestimmungen, 
welche  den  Bestand,  die  Grenzen,  die  Geldinteressea 
s.w.* einzelner  Canlone  betreffen.  [Da  diese  Artikel 
mit  der  vorliegenden  Hauptaufgabe,  wenigstens  nach 
'  .'der  jetzigen  Lage  der  Sache,  hauan  in  irgend  einem 
Zusammenhange  stehen,  so  ist  es  unnSthig,  sie  hier 
Ton  Wort  tu  Wort  zu  wiederholen  oder  auch  nur 
ihren  Inhalt  genauer  anzugeben.  Zwar  bezieht  sich  al- 
lerdings einer  dieser  Artikel,  der77Ste,  auf  die  Ver- 
fassung der  Cantone  Bern  und  Basel.  Allein  die  Ge- 
wShrleistung,  die  er  enthalt,  ist  den  jetzigen  Verband- 
langen  über  die  Reorganisation  des  Schweizerbundes 
fremd.  Denn  der  Artikel  lautet  so:  uLee  habiians  de 
VMchä  de  Bdle  ei  ceax  de  Bienne,  riunis  au»  eanione 
de  Berne  ei  de  Bdle,  jomrord  ä  toue  igardsf  eane  diffc* 
rcncc  de  rellgion  (qui  sera  conseruce  dans  Vetat  presenty) 
des  memes  droits  politiques  et  civils,  dont  jouUsent  et 
pourrani  jomr  lee  habUane  des  aneiennes  partiee  de§  diu 
eanfpi».€  etc.] 


Digitized  by  Google 


Veber  dm  gegenwärtigen, 

iVui  ö  pur  Us  Paissänces  gai  öht  sign^  Ü  irdiU  de  Päritf 
ä  la  Diete  de  la  Conßdercdwn  Suisse ,   et  acccptee  pur 
la  Diele f  moyennant  son  ade  (Cadhesio^  du  27.  Mai, 
est  coHßrmte  dane  touie  sa  ten^^,  H  U^priticij^  ela^ 
blis  f  aimi  gue  les  attangeMens  äftkh  dane  la  diUe  «W- 
claratioiit  iont  invariablement  mainlenus,<^-    Vergl.  Art. 
CXyiil«  itt  welchem  dieselbe  Bestätigung  ohogePahr 
mic  denselben  Worten  wiederholt  vrird.   (  Diese  Ton  der 
Tagsatzung  formlicb  angenommene  ErRlariing  der  seilt 
Jtfächte  sichert  der  Schweiz  eine  immerwährende 
Nei^treiität,  um  neutraUU  permanenle,  unter  den  in 
derselben  Erklärung  enthaltenen  Beding^ungen  zu. 
*Die  i;o  cbta  angeführten  Artikel  der  ^chiat^acte  wie« 
derhoieO)  mit  einigen  Abänderungen  in  der  Worüas- 
san§;,  die  Bedingim^n  jener  Zusicherung        als  Sti- 
pulationen des  Wiener  Congresses,   Zu  £hd^  jener  Er- 
klärung kommt  noch  folgende  Stelle  vör ,  Welehe  liier 
nicht  übergangen  werden  ,dai  i' ;  »  Les  Puissances  donnenl , 
.  'par  la  dedaration  ci^^dessus,  une  preufe  aidhentique  de 
leur  disir  dassurer  la  tranquiUtU  dans  PinUriettr  de  la 
Suisse.   Elles  se  fönt  egalement  un  devoir  de  ne  rien  nS^ 
gliger  de  ce  gui  peut  accelerer  V  elablissemenl  du,  pacte 
JfMiratifm    En  condqumee^  elles  attert^ntf  avep  toute 
cor^iancef  gae  l$s  eantone*  sacrißeront  toute  consid^ratipn 
d^une  importance  secondaire,  et  ne  dtßereront  pas  plus 
long'temps  d'  accedar  ä  Vacte  de  celle  confedcrallon  con^ 
ehke  lihrähwä  par     majorite  de  teure  co'^elaU,  Vin^ 
tirit  gin^ml  commändan^  de  la  maniere  la  plus  pressante 
que  loutes  les  parties  de  la  Suisse  soient^riunies  le  plw» 
tot  possible  par  le  liea  commun  d*  une  Constitution  Jede^ 
ratwe*e>) 


Ausgenomdien  den  n^q(it€>n  und  letzten  Artikel  der  ErUfirung 
der  acht  Machte,  welche  die  Person  des  Akts  von  QeJüeiK 
kctwfft, . 
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Ich  will  es  jetzt  versuchen,  die  Resultate  oder  —  die 
Probleme  aufzustellen,  welche  sich  ans  den  obigen  Bestim- 
mungen der  Schlufsacte  des  Wiener  Congresses,  in  Bezie- 
hung auf  die  vorliegende  Hauptfrage,  ableiten  lassen. 
^'^^  Erstens:  Die  Schlufsacte  enthält  nirgends  eine  aus- 
drückliche Stipulation  des  Inhalts,  dafs  die  Schweiz  die 
and  die  (Bundes,  oder  Cantonal-)  Verfassung  haben  oder 
behalten,  oder  dafs  die  Verfassung,  welche  sich  die  Schwees 
zu  geben  gedenke ,  auf  den  und  den  Grundlagen  beruhen 
solle.  Auf  dem  Wiener  Congresse  war  allerdings  davon 
die  Frage,  ob  nicht  die  hohen  europäischen  Mächte,  welche 
den  Vertrag  von  Paris  unterzeichnet  hatten,  in  den  Verfas- 
sungsangelegenheiten der  Schweiz  interveniren  und  die 
Streitigkeiten,  welche  damals  noch  in  und  unter  den  Can- 
tonen  der  Schweiz  über  das  Verfassungswerk  herrschten, 
nothig^nfalJs  entscheiden  sollten.  Und  es  fehlte  sogar 
nicht  an  Aufforderungen  oder  Veranlassungen  zu  einer  sol- 
chen Intervention,  welche  sich  aus  der  Schweiz  selbst  her- 
schrieben *).  Jedoch,  wie  aus  der  oben  erwähnten  Decla- 
ration  der  hohen  europäischen  Mächte  vom  20.  März  i8i5 
bestimmt  hervorgeht,  begnügten  sich  diese  damit,  den  Can- 
tonen  der  Schweiz  die  Beschleunigung  und  Beendigung  des 
bereits  begonnenen  Verfassungswerkes  dringend  zu  empfeh- 
len. Diese  mit  Würde  und  Mäfsigung  abgefafste  Erklärung 
hatte  den  beabsichtigten  Erfolg.  Die  Schweizer  wurden 
unter  sich  selbst  einig,  ohne  dafs  sie  eines  auswärtigen 
Schiedsrichters  bedurft  oder  andere  Mächte  um  Gewährlei- 
stung der  neuen  Verfassung  angesprochen  hätten.  —  Die 
vorliegende  Hauptfrage  stellt  sich  also  nunmehr  so :  Kann 
man  aus  den  Stipulationen  der  Schlufsacte  des  Wiener  Con- 
gresses  folgerungsweise  den  Satz  ableiten,  dafs  den 
europäischen  Mächten,  welche  diese  Acte  unterzeichnet  oder 
angenommen  haben ,  und ,  (wie  sich  die  Sache  in  der  Wirk- 
lichkeit stellt,)  namentlich  den  europäischen  Hauptmächten 

^  *)  Vergl.  Klüber's  Aden  dea  \^  iener  ('ungrcsBes  V.  Bd.  S.  158  flf. 
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—  schlechtbin  oder  bedingungsweise  —  das  Becht  zustehe, 
gegen  eine  Veränderung  der  im  Jahre  181 5  begründeten 
Verfassung  der  Schweiz  Einsprache  zu  thun?  Die  Beant- 
wortung dieser  Frage  soll  in  dem  Folgenden  —  unter  2. 
3.  und  4.  —  versucht  werden.  Vorläufig  nur  so  viel,  dafs 
jider  Schlufs ,  von  welchem  hier  die  Rede  ist ,  einer  beson- 
ders strengen  Rechtfertigung  bedarf  oder  bedürfen  würde. 
Denn  Völkerverlräge,  welche  für  die  Verfassung  eines  Staa- 
tes oder  eines  Staatenvereines  Gewähr  leisten ,  mochten 
nicht  zu  denen  gehören,  welche  eine  rechtliche  Gunst  für 
sich  haben. 

Zweitens:  In  der  Schlufsacte  des  VV.  C.  ist  überall 
nur  von  der  schweizer  Conföderation  und  von  den  22  Can- 
tonen  der  Schweiz  die  Rede.  Die  sämmtlichen  die  Schweiz 
betreifenden  Stipulationen  dieser  Acte  setzen  voraus,  dafs 
die  Schweiz  aus  Cantonen ,  (aus  mehreren  Staaten,)  und 
dafs  unter  diesen  Cantonen  ein  Bund  bestehe.  Nun  hann 
zwar  darüber  gestritten  werden ,  ob  diese  Voraussetzung 
blos  eine  factische  oder  ob  sie  zugleich  eine  rechtliche 
Voraussetzung  war  d.  i.  ob  sie  nur  als  eine  Bezeichnung 
der  einen  contrahirenden  Parthei  (nur  als  eine  designatio 
personae)  oder  ob  sie  zugleich  als  eine  Bedingung  jener 
Stipulationen  zu  betrachten  sey.  Allein,  wie  mau  auch  über 
diese  Streitfrage  urtheile,  so  ist  doch  so  viel  gewifs,  dafs 
das  gemeine  europäische  Völkerrecht  eine  Veränderung, 
durch  welche  ein  Staat  oder  ein  Volk  seine  Selbstständig- 
keit verliert,  nur  in  so  fern  für  rechtsgültig  hält,  als  sie 
von  den  übrigen  europäischen  Mächten  anerkannt  worden 
ist.  Angenommen  also,  dafs  die  Schweizer  dermalen  an  die 
Stelle  des  unter  ihnen  bestehenden  Bundes  eine  einige  und 
untheilbare  Republik  setzen  wollten,  so  würde  diese  Neue- 
rung, um  dem  gemeinen  europäischen  Völkerrechte  nach 
rechtsgültig  zu  seyn,  der  Zustimmung  der  übrigen  euro- 
päischen Mächte  bedürfen.  Ja ,  schon  dann  würden  sie  nicht 
einen  jeden  Einspruch  als  schlechthin  widerrechtlich  zurück- 
weisen können ,  wenn  sie  ihren  Verein  in  derselben  Richtung 
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so  wie  durch  den  Wortlaut  des  Art.  LXXIV.  dieser  Acte 
bestätiget  werden«  Der  Congrefs  wollte  und  sollte  den  po» 
litischen  Zottand  roo  Earopa  uberhaapt  und  auf  die  Daser 
Astttelleo«  lodem  der  Art.  LXXIV«  den  Anadmeli!  Helve- 
tisches  System,  gebraucht,  deutet  er  zugleich  auf  den  Zu- 
samraeohang  hin,  in  welchem  dieses  Sjstem  mit  dem  der 
Geaammtheit  der  eoropaisehen  Staaten  alehe  und  sleliea 
aolle. 

Drittens:  Dagegen  dürflein  d  e  r  Stipulation  derSchluPs- 
acte,  welche  den  einzelnen  Cantonen  die  Integrität  so« 
aichert,  kein  Grand  enthalten  sejn,  die  Torltegende  Frage 
auf  die*  eine  oder  anf  die  andere  Weise  zu  enttebeiden« 
Wenn  man  die  Verhandlungen  zu  Bathe  zieht,  deren  Re- 
sultat, diese  Stipulation,  der  Art.  LXXIV.  der  Schlufsacte, 
war^ao  war  der  Zweck  lind  so  ist  der  Sinn  jener  Znsiche- 
rang  der:  Einige  Cantone  Terlangten  eine  YergrSrseruog 
ihres  derroaligen  oder  die  VN  it  ch  rherstellung  ihres  ehema- 
ligen Gebietes.  Namentlich  wurde  ron  Bern,  Ton  dem 
Cantone,  welcher  ?on  seinem  Gebiete  am  meisten  in  den 
StSrmen  der  Zeit  yerloren  hatte,  diese  Forderung  erhohen. 
Auch  mehrere  andere  Territorialfragen  kamen  zur  Sprache. 
Allen  diesen  Ansprüchen  und  Streitigkeiten  sollte  der  Art. 
LXXIV«  ein  Ziel  aetsen  und  setzte  er  ein  Ziel.  Die  hohen 
emropfilachen  .Mächte  worden  zu  dieser  Entscheidang  durch 
dieselben  Betrachtungen  bewogen,  welche  Sie  bestimmten, 
auch  die  deutschen  Länder  und  Gebiete  im  Ganzen  bei  dem 
Bfatande  za.  lassen ,  welchen  sie  im  Jahre  und  seit  dem 
Jahre  1806  erhalten ' hatten.  Nicht  die  Verfassung  der 
Schweiz  also  hatte  man  yor  Augen ,  indem  man  den  Canto* 
nen  ihre  Integrität  d.  i.  die  Integrität  ihres  Gebietes  zu- 
sicherte.  —  Eine  andere  Frage  ist  freilich  die,  ob  nicht 
gegen  die  Spaltung  des  Cantons  Basel  in  swei  Cantone, 
(StadtBasel  und  BaselLandschaft,)  —  und  gegen  eine  jede 
ähnliche  Spaltung       ans  dem  Grunde  Einwendungen  er- 
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hoben  werden  könnten,  weil  die  Schlufsacte  die  Integrität 
der  Cantone  garantire ,  auch  nur  22  Cantone  kenne.  Zwar 
darf  man  annehmen ,  dafs  bei  den  Wiener  Verhandlungen 
an  die  Spaltung  eines  Cantons  mittelst  einer  Bevolution 
schwerlich  gedacht  wurde.  Aber,  so  wie  sich  hierauf  ant- 
worten läfst ,  dafs  gleichwohl  der  Art.  LXXI V.  theils  seinem 
Wortlaute,  theils  seinem  Grunde  nach  den  Fall  einer  sol- 
chen Spaltung  unter  sich  begreife ,  so  spricht  auch  für  das« 
,  selbe  Resultat  noch  eine  weit  erheblichere  Betrachtung. 
Alle  Stipulationen  der  Schlufsacte  bilden  ein  Ganzes^  eine 
jede  dieser  Stipulationen  ist  zugleich  in  Beziehung  auf  den 
Gesammtzweck  des  Wiener  Congresses  in  Betrachtung  zu 
ziehen  und  zu  deuten.  So  sollten  namentlich  die  Artikel 
der  Schlufsacte,  welche  die  Schweiz  betreffen,  zugleich 
das  Verhnltnifs  der  Schweiz  zu  dem  europäischen  Staa- 
tensysteme bestimmen,  die  Schweiz  als  eine  europäische 
Macht  constituiren  oder  reconstituiren.  In  dieser  Beziehung 
aber  war  und  ist  die  Zahl  und  der  Territürialbestand  der 
einzelnen  Cantone  unstreitig  nichts  weniger  als  gleichgültig. 
Denn  die  gröfsere  oder  geringere  Macht  eines  Staatenbun- 
des steht  mit  der  grofseren  oder  geringeren  Zahl  seiner 
Mitglieder  in  umgekehrtem  Verhältnisse.  Übrigens  braucht 
nicht  erst  ausgeführt  zu  werden,  dafs  der  oben  erwähnte 
Grundsatz  des  europäischen  Völkerrechts,  —  nach  welchem 
in  Europa  ein  neuer  Staat  des  Anerkenntnisses  der  übrigen 
europäischen  Mächte  bedarf,  um  unter  den  Schutz  des  eu- 
ropäischen Völkerrechts  zu  treten ,  auch  für  die  vorliegende 
Frage  mafsgebend  sey;  noch,  dafs  der  Fall,  welcher  hier 
erörtert  worden  ist,  in  Beziehung  auf  das  Ausland  der- 
selbe bleibe,  wenn  auch  StadtBasel  und  BaselLandschaft  auf 
der  Tagsatzung  nur  eine  Stimme  haben  und  behalten. 

V iertens :  Die  Schlufsacte  des  W.  C.  sichert  der 
Schweiz  —  unter  gewissen  Bedingungen  —  eine  im- 
merwährende Neutralität  zu.  Angenommen,  dafs 
durch  die  Veränderungen,  welche  die  Schweizer  mit  ihrer 
Verfassung  zu  treffen  gedenken,  dieee  Bedingungen  verletzt 
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würden,  so  folgt  zwar  nicht,  da£$  die  hohen  europäischen 
Mächte,  welche  die  SchHifsacte  unterzeichnet  haben,  gegen 
diese  Veränderungen  Einsprache  thun  könnten,  Wohl  aber, 
4aLs  sie,  wenn  diese  Yeränderangen  ins  Werk  gesetzt  wür- 
den, an  diu  Versprechen ,  in  einem  jeden  Kriege  die  Schweis 
als  ein  neutrales  Land  zn  behandeln ,  nicht  w,eiter  gebunden 
wfren.  Die  Frage  stellt  sich  daher  so :  Ist  unter  den  Be- 
dingungen ,  von  welchen  die  der  Schweia^  JiSogesieherte  iiOi» 
niee#ai#ende  NentraUtät  abhängig  gemacht  ^br^  ÜT,  auch 
die  enthalten,  dafs  die  Verfassung  des  Schweizerbundes 
nicht  ohne  die  Zustimmung  jener  Mächte  abgeändert  wer- 
den  dürfe?  Erwägt  man  nun ,  dafs  die  der  Schweiz  ertheilte 
2usifslieniäg  einer  immerwährenden  Neutralität  an  die  Er- 
föUnng  der  sämmtliohen  die  Schweiz  betreffenden  Sti- 
pularionen  der  Schi ufsacte  gebunden  ist,  und  dafs  aoter  die- 
sen Stipulationen ,  (wie  unter'^s«  und  S.  gezeigt  worden  ist  ^ 
änch  aolche  enthalten  sind,  welche  die  Verfaseung  der 
äohwvilB  betreffen ,  so  durfte  es  nicht  zweifelhaft  seyn,  dafs 
die  Schweiz  ihre  Neutralität  in  künftigen  Kriegen  auf  das 
Spiel  setzt,  wenn  sie  mit  ihrer  Verfassung  Veränderungen 
Tomimmt,  welche  mit  jenen  Stipulationen  unvereinbar  sind* 
Ja,  sie  ist  dieser  Gefahr  schon  dann  ausgesetzt,  wenn  die 
Mächte,  von  welchen  die  Zusicherung  einer  immerwähren- 
dea  Neutralität  ausgegangen  ist,  ailoli  anr  erhlären,  dafo 
die  ohd  die  Veränderung  mit  den  fieditigungen  des  Neutra. 
HtStsrertrages  unirereinbar  sey.  Denn  das  Ürtheil  einer 
seibststandigen  Macht  ist  rechtskräftig. 

Sowohl  in'Bcslehong  Huf  diese  Frage,  als  iur  dieBe^ 
urtiieOong  der  ^Iherrechtlichen  Verhältnisse  der  Schweiz 
ubeiliaupl,  ist  noch  der  Vertrag  von  hcsondei er  Wichtig- 
heit, -welchen  die  Schweiz  mit  den  Ge&andten  von  Öster- 
reich, Rofsland,  Groisbritannien  und  Preussen  unter  dem 
fto.  Mai  181 5  absehlofs'  %  Der  erste  Artikel  dieses  Ver< 
träges,  der  Hauptartikel ,  lautet  so; 


')  S.  Klüher*«  Acten  des  W.  C.  Bd.  V.  S.  m  ff.   per  Ver^ 
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"bValliance  entre  les  cours  fffAutriche^  de  Russie,  de 
Grande 'Bretagne  ei  de  Prasse,  a  poUr  hat  le  retablisse' 
meni  de  la  iranguilUU  ginirdle  et  le  mainthn  de  la  paix 
en  Europe.  Les  plus  gründe  intMts  de  la  Suisse  itant 
etroUement  lies  avec  cet  objet,  eile  declare  gu'elle  adhere 
JormeUement  aa  mime  sysleme,  et  promeA:  de  ne  jamaie 
«'«n  sipareTf  de  ne  point  Jitrmer  dt  andres  rülaUons  poU^ 
tiques,  ni  entrer  dans  aucunes  nr^ociations  opposSes  d^ee 
Systeme  f  et  de  coniribp,er  de  tous  ses  mojrens  d  rempUr 
le  bat  de  eette  aUiance^si 

Endlich  fünftens  ergiebt  sich  aus  dem  75steQ  Artikel 
der  Schiafsacte  des  W«  C.  ungezwungen  die  Folgerung, 
dafs  die  in  Anregang  gebrachte  Frage,  ob  das  Fürsteutham 
Neofchatel,  wie  bisher,  so  auch  in  Zukunft"  ein  Bestand* 
tbeil  des  Schweizerbundes  seyn  solle,  zugleich  eine  euro- 
paische Frage  ist.  Denn  jener  Artikel  hat  die  Verbindung, 
in  welcher  das  Furstenthum  früher  mit  der  Schweis  stand , 
ausdrücklich  und  tinbedingt  wiederhergestellt  Erwagt  man 
übrigens  die  Stellung  Preussens  zur  Schweiz  und  zu  Frank- 
reich, so  ist  die  Frage  noch  in  einem  andern  Sinne  eine 
europäische« 

'Alles  dieses  (i  —  5.)  susammengenommen ,  dürfte  sich 
das  Resultat  herausstellen,  dafs,  wenn  auch  die  Schlufsacte 
des  YV.  C.  keine  formliche  Gewährleistung  iür  die  bisherige 
Verfassung  der  Schweiz  enthält,  dennoch  der  lusherige 
Rechtsmstand  der  Schweis  mit  den  Stipalationett  diesto 
Acte  auf  das  genaueste  verwebt  ist  und  dafs  mithin  gegen  eine 
wesentliche  Umgestaltung  des  Schweizerbuodes  die  Stipula» 
tioiien  dieses  Vertrages  geltend  gemacht  werden  könnten. 

Die  yorliegeade  Hauptaufgabe  ist  bis  hieher  nach  Hafk* 
gäbe  der  Verträge  erörtert  worden,  weiche  die  Schweis 
mit  antlern  europäischen  Mächten  abgeschlossen  hat«  Die- 
selbe Frage  aber  kann  auch  mit  Rücksicht  auf  das  gemeine 


trag  wurde  ron  der  Xagsatzung  mit  Stimmen  mehr  hei  t  - 
ratifidrt. 
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MM|PI|P^|^^  Vdlkerreclit  infjgeworfen  ood  beintwor- 
Uft^lmMii  "Die  Frage  stellt  sieh  dann  so:  Wann  und  in 

wie  fern  sind  die  europäischen  Hauptmächte  befugt,  in  den 
'  yerfassaagsao^elegenheiten  der  Schweiz ,  überhaupt  oder  der« 
flMÜfe  ^  so  »inlerTemren«? 

Ich  glaube  mich  jedoch  entscbnldigen  zo  können,  wenn 
ich  diese  Frage  nur  berühre ,  ohne  auf  die  Erörterung  der* 
seihen  «iiisiigebeD«  Za  umfassend  ist  die  Aufgabe ,  als  dafs 
sie 'Will  lijpiläufig  mit  Erfolg  beantwortet  werden  kannte« 
Es  bat  mir  immer  geschienen ,  dafs ,  *wenn  auch  das  Hecht 
der  Intervention  in  thesi  allgemein  yerworfen  wird,  dennoch 
in  J^paihUif  so»  oft  eine  Intervention  für  rathsem  oder  för 
nai>edM&ltdh  erachtet  wird,  jederzeit  ein  Grand  zu  einer 
Ausnahme  von  der  Regel  in  Bereitschaft,  sey.  Und  das 
darf  um  so  weniger  befremden,  da,  wie  die  Verhältnisse 
unter  den*  enrdpaischen  Staaten  beschaffen  nnd  wecbselsei» 
lig  -versehlnngen  sind,  der  Gmndsatz  der  Nicht -Interven- 
tion selbst,  als  ein  Grundsatz  des  europäischen  Völker- 
rechts, nicht  unerheblichen  Einwendungen  oder  Zweifeln 
uoihirwoi^eii  leyn  mochte  *).  Nur  das  will  ich  bemerhen , 
dilft,  wenn  in  gewissen  FSIIen  den  enropa'ischen  Haupt* 
mächten  schon  v  e  r  1 1  a  s  m  ä  fsig  ein  Recht  der  Einsprache 
in  den  Yerfassungsangelegenheiten  der  Schweiz  zusteht, 
dieses  Yertragsrecht  noch  durch  die  Ausnahmen  bestärkt 
und  versterbt  werden  bann ,  durch  welche  der  Grandsatz 
der  Nicht -Intervention  zu  beschränken  ist  oder  beschränkt 
ZU  werden  pllegt^  und  umgekehrt. 

Ohnehin  wird  man  mir  yielleicht  den  Yorwurf  machen» 

dafs  ich  mich  auf  dem  Standpunkte  des  Volkerrechts,  bei 
der  Erörterung  der  die  Schweiz  betreJSenden  Stipulationen 
der  Schlaisacte  des  W«  C,  zu  lange  yerweilt  habe*  Sind 
nicht  so  manche  Combtnationen  des  Wiener  Congresses  seit- 
dem yereitelt  worden?    Steht,  (seidem  in  Frankreich  ein 


0  VergL  das  Schlnraprotokell  das  Aaehmr  Coagraaaaa     19.  No- 
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neues  Geschlecht  den  Throa  bestiegen,  in  Grofäbritannien 
die  Reform -Bill  Gesetzeskraft  erhalten  hat,)  der  engere 
Bund  noch  fest,  welcher  in  den  Zeiten  jenes  Congresses 
die  europäischen  Hauptmächte  mit  einander  vereinigte  ?  Ha- 
ben nicht  auf  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
der  Staaten  Interessen  weit  mehr  Einflufs,  als  Rechtsgrund- 
sätzc?  und  hängt  nicht  das  Schicksal  der  Schweiz  mit  der 
Verfassungsfrage  auf  das  genaueste  zusammen,  über  welche 
die  europäischen  Regierungen  dermalen ,  ( vielleicht  zum 
Glücke  für  die  Ruhe  von  Europa,)  getheilter  Meinung  sind? 
^.  Dem  ist  also  !  Wem  konnte  alles  dieses  unbekannt  seyn? 
Aber,  es  sey,  dafs  man  den  Standpunkt  der  Politik  einem 
jeden  andern  vorzuziehen  habe,  —  was  war  denn  die 
Schlufsacte  des  W.  C.  anders,  als  das  Resultat  der  dama- 
ligen Politik  der  contrahirenden  Mächte?  nur  dafs  dieses 
Resultat  in  eine  Form  eingekleidet  wurde,  vermöge  welcher 
diese  Mächte  einander  nicht  die  Einrede  einer  einseitigen 
Politik  entgegensetzen  konnten.  Wenn  sich  auch  dieses  Re. 
soltat  in  der  Folge  th eil  weise  nicht  bewährt  hat,  oder 
wenn  auch  einige  von  jenen  Mächten  seitdem  zu  einem 
andern  politischen  Systeme  übergegangen  sind,  so  handeln 
doch  andere  noch  jetzt  nach  denselben  Maximen ,  und  mit 
desto  gröfserem  Vertrauen ,  da  diese  Maximen  zugleich  eine 
rechtliche  Sanction  für  sich  haben.  Wenn  Gerechtigkeit 
die  beste  Politik  des  Stärkeren  ist,  so  ist  sie  die  einzige 
Politik  des  Schwächeren.  *" 

« 

t 

a 

Von    den  » 

verschiedenen  möglichen  Arten,  wie  das  in 
Frage  stehende  Unternehmen  ins  Werk  gesetzt 

werden  könnte. 

Ein  Verein ,  welcher  unter  mehreren  Staaten  oder  Völ- 
kerschaften zar  Erhaltung  des  Friedens  im  Inneren  und  zur 


Google 


TlovllMicligung  gegen  auswärtige  Feincle  eingegaogen  wird, 

hann  entweder  ein  Bündnifs  (une  alliance)  j  oder  ein 
Bund  (utie  coi\fediraiion) ^  oder  ein  Vulkerstaat,  oder 
ein  einfacher  Staat  2.  B.  eine  einige  npd  nntheiUMire 
Republik,  leyn.  Das  sind  die  überhaupt  «nd  mithin  auch 
die  in  Beziehung  auf  die  Schwei/  mogÜchen  Fälle.  Einem 
jedea  derselben  liegt  eine  andere,  eine  ihm  eigt nthümliche 
Rechtsidee  zum  Grunde,  (In  dieser  Yerschiedenheit  der 
Falle  liegen  die  rerschiedenen  Aufgaben,  welche  in  der 
vorliegenden  Abtheilung  dieser  Abhandlung  zu  beantwoi:- 
ten  $ind.) 

Auf  diese  yerschtedenheifc  der  Formen  poUtiacher  Ver- 
eine liUst  sich  zugleich  die  Verschiedenheit  der  in  der 
Schweiz  herrschenden  Partbcien  zurückführen.  Denn  eine 
jede  ?oo  diesen  Formen^  die  erste,  die  unyoHkommen* 
ate,  etwa  amgenommen ,  —  hat  in  der  Schweis  eine  Per- 
thei  in  dem  Sinne  iilr  sich,  dafa  die  eineParthei  in  dieser, 
eine  andere  in  einer  andern  von  jenen  Formen  die  einzig 
sU%üche  oder  doch  die  haste  Grundlage  der  Yeriassung 
der  Schweiz  erblickt ,  wenn  anch  heineawegea  an  erwarten 
oder  anzunehmen  ist,  dafs  sich  ein  jeder  Einzelne  von  den 
l^ten  Gründen,  auf  welchen  diese  Partheiung  beruht,  Be« 
ehenschalt  gegeben  habe  oder  Recbenschalt  geben  könne« 
In  den  Cantonen ,  in  welchen  die  althergebrachte  Verfassung 
noch  jetzt  fa^t  unverändert  besteht,  ist  die  allgemeine  oder 
die  vorherrschende  Meinung  für  einen  Völker b und.  In  den 
Cantonen,  deren  Verfassung  neuerlich  omgestaltet  worden 
ist,  scheint  die  Mehrzahl  itir  die  Gonstitulriing  eines  Volker- 
staates gestimmt  zu  seyn.  In  den  Volhsgesellschaf^en  sind 
Meinungen  und  Ansprüche  laut  geworden,  welche  auf  die 
Tenchmelznng  der  Cantone  in  einen  einfachen  Staat 
hindeiiten.  Allerdings  herrscht  in  keiner  dieser  Fartheien 
vollkommene  Einstirnmigkeit.  Aber  auch  jene  allgemeinen 
Formen  politischer  Vereine  lassen  mehr  als  eine  Organisa- 
tion oder  Aosbildnng  so« 

Eben  so  ist  eine  jede  ron  jenen  Formen  in  der  Schweiis 
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bereits  whltlich  darg;eslent  oder  versucht  worden.  Bis 
ia  die  neunziger  Jahre  des  ietztrei^osseneo  Jahrhaoderts 
adiwaDlite  der  unter  den  Centonen  bestehende  Verein  zwi- 
schen eineni  Bande  und  einem  Bündnisse.  Dann  harnen 
die  Zeiten  der  einen  und  untheilbaren  helvetischen 
Bepublili.  Den  Vertragen  von  den  Jahren  i8a3  and  . 
i8i5  lag  die  Idee  eines  Völkerbundes  zum  Grande*  Der 
neueste  Entwurf  einer  Verfassongsnrhunde  hatte  den  Zweck, 
der  Schweiz  die  Organisation  eines  Völker  Staates  zu 
geben* 

So  wie  sich  aber  hieraus  die  Folgerung  uiehen  UKIrt;,' 
dafk  man  weder  die  Gegenwart  noch  die  Vergangenheit  der 
Schweiz  gehörig  beurtheilen  kann,  ohne  dafs  man  die  ver- 
schiedenen möglichen  Formen  oder  Grundlagen  eines  Staa- 
tenvereinei  scharf  von  einander  sondert,  so  hat  dieselbe 
Untersuchung  auch  far  d?e  Beurtheilung  des  rechtlichen 
Wesens  und  der  politischen  Verhaltnisse  des  deutschen 
Bundes  eine  nicht  geringere  Wichtigkeit.  Noch  vor  kur- 
uem  aufterte  ein  bewährter  Staatsmann  und  Schriftsteller 
öffentlich,  da(k  man  öber'  das  Wesen  dieses  Bundes  noch 
nicht  Yollkommen  im  Klaren  sey.  Aber  man  liommt  entwe* 
der  zu  weit  oder  mcbt  von  der  Stelle,  wenn  man  nicht 
weifSf  wohin  man  wilL 

A.    Von  dem  Flaae  eines  Völkerbundes  *y 

'  Zwischen  dem  Falle,  da  gewisse  in  der  Erfahrung  ge* 

gebene  Staaten  in  Beziehung  auf  die  Sicherang  und  Ver- 
tbeidigung  ihrer  Hechte  gegen  äufsere  gewaltsame  Angriffe 
schlechthin  Tereinselt  neben  einander  stehen,  und  swi* 
gehen  dem  Falle,  da  sich  dieselben  Staaten  in  einen  ein*  ^ 


•}  Ich  handle  nicht  Lcsonders  von  dem  Gedanken,  an  die  Stelle 
deft  Schweizer bun des  ein  bloffies  BündnifB  zu  setzen.  Er 
ist  höchsten«  in  einigen  Cantonen,  (z.  B.  in  Neufehiitel,)  und 
nur  als  ein  möglicher  Fall,  wie  das  V^hältnifs  den  und  des 
Cantons  za  dem  Schweixerblinde  gestaltet  werden  könnte,  in 
Anregung  gekommen. 
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Schopfangen ,  weiche  sich  stufenweise  von  dem  ersteren 
Verhäitoisse,  (voq  dem  Stande  der  Natur,)  eotfiernen  und 
tich  ebea  ao  den  letzteren  Yerhältirisse  nähern.  (Diete 
Zwischenznstande  lurnn  man  nod  wevde  ich  in  dem  Folgen* 
den  unter  dem  ISameu :  Staaten  vereine,  zusammenfassen« 
£iii  Staaten vefoo  ist  also  iu  der  Bedeutuo^,  welche  hier 
nft  dgi|<yy^>rte  .go.  Teji^|i>deii  i8t,\emyerei$hi  mekhan^di- 
WWriäan  mt  4jsm  Zwecke  unter  sich  abgeschlossen  ha^ 


ben,  iiiii  ihre  Rechte  gegen  äufsere  cjewaUsam^e  lieeiat^äch- 
tj§pii|^ea^JZli»{Sichera  und  zu  verthcidigea ) 

-  ]|jK  |h|^  |aiooh  «Ue  jene  Zwischenzustände  unter  ^ 
Kt»ese4^'(o#er Gattungsb egriffe)  Üriogen,  wenn 


auch  ein  u  id  derselbe  in  der  Erfahrung  gegebene  Staaten- 
yerei^  ifi^ gewissen  Beziehungen  in  die  eine,  in  andern  Be- 
^fj^gm^'km"^^.  andere  Hhtfse  gehören  kann,  üieae  Klaa- 
yiyrdffipag  lieraht  auf  der  Verschiedenheit  des  reeht- 
esens  iener  Zwischenzustände  oder  Staatenver- 
eine. Sie  ist,  weuB  man  von  dem  ersten  dei'  obigen  Fälle 
za  dem  zweiten  hinanfstei^^  die  folgende: 

Die  erste  lOaaie  hegreift  die  T^liTerbündniste  u». 
ter  sich.  Ein  Vüikerbündnifs  ist  ein  Staaten  verein ,  weicher 
einerseits  blos  die  äufsere  Sicherheit  der  in  dem  Vereine 
stehenden  Staaten  bezweckt,  also  die  Selbstständigkeit  die- 
ser Staaten  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  schlechthin 
ungeschmälert  lo'fst,  andererseits  aber  für  die  a'ufsere  Sielier- 
hett  der  Verbündeten  nur  eine  in  irgend  einer  Hinsicht 
Tertragsweise  beschränkte  Garantie  leistet.  ^Wenn 
sich  also  zwei  oder  mdirere  Staaten  znr  Vertheidigung  ihrer 
aufseren  Selbstständigkeit,  übripjens  unbeschadet  ihrer  in- 
neren Selbstständigkeit ,  miteinander  veremigea,  jedoch  der 
Vertb  &  B.  nur  anf  eina  bestiminte  Anzahl  Jahre  lautet, 
oder  nur  gegen  einen  bestimmten  Feind  f^eriohtet  ist,  oder 
die  zu  leistende  Kriegshülie  der  Art  oder  dem  MaaTse  nach 
äirU*  Zeüsehr» f.  Backttw. ».  GMetsg,  d.  AusL  Fh  Bd.  uU,  3 
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Die  zweite  Klasse  bilden  die  TSIlterb finde.  Ein 
ySlherbend  Iionimt  zwar  mit  einem  YÖlkerbundnisse  darin 
überein ,  dafs  er ,  ^ie  dieses ,  die  Selbstständigkeit  der  unter 
dem  Vereine  begriffenen  Staatep  in  ihren  inneren  Angew 
legenbeiten  scblecbtbin  onangetastet  lafst.  Dagegen  unter, 
scheidet  er  sieb  von  einem  Yollierbfindmsse  so ,  dafs  er  für 
die  ä'ufsere  Sicherheit  der  vei^iündeten  Staaten  schlecht- 
hin Gewähr  leistet,  dafs  er  aliM>  ein  in  dieser  Beziehung 
unbeschranhter  Staatenverein  ist.  £s  legt  daher  ein 
y^lkerbnnd  schon  seinem  Wesen  nach  den  Mitgliedern  des 
Vereines  z.  B.  die  Verbindlichkeit  aaf,  ihre  gegenseiti» 
gen  Streitigkeiten,  wenn  sie  sich  wegen  derselben  nicht 
▼erstandigen  hSnnen,  im  Wege  Rechtens  entscheiden  zq 
lassen.  Eben  so  ist  die  Ewigkeit  des  Vereines  ein  we- 
sentliches Merkmal  eines  Volkerbundes.  Ja,  es  liegt  in  die* 
sem  Merkmale  zugleich  der  unterscheidende  Charakter  eines 
Yolherbundes  ü  berh  a  u  p  t ,  diesen  mit  einem  TSlker  b  u  n  d« 
nisse  verglichen.  Denn  ein  Volkerbund  kann  nur  unter 
der  Bedingung  ai^h  in  der  Wirklichkeit  Ton  Dauer  sejn, 
dafs  dr  zugleich  in  einer  jeden  anderen  Beziehung  ein  an» 
beschranktes  Schutz*  und  Trutz -Bundnift  ist  Durch  das- 
selbe Merkmal  ist  übrigens  ein  Volkerbund  dem  Völker- 
Staate  verwandt«  Denn  auch  in  dem  rechtlichen  Wesen 
des  Staates,  dieser  sey  ejn  einfacher  oder  ein  Völker -Staat, 
liegt  das  Herkmal^der  Ewigkeit^ 


*)  Auch  in  efaMui.VMtetaad«  kann  <«ml  asH)  ei  «faie  «,Malvi- 
M«'  4.  i.  cinao  vertragWB&riig  bettimmten  Mafwtob  für  die 
iron  den  dnsehie»  BundcMtaaten  lu  atellende  Mannachaft 
u,  a.  w.  geben.  AVer  dieser  Mafistab  bcstbnmt  nicht  die 
Grauet  hie  an  weMie^  sich  die  yerbindlidikeil  der  einMliwn 
Vefbfadelea»  Hille  n  kistai»  ei#rai!kft|  eandem  er  enthilt 
ner  die  B^el,  nach  weldm  diese  YerbindlirJibrft  yoo  dvm 
Verbündeten  eingtweilen  au  «tfiiillen  ist.  {Not^peHhmi  udJuB^ 
Mi  tut  eserotSiiNii  jwi$*y 
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Endlich,  die  dritte  und  letzte  Klasse  ist  die  der  Y ol- 
kers taateo.    Ein  jeder  Yölkerstaat  ist  zugleich  ein  VöU 
kerbund,  dieses  Wort  in  der  so  eben  bestimmten  Bedeo« 
tung  genommen;  aber  nicht  ein  jeder  Völkerbund  ist  auch 
ein  Völker  Staat.     Sondern   erstens:    Es  liegt  in  dem 
VVesen  eines  Volkerstaates,  (und  in  dem  Wesen  eines 
Staates  überhaupt,)  dafs  über  den  Verein  eine  Gewalt, 
z.B.  der  mit  einer  genügenden  Macht  bekleidete  Wille  der 
Mehrheit        gebieten  mufs.     Zwar  kann  auch  die  Idee 
eines  Völkerbundes  in  der  Eifahrung  nicht  vollkommen 
dargestellt  werden ,  wenn  der  Verein  nicht  jener  Gewalt 
unterworfen  wird.    Aber,  was  in  dieser  Beziehung  zu  dem 
Wesen  eines  Völkerstaates  gehört,  ist  nur  eine  Bedin- 
gung der  Ausführbarkeit  eines  Völkerbundes.  In 
einem  Volkerb  und  e  kann  der  Mehrheit  nur  in  gewissen 
Fällen  oder  auch  in  gewissen  Fällen  nicht  die  Entschei- 
dung zustehen ,  ohne  dafs  der  Verein  aufhörte ,  ein  Völker, 
bund  zu  seyn.    (Wie  denn  auch  das  deutsche  Bundes- 
recht  die  Gültigkeit  der  mehreren  Stimmen  in  mehr  als  einer 
Beziehung  beschränkt.)    Aber  ein  Völker  Staat  ist  nur  in 
so  fern  ein  Völkerstaat  schlechthin,  als  er  die  Gültigkeit 
der  mehreren  Stimmen  (oder  die  Gültigkeit  der  Stimme  des 
T-erfassungsmärsigen  Organs  des  Gesammtwillens)  unbeschränkt 
läfst.    Zweitens:  Die  über  einen  Volkerstaat  gebietende  ^ 
Gewalt  erstreckt  sich  ihrem  Wesen  nach  auch  auf  die  in- 
neren Angelegenheiten  der  unter  dem  Vereine  begriilenen 
Staaten.    Und  wenn  auch  hieraus  noch  nicht  folgt,  dafs  sie 
ihre  Gesetze  und  Mafsregeln  auf  diese  Angelegenheiten  aus- 
dehnen solle  oder  müsse,  so  entsteht  doch,  sobald  diese 
Ausdehnung  erfolgt,  ein  neuer  Unterschied  zwischen  einem 
Völkerstaate  und  einem  Völkerbunde,  indem  dann  die  Selbst- 

')  Unter  der  Stimmenmehrheit  begreife  ich  sowohl  die  abfiolate 
al«  die  relative  Mehrheit,  auch  eine  Mehrheit  von  zwei  Drit- 
theilen u.  s.  w.    Das  sind  nur  Modificationen  desselben  Grund- 
^    *     aatze«.  ^  ,.  ...^  .*  -  --s-^    .        •  ^ 
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ständigkeit  der  unter  dem  Vereine  begriffenen  Staaten  im 
loneren,  weicker.  ein  Buod  keinen  Eintrag  thut,  durch 
jAtMk  YMkerstaii  mehr  oder  weniger  he— hränht  wiri.^*- 
Gerade  dieaer  Fall  eher  oder  dieses  gleichsam  SoTsere 

Unterscheidungszeichen  wird  in  dem  Folgenden,  wo  von 
einfim  Völker  Staate  die  Hede  ist,  jederzeit  Torausg«setzt 
Verden. 

Ich  k^^e  jetzt  sn  dem  besonderen  Gegenstände  der  ' 

vorliegenden  Abtheiiufijj;  zuiiicii.  —  Der  Öchweizerbund 
vom  Jahre  181 5,  der  Verein,  in  wekJiei&,  wenn  er  auch 
m  den  neoesten  Zeiten  erschjittert  worden  ist ,  dia  Caotone 
,der  Schypeiz  noch  jetzt  stehen,  ist  nicht  hlos  dem  Namen, 
sondern  auch  der  Sache  nach  ein  SUatenbund.  Es  ist  also 
in  dieser  Abtheilung  nicht  etwa  von  einer  ganz  neuen  Schö- 
pfung «die  Frage.  Sondern  die  Frage  stellt  sich  vielmehr 
so :  Warum  will  oder  soll  man  nicht  das,  was  schon  hesteht, 
wenn  auch  vielleicht  mil  einigen  zeitgewaiiiea  Yerbe&se- 
ruogen  —  erhalten? 

Hat  sich  der  Bond  vielleicht  nicht  darch  die  That  he» 
wahrt?  ^  Ab^,  unter  -dem  8<ihutze  dieses  Bundes  hat  die 
Schweiz  fünfzehn  Jaliic  ian^  der  VVohlthaten  und  Segnun- 
gen des  aufseren  Friedens  und  der  inneren  Iluhe  genossen. 
Derselbe  Bond  hat  noeh  eine  andere  und  gewichtigere  An* 
toritSt  för  sich.  Er  ist  denn  doch  nur,  so  wie  der  vom 
Jahre  iiio3,  eine  Erneuerung  und  Verstärkung  des  alten  liun- 
des  der  Eidgenossenschaft.  Diesem  aber  hat  die  Schiveiz 
Jahrhunderte  lang  ihre  Selbstständigkeit  und  ein  im  Ganzen 
gswib  beneidenswerthes  Loos  verdankt. 

Oder  liegt  schon  in  dem  Wesen  eines  Staatenbundes 
ein  Gebrechen';^  oin  Widerspruch,  welcher  zwar  unhennt' 
lichor  oder  wenigar  föhlbar  gemacht)  anter  keiner  Bedin- 
gung aber  gSnzlich  gehoben  werden  kann?  —  Das  lafirt  ' 
sich  keinesweges  Jiehaupten!  Ein  Volkerbund  ist  niciit  etwa 
eine  blolse  Schopiung  der  Willkühr :  ihm  li^t  eine  Yolikom- 
men  bestimmte  und  folgerichtige  Rechtsidee  zum  Grande. 
Man  kann  sich  sogar  einen  einfachen  Staat  denken,  in 
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welchem  die  einzelnen  Bürger  in  ihren  persönlichen  und 
häuslichen  Angelegenheiten  vollkommen  frei  und  nur  in 
Verhältnifs  zu  einander  einer  Herrschaft  unterworfen  wären. 
Allerdings  honnen  auch  in  einem  Völkerkunde  Reibungen 
nicht  ausbleiben.  Denn  zu  Reibungen  kommt  es  überall, 
wo  Menschen,  einzeln  oder  geschaart,  in  Berührung  mit  ein- 
ander kommen.  Aber  ein  Hauptvorzug,  welchen  ein  Völker- 
bund wenigstens  vor  einem  Völkerstaate  voraus  hat,  besteht 
gerade  darin,  dafs  er  nicht  so,  wie  dieser,  schon  seinem 
Wesen  nach  die  Theile  mit  dem  Ganzen  entzweit. 

Aus  der  Idee  eines  Staatenbundes  gehen  unmittelbar 
gewisse  Forderungen  hervor,  welchen  ein  jeder  wirkliche 
Verein  dieser  Art  unnachlafslich  zu  entsprechen  hat.  Sie 
dürften  sich  unter  die  folgenden  Rubriken  bringen  lassen : 
1)  Ubereinstimmung  unter  den  Verfassungen  der 
einzelnen  Bundesstaaten,  wenigstens  whs  die 
Grundlagen  di  e  s er  -Ver f ass u nge n  betrifft.  Ich 
sollte  vielleicht  hinzusetzen:  AYechselseitige  Überein- 
stimmung zwischen  der  Verfassung  des  Bundes 
und  der  Verfassung  der  einzelnen  Bundesstaaten. 
Wenigstens  ist  diese  Forderung  in  Deutschland  schon  oft 
genug  zur  Sprache  gekommen.  Doch  ist  hierbei  nicht  zu 
übersehen ,  dafs  der  deutsche  Bund ,  obwohl  dem  Namen 
nach  ein  Bund ,  dennoch  der  Sache  nach  ein  Völkerstaat  ist. 
(Der  Achaische  Bund,  welcher  mit  dem  Schweizerbunde 
in  mehr  als  einer  Hinsicht  verglichen  zu  werden  verdient, 
nahm  nur  diejenigen  Gemeinden  unter  seine  Mitglieder  auf, 
welche  ihre  Verfassung  nach  der  von  dem  Bunde  aufge- 
stellten allgemeinen  Regel  umbildeten.)  2)  Die  Aufstel- 
lung einer  Bundesniacht  zur  Erhaltung  des  inne- 
ren und  ä'ufseren  Friedens.  3)  Eine  Bundesbe- 
hörde zur  Leitung  der  gemeinschaftlichen  An- 
gelegenheiten. 4)  ^ii^  Bundesgericht  oder  eine 
Auströ  galin  stanz.  5)  Eine  dem  Zwecke  des  Bun- 
des genügende  Beschränkung  des  Rechts  der  ein- 
zeln]en  Bundesstaaten,  Verträge  unter  sich  oder 
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mit  andern  Staaten  abzuschliefsen  *),    6)  Frei- 
heit der  Waarendurchfohr.     (Die  Gewährung  dieser 
Freiheit  ist  nicht  eine  Vergünstigung,  sondern  eine  Hand- 
lang der  Gerechtigkeit.    Ein  Völkerband,  welcher  seinen 
Mitgliedern  gestattet,  diese  Freiheit  zu  beschränken,  läfst 
ihnen  in  der  That  das  jus  belli ,  ein  jus  belli  in  pace.)  — 
^Erstrecken  sich  nun  die  Stipulationen  des  BundesTertrages  ' 
vom  Jahre  181 5  nicht  auf  alle  diese  Forderungen?  oder 
stehen  sie  zum  Theil  wohl  selbst  mit  der  einen  oder  der 
andern  dieser  Forderungen  in  Widerspruch?    Mufste  man 
auch  diese  Fragen  gegen  die  Bundesacte  vom  Jahre  181 5 
entscheiden,  so  würde  doch  hieraus  noch  nicht  folgen,  dafs 
der  Verein  einer  wesentlichen  Umgestaltung  bedurfew 
.  '  Man  braucht  jedoch  jene  Urkunde  nur  zu  lesen,  um  sich 
za  überzeugen ,  dafs  in  ihr  keine  von  jenen  Forderungen 
unbeachtet  gelassen  und  noch  weniger  eine  derselben  ver«. 
letzt  worden  sey.    Wenn  also  auch  eine  Revision  des  Bun- 
desvertrages vom  Jahre  181 5  wünschenswerlh  sejn  sollte, 
(und  giebt  es  ein  Menschen  werk ,  das  nicht  eine  Verbesse- 
rung zuliefs«  and  von  Zeit  zu  Zeit  erforderte?)  so  konnte 
and  mufste  sie  sich  doch  auf  die  Eritwickelung  and  organi- 
sche Ausbildung  der  schon  in  jenem  Vertrage  anerkannten 
Grundsätze  beschränken.  —  Man  würde  übrigens  dem  dies- 
jährigen Entwürfe  eines  neuen  BundesTertrages  schwer  Un- 
recht thun,  wenn  man  annähme,  dafs  er  die  bestehende  Ban-^ 
desverfassung  gänzlich  umgestofsen  oder  umgestaltet  hätte.  " 
Die  Vorschläge ,  die  er  enthält ,  entsprechen  der  grofsen 
Mehrzahl  nach  dem  Geiste  eines  Staatenbundes  überhaupt 


*)  Dieser  Forderung  kann  vollkommen  nur  so  entsprochen 
.  werden ,  dafs  die  verbindende  Kraft  aller  solcher  Verträge  -von 
der  Genehmhaltun^  des  Bundes  (oder  einer  Lestiminten  Bun- 
desbehörde) abhän^g  gemacht  wird  Der  mchrerwähnte  Ent- 
wurf einer  neuen  Verfassungsurkunde  der  Schweiz  hat  die  Be- 
schränkung; des  in  Fra,^e  stehenden  Rechts  der  Cantone  auf 
eine  andere  Weise  gefalst.  Vielleicht  kann  man  ihn  deshalb 
tadeln. 
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und  dem  des  Bundesvertrages  vom  Jahre  181 5.  Auch  wird 
ihnen  in  so  fern  nicht  das  Lob  versagt  werden,  dafs  sie 
auf  der  Bahn,  welche  schon  dieser  Vertrag  eingeschlagen 
hatte,  weiter  fortgeschritten  sind.  Namentlich  gilt  dieses 
von  dem  Abschnitte  des  Entwurfes ,  welcher  an  die  Stelle 
der  Austrägalinstanz ,  von  welcher  der  Vertrag  vom  Jahre 
i8i5  handelt,  einen  Bundesgerichtshof     setzt.  Bemerkens- 

t  •)  Art.  81»  ff  Die  Competenz  dieses  Gerichtshofes,  (einer  auch 
*f  in  Beziehung  auf  den  deutschen  Band  interessanten  Institution,) 
wird  so  bestiiumt :  * 

Art.  97.  Comme  Cour  de  justice  civilc,  la  Cour  f^dt^rale 
ä)  Connait  des  diffdrends  entre  oantons.  Tont  gouverne- 
ment  canlonal  peut  porter  plainte  ä  la  Cour  f<$d<$rale,  dans 
rintdr^i  de  particulicrs  ou  de  corporations  de  son  canton, 
contre  le  gouvernemcnt'^'un  aiitre  canton,  pour  refus  ou  Id- 
sion  de  droits  ddrivant  de  l'Acte  fdddral. 

b)  Lu  Cour  f<?ddrale,  snr  T  ordre  formet  de  la  DiMe,  con- 
^        natt  des  diffdrends  entre  Ic  Conseil  fdddral  et  un  canton. 
^  c)  En  ras  d' intcrvention  fedcrale  arnide  (art  47  k)  et  seu- 

leuient  sur  le  rcnvoi  fait  par  le  Confteil  fed«?r}il  avee  Tautori- 
^        sation  de  In  Di^te,  In  Cour  fdddrnle  connait  de«  ras  de  viola- 
tion  de  la  Constitution  cantonale  par  les  autorit^  du  Canton 
quc  le  cas  concerne. 

d)  Elle  connait  des  diffdrentls  coocernant  THeiraathlosite 
(art.  ai). 

jfc  X  Art.  98.    Comme  Cour  criminelle,  la  Cour  fdddralo  con- 

nait : 

a)  De  la  niise  en  accusation  par  la  Di^te  de  mcmbres  du 
Conseil  fcftldral  on  d*an<rofi  fonctionnaires  fcildraux ; 

b)  Des  crimes  de  haute  trahison  contre  la  Confdddration , 
de  revolte  ou  de  violence  contre  le«  autoritds  fdddrales; 

c)  Des  crimes  contre  le  droit  des  gens; 

d)  Den  crimes  coiumis  par  des  mllitaircs,  dans  le  cos 
d^unc  misc  sur  pied  de  troupes  feddrales,  en  tant  que  la  con- 
naissancc  en  sera  expre«R<fiueiit  reserrde  k  la  Cour  feddrale 
par  Ic  futiir  code  pönal  pour  Taruiee  fdddrale; 

e)  Des  criTiies  politiques  qui  sont  la  cause  ou  la  suite  des 
troubles  par  lesquels  Tintervention  fdddrale  a  dtd  o<'ca«i<m- 
nde,  en  tant  que  les  individus  accusds  de  ce«  crimes  demandent 
le  renvoi  a  la  Cour  feddrale ;  dans  ce  cas ,  la  Cour  appliqoera 
les  lois  pdnales  du  canton  ou  les  crimes  ont  dtd  commis. 

A  rdgard  de  tous  ces  crimes,  la  Di^te  a  le  droit  de  pro* 
nonccr  une  amnistic  au  nom  de  la  Confdddration. 
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W9XÜk  Ulf  da£s  der  Entwurf  iu  mehreren  Cantooen  besoiK 
dm  diswageii  WidmpraiBli  gflfundM  bat,  weil  er  ^imb- 
BedinguDg  des  Vertrages  ye«  Jahre         ihergangae  hat, 

welche  doch  der  Selbstständigkeit  der  Cantone 
in  ihren  inneren  Aogelegenheiten  £iatrag  iJiat; 
^  die  Bedtflgiiag: 

'^■u    Ti^L*exutme§  det  eomwu  ef  ^kapttrm  ei  I0  iwnmwtHm 

de  Icurs  propri6te8,  en  tant  qu^ eile  depmd  des  gouver'' 

nemetis  des  oantonSf  sorU  garanties,^ 
EodUoh  bat  der  SebirMerband  nickt  mehr  «eioe  bis« 
herigea  pelitisoben  Garantieen  für  sieh?  Die  Haapt» 
frage!  Denn  ein  Staatenbund  wird  entweder  der  Sache  nach 
nur  ein  Staate  nbün  du  Iiis  ^eya  und  dann  über  kurz  oder  über 
lang  8er£sUen,  oder  aber  sieh  in  einwandere  Staatenrereiii 
umwandeln,  wenn'  er  nieht  d«rch*  das  Interesse  der  Yeit» 
bündeten  zusammengehalten  wird  oder  nicht  mehr  dem  In* 
teresse  der  Verbündeten  genügt.  Nicht  Worte  und  Hegri£Pe, 
semdern  lateresslfk  entschcideo  über  das  Schicksal  der  Staa* 
feip»  _  pisher  war  die  Fortdaoer  des  SchjvekeiehuQdet 
■Ht  dem  Interesse  der  eineeinen  Cantone  anf  das  (^naaeste 
rerwebt.  Diese  konnten  nicht  vereinzelt,  wohl  aber  mit 
einander  im  Bande ,  ihre  Selbstständigkeit  vertheidigen.  Zwai 
maehtige  Naehbarit  schützten  die^Sdureie,  weil  sie  einander 
bewachten.  Die  dnselnen  Cantene  waren  nicht  In-  dem 
Grade  ungleicher  Macht,  dafs  einer  anter  ihnen  die  Selbst- 
ständigkeit der  übrigen  za  gefährden  veiieopbt  hätte.  Selbst 
der  Mangel  an  Nationaleinheit  esar  se  einem  gewissen  Siniie 
eine  Bürgschaft  für  die  For«iaaer  des  Boodes.  —  Hat  sieb 
nan  alles  dieses  in  den  neueren  and  neuesten  Zeiten  so  we- 
sentlich verändert?  Oder  sind  die  Bergketten,  welche  die 
Schweiz  umgürten  und  derchschaeiden ,  eeoh  jetzt  noch  die 
elten?  auch  jetzt  noch  die  Grundlinien,  weiche  hetn  Ver- 
fassungsplan  verwischen  kann  und  darf  ?  Hat  die  Schweiz 
nicht  noch  immer  ihre  alten  wachsamen  Nachbarn?  wird 
sie  nicht  auch  jetzt  noch  Ton  Völkerschaften  bewohnt,  die 
dnrcb  Sprache,  Sittea  und  Cidtur  von  eiiuuider  gesondert 
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sind?  Ja,  in  einer  Bcziehang  hat  sich  der  politische  Zu- 
stand der  Schweiz  sogar  zum  Vorth  eile  einer  Bundes- 
verfassung gegen  ehemals  verändert.  Der  mächtige  Canton 
Bern  ist  zerstückelt  worden.  Dieses,  obwohl  für  Viele 
schmerzliche,  Ereignifs  hat  dennoch  dem  Ganzen  gefrommt, 
indem  es  theils  die  Gefahr,  welche  denn  doch  die  überwie- 
gende Macht  eines  einzelnen  Cantons  dem  Bunde  bringen 
honnte,  beseitigte,  theils  die  Zahl  der  Cantone  vermehrte. 
(Eine  Vergleichung  zwischen  den  politischen  Grundlagen 
des  schweizer  und  denen  des  deutschen  Bundes  würde  zu 
nicht  uninteressanten  Resultaten  führen.  Doch  kann  diese 
Aui'gabe  hier  nur  angedeutet  werden.)     •  • '   •.•  * 

Wenn  nun  das  Resultat  der  obigen  Erörterung  der 
Aufrechthaltung  des  Bundes  vom  Jahre  181 5  entschieden 
günstig  zu  seyn  scheint,  (ohne  dafs  es  jedoch  einer  Revi- 
sion dieses  Bundes,  welche  sich  auf  die  vollkommnere  Ent- 
wickelung  der  ihm  zum  Grunde  liegenden  Idee  beschränkte, 
entgegenstände,)  wie  kommt  es,  dafs  gleichwohl  in  der 
Sch  weiz  so  viele  und  so  wackere  Männer  für  eine  gänzliche 
Umgestaltung  des  Vereines,  sey  es  in  einen  Völkerstaat 
oder  in  eine  einige  und  untheilbare  Republik,  gestimmt 
sind  ?  ,  . 

Man  würde  dieser  Frage  schwerlich  Genüge  thun,  wenn 
man  dieses  Dichten  und  Trachten  nach  einer  neuen  politi- 
schen Gestailuiig  der  Schweiz  blos  der  Macht  des  Beispiels 
oder  einer  congregatio  de  propaganda  ßde  poUlica  oder  den 
Privatabsichten  Einzelner  zuschriebe.  Steht  man  den  Boge- 
benheiten  nahe,  so  scheint  sich  freilich  Alles  in  das  leiden- 
schaftliche oder  eigennützige  Treiben  Einzelner  aufzulösen. 
Aber  das  Schauspiel  im  Grofsen  betrachtet,  verschwindet 
die  Individualität  der  Schauspieler.  Es  giebt  eine  Staaten- 
geschichte, weil  die  Menschenwelt  eben  so,  wie  die  phy- 
sische, unter  der  Herrschaft  allgemeiner  und  ewiger  Ge- 
setze steht.  Die  Ursachen  jener  Erscheinung  mochten  daher 
weit  tiefer  zu  suchen  seyn.  So  Manches  hat  sich  auch  in 
den  äufsereo  Verhältnissen  und  in  dem  inneren  Zustande 
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der  8cLweiz  verändert.  (Ich  konnte  oder  wollte  oben 
nur  das  anföhren «  worin  die  Gegenwart  mit  der  Yergaiifgeiip 
keit  üVerebkommt) 

80  bat  die  Schweis  zwar  jetzt,  wie  Tormals,  Öster- 
reich und  Franl^roich  zu  iNachbarn.  Aber  beide  Nacbbar- 
tiitcilü  iteheir  jetat  weit  mächtiger  da,  aU  ▼onnaU^  d«^ 
«lÜk^V'lireil  er  sein  Gebief  abgerundet  ^dei^  and^ere,^  wieü^^ 
■  die'^IIe'ninlnisse  difrr' Natiobalmacht  gehoben  bat ,  beide,  weU 
sie  die  innere  Yerfvaltung  verbessert  haben.  Auch  das 
Yerbfiltnifs,  in  welchem  beide  Staaten  zti  einander  «ndüa 
derBcbweis  stehen,  ist  nicht  mehr  das  a!te,  seitdem fVasli* 
reich  seine  Verfassung  umgestaltet,  Österreich  seine 
Niederlande  und  den  Breisgau  gegen  andere  Be- 
sitzungen yertaasch^hat«  Hierzu  kommt  nodb,  dafs 
&  Jtnega  de^  nea(fitfen  Uit  mit  weit  gWUseren  Heeren»' «od 
nach  ganz  anderen  Grundsätzen  geführt  wdrden,  als  in  den 
Zeiten  vor  der  französischen  Revolution. 

Da  sagen  imn  diejenigen,  welche  die  Schwele  «in  eiiMo 
einftdien  Staat  oder  wenigstens'  in  einen  Y51l&erstaat 
TSrwandeln  beabsichtigen:  »Alle  diese  Ter8ndeniig|%n  sind 
so  viele  Gründe  für  die  Schweiz,  auf  die  Ycrstärliung  ihfer 
Kriegsmacht  Bedacht  zu  nehmen.  Zwar  ist  der  Sch^lreii 
ton  dem  Wiener  Congresse  die  Nentralitit  Btf|^ieherl 'Wivi^ 
«nsb;  Aber  stände  auch  der  Bau ,  den  dieser  Cofigri^fs  ÜH 
führte ,  noch  in  seiner  ursprünglichen  Pracht  und  Herrlich.  - 
keit  da,  so  hX  doch  eine  Neutralität ,  welche  nicht  n(khi- 
gtiifidls  mit  bewaffneter  Macht  rertheidiget  werden  1k$äät\ 
tut  ein  leerer  Name  oder  nur  eine  Schutzwehr  ge^en^^^U 
schwächere  Parthei.  Sind  etwa  durch  irgend  eine  Erdrevo- 
lution  die  Strafsen  yernicbtet  worden,  welche  durch  die 
Schweiz  in  das  südliche  Frankreich  —  nach  Italien  &Sbbciiii^ 
Oder,  warum  dürfen  die  Festungswerke  Hüningeds  nicht 
wiederhergestellt  werden  ?  —  Nun  ist  aber  das  Kriegfuhren 
die  schwache  Seite  eines  feden  Staatenbundes.  Denn  nichft 
nur  fehlt  es  einenf  Bnndesheere  last  miaasbleibliGh  an  ^Itf- 
heit;  der  Band  selbst  ist  während  eines  Krieges  der  Qefihlr 
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dusgeset^ ,  dafs  sich  das  Gesetz  der  Selbsterhaltung ,  welches 
doch  seine  Bestaiidlheile  zusammenhalten  soll,  gegen  ihn 
richte.  Wenn  also  die  Schweiz  ihre  Aufmcrksamlieit  mehr 
als  je  nach  aufsen  zu  richten  hat,  wenn  sie  nicht  den  Vor- 
wurf verdienen  soll,  dafs  sie  die  Erfahrungen,  welche  sie 
in  den  neueren  Zeiten  gemacht  hat,  zu  benutzen  nicht  ver- 
standen habe,  so  bleibt  ihr  nichts  übrige  als  ihre  bisherige 
Verfassung  mit  einer  kräftigeren  und  rüstigeren  zu  vertan* 
sehen.  Verwandelt  sie  ihren  Bund  in  einen  Yolkerstaat ,  so 
ist  damit  allerdings  schon  etwas  gethan.  Ja,  es  kann  auf 
diesem  Wege  sogar  viel  für  die  äufsere  Selbstständigkeit 
der  Schweiz  geschehen.  Denn  ein  Volkerstaat  kann  so  or- 
ganisirt  werden,  dafs  er  sich  einem  einfachen  Staate  nähert. 
Doch  nur  in  diesem,  nur  in  einer  einigen  und  untheilbaren 
helvetischen  Bepublik  ist  das  wahre  Beil  der  Schweiz  zu 
finden.«  r««f.j;^  .  frr  ^    .     >  .    -    •  ^^m^ 

Die  Thatsachen,  auf  welche  diese  Schlafsfolge  gebaut 
ist,  mochten  sich  schwerlich  bestreiten  lassen.  Und  wenn 
auch  gegen  die  Ansicht,  dafs  die  Kriegsmacht  eines  Staaten- 
bundes der  eines  einfachen  Staates,  alles  andere  gleichge- 
setzt ,  nachstehe ,  erinnert  werden  kann ,  dafs  in  einem  Staa- 
tenbunde denn  doch  Einrichtungen  getroffen  werden  können , 
welche  das  Gleichgewicht  in  einem  gewissen  Grade  wieder- 
herstellen, so  reicht  doch  diese  Erwiderung  nicht  so  weit, 
dafs  sie  jene  Schlufsfolge  gänzlich  entkräftete. 

Dieselben  Stimmen  berufen  sich  noch  auf  einen  andern 
Grund  für  die  Umgestaltung  der  bisherigen  Verfassung  der 
Schweiz.  »Diese  Verfassung  entspricht  nicht  mehr  den 
intellectuellen  und  den  materiellen  Interessen 
des  Volkes.  Sollen  wir  Schweizer  nicht  von  anderen  eu- 
ropäischen Nationen  überflügelt  werden,  ja,  soll  unser  Ar- 
beitsfleifs  und  unser  Boden  die  von  Jahr  zu  Jahr  zuneh- 
mende Bevölkerung  auch  nar  zu  ernähren  im  Stande  seyn, 
so  müssen  vor  allen  Dingen  die  Hemmnisse  und  Hindemisse 
gehoben  werden ,  welche  uns  die  Zerstückelung  der  Schweiz 
in  so  viele  in  ihrem  Inneren  selbstständige  Staaten  in  den 
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Weg  legt,  so  mufs  also  die  Verfassung  des  unter  diesen 
Staaten  bestehenden  Vereines  eine  gänzliche  Umgestaltung 
erfahr&n.  —  Die  Wissenschaften  haben  in  Europa  einen 
Aufschwung  und  eine  Richtung  genommen ,  dafs  eine  Hoch- 
schule eine  europäische  Anstalt  seyn  mufs,  wenn  sie  den 
Ansprüchen  der  Zeit  entsprechen  soll ,  dafs  zur  Begründung  - 
und  Erhaltung  einer  solchen  Anstalt  ein  Aufwand  erfordert 
wird ,  welchem  nicht  das  Einkommen  eines  einzelnen  Can-  ^ 
tones  gewachsen  ist.  Die  Natur-wissenschaflen ,  deren  Vor- 
trag so  yiele  Zurüstungen  Toraussetzt,  sind  zu  einem  der 
Vorzeit  unbekannten  Primate  gelangt.  Die  Bechtslehrer 
sollen  nicht  blos  das,  was  Rechtens  ist,  sondern  auch  das, 
was  Rechtens  seyn  soll,  beachten  und  daher  iliren  Blick 
zugleich  auf  die  Gesetzgebungen  der  europäischen  Staaten 
überhaupt  richten.  Die  Staatswirthschaftslehre  hat  ihren 
Stoff  in  ganz  Europa,  ja  selbst  in  andern  Thailen  der  Erde, 
zu  sammeln;  und  mehr  als  ein  europäischer  Staat  liefert 
schon  fiir  sich  dieses  Stoff'es  genug.  Ich  will  diese  Betrach- 
tungen nicht  weiter  fortsetzen;  sie  bieten  sich  von  selbst 
dar  *).  Ist  es  aber  gleichviel ,  ob  die  Jugend  der  Schweiz 
ihre  wissenschaftliche  Bildung  im  In-  oder  im  Auslände  er- 
halte ?  »  Eben  so  haben  sich  in  den  neueren  Zeiten  die 
HandeUverhältnisse  der  Schweiz  in  mehr  als  einer  Hinsicht 
anders  gestellt ,  als  sie  ehemals  standen.  Wie  andere  euro- 
päische Staaten ,  ist  auch  die  Schweiz  mehr  und  mehr  in 
die  Schicksale  und  in  die  Schwankungen  des  europäischen 
und  des  Welthandels  verflochten  worden.  Jetzt  fast  von 
allen  Seiten  mit  Mauthlinien  umschlossen,  kann  sie  weniger^ 
als  ehemals ,  eine  Beschränkung  der  Freiheit  des  inneren 
Verkehrs  ertragen.  Der  Grofshandel  kann  auch  in  kleinen 
Staaten  gedeihen;  eine  Fabrication,  die  ins  Grofse  geht, 
fühlt  sich  in  kleinen  Staaten  leicht  beengt ,  auch  deswegen  y 

*)  Vcrp^l.  Rapport  et  projct  de  concordat  pour  rctHblisseiiient 
d*une  iiniverRitc  Siiisse  federalc.  (Par  Monnard. )  ([Lau- 
Aanne'18S2.  8. 
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EHeie  Einwenduag  gegen  die  dermalige  Verfassung  der 
Schweis  durfte  sieb  eben  so  wenig,  als  die  Torber  ange- 
führte, gänzlich  widerlegen  lassen.  Doch  wird  das  Gewicht 
die&er  Einwendung  dadurch  einigermafsen  geschwächt,  dafs 
es  den  einzelnen  Cantonen  freisteht,  in  dieser  Beziehung 
durch  Vertrage  o<!er  »Concordate«  das  ins  Werk  zn 
setzen,  was  der  inind  (d.  i,  die  Mehrheit  der  Stimmen) 
zu  beschliefscn  nicht  berechtiget  ist.  Freilich  kann  aui  die- 
sem Wege  das  Heil  nur  langsam ,  Tielleichl  auch  nur  uo- 
rollstl^ndig  erreicht  werden.  Doch  darf  man  hoffen,  dafs 
in  ruhigeren  Zeilen  die  freie  und  oflene  Vci  liandlung  sol- 
cher Fragen  Erfolge  haben  werde,  welche  man  jetzt  für 
unmöglich  hält.  Denn  in  den  meisten  Fällen  beruht  der 
Widerstand,  den  das  Gemeinbeste  findet,  auf  einem  Rech- 
nungsfehler. 

Jedoch,  wie  man  auch  der  einen  und  der  andern  Ein- 
wendung begegne,  allemal  dürfte  so  viel  ge¥nr8  «bleiben, 
dafs  die  dermalige  Verfassung  der  Schweiz  nicht  mehr  dos 
ToUkommen  leiste,  was  sie  in  dem  äufseren  und  inneren 
Interesse  der  Schweiz  seyn  sollte,  ja  dals  den  oben  ervahn^ 
ten  Mängeln  und  Gebrechen  nicht  durch  eine  blofse  Be- 
form, soadcrn  nur  durch  eine  wesentliche  Umgestaltung 
dieser  Veriassuug  abgeholfen  wprden  kdnnte*  . 

Aber  folgt  denn  hieraus,  dafs  der  Schweizerbond  auch 
wirklich  in  einen  Völkerstaat  oder  «n  einen  einfachen  Staat 
msgewundilt  werden  sollte?  daft  man  sich  «Iso'fSr  diejeni» 
geil  zu  evkläYen  habe,  '•'welche  diese  Umwandelung  anprei- 
sen ?  Das  folgt  noch  keinesweges !  Denn  auch  der  an  sich 
beste  Plan  ist  sohlecdit,  'wenn  er  nicht  aoifShrbar  ist.  Und 
ebeo  so  kinn  ein' Plan,  der  in  gewissem  Beziehungen  rois 
tiieilhaft  ist,  dennoch  Terwerflich  sej^,  weiK dessen  Aus- 
führung in  anderen  Beziehungen  mit  weit  grofseren  Nach- 
tkeilen  verbwndeo  sefn  würde;   Die  Politik  ist  oft  und  nur 
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oft  in  ^601  Falle  I  zwitolm  swci  CMn  das  UstnaM 

wahlea  zu  müssen. 

'xw«At«ii«:  WM0  der  Plan,  an  die  Steile  des  Sch weiser» 

buiules  einen  Völlierstaat  oder  enien  einiacheu  Öiaat 
«^.r^     KU  fetzen,  ausführbar  seyn?  —  und 

ssreileiia:  AMeoommen,  dafs  er  ausföbrbar  wire,  war- 
4ün  nidit^die  Tortfaeile,  die  man  steh  von  der  Aus* 

■  fubrung  dt&^tlben  allerdings  versprechen  h5nnte, 
r  .^^  2  doreb  gewisse  Nacbtheiie  aufgewogeo  oder  überwo- 

"Iw^  werde  mich  jedoch  in  dem  Folj^den  (B  and  C)  auf 

die  Beantwoitnng  der  letzteren  Frage  bescbränkeo,  —  aas 
fQrunden,  welche  zu  nahe  liegen,  als  dafs  ich  sie  anzuiiib« 
i^i»fm«^^  \^M.die  erstere  jener  Fragen  betrifiBt,  so 
'UfRiagt  es  Iiier  sa  bemerlien ,  dafs  weder  der  eine  nocSi  der 

andere  jener  Plane  für  scblechthio  unausfühtbar  gehai- 
l^o  werden  köime* 

.  B.    \h\\  dem  Plane  einer  einigen  imd  uulheilbareo 

helvetischeu  Republik. 

In  etneoi  Sta^nvereiae ,  er  scj  übrigens  ein  Volker» 
band  oder  einTSilimtaat,  fehlt 'CS  selten  oder  nie  an  einer 

Partbei,  welche  den  Plan  mfolgl  odAr  gatheifst,  die  unter 
dem  Vereine  begriffenen  Staaten  in  einen  einzigen  zu  ver- 
sehmelseo»  (Aach  DenKsofaland  is^  mit  einer  solchen  Par- 
thei  versehen!)  Dass^bo  gilt  T<m  einem  Staate,  der  eine 
zusammengesetzte  (oder  gemischte)  Verfassung  hat,  d.i.  aoeh 
hier  giebt  es  fast  .immer  eine  Partbei,  welche  an  die  Stelle 
dieser  Verfassnng  eine  {einfache  sa  setsen'  wünscht  oder 
trachtet;  and  wohl  selbst  mehrere  Parlheien  dimr  Art. 
Denn  das  Einfache  hat  «ehon  an  sich  einen  Bei«;  die, 
welche  das  Zusammengesetzte  mit  dem  Einfachen  zu  yer- 
taoschen  beabaichtigen,  wissen,  was  nnd  wohin  sie  wollen^ 
ihr  Plan  ist  €onseq[uelit$  er  ist  auoh  dem  Un^büdeten 
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ständlich ;  auch  der  Ungebildete  glaubt  zu  dem  Gelingen  des 
Planes  mitwirken  zu  honnen.  Überdies  aber  ist  ein  jeder 
Staatenverein  schon  deswegen,  weil  er  aas  mehreren  Staa- 
ten besteht,  und  eben  so  ist  eine  jede  zusammengesetzte 
Staatsverfassung  schon  in  dieser  Eigenschaft  mit  gewissen 
Mangeln  und  Gebrechen  behaftet.  Eine  zusammengesetzte 
Maschine  kann  nicht  so  rasch  arbeiten,  wie  eine  einfache. 
Es  kann  wohl  selbst  der  eine  Theil  der  Maschine  die  Wirk- 
samkeit eines  andern  Theiles  hemmen  oder  sturen.  Das 
Gute,  das  nicht  geschieht,  läfst  sich  leichter  entdecken, 
als  das  Schlimme,  das  verhindert  wird.  Und  ein  Jeder 
glaubt,  dafs  das  gut,  ja  das  Beste  sej,  was  er  für  gut 
hält*  *  i  '      .  .   .        1  ..     r  ■  f*  * 

Freilich  sind  die  Namen  und  die  Farben  dieser  Parthei, 
welche  man  die  Ei nheitsparthei  nennen  kann,  nicht  über- 
aJl  dieselben;  vielmehr  ist  das  Ziel,  das  sie  verfolgt,  nach 
der  Verschiedenheit  des  Rechtszustandes ,  welchem  sie  feind- 
lich gegenüber  steht,  seiner  Beschaffenheit  nach  (oder 
materiell)  so  verschieden,  dafs  man  nicht  selten  Gefahr  läuft, 
die  Verwandtschaft  (oder  die  formelle  Identität)  unter  den 
bald  diesen ,  bald  einen  andern  Namen  führenden  A.bthei- 
langen  der  Einheitsparthei  zu  verkennen.  Man  ist  z.  B.  ver- 
sucht, in  Frankreich  die  Rojalisten  oder  Absolutisten  und 
die  Republikaner,  in  England  die  Tories  und  die  Radikalen 
als  zwei  einander  schlechthin  entgegengesetzte  Partheien  zu 
betrachten.  Aber,  was  die  Einheit  der  Verfassung  he- 
trifFt,  ist  zwischen  Freund  und  Feind  kein  Unterschied. 
Daher  machen  auch,  in  dem  einen  und  in  dem  andern  Lande, 
beide  Partheien  zuweilen  gemeinschaftliche  Sache  und  uoch 
öfterer  von  denselben  Künsten  Gebrauch.      '      .^wf.?  4*^. 

In  der  Schweiz  verlangt  die  Einheitsparthei  eine  einige 
und  untheilbare  Republik.  Sie  ist  hier  die  Parthei  der 
»Bewegung«.  Sie  hängt  in  dieser  Eigenschaft  mit  den  Be- 
wegungen zusammen,  welche  in  den  neuesten  Zeiten  die 
Verfassung  einzelner  Cantone  erschüttert   und  verändert 
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Sie  verlangt  Eiaheit  —  zuvorderst  zur  Verstärkung 
der  National  ma  c/it.    Vis  unila  fortiori 

Aber,  wyrde  nicht  die  Schweiz,  wenn  dieser  Zweck 
und  zwar  au^  diesem  Wege  erreicht  würde,  Gefahren  aus- 
gesetzt seyn ,  welche  die  Biirgschaiten ,  denen  die  Schweiz 
ihre  äufsere  Selbstständigkeit  verdankt,  eher  vermindern  als 
vermehren  könnten  ?  —  Niemand  wird,  w  ohl  der  Meinung 
seyn ,  dafs  die  Schweiz  Eroberungen  machen  sollte  oder^ 
könnte.  Aber  mit  der  Macht  steigt  die  Lust  zum  Kriege. 
Ein  Staatenbund  läfst  sich  nicht  leicht  in  Verhandlungen 
mit  einer  andern  Macht  ein,  welche  zu  einem  Friedensbruche 
mit  einer  dritten  Macht  führen  könnten.  Es  geschehen  ihm 
nicht  einmal  Anmuthungen  dieser  Art.  Wenigstens  hat  die 
Schweiz,  wenn  sie  bei  ihrer  bisherigen  Verlassung  beharrt, 
von  dieser  Seite  kaum  etwas  zu  besorgen.  Man  fürchtet 
schon  die  Schwerfälligkeit  der  Verhandlungsformen.  Die 
politische  Einheit  der  Schweiz  würde  dagegen  mit  andern  * 
Verhandlungsformen  auch  andere  Resultate  herbeiführen ; 
das  ganze  Verhältnifs  der  Schweiz  zu  andern  Staaten  würde 
sich  anders,  als  bisher,  drohender  und  bedrohter,  steilen. 
Man  preist  unter  den  verschiedenen  Ständen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  den  Mittelsland  als  den  glücklichsten. 
Aber  es  giebt  auch  Staaten  und  Völker,  welchen  ein  Zu- 
stand frommt,  der  Achtung  gebietet,  ohne  Neid  oder  An- 
sprüche zu  erregen,  "  it^'^ 

Jedoch  weit  gewichtiger  dürfle  der  Grund  seyn,  wei- 
cher für  denselben  Plan  von  den  intellectuellen  und 
materiellen  Interessen  der  Nation  entlehnt  werden 
kann.  Die  Unterrichts  -  oder  Erziehungs- Anstalt ,  die  für 
den  Knaben  die  beste  ist,  taugt  deswegen  nicht  auch  ^r 
den  Jüngling.  Ein  Gewerbsmann,  der  sein  Gewerbe  erwei- 
tert, mufs  dieses  in  ein  geräumigeres  Gebäude  verlegen 
oder  das  Gebäude,  in  welchem  er  sein  Geschäft  bisher  be- 
trieb, vergröfsern,  so  wohl  er  sich  auch  bei  seiner  bishe- 
rigen Einrichtung  befunden  haben  mag.  Eben  so  kann  eine 
Nation  dem  Staatenbunde  entwachsen ,  welcher  sie  bisher 


Google 


politischen  Zustand  der  Schweiz, 


49 


mit  Mühe  und  Noth  zusammengehalten  hat.  Denn  die  Staa« 
ten  sind  in  der  That  beziehungsweise  sowohl  Erziehungs* 
als  Gewerbsanstalten ;  ihr  Umfang  also  ist  mit  dem  Umfange 
der  Interessen ,  welchen  sie  in  der  einen  und  in  der  andern 
Beziehung  entsprechen  sollen,  in  Übereinstimmung  zu  setzen« 
Wie  aber  oben  gezeigt  worden  ist,  dürfte  alles  dieses  ge- 
rade Yon  der  bisherigen  Verfassung  der  Schweiz  gelten* 

«Jnd ,  wenn  es  auch  zwischen  einem  Völherbunde  und  einem 
infachen  Staate  noch  ein  Mittelglied  giebt,  den  Völker- 
staat ,  so  hat  doch  dieser ,  —  nicht  zu  gedenken ,  dafs  er 
die  Übel,  über  die  man  sich  beklagt,  nur  mildern  und  nicht 
beben  würde,  —  andere  Gründe  gegen  sich,  von  welchen 
weiter  unten  die  Rede  seyn  wird.  i-.v-»»  ■'i* 

Aber,  —  so  grofs  auch  das  Gewicht  dieses  Grundes 
isjt  oder  seyn  mag ,  was  steht  auf  der  andern  Seite  ?  Man 
kann  mit  einem  hohen  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  an- 
nehmen ,  dafs  die  einige  und  untheilbare  helvetische  Be* 
publik  über  kurz  oder  über  lang  zur  Monarchie  führen 
müfste.  •  »  »  '    '•  •       V  ; 

}  Nun  fürchte  ich  zwar  nicht  in  den  Verdacht  zu  kom- 
men ,  dafs  ich  den  hohen  Werth  der  monarchischen  Verfas- 
sung verkennte.  Ich  sehe  sogar  nicht  ein ,  warum  nicht 
aach  die  Schweiz  unter  dem  Schutze  dieser  Verfassung  ge- 
deihen und  sich  wohl  beRnden  sollte.  (Vielleicht  haben 
sich  neuerlich  in  der  Schweiz  Mehrere  der  Worte  des  Ta- 
citus  erinnert:  Plus  gratiae  apud  unum,  quam  apud  mullos  t) 
Aber  ich  spreche  hier  nur  von  den  Wünschen  und  Absich- 
^ten  der  Parthei,  welche  in  der  Schweiz  fiir  die  Verschmel- 
zung der  22  (oder  23)  Cantone  in  einen  einzigen  Staat  ge- 
stimmt ist.    Will  auch  diese  die  Monarchie?         h..  #  . 

Die  Repablik  würde  höchst  wahrscheinlich  in  die  Mon- 
archie übergehen.  —  Sie  würde  zwar,  wie  die  Sachen 
stehen,  nicht  eine  demokratische,  sondern  eine  Repräsen- 
tativ -  Verfassung  d.  i.  nur  eine  Verfassung  erhalten ,  nach 
welcher  das  Volk  (oder  die  Gesammtheit  der  Staatsbürger) 
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'  nur  mittelbar  —  durch  die  Wahl  seiner  Vertreter  und 
Beamten  —  an  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten Theil  nähme.  Allein,  wenn  sich  auch  die  Repräsen- 
tativverfassung mehr,  als  die  Demokratie,  für  einen  gröfse- 
ren  Staat  und  für  die  Bevölkerung  eines  grÖfseren  Landes 
eignet,  so  hat  doch  dieser  Vorzug  der  ersteren  Verfassung 
vor  der  letzteren  seine  Grenzen  und  Bedingungen.  Allemal 
'  ist,  auch  wenn  die  Verfassung  auf  dem  Grundsatze  der 
Volksvertretung  beruht,  die  vollziehende  Gewalt  in  dem 
Grade  zu  verstärken,  in  welchem  das  Land,  auf  das  sie  an- 
gewendet wird,  gröfser  oder  bevölkerter  ist;  und  eben  so 
in  dem  Grade,  in  welchem  das  Volk  durch  die  Verschie- 
denheit seiner  Abstammung  oder  durch  die  Verschiedenheit 
seiner  örtlichen  Interessen  gespalten  ist.  In  einer  helveti- 
schen Republik  würde  die  vollziehende  Gewalt  dieser  Ver-*- 
Stärkung,  sowohl  in  der  einen  als  in  der  andern  Hinsicht, 
besonders  bedürfen.  Sie  würde  daher,  sey  es  durch  das 
Streben,  zu  der  den  Umständen  nach  erforderlichen  Macht 
zu  gelangen,  sey  es  mit  dieser  Macht  von  dem  Gesetze 
versehen ,  der  Verfassung  selbst  über  kurz  oder  über  lang 
den  Untergang  bereiten.  Man  würde  zu  der  Überzeugung 
gelangen,  dafs  nur  die  kräftigere  Herrschaft  eines  Einzigen 
die  einander  befeindenden  oder  fliehenden  Theile  zusammen- 
zuhalten im  Stande  sey.  Und  sollte  man  sich  auch  in  der 
Schweiz  gegen  dieses  Bekenntnifs  sträuben,  anderwärts  wird 
es  desto  schneller  Eingang  finden.         h^  S^iH  • 

Die  Republik  würde  höchst  wahrschernfich  in  die  Mon- 
archie  übergehen.  —  Denn  ein  Völkerbund  und  ein  ein- 
facher Staat  sind  einander  so  schroff  entgegengesetzt,  dafs 
ein  Volk,  dessen  politische  Einheit  bisher  nur  auf  einem 
Bunde  beruhte,  wenn  es  an  die  Stelle  dieses  Bundes  un- 

•  mittelbar  einen  einfachen  Staatsverein  setzen  wül,  schwer- 
lich einem  Bürgerkriege  entgehen  kann.  Ein  Bürgerkrieg 
aber  endet  fast  immer  mit  der  Herrschaft  eines  Einzigen, 
mit  der  Herrschaft  desjenigen,  welchem  es  durch  überwie- 
gende Geistes-  und  Charakterkraft,  durch  Kühnheit  oder 
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Verschlagenheit I  gelingt^  den  inneren  Frieden  wiederher» 
Sspstenen«  Denn  nur  dem  Araie,  welcHef  den  Frieden  wie* 
derliergestdit  tiat^'trstii  man  Aie  Kraft  stt^  ihn  ztt  erhalten« 
—  Konnten  und  wurden  nun,  wenn  jener  Versuch  in  det* 
Schweiz  gemacht  wurde ,  die  Begebenheiten  nicht  denselben 
oder  einen  ä'bnlichen  Verlauf  haben?  Gab  nicbt  die  eine 
nnd  antbeilbare  helvetische  Repablik ,  die  2a  £nde  des  letzt» 
.  Terflosscncn  Jahrhunderts  gestiftet  wurde  ^  der  Schweiz  einen 
Vermittler  ? 

Die  Regeln  und  Ratbscblage  der  Politik  terdienen  vor- 
itn^tmmse  Vertrdoen,  welche  das  Ansehen  geschichtlicher 
Beispiele,  mit  andern  Worten,  das  Ansehen  politischer  Ex- 
perimente,  für  sich  haben.  Es  ist  nicht  das  erstemal  ^  dafo 
di^  Fragen^  weiche  jetzt  in  der  Schweis  Terbandelt  wer» 
äen ,  im  wirldlcben  Leben  2ar  Sprache  bomroem  Man  liann 
getrost  annehmen,  dafs  man  sich  fast  an  einem  jeden  Pro- 
!bleroe,  zu  welchem  die  republikanische  Verfassung  oder 
da&  Verbiltnirs  ttnter  mebret^en  tlepabliken  Veranlassung 
gebeb  kaon^  schon  ein§t  in  Griecbenland  nnd  in  Italien  ver* 
sucht  hat.  Das  ist^  auch  was  jene  Furagen  betrifft,  derFalL 
^  In  den  altgriechischen  Freistaaten  wurde  das  Bcdürfnifsi 
die  Macbt  der  Nation  gegen  die  V^lher  niobt  helleniscber 
Aüktinft^  (insbesondere  gegen  die  Peirsel*,)  zd  vereinigen 5 
klar  erkannt  und  lebhaft  gefühlt.  Der  Bund  der  Amphiktyo- 
nen  stillte  dieses  Bedurfnifs  nicht.  Denn  er  war  nicht  ein 
Staaten •  oder  Völkerbund,  dieses  Wort  in  der  oben  be^ 
stimmten  Bedeutung  genommen  $  sondern  er  wai'  n&r  ein 
Verein  zur  Erliallun«^  der  Nationaleinheit  unter  den  Volker- 
schalten  hellenischer  Abstammung.  Man  mufste  also  auf  ein 
anderes  Mittel  Bedacht  nehmen,  diese  Völkerschaften  aüöb 
durch  ein  politisches  Band  untef  eitiandet*  2ti  vereinigen« 
Man  verfiel  auf  die  Idee  der  Hcj^emonie.  Ein  Staat,  def 
mächtigste,  soUte  in  Zeiten  gemeiner  Kriegsgefahr  als  prU 
tnus  inier  pares  an  der  Spitze  der  übrigen  stehen  und  die 
fodSt  Abwendung  der  tiefabi*  etrorderlichen  Einleitungen  tre£> 
fien«   Jedoch  dieses  Mittel ^  ein,  noch  da2U  sehr  lose  2Usatti« 
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menhängender ,  Vö  Iii  erb  und,  bewährte  sich  nicht  sonder- 
lich. Es  war  nothwendig ,  der  politischen  Einheit  Griechen- 
lands eine  vollkommnere  Grundlage  zu  geben.    Es  wurden 

-also  in  der  Folge  mit  der  Hegemonie  andere  Vorstellungen 
Terbunden ,  neue  Rechte  oder  Ansprüche  an  sie  gel;nup(t. 
Die  Athenienser,  welchen  die  glucliliche  Beendigung  des 
Kampfes  mit  den  Persern  ein  entschiedenes  Übergewicht  in 
Griechenland  verschafft  hatte,  verslanden  unter  der  Hege-^ 
monie  die  Herrschaft  über  Griechenland.    Sie  trachteten^ 
dahin,  an  die  Stelle  jenes  Bundes  einen  einfachen  Staal 
zu  setzen.    Und  in  demselben  Geiste  handelten  die  SparU- 
ner,  als  diese,  nach  dem  für  Athen  unglücklichen  Aus- 
gange des  Peloponnesischen  Krieges,  zur  Hegemonie  ge- 
langt waren.    Weder  den  Alheniensern  noch  den  Spartanern 
glückte  das  Unternehmen  vollständig.     Aber  es  kam  ein 
Dritter,  Philipp  von  Macedonien,  welcher  das  von  ihnen 
begonnene  Werk  ausführte.     Griechenland  erhielt  nun 
einen  Herrn.    Der  Sieg  wurde  dem  Könige  von  Macedonien 
nicht  blos  dadurch  erleichtert,  dafs  die  ewigen  Händel  die 
Nation  ermüdet  und  geschwächt  hatten,  sondern  auch  da* 
durch,  dafs  der  Konig  die  Idee  der  Hegemonie  d.  i.  die 
Idee  der  politischen  Einheit  Griechenlands  in  seinem  Inter- 
esse klüglich  zu  benutzen  wufste.    Eben  so  kann  man  aus 
der  Geschichte  des  Unterganges  des  römischen  Freistaates 
Folgerungen  ziehen ,  welche  zur  Bestätigung  der  obigen 
Äufserungen  dienen  dürften.    Der  Tapferkeit  und  der  Staats- 
klugheit der  Römer  war  es  endlich,  in  dem  Verlaufe  meh.- 
rerer  Jahrhunderte,  gelungen,  die  sämmtlichen  Völkerschaf- 
ten Italiens  zu  einem  politischen  Ganzen  zu  vereinigen. 
Mannigfaltig  und  verschiedenartig  waren  die  Bedingungen 
dieses  Vereines.    Einige  von  jenen  Völkerschaften  standen 

'  nur  in  einem  Bunde  mit  Rom ,  andere  waren  den  Römern 
nnterthan.    Da  verlangten  die  Bundesgenossen  und  bald  auch 
die  Unterthanen  der  Römer,  anfangs  friedlich,  in  der  Folge 
aber  die  Waffen  in  der  Hand,  das  römische  Bürgerrecht 
i.  die  Verschmelzung  aller  VöHierschaften  Italiens  in 
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einen  einzigen  Staat  Sie  erreichten  ihren  Zwecl(.  Aber 
an  den  Krieg,  welcher  der  Krieg  mit  den  Bundesgenossen 
(das  bellum  sociale)  genannt  zu  werden  pflegt,  reihte  sich 
der  erste  Bürgerkrieg  und  an  diesen  wieder  ein  zweiter 
und  dritter,  bis  dafs  Rom  einen  Herrn  erhielt,  weil  es  nicht 
ohne  einen  Herrn  bestehen  konnte. 

Es  giebt  gewisse  politische  Traditionen,  welche  man, 
weil  sie  sich  eine  geraume  Zeit  lang  bewährt  haben,  für 
ewige  Wahrheiten  hält.  Zu  den  Traditionen  dieser  Art 
möchte  auch  die  gehören,  dafs  die  Schweiz  zu  arm  sej, 
um  einen  Königsthron  tragen  zu  können.  Der  französische 
Königshof  ist  nicht  mehr  das,  was  er  unter  Ludwig  XIV. 
war;  auf  ähnliche  Weise  haben  sich  auch  in  anderen  euro- 
päischen Monarchieen  die  Verhältnisse  verändert.  Eine  re- 
publikanische  Verfassung  arbeitet  mehr  scheinbar,  als  in  der 
That,  wohlfeiler. 

C.    Von  dem  Plane  eines  Völkerslaates. 

Ein  Völkerstaat  ist  seinem  Wesen  nach  ein  Mittelding, 
eine  Inconsequenz.  Er  läfst  und  er  entzieht  den  einzelnen 
unter  dem  Vereine  begriffenen  Staaten  die  Verwaltung  ihrer 
inneren  Angelegenheiten.  Sie  sollen  fortdauernd  als  Staaten 
bestehen ;  und  gleichwohl  ist  eine  Beschränkung  der  Staats- 
gewalt in  diesen  Angelegenheiten,  —  oder  eine  Beschrän- 
kung der  Staatsgewalt,  als  solcher,  —  durch  eine  äufsere 
Gewalt  mit  dem  Wesen  des  Staates  schwerlich  zu  vereini- 
gen.   Insociabile  regnum! 

Indem  man  den  VÖlkerstaat  der  Inconsequenz  beschul- 
diget, macht  man  ihm  nicht  blos  einen  wissenschaft- 
lichen Fehler  zum  Vorwurfe.  Die  Inconsequenz,  welche 
in  einem  Völkerstaate  liegt,  mufs  in  der  Praxis  unausbleib- 
lich zu  Reibungen  zwischen  dem  Ganzen  und  seinen  Thei- 
len  fuhren ,  welche  selbst  die  Auflösung  des  Vereines  oder 
dessen  Umgestaltung  in  einen  einfachen  Staat  zur  Folge 
haben  können,  auf  jeden  Fall  aber  den  Gang  der  Maschine 
hemmen  und  unbehulflich  machen, 
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Man  haon  sich  von  den  Nachtheilen,  die  mit  einem 
Yollierstaate  verbunden  sind,  nicht  besser  überzeugen,  als 
wenn  man  die  Geschichte  des  deutschen  Reichs  zu  Rathe 
zieht.  Das  deutsche  Reich  war  ein  VöUterstaat,  ein  Verein 
mehrerer  Staaten,  deren  Regierungen,  auch  was  Landes- 
angelegenheiten betraf,  der  Reichsstaatsgewalt  unterworfen 
waren.  So  beschränkt  auch  diese  Abhängigheit  war,  so  trat 
sie  doch  häußg  genug  den  dringendsten  Verbesserungen  in 
den  Weg.  Es  konnten  die  Regierungen  z.  B.  nicht  dem 
Grundsatze  der  Religionsfreiheit  huldigen,  ohne  Rechte  zu 
yerletzen,  für  welche  der  westphalische  Friede  Gewähr  ge- 
leistet hatte.  Eben  so  wurden  sie  durch  die  Reichsgesetz, 
gebung  verhindert,  dem  Zollwesen  eine  den  Grundsätzen 
der  Staats wirthschaft  entsprechende  Einrichtung  zu  gebeo. 
Zuweilen  geschah  es  auch,  dafs  das  an  sich  Gute  gleichwohl 
von  den  deutschen  Regierungen  nicht  begünstiget  wurde, 
weil  es  sie  an  die  Abhängigkeit  von  der  Reich^staatsgewalt 
erinnerte.  So  verkümmerte  in  Deutschland  z.  B.  das  Nota- 
riat, weil  die  Notarien  von  dem  Kaiser  —  unmittelbar  oder 
mittelbar  —  bestellt  wurden.  Mit  einem  "Worte,  es  wurde 
"  in  Deutschland  ununterbrochen  zwischen  der  Reichsstaats- 
gewalt und  der  landesherrlichen  Gewalt  ein  Krieg  geführt, 
welcher  die  eine  und  die  andere  Gewalt  lähmte,  und  noch 
verderblicher  in  dem  Falle  eines  Krieges  mit  dem  Aus« 
lande  wirkte.  Per  endliche  Ausgang  dieses  Kampfes  ist 
bekannt.  * 

Ähnliche  Betrachtungen  können  über  die  Verfassung 
desjenigen  Staaten  Vereines  angestellt  werden,  welcher  der 
deutsche  Bund  genannt  wird.  Dieser  Verein  war  schon  ur- 
sprünglich, der  Sache  nach,  ein  Völkerstaat,  indem  sich 
die  Stipulationen  der  Bundesacte  auch  auf  die  inneren  An- 
gelegenheiten der  verbündeten  Staaten  erstreckten.  Er  hat 
diese  Eigenschaft  noch  mehr  durch  die  Schlufsacte  der 
Wiener  Ministerialconferenzen  vom  Jahre  4820  und  ferner 
durch  die  bekannten  Bnndesbeschlüsse  vom  Jahre  i832  er- 
halten«  —    Fern  sey  es  von  mir,  die  Baumeister  dieses 
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grofsen  Werltes ,  «ler  deutschen  Uundesverfassung ,  aus  dem 
Grunde  zu  tadeln,  weil  sie  den  Plan  eines  Völkcrstaates 
dem  eines  Staatenbundes  vorgezogen  haben.  Die  Verhält- 
nisse sind  mächtiger,  als  die  Mächtigen  der  Erde.  Das  Ge- 
setz ,  das  man  der  Zukunit  vorschreiben  will ,  mufs  sich  an 
die  Vergangenheit  anschliefsen.  Auch  weifs  ich  recht  wohl, 
(und  ich  werde  darauf  unten  zurückkommen,)  dafs  es  Mit- 
tel giebt ,  in  einer  .Maschine ,  welche  ihrem  Wesen  nach  ge- 
wissen Störungen  ihres  Ganges  unterworfen  ist,  das  Gleich- 
gewicht wiederherzustellen.  Aber  Thatsache  ist  es ,  dafs 
die  Verfassung  des  deutschen  Bundes,  weil  und  in  wie  fern 
sie  die  Verfassung  eines  Völkerstaates  ist,  schon  mehr  als 
einmal  zu  Collisionen  zwischen  dem  Bunde  und  Einzelnen 
seiner  Glieder  Veranlassung  gegeben  hat. 

Jedoch,  liegt  wohl  darin,  dafs  ein  Volkerstaat  das  Un- 
gesellige paart,  also  seinem  Wesen  nach  einen  V^derspruch 
enthält,  ein  Vorwurf?  Wenn  ein  Völkerstaat  aus  diesem 
Grunde  verwerüich  wäre,  mufste  nicht  aus  demselben  Grun- 
de^ auch  in  einfachen  Staaten,  eine  jede  zusammengesetzte 
(oder  gemischte)  Verfassung  fehlerhaft  seyn?  Aber  es  ist 
ein  Grundsatz,  man  kann  sagen,  ein  Axiom  der  Staatswis- 
senschaft, dafs  gerade  den  zusammengesetzten  Staats- 
verfassungen der  Preis  gebühre. 

Diese  Einwendung  läfst  sich  so  beantworten :  Eine 
Staatsverfassung  (ich  spreche  einstweilen  nur  von  der  Ver- 
fassung eines  einfachen  Staates)  ist  nicht  schon  deswegen 
eine  gute  Verfassung,  weil  sie  zusammengesetzt  ist.  Son- 
dern jenes  Axiom  bezieht  sich  nur  auf  diejenigen  Verfas- 
sungen, welche,  unbeschadet  der  Einheit  und  Macht 
der  vollziehenden  Gewalt,  zusammengesetzte  Verfas- 
sungen sind.  Die  europäischen  Monarchieen  des  Mittelalters 
waren  zusammengesetzte  Verfassungen  ,  und  gleichwohl  wa- 
ren sie  höchst  fehlerhaft.  Zwei  Mächte ,  der  Fürst  und  der 
Adel,  standen  einander  gerüstet  gegenüber,  und  als  die 
Städte  politische  Bedeutsamkeit  erhielten ,  kam  zu  diesen 
Machten  nur  noch  eine  dritte  hinzu.  —    Gerade  das  aber 
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ist  die  Lage  eines  Völkerstaates,  dafs  nicht  blos  die  Ge- 
sammtheit ,  sondern  auch  ein  jeder  einzelne  unter  dem  Ver- 
eine begriffene  Staat  eine  bewaffnete  Macht  ist. 
können  sich  daher  die  einzelnen  Staaten  des  Vereines  der 
Macht  des  Ganzen,  nach  Befinden,  mit  Erfolg  widersetzen; 
und  es  liegen  in  den  Collisionen,  welche  zwischen  der  Re- 
gierung des  Volkerstaates  und  den  Regierungen  der  einzel- 
nen Staaten  des  Vereines  nicht  aosbleiben  können  ,  so  viele 
Veranlassungen  oder  Aufforderungen  zu  einem  solchen  Wi- 
'  derstande.  •  •        ^  '  * 

< 

Dieses  Resultat  ist  jedoch  nicht  so  zn  deuten,  als  ob 
die  Gefahr  eines  inneren  Zwiespaltes  in  einem  jeden  Völ- 
kerstaate gleich  grofs  wäre.  Vielmehr  ist  die  Gefahr  gröfser 
oder  geringer,  je  nachdem  die  Selbstständigkeit  der  einzel- 
nen Staaten  in  ihren  inneren  Angelegenheiten  mehr  oder 
weniger  beschränkt  ist,  und  eben  so  nach  der  Beschaf- 
fenheit dieser  Beschränkungen.  —  Zur  Erläuterung  ein 
Beispiel,  welches  ich  aus  dem  diesjährigen  Entwürfe  einer 
neuen  schweizer  Conföderationsacte  entlehne.  Zu  Folge  die- 
ser Acte ,  welcher  die  Idee  eines  Völkerstaates  zum  Grunde 
liegt,  soll  Ton  den  Waaren,  die  in  die  Schweiz  eingeführt 
werden,  ein  Grenzzoll  auf  Rechnung  des  Bundes  (oder 
zum  Vortheile  der  Bundeskasse)  erhoben  werden.  (Art.  14. 
lit.  6.  Art.  i5.  29.  49*  ^i^*/*)  setzt  zwar  der  Entwurf 

fest,  dafs  dieser  Grenzzoll  nicht  von  solchen  Waaren, 
welche  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  sind,  erhoben, 
auch  in  Zukunft  nicht  erhöht  werden  soll  Allein,  auch 
angenommen,  dafs  die  Frage:  Welche  Waaren  dürfen  hier- 
nach zollfrei  eingeführt  werden?  weder  jetzt  noch  in  Zu- 
kunft Schwierigkeiten  darböte,  —  -würde  man  sich  eben 


')  Art.  15.  „Lea  droits  d^entrde  f^di^raax  k  payer  aaz  frontifere« 
se  per^oivent  stir  les  marchandises  qu^on  Importe  en  SaiMo 
et  qiii  ne  sunt  pas  compt^cs  parmi  les  objets  de  premicre  n^- 
üessite.  —  Lo  taux  actuel  de  ces  droits  d^entrde  ne  duit  paa 
^tre  hausB<$ 
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so  leicht  über  einen  Tarif  für  den  Eingangszoll  yereinigen 
k5nnen?  wurde,  ja  kSnnte  man  immer  bei  denselben  Zoll- 
ansätzen stehen  bleiben  ?  würde  man  nicht  den  Tarif  gleich 
anfangs  so  bestimmen  und  von  Zeit  zu  Zeit  so  modificiren, 
dafs  er  zugleich  die  »Industrie«  (die  Fabrication)  in  der 
Schweiz  begünstigte?  Nach  dem  Art.  49*  desselben  Enjt-, 
Wurfes  soll  der  Tagsatzung  das  Recht  zustehen,  de  fixer 
le  tarif  des  droits  d*entr^e  federaux  et  le  mode  de  leur  per» 
ception.  Man  darf  annehmen ,  dafs  sie  von  diesem  Rechte 
einen  besonders  freigebigen  Gebrauch  machen  würde,  da 
ihr  nicht  entgehen  honnte,  dafs  die  Einnahme  von  den 
Zollen  entschiedene  Vorzüge  vor  den  dirccten  Beiträgen 
der  Cantone  hätte.  Eben  so  Itann  man  mit  grofser  Wahr- 
scheinlichlieit  vermuthen ,  dafs  das  Interesse  derjenigen  Can- 
tone ,  in  welchen  es  Fabriken  giebt ,  einen  bedeutenden 
Einflafs  auf  den  Tarif  erhalten  würde.  Wohin  aber  konnte 
oder  müfste  das  am  Ende  führen  ?  Man  braucht ,  um  sich 
diese  Frage  zu  beantworten ,  nicht  allgemeine  Berechnungen 
anzustellen.  Es  genügt,  die  Geschichte  der  (nordamerika- 
sehen)  Union  zu  Rathe  zu  ziehen. 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  werden  die  Grenz- 
zolle  auf  Rechnung  der  Gesammtheit  erhoben.  Anfangs 
waren  die  Zollansätze  nur  mäfsig ;  die  Eingangszülle  hatten 
nur  den  Zweck,  von  den  Waaren,  die  eingeführt  würden, 
(in  der  That,  von  der  Consurotion,)  eine  den  Geldbedürf- 
nissen der  Union  entsprechende  Abgabe  zu  erheben.  Aber 
mit  der  Zeit  suchte  man  durch  die  Einfuhrzölle  noch  einen 
andern  Zweck  zu  erreichen.  Diejenigen  Staaten ,  welche 
man  unter  dem  Namen  von  Neuengland  begreift,  (oder  die 
nord  -  ostlichen  Staaten,)  wufsten  es  dahin  zu  bringen,  dafs 
in  dem  Interesse  ihrer  Fabriken  gewisse  Fabrikate  mit  hd- 
heren  Zollen  belegt  wurden.  Und  diese  Zollansätze  wur- 
den nach  und  nach  in  dem  Grade  gesteigert ,  dafs  sie  einem 
Verbote  der  Einfuhr  der  so  hoch  zu  verzollenden  Waaren 
fast  gleichkamen.  Denn  die  inländischen  Fabrikanten  ver- 
langten, eum  Schutze  gegen  ihre  Feinde,  gegen  die  aus«. 
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]ändischen  Fabrikanten,  immer  neae  Vergünstigungen.  (Man 
darf  wohl  behaupten ,  dafs  diese  Handelspolitik  überall ,  wo 
sie  befolgt  wird,  zu  ähnlichen  Klagen  und  Resultaten  füh> 
ren  müsse.)  Hierdurch  aber  wurde  der  Wohlstand  der  süd- 
ostlicbeo  Staaten  auf  das  empfindlichste  beeinträchtiget.  Die 
Einwohner  dieser  Staaten  beziehen  ihr  Einkommen  haupt- 
sächlich und  fast  ausschliefslich  von  der  Production.  (Sie  sind 
»Sklavenstaaten <c.  Die  Hauptartikel  der  Ausfuhr  sind  Reis, 
Baumwolle  und  Tabak.)  Sie  mufsten  von  nun  an  nicht  nur 
die  Fabrikate,  deren  sie  bedurften,  theurer  einkaufen,  son- 
dern auch  die  Landesprodacte  wohlfeiler  verkaufen.  Denn, 
da  aller  Handel  am  Ende  nur  ein  Tausch  ist,  so  mufste 
die  Ausfuhr  dieser  Waaren  nach  Europa  in  demselben 
Grade ,  wie  die  Waareneipfuhr  aus  Europa ,  abnehmen. 
Da  kam  es  nun  erst  zu  Klagen ,  dann  zu  Beschwerden ,  end- 
lich zum  offenen  Widerstande  von  Seiten  dieser  Staaten. 
Am  weitesten  gieng  Südcarolina.  Dieser  Staat  erklärte  ge- 
radezu die  den  Tarif  betreifenden  Gesetze  des  Congresses 
für  nichtig  und  widerrechtlich.  In  den  Nachbarstaaten 
herrschten  ähnliche  Ansichten,  wenn  sie  auch  hier  nicht 
mit  derselben  Kühnheit  ausgesprochen  wurden.  Mit  einem 
Worte,  Alles  schien  einen  Bürgerkrieg  und  die  Trennung 
der  Union  zu  prophezeihen.  Nun  wurde  zwar  dem  Aufser- 
sten  durch  die  Weisheit  des  Congresses  vorgebeugt.  Durch 
das  Gesetz,  welches  in  dem  laufenden  Jahre  (i833)  der 
Congrefs  beschlossen  und  der  Präsident  der  Vereinigten 
Staaten  bestätiget  hat,  ist  nicht  nur  der  Tarif  sofort  gemil- 
dert, sondern  auch  die  allmälige  Wiederherstellung  der  äl- 
teren billigeren  Zollansätze  verordnet  worden.  Allemal  aber 
bleibt  dieser  Streit  ein  Vorgang,  (precedent welcher  der 
Fortdauer  der  Union  Gefahr  droht,  —  Man  kann  vielleicht 
hinzusetzen:  MutaLo  nomine  de  ie  fabula  narraiur ! 

Jedoch,  nicht  blos  von  dem  Grade,  in  welchem, 
und  von  der  Art,  wie  durch  die  Verfassung  eines  Völker* 
Staates  die  innere  Selbstständigkeit  der  unter  ihm  begriffe- 
nen Staaten  beschränkt  ist ,  hängt  das  Schicksal  eioes  soickea 
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Vereines  ab.  Obwohl  ein  Voikerslaat  seinem  Wesen  nach 
den  Kfim  der  A«tlosung  io  sich  trägt,  so  4QfUMQa  doch  aor 
dere  Uwchea,  die^mm  aufsere  nennen  hann,  die  EnU 
wichehmg  dieses  Iteioies  Tereogem  oder  weh^geozUob  rev^ 

hindern. 

Zu  diesen  Ursachen  gehört  ?or  allem  das  VerhiitnifSf 
in  welchem  der  Verein  zam  Aoslande  steht«  Wenn  der 
Bnnd,  weleher  die  Cantone  der 'Schweiz  bisher  zn  einen 

politischen  Ganzen  vereinigte ,  in  einea  YÖlkerstaat  vervvan- 
delt  würde,  so  würde  dieser  die  GewährisistiMlgeOi  weai^ 
ttens  zum  Theii^  erben,  welehe  jener «  wie  oben  gezeigt 
worden  ist,  in  dieser  B^ehnng  f8r  sich  hat   In  derselben 

Beziehung  wurde  die  neue  Verfassung  und  der  unter  den 
deatscben  Staaten  bestehende  Verein,  ihren  Aussichten  in 
4ie  Ziihnnft  nach,  einander  ohngefahr  gleichstehen. 

Eine  andere  yrsache  dieser  Art  liegt  in  der  Beschaff 

fenheit  —  insbesondere  in  der  relatirun  Macht  —  der  Staa- 
ten, .aus  welchen  der  Verein  besteht.   In  dieser  Beziehung 

hit  der  unter  den  deetschen .  ^tenteii  heHeheiide  Verein 
dnf^  Halt,  dessen  'io,  der  Schweiz  die  Verfiissahg  eines 

Völherstaates  entbehren  wurde.  Wenn  man  auch  gegen  die 
Veriassang  des  deutschen  l^undes  die  Einwendung  machen 
hdnnte  oder  wollte,  dafs  der  Bnod  mehr  ale  ein  bloiser 
Staateobond  sey,  (ob  man  wohl  die  Einwendnog  auch  um* 
Behren  d,  i.  wünschen  künnte,  dafs  dieser  Verein  der  Idee 
eines  V5Ikerstaates  noch  mehr  entsprechen  möchte,)  so 
ist  doch  der  deutsche  Buod^  gegen  innere  firsohutteroogeii 
dereh  die  zwei  eurofMSscben  Grofsrnfiehte,  welche  Mit» 
g|y»eder  des  Bundes  sind,  —  durch  Ostci reich  und  IVcussea 

—  gesichert.  Man  setze  dagegen  lien  i^'aii,  ds(s  in  der 
ßfk^fP^  d»«  YptS^mwg  swisohen  deiit  G^ofm-  miA  it^fiäki 
TIeileo  2;wies|MJt  ttiitete,  so  bann  man  die  Tergleiehungs* 
weise  gröfsere  Gefahr,  weicher  alsdann  der  Vtiein  unter 

4ea  Cmtonen  nnfgeeetzt  i^)^  würdi?,  miin^  lin.  ^ahie« 

♦  . ,  f.  I,  I  ..1  I  .11,-11  ■  — •  i-  1  ■  • 
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So  viel!  —  Ich  schliefse  mit  den  Worten  des  römi- 
sehen  Dichters:  ■*  • 

O  luiyis,  MÜBrenl  ia  wuan  tt 
'  Flwiittf  O  i|iiU  «gbf  ViVtUcr  occd^ 
Forioi!  Ifiwae  Tidas,  nl 

Nvdam  remii^io  htin» 

Et  malus  ccleri  saucius  Africo 
Antcnnaeque  gemunt,  ac  sine  funibuui 
Vix  darare  carinae 

PoMDnt  imperiofiiit 
AequAr  ? 

CkMbriolMs  im  Mraiite  Sq^nnter  IMS. 

Z  ACH.A  BiJL 


II. 

Reclitsjphiloaophie  in  Frankreich* 

Von 

Herrn  Dr.  L»  A.  WARSiKövtG, 

ge^eBwirtig  PralBtior  in  Gent» 


Analyse  von  Montlosier,  de  laMennais  und  der 

Schule  von  Saint -Simon. 

Un^  «.fgoregte,  ja  «üi^.  Zdl  fflut  fort.  ..r  ^- 

politisch -philosophischen  Studien  einen  täglich  steigenden 
Eünflufs  zu  änfsern.  Während  in  Belgien  die  so  schnell  sie- 
gende Revolalion  sa  einem  radicalen  Umstors*'  der  Yeflae^ 
Mmg  ülirte  und  Difen^sionen '  über  die  Gttindibrmen  der 
Staaten  in  der  Mitte  des  Nationalcongresscs  hervorrief,  tre* 
ten  in  Frankreich  die  bisher  oSt  onbemerkten  politischen' 
Hieorieen  gegen  einander  in  Hanpf ,  ond'bedrobep  die  achon 
•nt  lange  ao  eieciitttterteii  goaell^  TeriMUlniiae  mit  eine« 
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Aailösang,  deren  Möglichkeit  den  Freund  der  Menschheit 
mit  Schauder  erfüllt.  Unsere  Zeitschrift  hat  ihrem  Berufe 
gemaTs  mehrmals  von  dem  Zustande  dieser  Bestrebungen 
bei  unsern  Nachbarn  Rechnung  abgelegt.  Der  Verf.  der 
früheren  Aufsätze  (Bd.  I.  S.  271.  und  434*  Bd.  IL  S.  i43.) 
liefert  hier  abermals  einige  Beiträge,  die  um  so  mehr  zeit- 
gemäfs  seyn  mochten,  als  die  Lehren ,  wovon  die  Rede  seyn 
wird ,  die  Aufmerksamkeit  des  franzosischen ,  ja  dß&  euro- 
päischen Publicums  lebhaft  beschäftigen.  «  ' ' 
Die  Zusammenstellung  der  Namen  Ton  Montlosier, 
la  Mennais  und  Saint-Simon  wird  freilich  sonderbar 
klingen ,  da  die  entschiedene  Feindschaft  unter  ihnen  be- 
kannt ist.  Der  Gegensatz  zwischen  den  zwei  letzten  ist  ans 
besonders  wichtig  und  interessant.  Vom  ersten  sprechen 
wir  nur  vorübergehend.  Wer  kennt  nicht  die  Schriften  des 
berühmten  Grafen,  dessen  Memoire  d  consulter  unter  Vil- 
.lele*s  Ministerium  so  viel  Aufsehen  erregte?  Als  Gegner 
der  mächtigen  Parthei  des  Jesuitismus  und  der  Congrega« 
tion ,  war  er  lange  Liebling  der  Opposition.  Jetzt  ist  er 
vergessen;  ein  philosophisches  Werkchen  von  ihm,  die 
Frucht  der  Studien  seines  Lebens,  wurde  kaum  genannt. 
Allein  Montlosier  gehört  keiner  Cotterie  an;  keine  Par- 
thei hatte  ein  Interesse,  seine  philosophischen  Ansichten  zu 
verbreiten.  Er  mochte  wohl  nicht  als  zünftig  gelten;  so 
geschah  es,  dafs  man  das  Büchlein:  Des  Mysteres  de  la  vie 
humaine  (nachgedruckt  bei  le  Charlier  in  Brüssel,  1829« 
2  Vol.  in  12.),  trotz  des  berühmten  Namens  des  Verfassers 
wenig  würdigte.  Es  geboren  hierher  nur  die  letzten  Kapi- 
tel, verdienen  aber  der  eigenthümlichen  Auffassung  der  ge« 
selligen  Yerhältnisse  wegen  genannt  zu  werden.  Das  ganze 
Werkchen  ist  eine  Art  von  Kosmogonie  und  Anthropogo- 
nie.  Der  Mensch  wird  darin  als  Theil  und  Erzeugnifs  der 
Kräfte  der  unendlichen  Natur  untersacht ,  seine  Organisation 
als  Thier  and  rationelles  Einzel-  Und  Collectivwesen  nach- 
gewiesen, um  das  Leben  des  Individuums  und  der  Volker 
io^  seiner  noth wendigen  Richtung  zu  erforschen.  Mäh^e 
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Montlosier  auf  die  Geschichte  mehr  Ruchsicht ^  80  sMU 
len  wir  iha  nd»eii  Vico  mid  Rerder;  alleia  seine  Aitt- 
MruQg  iit  eine  Art  ron  politfselier  NaturgescKfchte  des 
Menschen,  Es  nähert  der  ersten  Abhandlung  des  ersten 
Baches  in  Weichers  neuester  Universal-  und  juristisch- 
poltHfcher  finGjri^lopSdie  und  Methodologie,  und  erinnert 
ärf^it^'^l^rriMsche  Anthropologie  in  Hugo*$  LethrbfSchem 
der  Rechtsphilosophie. 

*  Nachdem  Montlosier  in  den  zwei  ersten  Bnchem 
Vblk*ti^%»dftn^Maer  Erde,  der  yegetalnlischen  und  anima- 
Httefiir'OI gittft^dh  gehandelt; '-die  er  alsTrodncte  des  Son* 

nen-  und  Erdprincips  charahterisii  t ,  beginnt  er  im  dritten 
yon  den  Urprineipien  zu  haodeln,  welche  den  Menschen 
Mden;  •  Er  toiikiitit'  deren  zwei^  von  einander  iinabhangig|e 
an ,  die  afcer  beide  in  den  Handlungen  sieb  mannlebAicb  be^ 
kämpfend  wirksam  erscheinen;  nämlich  ein  ihierisches,  blin- 
des, dorch  die  Organisation  des  Körpers  nothwendig  gege« 
benes,  faprü  fUcmtdte^  ein  beigegebenes,  freies,  fespÜt  * 
tnrahondant.  Wsii  Über  beide  und  ibr^  Widerstreit  ge*> 
sagt  wird  (bis  S.  192  in  T.  I.),  ist  sehr  interessant,  und 
möchte  unsern  Psychologen  angenehm  seyn.  Der  Verfasser 
aseigt  sieb  als  sehr  aufmerhsainer  Beobaohter  der  psycbolo« 
^cben  Fbfinomeiie.  Im  Werten  Buch  wird  daa  Stfeben  det 

Menschen  nach  Wohlst'}  n  (bonheur)  char^ihterisirt ,  tind  da- 
von drei  Grundzüge,  eine  dreifache  Richtung  angegeben^ 
nHmlieb  JP^ire  au  PohntS  (Geiet«  den  Egoismus),  Etr» 
dvee  un  autn  (Gesetz  des  Woblwoltens  und  der  Gesef- 
ttgheit)  und  d*etre  (Vaecord  (Trieb  zur  Festsetzung  recht- 
lioher  Verhältnisse).  Diese  Grundtriebe  richtig  geleitet  bil- 
den för  den  Einzelnen  die  Moral,  ond  erzeugen  im  Ge- 
Sammtleben  d.  b.  bei  ysibem  8taat,  Becbt,  PoHtüi  und 
überhaupt  alle  Verhältnisse  der  groften  menschlichen  Ge- 
sellscbatt.  Dies  wird  im  siebenten  buche  ausgeführt,  wel- 
cbes  Toil  der  interesiantesten  Bemerkungen  ist.  Die  Freunde 
der  bfMorbeben  Schale  n<ussefi  besonders  den  Terftfüter 
ehren,  da  er  über  die  Giundiage  des  Hechts  ganz  ihre  An« 
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sichten  ha^  Mkc  oft  erianert  er  uns  auch  an  Anciiio4i 
wid  ^«en  Pmtt^a,  Sekt  fplt  wird  die  Eatileliiiiig  m»ä 
MslIiiMidigMl  dfv  Gemlmlieitydtfp  SillM  «md  dis  G«^ 

wohnheitsrcchts  nachgewiesen*  Auf  die  Macht  der  Gesetze 
hält  Montlosier  sehr  wenig. 

Wir  düMi  Mm  Mtge  8ttllea.  B.TAt  OH 
regarde  gMraUmOni  Iv^dMl  ommm  qa^Uiu»  fhoH  tffd  m  prth» 
dmt  de  la  loi^  de  la  volonte  da  prince  ou  de  la  volonte  du 
ptUflt*  Ce  sont  des  doctrines  Jau&scs,  —  Un  jingtmeni  ne  Jkit 
pas  U  draUf  U  9P$/kii  fm  U  c<<iflm»r  un  hm  partim* 
Ii0f\  La  hd  ntri^fait  pai'^ttaväntage;  «Jts  ne  faU  fßie  U 
d^  dar  er  dans  un  cas  genäraL  Le  pouvolr  queiqu  Li  soitf  IM 
Jait  pas  noa  ptus  Le  droit  U  rV  a  /fu*  d  le  preieger. 
FWilgt  im  tm»  Aosiifak  f^n  der  Eelsiehiiiig  des  Btcte^ 
die  iAdeft  nichl  sehr  glttcUicli  til ,  da  ei  dam  Terftiter  m 

den  nöthi^en  Kenntnissen  und  Ausdrilcl^en  za  tehlcn  scheint^ 
die  ihm  die  Aufgabe  leicht  gemacht  hätteo.  Man  £vihlt  in- 
del3^  was  er  wotlfee^  ifh$t  die  Begierlisgifoniieii  «ad  die 
Vbeerieett  vea  der  TiNlilbftig;  der  OewaiMb  «rtbeilt  er  eeoil 
ganz  anders^  als  die  philosophischen  Politiker  der  neueren 
^iteo  u  Ihiin  püei^n..  Er  hält  sie  für  fiel  unwichtiger, 
dt  man  aaaaaelirMi  f%ef/l^  aod  sialit  aie  aelir  Ar  Wir^ 
imagefi  ek  filr  UMachen  der  ((ffralüclien  VerliMHwItoe  an. 

S.  128.  Vahtiqttile  iVeut  aucu.no  science  de  toutes  ces 
Jmnes  poUiigues  que  noue  jageone  »  importantes,  EUe  n*en 
atd  muim'ioin.  Vtü  ifo»  ke  peapUi  qai  a  I^Sgotä  th  kar 

fjue "  leB  inf9ividu9  $ttvtn€ 
Ires  bien,  que  leur  existence  est  pas  dans  ces  formes.  Cet 
fmnee  daipcfU  se  faire  par  la  vie  de  Vetat^  Malheur  a 
u/a  itat  dont  la  v^  itfait  p-ar  eeifarmH^  Wieaebr 
Mea  die- letcten  hieben  Monate,  d^  Wir  darcMflbt  Iraben, 
die  Wahrheit  dieses  Satzes  bewiesen! 

Wir  empfahlen  sehr  d^s  zweite  Kapitel  im  siebenten 
Bkeb)  aimÜeh i  V aee  g4n4raUs  eur  le»  maemrs,  cön-^ 
t4ä4rSe9  comme  -tSlSmeni  eeeeniiel  de  la  nie  dt$ 
peupies.    Der  dem  Menschen  angeborene  Machahmangs- 


Digitized  by  Google 


^  IMtUphihtophU  im  ErankrMu 

^ 

trieb  erzeugt  die  Sitte  die  Meinnng  oiMI  in  attfg;er:egten 
S^eiteo  die  fanatischen  YoUksbewegungen.   S.  137.  SurqueLqu» 

^p&inl  quB  G4la  mä,  det.^ue  le§  ßbru  <f  mt  ftmpU  mmt  nrnnm  - 
i^.fiu*  1$  mSm$  loitf  U  4it  inimittbU  qw-  iauin  im  hmoUam 
ne  deviennent  sjrmpalhiques ;  et  alors  la  moindre  discordanoe 
4t»Un^ra  choquante}  dam  Us  .chcncs  legeres  le  tonjaux  n^ex* 
dura  guß  c§  Uger  repötmement.  lippäU*  ridicui&$  dam^iß» 
ohoiea  gravei  U  aura  iffis  fffeu  plus  granUf  U  praduira  U 
scandale  et  le  fanatisme.  Welche  schreckliche  Bestätigaa- 
liefert  hiervon  die  neueste  Geschichte ! 
Doeh  Ytir  verlatten  Mont4Q»ier|  ji«f  datami  B«ob 
im  Udt  dt«  AnfineriiattaMfteiC  der^FveoDde  r«clitipliiloiO|ilii«* 
scher  Stadien  richten  wollten.  Mit  grofserer  Ausführlich* 
heit  soll  hier  von  den  zwei  andern  im  Eingänge  dieses  Ar« 
UMß  genamitoD  SdwiftsteUtni  die  Redt  9tjtu  Znmt  wpu 
dm  la  Meeiieia.  Wir  liaben  ber«te  Yoa  Sofern  Meniiet 
,  dem  Roasseaii  der  hatholischen  Kirche ,  und  seinem  Bache 
des  progrhs  de  la  revolution  et  de  la  guerre  corUre  l'eglise 
(Paria  1899.  ^  nachQ»drtiekt  ia  firwiiel)  ip  noaeeer  SMU 

,  fciirift  Bd.  L  &  43$  f.  geiprechen.  Dienieaeate.  tnmwMukm 
Beiroletioii  hat.  de«' Itttheeii  Mann  Quitten  in  die  politischen 
Stürme  hineingeführt  nnd  in  ihm  die  yerwegene  Idee  er« 
seengl,  T«nnitteUt  .:dM.jrevolatioiiärea  Slemenla  nad  diureh 
den  Krieg  der  Mktm^4w  ebristlicli.iii^oliaelieii  Merali 
der  Kirche  and  dem  Pabste  -wieder  seine  Herrschaft  über 
Europa  zu  rerschafFen,  die  Säulen  der  jetzt  bestehenden 
Staetsrerfasfongen  umzustursen,  und  eine  neoe.  Ordotmg 
der  Dinge  sa  begründen*  Dies  in  der  Religiontgeadiielile 
neue  Unternehmen  ist  um  so  merkwürdiger,  weil  es  uns 
amn  Theil  den  Charakter  der  belgischen  Revolntion  erklart, 
«Maaten  Spitse  die  Freuade  und  Anhänger  yon  de  ia  Man* 
Mit  gestanden- heben  nnd  jEum  Tbeü  noeb  stehen.  A«eik 
bat  der  nene  Apostel  seine  Alliirten  in  Deutschland ,  weichet 
den  Belgiern  den  Ronig  geben  sollte  —  nämlich  zuerst 
den  Prinsen  Otto  von  Baiern ,  dann  denHensog  yon  Leocb» 
tenberg. 
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Mit  dem  Monat  October  begann  in  Paris  die  dem  An»>  - 
scheine  nach  blos  politische  Zeitung  L'A^enir,  redigirt^ 
TOD  de  la  Mennais  unter  der  Besponsabilitä't  von  Wai  11  e 
und  Harel.    Sie  erregte  sehr  grofses  Aufsehen  und  wurde 
in  allen  Departements  von  Frankreich ,  besonders  von  vie- 
len Priestern  mit  lautem  Beifall  aufgenommen.     In  Belgien 
fand  sie  so  grofse  Theilnahme,  dafs  die  Buchhandlung  der 
Sociale  catholique  in  Löwen  (YanlenMont  et  Van  den 
Zande)    die  vorzüglichsten  Artikel  des  Blattes  nachzu- 
drucken begann,  und  bereits  bis  Mitte  Februar  i83i  zwei 
Octavbände  in  die  Welt  sandte.     Ein  Belgier  in  Paris, 
nämlich  Bartels,  der  mit  de  Potter,  de  Neve,  Tie- 
lemans  unter  der  Begierung  des  Königs  verbannt  worden 
war,  kehrte  aus  Flandern  nach  Paris  zurück,  um  Mitre- 
dacteur  des  Blattes  zu  werden ,  in  welchem  so  oft  von  Bel- 
gien und  seiner  Bevolution  die  Bede  ist,  und  worin  Artikel* 
von  Merode,  de  Bobiano,  Vilain  XIV.  erscheinen.  — 
Als  blofse  Zeitung  verdiente  das  Journal  TAvenir  hier  nichts 
herausgehoben  zu  werden;  allein  die  philosophisch  -  politi- 
sche Doctrin  des  berühmten  Schriftstellers,  mit  ihrer  An- 
wendung auf  die  grofsen  Ereignisse  unsrer  Zeit,  wird  darin 
entwickelt ,  mit  Beredsamkeit  und  F'euer  gepredigt ,  und 
alles  aufgewandt,  um  dieselbe  so  schnell  als  möglich  ins 
Leben  einzuführen,  und  zwar  in  Folge  der  französischen'. 
Charte  vom  August  mit  ihren  liberalen  Dispositionen.    ♦  w^. 
:»    Ehe  wir   von  einzelnen   merkwürdigen  Artikeln  des 
Blattes  reden,  wollen  wir  eine  gedrängte  Darstellung  der- 
Lehre  geben,  die  vielleicht  den  meisten  deutschen  Lesern 
noch  unbekannt  ist.  •   .^^  »i*.»  i  ^  i^...  ,  .>>..^,*#i^*,^ 

m  Die  Krankheit  unsres  Jahrhunderts  ist  der  Individualis- 
mus  d.  h.  die  Herrschaft  der  Meinungen  und  Überzeugun- 
gen der  Einzelnen ,  welche  an  die  Stelle  eines  gemeinsamen  • 
moralischen  Glaubens  getreten  sind.  Dadurch  hat  das  or- 
ganisch -  gesellige  Leben  aufgehört,  ein  blos  mechanisches 
Band  —  die  jetzigen  Staatsverfassungen  sind  an  seine  Stelle. 

Erit.  Zeitsehr.f.  Rechtsw  u.  Gesetzg.  d,  AusU  f7.  Bd.  i .  H. 
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getreten.    Allein  das  Nebeneinanderbestehen  dieser  yielen 
sich  stets  bekämpfenden  Theorien  und  Systeme  erzeugte 
längst  einen  heimlichen  Krieg  Aller  gegen  Alle,  in  welchem 
die  rohe  Gewalt  allein  herrscht.    Die  Freiheit  aber  gieng 
unter.    Sie  ist  jedoch  ewig,  wie  Gott,  und  kann  nur  durch 
die  Macht  des  letzten  und  seine  Religion  wieder  erstehen. 
So  ist  denn  de  la  Mennais  Devise:  Dieu  et  la  liberle!  *) 
Nur  dann  sind  die  Menschen  und  die  Volker  frei,  wenn  es 
keine  arbiträre  Gewalt  mehr  giebt,  d.  h.  wenn  die  Staats- 
gewalt der  christlichen  Moral,  der  sie  garantirenden  Kirche 
und  ihrem  Oberhaupte  unterworfen  seyn  wird.     Die  Herr- 
schaft des  wahren  Rechts  allein  und  seine  Unverlelzlichheit 
erzeugen  Ordnung  und  eine  garantirte  Freiheit ,  die  auch 
Könige  nicht  ungestraft  antasten  können.     Jenes  Recht  ist 
die  legitimile ;  das,  was  nun  blos  durch  Gesetze  besteht, 
ist  Ugalitei  nur  dann  ist  die  letzte  bindend,   wenn  sie 
der  ersten  gemäis  ist;  diese  aber  ist  nur  eine,  die  Gott 
selbst  dem  menschlichen  Geschlechte  mitgelheilt  hat  und 
durch  seine  Kirche  für  alle  künftige  Zeiten  festsetzt  und 
aufrecht  halt.     Das  ist  also  das  wahre  Recht  (das  durch 
sich  selbst  gellende  Naturrecht),  die  Gesetzgebung  der 
Kirche,  ihre  Hierarchie  sind  die  stärksten  Garantien,  deren 
man  bedarf.    Der  Triumph  der  Kirche  ist  demnach  der  des 
wahren  Rechts.    Die  Geistlichkeit  hat  die  Bestimmung,  ihn 
herbeizuführen,  nicht  durch  Bündnisse  mit  den  Häuptern 
der  Staaten,  der  Gewalt,  der  dadurch  die  Kirche  unterthan 
wird ,  sondern  durch  die  Verbreitung  ihrer  Lehren ,  durch 
die  Wiederbelebung  des  Glaubens  in  den  Gemüthern  der 
Menschen ,  durch  Überzeugung.     Die  Priester  müssen  aufs 
neue  an  der  Spitze  der  Ciyilisation  stehen ,  was  sie  bios 
durch  die  Wissenschaft  können.    Diese  mufs  aufs  neue  die 
•   Dienerin  Gottes  und  der  Kirche  werden.    Sobald  die  ewige 


*)  In  der  Löwener  Ausgab«  finden  sich  diete  Worte  auf  dem 
Fähnchen  mit  den  brabantischen  Farben  (schwane,  roth  und 
flb) 
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unwandelbare  Moral  der  letzten  wieder  ift'AlIer  Herten  ist, 
wird  die  gesellige  Ordnung  der  Dinge  von  selbst  sich  um- 
gestalten.    Um  diese  grofse  Revolution  in  den  Gcmütbem 
za  erzeugen,  bedarf  die  GeistlichUeit  der  unbeschränk- 
ten Prefs-  und  Lehrfreiheit,  die  trotz  des  Artikels 
der  Charte  noch  nicht  besteht,  und  ohne  den  Umsturz  der 
JJniversite  de  France  y  dieser  von  Napoleon  gestifteten  Gei- 
stessclaverei,  nicht  möglich  ist.    Die  Geisllichlteit  mufs  fer- 
ner,  um  frei  lehren  zu  können,  vom  Staate  gänzlich  unab- 
hängig  sejn,  folglich  nicht  mehr  in  seinem  Solde  stehen. 
Daher  Aufhebung  des  budgtls  da  clerge,  und  damit  der  Um- 
sturz des  gallicanischen  Systems.  — •  Da  nun  die  gegenwär- 
tige Verfassung   und  Staatsverwaltung  Frankreichs  diesen 
Forderungen  allen  schnurstracks  entgegen  steht,  so  ruft  de 
la  Mennais  seine  Freunde  d.  h.  alle  rechtgläubige  Katho- 
Jiken  Frankreichs  zur  Bildung  einer  Oppositionsparthei  und 
zu  einer  Union  mit  den  eine  gleiche  Freiheit  fordernden 
Ultraliberalen  auf,  damit  sowohl  durch  den  Einflufs  der  öf- 
fentlichen Blätter,  als  der  Wahlen  eine  seinen  Grundsätzen 
gemäfse  politische  Ordnung  der  Dinge  herbeigeführt  werde. 
Dafs  dies  alles  bereits  in  lebhafter  Thätigbeit  ist  kann 
man  aus  einer  Menge  im  Avenir  selbst  verzeichneter  That- 
sachen  entnehmen.    Diese  neue  Opposition  nimmt  denselben 
Gang  oder  vielmehr  Flug,  welchen  die  katholische  Oppo- 
sition Belgiens  seit   1828  nahm,  und  die  durch  die  Union 
mit  den  sogenannten  Liberalen  die  belgische  Revolution  er- 
zeugte. 

Auch  vor  einer  solchen  furchtet  sich  de  la  Mennais 
nicht ;  sie  ist  nach  seiner  Lehre  legitim ,  weil  sie  für  das 
ewige  Hecht,  die  Kirche,  unternommen  wird.  Dies  er- 
klärt, warum  das  Blatt  den  belgischen  Aufstand  präconi- 
sirt,  den  Krieg  gegen  Holland  als  einen  heiligen  anpreist, 


*)  Ein  Anfang  davon  ist  die  Agence  g^nirdU  pour  la  defenee  de 
'     ta  libtr,U  reUgietue  roin  18.  l>er.  1830.    A  v  en  i  r  T.  I.  S.  455. 
Ferner  die  a$9ociation  patriotiyue  von  Metz  S.  415. 
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ond  aus  den  gefallenen  Belfern  Martyier  macht.     Der  bei  ' 
.-Berghem  getddtete  Graf  Friedrich  Merode  ist  der  Held 
3er  Kirohe,  der'  sicli  fBr  sie  geoplert.    De  U  Mennais 
sieht  die  Hevolntfonen  unsrer  Zdt  als  toh  Gott  geleitete 
Übergangsperioden  an,  die  nur  mit  dem  Siege  der  Hirdie 

endigen  könnem 

Das  sind«  -wenn  wir  sie  recht  anfgefiifst  haben,  die 
wesentlichen  Pmhte  der  moraKsch- religiös- poMlischen  Doo» 

trin,  welche  <1as  Blatt  Arenir  zu  verbreiten  bestimmt  istr 
Da  es  .darauf  hinausgeht ,  den  wahren  römischen  Katholicis- 
vus «  wie  er  im  Mittelalter  bestand ,  in  seiner  ganzen  Kraft 
iHbder  herzustellen,  so  bann  jeder  leicht  einsehen»  in  wie 
fern  durch  diese  Lehre  wirklich  die  politische  Freiheit,  wilS 
man  dieselbe  in  neueren  Zeiten  sich  denkt,  kann  begründet 
werden.  Es  ist  nen,  im  Namen  der  Kirche  Prefs-  und 
Lehrfreiheit  gefordert  en  sehen,  iKe  doch  im  Aogenhlicko 
aufhören  mufs ,  wo  die  Kirche  mit  dem  Index  und  ihrc£r. 
Gensur  siegt.  Es  ist  merkwürdig  ^  zu  hören ,  wie  im  Na- 
men des  Christenthaias  Opposition ,  ja  Rerolation  gepre* 
idigt  wird. 

*  Dafs  diese  kühne  Allianz  von  Elementen ,  die  seit  einem 
halben  Jahrhundert  sich  bekriegen,  während  sie  seit  der 
Beformation  sich  bekämpfen,  nicht  «Dn  allen  KathoUkeo 
Firankreichs  und  Belgiens  gebilligt  wird,  kann  man 'im  TOr- 
aus  sich  denken.  Eine  Spaltung  der  Geistlichkeit  iowohl 
als  der  Laien  üher  diese  Punkte  war  sehr  natürlich.  Die 
Freunde  des  gallicanischen  Systems  sind  Gegner  von  de  la 
Mennais  und  seinem  Blatte;  aillehi  sogar  Anhfinger  dee 
Ultramontanismus ,  welche,  der  Beligion  ihrer  Vfiter  treu, 
glauben ,  dafs  das  Reich  von  Christus  nicht  von  dieser  Welt 
sejr.  Die  Gazkte  d0  France  und  der  Courrier  de  la  Meuse 
in  Lttttich  haben  vielfach  gegen  mehrere  Pdnkte  der  Lehre 
des  Avenir  sich  erklärt.  Namentlich  wollen  dieselben  von 
der  Abschaffung  des  Budgets  der  Geistlichkeit  nichts  wis- 
len*.  Dies  letzte  wurde  deno.auek  in  der  vom  belgischen 
Nationaleongrefs  ".verfertigten  Constitutiim  heibeholteni  wah^ 
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rcnd  alles  andere,  was  delaMennais  als  Freiheiten  für 'j, 
die  Kirche  verlangte,  darin  sanctionirt  ist,  nämlich:  die  <in>ti» 
beschränkte  Lehrfreiheit  (Art.  17),  Aufhebung  des  plahiti  ■, 
regii  für  die  Publication  der  päbstlichen  Bullen  (Art.  16), 
freie  Eischofswahl  ohne  Becusationsrecht  des  Monarohen  (16) 
und  das  unabhängige  Ernennungsrecht  der  Pfarrer  durch  • 
die  Bischöfe  ohne  die  Bestätigung  des  Staats.  —  Halt  sich 
diese,  auch  in  jeder  andern  Bücksicht  merkwürdige  Consti- 
tution aufrecht,  so  ist  das  System  von  de  la  Mennais*, . 
d.  h.  der  reine  ültraraontanismus ,  in  der  Hauptsache  fürr 
Belgien  realisirt ;  ein  wichtiges  Ereignifs ,  dessen  Folgend 
unberechenbar  sind,  indem  das  Verhältnifs  zwischen  Staat* 
und  Kirche  dadurch  gänzlich  verändert  ist. 

Die  Artikel  im  Avenir  sind  alle  mit  Bücksicht  auf  die 
laufenden  Zeitereignisse  geschrieben  *) ,  in  einigen  herrscht  ' 
jedoch  das  Allgemeine  vor,  andere  enthalten  Kritiken  der* 
Maafsregeln  der  französischen  Begierung ,  viele  beschäftigen^^ 
sich   mit  der  belgischen   und  der  polnischen  BevolutionJ^' 
Auch  letztere  fmdet  in  de  la  Mennais  einen  Vcrtheidiger.y 
Auch  sie  ist  für  religiöse  und  politische  Freiheit!  Unter? 
den  ausfuhrlichen  Artikeln  des  trsten  Bandes  des  Lowener 
Nachdrucks  zeichnen  wir  folgende  aus:  de  la  liberle  de 
r Enseignemenl  p.  i4*  3i*  112,  de  la  Ugilimite  et  de  la  Icm  . 
galiie  p.  49»  de  la  liberte  de  VEglise  p.  3i.  277.    Vier  ArJ^^. 
tikel  de  la  suppression  du  budget  du  Clerge  von  p.  24  ö^jj. 
de  la  Separation  de  V  eglise  et  de  V  etat  p.  23 ,  Alliance  de  la 
rellgion  et  de  la  liberte  p.  171,  da  Pouvoir,  par  un  Profes- 
seur  d*  Universite  d'Allemagne  p.  261   (wohl  Herr  Professor 
Corres  in  München?),  d^s  doctrines  de  l^vcnir  p.  382. 
und  zwei  Artikel  über  die  Lage  der  katholischen  Kirche 
in  Deutschland,  welche  wir  sehr  der  Aufmerksamkeit  un- 


> 

*)  Die  praktische,  ja  pnlitisrhc  RiGhtiin*;  alter  französischen 
Rechtsphilosophie  zeigt  sich  auch  hier  wieder.  Aus  rein  wis- 
senschaftlichem oder  rein  religlösMu  Antriebe  schrcrbt  niemand 
über  dergleichen.  ^.  • » 
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ser^r  Leser  anempfehlen,  nämlich  p.  289.  Situation  politiqtte 
et  rcligieuse  de  VAllemagne,  und  p.  Lettre  concernant 

»   la  province  ecclesiastique  du  Rhin  *),    Beide  Artikel  sind  mit 
genauer  Sachkenntnifs  geschriehen ,  schildern  aber  die  deut- 
sche katholische  Kirche  als  in  der  traurigsten  Sclayerei  sich 
befindend,  und  ihrer  Auflosung  im  Protestantismus  nahe. 
Hier  einige  Auszüge  aus  dem  Art.  des  doclrines  de  VAvcnir, 
rJach  der  Einleitung,  worin  de  la  Mennais,  der  Verfasser 
desselben,  erklärt,  dafs  die  Redactorcn  des  Blattes  reine, 
aufrichtige,  dem  Pabste  absolut  unterthänige  Katholiken  sind 
{adherant  universellemenl  et  saus  la  moindre  restriction  aux 
doctrines  du  Saiid-Siege)  ^  Jedoch  die  jetzige  Regierung  von 
Frankreich  anerkennen,  lel  que  la  Charte  Va  etabli,  und  so 
lange,  qu^il  obeit  lui-meme  ä  la  Charte  qui  Va  creS,  setzt 
er  aas  einander,  was  die  Katholiken,  als  deren  Organ  die 
•Verfasser  des  Blattes  auftreten,  verlangen,  nämlich  1)  la 
^  libertS  de  la  conscience^  et  par  conseqnent  la  totale  Separation 
'^^de  VEglise  et  de  FEtat,  folglich  dafs  der  König  von  Frank« 
'*yeich  keine  Bischöfe  mehr  ernenne  u.  s.  w. ;  2)  la  liberti  de 
enseignement ,  folglich  Aufhebung  der  Universit^  und  Zu- 
rücknahme der  Ordonnances  über  die  Seminarien ;  3)  liberti 
de  la  presse;  4)  Uberle  d* association  ^  folglich  freies  Ver- 
sammlungsrecht und  Möglichkeit  geistlicher  Vereine;  5)  ein 
demokratisches  Wahlgesetz,  und  6)  V abolition  du  Systeme 
^funeste  de  la  centralisation  y  deplorable  et  honteux  debris  du 
despotisme  imperial,  folglich  eine  Provincial  -  und  Gemeinde- 
Verfassung. 

Seite  findet  sich  ein  Artikel  du  Pape  et  des  Rois 
vom  9.  Dec.  V83o,  den  die  Geschichte  Roms  am  9.  Febr. 
i83i  widerlegt.  Die  revolutionäre  Tendenz  des  Blattes 
führte  natürlich  zu  der  Frage  :  Le  droit  divin  des  Rois  eX' 
clut-il  la  souverainete  des  pcuples?  die  S.  4^3  bis  4^0  ver- 
neinend £;elöst  wird. 
y^Un  zweiten  Bande  der  Artidts  de  VAvenir  vom  23  Dec. 

*jr  Er  scheint  in  Mainz  genchricben  zu  lejM. 


Google 


Rechtsphilosophie  in  Frankreich. 


7» 


bis  zum  8.  Febr.  finden  sich  weniger  aligemeine  und  theo- 
retische Abhandlungen.  Alles  ist  schon  Handlung  geworden. 
Das  Blatt  führt  Krieg  nach  allen  Richtungen.  Zwei  Pro- 
cesse ,  hier  les  deux  proces  catholiques  genannt ,  die  es  sich 
sogleich  im  Anfange  durch  seine  Kühnheit  zuzog,  beschäf- 
tigen vielfach  die  Redaction.  Eine  Subscription  war  eröff- 
net, von  deren  glücklichem  Fortgang  viel  die  Rede  ist. 
Die  plaidojersy  zum  Theil  vom  Abbe  Lacordaire,  einem 
der  verfolgten  Mitarbeiter  des  Blattes,  das  freisprechende 
Unheil,  füllen  viele  Seiten.  Dann  ein  fortlaufender  Angriff 
gegen  eine  Ordonnanz  des  Cultministers  Merilhou  über 
die  Professoren  der  Seminarien ,  die  man  als  der  religiösen 
Freiheit  und  der  Charte  zuwider  hält;  er  erinnert  ganz  an 
die  Reclamationen  der  belgischen  Geistlichkeit  gegen  die 
lAÖniglichen  Beschlüsse  vom  14.  Juni  i8i5  und  das  Colle- 
gium  philosophicura ,  was  sich  daraus  erklärt,  dafs  die  Lage 
des  Königs  von  Frankreich  der  katholischen  Geistlichkeit 
gegenüber  ganz  dieselbe  ist,  wie  die  des  Königs  der  Nie- 
derlande war,  und  dafs  sowohl  Broglie  und  Merilhou 
als  Bart  he  dieselben  Grundsätze  befolgen,  welche  das  bel- 
gische Ministerium  zwischen  iBsS  und  iBdo  der  Geistlich- 
keit gegenüber  befolgte.  Daher  ganz  gleicher  Widerstand. 
Viele  polemische  Artikel  des  Blattes  sind  gegen  die  andern 
Blätter  gerichtet,  die  bekanntlich  verschiedene  Meinungen 
repräsentiren ;  es  kämpft  mit  dem  alten  Liberalismus  des 
Constitotionnel ,  der  gallicanischen  Gazette  de  France,  vor- 
züglich gehafst  von  dem  Avenir,  und  endlich  gegen  den 
Globe,  seitdem  er  Organ  der  Anhänger  von  Saint. Simon 
geworden ,  und  die  katholische  Religion  für  gestorben ,  ja 
für  eine  Mumie  erklärt.  —  Mit  vorzüglicher  Vorliebe  be- 
schäftigt sich  aber  das  Blatt  mit  Belgien  *)  und  seiner  ge- 

*)  Der  Eifer  von  de  la  Mennais  für  die  belgische  und  pohii- 
nische  Revolution  jreht  ins  Unglaubliche.  Man  lese  z.  B.  T.  3. 
p.  36  —  S7.  Folgendes:  Nous  avons  applaudi  ä  rinsurrection 
de  1a  Belgique  et  de  la  Pologne,  et  nous  y  applaudissons  en- 
core  de  touiei  les  forces  de  notre  Arne;  car  nous  croyons  qu^il 
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heiligten  ReTolution,  die  es  Schritt  fui*  Schritt  verfolgt, 
zum  Theil  darch  Aufnahme  yon  Artikeln  aus  den  belgischen 
Blättern,  z.  B.  dem  früher  als  Catholique  von  Bartels  re- 
digirten  Journal  de  Flandres,  das  in  Gent  erscheint,  und 
die  republikanische  Farbe  trägt;  dann  von  Polen  und  Ir- 
land, denen  man  so  gerne  ein  gleiches  Schicksal  wie  Bel- 
gien wünscht.  —  Sehr  feindselig  ist  ,S.  128  der  Aufsatz 
de  V  esprit  du.  Gouvernement  Prussien,  Allgemeine  Artikel 
sind  de  la  liberU  de  la  liier ature  p.  24)  9^  und  355,  Eco" 
nomie  politique  p.  52  und  485 ,  und  die  besonders  merkwür- 
dige Abhandlung  p.  4^7)  enthaltend  eine  declaration  presen- 
tee  au  Saint-Siege  par  les  redacteurs  de  rAvenir^  unterzeich-  ; 
net  Ton  folgenden  Namen:  F.  de  la  Mennais,  pretre,  P. 
Gerbet,  pretre,  Rohrbacher,  pretre,  H. Lacor daire, ^ 
pretre,  C.  de  Coux,  A.  Bartels,  Vicomte  Ch.  de  Mon- 
talembert,  Daguerre,  und  Harel  du  Tancrel,  re- ' 
dacteur  en  chef,  Waille,  redacteur  gerant. 
,,  Die  Wichtigkeit  dieses  Manifestes ,  das  dem  neuen  Pabste 
zur  Gutheifsung  mitgetheilt  werden  soll ,  und  bestimmter  ^ 
als  irgend  ein  anderes  Document,  die  Grundsätze  von  de 
la  Mennais  und  seiner  Anhänger  enthält,  veranlafst  uns, 
es  hier  im  Wesentlichen  mitzutheilen.  Es  ist  sowohl  für 
die  Geschichte  des  Naturrechts,  als  fiir  die  der  Kirche , 
des  Kirchen-  und  sogar  des  Staatsrechts  yon  Interesse,  die 
Theorie  möge  praktische  Folgen  haben  oder  nicht. 

Nach  dem  Exordium  S.  457  —  58,  worin  die  Redacto-^ 
ren  erklären,  dafs  sie  in  allem,  was  in  ihrer  Lehre  als  ir- 
rig erklärt  werden  sollte,  dem  Römischen  Stuhle  sich  an- 
bedingt unterwerfen,  gehen  sie  über  zur  Auseinandersetzung 
ihres  Systems ,  und  zuerst  wird  ihr  Standpunkt  su  angegeben : 

ne  fait  jamais  (V  oppression  plus  inique ,  plus  odieuae ,  plua  ac-  ^ 
■%        cablante  gue  celle  qui  ecrasait  cea  deux  maUieureux  peuples,  . 
chez  lesqueU  n'existait  plus  de  stcuritc  reelle  ni  pour  les  per- 
sonnes  ni  pour  les  proprietds.    So  weit  g^ehen  selbst  die  g^röfs- 
ten  Enthusiasten  der  belgischen  Revolution  in  diesem  Lande 
nicht!  €    ,  0ii  ^,  V . 
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9 Da  wir  in  einer  Zeit  leben,  in  der  alle  Wahrheiten 
in  Zweifel  gestellt  werden,  ist  es  durchaus  nSthig,  die 
Grundlage  unsrei*  Ansichten  festzustellen.« 

3>  Wir  nehmen  als  ausgemacht  an,  dafs  der  Mensch 
als  Grundregel  seiner  Überzeugungen  und  Urtheile  nicht 
einzelne  (Privat-)  Meinungen  {opinions  individuelles)^ 
die  ihrer  Natur  nach  wechselnd  und  unter  einander  streitend 
sind,  nehmen  mufs,  sondern  den  gemeinsamen,  immer 
bestehenden  Glauben  der  menschlichen  Gesellschaft 
(les  croyances  gencrales  et  perpeluelles  de  la  sociele  humaine)^ 
welcher  in  seiner  Dauer  und  Allgemeinheit  den  unwandelba- 
ren  Charakter  seiner  Wahrheit  trägt.« 

«Dies  Princip,  einmal  angenommen,  schliefst  die  ver- 
schiedenen Irrthümer  der  Atheisten,  Materialisten  und  Dei- 
sten  von  selbst  aus;  denn  die  Tradition  des  menschlichen 
Geschlechts  bestätigt  die  Existenz  einer  ursprünglich  geof- 
fenbarten Religion  und  bezeugt  insbesondere  die  doppelte 
Basis  des  Christenthums,  nämlich  den  Fall  des  Menschen 
und  die  Erwartung  eines  Erlösers  (la  degradalion  primitive 
de  V  Komme  9  et  Vattente  d*  un  reparateur).  Demnach  sehen 
wir  den  grofsen  Grundsatz  der  Autorität  als  nothwen- 
dig  zum  eigentlichen  christlichen  Glauben  führend  an ,  um 
so  mehr,  als  die  Thatsachen,  welche  die  gottliche  Sendung 
von  Christus  bezeugen,  auf  Beweisen  beruhen,  die  eine 
sehr  hohe  historische  Gewifsheit  haben,  und  so  von  der 
höchsten  Autorität  sind.  —  Nun  beim  Christenthum  an- 
gelangt, ist  es  dem  Menschen  sehr  leicht,  die  Lehre  von 
Christus  zu  erkennen.  Denn  die  Einzelnmeinungen  des  Pro- 
testantismus sind  nichts  anders  als  das  Resultat  der  Anwen- 
dung des  Grundsatzes  des  Zweifels  und  des  Irrthums,  wäh- 
rend das  Festhalten  am  Grundsatze  des  Autoritätsglaubens 
des  Katholicismus  die  Anwendung  des  allgemeinen  Grund- 
satzes der  Gewifsheit,  d.h.  die  eines  angebornen  Ver-^ 
nunf  tgesetzes  ist  *)  {loi  constilulive  de  la  raison  humaine), 

*)  Die  Menge  der  Sophisiuen  in  diesen  wenigen  Sätzen  wird  jeder 
Leser  leicht  einsehen,   ^'i  *»  h    *  r 
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Alles,  was  wir  so  auf  dem  Wege  der  Autorität  iür  wahr 
halten,  bildet  den  Glauben  {ordre  de  foi)  und  die  Glau- 
benswahrheiten. —     Allein  der  menschliche  Verstand 

* 

intelligence  humaine)  ist  wesentlich  thatig ,  deshalb 
nehmen  wir  noch  andere  Wahrheiten,  d.  h.  Begriffs- 
oder  Verstandes-  oder  wissenschaftliche  Wahrhei- 
ten an    (ordre  de  co  nceptio  n  ,  if  intellig  ence  et  de 
science)^  und  hierin  folgen  wir  der  Lehre  der  Kirchen- 
*    ^      Väter  *).    Die  Grundlage  und  das  Princip  der  letzten  Wahr- 
heiten findet  sich  in  den  ereten ,  umfafst  aber  alles  Specu- 
liren ,  wodurch  Individuen  sowohl  als  Nationen ,  ja  die  ganze 
Menschheit  die  Sphäre  der  Vernunft  (raison)  zu  erwei- 
tern suchen.  —    Nun  glauben  wir,  dafs  der  Katholicismus , 
so  wie  er  die  Grundwahrheiten  der  ersten  Art  unwandelbar 
festhält,  doch  seiner  Natur  nach  die  Fortschritte  der  Wis- 
senschaft und  das  Weilcrschreiten  der  Menschheit  zur  Ver- 
vollkommnung durch  dieselben  zu  befördern  habe,  um  so 
•  eine  Ordnung  der  Dinge  herbeizuführen,  in  welcher 
die  Unwandelbarheit  und  F'estigkeit  des  Glau- 
bens mit  der  grofstmoglichen  wissenschaftlichen 
Thätigkeit  sich  vereinen.«  wHi'Ki^-ii4SUTi)^^q^ 

Hierauf  folgt  die  Profession  de  Joi.  Sie  ist  eine 
Ausführung  der  Idee:  soumission  la  plus  complele  ä  ü  aato" 
rite  du  Vicaire  de  Jesus  Christ^  folglich  Verwerfung  des 
Princips  der  gallicanischen  Kirche  und  der  vom  Romischen 
Stuhle  verworfenen  Erklärung  von  1 682 ,  die  zur  Anarchie 
der  geistlichen  und  zur  Sclaverei  in  der  politischen  Gesell- 
schaft (in  der  Kirche  und  dem  Staate)  fuhrt.  Daher  Un- 
terwerfung unter  die  Entscheidung  der  Römischen  Curie 
vom  27.  Sept.  1820. 

»Neben  der  geistlichen  Gewalt  (fahrt  die  Erklärung 
unter  der  Rubrik  du  pouvoir  temporel  fort)  erkennen  wir 


")  De  la  MennaiB  hat  diese  Ideen  in  den  Anmerkungen  ra 
seinem  >Verke  Progres  de  la  rivolution  et  de  la  guerre  eontre 
l^iglist  weitläuftig  entwickelt. 
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noch  eine  an<U»re,  die  weltliche  Gewnit  (j;enarTnt ;  eihti 
sowohl  durch  die  Lehrender  Kirche,  als  die  Natur  der 
Sache  ausgesprochene  Unterscheidung.  Beide  Gewalten  ver- 
halten sich  zu  einander,  wie  die  Glaubens-  und  Verstandes- 
walirheiten ;  wie  die  letzten ,  ist  die  wellliche  Gewalt  dem 
Wechsel  unterworfen  und  durch  Verträge  der  Gesell- 
schaH;  wandelbar;  während  die  geistliche  Gewalt,  die  welt- 
liche leitend,  über  alle  Veränderung  durch  Verträge  er- 
haben ist.  X  —  »Die  geistliche  Macht  allein  (heifst  es  nun 
in  der  folgenden  Bobrih :  des  rapports  de  la  puissance  spiri- 
iuelle  et  de  la  puissance  temporelle)  ist  also  unabhängig;  die 
weltliche,  welche  die  erste  nie  antasten  darf,  aber  der  er- 
sten nothwendig  unterworfen  (subordonne  ä  Vordre  spiriLuel). 
Kirche  und  Staat  sind  also  eins  {de  V  Union  de  r  Ef>lise  et 
de  Vctat)^  indem  ohne  ein  geistiges,  moralisches  Band, 
ohne  einen  gemeinsamen  Glauben,  gar  keine  politische  Ge- 
sellschaft möglich  ist.  Allein  es  kann  kommen ,  dafs  sich 
die  Glaubeosmeinungen  theilen  und  entzweien,  so  dafs  im 
Staate  mehrere  geistliche  oder  geistige  Gemeinheiten  sich 
bilden  ,  die  sich  wechselseitig  bestreiten  und  bekriegen.  Der 
Staat,  der  keine  Parthei  nehmen  darf,  mufs  diesen  Kampf 
sich  selbst  überlassen,  wenn  er  nicht  die  Leidenschaften 
erwecken,  und  Unterdrückung  der  einen  durch  die  andere 
oder  eine  Anarchie  herbeiführen  will.  Gegen  diesen  Gei- 
steskrieg giebt  es  kein  Mittel ,  als  ihn  durch  geistige  Waf- 
fen enden  zu  lassen«  *).       '  <*rH 

(Diese  Grundsätze  sind  keine  andere,  als  die  der  bel- 
gischen Union,  mit  der  Devise:  Liberte  en  iout  et  pour 
toui.)         :  >  ,     ^  " 

Aas  diesen  Prämissen  leiten  die  Unterzeichner  der  De- 
claration  folgende  Consequenzen  ab:  i.  Die  weltliche  Macht 
hat  nicht  das  Recht ,  irgend  eine  Glaubenserklärung  zu  ver- 


*)  Das  Wort  spiritucl  ist  hier  offenbar  vl«ldentig.  Dtcscr  §.  dm 
Manifewteg  ist  nuR  dem  Proif|HM:tiiR  det<  RIatttw  \om  18.  Oclu- 
ber  1830  hcrribcr  ^cnnninicn. 
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langen,  es  sey  dieselbe  vom  Romischen  Stuhle  gebilligt 
oder  mifsbilligt.  2.  Die  weltliche  Macht  hat  nicht  das  Recht, 
in  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Kirchen  und  ihrer  ßischöfe 
zu  dem  päbstlichen  Stuhle  einzugreifen ,  die  Bullen  zu  er- 
lauben oder  zu  verbieten  u.  s.  w.  Dies  alles  (was  wir  in 
Deutschland  jus  circa  sacra  nennen)  sind  Eingriffe  in  die 
Religionsfreiheit.  3.  Daher  sind  es  auch  die  organischen 
Artikel  des  Concordats  von  1801  und  alle  Befehle  der  Re- 
gierung über  den  theologischen  Unterricht  4*  Eine  Kirchen- 
ehe mufs  gültig  seyn  auch  ohne  die  Ci?ilehe. 

Nach  diesen  für  Deutschland  gewifs  neuen  Sätzen  wird 
gehandelt  de  la  sociele  politique  et  civile,  worin  eine  zwei- 
fache Ordnung  der  Dinge  unterschieden  wird,  nämlich  die 
legitimite  und  die  leg  a  Ute.  Die  erste,  dem  Gesetze 
der  ewigen  Gerechtigkeit  gemäfs,  ist  allgemein  und  unver- 
änderlich; die  andere,  von  den  Meinungen  der  Menschen 
abhängend,  ändert  sich  nach  Zeit  und  Ort.  Unter  der  Ru- 
brik de  V ordre  legitime  wird  zuerst  gehandelt  du  droit  divin  p 
dann  de  V  amissibilile  du  pouvoir.  vjede  Staatsgewalt  ist 
'göttlichen  Rechts,  da  das  Gesammtieben  der  Volker 
seit  dem  Sündenfall  ohne  eine  höchste  Macht ,  welche  die 
Feinde  des  Rechts  zurückschreckt,  nicht  möglich  ist.  Denn 
Gott,  der  den  Menschen  als  geselliges  Wesen  schuf,  will 
alles,  was  zur  Erhaltung  der  Gesellschaft  unentbehrlich  ist. 
Dies  hat  die  Kirche  auch  immer  gelehrt.  Aber  nach  den- 
selben Grundsätzen  müssen  auch  den  Individuen,  den 
Familien  und  Völkern  göttliche  Rechte  zugestanden  wer- 
den. Rechte,  die  nicht  aus  Concessionen  der  Fürsten  kom- 
men, sondern  früher  und  über  alle  Macht  derselben  erha- 
ben sind.  Sonst  wäre  ja  die  Gerechtigkeit  blos  die  arbi- 
träre Gewalt.  Deshalb  ist  die  Freiheit  d.h.  eine  die  Ge* 
rechtigkeit  schützende  Ordnung  der  Dinge  (un  regime  pro' 
tecieur  de  la  justice)  göttlichen  Rechts.  Darum  lehrt  die 
Kirche>  der  Souverän  sey  Minister  dei  in  bonum, « 

'   V Deshalb  (wird  nun  fortgefahren),  diesem  Begriffe  der 
Staats|;ewalt  gemäfs,  hört  die  Staatsgewalt  auf  legitim  zu 


Google 


Rechtsphilosophie  in  Frankreich.  '  77 

seyn,  wenn  sie,  statt  zu  et  halten ,  die  gottl  ichen  Rechte 
Aller  zerstört  und  somit  das  Gesetz  der  Gerechtigkeit 
mit  Füfsen  tritt.  Deshalb  bemerkt  P  i  u  s  VI ,  als  er  sagte : 
Alle  Macht  kommt  von  Gott,  dies  sey  nicht  von  der  jedes 
einzelnen  Fürsten,  sondern  von  der  höchsten  Gewalt  über- 
haupt zu  verstehen.  Folglich:  U  amissibilite  du  pouvoir  pour 
cause  (Tindignile  ou  de  tyrannie  est  une  verite,  qui  fait  par^ 
tie  de  la  doctrine  catholique.  Wäre  dies  nicht,  so  würden 
die  Acte  der  Concilien  und  Päbste  mehrere  Jahrhunderte 
hindurch  fortlaufende  Ungerechligkeiten  seyn.  —  Hat  nun 
eine  Regierung  aus  solchen  Gründen  aufgehört,  legitim  zn 
seyn ,  so  darf  deshalb  der  Staat  nicht  zu  Grunde  gehen ; 
eine  andere  mufs  an  ihre  Stelle  dem  Grundsatze  der  Ge- 
rechtigkeit gemäfs.  Und  dieser  Act  (die  Revolution!) 
darf  deshalb,  wenn  er  dem  göttlichen  Rechte  gemäfs  ist, 
nicht  als  das  Werh  der  rohen  Gewalt  angesehen  werden. 
Man  mufs  indefs  hier  nothwendig  die  katholischen  und  die 
protestantischen  Staaten  unterscheiden.  In  den  ersten  darf 
man  nur  nach  der  Entscheidung  der  höchsten  kirchlichen 
Autorität,  oder  den  Grundsätzen  der  Rirche  gemäfs,  die 
illegitime  Regierung  stürzen ;  in  den  andern  ist  der  Umsturz 
Yon  sich  selbst  erlaubt,  und  nach  der  Summa  des  heiligen 
Thoraas  keine  Sedition.  In  so  fern  ist  diese  Lehre  nicht 
die  Ton  Rousseau  über  die  Yolkssouveränität. « 
'  (Die  Ausführung  ist  hier  lang,  von  S.  465  bis  466, 
und  sehr  verwickelt,  ja  dunkel  und  voll  Sophismen.  Man 
sieht  deutlich ,  dafs  die  Verfasser  sich  furchten ,  das  grofse 
Wort,  was  sie  im  Sinne  haben  mögen,  geradezu  auszu- 
sprechen. Wir  glauben  indefs  ihre  katholische  Revolations- 
theorie  richtig  aufgefaftt  zu  haben.)  ' 

Folgt  S.  468  de  Vordre  legal  d.  fa.  von  der  Organisation 
der  Staaten  und  der  Regierungsformen.  Sie  sind  für  die 
Legitimität  indifferent,  und  können  nach  der  Willkühr  der 
Völker  verändert  werden.  Daher  die  Möglichkeit  der  coo- 
stitutionellen  Regierung ,  so  wie  jeder  andern ,  sofern  näm- 
lich die  Gerechtigkeit ,  die  Legitimität,  die  göttlichen  Rechte 
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dadurch  nicht  angegiifTen  oder  gefährdet  werden.  Indeik 
prptestircn  die  Verfasser  gegen  ein  Verwechseln  ihrer  Lehre 
mit  Bousseau^s  Contrdi  Social  »Es  ist  indefs  zu  wün- 
schen ,  dafs  sich  der  ordre  legal  durch  die  Rückkehr  aller 
Völker  in  die  katholische  Kirche  und  durch  Unterordnung 
der  Staatsformen  unter  dieselbe  immer  mehr  seiner  Voll- 
kommenheit nähere.«        .  < 

Die  Schlufsfolge  aus  der  langen  Deduction  ist  einfach 
diese:  Das  wahre  einzige  (das  wirkliche  Natur-)  Recht 
ist  das  der  Kirche;  seine  Herrschaft  herbeizufuhren,  selbst 
durch  das  Mittel  der  Resolutionen ,  ist  das  Streben  der  Ver- 
fasser der  Erklärung.  Die  Kirche  ist  ihr  Alpha,  sie  allein 
^pU  auch  das  Omega  seyn  *),  -ir  ->        r,%a^mJt  r,^  , , 

Merkwürdig  sind  nun  die  S.  47'  bis  476  aufgeführten 
Propositiorts  rejctecs  par  les  redacteurs  de  VAvenir.  Sie  zei- 
gen sich  vorzüglich  hierin  als  streng  orthodoxe  Katholiken, 
die  noch  die  Orthodoxie  des  Tridentinischen  Conciliums 
überbieten.  Hier  die  vorzüglichsten  der  von  ihnen  verwor- 
fenen Sätze :  ,  .  MfW» 

1.  Im  raison  parliculiere  de  chaquc  komme  doit  elre  la 
regle  primitive  ei  Jondamenlale  de  ioules  ses  croyances. 

4»  Le  Concile  est  superieur  au  Pape,  —  Sie  sehen  die- 
sen Satz  als  die  monarchische  Constitution  der  Kirche  un- 
tergrabend an.  «wfi»  «v<*«-^f 

^  5.  Le  pouvoir  du  Pape  doit  etre  modere  par  les  canons, 
Anch  das  ist  ketzerisch!    Wer  sollte  es  glauben?  , 

6.  Dans  les  maticres  de  foi  le  jugemenl  du  Poniife  ro^ 
main  n'est  irreformable,  quapris  que  le  consentement  de  VEglise 

-«.y  w<  joinl*    (Verwerfung  des  Jansenismus.)  f^" 

7.  On  doit  obeir  aux  ordres  d^un  eveque,  datis  le  cas 
meme,  ou  il  prescriroit  de  signer  ou  d*approuver  une  decla^ 
ration  improuvee  par  le  SaintSicge.     r>b  ho«»  .« 

t  - 

Sic  nehmen,  wie  die  Kantische  Schule,  ein  absolutes  Recht 
an;  allein  statt  es  auf  die  Gesetzgebung  der  Vernunft  sii 
stiit'/en ,  gründen  sie  es  auf  das  Dogma  de«  KatholiGismna  — 
1;  als  der  einzig  allgemein  gut  tigen  Leb  re. 


« 
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depenäanSf  dam  U$  choi§$  te$np§rsiie$  dt  louts  puitstmC0  ec» 

cUsiastiquc.  —    Wer  sollle  das  glauben? 

12.  Le  pouvoir  est  de  droit  inaniissible  et  rie  peul  ja^ 

invtslis  9  deviendrotmi  fyranM  Ott  deslrucUurM  de  Pordre  iodal 

spiriiuel  ou  iemporel. 

13.  Dans  Vordre  social  calholique  le  $uprem^  pouvoir 
»pirUiiei  n*a  pa9x  je  droU  de  dicider  leg  queetumt  de  otm» 
seience  rSlaihm  d  la  ligiiimUe  du  pouvoir  iwtporei  (d.  h»  Att 
Päb^t  kann  l^atholischü  UoteilhaDen  vom  Eide  gegen  deo 
Landcsherrn  entbinden). 

Wir  uiMr§«l«o  di«  juidevn  diaacr  job  dtii  Bedtolma 
4m  Blaltos  irefwortttim  Sil»,  die  lioli  im  GaiiMii  a«f 
fünfzehn  belauten ;  es  ist  von  denselbeii  im  Verlaufe  dieser 
Anzeige  mehrgMilB  gesprochen  worden.  Auch  glaabea  li^ir 
die  iyoblODg  dm  BIaUü  hldUiBglidi  obandftlflritiKt  an  Imaf 
hea.  Iii  wm  £m  d«t  ObtrlM»pt  dar  .liatkolitelMd  HiveU 
dies  alles  gutheifsen  wird,  darüber  wagen  wir  nicht  einmal 
eine  Yermuthung.  Nur  -dies  bemerken  wir  zum  SchloM 
dieaer  Tidl^dit  MsiM»  wm  »infiihrlinlbto  AMlyi«)  dafs  felM 
Yentuva  io  ciMni  iekr  oMrhwfirdigen  fimf«  an  d«  la 
Mennais,  den  er  ?on  Rom  aus  in  (ier  Gazette  de  France 
Fom  8.  l:*'ebruar  dieses  Jahres  bekannt  gemacht  hat,  die  re, 
f ölnltoiiare  Biehtung  des  BUtlat  FATealr  ab  usdurbtliolii 
«od  der  Lekre  mid  den  Geiite  der  Kirobe  feradee«  e»U 
gegen,  verdammt,  so  wie  die  ganze  belgische  Revolution. 
De  la  Mennais  nahm  den  Briet  auf^  ,aiid  aciktieb  davon 
eise  — *  fretüeb  «Awadie  — »  Widerlegiieg. 
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m. 

Das  nea.e 

Crimiualgesetzbucli  für  den  Kirchenstant 

Dargestellt 

MiTTEKMAIER. 


X)ie€riiiiiaalgeeetag«bang  des  RirebeMaals  todwUnlito  sieh 

auf  einzelne  in  den  statutis  urbis  Bomacj  in  den  vci  scliiedeuen 
Straf  Vorschriften  deiii^äbste  enthaltene  Hcstimmungen ,  so  wie 
•«f  rtaisohas  und'  0BtMm0h«s  Rechte  di»  dimh  den  Geiielit^ 
gelnmwh  ▼erlMMleii  wmo.  Das  Aasehen  der  iiSMrnberlUiiiil«o 

italiänischen  Criminalisten  wirlite  auch  spater  auf  die  Rechts- 
anweiiduog,  und  die  Bestimmungen  des  französischen  Cods 
pimd  wordeo  d«roh  die  pohtiseheB  VerhiHnisse,  in  weiche» 
Ubigere  Zeit  Bmm  m  Finuilireich  stand,  aaeh'in  Bom  be» 
kannt.  Den  oft  wiederholten  Klagen  über  den  Mangel  eines 
voiiständigea  Crimioaigeset&buchs  suchte  man  endlich  iBci2 
dweh  das  vor  uns .  Itegende  BagolammUo  nd  delM  0  umUb 
pme  vom  eo.  September  aheuhd^ni.  Wir  sind  weit  ent* 
fernt,  dies  Gesetzbuch  für  ein  Muster  zu  erhliiien;  allein 
jede  neue  legislative  Erscheinung  verdient  dach  mehr  oder 
ndnder  die  Aoftnerhssmhcit  des  Jmisten«  and  die  .wmüe» 
geade  Gesetagehong .  eathfilt  anf  jeden  Fall  einige  originale 
Bestimmungeil.  Man  bemeilit  leicht,  dais  den  Redactoren 
des  Regolamento  der  frana&ösische  Coda  p^nal,  das  Geseta^ 
buch  Toa  Neapel  ond  das  Ton  Parma  Tovsohwebten.  Der 
•  aligemeine  Tfaeil  des  Gesetshnehs  ist  aaemlieb  hnrZf  and 
besteht  aus  neun  Titeln:  1.  über  Criminalgesetze  im  Allge> 
meinen  (wo  von  der  Yerbindiichheit  des  Gesetzbuchs  für 
Fremde  11.  s.  w.  gesprochen  wird),  üb^r  den  Tertaeh^ 
3,  über  Urheberschaft  und  Theilnahme  am  Verbreehea« 
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4*  über  Concorrenz  aod  Bückfall,  5.  über  die  Scbärfangi- 
grunde  des  Verbrechens,  über  MildeniB§8gründe  und 
Sb«r  Gründe  der  Aofbebang  der  Strafe »  7*  TonTerlmebeoi 
weiebe  ron  VemrlbeiiteB  wahrend  ihrer  Strafeeit  rerubl 
werden,  8.  von  Erloschung  der  Verbrecheo  ood  StrafeOf 
^  über  Strafen  kn  Allgemeinen» 

Wir  wollen  nnsern  I«esern  einife  Hanplbettiminiuigea 
des  Getetsboel»  miUbeilen.  Nach  Art.  g.  wird  der  nSebfte 
Versuch,  d.  h.  derjenige,  welcher  bis  zu  dem  der  Ausfüh- 
rung zunächst  kommenden  Acte  gelangt  ist,  mit  der  an 
•inen  Grad,  ala  die  Strafe  der  Yollendon^  betrigt|  geri»* 
geren  Strafe  belegt  Naofa  Art.  lo*  kt  die  Strafe  des  ent- 
fernten Versuchs  zwei  oder  drei  Grade  geringer.  Steht  der 
Unternfihmeode  Ireiwülig  aus  Reue  von  der  Ausführung  ab, 
eo  tritt  naeb  Art.  it.  Gefängnis  ron  1  bia  is  Monaten  ein» 
—  Alle  Thellaelnner  an  einem  Verbreeben,  deifn  bSier 
Vorsatz  ^.ich  in  •liezug  auf  den  EnUchlüfs  oder  die  Ausfüh- 
rung oder  Vollendung  des  Verbrechens  geringer,  ald  dar 
VorsatB  dea  Haupterbebera,  geneigt  bat,  werden  mit  einer 
Strafe  belegt,  die  nni  einen  bia  drei  Grade  geringer  ist,  ala 
die  Strafe  des  Haupturhebers.  Personliche  Eigenschaften, 
die  bei  dem  letzten  die  Strafe  mindern  oder  aufheben ,  wir» 
bee:  nkbt  in  BeMg  anf  die  Tbeilnebmer  (14).  Bewirben 
dieae  Eigeaaebaften  dne  SebSrfnng ,  so  wirken  aie  nnr  auf 
jene  Theilnehmer,  die  zur  Zelt  der  Begehung  des  Ver» 
lirecbeos  Kenatnifs  von  dieser  Eigenschaft  hatten.  Begebt 
jemand  mehrere  Yerbreeben  dorcb  die  nimliebe  HandUmg, 
ao  tritt  die  Strafe  aller  dieaer  Verbreeben  ein  (17).  Oaa 
nämliche  tritt  ein ,  wenn  jemand  in  verschiedenen  Acten 
reracbiedene  V  erbrechen  oder  das  nämliche  Verbrechen  mehr* 
mala  rerfibt  Daa  Maximnm  der  Strafe  darf  aber  ile  eojib- 
vige  Gnleerenatrafe  ibertteigen  (19).  Ist  aber  die  Strafo 
eines  dieser  Verbrechen  selbst  schon  ^Jojahrige  Galeere,  so 
tritt  ein  Zuwachs  ron  weiteren  6  Jahren  ein  (20).  Wer 
m&A  erlittener  Bestrafimg  w^ein  einea  Verbrecben»  ein 
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neues  Verbrechen  der  nämlichen  Art  verübt,  wird  als  rück- 
fällig am  einen  Grad  höher,  als  die  ordentliche  Strafe  be- 
tragt, bestraft  («21).  Diese  Regel  tiitt  auch  bei  den  ferne- 
ren Rückfällen  ein;  ist  die  Strafe  des  letzten  Verbrechens 
lebenslängliche  Galeere,  so  wird  der  Rückfällige  zur  engen 
Verwahrung  verurtheilt  (22).  Als  Schäi  fungsgründe  nennt 
das  Gesetz  (24),  i.  wenn  kein  zum  Verbrechen  treibendes 
Motiv,  oder  eine  für  sich  zur  Erweckung  des  AfFects  ge» 
eignete  Ursache  existirte;  2.  wenn  reifere  Überlegung  vor- 
handen war;  3.  grofseren  für  den  Staat  oder  Privatpersonen 
aus  dem  Verbrechen  entstandenen  Schaden ;  4.  Gebrauch 
von  Mitteln,  die  leichter  zur  Vollendung  des  Verbrechens 
dienen ,  oder  bei  denen  es  schwerer  wird ,  dem  Verbrechen 
zu  entgehen ,  oder  welche  gewaltsamer  Natur  sind ;  5.  Mifs- 
branch  einer  Gewalt  oder  einer  Autontät;  6.  Vorspiegelung 
des  Namens  oder  des  Auftrags  einer  obrigkeitlichen  Person; 
7.  Ausführung  des  Verbrechens  zur  Nachtzeit,  oder  wäh- 
rend eines  Brandes,  Schiffbruchs,  Erdbebens  oder  in  Ge- 
fangnissen. —  Frei  von  Zurechnung  sind  nach  Art.  26: 
I.  diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  Anfalls  einer  Geistes- 
krankheit oder  überhaupt  im  Zustande  einer  solchen  dauern- 
den  Geistesltrankheit  Verbrechen  verüben ;  2.  bei  deren  Hand- 
lung ein  wesentlicher  Irrthura  wirkte,  welcher  die  verbre- 
cherische Natur  der  Handlung  einzusehen  hinderte ;  3.  wenn 
die  Handlung  das  Product  einer  absoluten  Nothwendigkeit^ 
4.  oder  die  Wirkung  eines  Zufalls  war,  den  der  Handelnde 
weder  überhaupt,  noch  in  den  Umständen  und  Folgen  vor- 
hersehen  konnte.  —  Nach  Art.  27.  wird  der  Verbrecher, 
wenn  er  über  10,  aber  noch  nicht  i5  Jahre  ält  ist,  mit 
GefSngnifs  von  2  Monaten  bis  3  Jahren  bestraft.  Ist  ei^ 
noch  nicht  18  Jahre  alt,  so  tritt  die  um  zwei  Grade  ge- 
minderte ordentliche  Strafe  ein,  und  hat  er  das  2iste  Jahr 
nicht  erreicht,  so  wird  die  Strafe  um  einen  Grad  gemin- 
dert. So  lange  der  Sträfling  noch  nicht  20  Jahre  alt  ist, 
hat  er  die  Strafe  in  dem  correctionellen  Gefangnisse  zu  er- 
stehen (a8).    VVer  70  Jahre  alt  ist,  wird  nicht  xar  Todes- 
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strafe  ^erurtheilt  (32).    Wer  zur  lebenslänglichen  Galeere 
verurtheilt  ist,  and  während  der  Strafzeit  oder  nachdem  er 
sich  durch  die  Flacht  der  Strafe  entzogen  bat,  ein  neues 
Verbrechen  begeht,  das  die  Straf«  lebenslänglicher  Galeere 
nach  sich  zieht,  wird  zur  engen  Verwahrung  verurtheilt. 
Ist  die  Strafe  des  neuen  Verbrechens  zeitliche  Freiheits- 
strafe, 80  wird  der  Verbrecher  für  die  Zeit,  welche  die 
Strafe  des  neuen  Verbrechens  beträgt,  im  engen  Gewahrsam 
gehalten  (33).    Begeht  jemand  ,  der  zur  zeitlichen  Freiheits- 
strafe verurtheilt  ist,  während  der  Strafzeit  ein  Verbrechen, 
so  wird  er  mit  der  Strafe  des  letzteren  and  dem  Rest  der 
noch  nicht  erlittenen  Strafzeit  für  das  frühere  Verbrechen 
belegt,  jedoch  so,  dafs  beide  zusammen  nicht  die  Zeit  von 
«5  Jahren  Galeeren  ubersteigen  dürfen.  —     Alle  Verbre- 
dien ,  die  mit  Todes  -  oder  lebenslänglicher  Galeerenstrafe 
bedroht  sind,  verjähren  binnen  3o  Jahren  (Art.  3g);  die 
mit  Galeerenstrafe  von  5  bis  ao  Jahren  bedrohten  in  lo; 
•die  mit  öffentlicher  Arbeit  bedrohten  Verbrechen  binnen  5 
Jahren  (eben  so  Ehebruch  und  Unzucht) ;  alle  übrigen  Ver- 
brechen verjähren  binnen  3  Jahren  (43).    Der  gerichtliche 
Frocefs  unterbricht  die  Verjährung,  die  wieder  von  neuem 
vom  letzten  processualischen  Acte  an  zu  laufen  beginnt  (46). 
Bei  VeriMrechen  gegen  Religion  und  Majestäts verbrachen 
£ndet  keine  Verjährung  Statt  (47)*    Als  Strafarten  fuhrt  das 
Gesetz  auf:  1.  Todesstrafe,  die  durch  Enthauptung,  und 
w-eon  sie  geschärft  ist,  durch  Erschiefsen  von  hinten  vaU* 
zogen  wird  (Art.  53);  2.  lehenslängliche  Galeerenstrafe  mit 
der  Wirkung  des  bürgerlichen  Todes.    In  einigen  Fällen  er- 
kennt das  Gesetz  Verschärfung  durch  engen  Gewahrsam  des 
Sträflings  (67).    3.  Die  zeitliche  Galeerenstrafe  hat  drei 
-Grade,  von  5  bis  10,  von  10  bis  i5,  von  i5  bis  20  Jahren. 
4-  Die  öffentliche  Arbeit  hat  zwei  Grade ,  von  1  bis  3 ,  von 
3  bis  5  Jahren.    5.  Die  Verweisung  aus  dem  Kirchenstaat 
tritt  gegen  Ausländer  ein;  sie  werden  durch  die  5ffentliobe 
Macht  juber  die  Gränze  gebracht  und  dort  noch  einmal  ge- 
warnt,  dafs,  wenn  sie  in  das  Land  zurückkehren,  sie  mit 
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6monat1ichem  Gefangnifs  und  Geldstrafe  von  200  Scudi  be- 
straft werden  würden.  6.  Das  Gefangnifs  des  ersten  Grades 
wird  auf  1  Monat  bis  auf  1  Jahr  und  das  des  zweiten  Gra- 
des Ton  1  bis  3  Jahren  bestimmt.  7.  Geldstrafe ,  die ,  wenn 
der  Yerurtheilte  die  Geldstrafe  nicht  bezahlen  kann ,  in  Ge- 
fangnifs verwandelt  wird.  7.  Ausschliefsung  von  öffent- 
lichen Ämtern  entweder  auf  immer  oder  auf  eine  bestimmte 
Zeit.  8.  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte  und  zwar  ent- 
weder aller  oder  einzelner  dieser  Rechte,  und  zwar  des 
Rechts  der  activen  oder  passiven  Wahlfähigkeit  zu  Gemein- 
de- oder  Provincialrathsstellen ,  des  Rechts,  gewisse  Orte 
zu  besuchen,  des  Rechts,  Zeuge  zu  seyn,  als  Sachverstän- 
diger aufzutreten ,  Waffen  zu  tragen ,  Vormund  oder  Cura- 
tor  oder  Beistand  einer  Frau  zu  seyn  (69).  —  Wenn  ein 
päbstlicher  Unterthan  im  Auslande  ein  Verbrechen  verübt, 
für  das  er  noch  nicht  bestraft  wurde,  so  wird  er  nach  der 
Rückhehr  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  dem  er  Ver- 
brechen  verübte,  bestraft,  wenn  nicht  die  päbstiiche  Ge- 
setzgebung milder  ist  (71).  —  Der  besondere  Theil  hat 
,  folgende  Anordnung:  1.  Von  Verbrechen,  welche  auf  die 
•  Religion  und  ihre  Diener  Bezug  haben ;  2.  von  Verbrechen 
der  beleidigten  Majestät ;  3.  von  der  öffentlichen  Gewalltbä- 
tigkeit;  4«  von  der  Privatgewaltthätigkeit ;  5.  vom  W^affen- 
tragen;  6.  von  verbotener  Anwerbung  der  Soldaten;  7.  von 
Anmafsung  öffentlicher  Gewalt;  8.  von  Widersetzlichkeit 
gegen  Beamte  und  Beleidigung  derselben;  9.  von  Verläura- 
dong  und  falschen  Zeugnissen;  10.  von  Verbrechen  gegen 
gute  Sitten  und  den  Anstand;  11.  von  Verheimlichung  der 
Verbrechen  und  Begünstigung  von  Übelthätern ;  13.  von  der 
.  Prävarication,  dem  Mifsbrauch  der  Gewalt  und  der  Concus- 
sion;  i3.  von  Falschmünzung ;  14.  von  Urkundenfälschung; 
i5.  von  Fälschung  der  Pässe  und  Zeugnisse;  16.  von  Ver- 
brechen gegen  die  Gesundheitspolizei;  17.  von  Brandstiftung 
und  Zerstörung  des  Eigenthums;  18.  vom  Spiel;  19.  von  der 
Tödtung;  20.  vom  Duell;  21.  von  Aussetzung  der  Kinder; 
92.  von  Abtreibung  der  Leibesfrucht;  23.  von  Rorperver- 
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letzungen;  24*  von  Injurien;  25.  vom  Diebstahle;  26.  vom 
Diebstahle  mit  Gewalt  an  Personen;  27.  von  Betrugereien; 
28.  von  Wucher  und  unerlaubten  Vertragen.  —  Wir  wol- 
len unsern  Lesern  wieder  die  wichtigsten  Bestimmungen 
mittheilen.  Nach  Art.  78.  wird  die  Gotteslästerung  und  jede 
in  Gegenwart  Anderer  vorgebrachte  Beschimpfung  des  Na- 
mens Gottes,  der  heil.  Jungfrau  und  der  Heiligen  mit  öf- 
fentlicher Arbeit  von  1  bis  3  Jahren  bestraft.  Gewaltthä« 
tige  Störung  der  gottesdienstlichen  Verrichtungen  in  der 
Kirche  zieht  Galeeren  von  i5  bis  20  Jahren  nach  sich  (74)* 
Profanation  gottesdiensllicher  Handlungen  oder  Ceremonien 
in  oder  aufser  der  Kirche  wird  mit  Galeeren  von  5  bis  10 
Jahren  bestraft  (75).  Beleidigungen  der  Personen,  die  die 
heiligen  Weihen  erhalten  haben,  aufser  ihren  heiligen  Ver- 
richtungen,  zieht  eine  um  einen  Grad  geschärfte  ordentliche 
Strafe  des  Verbrechens  nach  sich  (77).  Zerstörung  oder 
Beschädigung  der  heiligen  Gefäfse  oder  Bilder  in  der  Kirche 
oder  in  der  Sacristei  ist  mit  Galeeren  von  5  bis  10  Jahren 
bestraft  (78).  Wer  das  Ciborium  oder  die  Monstranz  mit 
den  heiligen  Hostien  stiehlt,  wird  mit  geschärfter  Todes- 
strafe belegt  (80).  VerÜbung  eines  Verbrechens  in  der 
Kirche  ist  überhaupt  Schärfungsgrund  der  Strafe  (81).  Das 
Attentat  gegen  das  Leben  des  Regenten ,  wenn  es  auch  er- 
folglos bleibt,  zieht  geschärfte  Todesstrafe  nach  sich  (83). 
Die  gleiche  Strafe  tritt  ein  gegen  diejenigen,  welche  Auf- 
ruhr oder  Insurrection  gegen  den  Regenten  oder  den  Staat 
durch  Vereinigung  von  Menschen,  durch  Aufsammlung  von 
Waffen ,  durch  Verbreitung  der  auf  Erregung  von  Aufruhr 
berechneten  Schriften ,  erwecken  oder  unterhalten.  Für  die 
Verführten  tritt  Verminderung  der  Strafe  um  2  bis  3  Grade 
ein  (86).  Wer  freiwillig  solche  Verschworungen  der  Obrig- 
keit anzeigt,  ist  straflos  (87).  Die  blofse  Verbreitung  auf- 
rührerischer Schriften  wird,  wenn  hein  schädlicher  Erfolg 
entsteht,  mit  10  Jahren  Galeeren  bestraft  (90).  Aufforde- 
rungen oder  Reden,  um  Aufruhr  zu  erwecken,  wenn  sie 
erfolglos  blieben,  ziehen  Galeeren  von  3  bis  5  Jahren  nach 
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sieb  (9  t).  Attentate  gegen  das  Leben  der  Cardinäle  wer- 
den, wenn  kein  Erfolg  entstand,  mit  Todesstrafe  geabndet 
(88).  Eine  Verschwörung  von  zwei  oder  mehreren  Perso- 
nen, gegen  den  Regenten  oder  den  Staat  steh  zu  empören, 
wird  mit  lebenslänglicher  Galeerenstrafe  bestraft  (9a).  Münd- 
liche oder  schriftliche  Äafserangen,  die  Beleidigangen  ge- 
gen die  Wurde  der  Regiernng  oder  ihrer  Beamten  enihal- 
ten,  werden  mit  Gefangnifs  von  a  Monaten  bis  1  Jahr  ge- 
ahndet (94)*  Wer  aus  Verachtung  gegen  den  Regenten  die 
ihn  vorstellenden  Statuen  oder  an  Öffentlichen  Orten  befind- 
lichen Bildnisse  zerstört  oder  beschädigt,  leidet  Grefangnifs 
Ton  1  bis  3  Jahren  (95).  Alle  geheimen  Gesellschaften, 
welchen  Namen  sie  irgend  haben  mögen  ,  werden  als  Verei-i 
nigungen  zur  Beförderung  der  Rebellion  gegen  Regenten 
and  Staat  betrachtet,  und  die  Theilnehmer  werden  mit  Ga- 
leere von  10  bis  i5  Jahren  bestraft  (96).  Die  Artikel  97  — 
104  enthalten  ein  grofses  Detail  über  die  Theilnahme  an 
diesen  Gesellschaften.  Unter  der  Aufschrift:  von  der  $f« 
fenti ichen  Gewaltth ätigheit  *)  kommen  nachstehende 
Vorschriften  vor.  Wer  fünf  Personen  vereinigt  und  sie 
ohne  Genehmigung  der  Regierung  bewaffnet,  leidet  3  Jahre 
Gefangnifs  (io5).  Geschah  dies  zum  Zwecke,  um  der  öf- 
fentlichen Macht  Widerstand  zu  leisten,  Raub,  Plünderung 
oder  ähnliche  Verbrechen  zu  verüben ,  und  wurde  das  Ver- 
brechen wirklich  ausgeführt,  so  tritt  Todesstrafe  ein  (106). 
Alle  von  mehr  als  zwei  bewaffneten  Personen  begangenen 
Verbrechen  erscheinen  als  in  bewaffneter  Vereinigung  ver- 
übt. Die  Häupter  und  Haupibeforderer  leiden  die  um  zwei 
Grade  geschärfte  ordentliche  Strafe  des  Verbrechens  (108). 
Die  Vereinigung  bewaSneter  Menschen,  um  Andere  im  Beu 
sitze  ihrer  Liegenschaften  zu  stören,  sie  daraus  zu  verjagen, 

•)  In  der  Praxig  der  italiänigchen  Gerichte  hatten  sich  die  rö- 
mischen Bestimmungen  über  vi«  pubtica  und  privata  erhalten , 
und  man  sieht  klar,  dafs  die  Vorschriften  des  vorliegenden 
Gesetzbachs  in  diesem  und  im  nachfolgenden  Titel  aas  dem 
Gerichtsgebrauche  entnommen  sind. 
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ohne  dafs  ein  obrigUeilUches  Decret  hiezu  berechtigt,  wird 
mit  .3  Jahren  Arbeit  and  200  Scudi  Geldstrafe  bestraft  (109). 
Die  Anhäufung  von  Wafifen  ,  von  Schiefspulver  oder  Muni- 
tion in  einem  Privathause  ohne  obrigUeitliche  Erlaubnils  er- 
scheint als  Versuch  öffentlicher  Gewaltthätigkeit  und  wird 

||piit  1  bis  3  Js^ren  Gefangnifs  und  mit  Geldstrafe  bestraft. 
Als  Anhäufung  von  Waffen  gilt  die  Anfsammlung  von  i5 
Flinten ,  seyen  sie  auch  Jagdflinten ,  und  von  20  Degen , 
Säbeln  oder  Stichgewehren ,  und  von  mehr  als  3o  Pfund 
Pulver  (11 3).     Als  vis  privala  gilt  es,  wenn  jemand  ohne 

«rWafTen  der  Sachen  seines  Schuldners  sich  bemächtigt,  nm 
sich  wegen  Zahlung  einer  Forderung  oder  Erfüllung  einer 
Verbindlichkeit  Sicherheit  zu  verschaffen ;  oder  wenn  jemand 
in  fremde  Liegenschaften  eindringt  und  dort  Acte  des  £i- 
genthümers  sich  anmafst;  oder  wenn  jemand  eigenmächtig 
ein  Unterpfand  verkauft  oder  die  Mauern  seines  Nachbarn 
durchbricht  oder  die  Gränzzeichen  fremden  Eigenthums  ver- 
ruckt, oder  das  zur  Bewässerung  der  Grundstücke  des  Nach- 
barn bestimmte  Wasser  ableitet.  Die  Strafe  ist  Gefängnifs 
von  1  bis  12  Monaten  und  Geldstrlife  (116).  Unter  der  Auf- 
schrift:  Von  den  WaDen,  folgen  Bestimmungen  gegen  das 
Verfertigen  oder  Tragen  von  Waflen.  Nach  Art.  ii5  ist 
das  Abdrucken  eines  Feuergewehrs  oder  das  Anschlagen 
damit  gegen  einen  Andern  als  Versuch  der  Tödtung  bestraft. 
Strenge  Strafen  folgen  der  unbefugten  Anwerbung  von  Sol- 
daten (Art.  126  —  i3o).  Wer  unberechtigt  Handlungen, 
Bechte  oder  Ehrenbezeugungen,  die  einem  Civil-  oder  Mi- 
Htärbeamten  zustehen,  sich  anmafst,  leidet  Gefängnifs  von 
1  bis  3  Jahren  (i3i).  Wer  vermöge  dieser  Anmafsung  Di- 
plome, Briefe,  oder  andere  Urkunden,  um  seine  Anmafsung 
geltend  zu  machen,  fälscht,  leidet  aufserdem  noch  die  Strafe 
der  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  (i32).  Wer  ohne  obrig- 
keitlichen Auftrag  jemanden  in  kränkender  Absicht  arretirt, 
jwird  mit  ö£Pentlicher  Arbeit  von  i  bis  3  Jahren  bestraft; 
geschah  die  Arretirung,  um  von  dem  Verhafteten  Geld  oder 
ähnliche  Gegenstände  zu  erpressen,  oder  eine  Anweisung 
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ausgestellt  zu  erhalten,  oder  sonst  in  der  Absicht,  sich  zu 
bereichern,  so  tritt  Galeere  Ton  5  bis  lo  Jahren  ein  (i34). 
Widerstand  gegen  die  Defehle  einer  Obrigkeit  oder  gegen 
den  Vollzieher  dieser  Befehle,  in  F'ällen,  die  zu  dem  Amts- 
hreise  der  Vollzieher  gehören ,  wird  mit  Gefangnifs  von  2 
bis  12  Monaten  bestraft,  und  um  einen  Grad  gescha'rf^V 
^  yrenn  Drohungen  Statt  fanden ;  wurde  thätliche  Beleidi- 
gung  oder  Körperverletzung  verübt,  so  wird  noch  die 
Strafe  dieser  Verbrechen  um  einen  Grad  geschärft  (i38). 
/  Beleidigungen  oder  Drohungen,  welche  Beamten  aus  Hafs 

wegen  ihrer  Amtsführung  gemacht  werden ,  ziehen  öffent- 
liche Arbeit  des  ersten  Grades  nach  sich.  Werden  die  ge- 
nannten Vergehen  von  Personen  verübt,  welche  selbst  bei 
dem  Gerichtshofe  angestellt  sind  oder  sonst  dazu  gehören  y 
so  werden  die  Schuldigen  neben  der  ordentlichen  Strafe 
von  ihren  Stellen  entfernt  und  auf  Lebenszeit  für  unfähig 
zur  Ausübung  des  Amtes  erklärt  (i40'  gewöhnliche 
Strafe  wird  verschärft,  wenn  ein  Advocat,  Sachwalter  oder 
der  Cancelliere  aus  Hafs  wegen  der  Ausübung  ihres  Dien- 
stes ,  oder  die  Gegenparffiei  wegen  des  Processes  beleidigt  . 
oder  mifshandelt  wird  (142).  Wer,  um  die  Vollziehung 
eines  Arrestbefehls  zu  hindern,  sich  der  öffentlichen  Macht 
durch  Drohungen  oder  Beleidigungen  widersetzt,  leidet  3 
bis  5  Jahre  Arbeitsstrafe,  und  wenn  Verwundungen  dabei 
verübt  werden,  so  tritt  aufserdera  die  ordentliche  Strafe 
des  Vergehens  ein.  Die  Befreiung  eines  Gefangenen  aas 
den  Händen  der  öflFentlichen  Macht  oder  aus  dem  Straforte 
wird  mit  5jähriger  Galeere  bestraft  (i45).  Als  Theilnehmer 
erscheinen  diejenigen,  welche  zur  Erleichterung  der  Flucht 
Waffen  oder  Werkzeuge  verschaffen  oder  die  Wächter  be- 
stechen. —  Befreit  sich  ein  Gefangener  durch  die  Nachläs- 
sigkeit der  Wächter ,  so  leiden  diese  1  bis  3  Jahre  Gefäng- 
nifs,  und  wenn  sie  einverstanden  waren,  5  bis  10  Jahre  Ga- 
leere (148).  Gefangene,  welche  vermittelst  Erbrechung  des 
Gefängnisses  oder  Gewalt  an  den  Wächtern  entfliehen ,  wer- 
den mit  5  bis  10  Jahren  Galeere  bestraft  (i5i).    Die  wegen 
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Nachlässiglieit  den  Wächtern  zuerkannte  Strafe  burl  sogleich 
auf,  sobald  die  Flüchtigen  wieder  eingebracht  werden  (i52). 
Der  Verlaumder,  wenn  als  Wirkung  der  Verla'umdung  der 
Verläunadete  verurlheilt  wurde,  leidet  die  nämliche  Strafe, 
welche  den  Verurtheilten  traf ;  blieb  die  Yerläumdung  er- 

^  folglos  und  beschuldigte  jemand  einen  Andern  eines  mit 
Todes-  oder  Galeerenstrafe  bedrohten  Verbrechens,  so  lei- 
det er  öffentliche  Arbeittsstrafe  auf  3  bis  5  Jahre,  und  Geld- 
strafe; bezog  sich  die  Beschuldigung  auf  ein  mit  geringerer 
Strafe  bedrohtes  Verbrechen,  so  leidet  er  Gefängnifs  von 
2  Monaten  bis  i  Jahr  und  Geldstrafe  (i55).  W^er  in  einem 
Criminalprocesse  wissentlich  falsche  Zeugen  oder  Urkunden 
producirt,  wird  wie  ein  falscher  Zeuge  bestraft.  Wer  im 
Criminalprocesse  falsch  schwürt,  wird  mit  3  Jahren  Arbeit 
bestraft,  wenn  das  Zeugnifs  zum  Vorlheil  des  Angeschul- 
digten gereichte;  mit  5  Jahren  Galeere,  wenn  zum  Nach- 
theil des  Inculpatcn  geschworen  wurde  (159).  Wird  in 
geringeren  Strafsachen  falsch  geschworen ,  so  tritt  geringere 
Strafe  ein,  und  wer  im  Civilprocesse  falsch  schwört  oder 
wer  falsche  Zeugnisse  darin  aufstefit,  wenn  der  Betrag  des 
Streitgegenstands  nicht  25  Scudi  übersteigt,  leidet  Gefäng- 
nifs von  2  iMonaten  bis  1  Jahr,  und  wenn  der  Procefs  mehr 
beträgt,  Gefängnifs  von  1  bis  3  Jahren.    Wer  Geld  oder 

^  sonst  Belohnung  für  falsches  Zeugnifs  erhielt,  leidet  gleiche 
Strafen,  wie  sie  in  den  angeführten  Artikeln  bestimmt  sind 
(i63).  Der  Bestechung  der  Zeugen  macht  sich  schuldig, 
wer  Zeugen  durch  Bitten,  Geschenke,  Drohungen  oder  Ge- 
ivaltthätigkeiten  zur  Ablegung  falschen  Zeugnisses  bei  Ge- 
richt bewegt  (164).    Wer  einen  zugeschobenen  oder  zu- 

m 

rückgeschobenen  Eid  im  Civilprocesse  falsch  schwört,  lei- 
det Gefängnifs  von  i  bis  3  Jahren  (i65).  Sachverständige, 
welche  eidlich  falsche  Gutachten  wissentlich  geben,  werdeu 
-wie  falsche  Zeugen  bestraft  (166).  —  Die  einfache  ün-  . 
Zucht  zieht  Arbeitsstrafe  von  3  Jahren  nach  sich,  wenn  der 
,  Schuldige  das  Mädchen  nicht  heurathet  oder  aussteuert  (168). 
Die   qualificirte  Unzucht   mittelst  Versprechens  der  Ehe, 
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wenn  dies  der  Schuldige  nicht  erfüllt,  wird  mit  gleicher 
Strafe  bestraft,  und  der  Schuldige  mofs  das  Mädchen  aas- 
eteuern.  —  Als  qualiiicirte  Unzucht  gilt  auch  die  Unzucht, 
welche  durch  schwere  Drohungen,  Mifshandlungen ,  Ge- 
brauch  oder  Vorzeigen  von  WafFen,  oder  an  einer  Person 
verübt  wird,  welche  durch  Krankheit,  Geistesverwirrung 
oder  durch  andere  Ursachen  des  Gebrauchs  ihrer  Sinne  be- 
raubt, oder  durch  künstliche  Mittel  in  diesen  Zustand  ver- 
setzt wurde  (170).  Als  gewalttha'tige  Unzucht  erscheint 
diejenige,  bei  welcher  der  Schuldige  seine  Gewalt  über 
eine  noch  nicht  20  Jahre  alte,  seiner  AuFsicht  und  Leitung 
unterworfene  oder  von  ihm  abhängige  Person  mifsbraucbf, 
am,  seine  Lüste  zu  befiiedigen,  oder  wenn  ein  Gefangen- 
wärter mit  seiner  Gefangenen  oder  ein  Diener  der  öffent- 
lichen Macht  mit  der  von  ihm  verhafteten  Person  sich  fleisch- 
lich vermischt  (172).  Die  Strafe  dieses  Verbrechens  ist  Ga- 
leere von  10  bis  i5  Jahren,  und  steigt  bis  zwanzig  Jahre, 
wenn  horperliche  Mifshandlungen  oder  ähnliche  Schärfungs- 
gründe  damit  verbunden  waren,  oder  wenn  der  geschände- 
ten Person  schwerer  Nacfitheil  zugefugt  wurde  (173).  Wird 
die  Unzucht  mit  einer  noch  nicht  mannbaren  Person  ver» 
übt,  so  tritt  lebenslängliche  Galeere,  and  wenn  die  Geschän- 
dete an  den  Folgen  der  Unzucht  stirbt,  Todesstrafe  ein.  — 
Der  mit  Gewaltthätigkeiten  verübte  Ehebruch  wird  mit  le- 
benslänglicher Galeere,  der  ohne  Gewalt  verübte  an  beiden 
Personen  mit  5jähriger  Galeere  bestraft  (176).  Blutschande 
zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  zieht  lebensläng- 
liche Galeere  nach  sich ;  wird  das  Verbrechen  von  Seiten- 
verwandten bis  zum  vierten  Grade  verübt,  so  tritt  Galeere 
von  5  bis  i5  Jahren  ein  (177).  Widernatürliche  Unzucht 
wird  mit  lebenslänglicher  Galeere  bestraft.  Die  gewalttbä- ; 
tige  Entführung,  mag  sie  geschehen,  um  die  Entführte 
durch  Unzucht  zu  entehren  oder  zu  heurathen,  wird  wie 
gewaltthätige  Unzucht  betrachtet.  Mifsbraucht  der  Entfuh- 
rer wirklich  die  Entführte,  so  wird  die  Strafe  um  einen 
Grad  geschärft.    Einfache  Entführung  zieht  Gefangnifs  von 
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1  bis  3  Jahren  nach  sich  (179).  Freiwillige  Rucl^gabe  d^r 
Entführten  von  dem  Entführer  an  ihre  Familie,  ohne  daCs 
er  sie  entehrte,  mildert  die  Strafe  bis  zu  einem  Jahre. 
Die  einfache  Kuppelei  wird  mit  3  bis  5  Jahren  Galeere, 
und  wenn  sie  die  Verfuhrung  einer  unschuldigen  Person 
zur  Folge  hat,  mit  der  um  zwei  Grade  erhöhten  Strafe  be- 
straft. Kuppelei ,  welche  von  Ascendenten ,  Ehenriännern 
oder  Brüdern  begangen  wird ,  zieht  Erhöhung  um  einen 
weiteren  Grad  und  Einsperrung  in  engen  Gewahrsam  nach 
sich  (i83).  Wer  den  öffentlichen  Anstand  beleidigt,  und 
die  Scbamhaf\iglieit  durch  unanständige  Gespräche,  Gebete 
den,  Inschriften  verletzt,  oder  obscöne  Bilder  oder  Bücher 
zum  Verkauf  ausbietet,  oder  obscöne  Figuren  öffentlich 
ausstellt,  wird  mit  öffentlicher  Arbeit  von  1  bis  12  Monaten 
und  Geldstrafe  bis  öo  Scudi  bestraft  (184).  Das  Singen  ob- 
scÖner  Lieder  wird  mit  Gefangnifs  von  3  Tagen  bis  1  Mo- 
nat, und  das  nackte  Schwimmen  an  öffentlichen  und  be- 
suchten Orten  wird  mit  gleicher  Strafe  belegt  (187).  — 
Arzte  und  Chirurgen,  welche  binnen  «4  Stunden  Verwun- 
dungen, gewaltsame  oder  aufserordentliche  Todesfalle  oder 
Krankheiten,  welche  Folge  beigebrachten  Giftes  seyn  kön- 
nen, vorschriftmäfsig  nicht  anzeigen,  werden  wegen  Ver- 
hehlung des  Verbrechens  mit  1  bis  la  Monaten  Gefangnifs, 
weno  die  Anzeige  aus  böser  Absicht  unterblieb,  und  mit 
10  Tagen  bis  1  Monat  bestraft,  wenn  nur  Nachlässigkeit 
zum  Grunde  lag  (188).  Art.  190  enthält  die  nämliche  Strafe 
für  Gastwirthe  ond  Andere ,  welche  die  bei  ihnen  vorge- 
kommenen Verbrechen  nicht  anzeigen.  Wer  vorsätzlich  die 
Leiche  eines  Getödteten ,  die  Werkzeuge  oder  andere  Ge- 
genstände, die  als  Beweis  des  Verbrechens  dienen  könnten, 
versleckt,  gilt  als  Theilnehmer  des  Verbrechens;  eben  so 
derjenige,  welcher  einem  Verbrecher  ünterschleif  giebt, 
ond  der,  welcher  gestohlene  Sachen  wissentlich  an  sieb 
bringt,  um  sie  zu  verstecken  oder  der  Aufsuchung  durch 
die  Justiz  zu  entziehen ;  eben  so  der ,  welcher  an  dem  aus 
dem  Verbreeben  erfolgten  Gewinne  Theil  nimmt  (191  — 4). 
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Richter,  welche  wegen  Gewinns  oder  eines  schändlichen 
Yortheils  gegen  einen  Unschuldigen  ein  verdammendes  Ur- 
theii  fallen,  leiden  Galeerenstrafe  von  5  Jahren  (196),  und 
wenn  die  Strafe,  zu  welcher  der  Unschuldige  verurtheilt 
"wurde,  über  5  Jahre  hetrug,  so  tritt  die  Strafe  ein,  welche 
gegen  den  Unschuldigen  erkannt  wurde.    Art.  199  enthält 

jStrafdrohung  wegen  grundloser  Lossprechung  Schuldiger 
oder  wegen  Unterdrückung  der  ÜberweisungsmitteL  Wegen 
Bestechung  der  Beamten  werden  Beamte  mit  1  bis  3  Jahren 

J^efangnifs  und  die  Bestechenden  mit  1  bis  12  Monaten  Ge-  . 

.'langnifs  bestraft  (201).  —    Ein  Beamter,  der,  nachdem  er 

•cordnungsmärsig  aufgefordert  ist,  einen  in  seinen  Wirkungs- 
kreis gehörigen  Act  vorzunehmen ,  sich  beharrlich  weigert , 
wird  abgesetzt  und  auf  immer  unfähig  zum  Amt  erklärt 
(202).  W^eitläufige  Vorschriften  enthalten  Art.  2o3  —  2o5 
über  Concussion.  Der  Verferliger  und  Verbreiter  falscher 
Gold-  und  Silbermünzen  wird  mit  lebenslänglicher,  und 
wenn  die  Münze  noch  nicht  in  Umlauf  gesetzt  wurde,  mit 
lojähriger  Galeere  bestraft  (208  —  10).  Die  letzte  Strafe 
leidet  auch  der,  welcher  ächten  Staats-  oder  sonst  gesetz- 
lichen Ours  habenden  Münzen  ihr  wahres  Gewicht  nimmt 
und  sie  verbreitet  (211).  Wer  wissentlich  falsche  fremde 
Münzen  im  Staate  einbringt  und  sie  verbreitet,  wird  mit  5 
bis  10 jähriger  Galeere  bestraft^.  Wer  falsche  Kupfermünzen 
macht  oder  falschen  Münzen  den  Schein  guter  Münzen  giebt 
und  sie  verbreitet,  leidet  öffentliche  Arbeit  von  3  bis  5 
Jahren  (2i3).  Der  Verfertiger  falscher  Münzstempel  oder 
zur  Fabrication  falscher  Münzen  nothiger  Werkzeuge  wird 
als  Theilnehmer  bestraft:  (214).  Wer.  in  öfientlichen  Münz- 
.slätten  angestellt  ist  und  zur  Verfertigung  falscher  Münzen 
beiträgt,  leidet  lebenslängliche  Galeerenstrafe  (21 5).  Die 
Verfälschung  öffentlicher  Gewichte,  Maafse  oder  überhaupt 
öffentlicher  Zeichen ,  die  die  Güte ,  Beschaffenheit  oder  den 
Umfang  oder  Werth  von  Metallen  oder  Waaren  zu  garan- 
tiren  bestimmt  sind,  wird  mit  5  Jahren  öffentlicher  Arbeit 
bestraft  (216).    Gleiche  Strafe  leidet  der,  welcher  wissent* 
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lieh  davon  Gebraach  macht.  Die  Fälschung  der  Siegel  der 
öfientlichen  Behörden  zieht  5  Jahre  öffentliche  Arbeit,  und 
wenn  Gebranch  davon  gemacht  wurde,  5  bis  10  Jahre  Galeere 
nach  sich  (221).  Wer  zum  Nachtheil  der  Staats-,  Commu- 
nal-  oder  Provincialcasse  Zahlungsanweisungen  oder  Quit- 
tungen fälscht,  wird  mit  5  bis  10  Jahren  Galeeren  bestraft 
(224).  Wer  Staats  -  Creditpapiere  fälscht',  leidet  10  bis  i5 
Jahre  Galeere,  und  wer  davon  wissentlich  Gebrauch  macht, 
10  Jahre  (226).  Öffentliche  Beamte,  Notarien  und  andere 
Angestellte,  die  in  den  zu  ihrem  Wirkungskreise  gehörigen 
Acten  Fälschung '  begehen  ,  solche  falsche  Urkunden  verfer- 
tigen oder  die  ächten  unterdrücken,  sie  verändern,  densel- 
ben wesentliche  Stellen  hinzufugen  oder  daraus  weglassen, 
'werden  mit  Sjähriger  öffentlicher  Arbeit  bestraft;  alle  an- 
deren Personen,  die  in  Öffentlichen  Urkunden  oder  in  Bank- 
papieren  solche  Verfälschungen  verüben ,  oder  wissentlich 
von  den  verfälschten  Papieren  Gebrauch  machen ,  leiden  5 
bis  10  Jahre  Galeere  (280).  Fälschungen  von  Wechselpa- 
pieren, von  Handelsbiichern  oder  Registern,  welche  bei 
Gericht  den  Executivprocefs  begründen ,  werden  mit  gleicher 
Strafe  belegt  (282).  Wer  Fälschung  in  Privaturkunden, 
welche  Zahlungsverpflichtungen ,  Quittungen  und  ähnliche 
Urkunden  enthalten,  oder  an  Bankfolien,  die  er  in  Händen 
hat,  oder  in  Blanquetten  verübt,  leidet  Galeere  von  3  bis 
5  Jah  ren  (233),  und  wenn  er  blos  die  Verfälschung  verübt, 
ohne  davon  Gebrauch  zu  machen,  so  tritt  öffentliche  Ar- 
beit von  1  bis  3  Jahren  ein.  Wenn  öffentliche  Beamte 
Pässe  verfälschen  oder  an  Personen ,  die  in  Untersuchung 
befindlich  sind,  oder  an  eine  untergeschobene  Person  wis- 
sentlich Pässe  ausstellen  ,  so  werden  sie  mit  3  bis  5jähriger 
Arbeitsstrafe  und  Unfähigkeit  zum  Staatsdienst  bestraft  (236). 
Stellt  ein  Beamter  an  eine  unbekannte  Person  ohne  vorgäo- 
gige  gehörige  Erkundigung  einen  Pafs  aus,  so  tritt  Suspen- 
sion vom  Amte  auf  1  bis  6  Monate  und  Geldstrafe  ein  (237). 
Verfertiger  von  falschen  Certificaten,  die  auf  irgend  eine 
Art  dem  Staate  oder  Privatpersonen  zum  Nachtheil  gereichen 


^  Criminalgesetxhuch  Jur  den  Kirchenstaat, 

](5nnten,  werden  mit  Gefängnifs  von  i  bis  m  Monaten  be- 
straft (239).  Die  Rubrik:  Delilti  contro  la  publica  sanitä 
enthält  (241  —  46)  Vorschriften  über  Giftverkauf,  über 
Bereitung  schädlicher  Efswaaren,  Verkauf  von  Fleisch  der 
Thiere,  die  an  ansteckenden  Krankheiten  starben.  Wer  öf- 
fentliche Gebäude  oder  dem  Staate  gehörige  Schiffe  anzün- 
det, leidet  Todesstrafe  (247).  Anzündung  von  Privatgebäu- 
den an  bewohnten  Orten  zieht  nur  Todesstrafe  nach  sich, 

r  wenn  dabei  eine  Person  um  das  Leben  kam,  sonst  lebens- 
längliche  Galeere  mit  strenger  Einsperrung  (248).  Anzün- 
dung von  Schiffen ,  die  Privatpersonen  gehörten ,  von  Ge- 
bäuden, oder  zur  Aulbewahrung  von  Thieren,  von  Holz« 
Pflanzen  u.  dergl.  bestimmten  Magazinen  und  Gebäuden 
wird,  wenn  der  Schaden  2000  Scudi  beträgt,  mit  lebens- 
länglicher Galeere,  und  wenn  dabei  eine  Person  um  das 
Leben  kam,  mit  enger  Einsperrung,  wenn  der  Schaden  1000 
Scudi  betrug,  mit  Galeere  von  20  Jahren ,  und  wenn  er  un- 
ter i5oo  Scudi  betrug,  mit  Galeere  von  i5  Jahren  bestraft 
(a5o).  Wenn  Brandstiftung  an  öffentlichen  Gebäuden  oder> 
an  Privatgebäudeo  an  bewohnten  Orten  verübt  wird ,  so  hat 
der  Umstand,  dafs  der  Schaden  schnell  ersetzt  oder  das 
Feuer  sogleich  ausgelöscht  worden,  auf  die  Minderung  der 
Strafe  keinen  Einflofs ,  wohl  aber  in  den  Fällen,  wo  das 

•  Verbrechen  auf  dem  Lande  ohne  obige  Schärfungen  verübt 
wurde  und  sich  der  Schaden  nicht  sogleich  berechnen  läftt 
(252).  Culpose  Brandstiftung  wird  mit  Gefängnifs  von  1 
bis  12  Monaten  bestraft,  wenn  der  Schaden  unter  3oo  Scudi 
betrug,  und  bei  höherem  Schaden  mit  Arbeit  von  i  bis  3 
Jahren.  Wenn  dabei  jemand  um  das  Leben  kam  oder  ver- 
wundet wurde,  so  treten  die  Strafen  der  culposen  TÖdtung 
oder  Körperverletzung  ein  (254).  —  Die  dolose  Ver&enkang 
eines  Schiffs  oder  einer  Barke,  Zerstörung  einer  Brücke 
oder  der  Dämme  zieht  lebenslängliche  Galeere,  wenn  der 
Gegenstand  ein  öffentlicher  und  wenn  er  einem  Privatmann 
gehört,  nach  der  Gröfse  des  Schadens  lo  bis  20  Jahre  Ga- 
leere nach  sich.  —  Wer  Originalurkunden ,  seyeo  es  öif^iii- 
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liebe  oder  Priraturl^unden ,  die  in  Archiven,  Secretariaten 
öffentlichen  Orten  anf bewahrt  werden,  zerstört,  vernichtet^ 
nnterdrückt,  leidet  Galeere  von  5  bis  lo  Jahren,  welche 
Strafe  gemindert  wird ,  wenn  eine  nicht  wegen  Aufbewah- 
mng  verantwortliche  Person  das  Verbrechen  verübt  («s62)» 
Yemichtung  von  Wechseln ,  Handelsverschreibungen  wird 
mit  5  Jahren  Arbeit,  Vernichtung  von  Urkunden,  die  auf' 
eine  Verpflichtung  oder  Entlassung  sich  beziehen,  mit  Ge- 
fangnifs  von  3  bis  5  Jahren  bestraft  (a66).  Beschädigung* 
von  Getreide  und  anderem  wird  nach  Verschiedenheit  des^ 
Schadens  mit  Gefangnifs  von  2  Monaten  bis  3  Jahren  be-*^ 
straft  (369).    Strafe  von  n  Monaten  bis  3  Jahren  Gefangnifs 
ist    der  Vernichtung ,  Beschädigung ,  Verstümmelung  voa 
Statuen,  öffentlichen  Monumenten  gedroht,  und  wenn  das 
Verbrechen  an  einem  Werke  eines  vorzuglichen  Hünstiers, 
das  in  der  öffentlichen  Meinung  hoch  gehalten  wird  ,  ver- 
übt ist,  Galeere  Ton  3  bis  5  Jahren  und  Geldstrafe  bis  5ooo 
Scttdi  (270.  ^371).  ^  Jede  mit  Überlegung  und  Vorbedacht' 
verübte  Tödtung  zieht  Todesstrafe  nach  sich  (276).    Ge- ' 
schärfte  Todesstrafe  tritt  ein  (276)  bei  Verwandtenmord , 
bei  der  aus  Hafs  wegen  der  Amtsführung  verübten  Tödtung  ' 
an  einem  Beamten ,  bei  Meuchel  -  und  Giftmord ,  bei  Raub- 
mord ,  bei  Banditenmord ,  bei  TÖdtung  einer  Person ,  die  ' 
ihre   eigene  oder  eines  Andern  Scham  vertheidigt,  oder 
welche  durch  verübte  Nothzucht  bewirkt  wird;  bei  Hinder- 
mord ,  ausgenommen  wenn  die  Mutter  ihn  aus  Schamgefühl ,  ' 
nm  die  uneheliche  Leibesfrucht  zu  unterdrücken ,  verübt , 
in  welchem  Falle  lebenslängliche  Einsperrung  eintritt.  —  * 
'Castration ,  welche  innerhalb  40  Tagen  den  Tod  des  Castrir. 
ten  nach  sich  zieht,   wird  mit  lebenslänglicher  Galeere, 
wenn  der  Tod  erfolgt,  bestraft  (277),  sonst  mit  10  bis  i5  ' 
Jahren  Galeere.    Todesstrafe  tritt  ein,  wenn  jemand  im 
Haafhandel  denjenigen ,  der  ihn  provocirte ,  tödtet ,  wenn  * 
der  Todschläger  den  Streit  absichtlich  herbeiführte ,  um  un-  * 
ter   diesem  Vorwand  tödten  zu  können.     Galeere  von  i5 
bis  20  Jahren  tritt  ein  bei  Tödtung,  die  als  Folge  einer  * 
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Provocation  verübt  wurde,  uod  war  die  Anreizung  schwer, 
Galeere  foa  lo  bis  i5  Jakm  (edi),  die  Im  S  Jakre  Arinll 
geniuideft  werden  kwA ,  wenn  dw  Todsciiläger  sdlr  sekweft 

gereizt  wurde.  —  Wenn  zwischen  dem  Anreiz  und  der 
Todtung  ein  Zwisdienraum  yon  24  Stunden  verüors ,  so 
wird  die  Todloeg  als  Mord  betraekteC  (ea4)b  Die  eeaeefc 
nahen  Yerwandteo*  oder  dM  Ekegitten  dee  Todieklägere 
zugefügte  Beleidignng  gilt  als  eine  FroYOcation  (285).  Wena 
man  den  Urbeber  einer  in  einem  Ranibandel  rerübtea  Töd- 
iMHg  niebl  kennt,  oft  nreiebem  Mekreco  els^itroittiijieiv^ltrfl 
ÜÜig  waren»-  so  werden  alle  Itkeilnefcnier  nMte^Cialeeie 
5  bis  10  Jahren  bestraft  (286).  T5dtnng,  die  ieroand  ver* 
fibt,  der  sieb  gewöbnüok  m  betrinken  pflegt,  wird  nk  lo- 
keM£nglMiher~:G«Uefe^  UiiA  wenn  sidi  der  JMicklSga^  ko- 
trank, nm  da*  Verbrecken '  zn  rerSben,  mit  •  Todesstraft , 
die  anlser  den  genannten.  Fällen  in  der  Trunkenheit  verübte 
Tötung  mit  5  bis  lOfihriger  Galeere  kestr^  (089)»  Bei 
der  calposeo  TMtong  wkrd  nnlorsokieden  ,  ok  leiehte ,  sekweto: 
oder  sehr  schwere  culpa  zum  Grunde  lag;  im  ersten  Falle 
tritt  Gefangnifs  von  2  bis  12  Monaten,  im  letzten  oÜent« 
liehe  Arbeit  bis  6  Jakre  ein  («90)»  Wenn  'im  ExoeTs  der' 
Notkwekr  femand  eieon  Andern  tiMtot,  s6  leidet  er  3  bis  «7 

Jahre  Gefangnifs  (294).  Iri  thnm  in  der  Person  entschuldigt« 
den  Todschlager  nicht  (295)»  Wer  seinen  Gegner  im  Duell,, 
na  welehem  er  kcranaftnderte,  and  neekde»  er  den  SMk 
yeranlaOrt  kalte,  tddtet,  leidet  Todesstrafe,  and  wenn  e» 
nicht  den  Streit  herbeiführte,  lebenslängliche  Galeere.  (996). 
Hat  der  Herausgeforderte  den  Gegner  getödtet  and\aiisar 
naekden  Ton  dem  Streit  nnd  der  Hemuaforderong  nn  «4* 
Standen  verflossen  sind,  so  leidet  er  Todesstrale,  limd  wenn 
die  Tüdtung  im  Anfiall  des  Zorns  und  in  kürzerer  Zeit  Tcr- 
nbtwnrde,  so  tritt  Galeere  von  10  bis  td  Jahren  em  {9^0» 
'"^  Yerwundongen  im  Dnelle  werden  nm  zwei.  Grade  kSkiVt 
als  die  Strafe  dieser  Vergehen  beträft ,  bestraft.  Die  blofse 
Heraus  forderang  wird  mit  Gefangniis  toq  1  bis  3  Jahren  f 
das  Dnell,  bei  welebem  keine  Verwondnng  entstand »  nn» 
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einen  Grad  höher  bestraft  (Sos).  Als  Theilnehmer  werden 
die  Secundanten  und  diejenigen  bestraft,  welche  zum  DueiJ[ 
reizen  oder  den,  welcher  das  Duell  ausschlägt,  verachten, 
oder  auf  die  Ausführung  des  Duells  wirken  (3o4).  —  Kin- 
desaussetzung wird,  wenn  das  ausgesetzte  Kind  stirbt,  mit 
Galeere  auf  lo  bis  i5  Jahre,  und  wenn  das  Kind,  obgleicli 
es  an  einem  einsamen  Orte  ausgesetzt  war,  gefunden  wird, 
mit  5  Jahren  Arbeit,  und  wenn  es  an  einem  besuchten  Orte 
ausgesetzt'  wurde,  mit  3  Jahren  Gefangnifs  bestraft,  und 
die  Strafe  erhobt  sich  um  zwei  Grade,  wenn  die  Eltern 
das  Verbrechen  verüben  (3o5).  Wer  ein  Kind  verheimlicht 
oder  eines  für  das  andere  unterschiebt,  leidet  Galeere  von 
5  bis  lo  Jahren  (3o9).  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  wenn 
das  Verbrechen  einen  Erfolg  hatte,  zieht  lo  Jahre,  and 
Mrenn  es  erfolglos  blieb,  5  Jahre  Arbeit  nach  sich  (3ii), 
und  wenn  der  Tod  der  Schwangern  erfolgt,  tritt  lebens- 
längliche Galeere  ein,  welche  Strafe  auch  eintritt,  wenn 
Ärzte ,  Hebammen  u.  s.  w.  wissentlich  Abortivmittel  geben 
und  die  frühzeitige  Entbindung  oder  Tod  der  Schwangern 
erfolgt;  im  gegentheiligen  Falle  tritt  Arbeit  auf  5  Jahre 
ein.  —  Verwundungen,  die  Ascendenten ,  Desceudenten , 
Geschwistern,  Beamten  aus  Hafs  wegen  Amtsführung,  oder 
die  mit  Hinterlist  zugefügt  werden,  ziehen  lebenslängliche 
Galeere,  wenn  schwere  Lebensgefahr  eintritt;  lo  bis  i5 
Jahre  Galeere,  wenn  einige  Gefahr  für  die  Gesundheit  ein» 
tritt;  wenn  keine  Gefahr  entstand,  Arbeit  von  3  bis  5  Jah- 
ren nach  sich.  Wenn  schwere  Anreizung  eintrat,  so  wird 
die  Strafe  om  einen  Grad  gemildert  (3i5).  Die  obigen 
Strafen  treten  auch  ein,  wenn  Verwundungen  bei  einem  ge- 
waltsamen Diebstahl  vorkommen.  —    Verwundungen,  die 

sich  jemand,  der  sich  selbst  morden  wollte,  zufügt,  werden 
mit  Gefangnifs  von  i  bis  3  Jahren  bestraft.  In  andern  Fäl- 
len werden  Verwundungen ,  die  Lebensgefahr  nach  sich 
ziehen,  mit  lO  bis  i5  Jahren,  "wenn  einige  Gefahr  entsteht, 
mit  5  bis  lo,  und  wenn  keine  Gefahr  entstand,  mit  i  bis 
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3  Jahren  Arbeit  bestraft.    Anreizung  durch  erlittene  Unbil- 
den mindert  die  Strafe.    Zieht  die  Wunde  eine  Verstüm- 
melung oder  Lähmung  eines  Gliedes  oder  sichtbare  Entstel- 
lung einer  Person  nach  sich,  so  tritt  Schärfung  der  Strafe 
ein.    Wenn  der  wegen  einfacher  Verwundung,  die  Folge 
der  Anregung  war.  Bestrafte  3  Monate  Strafe  abgebüfst 
hat,  so  kann  er  entlassen  werden,  wenn  der  Beleidigte  dazu 
einwilligt;  und  wenn  die  Anreizung  sehr  schwer  war,  so 
bediirf  es  des  Consenses  des  Beleidigten  nicht.    Wenn  der 
Verwundete  nach  40  Tagen  stirbt  und  die  Wunde  noch 
nicht  geheilt  war,  so  wird  der  Verbrecher  als  Urheber 
einer  Wunde,  welche  höchste  Lebensgefahr  nach  sich  zog, 
verurtheilt,  wenn  sich  nicht  aus  der  Section  ergab,  dafs 
die  W^unde  den  Tod  verursachte  (325).    Culpose  Rörper- 
verletzuilg  zieht  Gefängnifs  von  1  Monat  bis  n  Jahren  nach 
sich.  —    Realinjurien,  welche  nicht  Wunden,  Contusioncn " 
oder  Zerreissung  nach  sich  ziehen ,  und  wortliche  Injurien , 
die  gegen  jemanden  in  seiner  Gegenwart  oder  in  Abwesen-  ' 
heit  des  Geschmähten  vor  zwei  oder  mehr  Personen  ausge- 
stofsen  werden,  eben  so  Injurien,  die  in  einer  an  den  Ge- 
schmähten gerichteten  Schrift  verübt  werden,  ziehen  Ge- ' 
fängnifs  von  i5  Tagen  bis  6  Monaten  nach  sich  (328).  Die^ 
Strafe  steigt  bis  3  Jahre,  wenn  die  Injurien  gegen  eine  inf 
öffentlichen  Würden  stehende  Person  verübt  werden.    Auf  1 
Pasquillen  und  Schmähschriften  steht  Arbeit  von  3  bis  5 
Jahren.    Der  Anhefter  und  Verbreiter  einer  solchen  Schrift;^ 
wird  als  Theilnehmer  bestraft  (334).     Wegen  Diebstähle 
die  unter  Ascendenten ,  Descendenten ,  Geschwistern ,  Ehe- 
gatten verübt  werden ,  tritt  keine  CriminalunterSuchung  ein 
(335).    Der  einfache  Diebstahl  zieht,  wenn  er  nur  20  Scudii^ 
beträgt ,  Gefängnifs  von  1  bis  6  Monaten ,  wenn  er  über 
100  Scudi  beträgt,  i  bis  3  Jahre,  wenn  er  1000  ausmacht, 
5  bis  10  Jahre  Galeere  nach  sich  (336).    Wird  der  Dieb-  • 
stahl  an  einem  geweihten  Orte ,  jedoch  nicht  an  geweihten  ^ 
Sachen  begangen ,  so  wifd  die  Strafe  um  einen  Gi^ad  erhöht. 
Qualificirt  ist  der  Diebstahl ,  1 .  welcher  verübt  wird  an  ge-  • 


'  Google 


Criminalgesetzbuch  für  den  Kirchenstaat.  99 


weihten  Sachen  an  geweihten  Orten ;  2.  an  Thieren ,  die  auf 
freiem  Felde  oder  in  den  zum  Ij  bernachten  der  Thiere  be- 
stimmten Hütten  sich  befinden,  wenn  der  Werth  des  Ent- 
wendeten über  id  Scudi  beträgt;  3.  wenn  mehr  als  zwei 
Personen  Diebstahl  verüben ;  4*       Sachen ,  die  in  SchifiE- 
bruch-  Feuers-  oder  Erdbebengefahr  sind;  5.  Diebstahl  von 
Dienstboten  und  Taglöhnern  verübt;  6.  von  Gastwirthen  an 
ihren  Gästen  oder  von  den  letztern  an  den  Sachen  der  er- 
stem; 7.  von  Gast-  Schenk-  Fuhrleuten,  Stallknechten  an 
Sachen,  die  ihrer  Aufsicht  anvertraut  sind;  8.  wenn  der 
Diebstahl  durch  Dietriche  odiT  auch  durch  ächte  Schlüssel 
begangen  ist,  die  sich  der  Dieb  listig  verschaffte;  9.  mit 
Einbruch  und  Einsteigen  (338).    Die  Strafe  steigt  nach  der 
Grofse  des  Betrags  bis  Galeere  Ton  20  Jahren ,  wenn  die 
Summe  über  5oo  Scudi  beträgt.    Eben  so  wird  der  Peculat 
bestraft  (34o).    Gleiche»  tritt  ein  bei  Cassierern ,  Rechnungs- 
führern ,  Beamten  öffentlicher  Leihhäuser ,  Kirchen ,  und 
Körperschaften,  wenn  diese  Personen  die  ihnen  anvertrau- 
ten Gelder  unterschlagen,  oder  wenn  Tutoren,  Curatoren, 
Administratoren  die  Effecten  ihrer  Mündel'  veruntreuen  (ß^Q)> 
Der  gewaltsame  Diebstahl  oder  Raub  wird,  wenn  er  ohne 
Drohungen  verübt  wird,  mit  der  Strafe  des  qualificirten 
Diebstahls  bestraft;  wenn  er  bewaffnet  und  mit  schweren 
Drohungen  für  das  Leben  des  Angegriffenen  verübt  ist, 
wird  diese  Strafe  um  einen  Grad  erhöht ;  wenn  Wunden 
oder  schwere  Verletzungen  zugefügt  werden,  tritt  lebens- 
längliche Galeere,  und  wenn  der  Beraubte  an  den  Mifs- 
handlungon  stirbt,  Todesstrafe  ein  (345).    Raub  auf  öffent- 
licher Strafse  mit  Verwundungen  oder  schwerer  Verletzung 
wird  mit  geschärfter  Todesstrafe ,  und  wenn  diese  Merkmale 
fehlen,  mit  lebenslänglicher  Galeere  bestraH:  (349)*  Über- 
fall von  Landhäusern  oder  andern  auf  dem  Lande  befind- 
lichen Wohnungen,  wenn  Drohung  oder  Vorhaltung  von 
Wafien  oder  Verwundung  dabei  vorkam,  um  Geld  oder 
andere  Gegenstände  zu  erpressen,  wird,  wenn  etwas  ge- 
raubt wurde,  mit  lebenslänglicher  Galeere,  wenn  Verletzun- 
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gen  oder  persönliche  Mifshandlungen  Torkamen  j  mit  Todes- 
strafe belegt  (35i).  Erpressung  von  Geld  oder  Ausstellung 
TOn  Schuldscheinen  oder  Quittungen ,  wenn  sie  durch  Droh- 
briefe, insbesondere  Brandbriefe  verübt  wird,  zieht,  wenn 
der  Zweck  erreicht  ist,  lebenslängliche  Galeere  nach  sich, 
die  auch  eintritt,  wenn  jemand  einem  Andern  seine  Freiheit 
raubt,  um  Geld  von  ihm  zu  erpressen  (356).  Unter  den 
Gesichtspunkt  des  Betrugs  (truffa)  ist  die  Handlung  desjeni- 
gen gestellt,  der  aus  Gewinnsucht  ein  Depositum  abläugnet 
oder  ein  solches  oder  eine  von  dem  Eigenthümer  zu  einem 
bestimmten  Zweck  bestimmte  Sache  sich  zueignet,  oder  un- 
ter falschem  Namen  oder  durch  Vorspiegelungen  von  Reich- 
thum oder  einer  ihm  zustehenden  Gewalt  Geld  Ton  Andern 
erprefst,  oder  wer  die  nämliche  Sache  an  Zwei  zu  verschie- 
denen Zeiten  verkauft ,  oder  überhaupt  betrüglich  zum  Scha- 
den eines  Andern  sich  Gewinn  verschafilt  (357).  Die  Strafe 
ist  die  des  einfachen  Diebstahls,  welche  aber  um  einen 
Grad  erhöht  wird ,  wenn  die  That  am  deposituni  necessarium 
oder  von  Gold-,  Silberschmieden,  Juwelieren,  oder  durch 
falsche  Maafse  und  Gewichte  oder  durch  Erpressung  von 
Geld  von  Haussohneh  und  Minderjährigen  verübt  wird  (358). 
In  den  Fällen  von  Art.  357-  58.  kann  nur  auf  Klage  des  Ver- 
letzten eingeschritten  werden.  —  Der  einfache  Bankerutt, 
selbst  der  aus  Fahrlässigkeit  verübte,  wird  mit  Gefangnifs 
von  2  bis  12  Monaten,  der  betrügliche  mit  Galeere  von  5 
bis  10  Jahren  bestraft  (36 1).  /  . 

Unsere  Leser  werden  leicht  einsehen,  dafs  das  raitge- 
theilte  Gesetzbuch  nicht  als  Meisterwerk  der  Legislation 
betrachtet  werden  darf.  Schon  das  Strafsystem  leidet  an 
Grundmängeln,  und  die  Galeerenstrafe,  welche  darin  eine 
'  Hauptrolle  spielt,  ist  eine  verderbliche,  die  moralische  Ver- 
dorbenheit der  Sträflinge  herbeiführende  Strafart.  Auch  ist 
das  Strafraaafs  ein  unverhältnirsmäfsig  hartes,  wohl  nur  aus 
dem  irrigen ,  dem  Gesetzgeber  vorschwebenden  Abscbrek- 
kungszwecke  erklärbares.  Es  verletzt  alle  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit,  wenn  z.  B.  im  Art.  178  die  widernatürliche 
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Unzucht,  oder  177  die  Blutschande  des  ersten  Grades  mit 
lebenslänglicher  Galeere  bestraft  wird,  wenn  auch  nach  Art. 
sod  diese  Strafe  der  Münzfälschung  gedroht  ist.  —  Nicht 
"weniger  tadelnswerth  ist  die  Sitte,  bei  einzelnen  Verbrechen 
eine  absolut  bestimmte  Strafe,  z.  B.  Sjähri^es  Arbeitshaus, 
5  Jahre  Galeere  zu  drohen ;  dies  ist  selbst  inconsequent. 
Denn  in  der  Regel  hat  das  Gesetzbuch  richtig  überall  nur 
Freiheitsstrafen  mit  Bestimmung  des  Maximum  and  Minimum 
(z.  B.  4  bis  8  Jahre  Galeere)  gedroht.  Wenn  man  es  für 
nothwendig  erkennt,  dafs  das  Ermessen  des  Richters  einen 
gehörigen  Spielraum  bei  Erkennung  der  Freiheitsstrafen  er- 
halte, weil  kein  Fall  dem  andern  gleicht,  und  daher  auch 
nach  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  nicht  den  verschie- 
denartigsten Fällen  der  Verschuldung  eine  gleiche  Strafe 
folgen  darf,  so  ist  es  ungerecht,  wenn  man  dennoch  bei 
einigen  Verbrechen,  bei  welchen  eben  so  die  Verschieden- 
artigkeit der  Verschuldung  vorkommt,  den  Richter  nöthigt, 
immer  die  nämliche  Strafe  auszusprechen ,  gleichsam  als 
wenn  das  Strafgesetzbuch  eine  Taxordnung  wäre,  wo  jedes 
Vergehen  seine  fest  bestimmte  Taxe  hat.  —  Auch  ist  es 
unpassend,  dafs  das  Gesetzbuch  oft,  und  zwar  bei  Verbre- 
chen, bei  welchen  der  privatrechtliche  Gesichtspunkt  nicht 
entscheidet,  das  Eintreten  einer  Strafart  von  der  Gröfse 
eines  gewissen  Schadens  abhängig  macht ,  z.  B.  bei  der 
Brandstiftung,  wo  nach  Verschiedenheit,  ob  1000  Scudi 
11. s.w.  Schaden  eingetreten  ist,  lebenslängliche  oder  sojäh- 
rige  Galeere  gedroht  ist.  —  Nicht  weniger  hart  sind  die 
Strafdrohungen  bei  einzelnen  Verbrechen,  bei  denen  man 
blos  durch  die  Gröfse  der  gedrohten  Strafe  abschrecken 
wollte,  z.  B.  bei  dem  Duell  (Art.  296),  bei  Gottesläste- 
rung (73).  Viele  Strafvorschriften  sind  ganz  unbestimmt, 
z.  B.  wenn  Art.  94  alle  injuriosen  Aeufserungen  gegen  die 
Wurde  der  Regierung  bestraft  werden.  Welche  Willkur 
ist  damit  in  die  Hände  der  Regierung  gelegt!  —  Höchst 
unzweckmäfsig  ist  auch  die  Vorschrift  (Art.  168)  über  die 
einfache  Unzucht,  welche  mit  3  Jahren  öffentlicher  Arbeit 
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bettraft  wird^  wena  der  Verführer  die  Gesohwacbte  nicht 
hearathet  oder  adssteaert.  '  Welch  4i«ßHclrf8  Mittel  de« 

Gewinns  für  liederliche,  verführerische  Mädchen,  wlche 
leicht  Geld  erpressen  können,  weil  jeder  von  den  üner- 
fafarnen,  die  in  ihr  Net«  gingen,  lieber  bezahlen  wird,  um 
der  schweren  Strafe  eu  entgehen.  —    So  i»t  auch  nach 
Art.  a84  der  Unterschied  von  Mord  und  Todschlag  hMift 
«azwecliniärsig  beatimmt,  indem  da,  wo  seit  der  AnreizoRg 
Ine  smr  T^dtiing  H  Standen  yerflcMsen,  Merd  angenofttmen 
wird.  —   Ungeachtet  dieser  und  «o  vieier  andeieen  Miag0l 
empfehlen  wir  dennoch  das  Studium  des  Gesetzbachs,  da 
es  aanche  nachahmangswürdige  BestimiMiigen  enthält.  Die 
Vortdmft  (27) ,  dab  bei  jungen  Leuten  onlier  ao  Jahren 
immer  die  ordentliche  Stiafe  uin  einen  Grad  gemildert  wer» 
den  soll  (darnach  kann  gegen  junge  Leute  keine  Todesstrafe 
erkannt  werden) ,  und  dafs  jeder  jugendliche  Sträfling  unter 
20  Jabm  die  Strafe  im  correotionellen  Gefi^ngniss«  aMNb- 
sen  soll,  ist  höchst  zweckmafsig,  weil  hei  solchen  "Verhit- 
cbem  eine  yöUige  Verworfenheit  nicht  angenommen  wen- 
den darf.  ~  Die  Bestimmungen  über  vis  (Ait.io5^  m 
zeichnen  sieh  durch  Vollständigkeit ,  und  die  StrafmMä^ 
ten  über  Fälschung  durch  manche  gewöhnlich  nicht  so  ha- 
achtete  feine  Unterscheidungen  aus.  —    Der  .Schutz ,  Abb 
Art.  143  den  Adrocaten  in  der  Ausübung  ihres  Betoofi^^^ 
gen  Injurien  giebt,   ist  nachahiuungs würdig ,    und  in 
Strengen  Strafe  (270)  gegen  Beschädigungen  von  Kunstwer- 
ken ^richt  sich  der  Geiat  der  Achtung  vor  der  HiHist,^Aa 
auf  dem  classischen  Bod^n  wurzelt,  aus.  — -  Aach 
es  wohl  Erwägun«: ,  ob  nicht  die  kurze  gedrängte  Fassung 
der  Strnfvorschriitcji  über  manche  Verbrechen  in  diesem 
Gesetzbuche  nachgeahmt  werden  soll. 
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IV. 

Uebersicht 

:n        v^-.  .  ' 

GesetMS)  die  Eiariehtmig  der  Depftrtemeiits- 

und  Bezirksräthe  in  Fr^ikreicli  betreffend. 

(Tom  ».  Juni  1888) 


t&y^"*  Herrn  Ör,  Ravtbr, 

»-»^iimMA         Proi«Mor  ao  der  fVccht»f«eoiut  zu  Öiraaburg. 


BchtliQtliali  mowiatte  der  Avtikil  6q«  der  i83o  rtvidirten 

Charte,  dafs  in  der  kürzesten  Zeilfrist  neue,  auf  ein  Wahl- 
«jitesi  gegrSndtte  DepartementaU  und  Manicipal  •  lustitu^ 
tMoen  eniobttt  werdeo  sollten.    Die  Municipel-yerfaMiing 
jit  ifiSs  wtrkltcli  so  SUode  gelioauM»;  dieDepartemenCaU 
Verfassung  ist  €s  im  ietztverflossenen   Juni  (i833).  Em 
f.^heint  der  Mübe  Werth,  hier  ein  Bild  derselben  geiiea^ 
^;lMklurtiQll  lum»  war  Ypii  einem  .UmriMe  die.  Ciede,  tejrn, 
v      Ale  die  eoeetitinreede  Netiooal  *  Tersammlnng  (1791) 
Frankreich  neu  orgaoiairte,  hob  sie  auch  die  alte  Einthei- 
^^IttOf^  isk  Pcoviecen  und  die  alte  Verfaaaiing  der  pajs  d*Mat 
Die  neue  Diorktoiif  Itetmehtsle  «le  eiie  drei  Ge» 
'^^eichtspiufaten;  der  ertte,  die  Auf  bebang  der  alten  Yolbt* 
^Te^schiedenheit  zwischen  den  Provinzen  selbst^  der  zweite, 
.  i4ie  Eiortcbtiiiig  der  Yerwallueg;  der  dritte,  der  politisdM 
Gestcliiapmkt»   Dem  eralen  gemifa  wwde  daa  Laad  in  86 
Departemente  eingetheilt^  die  02  alten  Proyinzen  (wOTon 
iait  jede  ein  historiseh  T^rschiedenes  Völkeben  zu  liewob- 
'^am  liatie)  wurden  nicht  aar  zeralüekeit,  sondern  anck  in 
einanfler  gesohebepf  so  dafs  nun  die  Departemente  meist 
sich  in  mehrere  Provinzen  erstrecken j  die  alten  Benennun- 
jien  wurden  darcli  soipbe  ersetzt)  die  .aul  geograpbiscJie^ 
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'Merlimale,  nicht  aber  auf  historische,*  sich  bezogen;  so 
heifst  das  Elsafs  Departement  du  Haut ^  Rhin  und  Deparle^ 
ment  du  Bas ^ Rhin,  Lothringen  Departement  de  la  Moselle 
und  Departement  des  Fosges  u.  s.  w.    Rücksichtlich  der  Ein- 
richtung und  Verwaltung  wurde  jedes  Departement  in  Di- 
8tricte  und  jeder  District  in  Gemeinden  eingetheilt,  und 
allen  diesen  Abtheilungen ,  so  wie  dem  Departement  selber 
CoUectiv- Verwaltungsbehörden  zugegeben,  von  denen  die 
niedern  der  Departements- Verwaltung  untergeordnet  waren ; 
die  Departements  -  Verwaltung  stand  unmittelbar  unter  dem 
Minister.     In  constitutioneller ,  oder  politischer,  Hinsicht 
suchte  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  der  National  -  Versamm- 
lung in  der  Collectiv- Verfassung  der  Verwaltungsbehörden, ^ 
in  der  Wahl  derselben  durch  das  Volk  und  in  der  Bedin- 
gung,  die  zum  Wähleramt  einen  Census  von  Grundsteuer 
erforderte,  ein  Schutzmittel  gegen  die  Übereilung,  die  eine 
einzige  gesetzgebende  Kammer,  wie  sie  im  Plan  war  und 
auch  hingestellt  wurde,  fürchten  liefs.    (Bekanntlich  war 
das  dem  König  gegebene  velo  nur  suspensiv )  Nachdem 
diese  Verfassung  mehrere  Veränderungen  erlitten,  ward  sie 
ganz  umgestaltet  in  Folge  der  Bevolution  vom  i6.  Brumaire 
VIII,  die  das  Einheitsprincip  hervorhob  und  an  die  Stelle 
der  CollectivbehÖrden  Präfeclen  und  Maires  setzte.  Zur 
Berathung  gab  man  ihnen  zwar  Departemental  und  Munici- 
palräthe  an  die  Seite,  allein  diese  waren  blofse  Figaranten, 
einmal,  weil  das  Staatsoberhaupt  sie  bald  geradezu  ernannte, 
und  zweitens,  weil  ihre  Berathungen  nur  durch  die  Billi- 
gung der  Regierung  gültig  wurden,  ja  die  Regierung  aus 
eigener  Macht  ihren  Beschlüssen  andere  Beschlüsse  unter- 
schieben  konnte.    Übrigens  ward  auch  jetzt  wieder,  wie 
•1791,  als  formeller  Verfassungsgrundsatz  aufgestellt,  dafs 
die  Administrativbehörden  sich  durchaus  nicht  in  die  allge- 
meine Verwaltung ,  noch  in  die  Gesetzgebung  mischen  dürf- 
,{en.    üm  dem  Willen  des  oben  angeführten  Artikels  der 
revidirten  Charte  nachzukommen,  war  nicht  nur  die  Orga- 
nisation der  Gemeinde-  und  Departementsbehörden  umzu- 
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schaffen ;  auch  die  Befugnisse  od^^Attributionen  derselben 
mafsten  revidirt  \verden ;  dies  letzte  ist  bis  jetzt  noch  nicht 
geschehen ;  das  erste  ist  es  zwar  in  so  fern ,  als  die  Muni« 
cipal-  und  Departementsräthe  wählbar  geworden  sind,  al- 
lein  diese  Rathe  haben  blos  eine  Berathungsrolle ;  an  der 
activen  Verwaltung  haben  sie  keinen  Antheil ,  und  wenn  der 
Maire  Tom  König  aus  dem  Municipalrath  genommen  werden 
mofs,  so  kann  der  Präfect  allerseits  hergenommen  werden. 
So  hat  also  das  neue  Gesetz  über  die  Departements  -  und 
Bezirksräthe  (die  man  sorgfaltig  von  den  Präfecturräthen , 
einer  Art  von  administrativen  Tribunal ,  unterscheiden  mufs) 
blos  den  beratheitden  Theil  der  versprochenen  Departements- 
inslitutionen  organisirt ;  der  regierende  Theil  bleibt ,  was 
er  war ;  auf  der  andern  Seite  sind ,  wie  gesagt ,  die  Attribu- 
tionen  der  Departementsräthe  noch  nicht  neu  bestimmt. 

üra  das  neue  Gesetz  über  die  Departemental Verfassung 
zu  verstehen,  mufs  man  einen  Begriff  von  der  politischen 
Eintheiinng  von  Frankreich  haben.  Das  ganze  Land  ist, 
wie  gesagt,  in  Departemente  von  ziemlich  kleinem  Umfang, 
etwa  von  einer  halben  bis  zu  anderthalb  Millionen  Einwoh- 
tier  eingetheilt,  deren  jedes  von  einem  Präfecten  verwaltet 
wird,  der  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten,  die  zugleich 
Verwaltungs-  und  Privatrechtssachen  sind,  einen  vom  Honig 
ernannten  und  entsetzbaren  Präfecturrath  {Conseil  de  Pre^ 
fecture)  neben  sich  hat ,  dem  er  pra'sidirt ;  in  der  eigentlichen 
«Verwaltung  selbst  aber  steht  er  allein  da,  und  ist  nur  dem 
Minister  untergeordnet.  Jedes  Departement  ist  wieder  in* 
Bezirke  (arrondissemens)  eingetheilt,  von  denen  jeder  einen 
■  Unterpräfecten  hat,  der  aber  nicht  analogisch  als  ein  klei- 
ner Präfect  anzusehen  ist,  sondern  blos  als  ein  Angestellter, 
der  zur  schnelleren  Beförderung  der  Geschäfte  ,  als  Corre- 
spondenzmann  des  Präfecten  mit  der  untern  Behörde ,  dient; 
auch  hat  er  keinen  Unterpräfecturrath '  neben  sich ,  da  er 
keine  Beschlüsse  von  sich  selbst,  als  nur  in  dringenden  Um- 
ständen und  blos  vorläufig  zu  fassen  hat.  Wohl  aber  hat 
er  neben  sich  einen  Bezirksrath ,  analog  seinem  eigenen 
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Mittelcharakter  und  Charakter  des  Departementsraths. 

\Jeder  Bezirk  ist  wieder  in  Cantone  eingetheilt,  die  aber 
keinen  besondern  Verwalter,  noch  Zwiscbenbeamten  haben, 
80  dafs  diese  Unterabtheilang  rücksichtlich  der  eigentlichen 
Ortsverwaltung  von  keiner  Wichtigkeit  ist.    Wohl  ist  sie 

.es  aber  in  anderer  Beziehung;  so  hat  jeder  Canton  einen 
Friedensrichter,  so  sollte  es  nach  dem  Senatusconsult  Tom 
Jahre  X  der  Republik  Cantonal Versammlungen  geben,  die 
Glicht  nur  Candidaten  zum  Friedensrichteramte ,  sondern  auch 
die  Mitglieder  der  Wahlcollegien  zu  wählen  hatten ,  welche 
einerseits  die  Candidaten  zum  Tribunat  und  gesetzgebenden 
Corps  dem  Senat,  und  andrerseits  der  Regierung  die  Can- 

•  didaten  zu  den  Departements  -  und  Bezirksräthen  vorschla- 
'^.gen  sollten.  Eigentlich  war  diese  letzte  Verfügung  des  Se- 
natusconsults  eine  Anomalie ,  denn  nach  der  Constitution 
vom  Jahr  VIII  gab  es  nur  Departemente,  Bezirke  und  Ge- 
meinden; man  hatte  die  Furcht  vor  dem  antirevolntionären 
Geist  einer  grofsen  Zahl  von  Gemeinden  aufgegeben.  In 
diesem  Gefühl  von  Furcht  hatte  nämlich  die  erste  National- 
yersammlung  die  Eintheilung  in  Cantone  getrofi'en ,  und  der 
Nationalconvent  sie  erweitert  und  den  Districten,  in  welche 
•die  Departemente  eingetheilt  waren,  substituirt,  zugleich 
aber  auch  den  kleineren  Gemeinden  alle  eigene  Consistenz 
und  Personalität  genommen.  Die  Constitutioa  Vtpm  Jahre 
VIII  hatte  sie  zwar  abgeschafl^,  aber  der  Senatusconsult 
vom  16.  Thermidor  X  führte  sie,  wie  gesagt,  wieder  eio, 
indeim  er  jedem  Friedensgerichtsbezirk  unter  dem  Namen 
Canton  eine  politische  Bedeutung  und  eine  Wahlversamm- 
lung gab.    Da  er  aber  die  seit  zwei  Jahren  bestehende  Ver- 

>  fassung  nicht  aufhob  und  die  grofsen  Gemeinden  mehrere 
Friedensbezirke  hatten,  so  geschah  es,  dafs  beträchtliche 
^  Städte  mehrere  Cantone  umfafsten  (so  enthält  Lyon  sechs 

.  Cantone  und  Strasburg  vier).  Die  Cantonaiversammlungen 
waren  übrigens  bald  in  Abgang  gekommen  und  die  Regie- 
rung hatte  nach  und  nach  deren  Functionen  usurpirt,  we- 
nigstens in  allem,  was  nicht  die  Wahl  der  Deputirten  zum 
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gesetzgebenden  Corps  betraf,  ab  das  GesetÄ  yorti  19/ April 
i83i  die  neuen  Bezirke  zur  Deputirtenwabl  aus  Cantonen 
zusammensetzte,  und  diesen  wieder  eine  politische  Wichtig- 
keit gab.    Freilich  ist  diese  Wichtigkeit,  ja  sogar  die  der 
Departemente  in  dem  Sinne  gering,  als  keine  dieser  Ab- 
,  theilungen  ein  in  sich  geschlossenes  Ganzes  ausmacht;  we- 
der Cantone,  noch  Bezirke,  noch  Departemente  sind  als 
Körperschaft,  als  moralische  Person  constituirt,    es  giebt 
he'in  Eigenthum  des  Departements ,  des  Bezirks ,  des  Can- 
tons,  diese  Wesen  haben  keine  Existenz  ?or  Gericht,  wie 
der  Staat  und  die  Gemeinden ;  die  Furcht  vor  einer  Fode«- 
^ratir  -  Republik  hat  nie  zugegeben,  dafs  etwas  dergleichen 
«ich  bilde;  sie  sind  eigentlich  blos  Brüche  der  Einheit,  die 
der  Staat  heifst ;  dafs  die  Gemeinden  eine  Persönlichkeit 
haben,  ist  so  tief  in  der  Natur  der  Dinge  eingewurzelt, 
ÄaCs  es    unter  allen  Stürmen  der  Zeit   hat  fortbestehen 
♦müssen. 

.*       Die  (berathende)  Verfassung,  welche  das  neue  Gesetz 

*  aufstellt,  ist  folgende:  In  jedem  Departement  gibt  es  einen 
'*Generalrath  {conseil  general)  ^  der  aus  eben  so  vielen  Mit- 

' gliedern  besteht,  als  Cantone  im  Departement  sind,  ohne 
^  jedoch  die  Zahl  3o  übersteigen  zu  können.    Die  Ernennung 

"der  Bäthe  geschieht  in  jedem  Canton  durch  eine  Wahlver- 
sammlung, die  aus  den  auf  der  Departementsliste  derW  ahl- 
Pl^änner  (für  die  Deputirtenkammer)  und  auf  der  Geschwor- 
nenliste  Eingeschriebenen  besteht.  Wahlbar  ist  nur  der, 
welcher  am  Tage  seiner  Wahl  25  Jahre  alt  ist  und  im  De- 
partement wenigstens  200  F'rancs  directe  Steuer  bezahlt. 

?  Niemand  kann  Mitglied  von  mehr  als  einem  Departements- 

^rath  seyn.    Die  Räthe  sind  für  neun  Jahre  gewählt  und  er- 

*  neuem  sich  alle  drei  Jahre  zum  Drittheil.  Der  König  kann 
einen  Departementsrath  auflösen ,  aber  es  mufs  binnen  drei 
Monaten  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten  werden.  "  *' 

Die  Sitzungen  des  Departementsraths  sind  folgender- 
raafsen  geordnet.     Derselbe  kann  nur  durch  den  Präfecten 
^  kraft  einer  königlichen  Ordonnanz  zusammenberufen  werden; 
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es  gibt  keine  Sitziingen  von  Rechtswegen  (wie  fiir  die  Mu- 
nicipalräthe) ;  der  Präfect  hat  den  Eintritt  in  die  Versamm- 
lang  und  wohnt  den  Berathungen  bei ,  es  sey  denn ,  dafs 
es  sich  um  die  Untersuchung  seiner  Rechnungen  handeltet 
Kein  Departementsrath  kann  mit  dem  andern  correspondiren , 
noch  eine  Prociamation  kund  machen.  'ip' 
Rücksichtlich  der  Wahlen  sind  zu  betrachten  :  erstens 
die  Wahlmännerlisten ,  zweitens  die  Form  der  Wahlen  selbst 
Drei  amtliche  Listen  kann  es  geben,  die  Hauptliste  und  zwei 
Nebenlisten.  Die  erste  ist  in  jedem  Fall  erfordert,  es  ist 
die  oben  bezeichnete  Departementsliste  der  Wahlraänner  für 
die  Deputirtenkammer  und  der  Geschwornen,  die  im  Can- 
ton  ansässig  sind;  die  zweite  ist  eine  erste  Ergänzungsliste, 
auf  welche  diejenigen  gesetzt  werden,  welche  deswegen 
nicht  auf  der  Hauptliste  ihres  Cantons  stehen ,  weil  sie  krafl 
des  Deputirtenwahlgesetzes  ihren  politischen  Wohnsitz  in 
einem  andern  Departement  genommen  haben  ;  ferner  dieje- 
nigen Bürger,  die  auf  die  Liste  der  Geschwornen  deswegen 
nicht  gesetzt  werden,  weil  sie  Amter  bekleiden,  die  nach 
dem  Criminalcodex  mit  der  Eigenschaft  der  Geschwornen 
unverträglich  sind.  Endlich  kann  es  der  Fall  seyn,  eine 
zweite  Ergänzungsliste  zu  bilden ,  die  aus  denjenigen  Bür«** 
gern  besteht,  welche  die  Hauptliste  des  Cantons,  wenn  nie 
mit  der  ersten  Ergänzungsliste  nicht  auf  fünfzig  geht,  voll- 
ständig machen  sollen,  und  die  aus  den  im  Canton  am  höch- 
sten Angesetzten  bestehen.  x 
-  .X»  Was  die  Wahlversammlungen  anbelangt ,  so  werden  sß 
durch  den  Präfect  im  Hauptort  des  Cantons  zusammenberu- 
fen. Im  Canton  ist  nur  eine  Wahlversammlung,  jedoch  kann 
dieselbe  in  Sectionen  getheilt  werden ,  von  der  jede  nicht 
mehr  als  dreihundert  und  wenigstens  hundert  Mitglieder 
hat.  Der  Maire  des  Orts  präsidirt.  Wenigstens  das  Drit- 
theil der  eingeschriebenen  W^ahlmänner  mufs  gegenwärtig 
seyn,  damit  zur  Wahl  geschritten  werden  könne;  diese  ent- 
scheidet sich  nach  der  absoluten  Stimmenmehrheit.  fJedes 
Mit^ed  der  Wahlversammlung  hat  das  Recht,  die  Verhand- 


f 

Google 


Departements "  und  Bezirksräthe  in  Frankreich,  109 


langen  wegen  Nichtigkeit  anzugreifen;  der  Präfecturrath  ist 
Richter  hierüber,  es  sey  denn,  dafs  die  Klage  sich  auf  eine 
gesetzliche  Unfähigkeitsursache  stützte,  in  welchem  Falle 
das  ordentliche  Gericht  darüber  zu  sprechen  hat.  Vom 
Präfecturrath  bann  man  an  den  Staatsrath  appelliren. 
ß  Die  Bezirksräthe  sind  analog  auf  die  nämliche  Art  ein- 
gerichtet, wie  die  Departementsräthe.  Um  Mitglied  eines 
solchen  Raths  zu  seyn ,  mufs  man  a5  Jahre  alt  seyn ,  und  im 
Departement  i5o  Francs  directe  Steuer,  wovon  5o  im  Be- 
zirk, bezahlen.  Die  Mitglieder  des  Bezirksraths  werden 
für  sechs  Jahre  gewählt  und  sind  alle  drei  Jahre  zur  Hälfte 
zu  ernennen.  Die  Anzahl  der  Mitglieder  ist  der  der  Can- 
tone  des  Bezirks  gleich  und  wenigstens  neun. 

Wie  schon  gesagt,  enthält  das  Gesetz  nichts  über  die 
Activverwaltung  des  Departements  oder  Bezirks,  also  nichts 
über  die  Präfecte  oder  Präfecturräthe  oder  ünterpräfecte; 
eben  so  schweigt  es  über  die  Befugnisse  der  Departements- 
und Bezirksräthe.  Bis  jetzt  also  bleiben  diese  Gegenstände 
durch  die  bestehende,  von  der  Consularregierung  sich  her- 
schreibende Gesetzgebung  geregelt.  Natürlich  honnen  die 
Räthe  keinen  Antheil  an  der  activen  Verwaltung  haben; 
aber  auch  was  sie  von  berathender  Verwaltung  haben,  ist 
ziemlich  wenig ;  man  verspricht  jedoch ,  sie  nächstens  besser 
zu  begaben.  In  keinem  Falle  aber  mufs  man  sich  unter  den 
Departements-  und  Bezirksräthen  Provincial- Deputirten- 
kammern  denken;  sie  können  also  keine  Steuer  auf  das  De- 
partement oder  auf  den  Bezirk  legen ;  sie  können  blos  einen 
Wunsch  darüber  ausdrücken.  •».♦•»'^ 
>  Betrachten  wir  nun  das  neue  Gesetz  in  seinem  Geiste  - 
und  im  Allgemeinen,  so  werden  wir  gleich  gewahr,  dafs  es 
dem  demokratischen  Princip  gemäfs  ist,  da  die  Departe- 
ments-  und  Bezirksräthe  ohne  Unterschied  von  Ständen  ge- 
bildet werden  und  bestehen.  Dies  ist  aber  keine  Anomalie, 
da  im  Staate  selbst  keine  Stände  dastehen.  Zwar  ist  ein 
Adel ,  aber  er  bildet  keinen  Stand  und  hat  keine  Privilegien. 
Zwar  sind  die  Wahlmänner-  und  Jurylisten  permanent,  dies 
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aber  soll  keine  andere  Wirbung  haben,  als  dafs  sie  nicht 
nach  jeder  Wahl  oder  Gerichtssitzung  in  sich  selbst  zerfal- 
len ,  sondern  jedes  Jahr  nur  revidirt  werden ,  und  nur  in 
gewissen  Formen  Zuwachs  und  Veränderung  erleiden.  Dafs 
nicht  jeder  auf  der  Liste  steht,  hommt  blos  daher,  weil  er 
nicht  die  gehörige  ünabhängiglteit  oder  Fähigkeit  zu  haben 
scheint,  welche  im  gemeinen  Leben  durch  gewisse  That- 
sachen  verbürgt  scheinen,  als:  Vermögen,  bestandene  wis- 
senschaftliche Prüfungen ,  Bedingungen  ,  welche  rechtlich  je- 
dem zugänglich  sind.    Aber  auch  wenn  es  Stände  in  Frank- 

•  reich  gäbe ,  wäre  dies  kein  Grund  gewesen ,  sie  in  den 
Departements-  und  Bezirksrathen  abzumarken,  da  diese*; 
wie  schon  gesagt,  nur  eine  passive  Berathungsbehürde  sind. 
Sie  sind  hierin  auch  von  den  Municipalräthen  verschieden, 
die  in  gewissen  langen  wirklich  Beschlüsse  fassen ,  und  den 
Maire  mit  deren  Vollziehung  beladen  können.  Was  die 
Einlheilung  der  Räthe  in  Departements-  und  Bezirksräthe 
anbelangt,  so  ging  man  von  der  Idee  aus,  dafs,  wie  ein 
Departement  Interessen  haben  kann,  die  es  nicht  direct  mit 
dem  ganzen  Reiche  gemein  hat,  als  da  sind:  Strafsert  mitit 
lerer  Klasse,  Kanäle,  die  nur  zwei  Punkte  des  nämlichen 
Departements  mit  einander  verbinden ,  Eindämmung  eines 
Flusses ,  der  blos  im  Departement  läull ;  so  kann  .es  auch 
Interessen  geben,  die  blos  einen  Bezirk,  ja  blos  einen  Can- 
tön  betreffen ,  wie  es  denn  auch ,  bemerkte  man ,  blofse 
Gemeinde -Interessen  giebt.  Und  so  kam  man  denn  auf  die 
Errichtung  von  Bezirksrathen ;  wenig  fehlte,  dafs  man  nicht 
auch  Cantonsräthe  erschaffen  hätte.    Diese  Ansicht,  die, 

"  an  sich  betrachtet,  wohl  sich  rechtfertigt,  hat  aber  zu  einer 
Folgerung  gefuhrt  (wenn  sie  nicht  blos  erfunden  ward,  um 
diese  zu  beschönigen),  welche  nicht  nur  irrig,  sondern 
höchst  nachtheilig  ist.  Diese  Folgerung  ist  diese:  Die  De- 
partemental-  oder  Bezirks -Interessen  gehen  blos  das  De- 
partement oder  den  Bezirk  an,  also  müssen  sie  auch  blos 
durch  das  Departement  oder  den  Bezirk  bestritten  werden. 
Da  nun  diese  kein  stehendes  Vermögen  haben,  ja  nicht  cin- 
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mal  moralische  Person  sind ,  so  legt  man  auf  die  Steuer  füi^ 
den  Staat  so  and  so  viel  Centimes  par  Franc  als  Zusatas' 
and  als  Departemental  -  oder  Bezirkssteuer.  Da  aber  fer- 
ner bei  der  Festsetzung  der  Staatssteuer  jene  Interessen  der 
Departemente ,  die  schon  ihrer  Natur  nach  selten  von  denen' ' 
des  Staats  geschieden  werden  hSnnen,  auch  in  Anschlag  ge-^ 
bracht  werden,  so  folgt  daraus  eine  beträchtliche  Über- 
schätzung. "Wirklich  müssen  zu  den  Einnahmen  des  Staats, 
so  wie  sie  im  Staatsbudgets -Gesetz  angeschlagen  sind,  im 
Durchschnitt  noch  etwa  lo  Procent  für  sogenannte  Depar- 
tements -  oder  Bezirksausgaben  geschlagen  werden ,  von  den* 
Gemeindeaasgaben  nicht  zu  reden ,  von  denen  viele  der  Art 
sind  ,  dafs  sie  sehr  wohl  zu  den  allgemeinen  Staatsaasgaben 
gerechnet  werden  können  (so  gibt  z.  B.  Strasburg  in  die- 
sem Augenblick  unter  andern  35,5oo  Francs  znr  Erweite- 
rung der  Schleufse  auf  dem  schiiTbaren  Flusse  III ,  und  über 
eine  halbe  Million  zur  Erbauung  eines  Kays  längs  dem  Rho- 
ne- und  Rheinkanal,  der  durch  ihre  Mauern  zieht).  Zu- 
folge nun  jener  Ansicht  entstand  in  der  Kammer  ein  eben 
so  heftiger  als  unwichtiger  Streit  darüber,  ob  die  Canton- 
oder  Bezirksräthe  erhalten  werden  sollten;  man  drehte  sich 
dabei  immer  um  die  Idee  der  Repräsentation  oder  Stellver- 
tretung herum;  irrig,  weil,  wie  gesagt,  jene  Räthe  keine 
Provincialstände  noch  Kammern  sind ,  und  weil ,  wenn  es 
blos  aufs  Rathen  und  nicht  aufs  Befehlen  ankommt,  es  im 
Ganzen  gleichgültig  seyn  mag,  ob  der  Rathgebende  das  be- 
rathete  Object  beim  Beratben  repräsentirt  oder  nicht  In 
so  fern  nur  mag  jene  Ansiclit  etwas  von  Wichtigkeit  ha- 
ben^ als  man  annimmt,  dafs  die  Kammer  in  der  Regel  die 
Berathungen  der  Departements-  und  Bezirksräthe,  mehr 
oder  weniger,  befolge,  was  aber  nicht  einmal  als  sicher 
angenommen  werden  kann.  Endlich  fand  man  ein  mezzo 
termine  darin,  dafs  man  zwar  die  Bezirksräthe  beibehielt, 
sie  aber  durch  Cantonal- Wahl versamralungen  ernennen  liefs. 

Übrigens  waren  die  beiden  Kammern  in  der  Grundan- 
sicbt  der  Sache  ganz  verschieden,  da  die  Deputirtenkammer 
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den  Departements-  und  Bezirksräthen  eine  Art  von  Muni- 
cipalcbaraliter  geben  und  so  die  Departemente  und  Bezirke 
selbst  zu  gröfseren  Municipalitaten  erheben ,  und  gewisser- 
mafsen ,  wie  die  Engländer  sagen,  corporiren  wollte 
die  Pairshammer  aber  an  der  Idee  festhielt,  dals  die  De- 
partemente und  Bezirke  keine  selbstständige  Personen ,  son- 
dern nur  Bruchstucke  des  ganzen  Staats  seyen.  Dieser  Ver- 
schiedenheit der  Grundansicht  mufs  man  die  Veränderungen 
zuschreiben,  die  die  Pairskammer,  auf  den  Bericht  von 
Bar  ante,  mit  dem  von  der  Deputirtenkammer  umgeänder- 
ten Project  der  Begierung  vornahm,  und  die  etwa  in  Fol- 
gendem bestehen:  i.  Bücksichtlich  der  Wahlmänner  für. 
die  Departements-  und  Bezirksräthe ;  das  Project  der  De- 
putirtenkammer gab  für  ersterc:  a.  die  höchst  besteuerten 
Bürger  des  Cantons ,  bis  auf  das  V200  Bevölkerung  des- 
selben; 6.  alle  auf  den  Deputirten-,  Wahl-  und  Jurjlisten 
Eingeschriebenen;  c.  die  mit  einer  Pension  von  1200  Francs 
in  Buhestand  versetzten  Militärs;  und  für  die  Bezirksräthe 
ein  W^ahlmann  auf  hundert  Seelen  in  der  Gemeinde,  ferner 
die  Wahlmänner  für  die  Deputirtenkammer  und  die  über- 
haupt auf  der  Geschwornenliste  Aufgeführten.    2.  Die  WahU^ 

m 

fahigkeit  war  auf  einen  Census  von  200  Francs  für  die  De^ 
partementsräthe ,  und  von  i5o  Francs  für  die  Bezirksräthe 
festgesetzt,  im  Departement  ganz,  aber  was  die  Bezirks-, 
räthe  anbetrifft,  zur  Hälfte  zahlbar.  Man  erklärte  auf  der 
andern  Seite  unfähig  zum  Bathsamte  die  Religionsdiener 
jedes  vom  Staate  besoldeten  Cultus.  3.  Die  Form  der  Wahl 
-war  so  eingerichtet,  dafs  zugleich  ein  grofses  Mifstrauen 
gegen  die  Präfecte  und  der  Wille,  die  Eingriflte  streng  zu 
rügen,  fühlbar  waren.  4«  Der  Präfect  und  ünterpräfect 
durften  den  Sitzungen  nicht  beiwohnen.  Die  von  der  Pairs- 
kammer vorgeschlagenen  Veränderungen,  indem  sie  jene 
andere  Ansicht  des  Ganzen  sanctionirte ,  stellte  folgende 
Funkte  hin:  Die  Zahl  der  Wahlversammlungen  und  der  zu 
wählenden  Mitglieder  wurde  auf  dreifsig  eingeschränkt,  da- 
mit ein  zahlreicher  Rath  nicht  den  Muth  fühle,  als  politi- 
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scbes  Corps  dazustehen,  und  seine  Discussionen  nicht  in 
Jeidenschaf'tlich «  tumuUuarische  ausarten ;  in  eben  diesem 
Sinne  ward  dem  Präfect  und  dem  ünterpräfect  der  Eintritt 
geöffnet,  so  dafs  er  bei  allen  Discussionen  und  sogar  bei 
allen  Abstimmungen  gegenwärtig  seyn  hann;  nur  mufs  er 
sich  bei  den  letzten  entfernen,  wenn  vier  Bäthe  das  gehei- 
me Stimmgeben  begehren.  Die  Höchstbesteuerten  wurden 
nur  überhaupt  als  Supplementarmitglieder  angenommen  und 
machten  nicht  mehr  und  in  Verbindung  mit  der  Bevölke- 
rung überhaupt  die  Hauptmasse  der  Wahlmänner  aus;  an- 
geblich ,  damit  kein  neues  Wahlcorps  neben  das  für  die 
Departementswahlen  schon  bestehende  trete,  wirklich  aber 
nur,  um  das  demoUrattsche  Princip  nicht  durch  die  zu  grofse 
Zahl  der  Wahlmänner  zu  beleben.  Dafs  zo  diesen  Verfu- 
gungen, denen  am  Ende  die  Deputirtenkammer  beistimmte, 
da  ihr  Berichterstatter  dazu,  unter  andern  aus  dem  Grunde 
rieth,  weil  es  besser  sey,  ein  unvollkommenes  Gesetz  zu 
haben ,  als  das  alte  System  oder  vielmehr  den  alten  Mifs- 
brauch  beizubehalten  —  dafs  zu  diesen  Verfugungen  auch 
die  Betrachtung  mag  beigetragen  haben,  dafs  aufser  der 
Tendenz  zur  Föderation  auch  noch  eine  alt  -  Bourbonische 
Tendenz  zu  beseitigen  sey,  welche  seit  i83o  die  Maske  des 
Hadicalismus  annimmt,  kann  wohl  auch  nicht  \p  Zweifel  ge- 
zogen werden.  Ein  vollständiges  Bild  des  französischen  Ver- 
waltungssystems hat  aber  in  keinem  Fall  aus  einem  Gesetz 
über  die  Departements-  und  Bezirksräthe  hervorgehen  kön- 
nen, weil,  wie  gesagt,  weder  die  ActivbehÖrde  der  Admi- 
nistration, noch  auch  die  Attributionen  der  Departements« 
and  Bezirksräthe  darin  bestimmt  sind.  ^  .  ^ 

Zur  Erläuterung  obiger  Darstellung  setzen  wir  folgende 
statistische  Tableaux  bei,  die  aus  dem  Moniteur  genommen 
sind ;  bekanntlich  erreicht  die  Bevölkerung  des  europäischen 
Frankreichs  etwa  82  Millionen* 

f  '  ■••  • 
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Erstes  Tablcau« 


Im  Jahre  i8Si  war  die  allgemeine  Liste  der  Geschwor- 

ncn  (die  auch  die  WahlmSnner  zur  Deputirtenkammer  ent* 

hielt,  folgendermaCien  zuaamroeogesetzt: 

Wahlmänner  99738 

OeffeoUiche  Beamte ,  darcb  den  König  ernannt,  nnd 

deren  Aemter  nnbesoldet  sind    •••••••  4342 

Betirirte  OfHciere,  deren  Pension  von  wenigstens 

1900  Francs  (etwa  '700  Gulden)  ist  Ö861 

Docturen  und  Licentiaten  der  Facaltäten  der  Rechte, 

der  Wissenschaften  und  der  schonen  Wiaseaschaiieo     4^  ^4 

Doctorcn  der  Medicin  4^^^ 

Mitglieder  und  (kincspnndenten  des  Narionalinstituts 

und  der  andern  (üj^entiichen)  geiehrten  GeseJJ«* 

Schäften    449 

Nolare  '   0933 

Uöchstbesteuerte  in  18  Departementen,  um  die  Zahl 
der  WablcoUegien  vollständig  zu  machen       •   •  968o 


Classification  der  Cantone  nach  der  Zahl  der  Wahlmän* 

ner  (sar  Deputirtenbammer) ,  die  sie  enthalten : 

fto  Cantone  haben  keinen  Walilmann 
g5  Cantone  haben    1  bis   4  Wahlmünner 


*)  Bekanntlidi  ist  der  Geatni  Wahlnuuitw  nr  Depntirtcii- 
kammw  50t  Franc«  (SSO  Galden)  an  dlreetoi  8lwi«ni.  Ih 
deidaiiigen  Wahlbesiflcen,  wa  Mae  150  WahUninnar  dar  AH 
nah  llndaa»  wird  diaae  Zahl  herahatcigend  ana  dan  AMgcn 
HSchstaBgaaatatea  campletirt«  Dev  sweite  IMl  der  Liste 
antiiftU  dia  Jnrylfit«^  Jeder  Wahbnann  Sat  Jurd$  man  kann 
aber  Jnr^  fleyn,  ohne  Wahlmann  zn  seyn.  Der  niedrigala 
Censufi,  auf  den  man  herabsteigt,  ist  09  Fr.  in  Corsica  und 
05  Fr.  aaf  dam  (Tontiaent  (Departemeat  der  hohen  Alpen). 

**)  Die  Wahlmiaaerlietea  sind  Beairka-  und  nidit  Gantonawaiae 
verfafat.  Die  WaUheabhe  «lad  etwaa  vandiieden  van  dan  I7a- 
IcrprlfBetathealilian  t  anthallea  ahar  jato  mahrma  CSantane. 


Totalsmnme  1S8268 


Zweites  TabUan. 


5  bis  9 
10  bis  14 
i5  bis  19 


31$ 

637 


Digitized  by  Google 


d4  W«1ilauum€r 

39 
49 


63 1  Dbertrag. 

Aoi  Cantone  nabeo  so  bis 

S91  •   •  •  •  «  a5  bis 

38o   3o  bis 

3i3   40  bis 

925  •  *  •  •   •  5o  bb  59 

19s   60  bis  69 

ifti  >    •   •    .    .  70  bis  79 

04   80  bis  89 

63   90  bis  99 

164   100  bis  149 

43   i5o  bis  199 

39   •   •   <   •   •  900  iiiid  darüber* 

2687 

1^9  Cantone,  die  Städte  enthalten,  wo  sich  mehr  als  eiti 
Friedensgericbt  befindet  und  wo  die  Listen  die  Can* 
tone  nicat  anterseheiden.   Von  diesen  babeo 
(  2  zasammeii  47  WahlmSnoer 
30  {  9  srasammen  79  » 

1,16  je  so  9  tefcinigte  Cantoiie  babeo  too  100  bis  9o0 
Dto  andera  Vereioe  babeo  weoigateo^  für  9  Cantone 

100  WablniSnner 


s 


9896  Bosammen  (das  Seinedepartement  nicbt  einbegrifiFen). 


Drittes  Tablean* 


Me|MM|^  des  ditreb  das  nene  Gesets  iofgeiteUlen 
mm^m  m^'^'ie^^^^      firgämsang  berbeiWebSnato 

Hociistbesteoertea  (als  Wablmä'nner  für  Departements-  uaJ 
jBezirMMMi>^Mgende :  " 

Mi 


Mittlrre  Zahl  |  Mittlen^  Zahl 
ii  r    >ViiIilniiin-| ikr  liei Ix  i /U5feie- 
uer  und  ilt)i' Ju-  liciiduii  lltichst- 
t4b,  besteuerten. 

*    •  .  • 

'P 
.  ßr. 

36 

M  . 

8 


Toialzabl  dor 
Iierbeizuziehcii- 
den  UöclMtbe^ 

4465 

5838 
606a  . 

'  ^  44«<^ 

^  494a  • 
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Recapitulation.  -^---^ 

Weon  man  diejenigen  Burger  einrechnet,  die  nicht 
Wahlmanner  (zu  200  Francs)  sind^  die  aber  von  der  Jufjr- 
iiste  nur  durch  die  Ämter,  die  sie  bekleiden,  ausgeschlos- 
sen sind)  und  die  also  an  den  Wahlen  zu  den  Departe- 
ments- und  Bezirhsrathen  Antheil  nehmen  hSnnen,  so  steigt 
die  Zahl  dieser  Wahlmänner  auf  etwa  168000,  wovon  aber 
17000  nicht  Deputirten- Wahlmanner  sind.  Kommen  dazu 
noch  die  Ergänzungswabimänner  Cur  die  Departements  -  und 
Berzirhsrathe  (drittes  Tableau)  mit  89168,  so  erhebt  sic|Udie 
Gesammtzabl  der  Wahlmänner  für  diese  Riilhe  auf  207168. 

Die  Si  Millionen  Bevölkerung  finden  sich  iblgender- 
malsen  Tertheilt: 

6  Cantone  haben  jeder  weniger  als  i5oo  Seelen 
14  Cantone  haben  von     i5oo  bis   sooo  Seelen 
34  2000  bis   3ooo  » 

42  3ooo  bis   4000  » 

57  4000  bis    5ooo  » 

1110  5ooo  bis  10000  » 

i5oi  10000  bis  20000  » 

61   20000  und  darüber. 

Oft  findet  man  im  nämlichen  Departement  ein  solches 

Mifsverhältnifs ,  dafs  gewisse  Cantone  nur  die  Hälfte,  das 
Drittbeil  oder  sogar  den  vierten  Tbeil  der  Be?öliierun^  :,4ii^ 
andern  Cantone  haben« 

So  existirt  auch  eine  grofse  Verschiedenheit  zwischen 
der  Anzahl  der  Cantone  der  yerschiedenen  Departemeate« 
Das  Norddepartemeot  und  das  von  Corsica  haben  jedes  60 
Cantone,  zwei  Departemente  haben  jedes  58,  vier  haben 
4Ö,  eines  hat  47,  zwei  haben  45,  drei  haben  48,  eines  hat 
42,  eines  4^7  ein  anderes  40,  zwei  89,  eines  38,  vier  37, 
fünf  36,  vier  35,  zwei  34,  zwei  33,  zwei  3a,  vie«  3i ,  , 
filnf  3o,  zusammen  45  Departemente  von  60  bis  3o  Canto» 
nen;  26  Depcirtemente  haben  jedes  29  bis  25 Cantone,  sieben 
24)  sechs  23  bis  ao,  und  endlich  eines  17  Cantone. 
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Zum  besseren  Verstehen  des  bisher  entwiebeiici^  (»e- 
Mtses  wollen  wir  mach  onseren  Lesern  ron  den  geseuiicfaen 
Attribnliooeii  'der  Departements-  und  Bezirksräthe  eine 
Übersicht  geben. 

Dieselben  waren  der  Gegenstoad  eines  Gcsetzesror- 
sdilagSf  den  die  Begiernng  schon  im  September  &8St  an 
die  'Depatirtenkammer  brachte ,  «nd  den  sie ,  da  er  in  der 
Sitzung  nicht  mehr  eriaoteit  werden  konnte,  im  Deceraber 
16^  noch  einmal  mit  wentgea  Veränderungen  Torlegte.  Die- 
ser  Vorschlag  stellte  in  den  Haaptpnnhten  Folgeades  aaf : 

I.  Ein  Departement  ist  eine  moralische  Person  so  gut 
wie  eine  Gemeinde^  dasselbe  kann  Privateigentbum  seyn.  — 
Somit  war  die  Ansicht  aufgehoben,  welche  die  constitaireBde 
Yersammlnng  ihrer  Departemental-Yerfassiug  zam  Grunde 
legte,  nämlicli,  dafs  die  Departemente  nichts  als  materielle 
und  numerische  Theile  des  Staats  seyen.  Wirlilich  tritt 
aach  hit  jetst  in  Streitsachen,  die  direct  nur  ein  gewisses 
Deparlenient  betreffen,  der  PrSfect  im  Namen  des  Staates 
(pour  VEtat)  vor  Gericht  auf,  und  wenn  ein  kaiserliches 
Decret  (vom  12.  April  1811)  den  Departementen  die  den 
Yerwaltangen  und  den  Tribunaliea  bestimmten  Gebäude  als 
Eigenthnm  überlassen  will ,  freilich  mit  der  Last  der  Erhal- 
tnngf  ja  sogar  der  Ersetzung  derselben,  so  war  dies  eine  der 
▼ielen  Tänschangen,  die  das  Napoleooische  System  sich  er* 
lanbte*    Obgleidi  das  neue  Project  die  Ansieht  einer  sei* 

üben  Escobardene  wegweist,  so  dringt  sie  aich  gleichwohl 
onwillhürUch  auf,  und  es  ist  eben  so  schwer  ^  sich  unter 
einem  Departement  etwa  eine  alte  Proyinx  ▼orznstellen  ^a 
diese  wirklich  eine  Art  ans  sieh  seihst  entstandener  Ge- 
meinde waren),  als  des  Gedankens  sich  zu  erwehren,  dafs 
4iie^,tUoptwirkung  der  neuen  Ansicht  eine  Vermehrung  der 
ftspiaptementsaoflagen  ohne  Verminderang  der  allgemeiDCn 
tiaaleo seyn  wird.  In  diesem  Sinn  ist  denn  Frölich  wahr^ 
was  der  Minister  in  seinem  Vortrag  über  diese  Neuerung 
«agte :  » Wir  sehen  in  dieser  Verfügung  nur  Vortheile  ohne 
iigend  einen  Nachtheil;  wenn  die  NationalYersanimlang  dmk 
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frans  frische  Erinnerung  an  den  ansscliiiefscnilen  Pt^^ 
▼incialgeist  sorgfältig  alles  entfefent  hatte,  was  dessen  Wie» 
derkehr  begünstigen  konnte ,  so  glauben  wir  nicht ,  dafs  dfe 
nämliclien  Besorgnisse  heatzutage  wieder  entstehen  konnten,  c 
Es  soll  Departementaiaasgabeii  geben,  die  Fon  de^ 
nen  des  Staats  verschieden  sind.  Gleichwohl  gestand  der» 
selbe  Redner  ein,  dafs  es  schwer  sey,  diese  Ausgaben  rib 
denen  su  unterscheiden  ^  die  den  Staat  fiberhaupt  imgeH^n 
z.  B.  der  Ban  Ton  Gerichtsgeftngnis^eH,-  dia^  ToAeh- 
rungen  gegen  epidemische  Krankheiten,  der  Bettel);  des- 
wegen müfsten  auch  die  nämlichen  Rubriken  im  Budget  des 
•Staats  stehen  bleiben  (woron  die  Folge  ist,  daÜi  za  dena 
iingeBMireii  Budget  des  Staats  noch  alle  Departementihiid- 

gets  zu  rechnen  sind). 

'  Zufolge  nun  dieser  zwei  Grundansicbten  sind  die 
Beftignisse  des  Oepartementsraths  bestimmt ,  wie  folgt : 

Die  erste  Gtasse  der  Attrihutionen  des  Departements- 
raths  betrifft  die  Ve'rtheiiung  der  öffentlichen  Abgaben  un« 
ter  die  Bezirke  des  Departements.  Bekanntlich  setzt  das 
jihrüche  Finanzgesets  oder  Budget  nur  die  Gontingenle  fest, 
die  die  yerschiedenen  Departemente  an  den,  dem  Lande 
iiberbaqpt  aufgelegten  Steuern  zu  bezahlen  haben*  DerDe- 
partementsrath  yertheilt  nun  unter  die  Bezirke  jenes  Gon* 
tingent  und  spricht  über  die  Klagen,  die  etwa  ein  Bezirk 
riiclisichtlich  der  andern  crheht  ,  wenn  er  sich  zu  hoch  an- 
gesetzt glanbt.  Unter  den  Gemeinden  der  Bezirke  selbst 
Tertheilt  der  Bezirksrath  das  Gontingent,  das  seioem  Be- 
'iMe  durch  den  Departementsrath  angewiesen  worden-;  fiber 
die  Beschwerden  aber,  die  die  Gemeinden  hierüber  erhe- 
ben mögen,  sprichtauch  der  Departementsrath ,  jedoch  nach 
^ngeholtem  Gutachten  des  Bezirksraths.  Der  Departements- 
rath soll  auch  der  Regierung  den  Vorschlag  su  den  Ausgu- 
ben  machen,  die  das  Departement  insbesondere  angeben', 
damit  dieselbe  den  Kammern  ein  Particulargesetz  -  Project 
^Hiber  rorlege.   Als  moralischer  £igenthünier  der,  «nfelge 

Prajects ,  d^m  Departement  gehörigen  Mobiiien  und  In^- 
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mointei  rarfagl  «r  aucli  über  die  Verwaltwig  dieter  Ge- 
genet&ide.    Er  empfangt  die  Beekufimgen,  dte  der  Priieet 

über  die  Veivvaltur:«  der  Departetnentsgelder  abzategen 
bet,  und  ontertacht,  ob  die  Zahlungen  den  Bestimmungen 
des  DepertemeaHbudgeti  gemar«  geaebeben  aiad.  In  vielen 
Sacben  ist  die  Regierung  gehalten,  seine  Meinung  einzu- 
holen, ehe  sie  über  etwas  das  Defiartement  angehende  bo- 
aablierat. 

4*  Die  DepsrteinaatSeiMgabeii  sind  dar  swaila  Gegen- 
atand  der  Attributionen  des  Raths.  Er  hat  nämlich  zu  be- 
stimmten Zwecken  die  Gelder  anzuweisen,  welche  aus  i'ol- 
geadan  £itthüallea  berAiefiMa^  nümlicb:  1)  ans  dem  Erlrag 
daa  Departeraentseigaatbums  oder  äos  suftUigea  Zuflüssen 
(ii?ie  wenn  dem  Departement  ein  Legat  wurde)  5  a)  aus  den 
Zusatzcentimen  (so  yiel  Gentimes  per  Frane  der  8taa^grand• 
ateoar),  die  etwa  daa  FinanagesalK  den  Stanarbaren  des 
Departements  auflegt,  um  dessen  Äosgaben  zu  bestreiten; 
S)  aus  den  ähnlichen  Centimes  per  Franc ,  die  es  dem  De- 
partementscatb  freisteht,  io  der  vom  Gesets  bestimmten  Art 
den  Grandbesteuerten  aufaulegen;  4)  aus  dem  Ertrag  der 
durch  das  Gesetz  erlaubten  und  ini  Departement  erhabenen 
Zölle.  Jene  Zwecke  nun ,  zu  denen  er  diese  Gelder  anweisen 
solly  sind  nataraabieden  in  notbwenige  (oder  obligate)  ' 
d.  b.  für  die  der  Batb  Gelder  anweisen  mufs^  ond  för  die 
im  Kothlall  der  Präfect  an  Statt  deren  anweisen  kann,  und 
freie  (oder  faoaUati?e).  Wie  schon  oben  angedeutet, 
sind  die  einen  ao  gat  ala  die  andern  aigenlUobe  Staatsaas- 
gaben.  So  werden  aufgeführt  als  notbwendige  Ausga- 
ben: der  Unterhalt  der  Gefangnisse,  die  Consernrung  der 
Gmad^anaeria,  die  Heisnag  ond  anderer  Unterhalt  der  (mi- 
litinachen)  WaebtbSnser,  der  Unterhalt  der  Immobilien  and 
Mobilien  der  Gerichtshöfe  und  Tribunalien,  der  Bau  und 
Unterhalt  der  Depaitementalstrafsen  (d.  h.  aller  Strafsen^ 
die  nicht  direct  nach  Paris  föbren),  der  Unterhalt  der  Fin^ 
daUiinder,  der  Droeb  und  die  Behanntmacbungskoatan  der 
Depai'tement««,^  WahUainner#  und  Jur^listen^  die  Ko&teu 
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der  Erhaltung  der  Natiomilgarde ,  die  Kosten  für  die  Ver- 
legling der  gerichtlich  Etogesegeneo  and  GeÜBrngenen,  die 
Rotten  des  enten  (oder  Primär-)  Udtorriehto,  die  HoHea^ 

welche  durch  ansteclande  Krankheiten  oder  Viehseuche  ver- 
ursacht werden.  Dieser  Liste  nach  kann  man  »ich  toq  den 
^Multatiren  Ausgabeo  einea  Begriff  machen  ^  nm  die  die 
Departementsrathe  angetprocben  werden  mSgen.  BUlig  mab 
aber  bemerkt  werden  ,  dafs  zu  diesen  Ausgaben  die  Staats- 
kasse auch  beitragt  ,  %o  wie  denn  auch  auf  der  andern  Seite 
dteL^Gemeindekaiaen  so  einigen  (2*'B.  nu  denen  för  den  Pri- 
mSrahterricht)  beitragen. 

Indem  man  den  Departementen  den  (Charakter  als  Ci- 
ritpfrsonen  gab,  lieOi  man  ihnen  übrigens  nicht  die  freie 
Tcvlogang  über  ihre  Bechle  als  solche;  nanientlidi  wird 
auch  auf  sie  der  alte  Grundsats  angewendet,  dafs  dergl^ 
eben  Personen  hein  Im mu biliar verniageu  ohne  Ermächtigung 
der,  Begierang  erwerben  können. 

Die  Besirksrathe  haben,  wie  schon  gesagt,  nor  coo- 
sultatiye  lief hgnisse ;  es  sind  etwa  Experten,  die  den  Depar- 
tementsräthen  Materialien  zu  ihrer  Berathung  liefern.  Den 
Bezirk  zu  einer  moralischen  Person  »u  neohen,  hat  man 
nicht  gewagt,  obgleich  das  oben  angeführte  hmerliche  De- 
cret  von  1811  auch  hierin  einen  Anfang  auf  seine  Art  ge- 
macht hatte.  • 

Da  die  nenen  Departements-  nnd  Besiriisrathe  scheo 
im  nächsten  NoTcmber  (i833)  in  Wirkong  treten  sollen, 

und  das  neue  Gesetz  über  deren  Befugnisse  noch  nicht  an- 
genommen ist,  ^80 .ist  wirklich  nicht  unnöthig, .  zu  bemeiv 
ken,  dals  die  Attribationen  der  Torigen  B2the,  die  nnn 
einstweilen  auf  die  neuen  übergehen  werden,  im  Ganzen 
(und  dem  Gesetz  Tom  28.  Pluviose  VUI  gemüTs)  dieseÜM^ 
VffiPfD|  eis  die  im  neneo  Pk'oject  ai|(gestellten* 
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V. 

« 

dem  englischen  Parlamente  vorgelebter  Ge» 
setzesentwurf  über  Pressvergehen. 

Mit  Anmerkungen 

▼  OQ 

Mittermaie 


JDer  nachfolgende  GesetzesTorscIilag  {bill) ,  welchen  die  Re- 
gierung am  29.  März  i833  dem  Pai  lamente  in  England  vor- 
Jegte,  and  der  nach  neueren  Nachrichten  in  der  ge^^enwar- 
tigenSitsang  der  Kammern  wahrscheinlich  zum  Gesetz  erhoben 
werden  wird,  verdient  allgemeine  Aufmerhsamhelt.  Wie 
stark  und  eingewurzelt  die  Meinung  über  den  Werth  der 
Prefsfreiheit  in  £ngland  ist,  zeigt  schon  der  Eingang  der 
Bill ,  in  welchem  die  Regierung  seihst  Ton  der  Prefsfreiheit 
als  einer  der  Hauptgarantieen  der  Fieiheilen  des  Volkes 
spricht.  Die  bisherige  Gesetzgebung  Englands  über  die 
Frefsvergehen  gründete  sich  nur  auf  das  sogenannte  com* 
mon  laip  und  auf  einige  zerstreut  Torkommende  und  nicht 
in  einem  Geiste  erlassene  Statute  1).  In  die  Praxis  war 
dabei  eine  grofse  Harte  dadurch  eingeschlichen ,  dafs  man 
auf  die  exceptio  verUatis  keine  Rucksicht  nahm«  Der  vor- 
liegende Gesetzesentwnrf  enthSlt  nun  iheils  eine  ToHstindige 
Sammlung  aller  bisher  zerstreut  in  Statuten  yorlKmitnenden 
Ansichten  über  Prefsyergehen ,  theils  eine  klare  Entscheid 
dang  der  bisher  bestrittenen  Punkte,  theils  eine  erhebliche 


1)  Holt  the  law  of  UM,  Lopid*  ISM;  Birabaum  naMoe  inr' 
let  diipoaitiona  da  Droit  aaglaia  rdatives  ans  ddllt«  de  la 
prcsM ,  Braiellei  1828 ;  und  meine  Danitelluag  im  neuen  Art 
düve  dm  Crimiiiiar,  Band,  3^U.  S.  m  - 
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VarbesseruDg  der  bisherigen  Praxis  oder  RechtsbMtunnuio- 
gM.  Wir  tlieüett  wdriltoli  die  BiU  mit  und  fögen  Anmev- 
kiingen  bei* 

Da  CS  sowohl  zum  Schatze  der  Preisireiheit ,  die  eine 
der  wichtigtleo  Garaolieea  ood  Befördereriii  der  Freiheilm 
d6s  Volkes  ist^  als  auch  zoin  Scfantse  der  Ehre  gegen  gruod- 
lose  Angriffe  zweckmälsig  ist  ,  die  Gesetze  über  Ehrenkrän- 
kungen  zu  verbeMero;  uod  da  in  der  Gerichts(,raxis  bei 
Ehreokrankoiigtprocesieii  sich  einige  Untertcbiede  «wischen ' 
Civil •  und  CrioiinaWerfahren  geltend  gemacht  haben  ^  ^ie 
ausgeglichen  werden  müssen;  —  und  da  durch  ein  in  dem 
tasten  Jahre  der  Regierung  Sr.  Maj.  des  Königs  Georg  III 
ergangenes  Gesetz,  wodurch  Zweifel  über  die  Functionen 
der  Getchwornen  in  Injnrienprocesien  entfernt  werden ,  be- 
stimmt wurde,  dais  das  (leschwornengericht  in  allen  Crimi- 
nalsacheo  über  den  ganzen  fraglichen  Gegenstand  einen  Aus- 
sprach zu  geben  zuständig  sey^  —  und  da  es  zwechmSfsig 
ist,  das  angeführte  Gesetz  wieder  aufzuheben  und  die  Be- 
stimmungen darüber  in  das  hier  folgende  Gesetz  aufzuneh- 
men, so  wird  beschlossen,  dafs,  sobald  and  nachdem  das 
Torliegende  Gesetz  durchgegangen  ist ,  jenes  angeführte  Ge- 
setz hiedurch  aufj^ehoben  ist  3  —  und  da  durch  ein  anderes 
im  i6ten  Jahre  der  üegierung  Sr.  Maj.  des  verstorbenen 
Königs  Georg  III  erlassenes  Gesetz,  womach  gewisse  Pa« 
blicationen  der  Zeitongsstempeltaxe  unterworfen  und  sonst 
.Anordnungen  zur  Steuerung  des  Mifsbrauches  mit  der  Po- 
blication  Ton  Schmäh-  und  AufruhrschrilWn  getroffen  wer- 
.  den,  auch  gewisse  Bestimmungen  gemacht  worden,  wor- 
nach  niemand  eine  Flugschrift  oder  sonst  etwas  von  der 
Art,  wie  es  dort  beschrieben  wird,  drucken  lassen  sollte, 
ohne  vorher  ein  Unterpfand  oder  einen  Bürgen  mit  Caotion 
von  der  dort  angeführten  Art  und  dem  dort  bestimmten 
Betrage  bestellt  zu  haben,  um  dadurch  die  Bezahlung  der 
Geldstrafen  im  Falle  der  Überführung  wegen  einer  Ehreii- 
kränkung  zu  sichern ;  »  und  da  durch  ein.  gewisses  anderes 
im  ersten  Jabc<c  der  Regierung  fifr^Uaj.  im  jjetst  i:egiereiiden 
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Königs  erlassenes  Gesetiz,  wornach  das  Gesetz  Yom  ibten 
Jahre  der  Regierung  Sr.  Maj.  Georgs  III  über  die  wirksa- 
mere Verhinderung  und  Bestrafung  von  Schmäh-  und  auf- 
rührerischen Schriften  ,  in  Betreff  der  Erkennung  auf  Ver- 
bannung für  den  Wiederholungsfall  aufgehoben  und  weitere 
Mittel  gegen  den  Mifsbiauch  der  Presse  angegeben  werden, 
unter  andern  auch  bestimmt  wurde,  dafs  solche  angegebene 
Pfaudverschreibungen  und  Burgschaftsbestellungen  für  zu« 
hünlYige  Fälle  sich  bis  zu  dem  dort  bestimmten  Betrag  be- 
laufen und  vorzüglich  zur  Sicherung  der  Bezahlung  von 
Schadenersatz  und  Kosten ,  auf  die  in  einem  Injurienprocesse 
erkannt  wurde,  dienen  sollten;  und  da  übrigens  solche  Be- 
stimmungen, wie  sie  in  den  eben  erwähnten  Gesetzen  ent- 
halten sind,  die  Freiheit  der  Presse  in  ihrer  Wirksamkeit 
beschränken,  und  die  Entfernung  solcher  BeschränI'.ungen 
daher  zweckmäfsig  ist ;  so  wird  deshalb  beschlossen ,  dafs 
alle  die  Theile  jener  vorerwähnten  Gesetze ,  besonders  worin 
jedermann  die  Herausgabe  einer  Zeitung,  Flugschrift  oder 
sonstigen  Schrift  von  der  dort  angegebenen  Art  verboten 
wird ,  wenn  derselbe  nicht  zuvor  ein  Unterpfand  oder  eine 
Bürgschaft  mit  Caution  bestellt  hat,  aufgehoben  werden 
sollen  und  hiedurch  aufgehoben  sind.     *        •      "      '  '  *^** 

Es  wird  nun  bestimmt,  dafs  durch  das  Gesetz,  wo  auch 
die  folgenden  Worte  oder  Ausdrücke  vorkommen ,  sie  in 
den  folgenden  Bedeutungen  gebraucht  sind ,  ausgenommen 
wo  der  Gegenstand  oder  Zusammenhang  offenbar  der  ange- 
deuteten Bedeutung  widerspräche ;  dafs  daher  unter  dem  Wort 
^Schmähschrift«  soll  verstanden  werden  2):  jeder 

2)  Die  genaue  Bestimmung  desnen,  was  anter  Übel  zu  verstehen 
ist ,  wird  wichtig ,  da  theils  diuliirch  zugleich  der  Umfang 
angegeben  wird,  in  welchem  da»  Gesetz  dem  Richter  straf- 
'  bare  Ii^juricn  anzunehmen  erlaubt,  da  theils  die  Anklagsacte 

genau  enthalten  mufs ,  dal's  die  Äufserung ,  worauf  sie  sich 
bezieht ,  eine  im  Sinne  des  Gesetzes  als  libel  zu  betrachtende 
sey,  Übrigens  ist  die  im  gegenwärtigen  Entwurf  vorknm- 
mende  Beschreibung  des  libcl  merkwürdig;  bisher  war  in  Eng- 
land auch  behau|)tet,  dafs  ein  libpl .  das  injuriöse  Aulscrungcii 
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geschriebene  oder  gedruckte  Gegenstand,  jede  Malerei,  Ge- 
mälde,  Abdruck  oder  Kupferstich,  Darstellung  oder  Bild- 
nifs,  oder  sonst  andere  sichtbare  Stoffe,  worin  irgend  eine 
ebrenkra'nkende  Angabe  enthaltco  oder  mitgetheilt  ist,  diese 
Angabe  mag  nun  wahr  oder  falsch  seyn,  den  Charakter,  das 
Eigenthum,  Stand,  Gewerbe  oder  Beruf  oder  die  sonstige 
Stellung  in  der  Gesellschaft  oder  die  Gefühle  einer  Person, 
sey  dies  in  deren  Privat-  oder  öfientlichen  Wirksamkeit, 
als  Individuum  oder  Mitglied  einer  Corporation  angreifen , 
—  so  wie  (wo  ein  solcher  Fall  eintritt)  irgend  eine  aufrüh- 
rerische Publication,  in  der  Absicht,  die  Berathungen  oder 
Verhandlungen  der  beiden  gesetzgebenden  Häuser  oder  eines 
derselben ,  oder  die  Ausfuhrung  der  Pflichten  eines  oder 
mehrerer  Beamten  der  vollziehenden  Gewalt  zu  verhindern 
oder  zu  einer  solchen  Verhinderung  anzureizen,  —  so  wie 
endlich  alles  Herausgegebene,  was  einen  Bezug  auf  Gottes- 
lästerung oder  Unsittlichkeit  hat;  dafs  das  Wort  »Druck- 
schrift« (publicatinn)  jede  Form  und  Art  von  Verbreitung  ' 
einer  Schmähschrift  bezeichnen  soll;  dafs  das  Wort  »Rich- 
ter« (judge)  jeden  Gerichtshof,  vor  dem  irgend  ein  Ver- 
fahren Statt  ßndet,  wo  mehr  als  eine  Person  Vorsitzen,  be- 
deuten soll;  dafs  das  Wort  »Ankläger«  (plaintiff'  oder 
proseculor)  überhaupt  eine  klagende  Parthei,  unter  welchem 
Namen  sie  auch  auftrete ,  unter  sich  begreifen  soll ;  dafs 
»KLage«  (action)  und  »Anklage«  {indictment)  gleichbe- 
deutend zu  nehmen  seyen  und  eines  das  andere  unter  sich 
begreife,  und  dafs  da,  wo  keines  von  diesen  Verfahren  spe- 
ciell  angegeben  ist,  beide  anzunehmen  sind;  dafs  unter  dem 
Wort  »Person«  jede  Zahl  von  Individuen,  oder  eine  Ge- 
nammtheit  und  zwar  mit  solchen  gesetzlichen  Hechten  und 

gegen  die  Regierung  enthält ,  strafbar  sey.  Nach  der  jetzigen 
FaMung  des  Gesetzes  muFs  ein  l^el  immer  gerichtet  seyn  ge- 
gen ein  IndiTidaum  als  solches  oder  gegen  ein  Mitglied  einer 
Corporation  oder  gegen  eine  anerkannte  Privatcorporation. 
Darnach  ist  ausgesprochen ,  dafs  künftig  wegen  keines  Xihcl 
gegen  die  Regierung  geklagt  werden  kann. 


Terhiltetsaen  eioar  Gesaminllittt,  wie  «ie  gerade  in  dem 

Worte  in  üi:i  ciiiiachen  Zahl  {gebraucht  auch  die  Mehfeü 
2afai  Uli  !  umgcliehrt  in  der  Mehrzahl  gebrauchte  Worte 
ittm  üm  ■■iifti'lie  M>l»  «nd  im  mirniUchen  Geschieebt^  fe- 
liUiM^nMMli^Mlr  da^  weibKdie  und  Mgehehrt  kPITortev 

wodurch  nur  das  weibliche  Geschlecht  bezeichnet  wird  ,  auch 
das  äuMHiliQlie  ^eHadrächen  sollen.   Dies  Gesetz  soll  aich  auf 

Ferner  '«^d' verordnet ,  dafs  gegen  jeden,  der  lUleb 
der  Erla&sung  dieses  Gesetzes  zu  irgend  einer  Zeit 
aillM^'MMttMabnft  beranageben  oder  war  HeraotgM^e  bei* 

gegen  den  Orbeber  einer  ao  baiioigai 
gebenen  Schmähschrift,  im  Wege  der  Anklage  vor*  rirtm 
der  königiicheo  oberen  Gerichtshofe  zu  Westaünster ,  oder 
wmm^fif  iHiüvlIUge  von  Seiten  der  geaobmäbten  Feiaon 
iÜft}iiilllrtirtii  Verfahren  eingeleitet  werden  soll. 

Nach  F^rlassung  dieses  Gesetzes  soll  in  laju- 
cienaaehen  keine  Untersuchung  von  Amiswegen  (informa^ 
fftM|lM>-'Mi«r^einem  toosttgen  Grunde,  auf  Betreiben  des 
GeneralaiwwHa  eder  des  Kronanwalts  Sr.  MajestSt  oder  des 
Staatsanwalts  an  dem  Uiugs -iieucb- Gerichtshöfe ,  sey  es  mit 
a4^M||||^ 'CMeobai^s  dieses  Gerichts,  eingeleitet  werden* 


e)  Der  bisherige  gewöhnliche  Weg  der  Verfolgung  der  Strafe 

wegen  eines  Hbel  war  in  England  der  einer  information  (».  ^ 
darüber  mein  Strfifverfahren ,  zweite  Auflfip-e ,  IT  Tli.  S.  105). 
Diese  Form  ist  iu  Knglnnd  8i  hon  seit  längerer  Zeit  eine  un- 
gern gesehene  (s.  darüber  neuerlich  den  Aufsatz  in  dem  law 
magazine  1833.  Heft  XX.  p.  8«1  —  7ß).  Es  liegt  der  Form 
eine  .4rt  von  Denunciation  zum  Grunde,  die  eino  inquieitori- 
sehe  TiDcedur  eur  Folge  hat.  Der  Beschuldigte  entbehrt  dabei 
manche  Vortheile,  welche  er  gesetzlich  da  hatte,  wenn  der 
Weg  der  Anklage  {indietment)  eiDgeschiagen  wäre ;  s.  B.  es 
wird  über  die  Zulässigkeit  der  Anklage  oder  Versetzung  in 
den  Anklagestand  nicht  von  der  grofsen  Jury  geurtheilt.  Die- 
ser Übelstantl  ist  durch  den  Gesetzesentwurf  aufgehoben ;  es 
mufs  der  Verletzte  entweder  als  Civilkläger  oder  als  Ankläger 
im  gewöhaliclien  Wege  des  Criminalprocesses  auftreten. 
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Es  wird  weiter  verordnet,  dafs  ein  Verfahren  durch 
die  Regierung  Sr.  Majestät,  oder  zu  Gunsten  derselben, 
wegen  Schmähschriiten  gegen  Se.  Majestät  oder  deren  Mi- 
nister oder  gegen  eines  oder  beide  der  gesetzgebenden  Häu- 
ser nur  auf  dem  Wege  der  Anhlage  eröffnet  werden  solle. 
Und  da  Zweifel  erregt  wurden,  ob  man  (Unternehmer)  Ei- 
genthümer,  Drucker  und  Herausgeber  von  Zeitungen,  Bü- 
chern und  sonstigen  Druckschriften  in  gewissen  Fällen  einer 
Criminaluntersuchung  unterwerfen  dürfe,  so  wird  ferner  be- 
schlossen, dafs  in  einer  Criminaluntersuchung  wegen  Schmäh- 
schriften gegen  einen  Eigenthümer,  Drucker  oder  Heraus- 
geber einer  Zeitung ,  eines  Buches  oder  einer  sonstigen 
Druckschrift ,  worin  eine  Ehrenkränkung  enthalten  ist ,  einem 
solchen  Eigenthümer,  Drucker  oder  Herausgeber  in  dem 
nach  der  Anklage  gegen  ihn  eingeleiteten  Processe  der  Be- 
weis freistehen  soll ,  dafs  er  sowohl  zur  Zeit  der  Herausgabe 
der  Schmähschrift  als  vorher  der  Theilnahme  daran  oder 
der  Beaufsichtigung  darüber  unfähig  gewesen  oder  von  de- 
ren Abfassung,  Druck  oder  Herausgabe  nichts  gewufst  habe; 
und  wenn  durch  solchen  Beweis  den  Geschwornen  als  hin- 
reichend erwiesen  hervorgeht,  dafs  ein  solcher  Eigenthü- 
mer, Drucker  oder  Herausgeber  zur  Zeit  der  Herausgabe 
der  Schmähschrifl ,  und  vorher,  wirklich  nicht  im  Stande 
war,  an  der  Abfassung,  dem  Druck  oder  der  Herausgabe 
der  Schmähschrift  Theil  zu  nehmen  oder  die  Aufsicht  dar- 
über zu  führen,  so  mag  das  Geschwornengericht  über  der- 
gleichen Eigenthümer ,  Drucker  oder  Herausgeber  das  Nicht 
Schuldig  «  aussprechen ;  —  vorausgesetzt  jedoch ,  dafs  der- 
gleichen Eigenthümer,  Drucker  oder  Herausgeber  vor  der 
Einleitung  eines  Verfahrens  gegen  sie  den  Namen  des  Ver- 
fassers oder  Urhebers  einer  solchen  Schmähschrift  oder  des 
Verlegers  oder  anderer  für  die  Verbreitung  derselben  ver- 
antwortlichen Personen,  und  zwar  innerhalb  •  •  •  «  4)  nach 

•  * 

4)  In  den  von  der  Regierung^  vorgelegten  Entwürfen  wird  keine 
Zeit  angegeben,  sondern'das  iParlament  füllt  dies  aus. 

0 
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der  an  sie  ergangenen  Aufforderung  angegeben  haben  ;  — * 
vorausgesetzt  auch,  dafs  dergleichen  Eigenthümer ,  Druclier 
oder  Herausgeber  zur  Zeit  dieser  Angabe  der  geschmähten 
Person  ein  schriftliches ,  von  dem  Verfasser  oder  Urheber 
oder  Verleger  der  Schma'hschriA;  oder  von  einer  sonstigen 
für  die  Verbreitung  derselben  verantwortlichen  Person  in 
Gegenwart  eines  glaubwürdigen  Zeugen  unterschriebenes  Ge- 
ständnifs  verschaffen,  worin  sich  dieselben  Verfasser,  resp. 
Urheber  u,  s.  w.  als  solche  erklären  Es  wird  ferner  be- 
schlossen, dafs  jedes  schriftliche  Geständnifs,  das  von  dem 
Verfasser  oder  Urheber  einer  solchen  Schmähschrid  oder 
von  dem  Verleger  derselben  oder  einer  sonstigen  für  die 
Verbreitung  derselben  verantwortlichen  Person  untei^eich- 
net  -wurde  und  dessen  Unterzeichnung  von  Zeugen  bekräf- 
tigt wird,  als  hinreichender  Beweis  anzusehen  sey,  dafs  die 
ein  solches  Geständnifs  unterzeichnende  Person  wirklich  der 
Verfasser,  resp.  Urheber  u.  s.  w,  der  in  Frage  stehenden 
Schmähschrift  ist;  versteht  sich,  dafs  keine  Bestimmung 
dieses  Gesetzes  eine  durch  eine  solche  Schmähschrift  ange- 
griffene Person  des  Rechtes  berauben  soll ,  gegen  einen 
solchen  Eigenthümer,  Drucker  oder  Herausgeber  wegen 
darauf  bezüglichen  Schadenersatzes  klagend  aufzutreten  — 
Im  Falle,  -wenn  der  Verfasser  oder  Urheber  einer  Schmäh- 
schrift oder  der  Verleger  oder  eine  andere  für  die  Verbrei- 
tung einer  ehrenkränkenden  Druckschriit  verantwortliche 
Person  sich  geweigert  oder  versäumt  hat,  sich  als  Verfas- 
ser, resp.  Urheber  u.  s.  w.  zu  bekennen,  und  wenn  daher 
der  Eigenthümer,  Drucker  oder  Herausgeber  einer  Zeitung, 
eines  Buches  oder  einer  andern  Druckschrift  als  schuldig 
befanden  und  zur  Bezahlung  einer  Geldstrafe  wegen  der 


5)  Es  hängt  dies  mit  einer  weisen  Einrichtung  zusammen ,  nacli 
welcher  ein  vorsichtiger  Redactenr  sich  immer,  ehe  er  einen 
fremden  Artikel  aufnimmt,  von  dem  Verfasser  eine  Erklärung 
^        ausstellen  läfst,  dafs  dieser  als  Verfasser  haften  wolle.  Da- 
^'i'    durch  wird  manchen  Schmähartikeln  vorgebeugt.  Untcrläfst 
dies  der  Redacteur,  so  mag  er  billig  haften.  *i 
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Schniiihschrifl  verurtheilt  wurde,  soll  der  so  yerortlietlte 
£igenthüincr ,  Drucker  oder  Herausgeber  berechtigt  seyii, 
gegen  den  Vetiaaser,  reap.  I^rbeber  o.a.w«  den  BeÄ-ag  der 
Geldstrafe,  nebst  allen  Kosten,  Schaden  und  Ausgabci», 
welcke  in  Folge  einer  solchen  Untersuchung  veranlafst  war- 
diMi,  einzuklagen  nad  die  Koaten  för  diese  RegMftklagc  äia 
'  verlangen, 

£^  wird  ferner  verordnet,  dafs  kein  Kunst  -  oder  Buch« 
bandler,  welcher,  ohne  der  Eigenthümer,  Dracker  oddr 
mprangliche  Herausgeber  der  2Seitiing ,  des .  Buches  oder 

der  DrucUschrift  zu  seyn ,  die  eine  solche  Ehrenkränkung 
cntliält,  zu  irgend  einer  Zeit  im  gewöhnlichen  Gange  seines 
Handels  oder  Berufs  eine  solche  Zeitung,  Buch  oder  andere 
Dmckschriftt verkauft,  wegen  dieses  Handels  sieb  auf  keine 
Klage  einzulassen,  noch  einer  Untersuchung  zu  unterwerfen 
brauche,  wenn  nicht  auch  gezeigt  wird  6),  dafs  ein  solcher 
Knnst-  oder  Buchhändler  zur  Zeil;  des  Verkaufs  entweder 
,  gewufst  oder  hinreichende  Gründe  zu  glauben  gehabt  habe, 
dals  die  Zeitung,  das  Buch'  oder  die  sonstige  Druckschrift 
ehrenkrankenden  Inhalts  sey« 

Und  um  chikanose  Processe  zu  vermeiden,  wird  ver- 
ordnet, dafs  keine  Klage  oder  Anklage  gegen  eine  der  Ver- 
breitung mehrerer  Exemplare  derselben  Schmähschrift  an- 
geschuldigte Person  gerichtlich  verfolgt  werde ,  wenn  nicht 
gezeigt  werden  kann,  dafs  der  Beklagte,  in  dem  Zwischen-* 
räum  zwischen  den  Verkaufszeiträumen  der  verschiedenen 
Exemplare  derselben  Schmahschrüt ,  ton  der  Einleitung 
eines  Verfahrens  wegen  eines  Mher  yon  ihm  verkauften 


6)  Nieht  selten  Werden  einem  finchhaniUer  Ven  andern  Handds* 
freonden  Artikel  sugoseDdet,  deren  latyriseher  Inhalt  und  >Be* 
steekter  injuriSseit  Charakter  dem  Bacbhändler ,  der  die  Sehtill 
kann  Ilde  verkauft,  nnbskannt  hleiht,  weil  er  vielleieht  mit 
den  näheren  persönlichen  Verhältnissen  nicht  Tertiaat  Ist. 
Hier  fangt  die  Strafbarkeit  dieses  Verkäufers  erst  an,  wemt 
ihm  nachgewiesen  werden  kann,  dafs  ft  die  biiaiiMe  Nalnr 
des  Artikels  kannte* 
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Exemplars  davon  Kenntnils  gehaLt  tiatti^;  und  in  jedem  soi- 
chen  Fall  soll  der  Verkauf  eines  jeden  Exemplärs  nach  so 
erlangter  Kenntnifs  als  ein  besonders  iur  sich  bestehendes 
Versehen  angesehen  werden. 

Die  allgemeine  Erklärung  des  Beschuldigten  als  »Nicht 
Schuldig«  zu  plädiren  ,  soll  in  allen  Fällen,  mag  das  Verfahrea 
Folge  einer  Klage  oder  Anhlage  seyn,  mit  oder  ohne  Verthei- 
digung  zugelassen  werden;  vorausgesetzt  jedoch,  dafs  der 
Beklagte  nicht  im  Stande  ist ,  im  Falle  einer  Klage  etwas  zu 
seiner  Vertheidigung  zu  beweisen ,  aufser  wenn  eine  solche 
schon  gefuhrt  wurde,  oder  die  Kenntnifs  einer  Absicht  des 
Beklagten ,  sich  zu  vertheidigen ,  vorläufig  den  Kläger  oder 
Ankläger,  seinen  Anwalt  oder  Bevollmächtigten  zur  Zeit 
der  Verhandlung  zu  einer  solchen  Klage  oder  Anklage  be- 
wogen haben  sollte.         '         '"^  ' 

Und,  um  zwischen  dem  Kläger  oder  Ankläger  und  dem 
Beklagten  in  Injuriensachen  Gleichheit  herzustellen ,  wird 
bestimmt,  dafs  im  Falle  einer  Klage  oder  Anklage  der  Lauf 
der  Verhandlung  folgender  seyn  solle,  nämlich:  die  gegen- 
seitigen Schriften  werden  zuerst  von  dem  eigens  dazu  be- 
stellten Gerichtsbeamten  gelesen ;  zweitens ,  der  Advocat 
des  Klägers  oder  Anklägers  trägt  den  Fall  zu  Gunsten  des 
Klägers  oder  Anklägers  vor;  drittens,  der  Beweis  zu  Gun- 
sten des  Klägers  oder  Anklägers  wird  beigebracht;  viertens 
trägt  der  Advocat  des  Beklagten  den  Fall  zu  Gunsten  des 
Beklagten  vor ,  und  liefert  fünftens  den  hiezu  erforderlichen 
Beweis ;  sechstens  spricht  der  Advocat  des  Klägers  oder 
Anklägers  über  die  ganze  Sache  zu  den  Geschwornen;  and 
siebentens  thut  dies  auch  der  Advocat  des  Beklagten  über 
die  ganze  Sache;  und  endlich  fafst  der  Bichter  die  für  und 
wider  vorgebrachten  Beweise  in  seinem  Vortrage  zusammen 
nnd  erklärt  das  Gesetz  über  den  fraglichen  Punkt;  —  ver- 
steht sich,  dafs  in  allen  Fällen,  wo  mehrere  Beklagte  vor- 
kommen, der  Advocat  eines  jeden  dasselbe  Vorrecht  hat, 
wie  da,  wo  nur  ein  Beklagter  vorhanden  ist«  •.t„iu<  i-, 

Krit. Zeitsekr.f.  Rechtsw.  u.  Geseltg.  d.  AusL  FI.  Bd.  \.H.    '     '  *9 
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,  la  jedem  Injurlenprocesse,  scy  es  in  Folge  einer  Klage 
oder  Anklage,  soll  dem  Beklagten  gesetzlich  das  Recht  zu- 
stehen, die  Wahrheit  des  Gegenstandes  oder  der  Behaup« 
lang  zu  beweisen,  welche  in  der  als  Schmähschrift  ange- 
schuldigten Denkschrift  enthalten  oder  mitgetheilt  ist  7), 
Auch  soll  in  allen  Injurienfällen,  wo  die  Ehrenkränkung  als 
in  einem  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  Parlaments, 
oder  eines  obern  oder  niedern  Gerichtshofs  enthalten,  oder 
als  vor  einem  Friedensrichter,  einer  Polizeibehörde,  vor 
einem  Bankerutt-Commissür  oder  andern  uifentlichen  Com- 
missären  oder  Beamten,  oder  in  einer  öffentlichen  Ver- 
Sammlung  vorgefallen  angeführt  wird,  es  dem  Beklagten 
nach  dem  Gesetze  frei  stehen,  wenn  er  nicht  der  Verfasser 
oder  Urheber  des  als  ehrenkränkend  angeführten  Gegenstands 
.ist,  zu  beweisen,  dafs  ein  solcher  Bericht  wesentlich  treu 
und  richtig,  oder  eine  genaue  Erzählung  der  Reden  oder 
Verhandlungen  war,  die  er  zu  berichten  bezweckte;  vor- 
ausgesetzt immer,  dafs  ein  solcher  Beweis  der  Wahrheit 
eines  Gegenstands  oder  einer  Behauptung,  oder  der  Genauig- 
heit  oder  Richtigkeit  eines  Berichts  keine  Rechtfertigung 
einer  solchen  Ehrenkränkung  seyn ,  so  wie  auch  einer  des- 
'  halb  gestellten  Klage  oder  Anklage  keinen  Eintrag  thun  soll, 
wenn  nicht  aus  dem  deshalb  eingeleiteten  Verfahren  zur  ge- 


7)  Die  Grundsätze ,  vclrhe  der  Entwurf  über  den  Beweis  der 
^Vahrheit  nurKtolIt,  sind  benierkenswerth ,  obwohl  nicht  g^anz 
gcnüf^end.  DaH Gesetz  erkennt  jetzt,  dafs  die  Injurie  wegfalle, 
*  wenn  die  "Wahrheit  der  Tlmtsachen  bewiesen  wird,  und  die 
Geficliwornen  erkennen  über  difse  Wahrlieit ;  allein  das  Gesetz 
unterscheidet  die  Art  der  Injurien.  Bei  den  Injurien  ^egen 
Privatpersonen  ist  der  Beweis  der  Wahrheit  unbedingt  als  zu- 
lässig erklärt ;  bei  Frefsvergehen  ,  wo  eine  Injurie  als  in  öffent- 
licher Versainiulung ,  Gerichtsverliandliing  u.  s.  w.  geäulKert, 
der  Verfolgunj^  unterworfen  wurde,  haben  die  Geschwornen 
noch  ferner  die  Art  der  BeMTggründe,  aus  welchen  die  Be- 
kanntiunchung  ^>8chah ,  zu  beurtheilen,  und  nur  dann  tritt 
Strallosigkeit  ein,  wenn  die  Geschwornen  Toni  Daseyn  der  gu- 
ten Absicht  sich  überzeugen.  Über  das  Ganze  eine  nähere  Prü- 
fung im  nächsten  Hefte  des  Archivs  des  Criininalrechts.  Am 
besten  lernt  man  die  jetzigen  englischen  Grundsätze  über  Be- 
weis der  Wahrheit  kennen  aus :  The  reports  of  the  most  leam- 
ed  iounders  of  scveral  pleadinßs  and  cases  (London  1824) 
11  Vol.  p.  120  —  135.  und  p.  241.  ^     ,  v 
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-nfigeiideii  üeberzieagung  des  Goscliwomengerichts  hervor- 
gehen wird,  dafs  der  als  ehrcnkranhend  beschuldigte  Ge- 
genstand  mit  guten  Beweggründen,  in  zu  rechtfertigender 
^Äbeicht  Qod  aus  hinreichender  Veranlassung  beliannt  gemacht 
wurde;  Toransgesetzt  auch ,  dafs  durch  heine  dieser  liestim- 
mangen  eine  vom  Parlament  oder  sonst  pririlegirte  Person 
^llJ'l  ^^^^°"g  ^^g^o         unprivilegirten  Herausgabe 

oder  eines  sonstigen  privilegirten 
WlgenslMi^  gesclnilzt  scyn  soll. 

Ferner  wird  beschlossen,  dafs  bei  eln«m  termöge  ein^ 
Anhiage  Ton  Seiten  der  Begiernng  8n  Maj.  eingeleiteten 
JVerÄhr«!,  wo  die  Angabe  der  Thatsachen  in  der  ange- 
•«clmldigten  Schmähscliiia  unwahr  otler  ungenau  ist,  der 
Beklagte  zu  beweisen  befugt  sey,  dafs  eine  solche  Angabe 
▼OD  ihm  tu  gbtem  Glauben  und  In  aller  Aufrichtigl(eit  aus- 
fgegangen  sey,  und  dafs  alle  vernüi.ftioe  Anstrengung,  Ge- 
nau'iQhck  zu  erlangen,  vorher  von  ihm  angewendet  war; 
jedoch  soll  dadurch  nicbt  gehindert  werden,  daTa  die  Ge. 
•obweraen^'wenn  es  ihnen  scheint,  dafs,  ungeachtet  der 
'Wahrheit  etiler  solchen  Schmähschrift,  dieselbe  in  der  Ab- 
sicht herausgegeben  worden  sey ,  um  die  Berathnngen  oder 
Verhandlungen  der  gesetzgebenden  HHuser  oder  eines  der- 
lelhaB  Ode»  «inen-  oder  mehrere  Beamten  der  vollziehenden 
Gewalt  in  der  Ausübung  ihrer  Amts  Verrichtungen  zu  hindern 
oder  Andere  zu  einer  Hiodemog  an&ureizen,  gegen  den 
deabaUi  Bebbgtert'  ihren  Ansspincb  zo  geben  bere^tigt 

Weiter  ist  beschlossen,  dafs  das  Geschwornengericht 
in  allen  Füllen  ein  Geaeralurtbeil  über  den  ganzen  frag* 
üohen  Gegenstend  geben  möge  ») ;  yorausgeselzt  jedoch , 

8)  DijM  hängt  zusammen  mit  der  bcltannten  Frage :  oli  die  Ge- 
Mbwomen  nur  über  Thatfragen  oder  auch  über  Rechtspunkte 
wi  entscliciden  haben.  Bei  Prefsvergehen  ist  es  durch  ein 
C>tatat  (s.  darfihpr  mp\n  Strafvcrfalircn  7f.  Tli.  S.  362)  be> 
Btunmt,  dafs  die  Gcgchwornen  auch  übtr  Kcchtspiuiktfc  erken- 
Btti  düirfeii ;  und  wrar  durch  ein  Geueiuivcrdict :  nicht  «chul- 
diff  80  dafg  rie  ,  ungeachtet  sie  vhorteogt  amd,  dafs  der  An- 
geklagte die  Sehlift  gnehrlehea  flder  bekannt  gemacht  hat» 
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dafs  in  i}iaem  jedeo  solchen  Processe  d«r  Bicliter  nach  mI- 
ner  Eiosicht  seine  Meinang  über  den  fragHclien  GegenstaAd 

giebt.  Durch  diese  ]iesliininung  werden  jedoch  die  Gc» 
«chwüinen  nicht  gehindert,  nach  ihrer  ijansicht  ein  Specials 
▼erdict  za  fallen« 

Nicht  weniger  ist  verordnet ,  daft  es  dem  Kläger  oder 
Beklagten  bei  einer  Klage  oder  Anklage  gesetzlich  freistehen 
soll,  aus  Gründen  und  in  der  Art,  wodurch  vor  dem  Kr- 
lafs  dieses  Gesetzes '  ein  Kläger  oder  Beklagter  di^e  gethaa 
habet»  1i5nnte ,  einen  neuen  Procefii  einsaleiten ,  mit  dem 
Vorbehalt  und  der  Beschränkung,  dafs  durch  keine  Bestim- 
mung dieses  Gesetzes  dem  Geschwornengericht  das  Recht 
entzogen  werden  darf,  zu  bestimmen ,  ob  die  als  ehreahrttiH 
hend  angeschuldigten  Worte  oder  der  sonstige  so  beschul* 
digte  Gegenstand  die  denselben  in  der  Erklärung  des  Kla- 
gers oder  Anklage  zugeschriebene  Bedeutung,  Absicht  und 
Wirkung  haben;  und  über  diese  Bedeutung,  Absiebt  und 
Wirkung  der  angeschuldigten  Schmähschrift,  so  wie  über 
den  Beweggrund,  Endzweck  und  die  Gelegenheit  der  Ver- 
breitung derselben  zn  urtbeilea ,.  gebort  in  den  Kreb  des 
Geschwornengerichts,  nicht  aber  die  Recbtsfiragew 

Und  da  in  allen  Fällen,  wo  der  Kläger  herstellt,  dafs 
seinem  guten  Kufe  Nachtheil  zugefugt  wurde,  esndthigkt^ 
dafs  er  so  viel  möglich  in  moralischer  und  peetonifirer  Hin- 
sicht in  die  Lage  versetzt  werde,  in  welcher  er  war,  ehe 
ihm  das  Unrecht  zugefügt  wurde 5  so  wird  TCriiigt,  dafs, 
wenn  das  ürtheil  gegen  den  Beklagten  ergeht,  dieser  kraft 
des  Urtfaeils  verbanden  seyn  solle,  dasselbe- bekannt  Sit  ma- 
chen ,  indem  er  eine  Anzeige  davon  oder  eine  Abschrift  des 
,  unten  berülirten  gerichtlichen  Zeugnisses,  wie  es  der  Kläger 
oder  Ankläger  verlangt,  in  die  Zeitung  oder  sonstige  perio- 

doch  seine  Loseiprechung  er  kennen  diirfen,  wenn  sie  überzengt 
sind,  dar«  die  Schrift  kein  Itkd  im  gesetslieben  Sinn  cntbaltoi» 
Dadurch  rrkrnnen  sie  freilich  auch  über  die  GewtMtBnwen> 
dung,  aber  es  licet  dies  in  der  Natur  der  Prefsters-ehcn,  dafa 
inan  That-  und  Hechtsfrage  dabei  nicht  wohl  trennen  l^ann. 
Die  neue  BiU  «rkennl  dies  Recht  der  Getchwornca  wieder  an. 
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disch  erscheinende  Druckschrift,  in  welcher  die  Schmäh. 
8chrif\;  ursprünglich  erschien,  und  auch,  wenn  die  Schmäh- 
schriH:  in  der  Stadt  London  oder  Grafschaft  Middlesex  her« 
aasham ,  einmal  in  jedes  von  sechs  der  täglich  oder  wochent- 
lieh  in  der  Stadt  oder  der  Grafschaft  erscheinenden  Blätter,' 
wobei  dem  Kläger  die  Auswahl  zusteht,  und  im  Falle  die? 
Schmähschrift  in  einer  andern  Grafschaft  herauskam ,  einmal 
in  jedes  in  einer  solchen  Grafschaft  erscheinende  Blatt  ein- 
rücken zu  lassen  hat ;  und  zwar  soll  dies  geschehen  innerhalb 
eines  Monats  nach  dem  Endurtheil  und  der  Aufforderung 
dazu,  oder  in  der  zunächst  herauskommenden  Nummer  oder 
Ausgabe  der  Druckschrift,  in  welcher  die  Ehrenkränkung 
ursprünglich  erschien,  mag  diese  Druckschrift  in  längeren 
Zwischenräumen ,  als  einei!n  Monat ,  oder  auch  nicht  perio- 
disch erscheinen.  '  • 

Ferner  wird  verordnet,  dafs  alle  Eigenthümer  und  Her- 
ausgeber von  Zeitungen  und  andern  Druckschriften ,  in  wel- 
chen solche  Schmähschriften  abgeschrieben  waren,  schuldig 
Seyen ,  auf  Verlangen  des  Klägers  oder  Anklägers  und  auf 
Vorzeigen  des  noch  unten  erwähnten  gerichtlichen  Zeug- 
nisses, das  in  der  Sache  ergangene  Urlheil  in  die  Zeitung 
oder  sonstige  Druckschritt  einzurücken ,  in  welcher  die 
Schmähschrift  herauskam,  indem  sie  eine  Anzeige  von  dem 
Urtheil  oder  eine  Abschrift  des  Zeugnisses ,  wie  es  eben  der 
Kläger  oder  Ankläger  verlangt,  innerhalb  eines  Monats 
nach  dem  Endurtheil  und  der  an  sie  ergangenen  Aufforde- 
rung oder  in  der  nächst  herauskommenden  Nummer  oder 
Ausgabe  einer  solchen  Druckschrift,  worin  sich  die  Schmäh- 
schrift befand ,  wenn  nämlich  dies^  Druckschrift  in  längeren 
Zwischenräumen,  als  einem  Monat,  oder  nicht  periodisch 
erscheint,  abdrucken  zu  lassen  haben. 

Es  soll  auch  dem  Kläger  oder  Ankläger  das  Recht  zu- 
stehen, vor  einem  der  obern  Gerichtshöfe  Sr.  Majestät  zu 
Westminster  gegen  eine  solche  Person ,  welche  die  Publi- 
cation  eines  solchen  Urtheils  oder  Zeugnisses  verweigert 
öder  vernachlässigt ,  eine  Geldstrafe  von  ....  nebst  vollem 
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Ersatz  der  KlageUosten  einzuklagen.  Ferner  soll  die  tjber-. 
tragung  des  EigenthunriS  an  der  Zeitung  oder  sonstigen« 
Druckschrift ,  worin  die  Schmähschrift  ursprünglich  erschien: 
oder  abgedruckt  wurde,  den  Eigenthümer  oder  Herausge* 
her,  welcher  zur  Zeit  gerade  als  solcher  dasteht,  keines- 
wegs von  der  Pflicht  befreien  ,  ein  solches  Urtheil  oder  Zeug« 
nifs  zu  publiciren,  oder  von  der  Haftung  wegen  der  vor-, 
erwähnten  Geldstrafe  iin  Falle  der  Verweigerung  oder  Ver-, 
nachlassiguog  des  Druckes  eines  solchen  Urtheils.  i 

Es  wird  verordnet ,  dafs  der  Beamte  des  Gerichts ,  in, 
welchem  das  Verfahren  über  eine  Klage  oder  Anklage  we- 
gen der  Schmähschrifl  verhandelt  wurde,  auf  V^Haogen  dea 
Klägers  oder  Anklägers  demselben  ein  von  eben  dem  Beam-. 
ten  unterzeichnetes  Zeugnifs  ausstellen  soll,  welches  die 
Namen  des  Klägers  und  Anklägers  und  des  Beklagten  oder 
der  Beklagten,  so  wie  die  Hauptpunkte  der  Verhandlungen 
und  den  auf  solche  Klage  oder  Anklage  erfolgten  Ausspruche 

der  Geschwornen  enthält,  wofür  dieser  Beamte  zu 

beziehen  hat ,  und  nicht  mehr.  ,  , .  ' . 

Es  soll  ferner  bei  allen  Injurienprocessen  in  Folge  einer 
Anklage  der  Kostenpunkt  bis  zum  Ausgang  der  Sache  aus- 
gesetzt bleiben,  und  von  der  unterliegenden  Parthei  der 
andern  bezahlt  werden,  ausgenommen  in  Fällen,  wo  von 
Seite  der  Krone  Anklage  gestellt  wird.  1 

Endlich  wird  verordnet,  dafs  keine  Klage  oder  Anklage 
wegen  einer  Schmähschrift  nach  sechs  Monaten  von  der 
Zeit  der  Herausgabe  derselben  an  weiter  begonnen  wei^len 
soll,  wenn  nicht  etwa  der  Kläger  oder  Ankläger  zur  Zeit 
der  Herausgabe  von  England  abwesend  wäre ,  und  in  einem 
solchen  Fall  soll  es  ihm  freistehen,  einen  Procefs  deswe* 
gen  jederzeit,  nur  aber  innerhalb  sechs  Monaten  nach  sei- 
ner Bückkehr  nach  England  anzufangen.  Ausgenommen 
sind  die  Fälle,  in  welchen  der  geschmähten  Pei'son  spe- 
cieller  Schaden  dadurch  erwachsen  ist,  vorausgesetzt  je- 
doch dann,  dafs  in  einem  solchen  eben  erwähnten  Falle 
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Proceiii  ianerbalb  sechs  Monaten  nach  der  Entdeckung 
ciiM  eeliskefi  epeetoHan  8eb«d«iia  ton  Siiie  "der  getduaihteii 
nniMt  eingeldiec  wurde. 

VI. 

Beitrag  zu  dem  nmliaiiimedattischen  Ehe- 
rechte "^^^ 

Von 

Emil  Kino, 

PiiwtitMnlBa  der  ÜMlito  ab.  der  0*lverdUt  b«  Leipuf. 


iioten  genannte  kleine  ^  aber  iür  die  oi  ienialicche  Rechts« 
TOieoschaft  wichtige  SohriftdiM  ein«»  PbiioiogeD  wird  dtr 
Joritt  heinetwegs  beli?öhdB9  wie  dies  derübenetaser  in  der 
Vorrede  8.  VI  befurchten  zu  müssen  glaubt,  sondern  als 
eiiea  sobatzenswertken  Beitrag  su  diesem  noch  wenig  an« 
gebanfteo  Zweige  anserer  Wisseosobaft  mit  Miii]ditig«m 
Danke  aanehmen,  und  dies  am  so  mehr,  als  der  Heraus- 
geber, laut  der  Vorrede,  spater  auch  die  übrigen  Bilcher^ 
wie  jetst  das  erste,  in  wortlicher  treuer  Obenetsnog  dee 
arabitcheti  » Textet  ^  wie  sich  sokber  ohne  wesentlicbe  Ahm 

weichungen  fast  in  allen  Manuscripten  des  Mochtassar  wie- 
deriindet<c,  nackiolgeo  lassen  will.  Da  lieierent  bei  der 
Mehr^idil  der  Leier  eiae  nübeffeBeheautaehaft  mit  dem  orie»- 


*)  Ein  Inhaltshericht  aber  folgende  Schrift:  Tfcn  AUul  •  Hassan 
Achmed  Ben  -  Mohammed  Kodnri  von  Bagdtul  Moslemitieclie« 
Eherecht  nach  IIaniütit«ehen  Grundsätzen.  Aus  ariibischen 
Handschriften  hcraasf^cjBfegehcn  von  Gearg  Hclrasdörfer, 
Dr.  der  Philosophie,  Fürstlich  Isenburji^ischem  Arehi?ratl)e , 
Mitglied  der  asiatischen  Gesellschaft  zu  Paris  u.  6.  w.  Frank- 
fort am  fifain,  gedruckt  bei  Heinrich  Ludwig  Brönner.  18o2. 
61  S.  8. 


Digitized  by  Google 


^34     B$krQg  «i  dun  muhanunpdan itchtn  Mfmr^ekkh 

taUMfaen.  Bechlo  gtwift  aidbl  TOMnudlsMi  darf,  so  dfirfte 

es  wohl  zweckmäfsig  seyn,  bei  der  Anzeige  dieser  keines* 
wegs  umfaiigreipheo  Schrift  gleichwohl  etwas  ausführlicher 
20  Werko  'zo  gehen«  Beaonders  toll  dies  der  Fall  9eyn  bei 
dem  InhaUtberiditep  über  die  Elnleitoog ,  ia  weleber  dar 
Verfasser  (S.  11  —  29)  über  den  Gang  der  orientalischen 
Gesetzgebung,  ihren  charakteristischen  Unterschied  Yon  der 
det  Abendlandes«  ferner  über  die  mubainmedaniscben  Becbli» 
sebolen,  Bechtsoodiees  und  das  berühmte  Bechtscompen» 
dium  des  Koduri  im  Allgemeinen  und  sein  Eherecht  insbe- 
sondere das  Nähere  beibringt. 

DaOi  ron  Geietzloiigheit  de«  moalcmitiaeben  Orients 
keine  Rede  sejn  könne ,  ist  gegen  Andere  schon  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  TOn  Anquetil-Daperron  (suf 
2a  legiälaUon  orieniaUf  Amsterd.  1740.  in  4.),  ähnlich  acbon 
früher  Tom  Grafen  Haaigli  (sfafo  müäm^  dM  imperio  cU 
tomann ,  Ämsterd.  1732.)  und  nach  ihm  vom  Chevalier  Mo. 
raiige^  d'  Ossen  und  Joseph  yon  Hammer  nachgewie- 
aen  worden*  Wahr  ist  es  dagegen,  data  im  Onent  Aliea  ^ 
sa  sehr  fixirt  und  fast  den  Yertteinerungen  Tergleiekbar, 
zu  fertig  und  abgeschlossen  daliege.  Die  Bekenner  des  Is- 
lam ^aind  darch  den  Koran  gealtert,  während  die  Beheaaer 
Christi  durch  das  Wort  des  Evaageliams  ?f rjüngt  worden 
sind.  Den  verschiedenen  Bechtsschulen ,  die  aus  den  im 
Islam  ersichtlichen  Religionspartheien  und  Secten  entsprun- 
gen sind,  liegt  hetnetwegt  eine  Di£ferens  der  pbÜoaopbU 
seben  Principien ,  sondern  mehr  eine  indiTidnelle  Aufibaaung 
der  Korans-  und  Traditionsstellen  zu  Grunde.  In  Folge 
dieses  Nichterwachens  und  Nichthervortretens  des  philoso» 
phischen  Princips  weichen  auch  die  rier  jnritliaohen  Htm^ 
scbolen  nnr  in  Änfseriiehltett  yon  ejnander  ab.  Die  BepnU 
sentanten  dieser  Schulen  sind :  Abu  -  Hanita ,  Malik ,  Schafii 
und  HanbaL  Der  erste  und  berühmteste  Bechtsgelebrte 
Abu* Hanifa  würde  mit  Becbt  ein  sweiler  Fapiniamw  ge* 
nannt  werden  Mnnen,  da  die  Richter  in  den  Anstellungs- 
decreten  verpliichtet  werden,  den  Dictaten  desselben  zu 
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iblgen.  Im  Vergleich  zu  dea  übrigen  kano  die  Rechtsschale 
des  Abu*][iaiufa  als  die  ratkwiaitftische  bezeichnet  werdeo. 
Im  Dogma  midier  Außrhdtumg  dar  BMhUqodkB  ttinittiMi 
alle  Ttar  6eiiiileo  obareui.    Die  Qaellen  üiliaB'iic^  «nler 

eioamler  und  leiten  sich  ah,  wie  folgt: 

Knnm*  Ssiiiia. 


3.  4« 
Uiehinaa*  Kiat. 

Alcoran  und  Sunoa  (i  and  2)  sind  die  unmittelbaren  Of- 
fenbarungeii  Gottes.  No.  3  sind  Decretsammhipgen  der  of- 
tlM>dQBMnInMQft  mi  als  weitCM  CoaMqamaia  too  1  nad  « 
nmnaiiiiimi  Now  4  dad  EattfiMdnngen  ?oa  BedtfifÜlUii  eeu 
lenchteter  Männer,  nach  der  Analogie  von  1,  a,  3.  Hat 
gesammte  mosiemitisohe  Becbt,  das  luin  auf  jenen  vier 
Haaptaeliako  rabt,  wuuiX  der  Vevteasr  aut  Beobt  eki  no« 
getrenntes  Ganses  religidser  ond  bürgerlioker  Insti- 
tutionen, eine  ilm  kilam  (Theologie)  und  üm  Jikah  (Jnris- 
fmäeax)  zogiaich  und  ongisduedBa  vereiaL  Dsa  äitasle 
CteApeadkiai  aber  .mosiemitisebe  Bechlswissensdiaft  aas  dsr 
Schule  de&  Hanifa  ist  das  Mocbtassar  des  Koduri ,  voa  dem 
S.  17  einige  biogr^hische  Notizen  mitgetheilt  werden.  Die- 
ses CanpeadkHB,  das  den  TiteLiulN«}  MookiaamrüXoduti 
»ßrmUMmiß^  n  der  Aoswiblar  (tm  CompeniKaai)  das 
Koduri  fn  den  Zweigen  Hanifitischer  Bechtsgelehrsamkeit, 
bat  sein  Ansehen  und  seine  Gültigkeit  noch  jetzt ,  ja  es  wkd  ^ 
ihm  sogar  eine  wanderCbatige  Kraft  sngescbnebea  «ad  die 
Lesnng  desselben  beim  Oewitter  und  in  der  Pest  empfob» 
len.  Aus  diesem  Mochtassar  hat  bereits  früher  Professor 
Bosenmaller  das  Kriegsrecht,  über  welches  Beierent 
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früher  Bericht  erstattet  hat ,  in  die  lateinische  Sprache  über- 
setzt und  somit  jenen  berühmten  Araber  in  die  neaere  Li- 
teratur zuerst  wieder  eingeführt. 

Das  erste  der  zehn  Bücher  des  Koduri  über  das  mos- 
lemitische  Eherecht  ist  eine  Reihe  gesetzlicher  Bestimmun- 
gen über  die  juristische  Natur  der  Ehe  nach  Hanifitischen 
Grundsätzen,  in  87  Paragraphen,  welche  in  dem  Molteka 
des  Scheich  Ibrahim  von  Ilaleb  (vergl.  y.  Hammer  Osm. 
St.  I.  5.  6.  17.  10.)  unter  folgende  Titel  yertheilt  sind: 
1.  von  der  Ehe  überhaupt  (Eingehungsform);  2.  von  den 
verbotenen  Graden ;  3.  von  der  Vormundschalt ;  4-  von  den 
gesetzlichen  Ehen ;  5.  von  den  ungesetzlichen  Ehen ,  durch 
Zwang;  6.  von  dem  Heirathsgute ;  7.  von  den  Ehen  der 
Sklaven ;  8.  von  der  Ehe  der  Ungläubigen ;  9.  von  der  glei- 
chen Behandlung  (der  Frauen).  -  'v*  ^♦».-.j, 

*  Noch  ist  zu  erwähnen,  dafs  der  Übersetzer  sowohl  den 
für  die  unter  englischer  Hoheit  lebenden  Muhammedaner  an- 
gefertigten muhamraedanischen  Rechtscodex,  das  Hedayet  *), 
als  auch  das  berühmte  Schulchan  Aruch  des  portugiesischen 
Juden  R.  Joseph  Karo,  ingleichen  endlich  das  canonische 
Recht  berüclisichtigt  hat.  Referent  will  nun  den  Rechts- 
sätzen Einzelnes  entheben ,  da  es  hier  zweckwidrig  seyn 
würde,  die  Paragraphen  nach  der  Reihe  zu  verfolgen. 
-iHii  l,'  Über  die  juristische  Natur  der  moslemitischen  Ehe. 
Erste  Abtheilung  :  Über  die  Ehe.  Erstes  Buch.  Durch  Auf- 
forderung von  der  einen  und  die  Einwilligung  von  der  an- 
dern Seite  wird  die  Ehe  selbst  geschlossen.  Die  Förmlich- 
keit dabei  besteht  in  dem  Gebrauch  zweier  feststehender 
Redensarten  und  in  der  Zuziehung  von  Zeugen,  die  aber 
blofse  Solennitätszeugen  sind.  Zu  den  Personen  verbotenen 
Grades  gehören  unter  andern  auch  die  Amme  in  Folge  ihrer 
Milch  Verwandtschaft ,  die  der  cognatio  spiritualis  ähnlich  ist, 

'i.*)  Dieses  Recbtsbuch  ist  von  Sil*  Charles  Hamilton  ins  Engli-* 
scho  übersetzt  worden  und  unter  dem  Titel  erschienen:  The 
'    Jhdaya  or  Guide  of  Muselman  Laws ,  4  Bände  in  4. ,  London 
■ '^"^-'ngO,  jetzt  aber  selten  zu  erhalten.  * 
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uncl  der  Pilger  und  tlie  Pilgerin  ivahreod  ihrer  Pilgerschaft; 
nach  Mekka.    Das  Recht  zu  Eingehung  der  Ehe  hat  jedes 
mannbare,  freie  und  vernünftige  Frauenzimmer.    Der  Bei- 
rath eines  Curators  ist  nach  Einigen  erforderlich ,  nicht  da^  , 
gegen  nach  der  Meinung  Anderer.    Hat  der  Curator  die 
Jungfrau  um  ihre  Einwilligung  ersucht,  so  giebt  sie,  wenn  / 
der  Curator  einer  ihrer  nächsten  Verwandten  war,  ihre  Ein- 
willigung durch  Schweigen  oder  Lächeln  zu  erkennen.  Ver^ 
weigert  sie  beides,  so  darf  der  Curator  keine  Ehe  für  sie 
abschliefsen.    War  der  Curator  in  entfernterem  Grade  ver^' 
wandt,  so  roufs  die  Einwilligung  in  deutlichen  Ausdrücken 
erfolgen.    Übrigens  sollen  dem  Mädchen  der  Name,  Stand 
und  die  sonstigen  Eigenschaften  des  Freiers  ehrlich  mitge- 
theilt  werden;  von  dem  Brautschatze,  der  Mihr,  aber,  die 
nie  Motiv  der  Ehe  werden  soll,  braucht  keine  Rede  zu  seyn. 
Die  Nicht- Jungfrau  mufs ,  vom  Curator  befragt,  gleichfalls 
ausdrücklich  einwilligen.    Zu  den  Jungfrauen  werden  aber 
auch  diejenigen  Personen  gerechnet ,   die  ihre  Virginität 
durch  einen  Sprung,  ein  Profluvium  sanguinis  oder  eine 
Wunde  .verloren  haben.     Abu -Hanifa  erklärt  aber  selbst 
diejenige  für  eine  Jungfrau ,  die  in  Folge  der  Buhlerei  ihre 
Virginität  verloren  hat.    Ob  der  Eid  in  Ehesachen  zulässig 
ist  oder  nicht,  ist  controvers.    Der  Vater  oder  Grofsvater 
kann  seine  Kinder  oder  resp.  Enkel  schon  in  der  Wiege 
vermählen.    Über  Curatel  und  Tutel  s.  §.21.       ülj,  28. 
Bet  der  Heirath  mufs  Gleichheit  des  Ehepaares  in  Rücksicht 
auf  Familie ,  Religion ,  Vermögen  und  Gewerbe  stattßnden. 
Über  den  Brautschatz  siehe  die  Note  82  und  die  §§.  3o  — 
46.  u.  a.  m.    Streitig  ist  es,  ob  der  Brautschatz  als  Rauf- 
geld zu  betrachten  sey.    Unser  Verfasser  verneint  dies  ge- 
gen Gans  und  behauptet,  dafs  die  Mihr  wenigstens  ur- 
sprünglich kein  Kaufgeld  gewesen,  wie  auch  in  keinem  se- 
mitischen Worte  für  Braut,  Verheirathen ,  Verloben,  Hei- 
ralh  u.  s.  w.  dieser  Nebenbegriff  des  Erwerbens  angetroffen 
werde,  dafs  aJ^er  allerdings  die  Begriffe  von  Erwerben, 
Besitzen ,  Kaufen  immer  mehr  in  dem  Leben  der  Morgen- 
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länder  um  sich  gegriffen  und  in  Folge  dessen  in  der  Praxis 
mancher  Ausdruck  merklich  Ton  seiner  früheren  wnrzelhaf- 
ten  Bedeutung  sich  entfernt  habe.  Gegenstände  des  Braut- 
Schatzes,  der  jederzeit  wenigstens  lo  Dirhemen  an  Werth 
betragen  mufs,  sind  z.  B.  Gewänder,  Wein,  Schweine  a. 
dergl.  Eine  Ueirath  zur  Nutzniefsung  ist  eben  so  wie  die 
einstweilige  Ehe  ungültig.  Und  als  irrig  widerlegt  es  der 
Übersetzer  in  der  Note,  wenn  Manche  behaupten,  die  mor« 
genländische  Ehe  erscheine  in  dreierlei  Formen ,  indem  maa 
die  erste  Klasse  heirathe,  die  zweite  kaufe  und  die  dritte 
miethe.  Ein  anderer  im  Abendlande  sehr  verbreiteter  lrr> 
thum,  dafs  nämlich  die  orientalische  Polygamie  eine  gänz- 
lich unbeschränkte  Vielweiberei  sey,  ist  dahin  zu  berichti- 
gen, dafs  wenigstens  nach  moslemitischem  Eherechte  der 
Mann  schon  aus  physischen  Gründen  nicht  mehr  als  vier 
Weiber  nehmen  darf.  Daher  ist  die  Zahl  Vier,  wie  Herr 
Prof.  Gans  sich  ausdrückt,  »das  non  plus  ultra«  in  der 
Polygamie.  Über  die  Scheidung  §.  63  ff.  Dieselbe  darf 
nicht  stattfinden,  wenn  es  si«h  auch  findet,  dafs  die  Frau 
einen  Fehler  hat ;  eben  so  ist  es  ferner  nicht  als  Scheidangs- 
grund  zu  betrachten ,  wenn  der  Mann  mit  Wahnsinn ,  Ele- 
phantiasis oder  Krätze  befallen  ist.  Dem  Impotenten  (Jonin) 
wird  vom  Richter  ein  Jahr  Zeit  gegeben.  Hat  er  sich  dana 
mit  seiner  Frau  verbunden ,  so  bleiben  sie  beisammen ;  im 
entgegengesetzten  Falle  werden  sie  auf  Verlangen  der 
Frau  getrennt,  was  dann  für  eine  vollkommene  Scheidung 
gilt,  in  Folge  deren  die  Frau  ihren  Brautschatz  vollzählig 
erhält,  wenn  sich  der  Mann  mit  ihr  allein  befunden  hat. 
Was  die  Erziehung  der  Kinder  aus  gemischten  Ehen  an- 
langt ,  so  verordnet  das  moslemitische  Recht  Folgendes :  Ist 
einer  der  Gatten  rechtgläubig,  so  wird  das  Kind  in  dessen, 
Religion  erzogen ;  eben  so ,  wenn  einer  von  ihnen  zum  Islam 
übertritt  und  ein  kleines  Kind  hat,  so  wird  das  Kind  durch 
dessen  Übertritt  ebenfalls  ein  Moslem.  Ist  endlich  einer  der 
Gatten  schriftgläubig  und  der  andere  Magier,  so  gebort  das 
Kind  der  Schriftreligion  an.  i  »omu  « 
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Doch  dies  möge  für  jetzt  hinreichen,  um  die  Gieiehheit 
mä  ÄksHdiheit  der  GwMndfgriigltnigie  der  Ehe  uto  Abende 
ited  Morgenlilide  KiehwiWilniu.  •  flitter  Referent  noch  tiefer 
ia  das  Detail  eingehen  wollen^  so  würden  sich  in  Bezog 
^mf^iim'MmirmHkm^iMi^  Ptt^alleleii  an  mweren 

jlMlMMiieVv  BieiiiH^iigltniweindatgelioIgn  heben.  Die 
Grundformen  des  Brautschatzes,  der  Tutel  und  Curatel  zum 
Bwpiei  sind  auch  im  Oriente  dieselben. 

^^jmimmiäiii,B»SmngA*  vorlfiiifig  eeMe  Leeer  mit  den  Geb 
.ipMiMNi  iier  i>lgendeii  bc«ii  Büdier,  iQber  welche  epiler 

ausfuhrlich  Bericht  erstattet  werden  soll,  den  Oherschriften 
Mcb  bekannt.  .  JBuch  11.  handelt  nämlich  von  der  Milchreis 

iii!iiiMi|i%'W^  v«>B  der  Mieviang;  Bacb  lY.  toü 
Ml^WMiWiMftM:;:  Bseb     yeite  GMibde  der  AbtiiiieMi; 

Xiucli  \  i.  von  der  Entzweiung;  Buch  VII.  vom  Gelübde 
rZihar;  Bock  VUbiTom  YerwänsdUMigseide;  Buch  IX.  TOft 
/MlfMAtingszdkf  BMiX  TOB  4inA  "^rteriudto  der  Fm*-  ^ 

<pmPF PHP"*" I  fii»  w . 


Das  Nouveau  Journal  Asiatique  enthalt  im  Jahrgänge 
i832  (Febmarheft  S.  97  —  182.  und  Mävaheft  S.  2aa 
167.)^  WQso  dii  F^brwrh^  dee  Jahrganges  idSd  eitfdn 
Nachtrag  geUefitat  hat,  eb  Yerseiehaift  mloiieher  Htn^ 
Schrif  ten  I  unter  denen  sich  viele  juristische  befinden.  Über 
einige  malabanaehe  iMid  aeaakcitsebe  llamner^te  desselbeR 
iMte.  a.  tüeaettie  SeiteeWft  im  JoUhefte  det  Jahrg.  i83s. . 

Über  Sojoti's  Leben  und  (theiiweis  juristische)  Schriften 
siehe  die  Wiener  Jahcbücher  der  LiUrattur,  Jkhrf^ng.  lÖSa. 
Baad  5^  imd  6e. 

Aefterdem  liSUt  4er  im  J.  t83i  (Leipzig,  bei  Vogel) 
erschienene  Catalogus  Codd.  mss.  Orient,  bibliolhccae  regiae 
Dresdemu  von  Fleischer  yiele  in  der  Schrift  näher  be« 
eehriebeoe  jmnetiaehe  fllaiivBcripte  aii£  Dasselbe  gilt  tob 
dem  Anhange  mi  dieser  Sefarift 
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Noch  macht  Referent  auf  einige  neuere  Schriften  auf- 
merltsam,  -welche  die  Indische  Rechtswissenschaft  und  Ge- 
setzgebung betreffen.    Das  erste  derselben  fuhrt  folgenden 
Titel :    Mdnava  -  Dharma  -  Sdsira  f  oder    Manou  -  Sanhiid , 
Gesetze  oder  Einrichtungen  von  Manou ;  welche  seit  un- 
denhlichen  Zeiten  der  Gesetzgebung  Indiens  zur  Grundlage 
dienen.    Dieses  Werh ,  das  von  dem  berühmten  Jones  in 
die  englische  Sprache   übersetzt  worden  ist,   war  schon 
mehrmals  in  der  Sanshritsprache  erschienen.    Die  erste  Aus- 
gabe erschien  zu  Calcutta  181 3  in  4*  und  war  von  einem 
Commentare  in  gleicher  Sprache  von  Koullouka.Bhatta  be- 
gleitet.   Ein  Abdruck  ohne  Commentar  wurde  zu  London 
von  Haugthon  besorgt.  Boiselcur-Delongchamps 
zu  Paris  lieferte  im  Jahre  i83o  eine  neue  Ausgabe  des  Tcx- 
.tes  nebst  Auszügen  aus  dem  Commentare.     Ein  neuer  Ab- 
fdruch  ist  im  Jahre  1882  zu  Calcutta  in  zwei  Bänden  in 
Octav  erschienen ,  nebst  dem  vollständigen  Commentare  von 
Koullouka  und  einem  Register.    Auch  ist  bereits  eine  neue 
> Ausgabe  der  englischen  Übersetzung  von  Jones  angekün- 
digt, welche  von  indischen  Gelehrten  revidirt  und  mit  Va- 
rianten und  Erläuterungen  begleitet  werden  soll.    De  Ion  g- 
champs  endlich  hat  eine  französische  Übersetzung  ange- 
-l&ündigt,  welche  in  diesem  Jahre  (i833)  erscheinen  soll.  — 
Aufser  der  bisher  besprochenen  Schrift  sind  neuerlich  noch 
folgende  vier  erschienen:  Ddjya^bdgha,  Daya^Tatufa ,  Vyn-- 
■vahara-TalwOf  Ddya^Krama'-Sangraha^  sämmtlich  in  Octav. 
Sie  behandeln  das  Erbrecht,  und  zwei  derselben  sind  von 
'^olebrooke  und  Winch  ins  Englische  übersetzt  worden. 
iDte  Herausgabe  derselben  ist  von  der  Comitc  zu  Calcutta 
.besorgt  wordea;  vergl.  eines  der  letzten  Hefte  des  Jahr- 
gangs i832  von  dem  Journal  des  savans,  ingleichen  Revue 
encyclop*  i832.  Novemberheft  S.  849  —  3öo. 
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1.  J  historieal  treati$e  on  trial  by  Jury  wager  of  law  and  vther 
eoonlinatc  forentie  institutious  Jormerly  in  use  in  Scandinavi0 
wut  in  Utlande      ThorL  Gudm,  Uepp.  SdMwr^^  IftöZ. .  , 

A/S^issenscKaf^lich  mit  genauem  Qaellenstadtnm  geführte  ün- 
terftucbuni^eo  über  reQbtshifttomch  interessante  Einriehtiio* 
fap  iud  fa  atlttiii  MMNontitffe  Meh  tu  £«gkn4i  4w 
Bolitili  luid  iae  piihlMdbe  Juiipnidci»  Min'  dia  SrivifiU 

steller  beschäftigt,  dafs  eine  Arbeit,  >vie  die  vorliegende , 
veicbe  d«A  viel  be&tritteiuBii  Urspraog  der  Jury  und  des  In- 

TOfEuglieli«  ArirfiMfktMiilidt  T^rdlafiL  Ber  Ycdkmar  hm* 
tchaAigt  sieb  nur  mit  den  Gescbwornengericbten  in  Scandi- 
«mfo,  wid  Wt  Unw  die  itHndiiehco,  ^kMma^  a^Mredi» 
•tdm  ond.  Bopwc^iaciin  Bi<fc<mynHlli  .  prt«  J^mM:»'  .  -Br 

glaubt  (p.  9.)  die  Geschwornen  in  Scaudinavien  in  der  älte^ 
«lea  Zeit  zu  finden,  giebt  aber  zu,  dafs  ei'St  mit  Aa&mg 
4m  wnikmUm  lubriumdtrti  ihr  G^bvMidi  Mafiger  ^mlitanMe; 
Um  genriHiMM  9Wveiliani|>f.  war  in  der  beididielMn  BeÜ 

allgemein,  wurde  aber  allmäbli^  unpopulär  (p.  i3)  und  das 
ftichwornengencht  würde  allgemein  sieh  ¥erbi€itet  baben^ 

wmm  d»  GiMi^  aßn.Otlktmh  der  einiatiiebd 
GotlenMilieile  begteiigt  bMea.  übrigens  solton  «eefa  dem 
Verfasser  (p.  18  in  der  Note)  Eidesbelfer  und  Gescbwome 
v»t«r«ittea4»easditapiiii]it  gestellt  werden,  diefitsten  seftii 
ner  üe  ioIim  Fecm^  die  Zmiten  die  »elv  amgeMMele 
und  aus  eiaer  gruTfieien  juristischen  Bildung  bervorgegangeqe 
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Gestaltung.    (Was  der  Verfasser  p.  20  vom  Sachsenspiegel 
sagt ,  ist  unbedentend.)    Der  Verfasser  p.  22  prüft  dann  das 
Verhältnifs  der  alten  lex  Saxonum  und  Frlsortum  zu  den 
scandinayischen  Gesetzen   und  zeigt  die  Übereinstimmung 
beider;  beweist  p.  87,  dafs  die  sächsischen  und  friesischen 
Gesetze  nur  Eideshelfer,  aber  Iteine  Geschworne  l;ennen. 
In  Bezug  auf  Norwegens  Gesetzgebung,  wo  er  die  älteste 
Periode  von  Halion  Athelstan  im  Jahre  940  bis  1274  nnd 
die  zweite  von  da  an  bis  1897  dauernd  annimmt,  findet  der 
Verf.  p.  42      den  Quellen  allgemein  die  Jury,  und  nur  in 
der  letzten  Hälfte  der  ersten  Periode  kommen  noch  für  ge- 
wisse wichtige  Fälle  Gottesurtheile  vor.    In  der  zweiten 
Periode  wurde  nach  seiner  Meinung  die  Stellung  der  Jury 
durch  die  ausgedehnteren  Rechte  der  von  der  Krone  ange- 
stellten Richter  und  ihren  Einflufs  auf  das  Verdict  der  Ge- 
schwornen  modificirt.    Der  Verf.  hält  sich  besonders  an  die 
in  den  legibus  Gulathingensibus  (Havniae  1817)  p.  i3  vor- 
kommenden Stellen:  id  pro  judicato  habeatur^  quod  judex 
et  pedacii  (so  übersetzt  die  Kopenhagner  Übersetzung  die 
Geschwornen)  unanimi  conscnsu  statuunl,    Si  vero  dissentiani 
tunc  judices  et  eorum ,  gui  Uli  sirffragantur  sententia  praevO" 
lebit^  nisi  regis  consilio  virorum  sapientissimorum  fulto  aliud 
magis  justum  videatur.     Der  Verf.  zeigt,  wie  darin  schon' 
die  Stellung  des  Richters  erweitert  ist,  da  er  an  die  Stim- 
menmehrheit der  Geschwornen  nicht  gebunden  ist,  und  wie 
die  königliche  Gewalt  ausgedehnt  war  (p.  54)«  (Interessante 
etymologische  Untersuchungen  z.  B.  über  Nefnd  finden  sich 
p.  66  —  58.)    Der  Verf.  p.  69  —  64  entwickelt  dann ,  wie 
die  Konige  in  Norwegen  immer  mehr  strebten,  der  Jury** 
ihre  Macht  zu  rauben,  daher  sie  z.B.  mehr  die  Eideshelfer 
begünstigten.  —    In  Bezug  auf  Schweden  zeigt  der  Verf.*» 
p.  72  zuerst  den  Gebrauch  der  Jury  aus  Stellen  der  Edda 
und  zeigt  durch  scharfsinnige  Zusammenstellung  das  Daseyn 
des  alten  Gerichts  mit  zwölf  Beisitzern  oder  Geschwornen; 
er  zeigt  p.  76,  wie  durch  die  späteren  Gesetze  in  der  so- 
genaooten  JNämbd  die  Idee  der  Jury  fortgebildet  wurde  1 
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ond  yi'xe  (p.  80)  nur  die  Majorität  der  Geschworaen  genugteilL 
Der  Verf.  p.  85  eotwickelt  noch  das  Yerhältnifs  des  schwe» 
discheo  Geset;&kundigeo  und  p.  99  der  Eideshelfer  in  Schwe^ 
den  und  zeigt,  dafs  dies  Institut  neben  der  Jury  vorUanifl^ 
so  wie  er  auch  die  Meinung  äufsert',  dafs  die  bei  den  Eides- 
helfern vorkommende  Einstimmigkeit  durch  Mifsverstand- 
nisse  auf  die  Jury  angewendet  wurde.  —    In  Ansehung  der. 
Geschwornengerichte  in  Dänemark  folgt  der  Verf.  p.  ii3  ff. 
Torzüglich  der  Lowhistorie  ?on  Kofod  Ancher  und  ent«t 
wickelt  p.  ii5  das  Verhältnifs  der  Tingmaend,  p.  118  der 
Naefninger  (als  der  regelmäfsigen  Geschwornen) ,  p.  129  der 
Sandemaend  (nach  dem  jutländischen  Gesetz),  p.  i35  der 
Eideshelfer;  insbesondere  verweilt  der  Verf.  p.  i36  —  148 
bei  der  Angabe  der  Unterscheidungsmerkmale  der  EidesheK. 
fer  and  der  Geschwornen;  überall  bemüht  sich  der  Verf., 
nachzuweisen,  dafs  die  Geschwornen  nur  nach  Stimmen*'- 
mehrheit  entscheiden,  und  p.  148  nennt  er  die  englische 
Jury  eine  Mischung  des  alten  Geschwornengerichts  in  der 
reinen  Form  mit  Bestimmungen  des  Eideshelferinstituts;  — 
die  aristokratische  und  die  demokratische  Einrichtung  sind, 
wie  der  Verf.  sagt,  in  England  in  Eines  verschmolzen  wor*« 
den.    Der  Verf.  geht  dann  p.  idi  zur  Darstellung  der  ur- 
sprünglichen Verhältnisse  von  Island  über,  benutzt  p.  167 
die  isländischen  Sagen,  vorzüglich  die  bekannte  Nials-Sage, 
um  die  alten  Gerichtseinrichtungen  darzustellen,  und  yer« 
weilt  endlich  p.  172  bei  der  höchst  interessanten ,  durch  die 
Ausgabe  des  Rechtsbuchs  (Havniae  1829)  allgemeiner  be«) 
kannt  gewordenen  Gragas  (graue  Gans).     Er  zeigt,  dafs 
darin  die  Eideshelfer  und  die  Geschwornen  vorkommen, 
und  dafs  auch  nach  isländischem  Rechte  nur  Stimmenmehr- 
heit der  Geschwornen  gefordert  war.  —    Kaum  dürfte  es{ 
zu  bezweifeln  seyn,  dafs  der  Beweis,  dessen  Führung  den, 
Verfasser  vorzüglich  zu  beschäftigen  schien ,  dafs  die  Stim- . 
meneinhelligkeit  in  England  nicht  aus  dem  Wesen  des  Ge- 
schwornengerichts geflossen,  sondern  erst  später  hinzuge-. 
KrU»Zeittchr.f,lUckUw,m,Gtsetig  d.Ausl.  FL  Bd,  i.U.  lO 
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komiiicn  ist^  cUattch  die  Geschworneiigerichte  antiererLäo* 
4mt  tar  StiauMiimeiirheit  loteten,  4tm  Vtr£  gqlitii0^  lit» 
Qt«  Forsohwi^ea  des  Ye^.  sind  grundlsek  ««d  wigen^  .daft 
lieweis,  Eidesiieifei'  und  Geschwot^nengerichte  nur  Katwicke- 
liMigea  der  aäaiKeliaii  Grimdidee  siad ,  und  überall  bei  jedem 
Yivlke  ditt  bdsonderon  MtdiclM  wid  pnKtissihsiw  Verhiifcriiin 
bestimmcu,  welche  der  Fenneii  si6h  dort  awi^ägt. 

iHMfanraiU  MMII«  nrf«l(ffr  d  PftlMsIrS  dct  Itwl^-Metff  de  IISmI 

polUique  ifct  cflsuniifMt  jfamanilef  jier  AI.  IFarnfc«««^»  Frv- 

feueur  A  Band*   Gand  1838. 

Die  Ahsfaive  der  ilandrisokei»  8t«dte  ernjisken  eine»  dekata 
«Itbentilster  Bee)itsqueliefi«   Wdr  diesen  Sobttli  hebea  will^ 

wui$  mit  «It'ii  fifueiüu  Forschuogen  über  germanisches  Becht 
Tertraat  Mejn  und  dpradi^niitnifscl,  kistoriscben  fiaiB ,  Geist 
aad  BtlMrriltehliMt  Mlzte.  Herr  WarokBnif  ist  d«rdi 
den  Besits  dieser  Eigenschaften  und  durch  ^einH  AnsteUaitg 
in  Gent  vorzü^licii  geeignet)  seine  Forschungen  auf  den 
MuiCz  für  Beobtshisttsn*  aasaadehned.  Seihe  M^iiliaagaa 
sind '  bbn^  Vielteh  mtl  dem  besten  Erfolg  gcbrSnt  wov» 
den,  \uui  in  kurzer  Zeit  wird  sein  WerU  über  die  Üafi<* 
drische  Hechtsgeschichte  erscheinen.  Beinern  Eifer  Terdan- 
lien  itPt  adch  insbesbikderi)  die  £ntdeeiiaa(|  eint»  atoeHiMa* 
aMihri(}Ui  von  d4n  te^reelitefi  Voa  DaoAaie«  woran!  sieh 
erjgiäbt,  dafs  dies  Seerecht  eine  Cepie  des  Seerechls  ron 
Oleron  tst^  Die  rorkegende Schrift  enthält  Sbhälabare  Bei» 
teif^e  sar  Gesohtcbte  der  Terftissaaf  Ton  6ent.  Es  ist.eiae 
EigenthfiinKchkeit  der  Handrisehen  Städte,  dafs  dort  nicht, 
wie  in  Frankreich ,  die  Bildung  der  Städte  Verfassung  eia 
Werk  der  Bevolotion  und  der  Sckiaakeit  der  KSliige  war« 
welche  die  Bürger  gegen  die  seigneUre  in  SekutE  nahmea 
und  Pi  ivilegien  ^aben ,  daOj  vit  Inielu  flie  seigneurs  selbst 
hing  genug  waren,  und  die  Gründung  von  communes  he* 
gCküligten,  #odiirob  es  held  dea  dvreh  Beiefaihm,  bifihifi» 
den  Handel  und  Büdmlg  ktäHig  gewoadaMjSlidlecii  kißkt 
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wurde,  »ich  neue  V^ortheile  zu  erwerben.     In  der  yorlie- 
^enden  Schrifl  ist  zuerst  der  Schiedsspruch  der  Schöffen 
von  St.  Omer  zwischen  dem  Grafen  von  Fiaadern  und  dem 
Collegium  der  Neuaunddreifsig  von  Gent  von  1290,  und 
p.  10  eine  Urkunde  über  das  Verhältnifs  dieses  Collegiums 
abgedruckt.     Der  Verf.  giebt  p,  25  erläuternde  Anmerkun- 
gen darüber,  worin  er  zeigt,  wie  durch  die  Bildung  des 
SchüfTen  Verhältnisses    die    Communaleinrichlung  entstehen 
mufste,  wie  (p.  82)  von  den  seigneurs  die  Begründung  der 
Freiheiten  der  Städte  in  Flandern  ausging,  wie  daher  auch 
in  den  flandrischen  Communen  die  Volksbewegung  eine  gaae 
andere  Richtung  hat ,  als  in  den  franzosischen  Städten  ,  und 
zwar  theils  auf  Erlangung  noch  gröiserer  Freiheiten ,  theils 
auf  Abschüttelung  der  Fesseln  der  aristokratischen  Einrich- 
tung strebte,  wie  daher  neben  dem  SchofTencollegium  noch 
eia  anderes  Collegium  (in  Gent  das  der  conseilliers ,  Rath- 
mannen) sich  bildete,  und  das  SchöfTenarat  nur  von  jährli  ch 
wechselnden  Schöffen  verwaltet  wurde.    Die  reichen  Fami- 
lien in  Gest  wnfsten  jedoch  wieder  sich  durch  Hülfe  der 
Gräfin  Johanna  in  den  Besitz  gröfserer  Freiheiten  zu  setzen 
und  die  Organisation  des  Collegiums  der  Neununddreifsig 
zu  bewirken ,  deren  Grundlage  ein  aristokratisches  Element 
war ,  worauf  aber  bald  neue  Hämpfe  folgten ,  auf  deren  Be- 
endigung sich  die  vom  YevL  mitgetheilten  interessanten  Ur- 
kunden beziehen«     Seine  Benierkungeii  lassen  uns  mit  ge- 
spannter Erwartung  das  grofse  Werk  erwarten ,  welches  am  - 
Anfang  des  nächsten  Jahres  über  die  flandrischen  Commu- 
nen ei'scheinen  und  die  wichtigsten  ungedruckten  Urkunden 
eatbaltcn  wird.      ^  «/%tff''f»<M»i«i4'#i>it^»tfl»x4t«'  • 

3.    Paris,  chez   Crochard.    Rnai  svr  ta  alatistique  mortile  de  la 
France  f  pricedi  d'un  rapport  a  V  academie  des  svienccs  par 
Lacroixy  Sitvestre  etc.  —  Par  /i.  M.  G  uerry ,  mvücat 
u  la  cour  royah.    1833.    In  Folio. 

Das  Fach  der  Criminalstatistik  bat  in  neuerer  Zeit  man- 
nichfaltige  Bearbeitung  gefunden.    Abgeseheo  von  den  Schwie- 
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nghfeiten,  welche  mit  dieser  Wissenschaft  imme/V^rbandeh 
seyn  werden ,  lag  ein  Hauptgrund  so  vieler  irriger  Resultate 
darin  ,  dafs  die  Bearbeiter  sich  an  gewisse  einzelne  änfsere 
Erscheinungen  hielten  und  aus  der  oft  zufälligen  Verbin- 
dung gewisser  Verhältnisse  und  der  Zahl  der  Verbrechen 
einen  nothwendigen  Zusammenhang  ableiteten.  Der  redliche 
Forscher  mufste  bald  sich  uberzeugen,  dafs  jene  auch  in 
Frankreich  beliebte  Deduction ,  dafs  da ,  wo  am  meisten 
Unterricht  und  Bildung  verbreitet  sind ,  auch  am  wenigsten 
Verbrechen  vorkommen,  auf  keinen  sicheren  Grundlagen 
beruhte;  die  Erfahrung  zerstörte  auch  bald  diesen  Irrthum, 
denn  in  jenen  Departements  von  Frankreich,  wo  am  mei- 
sten Leute  lesen  und  schreiben  können,  kommen  am  mei- 
sten Verbrechen  vor.  Der  wahre  Grund  der  Verubung  der 
Verbrechen  liegt  in  moralischen  Ursachen;  ein  Volk,  das 
am  meisten  unsittlich  und  irreligiös  ist,  wird  am  ersten  zur 
VerÜbung  von  Verbrechen  geneigt  seyn;  und  der  glänzendste 
äufsere  Firnifs  der  Bildung,  die  höchste  Stufe  der  söge, 
nannten  Civilisation  eines  Volkes  werden  nicht  vor  Ver- 
brechen bewahren.  Mag  man  über  Politik  und  über  die 
Rechte  der  Bürger  vortrefflich  schwätzen  künnen ,  so  ist 
dies  doch  keine  wahre  Bildung,  welche  wohlthätig  wirkt. 
Vertrauen  auf  Gott,  Demuth,  Achtung  der  Familienverhält- 
nisse, Genügsamkeit  und  Gehorsam,  den  man  der  bürger- 
lichen Autoritär  zollt.  Strenge  gegen  sich  in  Bezug  auf 
kleine  Sünden  werden  allein  vor  Verbrechen  schützen.  Es 
ist  eine  wohlthuende  Erscheinung,  in  dem  Verfasser  des 
Torliegenden  Werkes  einen  Mann  zu  finden ,  welcher  ron 
solchen  Wahrheiten  durchdrungen  ist,  mit  Geist,  Scharfsinn 
und  Gründlichkeit  die  Achtung  vor  Moral  verbindet,  und 
sich  ferne  von  der  Selbsttäuschung  hält,  welche  in  der  er- 
träumten Stufe  der  Civilisation  einen  glücklichen  Zustand 
zu  finden  sucht,  zu  welchem  die  Erfahrung  nicht  pafst. 
Das  Torliegende  Werk,  durch  reichhaltige  Materialien  ge- 
schmückt, verdient  daher  besondere  Auszeichnung.  Der 
Verf.  erklärt  zuerst  (p.  7) ,  dafs  er  nicht  das  in  den  Tabelleo 
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Torkommende  ycrhältnifs  der  Verurtheilten ,  sondern  das 
der  Angeklagten  zor  Basis  nimmt,  weil  man  doch  wenig- 
stens aus  der  Anklage  schiiefsen  kann ,  dafs  ein  Verbrechen 
verübt  worden  sey.  Wir  stimmen  hier  dem  Verf.  nicht 
bei;  denn  nicht  selten  zeigt  die  nähere  Untersiichung  erst 
die  Grundlosigkeit  der  Anklage.  Oft  liegt  z.  B.  bei  politi- 
sehen  Verbrechen  auf  schmaler  Gräiize  die  Erlaubtheit  und 
die  Strafbarkeit  der  Handlung.  Oft  ist  die  Anklage  aus  Bos> 
heit  geschehen.  Wir  geben  zu,  dafs  auch  das  Verhältnifs 
der  Verurtheiiten  keinen  sicheren  Maafsstab  giebt,  dafs  nur 
so  viele  Verbrechen  verübt  worden;  aber  daraus  folgt  nur, 
dafs  die  Criminaistatistik  noch  immer  mit  vielen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  hat.  Der  Verf.  ßndet  (p.  9)  durch  Ver- 
gleichung  mehrerer  Jahre  eine  gewisse  Gleichförmigkeil  in 
der  Zahl  der  Verbrechen  nach  gewissen  Regionen ,  und  ein 
ständiges  V^erhältnifs  in  der  Zahl  der  Verbrechen  nach  Ge- 
schlecht, Alter,  Jahreszeit.  Der  Verf.  macht  zu  diesem 
Behufe  fünf  Regionen  aus  FVankreich ,  und  stellt  Norden, 
Süden,  Westen,  Osten  und  den  Mittelpunkt  Frankreichs  als 
solche  Regionen  auf.  Nach  den  Tabellen  von  sechs  Jahren 
(1825  —  i83o)  ergiebt  sich  z.  B.  bei  den  Verbrechen  ge- 
gen Personen  in  der  Region  des  Nordens  als  Durchschnitts- 
verhältnifs  25  zu  100,  im  Osten  18,  im  Mittelpunkt  18; 
bei  Verbrechen  gegen  Eigenthuro  im  Norden  4^,  im  Osten 
18,  im  Mittelpunkt  12.  So  ist  in  Bezug  auf  die  Geschlech- 
ter das  Durchschnittsverhältnifs  (nach  sechs  Jahren)  der  von 
Männern  verübten  Verbrechen  78,  der  von  Weibern  began- 
genen 2  2.  Das  Viertheil  aller  Verbrechen  in  Frankreich 
machen  die  Verwundungen  aus.  P.  14  giebt  der  Verf.  eine 
Tabelle  über  das  Verhältnifs  der  Verbrechen.  Er  läugnet 
(p.  16),  dafs  die  schweren  Verbrechen  in  Frankreich  zu- 
nehmen ,  bezweifelt  aber  auch  die  Richtigkeit  der  Behaup- 
tung Mancher,  dafs  seit  der  Restauration  überhaupt  die  Ge- 
sammtmasse  der  Verbrechen  abgenommen  habe.  Nach  dem 
Geschlechte  berechnet  ergiebt  sich  (p.  18),  dafs  bei  den 
von  Männern  begangenen  Verbrechen  gegen  Personen  Ver- 
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iWiiilttyTi  die  meittefi  ftlnd ;  tei  den  weiblichen  TerbreclMni 
«teht  Kindermovd  (auf  looo  Vei^breclien  fShHfdi  4e6) ,  dknh 

Moi'd  (107  auf  1000)  ob  eil  an.  Von  Männern  vet  (Ibtc  Gift- 
morde kommen  jährlich  i3,  von  Weibern  yerübte  Yerbre- 
dien  dieser  Art  64  vor.  Aiif  loo  Yerbrechen  gegen  Per- 
sonen fKMmnen  86  ron'lininnern  ond  14  ron  Weibern  ver- 
übte. In  Bezug  auf  das  /Viter  der  Verbrecher  ergiebt  sich, 
aiür^llwi  üilliaiiA^^^der  VerbredieH  Itf  #1 'fahi^  sS'brs  ^ 

lhe5«*ungcn  am  meisten  zu^sc^en  16  und  21  : 
iiivu  sie  atHtb  Tiel  sehnelici-  ber  den  Männern  ab^  ads  bei 
den  Weibern.    Von  VWbreeben  gegen  Fersonen  werden 
Von  Leuten  «nter  Ql  Jahren  am  meisten  liegangen  Verwun- 
dungen, Nothzucht  an  Erwarhsenen  und  einlache  Tödlun- 
gen*    Von  Personen  über  21  bis  25  Jahre  werden  Verwiin- 
düngen,  T8dt«ngen  ond  Mord  am  hiufigaten  verUbt.  Die 
gewatttMige  Abfindung  der  Htnder  wird  am  meisten  von 
Leuten  ?on  40  bis  5o  Jahren  begangen.     Vaterraord  wird 
weniger  von  jüngeren  Personen,  hantiger  von  Leuten  über 
40,  am  htufigsten  yon  Mensehen  Uber  60  Jaht*e  begangen. 
Notbsoclit  an  Erwaefcsenen  wird  am  meisten  ron  Leuten, 
die  noch  nicht  25  Jahre  alt  sind,  verübt.    Über  Einilufs 
der  Jabretaseiten  (Tabelie  p.  99)  bemerbt  man  ^  dafs  am  mei- 
ilen  Verbreehen  gegen  Pertnnen  im  Sommeir  yeHlbt  wer« 
den;  am  häufigsten  Angriffe  auf  die  Schamhaftigkeit.  Der 
'Kioderiiiord  kommt  am  meisten  im  Frühling  und  Winter 
TOT*    (Maeb  der  Erfabrong  falien  ancfa  in  diese  Zeit  die 
'meisten  Geburten.)   ÜSelist  Interessant  istdteTabdIle  (p.  3i) 
über  die  Motive  der  Verbrechen.     Von   looo  Verbrechen 
des  Giftmords  sind  349  aus  Motiven  des  Ehebruchs,  Sao 
aus  Mnslielien  Zwistiglieiten ,  57  aus  LiederUehbeit ,  Conen- 
Unat  'U.  s.  w*  rerSbl  -worden.    Eine  eben  so  grolbe  Holle 
spielen  der  Ehebruch  und  die  Ausschweifung  auch  bei  an- 
'dern  Verbrechen.    91  Mordthaten  sind  Folge  des  Ebebruebs^ 
7s  Verbreehen  dieser  Art  Folge  der  AussebweKhng  gewor- 
den.   Von  1000  Mordthaten  (dureh  Gtft  oder  auf  andere 
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Art),  bei  welchen  Ehebruch  wirble,  War  es  in  dcfn  meist9h 
Fällen  die  ehebrecherische  Frau,  welche  entweder  allein 
oder  mit  ihrem  Verbrechensgenossen  das  Leben  des  von  ihr 
betrogenen  Ehegatten  endigte.     Auf  ähnliche  Weise  wirkt 
auch  die  Ausschweifung  verderblich  und  erzeugt  Verbrechen 
(p.  36).     Vorzüglich  bemerkt  man ,  dafi  es  der  Ehemann 
ist,  der  durch  solche  Motive  sich  zum  Morde  seiner  Frau 
bestimmen  läfst.     Der  Verf.  hat  nun  von  p.  38  an  Harten 
geliefert,  auf  welchen  nach  dunkleren  oder  lichteren  Far- 
ben die  Departemente  Frankreichs  bezeichnet  sind ,  je  nach- 
dem darin  mehr  oder  weniger  Verbrechen  verübt  werden. 
Das  VerbäUnifs  ist  auffallend  verschieden.    In  Corsica  kommt 
1  Verbrechen  gegen  Personen  auF  2199  Einwohner,  im  De- 
partement du  Lot  I  auf  5885,  im  Departement  de  la  Gute 
d*or  and  Indre  1  auf  Saooo ,  im  Departement  de  la  (kreuze 
1   auf  87000  Einwohner,     Verbrechen  gegen  Ascendentcii 
setzen  die  grofste  Verworfenheit  voraus ;  man  sollte  glau- 
ben, dafs  im  Süden  die  meisten  dieser  Verbrechen  verübt 
würden ,  aber  umgekehrt.  Gerade  im  Norden  ,  Westen  und 
Osten  kommen  diese  Verbrechen  am  häuHgstcn  vor.  Bei 
den  Verbrechen  gegen  Eigenlhum  gestaltet  sich  das  Ver- 
hältnifs  wieder  anders.    Im  Seinedepartement  kommt  1  Ver- 
brechen gegen  Eigenthum  auf  i368  Einwohner,  in  Daule 
Loire  1  auf  18648   und  in  Creuze  auf  20235.  —  Überall 
enthält  die  Schrift  des  Verfassers  die  geistreichsten  Bemer- 
kungen über  die  Ursachen  der  Verbrechen.  Merkwürdig 
ist  besonders  das  Kapitel  (p.  45  fF.)  über  das  Verhältnifs 
der  Verbrechen  zum  Unterricht.     Es  ergiebt  sich  die  Un- 
richtigkeit der  oft  aufgestellten  Ansicht,  dafs  da,  wo  am 
meisten  üntervicht  verbreitet  ist ,  am  wenigsten  Verbrechen 
vorUommcji.     In  den  Departements,  wo  am  wenigsten  Be- 
wohner lesen  und  schreiben  können,  kommen  die  wenigsten 
Verbrechen  vor.     Auch  läfst  sich  nicht  nachweisen,  dafs 
diejenigen ,  weiche  wegen  der  am  meisten  sittliche  Verdor- 
benheit verrathenden  Verbrechen  angeschuldigt  sind  ,  auch 
am  wenigsten  Unterricht  genossen  haben.    Von  100  wegen 


45s  Neue^4täsrmimr  <dm''iJliUtäi^.ilfz^' 

Verwundungen  an  Aftcendenten  AngeWa^en  ^uliuttin 
f«i  4m  w«gea  Im  pudmr  Bcschvij4i§fm^^^  voa 

lOo^HMeni  49  m  de»  oalemdrtHw^MMMK'^  ^«taiMIII 
leider  nicht  naehznwmsen ,  dafs,  je  mtkm  «Üi  }dmr*Ww/tK^ 
Mbt  ausbreitet,  desto  mehr  die  Zahl  der  von  jungen  Leu- 
ÜB 'WfihleB  V'erlRitclM  abBehme.    Von  Personen  antir||^  | 
^i6  2^faM  iMwtai  iteb. 'i«4f  «8tt7«  ia6y^atftMitil|i  »<|W»  f^J 
107,  i83o.  114  Verbrechen  verübt.   Eine  grefii»^ ^iMirilift ^' '  1 
aber  predigeo  uot  die  von  dem  scharfblickenden .  Verfasser 
Im  p.  5«  im)  gelietetea  Habelleo,  dies  #»r 
genden ,  u-  weMM*  M  nieiitoii  LiedftilidiMitotekMii*, 

auch  die  meisten  Verbrechen  vorkommen,  und  da,  wo  am 
aMiatea,  Mh  poch  ein  edier,  im  Wohilhiw,  in  Stütungen 
m>9imi  skk  attttprecheoder  Siiui  an  des  T«g  l^mMriMB 
ii»«nigsten  VerkmiMn  Terubt  werden.  Ukl  lUfaMmmtmiB 
la.  Seine  kommt  1  uneheliches  Kind  auf  12660,  iin  lUionede- 
fMirtnunf  I  -«af  6910  Einwohner,  io  Arde^he  &  aii£  49117, 
iB  der  Tmidde  1  «of  6s4d6.  fibrigens  kt  lie»Tfct.v(gM  W^ 
dafs  da,  WO  am  meisten  aneheliche  Kinder  Torkomimnl,  am 
wenigsten  Kindermorde  verübt  werden.  Eine  höchst  interes- 
iMte  TtiMm  tiefort  p.  61  —  67  der  Verf.  mit  juwünlUW 
Note«  ilber  die  Zahl  der  Selbstmorde^  insboHNidMi^^irik 
übtji  die  Motive,  wrlcho  die  Selbstmörder  angeben.  Über-  ^ 
all  athmct  die  Arbeit  des  Veii.  einen  aehtuiigswürdigen  Geist 

imi  GrOndliehkei»  und  einen  tieJfen   liiiiliii    fliiiHijmül  |fÄ 

nielift  mit  fluchtiger  Aolsaehang  nofölliger  VrsaelMiazdMuiMa 
^  sereii  Lrscheinungen  sich  begnügt,  sondern  der  luoralischen  | 
Ordnung  der  Dinge  nachzuspüren  sucht,  und  nur  in^^^nfi^ 
Mifinglieit  and  einer  j«f  moraliMhe  nnd  religiaie  M||||||Hl 
gebaniHi  AufldSmng  4m  Gluck  einer  Nation  iodiSt»ii%MM 

'  A.'  PlftodstpUa.   On  tHe  pemUeniiary  tffBttm  m  Ifta 

tM  Ü9  ai|i>Iisnfiwi  In  Fhmccj  I9  ffevmnäitft  ^  'iMNI' 
f naaltla«  trmMed  frmm  ike  lymäk  with  an  jniriMigMMK 
natst  nnd  orftfüsat     fhmm  Xrte&er.  im..  8.  ML. 

Wir  haben  in  Band  V.  Heft  2.  S.  847.  dieser  Zeit- 
ichrift  unsore  Leter  mit  dem  Werke  Beaumo.nts  und 
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'  Toqueville's  bekannt  gemacht.  Seit  dieser  Zeit  ist  dies 
Buch  mit  höchst  wichtigen  Anmerkungen  von  Julius  in 
das  Deutsche  übersetzt  worden.  Eine  sehr  bedeutende  Er- 
scheinung ist  aber  die  vorliegende  Übersetzung  eines  Man- 
nes, der  mit  einer  genauen  Kenntnifs  der  amerikanischen 
Sti^afanstalten  und  allen  Verhältnissen  Amerika  s  eine  grund- 
liche Kenntnifs  der  europäischen  Verhältnisse  verbindet  und 
mit  Geist  und  Sachkenntnifs  auf  viele  bei  der  Betrachtung 
des  Besserungssystems  oft  nicht  beachtete  Punkte  aufmerk- 
sam macht.  Unsern  Lesern  wird  es  angenehm  scyn ,  wenn 
wir  sie  mit  den  Zusätzen  und  Anmerkungen  des  geist- 
reichen Übersetzers  bekannt  machen.  Nachdem  dieser  im 
Allgemeinen  den  franzosischen  Verfassern  das  Lob  einer 
richtigen,  treuen  Auffassung  und  ziemlich  yorurtheilsfreien 
Darstellung  gegeben  hat,  erklärt  er,  dafs  seine  Noten  sich 
theiis  auf  die  Darstellung  seiner  von  denen  der  Verfasser 
abweichenden  Meinungen ,  theiis  auf  Berichtigung  der  An- 
gaben der  Verfasser  sich  beziehen.  Der  Übersetzung  vor- 
aas geht  (auf  XXXV  Seiten)  eine  Einleitung  und  von  S.  287 
an  folgt  ein  Anhang.  Die  übrigen  oft  sehr  weitläufigen  No- 
ten sind  an  den  Stellen ,  worauf  sie  sich  beziehen ,  unter 
I  dem  Texte  beigefügt.  —  In  der  Einleitung  (p.  VIIl)  han- 
/fl  delt  der  Übersetzer  zuerst  von  dem  Zusammenbange  des 
.  Besserungssystems  mit  den  Fortschritten  der  Menschheit, 
welche  von  dem  Glauben  an  die  Macht  der  physischen  Ge- 
"  walt  allmählig  zur  Anerkennung  der  moralischen  Gewalt 
gelangt.  Das  Besserangssystem  erscheint  ihm  als  ein  neuer  ^ 
Sieg  des  Geistes.  Hier  spricht  er  von  der  Anwendung  der 
Schläge.  Er  erklärt  sich  dafür,  dafs  das  ganze  System  mo- 
ralischer Natur  seyn  mufs ,  und  Stillschweigen  dabei  eine 
Hauptrolle  hat.  Nur  vermöge  der  moralischen  Gewalt, 
welche  herrsche,  werde  es  erklärbar,  wie  in  Sing -Sing 
von  34  Personen  über  tausend  Gefangene  in  Ordnung  und 
zum  Stillschweigen  und  zur  Arbeit  angehalten  werden  kön- 
nen. Das  Stillschweigen  übt,  nach  seiner  Erfahrung,  den 
Haupteinflufs ,  und  dies  wird  erhalten  durch  anunterbrochene 
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^eschäflif^unj;  und  durch  die  übe  i'zeugung  der  Sträflingen'^ 
^dafs  sie  sich  der  OrdiuiDg  der  Anstalt  unterwerfen  müssen. 
Man  sieht  in  Sing- Sing  Sliäflinge,  die  aus  andern  Gefäng- 
nissen entflohen  und  sich  nirgends  unterwarfen sich  ruhig 
unterwerfen.    Er  gesteht ,  dafs  Schläge  angewendet  werden 
und  dafs  sif ,  weil  sie  sogleich  auf  die  Übertretung  folgen  , 
tief  eingreifend  wirken;  allein  die  Hauptsache  ist,  nach  der 
Erfahrung  des  Übersetzers,  das  ruhige  Benehmen  der  Auf- 
seher, die  menschliche  Behandlung  der  Gefiangenen,  das 
Stillschweigen,  die  Arbeit  und  die  unnachsichtlich  geübte 
Disciplin,  welche  jedem  Sträfling  zeigt,  dafs  er  unvermeid- 
lich gehorchen  müsse.    Er  macht  aufmerksam  darauf,  dafs 
in  Amerika,  wo  Regierung  und  Volk  nicht  zwei  getrennte 
Korper  bilden ,  durch  wenige  Beamte  leichter  sich  Ordnung 
halten  lasse,  als  in  andern  Staaten.     Einen  grofsen  Fehler 
findet  Herr  Lieber  (p.  XI),  wenn  in  einem  Lande  noch 
neben  dem  Besserungshause  andere  nicht  auf  das  System  ge- 
baute Gefängnisse  bestehen.    Eine  grofsere  Untersuchung  ist 
(p.  XIII  —  XVlII)  den  Verbrechen  der  Weiber  gewidmet. 
Der  Übersetzer  spricht  über  den  grofseren  Einflufs,  den 
das  VVeib  auf  das  Familien  -  und  gesclischafYliche  Leben 
hat,  zeigt,  wie  gefahrlich  das  Weib  wird,  wenn  es  einmal 
.  Verbrechen  verübt,  da  überhaupt  das  Weib  mehr  im  enge-* 
ren  häuslichen  Kreise  ein  Gefühlleben  lebt  und  da ,  wo  die 
feine  Gränze  der  Scham  überschritten  ist,  die  Frau  durch 
nichts  mehr  zurückgehalten  wird.    Der  Übersetzer  zeigt,' 
dafs  daraus,  dafs  Weiber  weniger  Verbrechen  als  Männer 
verüben,  niciit  gefolgert  werden  dürfe,  dafs  für  sie  nicht 
auch  Besserungshäuser  nothwendig  seyen ;  er  zeigt,  warum 
yerhältnifsmäPsig  die  Weiber  weniger  Verbrechen  verüben 
(ihre  Stellung  in  dem  Staate,  Entfernung  von  manchen  Ver- 
suchungen des  Ehrgeizes  und  von  manchen  Gelegenheiten , 
so  wie  Mangel  an  physischer  Stärke  und  Muth  erklären  das 
Verhältnifs) ,  und  fordert  die  EiTichtung  eigener  Pöniten- 
tiaranstalten  fiir  Weiber,  weil  auch  das  weibliche  Gemuth 
anders  behandelt  werden  mufs   —    Der  Übersetzer  spricht 
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Wk  den  Yortirtlic4len  gegen  PSnitentiaranstalten  (p. 

und  insbesondere  von  dem  Irrthum,  dafs  die  Beb 
darin  keine  Strafe  sey  ;  er  zeigt,  dafs  die  ununterbrochene 
AriMit,  das  strenge  StiUschweigeii ,  die'  Rinsifkiiiieit  der  StrA 
tktge  als  eine  härtere  Strafe  dem  Gefangenen  erscheint,  ali 
der  Aufenthalt  in  andern  Gefangnissen.     Daher  auch  Pöni- 
tentiarhäuser  mehr  als  andere  Gefangnisse  von  den  Verbre^ 
MMP^^^MHMlllet^llHirden«   Menschenliebe,  eigenes  Interesse 
Wnd  GerechtigMftf^  'Elften  den  Staat  zur  "WnfShrurtg  diese« 
Systems  antreiben.     Herr  Lieber  tadelt  auch  die  Sitte 
äliniliMIr'liiiAe  ,'' welche  die  Beispiele  einzelner  gebesserter 
Strillinge  so  sehr  heraasheben  nnd  l^lfentNch  prahlen,  fir 
meint,  dafs  man  hier  vor  Tauschung  sich  hüten  müsse,  uiul 
dafs  der  wahrhaft  gebesserte  Sträfling  wünschen  wird  ,  in 
Rahe  atül  fortzuleben  und  niobt  die.  ö£Pentiiche  Aofknerit« 
samkeSt  auf  sich  za  ziehen«    Die  PJ^itentiarbioser  erreiclif- 
ten  ihren  Zweck,  wenn  sie,   berechnet  auf  die  Natur  des 
menscfaÜohen  Gemüths  und  die  Prim  ipien  menschiicfaer  Hand-.^ 
llMigCD,  ZOT  wiriieD,  daißl  Tiele  Sträflinge  za  besseren  Aii- 
sfebten  iber  ihre  MHebften  gegen  Gott  and  ihre  MItbürgcM* 
hoiimien,  dats  ihre  Neigungen  gereinigt  und  sie  zur  Arbeit- 
samkeit gew6bnt  werden.   Der  Übersetzer  bringt  (p.  XXI) 
den  Wantcb  zar  Spradbe,  dafs  man  den  entlassenen  Strif- 
Kngen  nicht  gestatten  ni6ehte,  in  grofsen  Städten  sich  nie- 
dersnlassen,  tveil  dort  die  Versuchung  zu  neuen  Verln  echea 
ztt  gro(^  eejr;  er  zeigt  die  Vortbeile  des  Pßnritentiarsjstems 
fberbmipt,  ond  bemerkt,  daft  man  die  Wirkiamheit  des« 
selben  nicht  nach  der  Zahl  der  Rüchfiflligen ,  die  in  vollu 
reicben  Städten  sich  niederliefsen ,  bemessen  dCirfe.  —  Wei- 
tere 'Benml^knageii  des  -ßberietzera  (p*  XXllI)  bezichen  sich 
anf  die  Grimf nalsfatlitih ;  er  zeigt,  datll  das  VerbSltnffs  der 
Abnahme  oder  Zunahn7e  der  Verbrechen  nach  den  'Tabellen 
niehte  "fBr  oder  gegen  das  Besser ungssystem  beweise;  er 
weist  •nadb ,  wie  die  sogenannte  Cifiiisation  die  yei*brecli6n 
Teraebrt^  dafli  dte  gröfVe  Aufgabe  die  sey ,  durch  die  Cl- 
niisation  zur  Moratität  das  Volk  zu  bringen ;  er  tadelt  die 
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Ansicht  von  Lucas,  welcher  beweisen  will,  dafs  die  Ver« 
>  brechen  gegen  Personen  mit  steigender  Moralität  abnehmen 
und  die  Verbrechen  gegen  Eigenthum  wachsen.  Mit  Recht 
bemerkt  Herr  Lieber  (p.  XXVI),  dafs  schon  die  Unter- 
•cheidung  von  Verbrechen  gegen  Personen  und  die  gegen 
das  Eigenthum  auf  einer  unzuverlässigen  Grundlage  ruhe, 
z.  B.  wenn  man  falsches  Zeugnifs,  Entweichung  der  Gefan- 
genen U.S.W,  betrachte.  Auch  warnt  der  Übersetzer,  zu 
glauben,  dafs  man  die  Moralität  eines  Volkes  nach  der  Zahl 
der  verübten  Verbrechen  beurtheilen  könne.  Der  Ober- 
setzer spricht  dann  umständlicher  (p.  XXIX)  gegen  das  Be- 
gnadigungsrecht,  das  er  für  nachtheilig  fiir  die  Wirksam- 
keit des  Pönitentiarsystems  und  für  den  Zweck  der  Straf- 
justiz hält,  weil  die  Gewifsheit  des  Eintretens  der  Strafe 
Hauptsache  sey ;  auch  hält  er  es  immer  für  schlimm,  wenn 
ein  Individuum  das  Begnadigungsrecht  ausüben  darf.  — 
Von  den  einzelnen  Anmerkungen ,  die  unter  dem  Texte  vor- 
kommen, verdienen  nachfolgende  eine  Auszeichnung:  p.  ifi 
über  den  Zusammenhang  des  Pönitentiarsystems  mit  dem  po- 
litischen System  Amerika's ;  eine  ähnliche  Note  kommt  p.  36 
vor,  wo  der  Übersetzer  den  Hauptgrund,  warum  bürger- 
liche Freiheit  bei  so  vielen  Völkern  unterdrückt  ist,  darin 
fmdet,  dafs  die  Machthaber  das  Recht  der  Association  ha- 
ben und  die  Unterdrückten  isolirt  stehen.  Wo  man  dem 
Volke  das  Recht  der  Association  raubt,  ist,  wie  der  Über- 
setzer meint,  die  Regierung  sicher,  dafs  sie  ihre  Unter- 
drückung beliebig  fortsetzen  kann.  P.  i5  spricht  er  über 
die  Scla Venverhältnisse  in  den  südlichen  Staaten  der  Union, 
und  findet  den  Grund  der  Härte  in  diesen  Staaten  darin, 
dafs  in  diesen  Staaten  die  Republiken  ohne  stehende  Heere 
und  concentrirte  Gewalt  sind ,  und  die  Sclavenherren  auch 
die  gesetzgebende  Gewalt  haben.  P.  21  handelt  er  von  der 
einsamen  Einsperrung  und  bemerkt,  dafs  ein  Hauptgegner 
derselben,  Roscoe,  kurz  vor  seinem  Tode  (i83o),  nach- 
dem er  bemerkt  hatte,  dafs  mit  dieser  Einsperrung  Arbeit 
verbunden  sey,  seine  Meinung  aufgegeben  habe ,  und  erklärt 
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gegen  Lafayette  (welcher  anfuhrt,  dafs  er  selbst  in  OII- 
mutz  in  seinem  einsamen  Kerker  nur  an  neue  Resolutionen 
gedacht  habe,  dafs  also  diese  Einsperrang  nicht  bessere), 
dafs  ?on  dem  wegen  politischer  Verbrechen  Eingesperrten, 
welcher  seine  Handlang  für  hein  Unrecht  halle,  kein  Schlufs 
auf  diejenigen  gezogen  werden  könne ,  welche  wegen  wah- ' 
rer  Verbrechen  eingesperrt  sind.  P.  Sj  handelt  der  Übcr^ 
setzer  von  der  Frage:  ob  der  Sträfling  ein  peculium  (over^ 
Stint  in  Amerika)  haben  soll ,  d.  h.  ob  ihm  ein  Theil  seines 
Erwerbs  durch  die  Arbeit  belassen  werden  soll.  Man  findet 
dies  in  Amerika  bedenklich,  weil  eigentlich  der  ganze  Ver- 
dienst dem  Staate  gehöre ,  and  der  nichtgebesserte  Sträfling 
dies  Geld  nach  seinem  Austritt  zu  bösen  Zwecken  benutzen 
könne.  Der  Übersetzer  meint  mit  Becht,  dafs  man  dieses 
peculium  nicht  dem  Sträfling  einhändigen,  sondern  sorgen 
soll,  dafs  es  zweckmäfsig  verwendet  werde.  (Hier  wirken 
Vereine,  welche  für  den  entlassenen  Sträfling  Sorge  tragen, 
zweckmäfsig.)  P.  52  vertheidigt  der  Übersetzer  das  Isoli- 
rungssystem,  wie  es  in  Philadelphia  vorkommt,  und  glaubt, 
dafs  der  Sträfling ,  der  im  ernsten  Nachdenken  in  den  Zel- , 
len  des  Gefängnisses  lebte,  gestählt  gegen  Versuchungen 
heraostritt;  er  tadelt  (p.  53),  dafs  man  bei  Beurtheilung 
des  Gefängnifssysteras  so  oft  nach  den  Gefühlen  und  An- 
sichten  ,  welche  in  Freiheit  befindliche  Personen  haben ,  das 
VerhältniPs  der  Gefangenen  beurtheilt.  Eine  interessante 
Note  steht  p.  63  über  Unterricht ,  wenn  er  von  der  religiösen 
Bildung  getrennt  ist;  es  wird  gezeigt,  dafs  dadurch  eher  Scha- 
den als  Nutzen  gestiftet  wird ,  und  dafs  so  viele  Vergehen 
nur  darch  Civilisation  verbreitet  werden.  P.  85  spricht  er 
von  den  unnatürlichen  Sünden,  die  in  Gefangnissen  so  oft 
vorkommen;  er  gesteht,  dafs  eine  Art  derselben  auch  in 
Amerika  sich  findet,  aber  weit  seltener,  als  in  andern  Ge- 
genden. P.  87  tadelt  er  die  Ansichten  Mehrerer,  z.  B.  von 
Lacas,  welche  nur  die  Besserung  der  Sträflinge  als  Zweck 
der  Strafe  betrachten,  und  darnach  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft zu  wenig  Sicherheit  gewähren.    P.  9a  spricht  der 
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Übersetzer  von  dem  amerikanischeii  Ciiaraktcr  in  Verglei- 
chung  mit  dem  franzosischen;  er  gesteht  die  Verschieden- 
heit  und  den  EinÜufs  derselben  auf  Pönitentiaranstalten , 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  Haltung  des  Stillschweigens.  Im 
Zusammenhange  damit   steht  eine  treffliche  Vergleichung 
(p.  97)  über  den  Geist  der  politischen  Freiheit;  wo  am 
meisten  solche  Freiheit  herrscht,  ist  auch  (nach  p.  92)  der 
gröfste  Gehorsam  und  Achtung  der  Gesetze  vorhanden.  In 
Frankreich  ist  (nach  p.  97)  keine  wahre  Freiheit,  weil  ein 
Geist  der  Centralisalion  dort  herrscht,  welcher  die  freie 
£utwicklung  der  Individuen  und  der  Gemeinden  leicht  lahmt. 
—  Interessante  Bemerkungen  kommen  vor  p.  io3  über  die 
surveillance  der  Polizei,  p.  i54  über  die  Kraft  öffentlicher 
Meinung  in  Amerika,    p.  162  über  einsame  Einsperrung; 
p,  169  kommen  Nachrichten  über  die  Schulen,  p.  181  über 
Armenwesen,  p.  i83  über  Einsperrung  wegen  Schulden  vor; 
p.  200  über  den  Einflufs  der  Staatsverfassung  und  politi- 
scher Verhältnisse  auf  das  Pönitentiarsystem  (da  darin  so 
viel  von  den  Beamten  abhängt,  deren  Thätigkeit  und  Stel- 
lung in  Amerika  eine  ganz  andere  ist,  als  in  den  earopäi- 
sehen  Staaten).    P.  226  enthält  einen  von  dem  Übersetzer 
aus  dem  neuesten  (i833)  Report  mitgetheilten  Brief  des 
Kaplans  von  Auburn,  p.  265  über  Enlweichungen  aus  dem 
Gefängnisse.  —    Den  Schlufs  macht  ein  aus  der  von  dem 
Übersetzer  herausgegebenen  Encjclopaedia  americana  wie- 
der abgedruckter  Artikel :  über  das  Pönitentiarsystem  vo«i 
Peneylvanien.    Das  französische  Werk  hat  durch  alle  diese 
Zusätze   und  vielfachen  Berichtigungen  der  Angaben  des 
Verfassers  sehr  gewonnen.     Der  Grundansicht  des  Herrn 
ijb^rsetzers ,  in  welcher  er  dem  Pcnsylvanischen  Pöniten- 
tiarsystem, also  dem  der  absoluten  Isolirung  der  Sträflinge 
den  Vorzug  giebt,  können  wir  aber  aus  Gründen,  welche 
wir  an  einem  andern  Orte    angeben  wollen,    nicht  bei- 
stimmen, o'^-^b  -rtiH'^^^  tttrft^ 
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cbtes  fran^oh  et  itrangefg ,  puldi^e  par  Foe\is,  avocät, 

i%u,  /.  m/t 

fi.  Pat  is ,  chez  Dupont.  CüUection  des  loix  cioilvs  et  criminelles 
des  vtats  modernes,  —  Code  penal  gencral  de  Vempire  Au-, 
ttUth^,         Föuiker^  tmtai  giniral,   1^.  ' 

Wir  «ika^  «liiM  Lea«*  mt  ä*a  EracblsiniiiigAii .  b«!-. 

sehr  auch  in  Frankreich  die  Ansiclit  vom  der  NiltzltchlieU 
des  Studiums  der  ver^^Icichcnden  G^ftOUgebuog  siub  Ter« 
bi*«itet,  und  wie  sehr  alle  Nationen  wechselseitig  sich  aner* 
kennend  die  Hand  sicli  reichen  ^  um-  ziii:^.Bie£SrderaAg  dec 
Civiiisalion  beizutragen.  Der  Jiiick  erweitert  sich,  je  mehr 
er  Yergieichungspunkte  erhält.  Die  sub  No.  5*  erwähnte 
Zeitschrift  hat  den  Zwech^  die  Franzosen  mit  den  neuesten 
Fortschritten  der  Legislation  und  der  Rechtswissenschaft 
des  Auslandes  bekannt  zu  machen.  Da  die  Kenntnii's  der 
deutschen  Sprache  noch^  nichl  sehr  eHgemein  in  Frankreich 
verbreitet  ist,  so  ist  es -selbst  yerdienstlich ,  wenn  die  Zeit, 
schrift  aus  ausländischen  Zeitschiiiten  Libcrtetzungen  liefert. 
Das  vorliegende  erste  HePl  enthält  die  Überset^uog  der  in 
unserer  Zeitschrift  abgedruckten  Aufsätze  von  Mitter- 
maier  über  die  Strafe  der  Transportation ,  und  von  Haj* 
ward  über  den  englischen  Advocatenstand.  Originalaufsätze 
sind;  ein  Autsatz  über  Geist  und  System  d^r  Zeitschrift« 
v4o  4Mi  B4ra*s0»^r|  ^intf  Darelettung  der  neuen  Goseti«^ 
welob^  iit  EngiMiH  in  der  letzten  Pariamentssitcung  ang«. 
nbminen  wurden  (p.  ad  —  ein  Aulsatz  von  Foucher 
i&ber  das  besö  Oinnaiilgesets&btieb  -  der  Republik  Jkk»livia 
(p.  46)«  Den  SeUuTs  machen  Reoeusionen  neuer  franz^ 
sischer  nnd  auslnndischer  VVerliC  und  eine  Chrunilv,  die  aui 
neue  legislative  Verhandlungen  des  Auslandes  kurz  aufmcrk- 
■rfn  iliaeht»  Wir  wünschen  dem  von  dem  fleüaigen  und 
VflMtnftreicben  Herausgeber  gemaeblen  Unternehmen  den 
bebten  Erfolg*  —    Das  No.  6.  genannte  Büch  ist  der  An* 
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fang  eines  grofsen  Unternehmens  ,  nämlich  die  wichtigsten 
Gesetzbücher  des  Auslandes  in  französischer  Sprache  zu  lie- 
fern. Das  erste  Heft  enthält  das  österreichische  Strafgesetz- 
bach, das  zweite  wird  den  Code  penal  von  Brasilien,  das 
dritte  das  Civilgesetzbuch  von  Österreich ,  das  vierte  die 
badische  Procefsordnung  von  i83i  ,  das  fiinfle  den  Civilco- 
dex  von  Louisiana  liefern.  Wer  es  weifs,  wie  wenig  in 
Frankreich  die  Gesetzbücher  des  Auslandes  bekannt  waren, 
ond  wer  den  Werth  des  Studiums  vieler  Legislationen  kennt, 
wird  sich  des  neuen  mit  Sachkenntnifs  und  Liebe  begonne- 
nen Unternehmens  freuen.  ^  ; 
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Mitgetheilt 

T  o  n  ... 

Mittermaie  R. 


1.  Antrag  auf  TÖllige  Aufhebung  der  Todesstrafe  im 
Staate  von  Newyork  in  Nordamerika. 

Mit  Unrecht  glaubt  man  noch  häufig,  dafs  in  Nordamerika 
die  Todesstrafe  bereits  abgeschafft  sey.  Die  Nachweisung, 
welche  Strafen  für  die  einzelnen  Verbrechen  in  den  einzel- 
nen Staaten  von  Nordamerika  gedroht  sind ,  in  dem  vierten 
Report  qf  the  board  qf  managers  of  the  prison  discipline  so» 
ciely  (Boston  i83o.  p.  265  ^  285),  zeigt  die  auffallende 
Verschiedenheit  der  Strafdrohungen  in  den  verschiedenen 
Staaten ,  und  lehrt  zugleich ,  dafs  die  Todesstrafe  noch  häufig 
.  vorkomme ;  so  z.  B.  werden  in  dem  Staate  Maine  Verrath  , 
Mord ,  Nothzucht ,  Bi^ndstiftung  am  Wohnbauie  zur  Nacht- 
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zeit,  bewaflneter  Einbruch  in  ein  Haus  und  bewaffneter 
Raub  mit  dem  Tode  bestraft.  In  Pensylvanien  trifft  nur 
den  Mörder  des  ersten  Grades  die  Todesstrafe.  In  Mary- 
land wird  den  schwersten  Verbrechen  Todesstrafe  oder 
Einsperrung  mit  Verurtheilung  zur  harten  Arbeit  in  der' 
Pönitentiaranstalt  gedroht ;  nur  bei  Insurrection  der  Neger 
oder  vieler  Personen  in  Verbindung  mit  ihnen  tritt  Todes- 
strafe absolut  ein.  In  Li  vingston's  Gesetzbuch  für  Loui- 
siana kommt  Todesstrafe  gar  nicht  mehr  vor.  Je  mehr 
nun  das  Pönitentiarsystem  in  Nordameriha  sich  ausbreitet 
und  die  Überzeugung  von  der  Wirlisamheit  desselben  sich 
begründet,  desto  häufiger  werden  auch  in  den  einzelnen 
Staaten  die  Stimmen,  welche  die  gänzliche  Abschaffung  der 
Todesstrafe  verlangen.  Der  neueste  Antrag ,  welcher  in 
dem  Staate  Newyork  i832  gemacht  wurde,  hatte  die  Folge, 
dafs  in  der  gesetzgehenden  Versammlung  eine  Commission 
niedergesetzi  wurde ,  um  über  die  ZwcckmäPsigkeit  der 
gänzlichen  Aufhebung  der  Todesstrafe  zu  berathen.  Der 
Commissionsbericht  vom  7.  März  i832,  erstattet  von  Stil- 
well, liegt  vor  uns  und  verdient  die  allgemeine  Aufmerk- 
samkeit, da  nach  den  neuesten  Nachrichten  die  von  der 
Commission  in  Antrag  gebrachte  Bill  zum  Gesetze  erhoben 
werden  wird.  Die  Bill  heifst:  Allie  Gesetze,  welche  To- 
desstrafe drohen ,  werden  hierdurch  aufgehoben.  Alle  Per- 
sonen ,  welche  der  bisher  mit  dem  Tode  bestraften  Ver- 
brechen uberwiesen  werden ,  sollen  auf  lebenslang  zum  Ge- 
fangnifs  verurtheilt  werden.  Das  Gericht  mufs  in  dem  Ur- 
theile  aussprechen ,  ob  der  Verurtheilte  auf  Lebenszeit  in 
der  einsamen  Zelle,  oder  ob  er  nur  einen  Theil  der  Straf- 
zeit darin  eingesperrt  werden  soll.  Unter  den  Gründen, 
welche  die  Commission  für  die  Abschaffung  der  Todes- 
strafe angiebt,  sind  manche  ziemlich  schwach;  z.  B.  wenig 
Werth  ist  auf  das  Bäsonnement  zu  legen,  dafs  zu  der  re- 
publikanischen Begierungsform  Strafgesetze,  welche  Todes- 
strafe drohen ,  nicht  pafsten ;  die  Commission  beruft  sich 
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auf  Montesquieu  uod  nach  ihm  auf  das  Beispiel  der  Ro- 
mer, die  auch  zur  Zeit  der  Blüthe  des  Freistaats  Todes« 
strafe  eines  freien  Bürgers  für  unwürdig  hielten.  Auch 
das  Argument  gegen  die  Rcchtmäfsigiieit  dieser  Strafart^^ 
abgeleitet  d^von ,  dafs  der  Staat  keine  grofsere  Rechte  habe, 
als  die  Mitglieder  des  Staats  im  Naturzustande  hatten ,  und 
dals  das  Individuum  kein  freies  Verfüg ungsrecht  über  sein 
Leben  habe ,  i$t  schwach.  — ^  .  Di^  ,Noth wendigkeit  der  To- 
desstrafe wird  geläugnet,  da  man  im  Naturzustande  nur  zur 
Selbstvertheidigung  das  Recht,  einen  Andern,  der  Rechte 
,  angreift,  zu  tüdten ,  habe,  und  da,  wo  der  Angreifende 
die  Waffen  niedergelegt  hat ,  auch  das  Recht  ihn  zu  tödten 
aufhöre,  der  Verbrecher  aber  waffenlos  sey.  Besser  ist  der 
Theil  des  Berichts ,  in  melchem  die  Zweckmäfsigkeit  der 
Drohung  der  Todesstrafe  geprüft  wird.  Der  Bericht  baut 
darauf,  dafs  die  Todesstrafe  doch  nicht  wahrhaft  abschrek- 
kend  sey,  und  führt  Erfahrungen  von  Pensylvanien  an, 
an,  nach  welchen  1822  an  dem  Tage,  wo  ein  Morder  hin«* 
gerichtet  wurde,  zahlreiche  Verbrechen  unmittelbar  nach 
der  Hinrichtung  und  zwar  von  solchen  verübt  wurden , 
welche  Zeugen  der  Execntion  waren.  Es  wird  ferner  die 
Schädlichkeit  der  Ungewifsheit  der  Strafe  gezeigt  und  sich 
darauf  berufen ,  dafs  eben  nach  der  ErfahrMng  da ,  wo  To- 
desstrafe gedroht  ist,  die  Bestrafung  am  meisten  ungewifs^ 
ist,  indem  die  Richter,  Geschwornen  u.  [s.  w.  dem  Ange- 
klagten durchzuhelfen  suchen ,  und  das  häußge  Eintreten 
der  Begnadigung  noch  mehr  die  Seltenheit  der  Anwendung 
der  Todesstrafe  bewirkt.  Die  Commission  beruft  sich  auf 
das  Evangelium  und  will  zeigen,  dafs  sich  daraus  die  To«^ 
desStrafe  nicht  rechtfertigen  lasse ;  dafs  auch  das  Gesetz, 
welches  diese  Strafe  droht,  eigentlich  aas  dem  Princip  der 
Talion  oder  Expiation  hervorgehe ,  das  sich  nicht  rechtfer- 
tigen lasse,  und  dafs  schon  der  Umstand,  dafs  das  durch 
die  Todesstrafe  entzogene  Gut  im  Falle  des  Irrthums  nicht 
wieder  hergestellt  werden  könne,  für  die  Aufhebung  der 
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jteAftKMIr#fet4prcche.  —  Unsere  [jescr  werden  sich  übeiw 
«engen ,  dafii  ^ie  Art^  wie  die-  Ooanniüion  ihren  Antrag 
bagrSndet,  nioht  BeWlMH^mn^  tet^tenl;    Warum  vnter^ 

«acht  man  nicht  zuerst  die  Ansichten  des  \ oll  es  über  die 
.Todesstrafe,  warum  piiift  man  nicht  die  Er£ahrungen  über 
4m  SiAj^dglioliheit  der  Sobjecte,  die  todeswürdige  Yer- 
iMn—hen  begingen ,  för  B^^sserang,  Waram  nntersoclit  man 
nicht  zuerst,  ob  durch  das  Pünitentiarsystem  genügend  die 
Todesstra^ie  »uMOgirt  werden  könne?  —  Nur  aoi'  diesem 
lITjnfl^dü^e' 4na«i  Jboffen  Materialien  an  halten ,  welehe 
du» ^tS^eaeiggeber  In > d en  Stand  setzten,  zu  entscheiden,  ob 
die  Todesstrafe  entbehrt  werden  könne  and  ob  es  weite 
My»  sin  absMtalMiften. 

Gesetz  des  Kdnigreichs  Belg^ien  vom  dO.  Julius  1831 

über  die  Piebse. 

r 

Die  Conatilation  des  neuen  K«jfiigreiehs  Belgien  hatte 
im  Art.  iB.  die  absolute  Pref^ifreihcit  garantirt  und  ausge» 
sprechen,  dafs  die  Censur  nie  wieder  hergestellt  werden 
kaiHif, '  und  da£i  Ten  den  Schrif^steUern ,  Herausgebern  oder 
Bochdrocbem  kerne  Cantion  gefordert  werden  soll.  Man 
iühite  jedoch  bald  die  Nothwendigkeit  von  Strafbestimmun- 
gen  gege«  Prefiivergeben,  and  noch  der  Mationalcongreik 
gnii  am  9^*  MiAs-  i88i  naehstehendes  Gesetz  (Reoneil  das 
decrets  du  Congres  national  de  la  Belgiqne  T.  III.  p.  190). 
1)  Unabhängig  vo|tt  Art*  6o.  des  Code  penal  werden  als 
alraCbave  Theilne^Mier  Biejenigan  betrachtet,  welche  eat^ 
weder  durch  die  an  dftantK^hen  Ort^n  Tor  einer  Tefsaaun» 

long  von  Individuen  gehaltenen  Reden  ,  oder  Jurcli  An- 
schläge oder  gedruckte  oder  andere  Schriften  zur  Begehung 
«Miaa  Verbrechens  «nmittelbar  aufgefordert  haben,  s)  Wer 
Ib  baser  Absicht  di^  trerbindtiebe  Kraft  der  Gesetze  dflent- 
Heb  angreift  oder  zum  Ungehorsam  dagegen  auffordert,  lei- 
det Gafiingwsstrafe  von  sechs  Monaten,  bis  drei  Tagen«  Da- 
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durch  soll  aber  die  Freiheit  der  Klage  oder"  der  Vertheidi- 
gung  vor  Gericht  nicht  beschränkt  werden.     3)  Gleiche 
Strafe  leidet,  wer  mit  böser  Absicht  und  5ff entlich  die 
constitutionelie  Gewalt  des  Königs,   entweder  die  ünver- 
letzlichkeit  seiner  Person  oder  die  constitulionellen  Rechte 
seiner  Dynastie   oder  die  Rechte  und  die  Autorität  der 
Hammer  angreift,  oder  öffentlich  und  böswillig  die  Pewon 
des  Königs  injurirt  oder  verläumdet.     4)  Die  Injurie  oder 
Verläumdung  gegen  Staatsdiener  oder  Corporationen ,  die 
mit  öffentlicher  Gewalt  versehen  sind,  soll  auf  die  nämliche 
Art,  wie  die  Verläumdung  oder  Injurie  gegen  Privatperso- 
nen, verfolgt  und  bestraft  werden.     5)  Wer  einer  Ver- 
läumdung beschuldigt  ist,  welche  er  in  Bezug  auf  That- 
sachen ,  die  mit  dem  Amte  des  Injurirten  im  Zusammen* 
hange  stehen ,  gegen  einen  öffentlichen  Beamten  oder  einen 
Agenten  der  Regierung  oder  gegen  eine  Person ,  die  einen 
öffentlichen  Charakter  hat,  begangen  hat,  soll  berechtigt 
seyn,  auf  jede  Art  den  Beweis  der  vorgeworfenen  That- 
sachen  zu  iühren.    6)  Durch  diese  Beweisführung  wird  der 
Urheber  der  Beschuldigung  straflos,  vorbehaltlich  der  Stra- 
fen wegen  Injurien,  die  nicht  nothwendig  mit  den  That- 
sachen  der  Beschuldigung  zusammenhingen.     7)  Der  An- 
geschuldigte hat  binnen  vierzehn  Tagen  der  Staatsbehörde 
und  der  Civilparthei  die  Thatsachen ,  welche  er  beweisen 
will,  und  die  Beweismittel,  deren  er  sich  bedienen  will, 
zu  bezeichnen.    8)  Binnen  weiterer  Frist  von  vierzehn  Ta- 
gen hat  die  Staatsbehörde  und  die  Civilparthei  ihre  Gegen- 
beweise dem  Beschuldigten  zu  significiren.    9)  Ein  wegen 
eines  Prefsvergehens  Angeschuldigter,  wenn  das  Vergehen 
nur  Gefängnifsstrafe  nach  sich  zieht,  kann,  wenn   er  in 
Belgien  domicilirt  ist,  vor  seiner  Verurtheilung  nicht  ver- 
haftet werden.    Der  Richter  erläfst  einen  Erscheinungibe- 
fehl,  und  wenn  darauf  der  Angeschuldigte  nicht  ei^cheint, 
einen  Vorfuhrungsbefehl.     10)  Alle  durch  die  Presse  ver« 
übte«  Injurien  und  Verläumdungen  werden  nur  auf  Klage 
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der  iMiekligteii  Perlbei  verfolgt  Nor  wenn  da«  PlrefiiTer- 
geben  gegen  den  KSnig  oder  gegen  lit^lieder  der  k5oig- 

licben  Familie  oder  gegen  Staatsstellcn  oder  Staatsbeamte 
in  Besug  auf  ihre  Functionen  Terübt  ist,  wird  7on  Arots- 
viftn  eiogeacbritteo»  ii)  So  oft  fiber  ein  Prefarergeben 
n  nrtbeilen  iat,  haben  die  Gesobwornen,  e>^e  aie  darSber 
entscheiden,  ob  die  Schrift  ein  Vergehen  enthalt^  zuerst 
eatacheiden,  ob  wirklieb  der  Angcacbuidigte  als  Urhe* 
ber  st  betraebten  ist.  Gegen  den  Driaober  wird  die  Ua- 
tiffioobiiog  so  lange  fortgesetzt,  bis  der  wahre  Urbeber 
durch  gericbtlicbes  Urtheii  überwiesen  ist.  12)  Die  Ver. 
jfolgung  der  in  Art.  ir  bia  4  dieaea  Getetoea  bezeichneten 
Fgefewgahen  Terjihrfc  bienen  drei  Monaten,  gerechnet 
vom  Tage  der  Verübung  des  Verbrechens  oder  dem  Tage, 
wo  der  leiste  gerichtliche  Act  Statt  fand.  Die  im  Art.  1 
«ngeföhrten  Yerbrechen  Terjahren  in  Jabreafritt  i3)  Jede 
in  einem  Joomal  namentiioh  oder  aonat  dentlieh  beseieh» 
nete  angegriflene  Person  ist  befugt,  in  das  nämliche  Jour» 
nal  eine  Antwort  einrücken  zu  lassen,  die  nicht  tausend 
Bnebataben  oder  daa  Doppelte  dea  Baums  überatetgt«  wel> 
eben  der  Artikel  einnahm,  der  die  Veranlasauhg  gab.  Am 
■weiten  Tage,  nachdem  die  Astwort  eingesendet  worden 
iat,  mufs  der  Herausgeber  sie  einrücken  bei  Strafe  von 
no  Golden  iur  jeden  Tag  Versdgening.  14)  Jedea  £senv> 
plar  einea  Joamala  mnfa  anfaer  dem  Namen  dea  Drachers 
die  Angabe  seines  Doniicils  in  Belgien  enthalten  bei  Strafe 
Ton  100  Gulden  für  jede  Nummer  dea  Joumala.  16)  Der 
Art.  463«  dea  Code  p^aal  (nach  dieaem  aind  die  Gerichte 
bei  Zuchtpolizeifällen  ermächtigt ,  auch  unter  das  gesetz- 
liche Minimum  herabzugehen)  wird  auf  alle  Falle  der  Prefs- 
wngnhen  anagedehot  ~  £io  Geset»  vom  19»  Jolina  i839 
▼eelangert  dieaea  Geeets  bia  zom  1.  Mai  tSSS.  Hier  aollte 
ein  neues  Gesetz  zu  Stande  kommen;  allein  ein  Gesetz  vom 
b.  Julius  ]833  erklärte,  dafs  das  bisher  mitgeiheilte  Geaels 
Yen  idSi  bia  auf  weilenea  ala  Geaets  fortbeateben  aolL 
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B*  Neues  Gesets  über  Verlao^srechi  (angeoommeo  am 
3.  Febniar  i833  a^f  dem  Cöngreft  der  Veretoigteo 

Staaten  von  Nordamerika. 

ArL  1.  Vom  .  Senate  und  dem  Hause  der  Vertretet 
der  Vereioigteii  Staaten  ron  Amerika,  wie  sie  eaf  dem  €ob* 

grefs  versammelt  sind ,  ist  beschlossen :  daft  von  dem  Er- 
lasse dieses  Gesetzes  an,  und  nach  demselben,  jeder,  er  sey 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  oder  balte  sieb  nur  da  aaf, 
der  eia  Boeh,  eme  Land-  oder  Seecbarte  oder  eine  nm* 
sibalischo  Coraposition ,  welche  entweder  jetzt  verfafst  oder 
gemacbt,  aber  noch  nicht  gedruckt  und  herausgegeben  ist, 
oder  erst  noch  gemacht  oder  verl'erügt  werden  wird,  rer- 
oder  der-  ein  Bild  oder  einen  Hopiferstfeh  evl^ndet, 
zeichnet,  a'tzt,  in  Kupier  blicht,  bearbeitet  oder  nach  eige- 
nem plane  stechen,  ätzen  oder  bearbeiten  iärst,  so  wie  die 
Gtsehaftsföhrei*  {exeutors)^  Verwalter  oder  gesetzliehen  Be» 
VoUmächtigten  eines  solchen,  des  alleinigo  Recht  «ad  die 
alleinige  Freiheit  haben  sollen,  ein  solches  Buch,  Land- 
oder  Seecharte,  musikalische  Composkion ,  Bild,  SohnitI 
oder  Kapfierstich  ganz  oder  zum  Theil  za  drochen,  wieder 
abeudmehen,  heranszageben  und  zu  verkaufen,  und  zwar 
für  einen  Termin  von  acht  und  zwanzig  Jaliren ,  von  der 
Zeit  an  zu  rechnen-,  wo-  sie  sich  diesen  Beohtsanspnieh 
in  der  weiter  unten  angegebenen  Art  heben  hearhandei^ 
lassen.  » 

Art«  2.  Ist  der  vorerwähnte  Zeitraum  von  Jahren  ver* 
ilossen,  und  es  lebt  noch  ein  solcher  Verlasser,  Erfiadeis 
Zetohner  oder  Knpferstecber ,  oder  einer  von  ihnen,  wen» 
iias  Werk  uj  s]]ninglich  von  Mehreren  verfafst  war,  und  ist 
derselbe  noch  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  oder  halt  er 
sich  doch  darin  auf,  oder  hat  er  bei- seinem  Tode  eine 
Wittwe  oder  ein  oder  mehrere  Kinder  hinterlassen,  von 
denen  eiriLs  oder  alJe  leben,  SO  suii  dasselbe  aasschliefslicbc 
JUecht  demselben  oder,  wenn  er  todt  ist,  seiner' WiUtwe 
und  seinen  Kindern ,  fiur  einen  weiteren  Termin  ron  vier- 
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zehn  Jahren  veriaogcrt  werden;  voiausgcsetzt  jedoch ^  dafii 
der  Rechtsanspruch  an  das  so  rersicheite  Werb  zum  zwei* 
ternnal  benrhuhdet  und  {Iberhaupt  alle  in  Betreff  ursprüng- 
licher Verlagsrechte  durch  dies  Gesetz  getroffenen  Bestim- 
Ölungen  auch  hinsichtlich  der  erneuerten  erluili  werden, 
und  zwar  innerhalb  eines  Termins  von  sechs  Monaten  nach 
Ablaaf  des  ersten  Termins. 

Art,  S.  In  allen  Fällen,  wo  nach  diesem  Gesetz  Vor- 
lagsrechte  erneuert  werden,  soll  aber  auch  der  Verfasser 
oder  Eigenthümer  innerhalb  zweier  Monate,  ?on  der  Er- 
neuerung; an  gerechnet,  eine  Abschrift  der  üeurkundung 
seines  Rechtes  in  einer  oder  mehreren  in  den  Vereinigten 
Staaten  heranshommenden  Zeitungen  während  vier  Wochen 
abdrucken  lassen. 

Art.  4.  Es  Uana  aber  Niemand  auf  die  Wohilhat  die- 
«es  Gesetzes  Anspruch  machen,  wenn  er  nicht  vor  der 
Herausgabe  ein  gedrucktes  Exemplar  des  Titels  seines  Bu*  ' 
ches,  Land-  oder  Seecharte,  musikalischer  Composition, 
Druches,  Schnittes  oder  Stiches  auF  der  Gericbtsschreiberei 
des  Bezirksgerichts  niederlegt,  in  dessen  Sprengel  der  Ver- 
fasser oder  Eigenthümer  wohnt.  —  Der  Gerichtsscbretber 
dieses  Gerichts  ist  aber  andurch  ange wiesen  uüd  ihm  be- 
fohlen, dies  ohne  Anstand  zu  beurkunden  und  in  ein  zu 
diesem  Zweck  gehaltenes  Buch  einzutragen«  [Hier  ist  auch 
das  Formular  der  Beurkundung  angegeben.]  Der  Gerichts- 
schreiber ist  befugt,  von  der  Person,  die  ein  derartiges 
Recht  in  Anspruch  nimmt,  für  die  Beurkundung  desselben 
fünfzig  Gents  zu  fordern,  und  eben  so  viel  für  jede  einer 
solchen  Person  oder  ihren  Bevollina'chliglen  wirklich  unter 
Siegel  ausgefertigt*  Abschrift.  —  Auch  soll  der  Verfasser 
oder  Eigenthümer  eines  solchen  Buches  u.  s*  w.  innerhalb 
dreier  Monate  nach  dessen  Herausgabe  ein  Exemplar  davon 
demselben  Gerich Isschroiber  cinliändi^en  oder  einhändigen 
lassen;  der  Gerichtsschreiber  jedes  BeziiUsgerichts  hat  dann 
die  Pflicht,  wei|igsleus  einmal  des  Jahrea  eine  beglaubigte 
Liste  aller  aoloher  Beurkundungen  von  Verlagsrec^bten  nebsi 
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Angake  der  Titel  der  Bucber  und  der  Data  der  Beorkan- 
dong ,  80  wie  alle  die  Tencbiedenen  Exemplare  TOn  BQehern 

oder  andern  Werken,  die  bei  ihm  hinterlegt  sind,  dem 
Staatssecrelär  zu  überliefern ,  der  sie  dann  in  seinem  Archiv 
aufzubeben  bat. 

Art.  5.  Wer  die  Wohlthaten  dieses  Gesetzes  in  An- 
sprach nehmen  will,  mufs  aber  aucb  sein  so  Tersichert^i^s 
Terlagsrecbt  zur  öffentlichen'  Kenntnifs  bringen ,  indem  er 
ollen  Exemplaren  einer  jeden  Ausgabe,  die  .wibrend  des 
ihm  zugesicherten  Zeilraums  erscheint,  bei  einem  Buch  auf 
das  Titel  -  oder  das  unmittelbar  folgende  Blatt ,  bei  einer 
Land-  oder  Seecbarte,  musihaliscben  Composition  o*  s.  w* 
oben  daran,  oder  bei  einem  Bande  tou  Charten  u.  a.  w. 
aul"  den  Titel  oder  das  Frontispicium  folgende  Worte  druk- 
hen  läfst:  »Niedergelegt  in  Gemalsheit  der  Congrcfs- Acte, 
den  und  den  Tag,  von  •  .  in  dem  Archive  des  Geriebts- 
sebreibers  des  Bezirksgerichts  c  u.  s.  w. 

Art.  6.  Jeder  Andere,  der,  hei  und  nach  der  Beur- 
boudung  des  Verlagsrechts  an  einem  Bucb  in  Gemäfsbeit 
diese«  Gesetzes,  innerhalb  der  bierin  bestimmten  Zeitfristen, 
ein  Exemplar  eines  so  versicherten  Baches,  ohne  die  Ein- 
willigung der  mit  dem  Yerlagsrechte  begabten  Person, 
ivelche  im  Fall  ihrer  Zustimmung  dieselbe  scbriftlicb  und 
in  Gegenwart  von  zwei  oder  mehr  glaubhaften  Zeugen  zu 
ertheilen  hat,  druckt,  herausgieht  oder  nachm:icht,  oder 
drucken,  herausgeben  oder  nachmachen  läfst,  oder,  wer, 
wohl  wissend,  daüi  ein  Buch  so  gedrucht  oder  naebgemacht 
ist,  ein  Exemplai^  davon  obne  die  scbriftlicbe  Einwilligung 
des  zum  Verlage  Berechtigten  verbreitet,  verkauft  oder 
zum  Verkauf  ausbietet,  oder  es  verbreiten,  verkaufen  oder 
zum  Yerkaaf  ausbieten  lilfst,  —  ein  solcher  Obertreter  soll 
jedes  Exemplar  eines  solchen  Buches  der  zur  Zeit  gesetz- 
lich mit  dem  Yerlagsrechte  begabten  Person  abzuliefern 
gehalten  aejn,  und  zugleich  liir  joden  solchen  Bogen,  (der 
aicb  in  seinem  Besitze  gedrucht  oder  nocb  im  Dmcbe, 
Jierausgegeben ,  naebgemacht  oder  zum  Verl:iauf  ausgestellt. 
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^•^A  die  AlisicKl  dietes  Gesefses  befindet  t  eine  8trafe  Ton 

iunl'zig  Cents  Ter  wirken  und  bezahlen,  wovon  die  eine 
UiÜite  dem  gesetzlichefi  Eigenthüoier  des  angeführten  Ver- 
lagsrechts, die  andere  der  Staatskasse  der  Vereinigten  Staa» 
ten  anheimfallt,  nnd  welche  Stitife  von  jedem  hiezu  zu- 
ständigen Gerichtshöfe  durch  eine  Schuldktage  beigetiiebea 
werden  kann« 

Art.  7.   [Dieser  Artikel  infSt  dieselben  Bestimmangen 

in  BelrefT  der  INaclibiklung  eines  sonstigen  Druchcs,  Schnit- 
tes, Stiches,  einer  Land-  oder  Seecharte  oder  musikaltscben 
ConqK>sition ,  wie  der  Torhergehende  bei  dem  Nachdruck 
eines  Buchet,  und  erklärt  als  gesetzwidrige  Nachbildung 
nicht  nur  den  Nachdruck  des  Ganzen ,  sondern  auch  die 
Veränderung,  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Haupt, 
plant,  in  der  Absicht,  das  Gesetz  su  nmgehen;  —  als  Fol* 
gen  der  gesetzwidrigen  Handlong  bestimmt  der  Artikel, 
dafs  nicht  nur  jeder  Bogen  einer  solchen  Nachbildung ,  son- 
dern auch  die  Platte,  die  dazu  diente,  dem  Eigenthümer 
des  nachgebildeten  Werket  anheimfalle,  vnd  als  Geldbafse 
für  jeden  Bogen,  der  sich  im  Besitz  des  Nachbilders  befin- 
det, einen  Dollar,  welche  Summe,  wie  im  Torigen  Artikel, 
nach  zwei  Hälften  getbeilt  wird.] 

Art*  8l  Dieses  Gesetz  kann. aber  nicht  to  aosgelegt 
werden,  dafs  dadurch  die  Nachbildung ,  der  Verkauf  ,  Druck 
oder  die  üerausgabe  einer  Land-  oder  Seecharte,  eines 
Buchet  oder  einer  masikalischen  Compositiooi  einet  Ab- 
dmcket,  Stiches  oder  fiberhaopt  eines  Werkes  yerboten 
werde,  das  Jemarulen  zum  Urbeber  hat,  der  in  den  Verei- 
nigten Staaten  Aveder  Bürger,  noch  darin  durch  seinen 
Wohntitz  der  Gerichttbarkeit  onterworfen  ist. 

Art.  ^  Auch  jeder,  der  irgend  ein  Manoscript  ohne 
die  Einwilligung  des  Verfassers  oder  gesetzlichen  Eigen- 
tbümert  da?oi|  (roraosgesetzt ,  dals  dieser  Urheber  ein  Bür-  • 
ger  der  Vereinigten  Staaten  Ist  oder  da  seinen  Wohntitz 
liat)  druckt  oder  heransgiebt,  ist  schuldig,  dem  Verfasser 
oder  Eigenthümer  allen  durch  seine  gesetzwidrige  Handlung 
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yenirsachten  Schaden  zu  ersetzen,  'welcher  Ersatz  durvb 
eine  hiezu  gedge^te  Klage,  gegründet  auf  dieses  Gesetz | 
Tor  dem  Gericlit,  das  bieraber  zustSndig  ist,  eingeklagt 
werden  kann;  und  es  sind  andurch  die  verschiedenen  Ge- 
richtshöfe der  Ycreinigten  Staaten,  welchen  die  Befognifs 
cnsteht,  die  Verletzung  der  Rechte  van  Verfassern  ond 
Erfindern  zu  Terhindern,  zngleich  ermächtigt,  nach  Grund- 
sätzen der  Billiglieit  Anordnungen  zu  treffen,  wodurcli 
die  Herausgabe  eines  so  erwähnten  Manoscripts  verhindert 
wird. 

Art  10.  [Durch  diesen  Artikel  wird  jedem  in  Fol^e 
dieses  Gesetzes  Beklagten  das  Recht  gegeben,  sich  nicht 
nur  im  Allgemeinen  über  den  fraglichen  Streitpunkt  zu  ver. 
theidigen,  sondern  auch  über  die  speciellen  Tbatsacben  den 
Gegenbeweis  zu  iühren.] 

Art.  11.  Würde  in  der  f'olge  Jemand  ein  Buch,  eine 
Charte  u.  s*  w.  drucken  oder  herausgeben,  ohne  das  Ter« 
lagsrecbt  davon  gesetzmafsig  erlangt  zu  haben ,  und  sieb 
unterfangen,  irgendwo  einrücken  oder  drucken  zu  lassen, 
ein  solches  Becht  sey  urUundiich  nach  dem  Gesetze  für  ihn 
eingetragen  worden,  so  soll  derselbe  wegen  dieser  Luge 
hundert  Dollars  verwirken  and  bezahlen,  wovon  die  eine 
UäUte  demjenigen,  welcher  ihn  deshalb  gerichtlich  belangt, 
und  die  andere  der  Staatskasse  der  Vereinigten  Staaten 

Sttfilllt.' 

Art.  12.  Auch  kann  allen  aus  diesem  Gesetz  ent- 
springenden Klagen,  wegen  Schadensersatz,  verwirkten  Ge* 
genständen  ond  Strafen,  nebenbei  der  volle  Rostenersatz 
verlangt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwa  gegeotbeir 
lige  Bestimmung  eines  früheren  Gesetzes. 

Art*  i3.   Auch  wird  jede  aus  diesem  Gesetz  entspriq* . 
gehde  Klage  oder  gerichtliche  Verfolgung  in  zwei  Jahren, 
von  der  Entstehung  des  Grundes  der  Klage  an  gereuliuet, 
verjährt. 

Art  14.  Durch  das  vorliegende  Gesetz  ist  das  vom 
3i.  Mai  1790  zur  Ermunterung  der  WiatensQbaften  ergan« 
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gene,  wodurch  den  Verfassern  und  Eij^enthüniern  von  Land» 
und  Seecharten  und  {Bucfaern  das  ¥erla((srecht  dmelbeA-  ^ 
wahrend  der  dort  erwähnten  Zeit  zugesichert  wird,  so  wta 
das  dazu  gehörende  Ergänzungsgesetz  vom  29.  April  1802 
aufgehoben,  Yarhehaitiich  jedoch  aller  nach  den  liestiai* 
mvngen  jener  Gesetze  erlangten  Rechte. 

Art.  i5.  Überdies-  erstrechen  sich  alle  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  über  Schutz  und  Sicherheit  von  Verlags* 
rechten  ond  Beehtsmittei ,  Strafen  und  Verwirkungen  im 
Falt  einer  Tertetzang,  anf  alle  Ton  dem  gesetzlichen  Verl 
Passer  oder  Eigenlhümer  früher,  als  in  Folge  dieses  Ge- 
setzes erlaagte  Verlagsrechte,  für  die  Zeit,  für  welche  sie 
rersiehert  sind,  init  eben  der  Wirkung ,  als  wenn  ein  sol* 
iliet  Yeriagsrecbt  naeli  dem  gegenwärtigen  Gesets  beorkan- 
det  und  versichert  worden  wäi  e. 

ätt.  16k  Aufserdem  hat  jeder  Verfasser,  Erfinder, 
Siftiohner,  Siecber  eines  Boches,  eine^  Land*  oder  6ee- 
eharte,  eines  Druckes,  Schnittes  oder  Stiches,  oder  der 
Eigenthümer  davon,  welcher  vor  der  Erlassung  dieses  Ge* 
setze»  ein  Verlagsrecht  erlangte,  im  Fall  er  noch  lebt, 
einer  von  ihnen,  wenn  es  mehrere  Verfasser  sind, 
das  ausschlielsliche  Recht  auF  sein  Buch  u.  s.  w.  inll  allen 
darch  das  gegenwärtige  Gcsutz  zum  Schutze  von  Verlags« 
reehtei»  tttsgesprocbenen  Vortheilea,  för  die  Zeit,  welche, 
Yen  dem  Tage  der  ersten  Beorkundung  seines  Verlags« 
rechts  an  gerechnet ,  noch  an  dem  Termin  von  acht  und 
zwanzig  Jahren  fehlt,  .so  wie  es  nach  Ablaaf  derselben 
tMt  nnip  ihm,  sondern  noch  seiner  Wittwe  nnd  seinen 
Rindern  zttsteht,  dieses  Verlagsrecht,  wie  es  oben  in  Be* 
treff  ursprünglicher ,  unter  diesem  Gesetz  versicherter  Ver» 
Isgsreehte  angeordnet  ist,  ernenern  zu  lassen.  — *  Ward 
ein  solcher  Ver&sser  a.  s.  w,  bei  Briassong  dieses  Gesetzes 
schon  gestorben,  so  stehen  die  ihm  hiernach,  wenn  er 
noch  lebend  wäre,  zugestandenen  Hechte  seinen  Erben, 
Gescb&liafiSbrem,  Verwaltern  z«;  —  Torassgesetzt  jedoch, 
dafs  die  Bestimmungen-  dieses  Artikels  nich^  auf  Verlags« 
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rechte  ausgedehnt  weichen,  deren  Termin  bei  £rla&sung  die- 
»es  Gea«Ues  schon  Ter&tricbeo  ist 


4k  Waalläadisches  Gesetz  vom  18»  Oecember  1832 
über  UDerlaubte  Wahlomtriebe  {brigues  *). 

In  BIrwa'gung,  daft  das  Lebens|Nnncip  einer  VoUure* 

Präsentation  auf  den  Wahlen  beruht  und  dafs  das  höchste 
Interesse  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in  den  Wahl- 
Tersamm^iuigeii  und  die  Enifernong  jener  Mittel  >  verlaogt^ 
wdche  dies  Prineip  zerstören  und  des  Volh  deniondiaireii) 

in  Erwägung,  dafs  eine  Yerfahrangsweisc  über  die  Fra- 
gen eingeführt  werden  mufs,  weiche  über  die  Gültigkeit 
der  Statt  gefandeneo  Wahlen  sieh  erbeben  hSnneii  ^  wird 
bierdarch  rerordnet:   t)  Das  Bureau  der  Wahl^ersaaMU* 
lung  übt  die  Polisei  in  der  Versammlung  aus.    2)  Jede 
Person,  die  nicht  cor  Wahlrersaannhmg  gehdrt,  wii^d,  wenn 
iie  sieb  doch  in  die  Versammlang  drängt,  aulgefpedert, 
sich  zu  entfernen.    Weigert  sich  der  Aufgeforderte  zu  ge- 
horchen oder  drängt  er  sich  von  neuem  ein,  so  darf  er  bis 
48  Standen  Terhaftet  werden*    3)  Jeder  Lärmen,  TooMÜt 
oder  lautes  Streiten  in  der  Versanunlong  sind  natma^; 
wer  zuwider  handelt,  wird  vermöge  der  Entscheidung  des 
Bureau  seines  Rechts  su  stimmen  beraubt  oder  selbst  aas 
d^  Versammlang  entfernt,  Torbebakiieb  der  geaetdicbea 
sonst  verwirliten  Strafen«    4)  Gleiche  Verfügung  tritt  ge- 
igen jeden  Wablmann  ein,  der  in  einem  ärgerlichen  Zu- 
stande Ton  Robheit  oder  Tninhenheit  erscheint.   5)  Erbabt 
sich  ein  starker,  die  Operationen  der  Versa«nilQng:al8reii- 
der  Tumult,  so  kann  das  Bureau  die  Versammlang  sospen- 
diren,   und  das  darüber  abgehaltene  ProtocoU  wird  dem 
Staatsrathe  übersendet*   6)  Das  Bureaa  kapn  aacb  von  dem 
Präfecten  Terlangen,  dab  er  während  der  Daner  der  W«bl> 


*)  Ein  in  der  alten  franxösiflchen  Jurisprodens  vorl 
Werl»  das  se  viel  aU  das  maisn  mmküm  btdaaiat». 
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ymnumion^  alle  dffenliicheiii-ViiMmlucipo^^ 
Uoier,  SehenlieD  o.  «.  w.  föf»4«^ 

oder  als  regelmtlfsige  Pensionäre  kommen,  schliefsen  lass^ 
Dies  kann  auch  der  Präfect  iiir  sicii  Ter|ügen,  ohne  von 
dem  Bnreatt  anfgefordert  zu  alj^.  ^*üiy;^  in  ^Mm 
imMßhtn  Hfesern,  u.  geachtet  äi'^^^ISiSli^^ 

gefunden  werden,  Sülleu  dem  Gemeinderath  au^c/^ci^L  und 
bestraft  urerden.  Wenn  es  Wahlmänner  sind,  so  sprich! 
das  Bureau  gegen  sie  die  AiiiiiMilib«liy^n  denteMMP 
aus,  an  diesem  Tage 

longen  dürfen  nicht  unter  einander  correspondiren ,  oder 
andere Y  als  die  ihnen  durch  das  Gesetar-fl^ertragenen 
rationen  sieb  anmafsen.  8)  Dj^^Ytt'gMriritf 
Wahlnmlriebe  sind  schuldig  o.  alle,  welche,  um  in  einen 
Kreis  oder  eine  Gemeindeversammlung  gewählt  zu  werdaa« 
achnmen  durch  Geschenke,  mmimiritBMMti^  'MV 
Tcrftihrerische  Yers'prechnngeny'dlnlA^^SlNIlHI^  MufilK 

oder  Betrug  sich  zu  verschaffen  suchen;  h.  die,  w^üMk 
durch  die  genannten  Mittel  andern  Personen  Stimmen  zii 
fertehaffen  enehen,  mdgen  sie'dietlNi  m^  jM^  ASnilM 
oder  anl  Anstiften  Anderer  fttiltr  -  e^'^eWiy^  Wiilittmhik 
welche  wissentlich  an  den  Geschenken  oder  ÄnstheilungeÄ^ 
Theil  genommen,  Geschenke  mittelbar  oder  anmittelbar  an^ 
genommen  haben  oder  sich  dlk^ '  y^^jfMba/l%äi WiiBMfe 
men  tieften,  q)  Die  Strafe  di^  Y4r^(Xiik*^*'tkr%^il^ 
des  Rechts  der  activen  nnd  passiven  Wahltähigkeit  -wäh- 
rend eines  Zeitraams,  der  nicht  5  Jilire  iberrteiglv  mi 
Geldstrafe  von  lo  bis  4oo  Francs,  oder  Binspemiiag  iroii 
5  Tagen  bis  3  Monate,  lo)  Jede  Klai^e  oder  Anzeige  eines 
der  benannten  Vergehen  muis  binnen  lo  Tagen  von  der 
Wahl,  worauf  sie  sich  bezieht,  der  Behörde  mit  J>eslimmo 
ter  Beseichnnng  der  Thalsachen  Torgetngen  werden«  Ha* 
durch  wird  der  amtlichen  Untersuchung  kein  Eintrag  ge- 
thao.  1 1)  Wenn  eine  solche  Klage  oder  Anzeige  als  ver* 
ttnmderiseh  durch  gerichtUches  Urtheil  befunden  wird,  so 
eidot  der  Denmiciant  Geldstrafe  von  loo  bis  6oo  Francs 
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und  Gefangnifs  von  i  bis  6  Monaten.  12)  bis  16  (betreflen 
das  Verfahren).  17)  Das  Urtheil  über  die  genannten  Ver- 
gehen  wird  Yom  Bezirksgericht  gefallt.  Appellation  ßndet 
Statt.  —  19)  Wenn  der  grofse  Rath  von  einer  gegen  eine 
ia  der  Kreisversammlung  Statt  gefundene  Wahl  erhobenen 
Klage  oder  sonst  ofBcielle  Kenntnifs  erhalt,  so  entscheidet 
er  vorerst  darüber,  ob  die  Zulassung  des  Deputirten  sus- 
pendirt  werden  soll.  18)  Zu  diesem  Behufe  wird  die  Sache 
an  eine  Commission  gewiesen,  welche  Bericht  erstattet. 
21)  Zugleich  wird  entschieden,  ob  dem  Staatsratbe  Anzeige 
gemacht  werden  soll.  22)  Der  grofse  Rath  allein  entschei- 
det über  die  Gültigkeit  der  Wahlnn  seiner  Mitglieder. 
Wird  der  Gewählte  eines  der  in  Art.  8.  bezeichneten  Ver- 
brechen beschuldigt,  so  mufs  er  zuerst  mit  seiner  Ver- 
theidigung  gehört  werden.  23)  Wenn  Untersuchung  Statt 
fand,    wird  das  Urtheil  des  Tribunals   zuerst  abgewartet. 

24)  Spricht  das  Gericht  frei  und  vernichtet  der  grofse  Rath 
doch  wegen  eines  der  im  Art.  8.  genannten  Verbrechen  die 
Wahl,  so  ist  die  Person,  welche  die  Entscheidung  betrifft, 
erst  wieder  nach  einem  Jahre  in  den  grofsen  Rath  wählbar. 

25)  Wegen  blofser  Formfehler  in  Bezug  auf  die  Wahl 
entscheidet  der  grofse  Rath,  nachdem  ein  Commissionsbe- 
richt  erstattet  worden  ist.  2Ö)  Bezieht  sich  die  Klage  auf 
eine  Wahl  in  einer  Gemeindewahl  Versammlung,  so  entschei- 
det der  Staatsrath.  Es  tritt  ähnliches  Verfahren  ein ,  wie 
in  dem  zuvor  genannten  Falle.        ir^^'w  :*b  r 


Anmerkung  zu  Seite  60. 

Der  gegen wärli'^e  AitfRatz  »o]\ie  «cfaon  tmt  itm  it  dfNT  Stit« 
iclirift  .Qmid  IV.  Nu.  III  S.  78  eingedruckten  AufRutze  abgedrucl^t 
werden.  Unratis  erklärt  sieht  varnm  in  diesem  Aufsatse. S.  61  eine 
Bierafnnjf  auf  Saint  Simon  vorltoimnt,  dessen  ^steni  schon  im 
oben  mgefohrten  ^ufsatse  entwickelt  wurde. 

  « 

Drackfeliler  iin  dritttn  Hefte       fünften  Bandes* 

S.  462  Z.  2  Y.  u.  git.  Consuln  1.  Cenaulen 
S,  463  Z.  15  st.  honoriee  I.  honoriflsche 

S.  463  Note  2.  nach  ^liulhterialen  st.  eines  Clamina»  ein  Funkt 
S.  463  Note  3.  st.  aehoriitus  1.  advotaUiH 

narh  :  p.ii  tictpiuni  von,  1.  ridvotore,  avouer. 
S.  465  Z.  14  fet.  Exem^Lionen  1.  Exceptifinm 
S.  465  Z.  9  V.  u.  st.  auf  seine  Kosten  1.  auf  seine  Faust 
S.  468  Note  6,  st.  bestritten  1.  bestimmen 

8.  470  Note  Z.  2  v.  a.  st.  Ltidwig  XIV  1.  Ludwig  XVI 

S»  4T1  Z.  9  w.      st  arithmetischen  Progressen  1.  ariUimetischer  Pro- 
gression 

9.  412  9-  11      u.  et  Bis  Vntmchrifft  L  Der  Unterschriften 
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Die  Philosophie  de^  Rechts  nach  geschicht- 
licher Ansicht  von  Friedrich  Julius  Stahi^  D'. 

der  Rechte  und  oi  dentl,  Professor  an  der  Universi- 
tät zu  Würzhurg.  Zweiter  Band:  Christliche 
Rechts-  und  Staatslehre.  Erste  Abtheilung, 
gr.  8,   Heidelberg,  hei  J.  C.  R.  Mohr. 

FkW  Btyr,  1.  .16  gr.  oder  fl.  3. 

vt>^  Ishalt  dieMs  r.w eiten  Bande»  nt«iii gaas  andmr  ge«wM> 
aU  ibn  der  Verl  bei  der  BearbeiHnig  dek  ersten  idi  Sinne 
Iwtte*  ]>enn  damaeli  Mtte  dieaer  Baad  bloa  die '  Daratelliing  der 
gesclucbtlicliea  A^^bt ,  Ihre  Anwendung  auf  Behandlung  des  poaitt* 
Ten  Bechti  und  die  Principien  und  Methode  för  eine  RechtophfloMH 
pliie  enthalten  sotten.  Allein  sowohl  das  Bewufslseyn ,  dafs  mit  blos 
wissenschaitlkhen  Principien  ohne  pralltische  Resultate  in  einer  so 
angeregten  Zeit  nl<  lits  ausgerichtet  ist  und  dafs  der  Verf.  nach  sol- 
cher Polemik  gegea  die  frühere  Lehre  selbst  «u  duri  fi^efülirtcn  Lei- 
stungen aufgefordert  ist ,  als  noch  mehr  der  unbeabsichtigte  Fortgang 
seiner  l;'orscbungen  führten  ihn  bald  über  die  Greusen  seines  ersten 
Planes  9  das  Werk  ^erweiterte  sich  allmähllg  zu  einem  vollständig 
entworfenen  System  der  Rechtsphilosophie  und  Politik» 
weldie  Erweiterung  denn  auch  hinlünglich  iilr  die  lange  Veridgeniag 

'  der  Jwchehwfig  dieses  Bandes  entsiMdigon  wird.»' 

Uebrigens.  darf  d«r  Veilager  sieh  bei  dieaer  Aoaeige  witdnfiQ» 
lead  eof  di^Vrtheile  besieb^n,  welelM  über  den  ersten  Band  dieses 
Werkes  gefäUt  Warden,  wo  u.  a.  die  Iieipsiger  IM.  ^LeSt  nocb  im 
Torigen  Jahre  sich  äufserte :  Obgleich  dieses  Buch  bereits  im  J,  i83o 

'  erschienen  ist ,  so  rechnen  wir  es  <1ü(  h  /.u  den  literarischen  Neuig- 
keiten, denn  Bücher  von  solchem  Gehalt  »erden  nicht  so  schnell 
volljährig.  Es  wird  das  A\  crh  als  ein  Meislerstück  von  Klarheit 
und  Schärfe,  Geiehrsaiiikell  und  Einsicht,  Gründl ichlicit  und  Ge- 
wandtheit dargestellt,  und  es  steht  £u  hoifea ,  dafs  in  der  i  ortsetzung 
dess^ben  belobte  Eigenschaften  nicht  weniger  ansuerkennen  seyn 
werden. 
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IX. 

Die  neue  franssösische  Gesetzgebung  über  die. 
Fra^e ,  fn  wie  fern  ein  Grnndei^enthttmer 
gezwungen  werden  iiann ,  sein  Besitztbum 
zu  öfientUcbeu  Zwecken  Iiinzugeben  ? 

Von 

Herrn  Fölix,  Advocaten  zu  Paris« 


Seil  der  Beik>l«tieii  von  1789  kal>eii  ^e  ftvoBSttsGlieo  Ge^ 

setzgeber  stets  den  Grundsatz  der  ünTerletzlichfeeit  des  Ei* 
genthams  iestgehalleo.  Die  Constitation  vom  14,  September 
1791  sprach  sich  im  Art.  17.  fblgendermafseii  aus:  »Da  das 
Eigentbam  ein  aiiTerletzlicbes  und  beiliges  Reebt  ist,  ta 
hann  niemand  desselben  beraubt  werden ,  aufser  wenn  die 
geböffi^  benrkiiodete  of^eotliobe  Nothweodtgbeit  es  Offfeabar 
erlMnscIit,  and  unter  der  Bedingung  'einer  gerecbten  nnd- 
vorläufigen  Entschädigung.«  Der  Ait.  5|3.  des  Civilgcsttz- 
bucbs  lautet  f oigendermafsen :  »Niemaad  luino  gezwungen 
werden,  aeia  £igeatbom  abaatreten,  wann  es  niebt  des  fi^ 
f^satlichen  Webls  we^en  oad  gegen  eine  angemessene  «nd 
TOrgangige  Entscbädigung  geschieht.« 

Die  Aofsteilnng  des  Gnindsafcases  reicbte  aber  nicbt  bin  \ 
es  bedurfte  eines  Geseiaes  cur  .naberen  £nlwiobelnng  dieses 
Gmodsatzes,  namentlich  sowohl  um  die  Fälle  genau  zu  be^ 
stimmen,  die  man  unter  den  Grundsatz  subsumirt,  als  um 
die  Befugnisse  der,  bei  der  geawongenen  Wegnabme  eines 
Eigentboms  wirkenden  ßebSrden  festsostellen  ^  endlich  auch 
um  die  Art  und  Weise  des  Verfahrens  anzuordnen. 
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Die  ersten  Verfügungen  solcher  Art  finden  sich  im  eilf- 
ten  Titel  des  Gesetzes  vom  16.  September  1807.  Dieses 
Gesetz,  überschrieben:  Von  der  Austrocbnang  der 
Sümpfe,  begreift  zugleich  mehrere  andere  Gegenstände. 
Der  eilfte  Titel  bestimmt  namentlich  die  Fälle,  worin  der 
Grundeigenthümer  sein  Besitzthum  abzutreten  verbunden  ist, 
nämlich:  Austrocknung  von  Sümpfen,  Eröffnung  und  Er* 
Weiterung  von  Kanälen,  Strafsen  und  öffentlichen  Plätzen, 
GrabcR  von  Materialien  zum  Behuf  der  vorstehenden  Anla- 
gen ,  diese  Arbeiten  mögen  nun  auf  Rechnung  des  Staates 
oder  von  Unternehmern  geschehen.  Der  Werth  der  weg- 
genommenen Immobilien  wird  durch  Sachkundige  festge- 
setzt, wovon  den  einen  der  Eigenthümer,  den  andern  der 
Staat  oder  der  ermächtigte  Unternehmer  ernennt;  die  Wahl 
des  Obmanns  steht  dem  Präfecten  zu.  Die  Verwaltungs- 
behörde (nämlich  der  Präfectorrath  in  erster  Instanz,  dann' 
in  appellatorio  der  Staatsrath)  entscheidet  die  vorkommen- 
den Streitigkeiten,     nc.i'j:  .  n.«;    »i    . . 

Es  erhoben  sich  mancherlei  Klagen  über  die  Willkühr 
der  Verwaltung.    Napoleon  verordnete  die  Abfassung  einef) 
neuen  Gesetzes  über  den  Gegenstand ;  der  ihm  vorgelegte 
Entwurf  fand  seinen  Beifall  nicht,  und  in  einer  aus  dem  La- 
ger zu  Schönbrunn  am  29.  September  1809  Cambaceres 
erlassenen  Note  stellte  er  die  Grundlagen  des  von  ihm  ver- 
langten Gesetzes  auf.    Hierauf  beschäftigte  sich  der  Staats- 
^  rath  mit  der  Abfassung  des  Entwurfs,  und  so  entstand  das 
^  Gesetz  vom  8.  März  1810,  überschrieben:  Von  der  £nt aas«) 
serung  aus  Ursache  des  öffentlichen  Nutzens 
Folgendes  ist  der  Inhalt  dieses  Gesetzes  2).   Die  Entäufse- 
rang  aus  Ursache  des  öffentliche»  Nutzens  geschieht  unter 
Autorität  der  Gerichte  (Art.  1.),  welche  dieselbe  nur  dann 
verordnen  dürfen ,  wenn  der  Nutzen  auf  nachstehende  Weise 


1)  Locrd  Legislation  civile  de  la  France  T.  9.  p.  648  ff. 

2)  Seine  Wirkung  besteht  noch  immer  in  den  mit  Frankreich 
▼creinigt  gewesensn  PrOTinzen  des  linken  Rheinufers. 
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beurkundet  worden  ist  (Art.  2.).    Nur  eia  kaiserliches  De« 
cret  kann  Arbeiten  oder  Unternehmungen  zum  öfFentlichen  • 
Nutzen  anordnen ;  wenn  ein  solches  Decret  die  wegzuneh- 
menden Grundstucke  nicht  bezeichnet,  so  geschieht  solches 
durch  den  Prafecten  (Art.  3.).    Vor  der  wirklichen  Entäus- 
serang  des  Eigenlhumers  mufs  dieser  gehört  werden  (Art.  40« 
Das  Verfahren  beginnt  mit  der  Anfertigung  eines  Planes 
durch  die  Ingenieurs,  die  irgend  eine  Einrichtung  zum  öf- 
fentlichen Nutzen  yorschlagen  (Art.  5.).    Dieser  Plan  wird 
auf  der  Mairie  niedergelegt,  und  alle  Interessenten  werden 
durch  öffentliche  Bekanntmachung  aufgefordert,  Einsicht 
dayon  zu  nehmen  (Art.  6.).    Acht  Tage  nach  dieser  Be- 
kanntmachung tritt  unter  dem  Vorsitz  des  ünterpräfecten 
eine  Comralssion  zusammen ,  bestehend  aus  zwei  Mitgliedern 
des  Bezirksrathes ,  dem  Maire  des  Ortes,  wo  die  Grund- 
stucke gelegen  sind,  und  einem  Ingenieur  (Art.  7.).  Vor 
dieser  Commission   werden  die  Beschwerden  angebracht, 
welche  sich  auf  die  Wegnahme  des  Eigenthums,  nicht  aber 
auf  den  Betrag  der  Entschädigung  beziehen  (Art.  8.).  Die- 
selbe giebt  binnen  einem  Monate  ihr  Gutachten  ab,  und  ein 
Beschlufs  des  Prafecten  bestimmt  definitiv  die  Stellen,  wo 
die  Arbeiten  stattfinden  sollen  (Art  9  und  10).  Vereinigt 
sich  die  Verwaltung  mit  den  Eigenthümern  über  die  Abtre- 
tung der  Grundstucke  und  über  den  Preis  derselben ,  so 
wird  ein  formlicher  Verkaufsact  aufgenommen  (Art.  12). 
Kommt  kein  Vergleich  zu  Stande,  so  erläfst  der  Präfect 
einen  Beschlufs,  worin  er  die  abzutretenden  Grundstucke 
bezeichnet,  und  dieser  Beschlufs  wird  dem  Gerichte  erster 
Instanz  vorgelegt  (Art.  11  und  i3).    Letzteres  erläfst  einen 
öffentlichen  Aufruf  an  die  Betheiligten,  um  ihre  Beschwer- 
den wegen  Nichterfüllung  der  vorstehenden  Förmlichkeiten 
vorzubringen.    Sind  diese  Förmlichkeiten  aber  erfüllt,  so 
erklärt  das  Gericht  jenen  Beschlufs  des  Präfecten  für  voll- 
streckbar (Art  i3  und  14).    Im  entgegengesetzten  Falle  bat 
die  Verwaltung  ein  neues  Verfahren  zu  beginnen  (Art  i5). 
Alle  Streitigkeiten  über  den  Betrag  der  Entschädigung  ge- 
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huren  Tor  die  Gerichte  (Art.  i6);  allein  dieselben  können 
Torlä'ufig  die  Verwaltung  in  den  Besitz  der  fraglichen  Grund* 
stücke  setzen  (Art,  19)  ^).  Die  Gerichte  ermitteln  die  Ent- 
schädigung nach  Einsicht  der  Erwerbungs  -  Pacht-  und  an- 
derer Urkunden  (Art.  16),  oder,  wenn  dieselben  nicht  zu- 
reichend erscheinen ,  nach  dem  Gutachten  von  Sachkundigen 
(Art.  17).  Die  Gerichte  erkennen  auch  über  die  Rechte  der 
Gläubiger,  Nutzniefser,  Pächter  u.  s.  w.  .(^rt.  18  und  25). 
Erfolgt  die  Zahlung  nicht  zur  Stelle,  so  ist  der  Eigenthü- 
mer  zu  Zinsen  berechtigt  (Art.  30).  Die  Artikel  21  bis  24 
enthalten  Verwaltungsanordnungen  in  Betreff  der  Zahlung. 
Das  Verfahren  an  den  Gerichten  ist  summarisch,  und  die 
vorkommenden  Acten  sind  keinen  Einregistrirungsgebühren 
unterworfen.  Die  Staatsbehörde  wird  in  allen  solchen  Pro- 
cessen vernommen  (Art.  26).  Die  bezüglichen  Verfügun- 
gen des  Gesetzes  vom  16.  September  1807  abgeschafft 
(Art.  27)«  •  ♦**^>**«  ■*»♦*»•■' 

Unmittelbar  auf  dieses  Gesetz  folgte  das  vom  21.  April 
1810  über  die  Minen.  Hiernach  ist  der  Eigenthümer  der 
Grundstücke,  in  denen  jemand  eine  Mine  anzulegen  beab- 
sichtigt ,  zur  Abtretung  des  inneren  Bodens  derselben  ge- 
gen Entrichtung  einer  jährlichen  Abgabe  verpflichtet  (Art. 6, 
43  ff.).  Dieses  Gesetz  liegt  indessen  aufserhalb  der  Sphäre 
des  gegenwärtigen  Aufsatzes. 

Einem  Decret  vom  18.  August  1810  zufolge  sollten  alle 
vor  der  V^erkündigung  des  Gesetzes  vom  8.  März  nämlichen 
Jahres  erlassene  specielle  Decrete ,  welche  eine  gezwungene 
Entäufserung  anordnen,  sey  es  nun  ausdrücklich  durch  die 
Bezeichnung  der  Grundstücke,  sey  es  implicite  durch  die 
Genehmigung  von  Plänen ,  naqh  Anleitung  des  Gesetzes  vom 


S)  Diese  Verfügung,  welche  die  Entäarscrung  vor  Zahlung  der. 
Entschädigung  gestattet,  wird  als  durch  den  Art  10.  der 
Charte  von  1814  (Art.9  der  von  1830)  aufgehoben  betrachtet. 
Urthcil  des  Appelhofes  von  Amiens  vom  22.  März  1823.  Ur- 
thcil  des  Appelhofcs  zu  Paris  vom  4,  l^Iär«  1824.  (Sirey 
1823.  II.  218.  1824.  II.  350.) 
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MHI|iMlMI^  iiHp^'i^llsogen  werden,  ohne  dafs  te  der 

Mitwirkung  der  Gerichte  bedürfe,  wie  solche  das  Gesetz 
ron  löio  erheischt.  Dieses  Decret  wurde  erlassen  auf  den 
WtaiiÜjf  mm  pmi^uä  Pairs  Grafen  Mol^,  damali^ea  Ge- 
MlM|Milliltt^4ilMnNniien  •  «od  Strafsenhaaes ,  welcher  in 
der  Sitzung  der  Pair^hamnier  vom  7.  Mai  i833  bei  Gele- 
genheit der  Debatten  des  neuen  Gesetze»  bemerkte,  der 
flMMbllMfelMpiiif  %inEig  gewesen ,  die  rSchgreifende  Wiru 
Mng  za  i^i^Mhdern,  die  mehrere  Gerichte  dem  Gesetz  vom 
März  1810  halten  beilegen  wollen.  Nach  einer  andern 
ziemlicll  »fUj^^n  i^«rl»rei|eten  Meinung  (Bericht  der  Com» 
.  lMiB>i11iii ft^k iUrnmer  yom  so*  April  i833  und  Rede  des 
Herrn  v.  Frevillc  vom  7.  Mai)  beabsichtigte  die  Regierung 
durch  dieses  l>ecret  die  Wirkung  des  Gesetzes  ¥om  iB.  März 
i#Wi^iMriMMIhy  und  die  Hindernisse  wegzarünmen ,  welche 
4lljWilliittliHMihenkaiift  der  Gerichte  för  die  Verwaltung 
entataiiden.  ' 

^  In  der  Reihenfolge  der  Gesetzgebung  findet  sich  ein 
äilnietteii  des  Staatsraths  vom  19.  Februar  181 1 ,  genehmigt 

TOm  Kaiser  den  27.  des  nämlichen  Monats,  wonach  das  Ge- 
setz Tom  8.  März  lÖio  auch  zum  Yortheii  derjenigen  Grund-  . 
eigeathümer  angewendet  werden  soll ,  deren  Immobilien  blos 
durch  Anlagen  der  Verwaltung  benaohtheiligt  und  be- 
schränlit,  nicht  aber  wirklich  weggenommen  werden 

Die  Charte  toq  1814  enthält  im  Art.  14  folgende  Ver* 
fögVDgf  welche  in  den  Art  9  der  Charte  Ton  i83o  über* 
gegangen  ist:  »Der  Staat  bann  das  Opfer  eines  Eigenthums 
▼erlangen,  ans  Ursache  eines  gehürig  beurhundeten  öfTent- 
hohen  Interesse,  allein  nur  gegen  Torlaufige  Entschädi- 
gung.« Ich  habe  bereits  bemerkt,  wie  diese  Veriiigung 
dem  Art.  19  des  Gesetzes  vom  8.  MKrz  1810  derogirt,  und 
nicht  mehr  erlaubt,  die  Entäufserung  ohne  forhergehende 
£nt8chSdigttog  zn  rerordnen. 

4)  Diese«  nicht  in  der  Gcsctssammlung  eingtrackU  Gutachtaa 
findet  sich  bei  hoct€  T.  ft.  p.  TO. 
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Das  Gesetz  vom  8.  März  1810  handelt  blos  Ton  An- 
lagen  der  Civilver walt ung ,  zu  deren  Behuf  ein  Pri- 
vateigenthuni  weggenommen  werden  soll;  es  schweigt  über 
die  Anlegung  ?on  Festungswerken.  Als  daher  im 
Frühjahr  i03i  die  Regierung  den  Entschlufs  fafste,  Paris 
zu  befestigen,  wurde  die  Nolhwendigkeit  eines  neuen  Ge- 
setzes fühlbar,  besonders  da  die  Sache  damals  Eile  za  ha- 
ben schien,  und  die  im  Gesetze  von  1810  zum  Vortheil  der 
Eigenthümer  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  eine  geraume 
Zeit  erforderten.  Das  Gesetz  vom  2.  April  i83i  hat  dem- 
nach, wie  auch  sein  Art.  1  ausdrücklich  andeutet,  ein  ganz 
specielles  Object.  Erstens  handelt  es  nur  von  dem  Falle 
anzulegender  Festungswerke ;  zweitens  sieht  es  nur  den  Fall 
vor,  wo  diese  Anlegung  so  dringend  ist,  dafs  die  Verwal- 
tung nicht  hinlängliche  Zeit  bat,  um  die  durch  das  Gesetz 
von  1810  vorgeschriebenen  Formen  zu  beobachten.  Laut 
Art.  2  mufs  diese  Dringlichkeit  durch  die  königliche  Or- 
•  donnanz  beurkundet  werden,  welche  laut  dem  Gesetz  von 
1810  die  Arbeiten  anordnet.  Diese  Ordonnanz  wird  durch 
den  Prafect  dem  königlichen  Procurator  am  Gerichte  erster 
Instanz  und  dem  Maire  der  Gemeinde  mitgetheilt.  Letzte- 
'  rer  läfst  sie  sogleich  bekannt  machen.  Ersterer  legt  sie 
dem  Gericht  vor,  welches  eines  seiner  Mitglieder  zum  Com« 
missär  bestellt,  und  einen  Sachkundigen  ernennt  (Art.  3). 
In  dem  durch  den  Commissär  anberaumten  Termin  erschei- 
nen vor  ihm  an  Ort  und  Stelle  der  vom  Gericht  ernannte 
Sachkundige,  ein  anderer  vom  Präfecten  bestellter,  nebst 
einem  Beamten  der  Domänenverwaltung  und  einem  Militär- 
beamten. Die  Eigenthümer  oder  andere  Interessenten  sind 
auch  befugt,  einen  Sachkundigen  zu  wählen,  und  der  Com- 
missär ernennt  einen  zur  Wahrnehmung  ihres  Interesses, 
wenn  sie  diese  EIrnennung  unterlassen.  Der  gerichtlich  er- 
nannte Sachkundige  errichtet  ein  Protocoll,  worin  er  die 
Gutachten  seiner  Collegen,  so  wie  die  Bemerkungen  des 
Militär-  und  Domänenbeamten  aufnimmt,  das  ganze  Yer- 
hältnifs  der  fraglichen  Liegenschaften  beschreibt  und  endlich 
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sein  Gutachten  über  den  Betrag  der  Entschädigung  abgie.bt 
(Art.  7  und  8).  Der  Richtercommissär  ist  gehalten ,  diesen 
sämmtlichen  Verhandlungen  beizuwohnen  (Art.  lo).  Kommt 
auf  das  Gutachten  des  gerichtlich  bestellten  Sachkundigen 
ein  gütliches  Abkommen  zwischen  der  Verwaltung  und  den 
ihre  yolle  Rechte  geniefsenden  Eigenthümern  zu  Stande,  so 
"wird  solches  durch  eine  Verkaufsacte  beurkundet  (Art.  9). 
Sonst  bestimmt  das  Gericht,  sogleich  nach  der  Rückkehr 
des  CommissärSy  auf  dessen  Bericht  und  auf  das  Gutachten 
des  Sachverständigen,  im  summarischen  Verfahren  1.  die 
Summe,  welche  den  Besitzern  als  Entschädigung  der  Kosten 
der  sofortigen  Räumung  der  Immobilien  zu  entrichten  sey, 
2.  eine  zweite  Summe,  die  die  Verwaltung  ihnen  einstwei- 
len als  Werth  des  Eigenthums  zu  zahlen  hat,  vorbehaltlich 
der  definitiven  Entscheidung  über  diesen  Punkt.  Dasselbe 
Urtheil  ermächtigt  den  Präfecten,  sich  binnen  fünf  Ta- 
gen  nach  Zahlung  der  ersten  Summe  und  Niederlegung 
der  zweiten  in  die  Dcpositalkasse  in  den  Besitz  derjenigen 
Immobilien,  auf  welchen  keine  Gebäude  stehen,  und  binnen 
zehn  Tagen  in  Besitz  der  Gebäude  zu  setzen.  Dieses  Ur- 
theil ist  der  Opposition  und  Appel  ungeachtet  vollstreckbar 
(Art.  10).  Der  Eigenthümer  kann  die  Summe  No.  2.  ohne 
Präjudiz  in  Empfang  nehmen.  Wenn  diese  Summe  nicht 
100  Francs  übersteigt,  so  wird  sie  der  Geringfügigkeit  hal- 
ber dem  Eigenthümer  ausbezahlt,  selbst  wenn  Hypotheken 
auf  dem  Gute  haften.  Ist  der  Betrag  höher,  so  hat  die 
Verwaltung  die  gesetzlichen  Vorschriften  behufs  der  Clas- 
sification und  Zahlung  der  Hypotheken  zu  beobachten ,  und 
binnen  drei  Monaten  a  dato  jenes  Urtheils  entweder  die 
Zahlung  der  Summe  No.  2.  zu  leisten,  oder  nachzuweisen , 
dafs  wirklich  Hypotheken  oder  Arreste  darauf  bestehen. 
Das  Verfahren  ist  summarisch ,  wie  der  Art.  26  des  Gesetzes 
von  1810  vorschreibt  (Art.  11).  Das  Gericht  bestimmt  so- 
dann, nach  der  Besitzergreifung  und  nach  Mafsgabe  der 
Art.  16  und  17  des  Gesetzes  von  1810,  den  definitivtn  Be- 
trag der  Entschädigung  (Art.  la).       >       >  • 
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Eine  königliche  Ordonnanz  kann  auch  die  Besitznahme 
eines  Prirateigenthums  auf  gewisse  Zeit  yerordneo  ,  jedoch 
nur  für  solche  Immobilien ,  auf'  welchen  keine  Gebäude 
stehen.  Die  jährliche  Entschädigung  des  so  verlornea  Ge- 
nusses wird  durch  die  Gerichte  bestimmt,  und  jede  sechs 
Monate  ausbezahlt.  Eben  so  mufs  der  Eigenlhumer  bei  Zu- 
rückgabe der  Immobilien  für  die  denselben  zugefügten  Nach- 
theile entschädigt  werden  (Art.  i3).  Währt  dieser  proviso- 
rische Besitz  drei  volle  Jahre,  so  kann  der  Eigenthümcr 
verlangen ,  dafs  der  Staat  die  Immobilien  ankaufe ;  er  erhält 
alsdann  den  Werth  derselben,  wie  solcher  bei  der  Besitz- 
nahme stand,  und  damals  durch  eine  Abschätzung  beurkun- 
det wurde.  Die  Gerichte  erkennen  auch  über  die  Ansprüche 
des  Pächters  oder  anderer  Besitzer  (Art.  14). 
i  Schon  vor  Erlassung  des  Gesetzes  vom  3o.  März  i83i 
führte  die  Verwaltung  Beschwerde  darüber,  dafs  die  Pri- 
vateigenthümer ,  um  übertriebene  Preise  für  ihre  Immobi- 
lien zu  erhalten,  die  im  Gesetz  vom  8.  März  1810  vorge- 
schriebenen Formen  mifsbrauchten ,  und  durch  den  so  ver- 
anlafsten  Zeitverlust  die  Verwaltung  stets  in  Nachtheil  und 
ofl  auch  in  die  Unmöglichkeit  versetzten ,  die  im  allgemei- 
nen Interesse  entworfenen  Anlagen  ins  Werk  zu  setzen. 
Dieselben  Hindernisse  standen  den  Compagnien  entgegen, 
die  sich  zum  Behuf  solcher  Anlagen  bildeten.  Daher  beab- 
sichtigte die  Regierung,  eine  Abkürzung  der  gerichtlichen 
Verhandlungen  gesetzlich  aussprechen  zu  lassen.  Zugleich 
war  sie  des  Dafürhaltens ,  es  sey  passender ,  die  Bestimmung 
der  Entschädigung  an  Geschworne  zu  verweisen,  als  sie, 
wie  bisher  geschehen ,  den  gesetzkundigen  Richtern  zu  über- 
lassen. In  diesen  beiden  Punkten  wich  der  am  12.  März 
1882  der  Deputirtenkammer  vorgelegte  Entwurf  von  dem 
Gesetze  von  1810  ab.  Dieser  Entwurf  ^sowohl  als  das  jetzt 
erlassene  Gesetz  vom  7.  Juli  i833  unifassen  die  ganze  Ma- 
terie der  Entäufserung  aas  Ursache  des  öffentlichen  Nutzens, 
nämlich  sowohl  die  durch  die  Civilverwaltung  besorgten  An- 
lagen (Gegenstand  des  Gesetzes  von  1810),  als  auch  die 


Wmtm^mmikef  je^oc^p  mt  AofrediHialtnng  det  GeietM 
VOB  i8Si  Inr  den  Vmli       Dringlidiiiait  s). 

Der  Entwarf  wurde  zuerst  von  einer  Commission  der 
Depulirtenkammer  geprüit,  die  am  26.  Janaar  18^  ihren 

-  Bttioht  erttattefte*    Die  Hemmer  nehm  em  ^  Fefamer  den 

i  fieiwerf  mit  bedentenden  ]iodi€oetioiien  in  den  einseinen 

♦ 

iVerfügungea  an.     Der  so  abgeänderte  Entwurf  gelangte 
^nr  Borthmig  :de»^  PairAammer^,  dere»  ComaMsajonT  imiiii^ 
ipi  ftiüe  IhiiiilitvTeriee;  am  14^  Mai  mihm  eie  jdes  GeeMl 

>  mit  neuen  Zosätzen  und  Abänderungen  an,  und  so  ?eran^ 
kiaAl^ves  neue  Debatten  in  der  Deputirtenkammerf  der  je» 
Beim  si*  Mm  Türgele|$t  wurde;  sie  «doptirte  es  m  ji  SM 
.  nklit  ^ens  im  Sinne  der  Peirskammer.    Tor  diese  gelangte 

^  der  Entwurf  schliefslich  am  1 5.  Juni,  und  sie  genehnnigte 
ihn  am  20.  nämlichen  Monats  oime  neue  Abänderungen.  Am 

yi  iJuiiiePüimihieit  det  Gesete  die  hSoigliche  Senctioo. 
vprm  IMNiMdön  hier  dessen  Verfügungen  darstellen ,  und 

jede  derselben  mit  den  wichtigsten  der  aus  den  legislativen 
Debatten  hervengehetidea  Bemerhongen  begleiten 

Der  Haaptgestehlspoeht,  miter  welchem  diesee  Geeets 

zu  betrachten  ist,  besteht  darin,  dafs  der  Gesetzgeber  so- 
wohl im  Aligemeinen  als  in  jeder  einzelnen  Yeriügung  die 
Heiligkeit  des  Eigenthoms  mit  den  Erferdernisseo  des  Ml 
feetliehen  Nutiens  in  fiinhlang  zo  bringen  hatte. 

Das  Gesetz  ist  überschrieben:  Von  der  EntäuTse- 
rilllrg  aus  Ursache  des  öffentlichen  Gatzens.  Der 
ersle  Titel,  ant  der  Bnbrik:  AUgemeioe  Terfagmi« 
gen,  spricht  sich  noch  bestimmter,  eis  die  frShere  Gesets- 

-  gebung  zu  Gunsten  des  Eigenthnmsrecbts  aus.   Nur  ein  Ge- 
setz oder  der  KMg  hat  die  Belugni(V,  das  commodam  der 

,^TOfgeaehlageoeo  Aolagea  ond  Arbetteo  ai^Boerkettnen ;  die 
Ferwaltungsheborden  bezeichnen  nachher  die  einzelnen  Grund* 


S)  Man  Mba  bidmach  die  Bamerkungen  ifiber  den  AfUf^* 

Q  Diejeiii^^cn  Artikel,  anf  Melche  ln'inv  Ri-merkunji^  tiiMl 
(iem  urtpruitgiicht'u  ii^atwurf  j^eLuüi&  augcuuiumefiKWurflen. 
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Stucke ,  welche  den  Eigenthümern  wegza nehmen  sind ;  aber 
nur  die  Gerichte  können  die  Entäufserung  aussprechen  und 
zwar  erst  nach  angehörter  Yertheidigung  des  Eigenthümers. 
r»j  <  Art.  !.  «Die  Entäufserung  wegen  öffentlichen  Nutzens 
geschieht  durch  die  Autorität  der  Gerichte.  <c 

Art.  2.  »Die  Gerichte  können  die  Entäufserung  nur 
dann  aussprechen,  wenn  vorab  die  Nützlichkeit  derselben  inj 
den  durch  gegenwärtiges  Gesetz  Torgeschriebenen  Formen 
beurkundet  worden  ist.  Diese  Formen  sind  folgende ;  i)  ein 
Gesetz  oder  eine  königliche  Ordonnanz,  welche  die  frag- 
lichen Anlagen  und  Arbeiten  ermächtigt.  2)  Der  Präfeet 
bezeichnet  in  einer  Urkunde  die  Localitäten  im  Allgemei- 
nen ,  wo  die  Arbeiten  vorgenommen  werden ,  in  so  fern  diese 
Bezeichnung  nicht  bereits  in  dem  Gesetz  oder  der  könig- 
lichen Ordonnanz  enthalten  ist.  3)  Der  Präfeet  erläfst  einen 
weitern  Beschlufs ,  der  die  genaue  Andeutung  der  einzelnen 
Grundstücke  enthält ,  deren  der  Eigenthümer  entäufsert  wer- 
den soll.  Diese  specielle  Entäufserung  kann  nur  nach  an- 
gehörter Vertheidigung  des  Eigenthümers  erfolgen ,  worüber 
der  zweite  Titel  das  Nähere  bestimmt.« 

Im  Entwürfe  war  nur  von  einer  königlichen  Or- 
donnanz die  Bede;  die  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes 
in  verschiedenen  Fällen  wurde  in  der  D.  K.  ^)  beigefugt, 
um  jede  Willkühr  der  Regierung  zu  beschränken.  In  der 
P.  K.  verlangte  der  Marquis  de  Laplace  in  No.  1.  den  Zu- 
•atz,  dafs  einzig  ein  Gesetz  oder  eine  Ordonnanz  die  Ar- 
beiten ermächtigen  könne,  so  wie  das  Gesetz  von  1810  sol- 
ches ausdrückte.  Dieser  Zusatz  wurde  als  unnöthig  ange- 
fochten, weil  der  Context  des  Art.  2.  andeute,  dafs  eine 
gezwungene  Entäufserung  anders  nicht  als  zum  Behuf  yod 
Arbeiten  statt  finden  könne ,  die  durch  ein  Gesetz  oder  eine 
Ordonnanz  ermächtigt  sind.  Der  Begiernngscommissär  Herr 
Legrand  bemerkte,  man  habe  bei  Abfassung  des  Entwurfs 


T)  Wir  werden  die  Kammern  von  jetzt  in  nur  dorcb  die  Anfang»- 
bucbatahen  andeuten. 
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» 

in»  Wort  eiasig.mgidaMiOf  oin  niekt  auf  dmiCMiniM 
m  fSJbven,  dsfs,  waon  «be  grolüie  Ankf^e  oder  ArMt  änroli  , 

Gesetz  oder  Ordonnanz  verordnet  ist,  c&  für  jede  einzelne 
EataaCiernng  eines  neaea  Ge$eU#t  oder  einer  neuen  Gr- 
dottUMS  bedorÜB.  Dimniiaoh  wurde  der  yoncbbg  dü 
Herrn  Laplace  nidit  angeoomme». 

>^  Der  Alt.  3.  (auch  zuerst  durch  die  D.  K.  als  Folge  des 
Art.  3«  ioi H&eietft  «iogeführt)  ootericheidei  die  Fälle,  in 
Jliilr  titf  Getaiai;>effagderiich  itf,  tod  deneo,  in  wekhen 
eine  Ordonnanz  hinreicht.  »Zar  Errichtung  aller  grofsen 
öffentlichen  Arbeiten,  Landstrafsen ,  lUnäle,  £iaenbahnenf 
■nÜlMÜift  des  Ftitfae,  Anlegung  TOn  Benins  nad  Dooliat 
üdlkMipiiK^lMi  wom  Staate  oder  doreh  Compagnien  nnter» 
iiuuiuiua,  es  mögen  Zölle  dabei  angelegt  werden,  der  of- 
fentUcbe^clMts  mag  Sobsidien  dazu  YCrleihen  und  es  mag 
8liülie%eMllhnai  dam  hingegeben  werden  oder  mobti  Itt 
rfi»  >iiHit^€rfofderiidi>  Sine  lUhiigtiebe  Ordonnann  kenn 
gewübniicbe  Strafsen,  Kanäle  und  Eisenbahnen  Ton  weniger 
aHMÜieo^  Melea»  Länge,  Brüehen  nnd  andere  Arbeiten  yoq 
gerfni^erer  Wichtigkeit  ermacbtigen.  In  beiden  Fällen  mnfii 

eine  Untersuchung  im  Verwaltungswege  vorausgehen,  deren 
Formen  durch  eine  allgemeine  Ordonnanz  bestimmt  werden««  ^ 

Im  beiden  Kammern  betten  die  ComanMionen  TOifo* 
teblagen,  aneb  diete  letetere  Formen  dnreb  das  Geieln 
festzustellen,  und  dadurch  den  Eigenthümern  die  Tolle Sicher* 
beit  EU  gewähren,  dafs  die  Entänfserung  wirkUcb  im  Sffei^ 
'Mcben  Inleresie  geididieb  -  Biete  Yoieebläge  worden  niebt 
angenommen,  indem  man  entgegnete;  i)  die  Formen  der 
Vorontersachang  konnten  nicht  für  alle  Arbeiten  gleichför* 
mig  aeyn;  s)  die  Geriebto  würden  dadnreb  die  BefogaMh 
erbaiten,  in  die  PriUnng  der  Verbandlnngen  der  YerwaU 
tungsbehSrdcn  einzugehen ;  3)  die  Garantie  der  Eigenthü- 
mer  beruhe  in  dem  Gesetze,  welches  die  Arbeiten  spO-  ' 
eiell  emäcbtigt.  In  der  F«  K.  bemsrkte  der  Hemog 
▼on  Bassanoy  der  Entwurf  Torgesse  die  groften  Commnni- 
cationen  im  Innern  der  Städte,  dann  die  Austrooknung  fon 
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Sümpien  im  Interesse  öffentlicher  Sanitat.  Man  entgegnete , 
die  Austrocknnng  der  Sümpfe  habe  ihre  eigene  Gesetzge« 
hung ,  und  jene  Communicationen  seyen  unter  der  Benen- 
nung Strafsen  begriffen.  Derselbe  Pair  verlangte  den  Zu- 
-«atz  :  »  Das  Gesetz  oder  die  Ordonnanz  enthalt  die  ausdrück- 
liche Erklärung,  dafs  die  Anlage  zum  öfTentlichen  Nutzen 
geschieht.«  Man  erkannte  diesen  Zusatz  fiir  unnothig,  weil 
das  Gesetz  oder  die  Ordonnanz  durch  sich  selbst  die  Aner« 
hennung  bilde,  dafs  die  Anlage  nur  zum  üfFentlichen  Nutzen 
geschehe.  Herr  Villemain  yerlangte  den  Zusatz,  dafs  alle 
den  Kammern  vorgelegte  Entwürfe  mit  Plänen  und  Ab- 
schätzungen begleitet  seyn  sollten.  Auch  dieser  Zusatz  wurde 
för  unnothig  erachtet,  weil  es  sich  von  selbst  verstehe, 
dafs  die  Kammern  und  der  König  in  die  genaue  Prüfung 
der  Nützlichkeit  der  Anlagen  eingehen. 

Zweiter  Titel,  Verwaltungsmafsregeln,  die 
sich  auf  die  Entäufserun^  beziehen.  Das  Verfah- 
ren ,  wovon  hier  die  Bede  ist ,  beginnt  nach  Erlassnng  des 
Gesetzes  oder  der  Ordonnanz,  dann  der  beiden  Beschlüsse 
des  Präfecten,  wo?on  der  Art.  2.  handelt. 

Art.  4*  »Die  Ingenieurs  oder  andere  Kunstverständige 
erheben  für  jede  Gemeinde  einen  Plan  der  Grundstücke, 
deren  Wegnahme  sie  zur  Vollführung  der  entworfenen  An- 
lagen nöthig  erachten.« 

Zu  diesem  Artikel  wurden  in  der  D.  K.  zwei  Znsätze 
vorgeschlagen ,  jedoch  verworfen.  Dem  ersten  zufolge  sollte 
jedem  Plane  ein  Anerbieten  der  den  Eigenthümern  zu  lei- 
stenden Entschädigung  (wovon  erst  im  Art.  23.  des  Gesetzes 
die  Bede  ist)  beigefügt  seyn ;  der  andere  wollte  wenigstens 
dem  Staat  oder  der  unternehmenden  Gesellschaft  die  Befog- 
nifs  ertheilen,  zur  Ersparung  von  Kosten,  im  Falle  die  Ei. 
genthümer  sich  mit  dem  Anerbieten  zufrieden  erklärten. 
Manische  die  Bemerkung  über  die  Bubrik  des  dntten  Ti- 
tels und^über  den  Art.  23.  —  In  der  P.  K.  verlangte  der 
Herzog  von  Bassano ,  dafs  die  Compagnie ,  welche  die  Er- 
mächtigung 2u  einer  Unternehmung  nachsucht  y  dem  Minister 


l 

einen  solchen  Plan  vorie^.   Fenwr  «chlug  er  eindn  in 
land  gdtttdeo  Zaaata  tot,  mMMcli  soldi»  Gtmche  Toa 
Gompagnien  nur  dann  angenommen  warden,  wann  wenig-. 

stens  die  Hälfte  der  Rosten  durch  linterschriften  gedeckt 
iai,  damit  nicht  jeder  Frojeclenmacher  die  Behörde  nna^ 
,  thiger  Weiae  behellige.    Keiner  diiaaer  Vondbläge  waaiiA 
angenommen. 

Art.  5«  »Dieser  Piaa  bezeidioet  die  Namen  der  £igen<%  \ 
üwumar  ao,  wie  aie  in  der  StenerroUe  figmnreO|  «ad  Ueibt 
wSlirend  wemgaiana  acbt  Tagen  enf  dem  Gemeindeliaiis 
Jedermanns  Einsicht  liefen. ^ 

Art.  6«.  »Diese  Frist  iäuit  nur  vom  Tage  einer  den  In^ 
tercaaenten  gemetnaam  ertbeüten  Benaebricktigttng,  welobe 
nnmlieh  dnrdi  IVommelaohlag  oder  andere  gebiinelilioli« 
Weise  bekannt  gemacht  und  an  der  Kirche,  so  wie  am  Ge- 
metndeiuius  angeheliet  wird;  ancb  wird  dieae  BenaebrielHi^ 
guDg  in  eine  der  im  Hanptorte  dea  Departementa  aoweU 
als  des  Bezirks  erscheinenden  Zeitungen  eingerückt.«  (Diese 
letztere  Verfügung  stand  nicht  im  Entwurf.) 

Art.  7.  »Der  Maire  alellt  eine  Be^^heiaigang  der  ge» 
aebelienea  Bekanntmaehnng  ans ;  >er  bemerlit  in  einem  IVo» 
tocoH  die  mündlich  ihm  vorgetragenen  Bemerkungen,  und 
läfst  solche  dnrch  die  Comparenten  oaterseichnen;  diaaabri^ 
Uch  ibm  eingeaandeten  heftet  er  dem  Proloeoil  bei« 

Art.  8.  ^Nach  Ablaof  jener  achttägigen  Frist  versam- 
melt sich  im  Hauptorte  des  Bezirks  und  unter  dem  Yocsitft 
dpa  Unterprälacten  eine  Commiaaion,  deven  Befwgtitae  imt 
folgende  Artikel  beatimmt.  beatebt  ans  vier  Mitgliedem 
des  Departementa!-  oder  Bezirksratlis  ,  welche  der  Piäfect 
hterza  bezeichnet,  ans  dem  Maire  der  Gemeinde,  wo  die 
Grandatfiebe  gelegen,  «id  aus  einem  der  lagenienra,  w#lebe 
mit  der  AnafiBbmng  der  Arbeiten  bfaoftragt  sind.  Keit 
Eigenthümer  der  zu  entänIserndeD  Immobilien  kann  Mitglied 
dieaer  Coomiimsmni  a^n. «  (Letalere  Vetfögmig  wurde  tob 
der  D.  H.  beigefögt) 

Art.  9.  »Diese  Commission  rernimmt  die  Bemerkungen 
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der  Eigenthnmcr  und  ihm  Grunde:  sie  beruft  solche  TOT 
iilli^  so  ott  sie  es  filr       findet ,  und  ertheilt  ein  ^titflftb^ 

"endigt ,  "wkS  ^IkMlBM^ilv  '^fbtMKrtlin^lAiMdl^v^ 

dem  Ir^raiecteo  behändigt.    6iud  die  Operationen  der  Com* 


Ablau  i  seinen  Ben  cht  an  den  Präfe 
•WwJ^lieser  Artikel  lautete  im  Entwürfe  so;  ^Die  Commis- 
Mm^mtmSkitgL  Beiohwawim  und 
mer ,  inp^Mm  bc^upten ,  dia  AoeMknlagl^diiHli'b 
ibrdere  nicht  die  Abtretung  ihrer  Grandstuche  5  sie  beru^ 
,j|^,JMg€|Mhtoer^YaV'eieb9  so  oh.  s«»^.^&  für  gut  findpt» 
tlitTj^  AlkiiifdmBgw  nt  4Mr 
«o  hat  sie  die  Eigenthumc^  der  Is ^eitv 
MUiebmenden  Gri^r  dstüoUe  zu  vernehmen.  4\    Endlich  fofgte 

K.  behielt  4fii»^trfögung  bei;  ym^mMImm^^MoStlMk 

Sitzung  vom  2.  Februar  DcbalUa ,  nicht  fi^epjen  dofi  ei  sten 

1^  soadtm  über  die  Frage,  was  die  Comr 
te^i  fmii  iKe  Eigiealii 
dan^  ibrei  Behauptung,  die  Wegnahm©^ iWw 
sey  uDuöiiiig  9  die  Entäufserung  anderer  vorschlügen.  Diese 

m  mm^iUüilMkm  yaftiwmg  «s  gwMrrfisftwTf 

in  der  Sitzung  vom  4.  Februar  bi  inei  l.te,  der  im  Art.  8. 

IIWMliültt  Kommission  die  ausgedehnteste  BefogniTs  zu  eiy 
«Mlltt ,  tt»^^  Min  lMr^p»«te^«l|^^ii^ 
ruügen  daran  zu  begut»chlWih  >  'Die  4iiikdnM«^4lMi  Vom 
tchlags  bewirkte  die  allgemeinere  Abfassung  des  Art.  9.  Die 

*<Mltegttiii^ltatf  OiMfeirfMioa^  ^AlMinderangen  am  ursprüngUoljtt 


des  Gesetzes  ausdMi(  idieh  zugestanden.   Deiniaili ^4MMmi 
9«  det£»tivttris  enthalten  gewesene  Verfügung  als  eaH$^ 
„  BiiillM^  wgiiioiBnien  zu  betraobtea.' ^-ia«^^«;^  ^ 
o»)hMIM>  iiHiii  n  III  11  iüii  fkn  Mii  iiiil|j||y' 
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des  Eigenthums  zu  öffentlichen  Zuf ecken.  191 

gefugten  Papiere  bleiben  während  acht  Tagen  zar  Einsicht 
der  Interessenten  an  der  Präfectur  offen  liegen.« 
>  Diese  Verfügang  wurde  durch  die  Commission  der  D. 
K.  am  4.  Februar  Torgeschlagen.  In  den  Debatten  der  P. 
K.  wurde  als  unbestritten  die  Befugnirs  der  Partheien  un- 
terstellt, dem  Präfecten  ihre  Bemerkungen  einzureichen. 

Art.  11.  )>Der  Präfect  bezeichnet  hierauf  durch  einen 
motiyirten  Beschlufs  die  wegzunehmenden  Grundstüche  und 
bestimmt  die  Epoche,  wo  deren  Besitznahme  eintritt.  Hat 
indessen  die  Commission  eine  Abänderung  des  ursprünglichen 
Planes  Torgeschlagen,  so  stellt  der  Präfect  die  Entschei- 
dung darüber  der  obern  Verwaltungsbehörde  anheim  (diese 
ist  hier  der  Minister).  Deren  Erkenntnils  ist  keinem  Be* 
GUTS  an  den  Staatsrath  unterworfen.« 

In  der  D.  K.  war  der  zweite  TheU  dieses  Artikels  nicht 
zur  Sprache  gekommen ,  sondern  die  Kammer  hatte  den  Be- 
schlufs des  Präfecten  auf  jeden  Fall  der  Genehmigung  der 
obern  Verwaltung  unterworfen,  welche  Genehmigung  die 
definitive  Entscheidung  bilde.  Die  ins  Gesetz  übergegan- 
gene Abänderung  ist  das  Werk  der  P.  K.  Man  wollte  die 
Nothwendigkeit  einer  hohem  Genehmigung  nur  dann  erfor- 
dern, wenn  der  Präfect  nicht  über  blofse  materielle  Be- 
richtigungen ,  sondern  über  wirkliche  Veränderungen  in  dem 
Entwurf  der  Arbeiten  sich  ausspricht.  Der  Baron  Mounier 
schlug  sogar  vor,  in  allen  Fällen  gegen  den  Beschlufs  des 
Präfecten  die  Berufung  an  den  Staatsrath  zuzulassen  (wie 
im  Gesetz  von  1810),  um  dadurch  den  Eigenthümern  eine 
grofsere  Sicherheit  zu  gewähren.  .. 

Art.  12.  vDie  Verfügungen  der  Art  8,  9  und  10  sind 
in  dem  Falle  nicht  anwendbar,  wo  die  Entäufserung  durch 
eine  Gemeinde  und  blos  in  ihrem  Interesse  yerlangt  wird. 
Das  im  Art.  7.  bemeldete  Protocoll  wird  alsdann  mit  dem 
Gutachten  des  Gemeinderaths  durch  den  Maire  dem  Unter- 
präfecten  Übermacht,  der  es  mit  seinen  Bemerkungen  dem 
Präfecten  überreicht.  Letzterer  entscheidet  mit  Zuziehung 
des  Präfecturraths,  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der 
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obern  YerwaltiiiigsbeliSrde,  wie  der  Torhergdieade  Artibe^ 
bestimmt. « 

Oieto  Verfffigmig  warde  durch  den  Depatirten  Chaslet 
▼orgewblaf^en«  ^  Der  Ausdrack:  »nyit  Znziehting  des  PHi* 

lecturraths«  {en  conseil  de  prefeeture)  bezeichnet  weiter 
mditey  all  dafs  die  Präfecturräthe  dem  Präiecten  mit  ihrem 
Batfae  lieuleheo;  er  alkin  erläfst  die  Eaftcheidang..  Die 
Commisslon  der  P.  R.  wollte  ancli  hier  dem  Eigenthuioer 
eine  grd/sere  Sicberbeit  gewähren,  und  schlag  daher  eine 
Opmiiniäon  im  Kleioen  vor,  nach  Aalettuag  der  Art.  6  und 
7«  Diese  MaTsregel  warde  uber  bei  lolchen  minder  bedev^i 
Maden  Anlagen  als  unouthig  anerkannt,  und  die  Internen' 
Im  dea  GemeiaderathSf  so  wie  des  Präfecten  für  hinrei- 
chend betrachtet  —  Am  den  Art  ii  tuid  id  erhellt,  wie 
in  (lern  Torliegenden  Gesetze  die  VevwaltangabehSrd^n  eine 
zweifache  Stelle  vertreten  als  Contrahenten  und  als  Richter. 
Ift  der  ersten  Eigenschaft  sind  sie  den  Gerichten  unterwor- 
ftn,  in  der  swelten  nicjit  (Bamerksogen  des  Depntiiv 
ten  Bande  luid  des  Ministers  Thkrs  in  der  Silsang  Tom 
4«  Februar.) 

Dritter  Jus!»  Von  der  Entänfsernng  ajoid  ik^ 
r^n  Folgen  in  Beaug  auf  die  Privilegien,  Hj.po«' 
theken  und  andere  Real  rechte.  Der  Grundsatz  der 
Hciliglint  des  Eigenthums  erforderte ,  vor  dessen  Wegnah-' 
me,  die  Benrhuadttng  des  öffentlichen  Nattens;  sobald  diese 
Beurkundung  in  der  hieryon  angegebenen  Weise  erfolgt  ist, 
mnfs  die  Entaufserung  selbst  mit  möglichster  Schüelligkeit 
Torangehen ,  am  die  zsim  allgemeinen  Nutzen  dienenden  An- 
lagen iwd  Arbeitin  nicht, aufanhalten  o4er  gar  m  T^reitela. 
Der  Gesetzgeber  setzt  voraus ,  dafs  vom  Anbeginn  der  V«"^ 
btadkingen,  nämlich  schon  während  derjenigen,  wovon  der 
sweite  Titel  bandelt,  iswisohen  dem  Staate  oder  der  Com«» 
pagnie,  die  die  Arbeilen  vntemtmmt,  euerseits,  und  den 
Eigenthümern  der  wegzunehmenden  Immobilien  andrerseits, 
Unterhandlungen  über  die  Feststellung  des  Preises  statt  fio^ 
den,  «ttd  daCb  beide  Theüe  sich  gütlich  darüber  Terein%ea 
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können.  Im  letzteren  Falle  wird  die  Anwendung  der  Ver- 
fugungen des  dritten  Titels  unnothig. 

Art.  i3.  »Kommt  kein  gutliches  Abkommen  mit  den 
Eigenthümern  der  wegzunehmenden  Grundstücke  oder  Ge- 
.  baude  zu  Stande ,  so  Übermacht  der  PrSfect  dem  konig. 
liehen  Procurator  am  Bezirksgericht  des  Ortes ,  wo  diese 
Immobilien  gelegen  sind,  das  Gesetz  oder  die  Ordonnanz, 
welche  die  Arbeiten  autorisisirt,  so  wie  den  im  Art.  11  be- 
meldeten  Beschlufs  des  Präfecten.« 

In  der  P.  K.  hatte  Herr  Boyer  (E{ammerprgsident  am 
Cassationshofe)  an  die  Stelle  dieses  Artikels  vorgeschlagen, 
dafs,  im  Falle  keine  Yereinigong  zu  Stande  komme,  vorab, 
ehe  die  Sache  vor  die  Jury  gelange,  der  Präfect  einen  Ex- 
perten ernenne ,  und  den  Eigenthümer  auffordere ,  seiner* 
seits  gleichfalls  einen  zu  bezeichnen ,  welche  beide  mit  oder 
ohne  Zuziehung  eines  vom  Gerichte  ernannten  Experten  die 
Immobilien  abschätzten.  Die  Einwilligung  des  Eigenthümers 
zur  Expertise  schliefse  die  Jury  aus ,  so  dafs  die  Sache  nur 
im  Falle  der  Verweigerung  des  Eigenthümers  vor  die  Jury 
gebracht  werde.  Der  Proponent  wollte  hierdurch  denjeni- 
gen Personen  genügen ,  die  eine  Abneigung  gegen  die  Ein- 
führung der  Jury  in  dieser  Materie  bezeugten.  Herr  Boyer 
nahm  selbst  diesen  Vorschlag  zurück  auf  die  Versicherung 
des  Ministers  des  Innern,  dafs  eine  allgemeine  Ordonnanz 
der  Verwaltung  vorschreiben  würde ,  alle  möglichen  Ver- 
ständigungsmittel anzuwenden  y  ehe  sie  die  Sache  vor  die 
Jury  bringe. 

Art.  i4*  V  Binnen  den  nächsten  drei  Tagen  tragt  der 
königliche  Procurator  die  Sache  dem  Gerichte  vor,  welches, 
in  so  fern  die  im  Art.  2.  und  im  zweiten  Titel  vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten  erfüllt  sind,  die  Entäufserung  der  be- 
meldeten  Immobilien  verordnet.« 

Man  sieht,  dafs  das  Gericht  blos  zu  prüfen  hat,  ob  ge- 
wisse Formen  beobachtet  worden  sind.  —  Der  Art.  iS^  des 
Gesetzes  yon.i8i3  sagte;  v wenn  das  Gericht  keinen  £in- 

.1  Krit.ZsiUekr.f.  Recktsv^.  11.  Gesetsg. d.  Ausl,  VI. Bd.  2.  H.  l3 


»94         Französische  Gesetzgebung  über  Abtretung 

griff  in  die  toi  stellenden  Hegeln  bemerkt  «i;  dieser  Ausdruck 
blieb  im  Entwurf  des  vorliegenden  Gesetzes  hinweg.  — 
Die  Worte;  »in  so  fern  die  ....  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten erfüllt  sind ,  wurden  in  der  P.  K.  auf  den  Vor- 
schlag von  Tripier  und  Decazes  zugefugt.  Beide  Propo- 
nenten,  so  wie  mehrere  andere  Pairs  bemerkten  mit  Recht, 
ohne  diesen  Ausdruck  stehe  den  Gerichten  keine  Befugnifs 
zu,  in  die  Prüfung  der  Frage  einzugehen,  ob  die  Verwal- 
tung alle  gesetzlichen  Formen  beobachtet  und  namentlich 
den  Plan  richtig  auf  den  Grund  und  Boden  angewendet 
habe;  dann  aber  bestehe  keine  Sicherheit  für  die  Eigenthü- 
mer.  Der  Minister  des  Innern  entgegnete ,  die  Gerichte 
Seyen  allerdings  berechtigt,  in  die  Prüfung  der  Verhandlun- 
gen der  Verwaltung  einzugehen ,  zufolge  des  Eingangs  des 
Art.  2,  wonach  das  im  Art.  14  beraeldete  Urtheil  nicht  eine 
blofse  Sache  der  Form  sey,  sondern  ein  argumentirtes  Ur- 
theil bilde.  Da  aber  der  Minister  im  expose  des  raotifs  an 
der  D.  K.  den  Gerichten  blos  eine  passive  Befugnifs  zuge- 
standen hatte,  verlangte  die  Kammer  die  Beifügung  des  Zu- 
satzes, den  schliefslich  der  Minister  bei  der  neuen  Vorle- 
gung des  Entwurfs  in  der  D.  K.  (21.  Mai)  auch  billigte.  — 
Aus  diesem  Zusatz  folgt  jedoch  nicht,  dafs  die  Gerichte 
über  die  Frage  zu  entscheiden  haben,  ob  die  Verwaltung 
,  in  ihren  Verhandlungen  richtig  oder  unrichtig  zu  Werke 
gegangen  sey,  sondern  blos,  ob  die  vorgeschriebenen  For- 
iqen  erfüllt  sind  oder  nicht  Demnach  wird  durch  den  vor- 
liegenden Artikel  die  Grenzlinie  zwischen  den  Attributionea 
beider  Behörden  nicht  angetastet. 

Der  Art*  14.  fährt  fort:  »Dasselbe  Urtheil  bezeichnet 
das  Mitglied  des  Gerichts,  welches  zufolge  des  zweiten  Ca- 
pitels  des  vierten  Titels  die  Verhandlungen  der  mit  Ausmit- 
telung des  Entschädigungsquantums  beauftragten  Jury  leitet.« 

Der  Entwurf  enthielt  dabei  noch  die  Ernennung  eines 
Experten,  welche  aber  nachher  mit  der  vorgeschlagenen 
Expertise  selbst  wegfiel.    Man  sehe  die  Bemerkungen  über, 
den  Art.  21.  ,  ^ 
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net<en  Weise  Terktlndigt  uud  ein  Auszog  detselhen  angeheU 
ittH^mmk  in  eine  Zeitung  tingtittcltl.^  fi«r  rAm«g^i«tttlHiifc 

lÜiÜj^endgilP  g>i  H^4»g  <Prtfc^  I  «r-wird  den  Eigenthümern 
notificii't.  Wenn  dieselben  durch  eine  auf  der  AmUsttibe 
fmtmkm  >t^torttp  EtkÜropg  «iiieo  WoiMtttt  tto  »teMe 
MHMr  iMiteo  9  80  gesihMt  die  N«titeitli>n  in  diniM  W«i1in. 

«itz,  sonst  durch  doppelte  Abschrift,  wovon  tiit  eine  dem 
Ilaire f  die  andere  dem  Pachter,  Bewohner  oder  Verwalter 
mm  hninWiin  för  den  £ige«tlMlnier  .btliittdigt  HMU  ß^hk 
Ijliiilirfi  ^kn  tieidielien  alle  nndei«  4iiMih  ^egen^Mges 
Gesetz  vorgeschriebene  Notißcationea. «  (Man  iebe.  deii 
Ai«.  57,)  ,  ^ 

p  /■■  Jftt^imili  »Jenee  UrtMl  mkü  togteieh  "nnd  in  «GMtti* 
lialt  des  Art  si8i.  des  Civilgesetzbachs  am  Hypotlieken- 
amle  transscribirt. « 

Dttidi  das  EaCiuftenm^siirtlieU  Terlieit  der  PriTate 
das  Eagenthnm  seiner  Imnöbitii;  daher  die  IVansseilflion» 
Indessen  behält  er  noch  den  legalen  Besitz,  welcher  nur 
nach  Feststellung  und  Zahlung  des  Preises  aatboren  darf 
<e^a^  des  motift  an  der  D.  IL  a  id.).  Die  Cemmilsion 
der  P.  K.  schlug  den  Zasats  Tor,  daft  eiil  Aostog  dieses 
Urtheils  sogleich  den  eingetragenen  Gläubigern  insinuirt 
werde.  Dieser  Vorsehlag  wurde  als  unnütz  verworfen, 
fi^il  die  GÜtibil^  nur  Interesse  an  der  Verlheiinng  des 
Preises  haben« 

Art  17.  »Binaren  i5  Tilgen  nach  dieser  Transscription 
nriHaoB  alle  PrifüegicB,  eoTenlienelleii,  geriehtlieheii  oder 
gesetzK^n  l^rpndielien ,  die  Yor  dem  EntioftemagsnrCh^l 

hestanden,  eingetragen  werden;  widrigenfalls  wird  die  Irtn- 
mohüte  davon  befreit «  vorbehaltlich  jedoch  des  Bücbgriü's 
gfS^  di§  Blien&iner,  Tormünder  oder  Yerwaltert  denen 
es  oblag,  die  Eintragung  2a  besorgen. a 

Diese  Veriügung  dehnt  den  Art.  834«  der  Pi^ooeisord- 
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nung  (der  nur  von  freiwilligen  Veräufserungen  und  von  Pri- 
vilegien, dann  von  Conventionellen  und  gerichtlichen  Hypo- 
theken spricht)  auch  auf  den  Fall  der  gezwungenen  Ent> 
aufserung  und  auf  die  gesetzlichen  Privilegien  und  Hypo«* 
thehen  aus.    (Bericht  der  Commission  der  D.  K.) 

»Die  eingetragenen  Gläubiger  haben  nicht  das  Recht, 
ein  Übergebot  zu  machen ;  sie  können  nur  begehren ,  dafs 
die  Entschädigung  oder  der  Preis  des  Grundstücks  nach  Mafs- 
gabe  des  vierten  Titels  festgestellt  werde.« 

Diese  Verfugung  beruht  in  der  Natur  der  Sache,  da 
auf  jeden  Fall  das  Grundstuck  aus  dem  bürgerlichen  Ferkehr 
heraustritt.  (Derselbe  Bericht.)  —  Der  Art.  17  fand  sich 
nicht  im  Entwurf,  und  wurde  von  der  D.  K.  auf  den  Vor- 
schlag ihrer  Commission  angenommen.  Die  Commission  der 
P.  K.  hatte  in  Hinsicht  der  einem  Ehemann  oder  Vormund 
zugehörigen  Immobilien  die  Zustellung  und  dann  die  An* 
-heftung  des  Vertrags  binnen  einem  Monat  nach  Anleitung 
des  Art.  2194*  Civilgesotzbuchs  vorgeschlagen.  Dieser 
Vorschlag  wurde  als  unnütz  verworfen,  weil  kein  Betrug 
in  solchen  Verträgen  denkbar  ist.   '  «'»fH»«*' 

Art.  18.  » Alle  Resolutions-,  Vindications-  oder  andere 
Realklagen  können  die  Entäufserung  nicht  aufhalten  oder 
verhindern;  die  Rechte  der  Kläger  gehen  auf  den  Preis  über 
und  das  Grundstück  wird  davon  befreit. « 
^  Diese  Verfügung  wurde  am  4.  Februar  in  der  D.  K. 
auf  den  Vorschlag  des  Herrn  Lherbette  angenommen.  Den 
'Klägern  ist  im  Art.  21  eine  peremtorische  Frist  zur  An- 
meldung solcher  Klage  vorbestimmt. 

r  Art.  19.  »Die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln 
enthaltenen  Bestimmungen  sind  auch  auf  die  freiwilligen 
Verträge  anwendbar,  welche  zwischen  der  Verwaltung  und 
den  Eigenthümern  zu  Stande  kommen. 

Hierdurch  erhält  der  Art.  834  ^er  Procefsordnung  für 
die  vorliegenden  Verträge  eine  Ausdehnung  auf  die  gesetz- 
lichen Hypotheken.  —  Diese  Verfugung  wurde  in  der  D. 
K.  am  4.  Februar  auf  den  Vorschlag  ihrer  Commission  und 
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«U  äidkliiU  des  Art.  17  angenommea*   Um  P*  iL  iMt  toldi« 
SU  «iMni  bfioodcirii  AxtikU  wlKibM» 

■  Art.'Sd«  »Bm  EiHIvfoerungsartheil  kann  nur  im  Wege 
des  Cassationsgesuchs  angegriÜen  werden,  und  nur  auf  deo 
<jfnHid  v<m  kiiompetera,^^  Okerscbreitnnf  4er  Gewalt  oder  i 
i*»4nqtdbeiir  Yorgegengener  Verletzung  der  Formen.  Oea 
Cassationsgesnch  geschieht  binnen  drei  Tagen  ?on  der  No- 
tifieation  des  Urtheils  durch  eine  Erklärung  auf  der  Kanzlei 
4m  i&9nohU*  Desaelbe  wird  binnen  deo  folgenden,  aohl 
Tagei^  dem  Prifecl  ode^  dem  filgenfhümer  in  der  dureh 
den  Art.  1  5  vorgezeichneten  Weise  notißcirt.  In  den  nach- 
sten  i5  Tagen  werden  die  Papiere  den  Cinlkamnieni>  des 
Cmi$!Auaiko§e$  voi^legt  v  der  im  folgenden  Monat  erliennt. 
Ergelift  ifelr«L||«tlieil^  in  contumaciam,  ad  ist  es  nach  Y«ri|iuf 
jenes  Monats  keinem  Einspruch  mehr  unterworfen« « 

,  .lm  £ntwiir£  war  aach  schon  Tom  Cauatioosgesnehe  die 
Bedeyalleiii^  die  Rechtsmittel  wären  nicht  darauf  beschrtEnht. 
Üer  Eigenthumer  konnte  binnen  i5  Tagen  nach  der  im  Art. 
b6  vorgeschi^iebenen  Notification,  in  einer  dem  Gerichte 
.  übcneichten  und  dem  Präfect  notiticirten  Schrift  aasl&breo, 
daft»i  der  öffentliche  Natsen  nicht  gehörig  nachgewieste; 
und  seine  Beschwerden  nicht  genugsam  geprüft  worden  seyen. 
£Us Gericht  sollte  hierüber  binnen  i5  Tagen  erkennen,  nach, 
den  Formen  des  Verfahrens  ib  Einregiatrirungiprocesten* 
BkHir  TOeil  des  Entwurfs ,  ob  Wohl  Fon  der  Gominission  der  ^ 
D.K.  beibehalten,  wurde  von  dieser  Kammer  beseitigt.  Die 
iHtig^r  Abfiissang  des  Artikels  ist  das  Werk  der  P.  K. 

i**fKierter  TiteL  Feststellung  der  Entscbadi» 
gnng.  Erstes  Kapitel.  Vorlaufige  Mafsregeln. 
Diese  bestehen  darin ,  dafs  alle  Interesseoten  in  die  Verband- 
kmgeti  eintreten  and  dafii  die  Verwaltiiii^  denselben  ein  An« 
etbieten  maoht,  am  in  gütltchem  Wege  das  Entscbädigun^s« 
Quantum  Festzustellen. 

Art.  21.  )^  Binnen  acht  Tagen  nach  der  im  Art.  i5  V0(- 
gesdmbenen  Iiotillo«tioa  bat  der  Eigenthumer  alle  PenOi- 
aair  wmt'Smlkt  beisiiniCeD  imd  dem  BacbtercommissSr  nam- 
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haft  zu  machen ,  denen  auf  die  fraglichen  Immobilien  ein  v& 
Civilgesetzbuch  vorgesehenes  Pachtrecht,  Nulzniefsongs-, 
"Wohnungs-  oder  Nutzungsrecht  zusteht,  oder  eine  Dienst- 
barlieit,  die  durch  seine  Eigenthumsurkunde  oder  durch 
andere  Acten ,  worin  der  Eigenthuroer  mit  aufgetreten  war , 
begründet  ist.  Widrigenfalls  bleibt  er  personlich  gegen 
diese  Personen  für  die  ihnen  zukommende  Entschädigung 
yerpilichtet.  In  Hinsicht  aller  andern  Interessenten  gilt  die 
im  Art.  6  bemeldete  Bekanntmachung  als  Versetzung  in 
Verzug,  um  in  den  darauf  folgenden  acht  Tagen  sich  bei 
dem  Bichtercommissär  zu  melden,  unter  Strafe  der  Ver» 
lustigung  aller  Ansprüche  auf  die  Entschädigung.«:  ' 
Der  Entwurf  hatte  die  erste  Verfügung  auf  sämmtliche 
Interessenten  ausgedehnt.  Die  Commission  der  D.  K.  schlug 
die  Unterscheidung  vor«  Zugleich  verpflichtete  der  Ent. 
wurf  (in  seinem  Art.  20)  die  Partheien,  binnen  acht  Tagen 
nach  der  im  Art.  i5  bemeldeten  Notification  dem  Bichter- 
commissär alle  Papiere  zu  behändigen ,  von  denen  sie  behufs 
der  Feststellung  der  Entschädigung  Gebranch  zu  machen 
gedächten ,  so  wie  eine  schriftliche  Ausfuhrung  ihrer  Bechte. 
Diese  Verfügung  wurde  auch  von  der  D.  K.  angenommen, 
aber  von  der  P.  K.  beseitigt.  Sie  würde  ohne  hinreichen- 
den Grund  neue  Verbindlichkeiten  aufgestellt  und  zur  Ver- 
lustigung  begründeter  Bechte  Anlafs  gegeben  haben.  — 
Ferner  enthielt  der  Entwurf  verschiedene  Verfügungen  (Art. 
30  bis  26) ,  wonach  der  vom  Gerichte  ernannte  Expert  (Art 
14  des  Entwurfs)  unter  Leitung  des  Bichtercommissärs  eine 
Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  vornehmen  sollte ,  zu  wel- 
cher fünf  Tage  vorher  alle  Interessenten  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  vorgeladen  würden ;  der  Expert  sollte  hier- 
über Protocolle  errichten  und  sein  Gutachten  abgeben.  Der 
Bichter  sollte  ohne  vorherige  Ermächtigung  des  Gerichts 
.  (Art.  255  der  Procefsordnung )  Zeugen  und  Partheien  ver- 
nehmen, Pläne  aufnehmen  und  zu  jeder  andern  Untersuchung 
schreiten  können.  Alle  über  diese  Verhandlungen  angefer- 
tigten Protocolle  würden  auf  der  Kanzlei  des  Gerichte  nie- 
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dergele|(t.  Diese  säntmUicheii  Verfugungen  wurden  von  der 
P.  &  vwWdffen.  Bie  Jiirj  mttTs  nitaiUeli  «Ue  die  Absehäfr» 
2ong  beftrrffeii^ii  Vei^Mdlaiigmi  sefbtr  Tcyrnelimeii ,  sie  deif 
hierin  moht  durch  die  von  andern  Personen  bereits  vorge- 
.MMMmeneii  YerbafniUan^^eii  gekritel  oder  behemcbl  werdeB« 
iOMil.  ist'  sie  hetne  Jury  meilr,  sondern  ein  RIeliter,  der 
nach  dern  Gutachten  von  Experten  ortheilt.  Der  Aus- 

druck, dafs  nur  von  solchen  Dienstbarkeitea  die  Rede  sey, 
ÜWläy  llsi«<*ii|{iliiiiWiSiiiiriitonde'eiaiM^  Underni  Acten  heiw 
Mli||Mi4«'lllirili'^  war,  wnrde  itt 

der  P.K.  aut  die  Bemerkung  des  Herrn  Decazes  zugesetzt, 
daCs  der  liogent  humer  nicht  veqKÜichtet  sej,  andere  Dienst- 

^^y^kmmäl^4^  aof  dtte  eigenthumer  ond  Ihre  GISobtger 
bes&üglicheii  Yerfügungen  des  gegenwartigen  Gesetzes  sind 
Büofc  iwiii^n ^Jiuiteniefeer  und  seine  Gläubig  anwendbar*« 

Oiti^gi'^yiUfBg u  n  g  bsit  Ae  P.  IL  anf  den  Vorecblag  des 
Herrn  Decazes  ins  Gesetz  aufgenommen;  denn  das  Interesse 
des  Mutznielsers  ist  von  dem  des  Eigenthümers  getrennt, 
nnd  sein  Becbt  ist  anderer  HHar,  als  das  der  übrigen  In- 
teressenten. Der  naebte  Eigenthtoer  bann  nadi  gemeinem 
Hecht  das  volle  Eigenthnm  nicht  gültig  veraorsem ;  da  aber 
diese  Nichtigkeit  der  VeriktTserong  im  vorliegenden  Falle 
niebt  gellend  genacbt  werden  darf,  und  da  das  nenn  Ge* 
sets  dem  Nutzniefser  kein  Mittel  zur  Bewahrung  semes 
Bealrechts  darbietet,  so  könnte,  ohne  die  Veriügung  des 
iArt  na ,  derselbe  sein««  Bealreobts  beraubt  werden. 

Art*  9$.  »Die  Verwaltnag  notlfieirt  den  Eigentbffaicm, 

den  eingetragenen  Gläubigern  und  allen  andern  Interessen- 
ten, die  in  Gemäfsheit  der  Art*  31  und  22  angezeigt  wor« 
den  sind  oder  sieb  angemeldet  beben ,  das  Angebot  einer 
Geldaamme  als  Eotsebadigung. « 

Nichts  hindert  die  Verwaltung ,  auch  schon  früher  ein 
soiobes  Angebot  su  machen,  and  ,di®  Interessenten,  es  an* 
mmebmeo.  (Bemerbnngen  des  Referenten  in  der  D.  K. 
Atzung  vom  5.  f  Vbi  uar.)    Man  sehe  die  Bemerkungen,  über 
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die  Rubrik  des  dritten  Titels.  —  Ein  Vorschlag  der  Com- 
mission  der  P.  K.,  die  Verwaltuog  zu.  verbindea,  schon 
j«tst  dem  mit  der  Leitiiag  der  Jury  beaoftri^teo  Bidiler 
idle  aof  die  Festileilaog  der  Entschädigung  bezugtichen  Ür. 
kaaden  eiazuhandigcn ,  >vurde  als  unnütz  verworfen,  indem 
TOnKUuebea  lej,  dafs  die  Vorlage  der  JPapiere  erst  daaa 
gesebehe,  wenn  heiae  Hoftoniig  eiaei  gutüfifaen  Ahliei> 
mens  mehr  besteht.« 

Alt.  24*  »In  den  nächsten  i5  Tagen  haben  die  Eigen* 
^  thfimer  ood  andere  Ijttereiienten  entweder  ihre  Anaebnie 
jenes  Angebots  zn  erklären,  oder  aber  ihre  Fordemgen 
anzugeben.« 

Die  Commission  der  D«  K»  halte  die  Weglassung  die- 
ses Artikels  Yotggü^gen,  um  den  Eigentbünem  keine 
Verbindlichkeit  aofznlegen«    Der  Depntirte  Golomes  dage. 

gen  schlug  vor,  den  Eigenthümer,  der  in  i5  Tagen  nicht 
antwortet  als  mit  dem  Angebote  einverstanden  zu  bttrach* 
teil»  Beide  Vorschlige  wurden  vi^rworfiMi«  Die  Ornrnä^ 
sion  dei^  P.  K.  hatte  zom  Art.  24  den  Zosatn  verlangt ,  daCi 
der  Eigenthümer  seine  Belegstucke  der  Verwaltung  mit* 
theile,  damit  diese  daraus  abnehme,  ob  sie  etwa  ihr  Aage» 
bot  zn  erhoben  habe.  Dieser  Vorscfaiag  wurde  verworfeni 
weil  er  dem  Eigenthümer  eine  grSfsere  Verbindlichkeit  auf- 
lege,  als  der  vorhergehende  Artikel  es  in  iiinsicht  der  Ver» 
waltUDg  thut. 

Art  nS.  »Vormünder,  Ehemänner  und  andere  Perso» 

nen,  denen  die  Veräufserung  eines  Grundstucks  nicht  zusteht, 
kennen  jedoch  das  im  Art.  33  bemekiete  Angebot  anneh- 
men, sobald  sie  dazu  eine  .Ermachtigmig  des  Geviobts  au 
wirkt  haben.  Diese  Ermächtigung  kann  ertbeilt  werden  aaf 
eine  einfache  Vorstellung,  in  der  Berathschlagungskammer 
und  nach  Anhörung  der  Staatsbehörde.  Das  Gericht  Ter- 
ordnet  geeigneten  Falles  die  Wiederanlage  der  G^dttr, 
oder  verfugt  jede  andere  Malsiegel  zu  deren  Sicherheit.« 

Diese  Derogation  des  gemeinen  Hechts  ist  von  goofiiem 
Vortheil  für  das  öJIeotliche  Interesse.    Die  ßeziehang  auf 


Digitized  by  Google 


det  Eigenthums  zu  öffentlichen  Zwecken, 


901 


den  Art.  28  wurde  in  der  P.  K.  zugesetzt ,  um  anzudeuten , 
dafs  der  Art.  25  nur  dann  seine  Anwendung  finde,  wenn 
einmal  ein  Entäufserungsurtheil  (Art.  14)  ergangen  ist,  und 
dafs  der  Ehemann  oder  Vormund  nicht  ohne  ein  solches 
Urtheil  freiwillig  die  Immobilie  an  die  Verwaltung  verkaufen 
darf.  Eine  so  bedeutende  Moditication  des  gemeinen  Rechts 
wollte  der  Gesetzgeber  nicht  aufstellen. 

Art.  26.  )»Sind  die  Immobilien  Eigenthum  eines  Depar- 
tements oder  Bezirks ,  einer  Gemeinde  oder  öffentlichen 
Anstalt,  so  können  die  Präfecte,  Maires  oder  Verwalter  die 
Angebote  annehmen,  sobald  sie  durch  Berathschlagung  des 
Departements!  -  ,  Gemeinde  -  oder  Verwaltungsraths  dazu 
ermächtigt,  und  diese  Berathschlagungen  durch  den  Pra- 
fecten  mit  Zuziehung  des  Prafecturraths  genehmigt  seyn 
werden. « 

Dieser  Artikel  wurde  durch  die  Commission  der  D.  K. 
vorgeschlagen.  Er  ist,  wie  der  vorhergehende,  nur  nach 
Erlassung  eines  Entäufserungsurtheils  anwendbar.  Die  P.H. 
strich  die  im  Vorschlag  eingeführte  Erlaubnifs  einer  gilt, 
liehen  Verä'afseruug  aus.  Selbst  wenn  die  Arbeiten,  im  Na- 
men des  Staates  vorgenommen  werden ,  und  der  Präfeet 
also  der  anbietende  Theil  ist,  tritt  er  doch  hier  nicht  für 
beide  Theile  in  derselben  Eigenschaft  auf.  (Bemerkung  des 
Referenten  der  Commission  der  D.  K.) 

Art.  27.  »Die  im  Art.  24  anberaumte  i5ta'gige  Frist 
wird  in  den  Fällen  der  Art.  25  und  26  auf  einen  Monat 
erstreclit. « 

Diese  Verfugung  ist  das  Werk  der  D.  K. ;  die  in  den 
Fällen  der  Art.  25  und  a6  vorzunehmenden  Verhandlpngen 
erfordern  einige  Zeit. 

Art.  38.  »Wird  das  Anerbieten  der  Verwaltung  nicht 
angenommen,  oder  wenn  die  eingetragenen  Gläubiger  und 
andere  Interessenten  binnen  i5  Tagen,  nachdem  ihnen  durch 
^  eine  Insinuation  Kenntnifs  von  der  zwischen  der  Verwaltung 
und  dem  Eigenthümer  übereingekommenen  Summe  gegeben 
worden ,  nicht  sich  damit  einverstanden  erklären ,  so  findet 
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di»  AusmittelaDg  der  Entscbädiguog  in  der  im  iiacb£olgtMK 
dm  Kapitel  btmcldetea  Weise  stam^« 

Dieser  Artikel  erdieih  also  den  Xalficibigeni  oad  attdeni 

loteressenten  noch  eine  zweite  Frist  von  i5  Tagen,  um  sich 
Aber  das  Angebot  der  Yerwaltang  .  211  erklären.  Der  De* 
pulirte  Berigny  hatte  in  der  Sitzong  Tom  6.  Febrttrtr  nnarit* 
telbar  iiacli  diesem  Artikel  eine  zusätziieW  Tefffögang  fol« 
genden  Inhalts  vorgeschlagen:  »Nach  Ablauf  der  im  vor- 
liergeiienden  Artäel  anberaumten  Frist  darf  die  Yerwaltang 
sieh  in  Besits  der  Immobilien  ^setzen,  wenir  sie  df»  ▼««  den 
Experten  begutachtete  Entschädigung  consignirt,  vorbehalt- 
lieh dieselbe  durch  die  Entscheidung  der  Jnrj  definitiv  fest- 
SQStellen.  Dieser  Vorschlag  wnrde  Ter  werfen*  als  dem  Art* 
9  der  Charte  entgegen  «tehend» 

Zweites  Kapitel.  Von  der  Jary,  welche  di« 
Entscbädigong  festzustellen  hat*  Dit$ei  Kapitel 
enthält  die  meisten  der  durch  das  Gftsets  yohn  7.  JttK  18^ 
eingeführtea  Neuerungen.  Bisher  wurde  die  Entschädigung 
durch  das  Gericht  festgestellt,  nachdem  es  Zeugen  vernom- 
men und  sieh  eins  oder  mehrere  Gutachieit  mm  Sachkundig 
gen  hätte  erstatten  lassen.  Diese  Verhandhnigen  und  Önt- 
achten  veraniafsten  einen  bedeutenden  Aufwand  von  Kosten 
und  2teitf  wodurch  aufs  wenigste  die  üntemehmaageo  ver- 
zögert wurden.  Die  Gerichte  erkannten  nieht  aus  eigenen 
Wissen  und  sahen  nur  durch  fremde  Augen.  Das  neue 
Gesetz  hat  die  Bestimmung  des  Betrags  der  Entschädigung 
solchen  Personen  anheim  gestellt,  die  diese  Bestimmung 
aus  eigener  Erkenntnifs  erlassen.  Die  Anwendting  der  Jury 
in  diesem  Falle  ist  der  enojlischen  Praxis  entlehnt  worden. 
In  den  nachfolgenden  Artikeln  wird  zuerst  die  Auswahl  und 
Bildung  der  Jury,  dann  die  Art  ihres  Verfahrens  voige- 
,  schrieben. 

Art  29.  »Jedes  Jahr  bezeichnet  der  Departementalrath 
för  jeden  Bezirk,  sowohl  aus  der  Liste  der  Wähler  als  aas 
dem  Verzeidmifs  der  Gesehwornen,  eiiiie  Zahl  tou  wenig- 
stens 36  und  hücLsteüs  72  Personen,  die  ihrsu  Wofcew* 
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im  nwirfce  hihmi  «nd  mu  dentii  Mi  wr  uMdMlg«  («iiOIhi» 
Wääm  iitilWiig^tA>^i|>>^tffii«lalti<^  iü 

Specialjurv  zur  Feststellung  von  Entschädigungen  wegea 
£iitauiserungen  zu  öftentlichem  Nutsen  getiommea  werden.  « 
qiliiiPtr^tyiHiMitofhalh  nird  Mf^  mMi  «MMcra^^^ 
gittot9»divdi^$^nia]dr  der  Bfrf^er  ffabiMetf.  »Iü^-im  vdtttMf 
Rath  ausgehende  Bezeichnung  liaim  also  nur  aU  ein  Aus« 
üaüt  4»  teien  Wahl  des  Volkes  beMebtel«  wc«d#iejüm 

der  Special jar^  bmifeti  werden,  auf  die  Art.  38 1  und  £P« 
der  neuen  Abfassung  der  Iranscösischen  Griuuoaiordunng. 
>i^idefift  K.<^dI§emeMia  Debaltmy  Silaniag»  irom<^«^iMM 
IMI  iMMMlUrt^  Barott  Frei^ille^  mU  bMle  dMMiAi* 

parLemL'iitairatli  iüüIiI  zuniyLlteii,  stimu  Sit/.ung  um  diejenige 
Zmt  smierlangern,  weiche  zur  Anfertigung  der  iwk  Art» 
a^lii  I  wm^mwkMi^mmkuAüimAd  oMiig  jatf -£mer'  sejm  did 
MNdMMMfl^  im  Felle«  diete  AneweM  Greifen  eq  ItOmieiM 
Er  achlug  yor,  dieselbe  oicht  einem  Collegium,  sondern 
ma&ok  duaeleea  Beamten  aosa?ertr4iaen,i  der  dadoi^ii'  eiai 
■aWiwiii  y II  eal  iiiyitiidiheifr  derbStev  «.  a^en  FMbSden^ 

ten  des  Deparmentalraths,  und  nachher  die  zw jjite  Ausschei- 
dung (Art.  So)  dem  Generalprocurator  des  Appeihofes ,  re* 
i||Mijfe*uiiai  baoigliobetf  Plrocarator  im  fieeplorle  dee  De« 
paiiiMiMlei.«iifsiitragen,  roder,  beater  neeb,  sie  dttr<4  dee 
Loüs  zu.  bestimmen.  Der  liaion  Muunier  schlug  vor,  diö 
Wehir dieser  Geschworneo^  die  er  Scbiedariditer  ^ärbkrulf 
f0tltti/Mitm  ArifiNSlea  nuter  eeioer  Garentie  enftiitN^e»« 
«fli§*ifl#  Bewrfung  von  seiner  Entscheidung  an  den  AppeK» 
hol  zQZttlasseii.  Herr  Graf  Portaiis  ( Sitzung  vom  lo.  Mai) 
mM^*imk  gegen  die  Specialgeschwomen ,  die  eigentliob 
lilMHfa^Mleii  eäfens  i4inid  proponirte  einen  gexwungenen 
Compromifs  zwischen  dem  Staat  oder  den  Li^luii.tiimern 
einerseits  uod  den  iLigentliümern  andrt^i  seits,  wie  in  GeseiU 
4MpAiiliviÜ^iciimi  (Art  5ou.fr«  des  äandelsgeietzboebe)* 
MiMilMl«'fiMid.  «r  v«oreehtf  data  die  Jer^  erat  naell  «ili* 
standenen  iJcuatten  (Art.  3o)  ausgewählt  werde  f  eine  Wahl 
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4a  Bicbter  zu  dieaar  ^poche^  bemerlite  der  Bedner,  hat 
909IMtJ6MMi||fBlMA||  ^ttMv  •  III       -4i^s^|9ü  iArilpt^M^Ali^MlIS 

des  Handelsgetcfliathi  Kfimbt, :  •i^i  tfmfTutiin  ^iiiHWMII 

gunf^ ,  iiars  $ie  von  den  Partheien  selbst  ausgehe«  ^Mfll 
iTwUl^riMid  Hm  Tnpitfri  ciMtiimiMi^ilWMl^ 
MdU»  y  >fierlangteo  .d^miiaeh  4  daft  ilm«jiAH(;^!iM|iUteii4iM^ 
Mitglieder  der  Jury  durtii  das  Wort  S  r  Ii  i  e  d  s  1  i  c  h  t  er 
;ar8et2t  werde:  und  dafs  im  Art.  3o  den  }^lt  thelen  die  Ver- 
UadlMOiMt  «tfinlegt  Wird*,  jede  d«e»  MMMMMMM 
jeiM^  Liste  sa  wSbleo  f.  der«  4ppelliof  od«r  dM^SgiMiNiil» 
Jblauptorts  fügten  noch  drei  andere  hinzu,  und  diese  neun 
Ssfcsidwriflhtir  eriiafs—  den.  dsfieitiyn  >  Sjiiuin^  m  riir  iwwf 
GmmIm  TMlsImMMr  erUa'rt  würde*  «Iii  liliüüli  Hi^ft 
sehlüge  erhielt  die  Genehmigung  der  Hammer.  Die  Be- 
ttimninaf;  der  Zahl  3^  bis  72  wurde  roa  der  F«.4i.  ia  der 
▼om  tew  Mai  enf  dea  Voseehlag  doi  Wmhm^m0lßt 
§alPoffen ;  im  Entwtopf  wer  toa  60  l»is  «eot  SiktWmit0ttK^ 
iil.>Aämüch  leichter,  eine  geringere  Zahl  fÜhigeiBf  Speciai-. 
geseiienofaeo  aolsiifiiideii«  •  cT.^fntt^^MB 

o  r  Der  Art  «9  führt  fort:  »Im  SeieedeperteMMIiiiMijli 

Zttlil  (lieser  Personen  600.«   f  ^.i'^eslii^Mi» 

Diese  Verfügung  ist  das  Werk  der  D.  K.  ^M^iffl^fßtt^ 
,      Art*  3o.  »So  oft  der  Fall  eintritt^  eine  Speti«H«gi|Mfi 
defioitiyeo  Feststellung  einter  Eotscliädigung  zeaaMfMMMl 
berufen,  wählt  der  Ap^üationshof,  für  das  Departement, 
H»  er  amen  Sit«  bat,  und  in  den.  andern  Departementen 
dae  Oerieht  des  Hanptorls  <alle  Kammern  Im  Bemil|MMii 

gungsziniuier  versammelt  j  aus  der  nach  Vorschrift  -di^^or* 
Stehenden  Artikels  errichteten  Liste  seohs:&eha .  P^üSd^iea , 
die  die  Specialjurj  bilden««  v  1  MMMM 

Die  letzte  AniwaU  oder  eigentliche  Bildong  diMli|P 
ist  also  ein  Ansflufs  der  Wirksamheit  der  Gerichte  und  zwar 
der  hdberen  Geriebte«  Die  Wahl  geschieht  nicht  durch  daib' 
Loos  <wie  im  Art  899  der  CrimtnalproeeTsordMtti^lipiMlft 
ches  Personen  trefTen  könnte,  denen  die  erforderlichen 
sonderen  Kenntnisse  mangeio,  oder  die  iu  aer  iiialierniii^ 
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Ton  den  Localitäleo  wohnen  (Beweggründe  des  Entworfs). 
Indessen  möchte  es  wohl,  wie  der  Deputirte  Taillandier 
(Sitzung  vom  6.  Februar)  bemerkte,  besser  gewesen  seyn, 
die  ganze  Liste  (Art.  29)  aus  Sachkundigen  bestehen  za 
lassen  and  dann  sechszehn  unter  ihnen  durch  das  Loos  zo 
wählen.  —  In  der  P.  K.  schlugen  die  Herren  Villemain 
und  Aubernon  auch  die  Bestimmung  durch  das  Loos  vor. 
Die  Gerichte  nehmen  in  Bezeichnung  der  Personen  auf  de- 
ren Fähigkeiten  Rücksicht,  aber  ohne  dafs  die  Partheien 
zugelassen  werden ,  hierüber  ihre  Bemerkungen  zu  machen.  • 
(Der  Regierungscommissär  Legrand  in  der  Sitzung  der  P. 
K.  vom  11.  Mai.)  Der  Entwurf  sprach  nur  von  zwölf  Per- 
sonen; der  Recusationen  wegen  (Art  34«  §•  2.)  wurden 
sechszehn  angenommen. 

Der  Art.  3o  fahrt  fort :  »  Der  Gerichtshof  oder  das  Ge- 
rieht  wählt  zugleich  vier  Ergänzungsgeschwome. « 

Vermöge  dieser  Verfügung,  die  die  P.  R.  zufugte, 
bleiben  auch  nach  den  Recusationen  (Art.  84.  §•  2.)  noch 
immer  sechszehn  Geschworne  übrig ,  so  dafs  (aufser  im 
Falle  des  Art.  82.  §.  4.)  die  erforderliche  Zahl  von  zwölf 
vorhanden  ist. 

Fortsetzung  des  Art.  80 :  » Von  der  Wahl  ausgeschlos- 
sen  sind:  1)  Die  Eigenthümer  und  Pächter  der  Grundstücke 
und  Gebäude,  die  im  Beschlufs  des  Präfecten,  wovon  im 
Art.  11  die  Rede  ist,  bezeichnet  und  noch  anzukaufen  sind.« 

Der  Zusatz,  welcher  die  Eigenthümer  der  noch  anzu- 
kaufenden Immobilien  ausschliefst,  wurde  in  der  P.  K.  am 
11.  IMai  angenommen;  denn  diese  Eigenthümer  haben  In- 
teresse an  der  Abschätzung  der  bereits  weggenommenen 
Immobilien. 

9)  »Die  Gläubiger,  denen  Einschreibungen  auf  diese 
Immobilien  zustehen.  8)  Alle  andere  Interessenten,  die  ver- 
möge der  Art.  21  und  22  bezeichnet  worden  sind,  oder 
sich  angemeldet  haben.« 

Das  Gesetz  enthält  keine  ausdrückliche  Verfügung  über 
die  Ausschliefsung  anderer,  indirect  bei  der  Feststellung 
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oen.  Der  lUi^rent  der  D.  B.  bemerkte  am  6.  Febmar, 
t«tne  »olebe  YiiMgwiiftifltir  jmm^higy  weil  das  ^ffenllifllM 
i<|fcpigeaM  ilJil  liinifc^kiKPatwpogiwien  belkei%te  Bat«- 

«on  bindern  würde,  den  Silz  eines  Geschwornen  einzuneh- 
men.   Übrigens  ertheilt  der  Artt  3a  dem  ieitendea  tÜchter 

iKIiaiifc  iliiriÜili  Xi  lilhi  Altw  tos  70  Jahren  beMl 

aaf  Verlangen  von  dem  Amte  eines  Gescbwornen.  «c 
V.    Di^eJfMi§iiQ§,  yteXchß  die  D.  K.  bei%te,  benelit 
iim  m^  iteIiH»iii>ÜMi»  (Art  S8ff  der  peiidiclieD  Pin»* 

cefsordnung) ,  da  die  gewobnlicben  Geschwornen  obnedies 
durch  dat  Alter  roa^Ta  Jabreo  beireit  aiad  (Art  da- 
selbst). 

Art  3i.  »  Das  yenddhaift  der  aedteaeka  GetchifOHian 

nnd  der  vier  firgäneungsgeschwornen  wird  durch  den  Prä- 
^otan  dem  Unterpräfeetan  autgetbeilt,  der^  naefc  galn^e- 
«am  EinftntiadDifr  mit  -dam  aar  Lailnag  dar  Jarj  ooanail- 
tirten  Richter,  die  Geacbwornen  und  die  Partbeien  acht 
Tage  Tor  dem  der  Sitzung  zusammen  beruft  Den  Pav^ 
didan  wardaa  die  Maawa  dar  Qatcbwamea  milfatbailtc 
Art  33«  »Jeder  GMkwonie,  dar  okoe  gaaatamlfsige 

Beweggründe  sich  in  einer  der  Sitzungen  nicht  einfindet, 
oder  an  dan  Baratbaoblagungen  Tbeü  zu  nehmen  sich  wei- 
gait,  TarfS^  in  atna  Gddbnfta  voa  wenigatans  10a  Franc» 
nnd  höchstens  5oo»  Diese  GeldbnfiM  wird  durch  den  Bich- 
taroommiisäi'  ausgesprochen,  welcher  anah  in  letzter  Instanz 
€ber  dan  Tan  dam  Gaaahwoman  gagen  diaaea  aein  Eibaanf» 
nifs  eingelegten  Einspruch  erkennt  Elr  entschaidat  glaiah* 
falls  über  die  von  den  Geschwornen  vorgebrachten  Verhin- 
•daraagsgründa,  so  wie  über  dia  erst  nach  der  Bezeichnung 
d«r  Geaehworiian  (Art  So)  entatandaaea  CMnde  dar  Aot- 
scbliefsun^  oder  der  Unvereinbarkeit« 

Der  Entwnrf  hatte  die  Yeriallung  in  die  Geldfaufse  und 
das  Erkanatoils  übar  den  Einsprach  dam  Appelbof  oder 
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liem  Gerichte  zQgewiesen,  welches  die  Mitglieder  der  Jury 
bezeichnet.  Die  Commission  der  D.  K.  schlug  die  ins  Ge- 
setz übergegangene  Verfügung  vor.  Man  hat  die  Geldbufse 
boch  gestellt,  um  zu  hindern,  dafs  der  Private  vorziehe, 
die  Bufse  zu  zahlen,  als  das  Geschwomenamt  zu  erfüllen. 
(Bemerkungen  des  Referenten  der  D.  K.  am  6.  Februar.) 
Die  Geschwornen  erhalten  in  der  Regel  heine  Vergütung, 
selbst  nicht  für  Reisekosten,  wie  dieses  in  Criminalsachen 
geschieht.  (Debatten  der  D.  K.  vom  6.  Februar.)  Man  sehe 
hiernach  die  Art.  18  und  24  der  Ordonnanz  vom  20.  Sep- 
tember id33.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Entschuldigungs- 
grunde nicht,  die  ein  Geschworner  anzubringen  befugt  ist; 
dieselben  sind  lediglich  dem  Ermessen  des  leitenden  Rich- 
ters überlassen.  (Bemerkung  des  Referenten  der  D.  K.  am 
6.  Februar.)  Die  Commission  der  P.  K.  hatte  im  letzten  § 
dieses  Artikels  auch  dem  Richter  die  Befugnifs  ertheilt,  , 
über  die  motivirten  Recusationen  der  Partheien 
zu  erkennen.  Dieser  Znsatz  wurde  nicht  genehmigt,  weil 
der  Art.  84  von  den  peremtorischen  RecuSationen  spricht, 
and  man,  so  wenig  als  in  Criminalsachen,  motivirte  Recu- 
sationen zulassen  wollte ,  um  die  Geschwornen  nicht  in  ao- 
angenehme  Verhältnisse  zu  versetzen  und  ihnen  so  ihr  Amt 
lästig  zu  machen.  (Bemerkungen  des  Ministers  des  Innern  ^ 
des  Baron  Freville  und  des  Grafen  Pontecoulant  in  der 
Sitzung  vom  11.  Mai.)  '*-*■ 
Art.  33.  »Die  nach  Mafsgabe  des  vorstehenden  Arti- 
kels wegen  Verhinderung,  Ausschliefsung  oder  Gründen  der 
Unvereinbarkeit  ausgestrichenen  Geschwornen  werden  so- 
gleich durch  die  Ergänzungsgeschwornen  ersetzt ,  die  der 
leitende  Richter  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Einschreibung 
berafL  Reichen  dieselben  nicht  hin ,  so  wählt  das  Bezirks- 
gericht aus  der  Liste,  wovon  der  Art.  29  spricht,  die  zur 
Vervollständigung  der  Zahl  von  sechszehn  nothigen  Per- 
sonen. « 

Diese  Verfügung  ist  das  Werk  der  P.  K.  (Sitzung 
Tom  11.  und  i3.  Mai.)    Der  Gesel/geber  hat,  am  alle  Ver- 
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zogemng  möglichst  zu  vermeiden ,  im  zweiten  Theile  dieses 
Artikels  das  Geriebt  des  Ortes,  wo  die  Immobilien  gelegen 
sind,  mit  der  Auswabl  der  Geschwornen  beauftragt.  InW 
dessen  ist  diese  Yerfügung  noch  lange  nicht  hinreichend,« 
um  jeden  Aufenthalt  zu  vermeiden ;  man  nehme  nur  an , 
dafs  die  Jury  sich  nicht  im  Hauptorte  des  Bezirks  ver«^ 
sammle,  so  wird  erst  dahin  geschieht  und  das  Gerichtsper«* 
sonale  zusammen  berufen  werden  müssen.    Hier  wird  es 
fühlbar,  wie  sehr  die  Bezeichnung  der  fungirenden  Ge^ 
schwornen  durch  das  Loos  vorzuziehen  wäre.    Der  leitende 
Richter  wurde  die  Verhandlang  sogleich  vornehmen  und. 
die  Geschwornen  (die  laut  Art.  29  sämmtlich  im  Bezirke 
wohnen)  ohne  Zeitverlust  berufen  können.  * 

Art  34.  *  Der  mit  3er  Leitung  der  Jury  beauftragt^ 
Richter  wird  von  dem  Gerichtsschreiber  des  Bezirksgerichts 
oder  dessen  Substituten  begleitet,  welcher  nach  und  nach 
die  zur  Entscheidung  vorliegenden  Sachen  aufruft  und  eia 
Protocoll  über  die  Verhandlungen  fuhrt.  Beim  Aufruf  je- 
der Sache  ist  jeder  Theil,  die  Verwaltung  sowohl  als  die 
Gegenparthei ,  befugt,  zwei  Geschworne  zurecusiren,  ohne 
Grunde  anzuführen.  Sind  mehrere  Interessenten  in  derseM 
ben  Sache,  so  haben  sie  sich  über  die  Ausübung  des  Re-» 
cusationsrechts  zu  verständigen ,  sonst  bestimmt  das  Loos 
denjenigen,  der  es  ausübt.  Erfolgt  keine  Recusation  oder 
werden  weniger  als  vier  Geschworne  recusirt ,  so  reducirt 
der  leitende  Richter  die  Zahl  derselben  auf  zwölf,  indem 
er  die  zuletzt  auf  die  Liste  eingetragenen  aussU^eicht. «  ^ 

Der  Art.  34  fand  sich  nicht  im  Entwurf  und  wurde 
von  der  Commission  der  D.  K.  vorgeschlagen.  Der  Ent- 
wurf kannte  den  leitenden  Richter  nicht  und  hatte  (Art.  44) 
einen  Steuerbeamten  mit  der  Führung  der  ProtocoUe  der 
Jury  beauftragt.  • /•  '  • 

Art.  35.  »  Durch  die  Gegenwart  von  zwölf  Geschwor- 
nen ist  die  Jury  (das  Geschwornengericht)  constituirt.  Zur 
Gültigkeit  der  Berathschlagung  werden  wenigstens  neun 
derselben  erfordert.«      .   ^  .  .*  ^ 
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Diese  Veriiigiing  i&t  das  Werk  der  P.  U.   Der  Entwurf 
(4ft.  37)  fordtrle  rar  Berallisdila||niig  nor  ikben  MügUis 
«öd  dicM  Btrtinimiiiig  wwde  andk  von  der  D.  K«  iiA^ 

geoommen  (Art.  38  am  Schlufs). 

Art.  d6,  »Sobald  die  Jury  constitairt  ist,  leistet  jeden 
Qmnbmmn»  den  Kid,  leia  Amt  olm  Pertheitiofakeit  so  er* 

Der  Eatwuri  hatte  hinzugefügt :  y  Die  Gcscbworaea  be« 
mmAmaa  uater  siob  den  Preaadeotea.«  Diese  TerfSgiug 
wurde  doreb  iSm  Gmmlsaion  der  D«  K.  delita  lAgeiodert, 
dafs  die  Beseichnuog  des  Präsidenten  erst  zu  Anbeginn  der 
Bnratbschlagang  erfolgt.   Man  sehe  Art.  38.  s. 

An.  ^7.  »Der  die  Jncy  leitende  ilsebter  legt  derselben 
iwt  1)  eine  T^Mle  der  neeh  ToiseMft  der  Art.  nS  ond 
a4  erfolgten  Angebote  und  der  Antworten ;  2)  die  Parcellar- 
plaae,  Urkoaden  oder  andere  Decnmentei  welcbe  ?oa  den 
Fartheien  als  Belege  ihrer  Angeböte  ond  Fordemngen  Tor« 
gelegt  worden  sind.  Den  Partheien  oder  ihren  BeTollmScb» 
tigten  ist  gestattet  ^  in  der  Kürze  ihre  Bemerkungen  tohbo« 
tilgen.  Die  Jofj  Tenummt  alle  Feesonen,  din  ihr  Anf* 
sebifisse  sn  geben  im  Stande  sind« « 

Dieser  Ausdruck  begreift  anch  Experten  in  sich^  welche 
die  Geschworaeo  also  ?or  sich  bem^Mi  nnd  Tecnehmen  kSn» 
mßf  wenn  sie  es  £Sr  gnt  finden«  ebne  aber  an  deren  Gut» 
asbien  gebunden  zu  seyn.    (Debatten  in  der  D.  K.  am  7.  JonL) 

Der  Art.  87  fahrt  fort :  » Sie  (die  Jury)  kann  auch  sich 
an  Ott  ond  Stelle  begeben,  oder  wa  diesem  finde  eins  oder^ 
omkrere  ihrer  Hitglieder  beantragen.  Die  Debatten  sind 
öHentlich;  sie  können  auf  eine  andere  Sitzung  vertagt  werden.€  ^ 

Die  Commission  der  P.  K.  widersetzte  sich  der  O^fent» 
üebbeis  der  Debatten;  allein  dieser  ToracUag  wurde  niebt 
angenommen.  Die  Verfolgungen  des  Art.  87  sind  sowohl 
anwendbar,  weiMi  beide  Theile  erscheinen,  als  beim  Contu« 
ameialferfibren.  (Bemerkmigen  dea  Beferenten  der  D.  K» 
am  4k  Febmar») 
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Art  38.  vDcr  die  Jury  leitende  Richter  spricht  den 
Schlufs  der  Debatten  aus.  Hierauf  ziehen  die  Geschwomen 
sich  zurück  und  schreiten  unmittelbar  zur  Berathshlagung^ 
nachdem  sie  einen  unter  ihnen  zum  Präsidenten  bestellt  ha-  ' 
ben.  Die  Entscheidung  der  Geschworneo  bestimmt  den  Be-  . 
trag  der  Entschädigung ;  sie  erfolgt  durch  Stimmenmehr« 
heit.  Sind  die  Stimmen  getheilt ,  so  gicbt  die  des  Präsiden-i 
ten  den  Ausschlag.  <i  '  •■ft>rf4-».  •  —  {  »jHf,»! 
^  Über  diesen  Artikel  wurden  in  der  D.  K.  idrei  Vor- 
schläge gemacht,  aber  nicht  beachtet:  i)  der  Stimme  des 
Präsidenten  keinen  Vorzug  zuzugestehen ;  a)  wenn  sich  mehr 
als  zwei  Meinungen  bilden,  die  geringere  Zahl  sa  nothigeo, 
sich  einer  der  beiden  andern  anznschliefsen  (nach  Analogie 
des  Art.  117  der  Procefsordnung ) ;  3)  den  Uichter  zu  er« 
mächtigen,  die  Geschwomen  zur  Berichtigung  einer  unre- 
gelmäfsigen  Erklärung  in  die  Berathschlagungskammer  zu- 
rück zu  schicken  (nach  Anleitung  des  Criminalyerfahrens). 
Der  Referent  der  Commission  bemerkte  (Sitzung  vom  6.  Fe- 
bruar) zu  2  und  3,  dieses  verstehe  sich  von  selbst  als  all- 
gemeine Regel ,  wovon  das  vorliegende  Gesetz  keine  Aus- 
nahme aufstelle. 

^  Art.  39.  vDie  Jury  erkennt  jedem  der  Interessenten 
eine  besondere  Entschädigung  zu,  wenn  sie  dieselben  unter 
verschiedenen  Titeln  fordern.  Dieses  ist  der  Fall,  wenn 
Eigenthümer  und  Nutzungsberechtigte  (aufser  denen,  wovon 
im  §.  1  des  Art  21  die  Rede  ist)  gemeinschaftlich  auftre- 
ten. Im  Falle  der  Nutzniefsung  bestimmt  die  Jury  eine  ein- 
zige Entschädigung  für  den  vollen  Werth  des  Grundstücks ; 
der  nackte  Eigenthümer  und  der  Nutzniefser  üben  auf  diese 
Summe  ihre  Rechte  aus,  eben  so,  wie  sie  solches  früher 
auf  die  Sache  selbst  thatcn.  Der  Nutzniefser  stellt  Bürg- 
schaft; ausgenommen  sind  nur  der  Vater  und  die  Mutter, 
die  den  gesetzlichen  Niefsbrauch  der  Güter  ihrer  Kinder 
geniefsen.  Im  Falle  eines  Streites  über  das  Recht  selbst 
oder  über  die  Qualität  der  Reclamanten,  und  überhaupt 
wenn  sich  Schwierigkeiten  über  andere  Punkte,  als  die  Be- 
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ftitnmong  des  Betrags  der  Entschädigung  erheben,  tetSI 
Üm-Jwtf  diesen  Betrag  unabbaogig  yon  jenen  öebwierigki4« 
tttt  iMt,  iHiA.idie  Partlwten  haben  in  dieser  Hinttcbt  sieh 
an  die  Gericbte  za  wenden.«  -  ' 

Der  Entwurf  (Art.  41)  hatte  in  allen  diesen  Fallen  der 
imy  tiat  Pfiicfat  geiMchl ,  die  Enlsebädigang  för  das  Grand* 
eMcb  im  Allgenwinen  ftitsttttellen,  wuraof  «ich  die  F^r- 
tbeien  der  Abtheilang  halber  an  die  gewöhnlichen  Gerichte 
mu  wenden  hätten.    Die  Bealiimniing  des     i.  wurde  Ton 
-der  CeiiMpiition  der  D.     tovgesehlage»  und  anf  folgemie 
Wei9e  begründet:    »Die  Feststellang  der  Entschädigung 
des  Eigenthumers  für  den  Verlost  des  Grundstücks,  des 
FiMlen  £9k  den  Yertel  aeioer  fiemilkang  tfnd  de»  Metsaiiifi- 
liemchiigien  llr  die  Anfopfertiifg  seines  RedbiCtf  gebart  aU 
lerdings  in  die  Befugnisse  der  Jury.    Sind  die  Berechtigun- 
gen ▼et'scfairdcn ,  so  beateben  ancb  für  jede  derselben  Be« 
'weia«  <^er  Obcnseegttngamittel ;  eine  Verweisong  an  die 
Gerichte  würde  die  Beobacbtnug  der  gewöhnlichen  Formen 
und  bedeutende  Hosten  nach  sich  ziehen ,  die  oü  den  Be- 
«1^  der  fiatsehidignijg  anfsebroa  nHSrdett.«  Hlflik^Üieli 
dea  letzten  $  waren  die  Ansichten  ühMIt  die  nimlieheir: 
die  Entscheidung  solcher  Fi'agen  hann  nicht  der  Jury  an- 
haut geateill  werden ;  aber  eben  so  kann  die  Verweisung 
dkfaeip  frage  an  die  Geriehie  die  Besitxnsiime  der  Versal« 
tung  nicht  aufhalten.    (Bericht  der  ComoHSsion  der  Ö.  K.) 
Über  das  Verbältnifs  des  Nutznielsers  hatten  sich  verschie« 
dene  MeianngeB  erheben.  Die  P.  M.  entaehied ,  dafo ,  wenn . 
ein  MMibrauch  anf  dKem  Grandstüeli  tastet ,  die  Jnry  xwet 
yerschiedene  Entsehädigungen  festzustellen  habe ,  die  eine 
för  den  Eigentbfimer,  die  andere  für  den  Notzniefser.  Die 
D.H.  dagegen  bestand  ift  ihra^  leisten  Abatinnining  (7.  Jnni) 
d  iraiii  ,  dafs  die  Jury  einzig  eine  Abschätzung  des  Grnnd« 
Stücks  Yorzunehmen  habe ,  worauf  dann,  dem  gemeinen  Recht 
««Mge,  die  GeldaMüme  am  die  Stelle  dea  Grundstücha  trete 
'  und  ib  der  Regel  der  Nntsniefser  die  Zinsen  des  Kapitals 
genieCse.    Wenn  es. Fälle  gebe,  wo  ein  anderes  VerLältnifs 
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oder  eine  andere  Vertheilung  zwischen  dem  Eigenthümer 
und  Nutzniefser  eintreten  müsse,  so  könne  die  Entscheidung 
solcher  Fragen  nicht  der  Jury  anheim  gestellt  werden. 
(Vortrag  des  Ministers  des  Innern  bei  der  letzten  Vorle- 
gung des  Entwurfs  in  der  P.  K.  am  i5.  Juni;  Bericht  in 
dieser  Kammer  vom  20.  Juni;  Reden  der  Herren  Boyer  and 
Tripier  in  der  nämlichen  Sitzung.)  —  Der  §,  3.  wurde  von 
der  D.  K.  bei  der  letzten  Abstimmung  (7.  Juni)  auf  den 
Vorschlag  ihrer  Commission  angenommen.  Das  Grundstück 
•existirt  nicht  mehr;  die  Lage  des  nackten  Eigenthümers 
wird  durch  die  Enta'ufserung  verändert;  die  Geldsumme, 
deren  Benutzung  dem  Nutzniefser  uberlassen  wird ,  kann 
von  diesem  verschleppt  werden ;  daher  die  Nothwcndigkeit 
der  Bürgschaft.  Diese  Verbindlichkeit  mufs  selbst  dann 
eintreten,  wenn  die  ursprüngliche  Bestellungsurkunde  des 
Niefsbrauchs  von  der  Bürgschaft  dispensirte,  oder  wenn  es 
sich  von  einer  Schenkung  handelt,  eben  weil  die  Lage  der 
Dinge  sich  geändert  hat.  Übrigens  modificirt  der  Art.  89 
das  gemeine  Recht  nur  in  Bezug  auf  den  Art.  601  des  Ci- 
vilgesetzbuchs ,  der  Art.  602  bleibt  bestehen.  (Debatten  der 
D.  K.  vom  7.  Juni.)  *  •  > 

Art.  4o-  »Ist  die  von  der  Jury  festgestellte  Entschädi- 
gung von  geringerem  oder  gleichem  Betrag ,  als  das  Ange- 
bot der  Verwaltung ,  so  werden  die  Partheien ,  welche  des- 
sen Annahme  verweigert  haben,  in  die  Hosten  verurtheilt. 

•Gleiche  Verurtheilung  erfolgt  gegen  die  Verwaltung,  wenn 
die  zuerkannte  Entschädigung  dem  Begehren  der  Partheieo 
gleichkommt  oder  mehr  beträgt.  Ist  die  Entschädigung 
zwar  hoher,  als  das  Angebot  der  Verwaltung,  aber  auch 
niedriger,  als  das  Begehren  der  Partheien,  so  werden  die 
Kosten  in  solcher  Weise  compensirt,  dafs  sie  von  beiden 

'  Theilen  in  dem  Verhältnifs  getragen  werden,  worin  ihr  An- 
erbieten oder  Begehren  mit  der  Entscheidung  der  Jury 
steht.  Derjenige,  dem  aufser  den  Fällen  der  Art.  a5  and 
36  eine  Entschädigung  zuerkannt  wird ,  und  der  nicht  dem 
Art.  24  nachgekommen  ist,  wird  zur  Bezahlung  der  Kosten 
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Dtoer  Artihel  würte  wm  dem  Deputirten  Lafittc  alt 
Vtt^esserang  des  ßiitwariis  und  der  Abia&suog  der  ComouiP 
mh  io  der  Sitmug  To»  6»  fSebroir  ?etfetcliU§eB«  Wen« 
«Hier  melumea  .leteresaeDlea  einer  eicli  nk  dem  Aef^ebet 

der  Regierung  zufrieden  erklärt  und  der  andere  nicJit,  so 
trägt  auch  letzterer  alleio  die  Gefahr  der  Hoiten.  (Bemer. 
hm%  des  Oepetartea  Quuramiile  in  der  fiüsug  rem  ^  Fe« 
hwMnv)  INe  Hotleo  geniefoen  enr  dean  ein  Versegtreelil 
aof  den  Preis,  wenn  sie  gegen  den  EigenthQmer  zuerkannt 
werdeet  (OeeMrlHuic;  dm  ftriwideetee  Dapin  m  der  nam« 
Mabea  8itamr») 

Art.  41.  sDie  Entscheidung  der  Jury  wird  von  den 
Oeichwornen,  die  dazu  mitgewirkt  haben,  unterzeichnet« 
eodeaa  daecili.  dea  i^niiideatea  dem  leiHadea  Biohler  belMia* 
digt.  Dieier  edilirt  ne  ^^rilitreokber,  erkemit  die 
Kosten  und  setzt  die  Yerwaitang  in  den  Besitz  des  Grund- 
alaoks  ein,  unter  der  Verbindüchkeil;,  denyerfägiiagea4)er 
Art;  53  vad  64  aacksakoauaea.  e  « 

Der  Richter  taxirt  auch  die  Kosten. 

»Von  dem  Zeitpunkt,  wo  dieses  G^etz  zur  Yoilzie- 
Irnag  g^aagt,  wird  der  Tarif  dieser  Koelea  doreh  eine 
aigtiolie  Ordoaaans  bestiBiait  werden.    Die  Ketteataze  he» 
greift  nur  diejenigen  Acten ,  welche  au(  das  Auerhieten  der 
Verwaltung  foigea^  die  Kastaa  der  üruharea  Aeten  bteihea^ 
wm  deren  Lastea.« 

Der  Entwarf  stellte  awar  aneh  im  Allgemeinen  die  im 
Art.  41  enthaltenen  Bestimmungen  auf,  schwieg  aber  über 
die  Frage,  «rer  die  Kosten  anznerheaaen  habe;  die  Taxa» 
liQD  derselben,  so  wie  die  VoUstreehbar^Erhllirun^'  der 
Entscheidung  und  die  Be&itz  -  Einsetzung  der  Verwaltung 
Stellte  der  Entwurf  dem  Gerichte  erster  Instanz  anbein* 
Die  Commissien  der  D.  K>  und  diese  Kammer  selbst  er« 
theÜte  der  Jury  das  Erhenntnilli  über  die  Kosten ,  dagegen 
die  Taaiktion  derselben,  dann  die  Volistreckbar- Erklär uag 
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und  die  Besitz- Ei nsetzang  dem  leitenden  Richter;  die  Ko« 
sten  sollten,  wie  in  Einregistrirungssachen ,  nur  die  Ausla* 
gen  begreifen,  mit  dem  im  letzten  §  des  Art  41  enthalte* 
nen  Zusatz.  Die  jetzige  Abfassung  des  Artikels  ist  das 
Werk  der  P.  K.  mit  Ausnahme  der  Ankündigung  der  ko^ 
niglichen  Ordonnanz,  welche  die  D.  K.  am  7.  Juni  beige- 
fugt hat.  Diese  Ordonnanz  ist  unterm  20.  September  er- 
lassen worden ;  wir  werden  nach  beendigter  Darstellung  des 
Gesetzes  darauf  zurückkommen.  Der  letzte  §  dieses  Arti- 
kels begreift  nicht  allein  die  auf  Anstehen  der  Verwaltung 
Torgenommenen  Acte,  sondern  auch'  die  auf  Betreiben  des 
Eigenthümers  oder  anderer  Interessenten  vor  der  im  Art. 
27  bestimmten  Epoche  gemachten  Acten.  (Bemerkungen 
der  Deputirten  Realier- Dumas,  Charamaule,  Levaillant  und 
Gaillard- Kerbertin  in  der  Sitzung  vom  6.  Februar.)  Die 
Epoche  der  Besitzergreifung  der  Verwaltung  bestimmt  die 
Jury,  die  hiernach  auch  die  Grofse  der  Entschädigung  fest- 
stellt.  (Bemerkung  des  Referenten  der  D.  K.  am  6.  Fe- 
bruar.)    HpiMji-  •  -     '  f^W^I«^^'- 

Art.  42.  »Die  Entscheidung  der  Jury  kann  nur  im  Wege 
des  Cassationsrecurses  angegriffen  werden,  und  nur  wegen 
Verletzung  des  §.  1  des  Art.  3o ,  dann  der  Art.  3i,  35, 
36,  37,  38,  39  und  40.  Zur  Einlegung  dieses  Rccurses 
sind  14  Tage  gestattet,  von  dem  der  Entscheidung  an  ge- 
rechnet; er  wird  übrigens  auf  die  im  Art.  30  bemeldete 
•Weise  eingelegt,  notificirt  und  abgeurtheilt. « 

Die  Kürze  dieser  Frist  bringt  der  Verwaltung  keinen 
Nachtheil ;  der  Präfect  kann  den  Recurs  einlegen  und  nach- 
/  her  wieder  darauf  verzichten.  (Dehatten  in  der  D.  K.  am 
6.  Februar  und  in  der  F.  K.  am  11.  Mai.)  Der  letzte  Satz 
des  Art.  42  bedeutet,  dafs  die  Sache  direct  an  die  Civil- 
kammer  des  Cassationshofes  gelangt.  (Bemerkung  des  De- 
putirten Bernard  am  7.  Februar.)  Das  Cassationsgesuch  hat 
'  übrigens  keine  suspensive  W^irkung  (ebendaselbst).- 

Art.  43.    »Nach  erfolgter  Cassation  der  Entscheidung 
einer  Jury  wird  die  Sache  vor  eine  neue  Jury  im  nämlichen 
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Diese  Verfügung  ist  Ton  der^P.  K.  Iieigefögt 

Der  Prüponeat,  Herr  Graf  Portalis,  verlaagte  zudem,  da£i 

dUikiwMarik^nMlM  benifeii  wäfdtn.     Dimw  VM«Ua§ 

M  ui  dt'  verworien  ,  unter  dem  Vorwand ,  mau  könne  sonst  \ 
die  nöthige  Zahi  von  GfiftcbworMa  nicht  leicht  aajQiindM^ 

MawiiHy» niihliiialui  «of  dta  -Orwiid  «iim  mtOwdiew  inw 

thums  der  Geschwornen.    Diese  Bemerkung  ist  unrichtig , 
ülrtrtiiM  UgMiV  die  >Enlaclnid«>g  «nf  dn  Gnuid  d«r  Yeiw 
iMMIgi4ilb4^rfliea  an,  wfU  nMn  skii  in  d«r  SmIw  eelbal 

verletzt  fühlt,  und  die  Beschwerde  gegen  die  Eotscbeidun^ 
besieht  alaa.  allerdings  darin ,  dafs  man  die  Jnry  eines  Irr* 
iMiMiiilftilÜiilni^fc'  /  Me  D.     iMtte  aacli  Analogie  das  Art/ 
llianliaiCMariMltiroo^^  dSe  Terwessong  an  eine  an- 

4bt'a  Jury  wegen  gegründeten  Verdachts  {suspicion  legitime) 
«MpaiMMNenk  '  Diese  Verfügung  wurde  aber  yon.  der  F»  IL 
<ilH<1ft<Hi  MnJ  diff  D.  K.  barnlngte  sich  luerfiber.  9er 
Ei£^enthümer  hönnte  leicht  eine  solche  Befugnils  zur  Ver- 
zögerung der  Sache  mirsbraachen. 

4NfiMiil  »Die  Jorj  tvhemit  nvr  ibtr  diejenigen  Streik 
lip(<fciifldoeii  ^Entscheidung  im  Augenbliclic  ihrer  ZasMiw 

meuberufung  vor  dieselbe  verwiesen  war;  sie  entscheidet 
diase^innliglieiten  ttaeb  einander  ^md  ohne  üntcrbrecbang» 
UhilWiMMtcac  6ie  trennt  sich  mir  nach  Ffctstattmig  cHer 
Entschädigangen ,  deren  Bestimmung  ihr  in  vorstehender 
Weise^zustaod.  ^  ^ 
•AK^1M»  E^jK«^  hattei  am  7.  Pebniar  a«f  den  Vorschlag  ihrer 
Commission  folgenden  Znsats  xa  diesem  Artiiiel  genMht: 
»Die  Dauer  jeder  Sitzung  kann  nicht  länger  als  14  ^^gß 
scyn.«  Dieser  Vorschlag  wurde  von  der  P»  K«  nicht  ge- 
adbmigt 

Art.  45.  »Hat  eine  Jury  die  Prüfung  einer  Sache'  in 
dem  Augeobiicke  uooh  nicht  beendigt,  wo  nach  Mafsgabc 
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des  Art.  29  die  jährliehe  Erneoenuig  der  Geuesalliite  ge« 
•elMt,  ao  filupt  deiiiioeli  dioMlbe  Jocy  dMul  hw  wr  tehttiflK 
liehe»  Eetiefceideng  yoMik« 

Art  46.  »Nach  dem  Schlüsse  der  Verhandlongen  einer 
Jarj-mirdea  die  ünoknften  ihrer  EotadbeidangiB  «od  die 
demrf  bezügliche«  Papiere  auf  der  HaMltt  dee  DeaiiMge 
richts  niedergelegt.« 

Art.  47.  »Die  Nameo  der  Geachwomen,  welche  den 
Dienat  eiaer  flitang  Teiaelieii  hebeof  htaMo  aidhifc  aal  die 
VOM  DepMetementdreth  ür  daa  aftehate  Mir  n  ferrtynie 

Juiste  gebracht  werden. « 

Diasae  Verfiig— g  wurde  durch  die  Commissioo  der  D. 
iL  totj^aaelilegen ,  naeh  Aaalogie  dea  Art;»  $91  der  Criii 
aeiordnang. 

Drittes  Kapitel.  Beteln,  welche  bei  Beatim- 
ai«B|p  der  £atachadr|;aag  au  befolgen  aiad.  £a 
war  a5thig,  einige  Regela  aafiraatailea,  die  dea  Geadiwo»- 

Den  als  Aufklärung  und  Leitfaden  dienen.  Die  Entschädi« 
gnqg  muis  nothw endig  in  dem  wahren  Kauf-  und  Mieth» 
Werth  dea  Graadalaeha  oder  Gehäadea  beatehea,  ao  wie 
üeaar  Werth  eich  vor  der  Zeit  beTaad,  wo  Ton  den  Torm- 
nehmenden  Arbeiten  die  Bede  war.  (Beweggründe  des  Ent. 
wurfs.)  Der  Mehrwerth ,  den  diese  Arbeiten  den  Imniobi- 
Uen  gebeot  hanai  darf  aieht  ia  Anaddag  hoaaaMn.  Ba  war 
/  dem  Gesetzgeber  nicht  möglich,  mit  Bestimmtheit  die  Do- 
cumente  zu  hezeichneOf  deren  Einsicht  die  Jury  in  den 
Stand  aelae^  ihr  Amt  aa  erfttUen.  Er  mnfsie  aieh  bngai 
gen,  derselben  die  Hauptqaellea  mncugeben,  wann  aia  die 
,  Grundlage  ihrer  Überzeugung  schöpfen  könne ,  und  welche 
ihr  die  Mittel  gewähren ,  gegen  die  Geldgier  der  In« 
tareasaaten  aaf  ihrer  Hat  sa  aejra«  (Berieht  der  Goaums» 
aion  der  D.  K.) 

Art.  4B.  Die  Jurj  erkennt  über  die  Ächtheit  der 
Urhanden  and  über  die  Wirhang  der  Acten,  weiehe  aa£ 
die  Abacha'tznng  und  Featatelluag  der  Entaehädigung  Ei«* 
flufs  haben  höaueo.  <f^ 
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Dieser  Artikel  ersetzt  die  Art.  4^  und  47  des  Entwurfs. 
•  Der  Art.  46  lautete  so :  y>  Die  Entschädigung  wird  festge- 
stellt nach  den  Verkaufs-  und  Pachtverträgen,  welche  so- 

0  wohl  über  das  fragliche  Eigeothum,  als  über  nahe  gelegene 
Immobilien  von  gleicher  Natur  vorliegen,  ferner  nach  der 
Grundsteuerrolle,  nach  gerichtlichen  Abschätzungen  und 
nach  andern  authentischen  Urkunden,  die  zur  Kenntnifs  des 
wahren  Kauf-  oder  Miethwerthes  beitragen  können,  den 
das  Eigenthum  vor  dem  Entwurf  der  Arbeiten  hatte.«  Dem 
Art.  47  zufolge  sollten  alle  nach  der  im  Art.  6  vorgeschrie- 
benen Bekanntmachung  geschlossenen  Verträge  nicht  her 

,  rücksichtigt  werden  dürfen ,  aufser  wenn  ein  Jahr  zwischen 
dieser  Bekanntmachung  und  dem  Entäufserungsurtheil  ver- 
flossen wäre;  zugleich  konnte  die  Jury  auch  frühere  Ur- 
l(unden  unberücksichtigt  lassen,  wenn  sie  solche  nach  den 
Unaständen  für  fingirt  hielt.    Die  Commission  der  D.  K. 

^  bemerkte,  solche  bestimmte  Regeln  seyen  mit  der  Institu- 
tion der  Jury,  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  unverträg- 
lich ;  alles  müsse  dem  Ermessen  und  Gewissen  der  Ge- 
schwornen  überlassen  werden.  Die  Kammer  behielt  indes- 
sen die  Verfügung  des  Art.  4^  des  Entwurfs  bei,  jedoch 
sollten  diese  Papiere  nur  als  Rath  für  die  Jury  dienen  {le 
jury  consuUe).  Auf  den  Vorschlag  der  Deputirten  von  Po- 
denas  und  Daguillon-Pujol  wurde  als  Ersatz  der  in  den 
Art.  46  und  47  des  Entwurfs  vorgeschlagenen  Regeln  fol- 
gende Verfügung  angenommen :  »  Die  Jury  bestimmt  die  Ent- 
Schädigung  nach  Einsicht  der  Abschätzungsurkunden  und 

'  Documente,  die  ihr  von  der  Verwaltung  oder  von  den  In- 
teressenten .vorgelegt  werden.  (Dann  folgte  der  jetzige 
Art.  48.)  Der  erste  Satz  wurde  von  der  P.  K.  als  unnütz 
beseitigt.  4.  —i«.,«!*» 

Art.  49«  vln  allen  Fällen,  wo  die  Verwaltung  dem  Be- 
sitzer das  Recht  zu  einer  Entschädigung  bestreitet,  bestimmt 
die  Jury  die  Entschädigung,  ohne  Rücksicht  auf  diesen 
Rechtspunkt,  den  sie  vor  die  competente  Behörde  ver- 
weist ;  der  leitende  Richter  verordnet  die  Niederlegang  der 
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EDtochädigangssumme  in  die  Depositalkasse,  bis  der  8treit 
durch  Vergleich  oder  Urtheil  beendigt  seyn  werde.  « 

Diese  Verfügung  wurde  von  der  D.  K.  auf  den  Vor- 
ichlag  ihrer  Commission  angenommen.  Der  Entwurf  ent- 
hielt folgenden  Artikel:  vBei  Mühlen  und  andern  Werken 
auf  schiff  -  oder  ilöfsbaren  Flüssen  wird  zuerst  die  Gesetz« 
jnäfsigkeit  ihrer  Errichtung  geprüft,  so  wie,  ob  nicht  die 
Besitzer  verpflichtet  sind,  die  Zerstörung  derselben  wegen 
öffentlichen  Nutzens  ohne  Entschädigung  zu  dulden ;  eben 
so  ist  es  der  Fall  mit  Gebäuden  in  der  Nähe  von  Festungs- 
werken.« Die  Commission  bemerkte  hierüber,  der  Grund- 
satz der  Unabhängigkeit  und  des  Tollen  Ermessens  der  Jury 
dürfe  nicht  bis  dahin  ausgedehnt  werden,  ihr  Fragen  zu 
unterlegen,  die  in  das  Gebiet  der  Rechtsgelehrsamkeit  ge- 
boren und  Kenntnisse  voraussetzen ,  die  man  von  einer  Jury 
nicht  erwarten  darf.  Demnach  fügte  die  Commission  dem 
Art.  4B  des  Entwurfs  den  Zusatz  bei,  dafs  die  Prüfung  je- 
ner Rechtspunkte  nicht  zur  Befugnifs  der  Geschwornen  ge^ 
h5re.  Auf  den  Vorschlag  des  Deputirten  Chasles  wurde 
in  der  Sitzung  vom  7.  Februar  blos  eine  allgemeine  Verfu- 
gung, wie  sie  sich  im  Art.  49  des  Gesetzes  findet,  ange- 
nommen, welche  die  specielle  des  Entwurfs  unter  sich 
begreift.         - .  .1-      . « 

Art.  5o.  »Häuser  und  andere  Gebäude,  wovon  ein  Theil 
zu  öffentlichem  Nutzen  weggenommen  wird ,  müssen  ganz 
angekauft  werden ,  wenn  der  Eigenthümer  solches  durch 
eine  formliche  Erklärung  verlangt,  die  er  dem  die  Jory 
leitenden  Richter  in  der  im  Art.  24  bezeichneten  Frist  über- 
reicht. Eben  so  ist  es  der  Fall  mit  jedem  Grundstücke, 
welches  durch  die  Zerstückelung  nur  noch  ein  Viertheil 
seines  vormaligen  Flächeninhalts  behält ,  in  so  fern  nicht 
der  Eigenthümer  ein  unmittelbar  anstofsenrlesflGrundstück 
besitzt,  und  wenn  der  Überrest  des  zerstückelten  Grund- 
stücks weniger  als  zehn  Ares  beträgt.« 

Die  erste  Verfügung  fand  sich  bereits  im  Art.  5i  des 
Gesetzes  von  1807;  die  zweite  ist  aus  dem  Entwurf  (der 
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sie  nur  dann  zuliefs,  wenn  der  Rest  des  Grundstücks  wenu 
ger  als  fünf  Ares  enthielt)  mit  Verbesserungen  in  das  Ge- 
setz übergegangen.  —  Die  Beziehung  auf  den  Art.  34 
zani  Zweck,  jede  Verzögerung  zu  hindern.  (Debatten  der 
P.  K.  vom  i3.  Mai.)  In  den  Debatten  über  die  erste  Ver- 
fügung wurde  in  der  D.  K.  (7.  Februar)  als  unbestritten  an- 
genommen ,  dafs  dieselbe  nicht  in  dem  Falle  angerufen  wer- 
den künne ,  wo ,  statt  eines  Theiles  der  Gebäude ,  nur  ein 
Tbeil  der  sie  umgebenden  Grundstücke  weggenommen  wird; 
dafs  aber  in  diesem  Falle  der  Eigenthümer  zu  einer  Ent- 
schädigung berechtigt  ist,  wegen  des  Nachtheils,  den  die  • 
Gebäude  hinsichtlich  ihrer  Nützlichkeit  oder  Annehmlichkeit 
erleiden.  Der  Vorschlag,  in  der  zweiteu  Verfügung  keine 
Ziffern  zu  bestimmen,  sondern  blos  zu  sagen:  »wenn  durch 
die  Zerstückelung  der  Werth  des  Eigenthums  bedeutend 
vermindert  wird « ,  wurde  in  derselben  Sitzung  verworfen. 

Art.5i.  »Wenn  die  Vollführung  der  Arbeiten  eine  un- 
mittelbare und  specielle  Vermehrung  des  Werthes  für  den 
Überrest  der  Immobilie  bewirkt,  so  kann  diese  Vermehrung 
.    bei  Feststellung  der  Entschädigung  berücksichtigt  werden.« 

Eine  ähnliche  Verfügung  des  Art.  54  des  Gesetzes  von 
1807  war  in  den  Entwurf  (Art.  69)  aufgenommen  worden; 
die  eventuelle  Vermehrung  des  Werthes  sollte  eine  Com- 
pensation  bewirken,  nicht  allein  wenn  sie  dem  Überrest  der 
Immobilie  zu  Statten  kommt,  sondern  auch  wenn  sie  für 
nahe  gelegene  Immobilien  eintritt ,  die  dem  nämlichen  Ei- 
genthümer zugehoren.  Die  Commission  der  D.  K.  fand, 
beide  Sätze  ungerecht  und  trug  auf  die  Ausstreichung  des 
ganzen  Artikels  an.  Warum,  sagte  sie,  soll  ein  Eigenthü. 
mer,  der  einen  Theil  seiner  Immobilie  verliert,  wegen  des 
Mehrwerths,  den  der  Überrest  erlangen  wird,  der  ihm  ge- 
bührenden Entschädigung  ganz  oder  zum  Theil  beraubt 
werden,  während  sein  Nachbar,  dessen  Eigenthum  unver- 
letzt bleibt,  kein  Opfer  für  den  Vortheil  bringt,  den  ihm 
der  vorgeschlagene  Kanal  oder  die  Strafse  gewährt  ?  Der 
Grundeigenthümer ,  der  sein  Land  baut  und  weiter  keinen 
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Natzen  daraus  za  ziehen,  namentlich  es  nicht  za  Teräu£sera 
beabsichtigt,  würde  die  ihm  für  die  Wegnahme  eines  Thei- 
les  gebührende  Entschädigung  einbüfsen,  weil  nach  den 
Ansichten  der  Jury  der  Kaufwerth  des  Überrestes  sich  Ter- 
mehrte.  Endlich  ist  es  schwer  und  beinahe  unmöglich, 
die  Vermehrung  des  Kaufwerthes  vor  gönzlicher  Beendi- 
gung der  Arbeiten  festzusetzen ;  denn  wie  viele  Unterneh- 
mungen, die  die  schönsten  Hoffnungen  darboten,  sind  den- 
noch nicht  zur  Erfüllung  geltommen.  —  Hiergegen  wurde 
in  den  Debatten  (7.  Februar)  erinnert,  die  Jury  dürfe  al- 
lerdings nicht  verpflichtet  werden,  den  Mehrwerth  in 
Compensation  zu  bringen;  allein  man  müsse  ihr  die  Be- 
fugnifs  dazu  einräumen,  in  allen  Fällen,  wo  dieser  Mehr« 
Werth  sicher  sey  und  sogleich  eintrete ,  nicht  erst  etwa 
In  der  Zuhunft,  nach  Beendigung  der  Arbeiten,  die  oft 
Jahre  lang  oder  gar  auf  immer  ausgesetzt  werden.  Diese 
Betrachtungen,  welche  auch  in  der  P.  K.  (i3.  Mai)  zur 
Sprache  kamen,  bilden  den  Beweggrund  der  sanctionirten 
Verfügung.  —  Der  Mehrwerth  mufs  übrigens  unmittel- 
bar eintreten;  es  kann  nicht  späterhin,  wenn  die  Entschä- 
digungsangelegenhcit  beendigt  ist,  eine  Bückforderung  ge- 
gen den  Eigenthümer  unter  dem  Vorwand  des  dann  erst 
eingetretenen  Mehrwerths  statt  finden.  (Bemerkung  des  Re- 
ferenten in  der  P.  K.  am  i3.  Mai  )  In  den  desfallsigen  De- 
batten wurde  als  unbestritten  angenommen,  dafs,  so  hoch 
auch  der  Mehrwerth  der  Jury  erscheinen  könne,  dieselbe 
nie  befugt  sey,  den  Eigenthümer  zu  einer  Herauszahlung 
an  die  Verwaltung  verpflichtet  zu  erklären.  f 

Art.  52.  »Bauten,  Pflanzungen  und  Verbesserungen  der 
Immobilien  geben  zu  keiner  Entschädigung  Anlafs,  wenn 
die  Jury  sich  aus  Rücksicht  der  Zeit,  wo  sie  erfolgten, 
oder  durch  andere  Umstände  überzeugt ,  dafs  solche  die 
Erwirkung  einer  höheren  Entschädigung  zum  Zweck  hatten.« 

Der  Entwurf  (Art.  5i)  hatte  hier,  wie  in  seinem  Art« 
47  erklärt,  solche  Anlagen  Seyen  nicht  zu  berücksichtigen, 
wenn  sie  cach  der  im  Art.  6  vorgeschriebenen  Bekannt« 
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wmäbtmg  gg— hdiaii ;  aoflgenommeii^  wenn  zwischen  dieier 
MftanlnndMuier  «nd  dm  EatiiiftmngittrtMl  eia  J«to  foiw 

flössen  wäre.  Auf  den  Vonolilag  der  Comnisflion  der  D. 
K,  und  att&  den  beim  Art.  48  angeföhrten  Gründeo  ward« 
4ie  Beorthoilwig  lediglieb  dam  finBüMB  der  Jwy  uiMm 

Fünfter  Titel.  Zajilung  der  Entschädigung. 
Art*  5d»  »Di«  TOn  der  Jury  festgestellten  Entschädignogt» 
tmuneii  w«rd«ii  Tor  der  BetttsnahiM  den  fieraoluigteii  amh 
bezahlt.  Yervreifem  lie  deren  Emfileng,  to  ftedet  die  Be- 
ailznabme  micli  Torläufigem  Acalaoerbieteo  aod  Cootigii^ 
liea  statt.c 

Die  ente  Yerfögnng  wM^ribok  den  Art  9  der  Oluffle, 

wonach  die  Zahlung  der  Besitzergreifung  vorangehen  moflk 
Können  oder  wollen  aber  die  Berechtigteil  die  festgestelto 
BaHehedigiisg  nielit  m  finqpfiiog  oebneo«  ae  mnfa  der  Vei^ 
waltong  ein  Mittel  sa  Gebote  tt^Mo,  wn  dennoch  zum  Be- 
sitz gelangen.  Dieses  Mittel  besteht  in  dem  RealaneiP* 
bieten«  wodnrob  die  Bereebtigten  io  Versag  getetit  vet^ 
den;  sodann  in  der  Niederlegung  der  Qelder  In  die  Depo» 
sitalhasse ,  welclie  die  Verwaltung  von  «der  Theilnahme  an 
allen  Streitigkeiten  mit  den  (^laubigem  befreit*  Es  yersteht 
aieb  fibrtgens  von  selbst,  wie  in,  den  Debatten  der  D.  H» 
am  7.  F^nar  anerkannt  worde,  dafii  die  Gerichte  über 
die  Frage  erkennen,  ob  das  Anerbieten  und  die  Consigaa- 
tSea  binreiehend  sind* 

Art.  54»  vHein  Realanerbieten  gesebidit,  wenn  sieb 
HypotheUareinschreibungen  auf  der  eniöufaerlen  Immobilie 
befinden,  oder  andere  Hindernisse  der  Zahlung  in  die  Hände 
iee  EigenMmeie  entgegen  stehen;  die  Verwaltong  eon^ 
signirt  alsdann  die  Entseblidigangssamme ,  welche  nach 
den  gew5hidiehen  Beobtsregeln  rertheilt  oder  ausbezahlt 
wird.« 

Ea  Wörde  bei. den  Debatten  in  der  D.  R.  anerbanna, 

dafs  der  letztere  Satz  dieses  Artikels  selbst  dann  eintritt, 
wenn  die  Eotsehädigongssnmme  den  Betrag  der  Hypotheiten 
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die  A«uy«iiig  des  ÜbincbiMes  an  dea  fiigt^ 

yerordming  dar  GeiMite.« 

^  Art".  55.  »Wenn  binnen  sechs  Monaten  nach  dem  Ent- 
fuiiseruogsurtheii  die  Ve|rwaltung  die  Feststellung  der  Est- 
MNil|K<rtltfMdlll  #MMAt,  so  k^miea  die  FiutheleQ  bienn 
ite  ■Ütigga  Sehritte  tboe.  Ist  secbs  Monate  nacb  FeststeU 
ian^  der  Entschädigung  dieselbe  weder  bezahlt  noch  con« 
atgniali  so  trägt  dort  aa  Zinaen  ala  8ebadloahaltm% 

^  Dieser  Artikel  wurde  in  der  D.  K.  adf  den  Vorschlag 
ihrer  CkHumission  in  der  Sitzung  vom  7.  Februar  angenom*- 
iMW  ,  ÜilU^ireelHfrj^^e  VerwaUang  so  binden»,  die  Saobe 
iMMMulMAliMMHIN«»  Ber  sweHe  Tbeil  des  Artikel« 
seAzt,  wie  in  den  ^Debatten  anerkannt  wurde,  den  Fall  vor- 
iMMi»*^^"  Vaa^wilniig  nicbt  den  wirkticben  Besits  der 
4lMMlNM^*«egiiSii|iiiAg|ii  eie  mag  omi  doreb  den  leiteiideo 

Ricbter  in  den  Besitz  gewiesen  scyn  oder  nicht;  denn  im 
«Faiie  des  wirldichen  Besitzes  ist  sie  schon  nacb  dem  ge* 
i^^iartLnMa  des  Cinigeseti^acba)  waat  Zabhuig 


f  Sechster  TiteU^  Verfügungen  rerschi edener 
>>»Hüii  Per  Zwa«(i«dcnel^en  ist  inabesoiidere  die  Veniiei» 

Mm^-mmitif^: • 

I^^Art.  56.  »Die  Kaufverträge,  Quittungen  und  andere 
a»f  die  Erwerbung  von  Immobilien  bezüglichen  lirkunden 
kSnnen  in  der  Form  von  Ycrwallangsäeten  aufgenommen 
werden;  die  ürscbrift  wird  alsdann  im  8ecretariat  der  Prs* 
fectur  anfbewahrt,  und  eine  Ausfertigung  wird  der  Domä- 
nenvenraltnng  bebändigt.« 

Ein  Vorschlag  der  Commission  der  P«  K. ,  wonach  diese 
Urkunden  stets  von  der  Verwaltung  aufgenommen  werden 
TnüfsteOf  wurde  auf  die  Bemerkung  des  Hegierangscoro- 
missäri  verworfen ,  dafa  bei  wetten  Entfemiingen  der  Pnp> 
f^itti  Ton  dem  Sitze  der  Prfififctar  jene  Vorscshrift  keine 
Kestenersparnifs  Teranlassen  würde. 

An.  67«  »IKe  in  gegenwirligefli  Geeelie  bemeldeten 
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^ottfiiBllionen  und  fniliimyfcioiien  §ß$chehen  auf  Anstehen  d/^ 
PrifectoD  dee  DeperteoMotSy  wo  im  ImaaMUep  gelnieai 
Mod.  Diesetben  lionneii  sowohl  dnroli  eiofa  Geriolitiboteii 
Torgeoommea  werden,  als  auch  durch  einen  Agenten  der 
y«rw«ll«og«  festen  FfOlQeoUe  Glaubea  vor  Gefioltf  §e^ 

Der  Entwurf  der  Regierung  enthielt  im  §.  i  den  Zu- 
«atz:  »desaea  PcotocoUe  Glauben  ypr  Gericht  bi«  zur  inir 
«en^pfimi  d^fattm  geiiieteo*€  Dieter  Zuteto  wprde  yon  dffr 
P.  K»  anigettneheR ;  er  hStte  die  95abl  der  zur  Fertigung 
der  iragliehen  NotUicationen  fähigen  Agenten  bedeutend 
besehränht,  indem  mir  die  ProtocoUe  der  FontbeamteOf 
der  Beenteii  der  indireeten  Steuern  mid  der  0o«aiieii 

den  Vorzug  geniefscn ,  dafs  ihren  Protocolicu  bis  zur  in- 
scripUon  da  Jaux  geglaubt  wird.  Im  Entwurf  (Art,  55«) 
lnad.aieh  nooli  «be  ddlle  Teriiigmig  über  den  Ort,  wo 
die  latimiatioAett  m  machen  seyen ;  die  nUmliehe  Verfügung 
war  aber  bereits  im  Art,  i5  des  Gesetzes  sanctiooirt  wor- 
den und  wmede  daher  hier  wifgelufcii« 

Art.  5a  »Die  Ja  Folge  des  gegenwürtigea  Geeetiei 

gefertigten  Pläne,  ProtocoUe,  Certificate,  Zustellungen,  er- 
iaasene  Urtbeile,  auijgenoauuene  Verträge^  Quittungen  und 
eedffre  UrkoDdeo  werden  ohne  Zahlmig  ton  Gehnhi^en  lor 
Stempel  yisirt  ond  efnregistrirt ,  letzteres,  insofern  sie  ge» 
«rtsdich  der  Formalität  der  Einregistrirung  unterliegen. « 

Art.  59t  »Hei  ein  Eigenihümer  das  Angebot  der  Ver« 
wekang  angenommen,  so  wird  anf  sein  Verlangen,  and 
wenn  heine  dritte  Personen  sich  widersetzen,  der  Betrag 
der  Entschädigung  binnen  der  im  Art.  n8  anberaumten  Frist 
in  die  Depoeiti^hesse  medergeiegt,  um  nach  den  Begeln 
des  gemeinen  Reehls  en  wen  Rechtens  behfindigt  oder  Ter« 

theilt  zu  werden.  . 

Qie  Worte:  »wenn  hei»e  dritte  Personen  sich  wider- 
setzen«,, worden  in  der  p.  IL  anf  den  Vorsehlag  des  Herrn 

Parant  beigefügt  (7.  Juni);  denn  der  Ü  mstand,  dafs  der 
Eigeathümer  die  Vorschläge  der  Verwaitnng  annimmt,  kann 
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3fl4         Franwösüche  Gaeizg^bung  über  Abtretung 


die  Gläubiger  und  andere  lotcresjenleti  akiki  de» 
IHÜUhnn';  ^te^^keaatoilk  der. 

SiTentlichem  Nutzen  angekauft  worden  sind,  nicht  zu  dieser 
Bestimmung  yerweodel -werden,  so  steht  den  ehemaügen 


M  oder  Uum  Beehtweehfalgii 

so  zuiückgegebenen  Gmudstücke   wird  entweder  güüieii. 
odflv-^'diMfk  «iM-J«rf  k  -den  Torüeliead^. 
■Ii!illtf:^fcllge<tdit  ^  ato^  ^Jier  lianti 

turj  diejenige  Summe  übersteigen,  welche  der  Staat  als 
fiaiif preis  bezahlt  hat  €"^''  ;i  ' 

tend ,  mit  dem  eint^^fÜi^lMerecldei)  »diift'lMlMM^IHBMfc 

stellang  den  Gerichten  zuwies.  Die  Cummission  der  D.  K. 
iMig  die  TtrtbidmWf  welcbe  nmk  dM^^G^  dir 
IIV^ii^eMgongen'  de»>^^  Biaiiiiiog  «Mifc 

Der  Schlufssatz  des  Artikels  beruht  darauf,  dafs  die  Torge- 
htktr  Unternebmang  nicht  stattfindet  aod  mithin  der  Werth 
mf^miMäifkM  ''mt'  mdit  dordi  dienMi»^  M:%Ümebry 
Lünne  n.  Zufällige  VenÄfebningeo  >iiei  Witfiii»*bgaaett 
nicht  in  Anschlag  kommen,  weil  sie  auch  in  den  Händen 
Ük  Mk»^  ßifS^Mwam  eingetreten  wireik  ^<Bemerii«iig 
des  Referfenfen  ^dr  D.  «•  fn  der^itsttag^  ^%fllMiM§ 
Die  Commission  der  P.  K.  hatte  die  Äusi  issungr  dieses  A^ 
h^9  und  der  beiden  folgenden,  die  aus  ihm  hervorgehen, 
torgesdilegen ,  indetai  eine  solche  ähmUkmgi 
fien  Recht  uiüiöthig  erscheine.  Dleeer  V< 
idl^i '  angenommen.  Der  Hegierungscommibsär  Herr  Lc- 
grifluf  Wirkte  bei  dieser  Gelegenheit,  die  Yee%ang  tet 
ruhe  darauf,  dafk  die  Yerwultong  daa  EigeoÜUWMer  Ip 
mobilia  nicht  unbedingt  erhalten  habe,  sondern  nur  unter 
d^  Bedingung  I  lolehee  zom  öffentlichen  Nutzen  2u  ver- 
^iäiij^;  dfe  Erlretten#  1^ 
Äedingungisich  nicht  verwirkUcht. 
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det  Eigenihums  zu  öffentlichen  ZfWecken,  aa5 


Art.  6i.  »In  diesem  Falle  macht  die  Verwaltung  in 
der  vom  Art.  6  vorgeschriebenen  Form  die  vorhabende 

^  Wiederveräurserung  der  Grundstücke  bekannt.    Binnen  drei 

.  Monaten  von  dieser  Bekanntmachung  an  haben  die  ehemali- 
gen Eigenthüraer,  welche  dieselben  wieder  zu  erwerben 
beabsichtigen,  ihre  Erklärung  darüber  abzugeben.  Sodann 
haben  sie  binnen  einem  Monat  vom  Tage  der  gütlichen  oder 
gerichtlichen  Feststellung  des  Preises  den  Wiederverkanfs- 

*  yertrag  abzuschliefsen  und  den  Preis  zu  zahlen ;  alles  unter 
Strafe  der  Verlustigung  des  Vorkaufsrechts,  welches  ihnen 
der  vorhergehende  Artikel  einräumt. « 

'  r  Art.  62.  »  Die  Verfügungen  der  Artikel  60  und  61  sind 
nicht  auf  diejenigen  Grundstücke  anwendbar,  welche  die 
Verwaltung  auf  das  Begehren  des  Eigenthümers  in  Folge 

^  des  Art.  5o  angekauft  hat ,  und  die  nach  Vollführung  der 
Arbeiten  frei  bleiben. « 

Der  Eigenthümer  konnte  dieses  Grundstück  behalten; 

^  niemand  nöthigte  ihn  zu  dessen  Veräufserung. 

Art.  63.  »  Die  von  der  Regierung  ermächtigten  Unter- 
nehmer öffentlicher  Arbeiten  üben  alle  der  Verwaltung 
durch  gegenwärtiges  Gesetz  zugestandenen  Rechte  aus,  und 
sind  zugleich  allen  Verbindlichkeiten  unterworfen,  die  das- 
selbe ihr  auflegt.« 

Diese  Verfügung  wurde  zur  Beseitigung  aller  Zweifel 
auf  den  Vorschlag  der  Commission  der  D.K.  beigefügt,  da 
man  sonst  aas  dem  Umstand,  dafs  das  Gesetz  überall  von 
der  Verwaltung  spricht,  hatte  schliefsen  mögen,  dieselbe 
müsse  sich  mit  allen  Arbeiten  zu  öffentlichem  Nutzen  be- 
fassen. Es  ist  vielmehr  der  Wunsch  des  Gesetzgebers,  dafs 
sich  Capitalisten  zu  solchen  Unternehmungen  finden  mögen. 

Art.  64«  »  Die  Steuern  desjenigen  Theiles  einer  Immo- 
bilie ,  den  ein  Eigenthümer  zu  ofientlichem  Nutzen  übertra- 
gen  hat  oder  dessen  er  zu  diesem  Zweck  entäufsert  worden 
ist,  werden  ihm  noch  während  eines  Jahres,  nachdem  er 
den  Besitz  aufgegeben  hat,  zu  seinem  Wahlrecht  gezählt.« 
Krit.Zeittekr.f.  Rechitw.u.Gesetsg,d»jlusL  FÜBd.  %,U.  l5 


I 
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2^6         Frarizöstsche  Gesetzgebung  über  Abtretung 

Statt  dieser  Verfugung  erttnleH  5er  Entwurf  (Art.  6o) 
folgende:  »Die  mit  der  Vertheilung  der  Grnndsteaern  und 


den  Verhandlungen  des  Katasters  beauftragten  Beamten  wer- 
den in  ihren  Arbeiten  von  den  Documenten  *Gebrauch  ma- 
chen, die  ihnen  die  in  Folge  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
gefertigten  Verträge  und  Protocolle,  so  wie  die  Entschei- 
dungen der  Specialjury  darbieten. «  Diese  Verfugung,  welche 
dahin  zielte,  diejenigen  Gemeinden  mit  einer  Erhöhung  der 
Steuern  zo  bedrohen,  worin  die  Jury  etwa  eine  Entschädi- 
gung zu  Koch  bestimmt  haben  hSnnte ,  wiiWe  auf  den  Vor- 
schlag der  Commission  der  t).  K.  als  unpassend  beseitigt 
(Bericht  und  Bemerkungen  des  Referenten  in  der  Sitzung 
vom  8.  Februar.)  Die  Verfügung  des  Art.  64,  in  so  fero 
Sc  sich  auf  den  gezwüngener  Weise  enläufserten  Eigcnthii- 
mer  bezieht,  wurde  durch  den  Depütirten  Charamaule  in 

*der  Sitzung  vom  8.  Februar  vorgeschlagen.  Sie  beruht 
darauf,  dafs  eine  gezwungene  Aufopferung  zu  öffentlichem 
Nutzen  die  Lage  der  Person  nicht  verschlinfimern  darf.  — 
l)ie  F.  K.  fügte  hinzu:  Derjenige,  welcher  freiwillig  sein^ 

'^igenthum  zu  solchen  Zwecken  hergebe,  könne  nicht  nach- 

'  theiliger  behandelt  werden.  Herr  Charamaule  hatte  zugleich 
Vorgeschlagen,  den  enläufserten  Eigenthumer  von  den  Mu- 
tationsgebuhren einer  zum  Ersatz  der  entäufserten  Immobi- 
lie neu  erworbenen  bis  zum  Betrag  der  Entschädigungsamme 

'zu  befreien.    Dieser  Vorschlag  wurde  verworfen. 

Siebenter  Tit el.  Ausnahmen.  Art.  65.  »  Die  durch 
di^  beiden  ersten  Titel  des  gegenwäitigen  Gesetzes  vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten  sind  weder  auf  die  militärischen 
Anlagen  und  Arbeiten,  noch  auf  die  der  königlichen  Marine 
anwendbar.    In  diesen  beiden  Fällen  bezeichnet  eine  könig- 

'  liebe  ^Oräönnanz  die  zur  Entäufserung  bestimmten  Grund- 
stucke. 

'    tes  ist,  sagte  der  Verfasser  der  Beweggründe  des  Ent- 
*  worfs,  möglich  und  nützlich,  die  Bemerkungen  der  Ein- 
wohner einer  Gejgend  über  die  Örtlichkeiten  aafzunebmen , 
wo  Anlagen  der  Civilverwaltung  vorgenommen  werden  sol- 


< 
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dm  Eigtntkupti  su  UffmUkhm  Zwedkm»  wtifj 

Ifftl  es  ffW»  (iebi^  wo  die  YfM  dieier  ÖrtÜdiheilRi 

pl^fl^  ^^pod^m  Nachtheil  yeranderl  werden  banq.  Allein 
«j^Uitfjriscl^en  Anlage».  i&X  dfSf  Ort  (^Qtb wendig  yoraui 

lifst^Qini^l  §l)ef  u(.  milf«^  e^Tflt^  pn^  o^ebaii^erlicliQo  Bedin- 
.g^ng  ^^^-VotlMv^ndiglKeit  notergeordaet  —  Oer  T«xt  des 

Aft.  65  beweist  scbpn  iüc  sich  allein  (mittelst  Anwendung 
j4ec  B^g^^  «jjfl^^fi^  fi^maJL  rugulam  in  cßsu  non  exeepto)^ 
äkiß^Mi*^^  m  AUgemeineD  anch  die  An. 

.i|gep;;tind  Aübei^ii  iq  l^iUtär-  t|nd  Marineangelegenheiten 

iOiWIillllTh       Festungswerke)  umfaCst,  o,ur  mit  der  Aua» 

MKine^  dafs  die  Titel  i  nnd  s  desselben  nicl^t  aof  solche 
.t4»el ^miid  Arbeiten,  annffodbar  sind,  sondern  sn  deren 

Anordnung  und  näheren  Bestimmung  eine  königliche  Or- 

4oj^ax^  hinreiche  ^^^i:  z^ig^  di^sc;^  ^ocb  der  Art.  66, 
^^mmiffll^^  Alleöbrige« 
^^^Ijrfugungen  des  Gesetzes,  namentlich  der  Titel  3  nnd  die 
.F^tftelljaog  der  ßn(schadigMog  durch  Geschworne,  finden 
^  jabrf .  An«ea#nK*  ttt  .  W«Mpd  d^f„  Vl^hafXfn  ^es  Art.  65 

e^bob  sieh  in  ^  D.  jE(.  die  Iß'rage ,  ob  man  ip  Qinsicht  der  ^ 

Anlegung  von  Festungswerken  es  bei  der  bestehenden  Ge- 
Q^et^ebl^fig  (Gesetz  vom  17.  Ju)v  iBiq),  yvppiuQb  dieselben 
^Wß^pfi§s/f„m^ßr•.ßwf^Qh^l^  |i$fiig}|ebffi..P.rdoiu^s  errichtet 

f&Pvfi^n  Jioonen,  b^^lasfen^  oder  eine  Neaerqng  dabin  yor- 

jfre/iig^tefis  in  ^rie|clei)S2eiteo ,  eine  Stadt 
diinp  Tecmffge  eines  .Ge|)e^el.,^^  ?^^gliwfgr|&#n  nmgeben 
ftfeeiiden  hSnne.    Le^teryss  s^ug  ,Berr  Debellejme  yorj 

Herr  de  Ludre  begnügte  sich,  densell^en  Antrag  auf  Paris 
»^u  bescftriinik^n« »  ^fi^^^  Vorschläge  wjirden  jedodi  wieder 
f^MriiclicsjsogeB,  o|#,  y«!  ^M^l^  aojpit  keine  yeninderang 
'  ,  jp  49r.  .Gesetzgebung  hi^sicht^qh  der  ^efugnisff!  des  H5- 
'M§^.i  J*estnngs)v.erke  anlegen  zu  JassiC^.  yorzu^ch  wurde 
..^  JRmta^  bf^iwM^  ^daflin  .vp^nog^  d^  gesetas- 

.jjjphenv  jpi^wfm^iglydt  ,^fi^rj^iliigni:i^  ,der  Kammern  hin- 
..sicbtlioh  der^.K^s^  der  Ee^tnngswerke ,  dieselben  doc^ 
nicht  ohne  Ifitovirkii^  der  il^eg^U^ur  ej:ricbtet  werden 

tJAMfßhH  •  it:.' 
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Art.  66.  »Die  in  (Inngenclen  Fallen  für  notnig  anerl;ani\te 
Entäufserung  oder  zeitliche  Besitznahme  von  Privateigen- 
tham  zn  Befestigungsarbeiten  geschieht  fortan  nach  Mafsgabe 
des  Gesetzes  vom  3o.  März  i83i.  Nehmen  indessen  die  Ei- 
genthümer  oder  andere  Interessenten  die  Angebote  der  Ver- 
waltung nicht  an,  so  erfolgt  die  Feststellung  der  Entschä- 
digung in  Geraäfsheit  des  vierten  Titels  des  gegenwärtigen 
Gesetzes.  Auch  sind  die  Art«  16,  17,  18  und  20,  so  wie 
der  sechste  Titel  des  gegenwärtigen  Gesetzes  auf  die  in  Folge 
des  Gesetzes  vom  3o.  März  i83i  betriebenen  Enläufserun- 
gen  anwendbar.«  .  .  .  *. 

Die  Verfügungen  dieses  Artikels  wurden  während  der 
Debatten  durch  den  Deputirten  Berthois  vorgesehlagen  und 
in  der  Sitzung  vom  9.  Februar  angenommen.     Die  D.  K. 
hatte  hier  zugleich  noch  zwei  andere  Verfügungen  ange- 
nommen, die  aber  auf  Verlangen  der  P.  K.  wieder  weg- 
fielen.   Dem  Art.  66  war  auf  den  Vorschlag  des  Herrn  ßer- 
^thois  ein  vierter  Absatz  beigefügt  worden,  *der  den  Art.  69 
auch  auf  diese  Fälle  anwendete ;  diese  Verfügung  war  un- 
"nöthig,  weil  der  Art.  69  im  Titel  6  enthalten  ist,  den  der 
I^ÄJ^t.  66  ausdrücklich  anwendbar  erklärt.  — *'  Dann  folgte 
"ein  besonderer,  vom  Deputirten  Maltet  vorgeschlagener  Ar- 
tikel, welcher  für  dringende  Fälle  (Durchbruch  von  Däm- 
'men,  Einsturz  von  Brücken  oder  Ufern  u.  s.  w.)  Vorsehung 
'that  und  unter  gewissen  Formen  die  vorläufige  Besitznahme 
anderer  Grundstücke  zum  Ersatz  der  zerstörten  Gegenstände 
ermächtigte.     Die  Commission  der  P.  K.  bemerkte,  eine 
solche  Verfügung  gebore  nicht  in  das  gegenwärtige  spc- 
ciellc  Gesetz,  und  das  gemeine  Recht  reiche  über  diese 
Materie  hin.    Der  Deputivte  Dureault  hatte  vorgeschlagen, 
die  Verfügungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  insbesondere 
die  Anwendung  der  Jury,  auf  die  Arbeiten  zum  Nutzen  der 
Gemeinden  (Eröffnung  neuer  Strafsen  oder  Plätze,  Er- 
bauung von  Gebäuden)  auszudehnen ;  eben  so  der  Deputirte 
Daguillon.Pujol ,  namentlich  im  Falle,  wo  nach  Abbruch 
eines  Privatgebäudes  ein  Theil  des  Grundes  und  Bodens  zu 
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Erweiterung  der  Slrar^c  {aliß ncnient)  weggenommen  wird 
(Art.  5o,  52  und  53  des  Gesetzes  vom  i6.  März  1807). 
Heiner  dieser  Vorschläge  wurde  aDgenpnunen ;  man  hielt  ef 
iur  unpassend,  die  bestehende  Gesetsgebung  über  diese 
Punkte  durch  eine  incidi^nte  Molion  abzuändern.  (Sitzung 
TOm  9.  Februar.) 

Achter  TiteL  Schlufsverfügungen.  Art.67.'»Das 
Gesetz  ?om  8.  Marz  1810  ist  abgeschafft.  «Die  Verfiiguo- 
geu  des  gegen  wältigen  Gesetzes  werden  in  allen  Fallen  an- 
gewendet, wo  andere  Gesetze  sich  auf  das  vom  8.  Mäi*s 
1810  beziehen.« 

Der  Gesetzgeber  lial  keine  aiisilrilcMiclie  Abschaffung  , 
des  Gesetzes  von  1807  ausgesprochen,  allein  es  wurde  la 
den  Debatten  der  D.  K*  (Sitzung  vom  9.  Febmar)  aner* 
liannt,  daTs  alle  Verfügungen  dieses  Gesetzes  über  Pbnhte, 
die  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehen  sind ,  als  ab- 
g^schafit  betrachtet  werden  müssen;  nur  die  übrigen  Ver- 
fügungen des  Gesetzes  ron  1807  bleiben  bestehen«  Dem- 
nach i-üUcheiclLi  also  die  Jury  über  die  vom  Staate  ztt  zah- 
lende Entschädigung  beim  aligncnient  von  Straüsen.  (Be^ 
merhung  des  Referenten,  ebendaselbst.) 

Art  68.  »Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  in  Kraft  Ton 
der  ersten  Zusammenberufung  der  Departcmentalräthe  an, 
^die^auf  seine  Verkündigung  folgt.  Die  Processe  über  Fest- 
stellung von  Entschädigungen,  welche -iin  Augenblick  jener 
Zusammenberufung  bei  den  Gerichten  anhängig  sind,  wer- 
den nach  den  im  Augenblick  der  Einleitung  des  Proccsses 
bestandenen  Gesetzen  entschieden.  Jedoch  sind  die  Par- 
theien befugt,  ?or  Erlassung  des  Urtheils  zu  Terlangen,, 
dais  die  Feststellung  der  Entschädigung  nach  Anleitung  der 
Veriilgungen.  des  gegenwärtigen  Gesetzes  geschehe;  es  hat 
aber  die  dieses  verlangende  Parthei  die  Hosten  der  frühe- 
ren Verhandlungen  zu  tragen.« 

Die  erste  Verftigung  ist  eine  notliwendige  Folge  des 
Art.  ^9,  weil  die  Departementalräthe  nicht  stets  versammelt 
sind.    Die  zweite  folgt  aus  dem  Grundsatz  des  Verbots 


Digitized  by  Google 


33o 


Französische  Gisetzgebung  über  Abtretung 


der  rücligreifenden  Wirkafig  der  Gesetze.  Die  dritte  wurde 
in  den  Verhandlangen  der  D.  K.  auf  den  Vorschlag  des  H^rm 
Teste  (Sitzung  vom  q.  Februar)  zugesetzt. 

Nachtrag ,  betreffend  die  Kostentaxe  in  Ent- 
äufserungssachen.  Die  Aufstellung  einer  neuen  Ver- 
fahrungsweise  erforderte  auch  eine  neue  Kostentaxe  in  die- 
ser  Materie.  Die  frühere  (Decret  vom  16.  Februar  1807) 
konnte  nicht  auf  daoials  unbekannte  Verhandlungen  ange- 
wendet werden.  Die  königliche  Ordonnanz  vom  20.  Sep- 
tember i833  hat  in  Gemäfsheit  des  Art  4^  des  Gesetzes 
diese  Lücke  ausgefüllt 

^  Das  erste  Kapitel  der  Ordonnanz  handelt  von  den 
Grerichtsboten  (huissiers)  und  erkennt  ihnen  (Art.  1)  als  a)U 
gemeine  Begel  für  das  Original  der  vorzunehmenden  Noti- 
ficationen  oder  Insinuationen  einen  Franc  zu ,  in  den  Fällen 
der  Art  i5,  ao,  21,  22,  28,  24 f  25,  36,  3i,  Ss,  33,  4>i 
43,  54,  55,  59  des  Gesetzes,  so  wie  in  allen  shnlichen, 
nicht  ausdrücklich  angegebenen  Fällen.  Der  Art.  2  gestat- 
tet ihnen  ausnahmsweise  1  Franc  5o  Centimes  für  die  Acten 
in  den  Fällen  der  Art.  20  und  4^  (Zustellung  des  Cassa- 
tionsgesuchs) ,  21  und  22  (Mittheilung  an  den  leitenden  Rich- 
ter), 18,  21,  89,  52  und  54  (Notification  der  Reclamatio- 
nen  der  Interessenten),  24  und  59  (Annahme  des  Angebots 
und  Aufforderung  zur  iConsignation) ,  17,  24,  28  und  53 
(Aufstellung  der  Forderungen),  82  (Einspruch  eines  Ge- 
schwornen) ,  5o,  60  und  61,  dann  68  §.  3 ,  sb  wie  auch  in 
Fällen,  die  diesen  ähnlich  seyn  können.  Der  Art.  3  der 
Ordonnanz  gestattet  2  Fr.  25  Cent  für  das  Realanerbieten 
laut  Art  53,  sodann  4  Fr.  für  das  Prolocoll  der  Consigna- 
tion  in  den  Fällen  der  Art.  49  ^  ^8  und  54  des  Gesetzes. 
Es  erhellt  aus  dieser  Taxordnung  die  ßefugnifs,  in  allen 
bemeldeten  Fällen  sich  der  Dazwischenkunft  eines  Gerichts- 
boten zu  bedienen.  Die  Art.  4,  5  und  6  enthalten  Bestim- 
mungen über  die  Gebühren,  die  die  Huissiers  sowohl  als 
die  Verwaltungsbehörden  berechtigt  sind ,  für  die  voti  ihnen 
ertheilten  Abschriften  von  Urkunden  zu  beziehen  (3o  Cent 
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für  3  Seiten,  wovon  jede  28  Zeilen  und  jede  Zeile  14  bis 
16  Buchstaben  enthalt).  Der  Art.  7  betrifl't  das  Visa  der 
Beamten  (Art.  69  No.  5  der  Prcjcefsordnung) ,  der  Art.  8 
das  anzuwendende  Papier. 

Zweites  Kapitel.  Von  dem  Gerichtsschreiber. 
Art.  9.  Gröfse  des  anzuwendenden  Papiers.  Art.  10.  Ge- 
bühren der  AJi>schriften  (40  Cent,  für  2  Seiten).  Art.  1 1.  Ab- 
fassung des  Protocolls  der  Jury,  für  jede  Sache  5  Francs; 
kommen  aber  mehrere  3aflh^n  .in  einem  Tage  vor,  nur  i5 
Fr.  im  Ganzen.  Art.  12.  Der  Gericbtsschreiber  stellt  das 
KostenverzeichniTs  auf  und  erhält  (Art.  i3)  10  Cent,  für 
jeden  Satz.  Art.  i4»  Form  der  Kostentaxe.  Act.  i5.  De;r 
Gericbtsschreiber  darf  heine  andern  Gebühren  fordern. 

Drittes  Kapitel.  Reisekosten.  Art.  16.  Für  den 
leitenden  Bichter,  wenn  die  Jury  in  einer  Entfernung  von 
mehr  als  5  Kilopictres  (eine  Stunde)  von  seinem  VVohnortc 
zusammenkommt,  für  jeden  Tag  9  Francs;  bei  mehr  als 
2  Myriamelres  (vier  Stunden)  Entfernung  12  Fr.  Art.  17. 
Der  Gericbtsschreiber  erhält  nach  obiger  Unterscheidung  6 
oder  8  Fr.  Art.  18.  Jeder  Geschworne  erhält  für  die  Orts- 
besichtigung (Art.  37  des  Gesetzes) ,  wenn  er  es  ausdrück- 
lich verlangt,  für  jeden  Myriametre  hin  und  zurück  2  Fr. 
5o  Cent.  Art.  19.  Reisekosten  der  laut  Art.  87  vor  die  Jury 
berufenen  Personen :  wenn  sie  im  Bezirk  eines  Myriametre 
wohnen ,  1  Fr.  5o  Cent. ,  sonst  1  Fr.  per  Myriametre  hin 
und  zurück.  Art.  20.  Sind  sie  vom  Staat  besoldet,  so  kön- 
nen sie  nur  auf  den  letzten  Satz  des  vorstehenden  Artikels 
Anspruch  machen.  Art.  21.  Die  Gerichtsboten  prhalten  als 
Reisekosten  jenseits  von  2  Kilometres  1  Fr.  5o  Cent,  per 
Myriametre.  Art.  22.  Zählung  der  Brüche  in  den  Entfer- 
nungen. Art.  23.  Die  Entfernungen  werden  durch  einen  Be- 
schlufs  des  Präfccten  festgesetzt.  Art.  24.  Bestimmungen 
für  den  Fall,  wo  eine  der  benannten  Personen  durch  höhere 
Gewalt  länger  auf  der  Beise  zurückgehalten  wird.  Art.  25. 
Desgleichen  bei  nothwendiger  Verlängerung  ihres  Aufent- 
halts am  Sitzangsorte.    Art.  26  und  27.  Der  Einregistrirungs- 
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beamte  maclit  den  Vorscbufs  der  Kosten.  Art  28.  Die 
Reisekosten  des  Richters  und  Gerichtsschreibers  fallen  stets 
der  Verwaltung  oder  dem  Unternehmer  zur  Last. 

Viertes  Kapitel.  Allgemeine  Bestimmungen. 
Art.  29.  Die  Agenten  der  Verwaltung  (Art.  57  des  Gesetzes) 
erhalten  nichts  für  die  von  ihnen  gefertigten  Notificationen 
und  Insinuationen.  Art.  3o.  Der  Gerichtsschreiber  fuhrt  ein 
Register  über  alle  den  Geschwornen  selbst  und  den  yor  die- 
selben berufenen  Personen  bewilligten  Reisekosten  und  trägt 
solche  in  das  Kostenverzeichnifs  ein.  Art.  3i.  Wenn  die 
Pri?aten  zur  Zahlung  der  Kosten  gegen  die  Verwaltung 
rerurtheilt  werden ,  so  treibt  sie  solche  auf  den  Grund 
eines  Executoriums  des  leitenden  Richters  in  der  gewöhn- 
lichen Weise  ein. 


•  •   f » •        '  <  .      . »  •''..'IV 


•  ■ 

Beitrag*  zur  Kunde  der  peinlichen  Rechts- 
pflege in  Ostindien^  in  Bezug  auf  die  dort 
üblichen  Gottesurtheile. 

:»  •  »1  .         \.    •  -..II 

Vom  I 

Oberappellationsrath  Dr.  Spakge?i'berg  in  Celle. 


Dafs  die  bei  den  Hindu's  üblichen  Gottesurtheile  eine  grofse 
Ähnlichkeit  mit  denjenigen  haben,  die  bei  den  germanischen 
VölUerschaften  üblich  waren  ,  und  man  daher  sehr  Unrecht 
tbut,  -wenn  man  dieselben  als  ein  letztern  einheimisches  und 
eigenthumliches  Institut  ansieht,  ist  in  einem,  wie  es  scheint^ 
nicht  in  das  gröfsere  Publicum  gelangten  Werhchen  ^)  be- 


1)  Über  dir!  Ordale.    Ein  Beitrag  zor  deatschen  Rech tsge schichte 
von  Dr.  C.  Zwicker.   Göttingen  1808.  8.  r  ^. ^  . 
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Rauptet  worden.  Die  von  dem  Yerfamr  dett^ben^  na» 
mnijjll  I  iii,  ilniBn  Hwiliie  d»  Bimdhs^  dteiwlialb  angMo* 
fliilh  m#0l«^^  sie  wSrden  abtr  Dook 

umfasscmlci-  seyn,  wenn   er   in   tier   Lage  gewesen  wäre, 
reiciiiiciier  iliersende  Quelieo  za  benutzen.   Als  eine  solche 
j^iftiMB  Bw jiiw  iic»4toiianatm  Mtsaiooärt,  Abb^  Dn'li^ia 
0tif  Ii  i ifiiüiilirif^  Ii Aer  sicli  in  den  Transaetions  of  the  lU 
teraiy  öociety  of  Madras,  Part.  I.  No*  XL  beündet  —  einem 
höchst  seltenen  Waake,  Ton  dem  wohl  nvr  aahr  weniga 
ifc.l1  Hüll  n*iaWif>  Bii»opa ,  nameoüiek  naob  Dentsehland  ^ 
iMNMBait'^eyn  mögen.    Ein  treuer  Auszug  aus  diesem  Be- 
fil^hte  scheint  daher  für  diese,  der  ausländischen  Becbta^ 
ÜtilWiBliiiiV-  i^Himi  wekeslea  UmfaDge  gewidmete  ZeiC^ 
4Utangenieateii  so  seyn. 
Die  liiiiiius  bedienen  sich  der  Gottesartheile  in  allen 
kläiien^.  4ML  welchen  der  Beweis  einer  sweiielhaften  ThaU 
liN^g'ltefi'et  In  Civil,  oder  in  GrimioaliacbeD ,  auf  andere 

^l^dtttlÄfct  gefSbrt  werden  kann.  Sie  weiden  schon  häufig 
bi  den  religiösen  Büchern  der  Hindus  erwähnt;  selbst  die 
Gotter  bedienen  sieb  derselben  diesem  Zweob,  naeb  de^ 
ren  Zeugniis.    Das  Oidal  dorch  Feuer  bonmil  in  jenen 

Büchern  am  häufigsten  vor. 

Es  giebt  bei  den  Hindus  vier  Hauptarten  Ton  Orda- 
len,  nämlich  durch  die  Wage,  durch  das  Fener,  durch  das 
Wasser  und  durch  Gift.  Die  günstigste  Zeit,  um  diese 
Ordale  vorzunehmen,  sind  die  Monate  April,  Mai  und  De- 
cember  (Cheitra,  Yeishaca  und  Maryfijara  der  Hinda's> 
Indessen  kann  das  Ordal  durch  die  Wage  su  allen  Zeiten 
geschehen,  ausgenommen  bei  starkem  Winde.  Die  Ordale 
durch  Feuer  und  Gift  sollen  nur  in  der  regnigten  und  ne* 
beiigen  Jabrsseit,  das  dnrcb  Wasser  in  der  heiTsen,  Statt 
beben.  Werden  die  beiden  ersteren  in  der  beifsen,  das 
letztere  in  der  kalten  und  nebeligen  Jahrszeit  yorgenonip 
men,  so  bewirken  sie  keine  Beweiskraft^  eben  so  wenig, 
wenn  das  Ordal  durch  die  Wage  bei  starkem  Winde  ins 
Werk  gesetzt  wiad.  . 
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l)  Ordüi  durch  die  Wage  Will  sich  jemaLid 


•oll  er  einem  gelehrten  Brahroanen  dasjeoige  ^entcUdw« 
wat.ibm  i^ui^  Laai^^^etegt  wird,         deo&eli»ea  um  Ba||| 

llkfolge^  Vßmi  mH  er.  «Sek  tm-.  4e», JSfMMnmlaDgff^^ 

Brahmaoea  begeben  uad,  nachdem  er  die  Tugend  aufgefor^ 
deiBl^^lmmng  made  tvocotim  isf^irtße), 

ihreo  Segen  (assirrabdam)  bitte».  •  Er  mM 
eben ;  Erkläret^  ^dafii  die«er  Tä|^  %  mich  ein  glüchiicher , 

llpMd  an  dem  VerbrectelitviV<Übitr*WtflipJ^^ 

ifird,  aneikajjüt  werde;  ein  Tag,  an  weichem  icb  mit  Heil 
oad  Segen  ^^evföUfe  wasciea  möge!    Die  BrahmiM^ea  a^^liaa 

Miltf  idveimia  «iin^  J*«  Mfitfjj^^ 

seyn ,  ein  ^g  der  Tugend ,  ein  Tag ,  an  iwalobcrol 
deine  Unschuld  anerkannt  werde;  ein  Tag,  an  \%:ei(;lieiu.  4m 
iNlM  vad  Regent  «O^  m^/t^  itabfiP^^. 

soll  derjenige  i>ialiutan,  der  gerade  die  AmtsverrJebfun^ 
]pi^.2V.£hren  der  neun  Planeten  ein  Jürandupier  (HOimam) 

mMOm.  .Hieranf  mind  die  Wage  ;gebraflbl»tinirfirii|L^lfitn} 
«raifte  Fahne  auf  dieselbe  gca^t  Der1PlaiB,biQf'iflg^^ 

aie  befestigt  werden  soll ,  wird  uuu  durch  Bestrenong  mit 
Kphlniili  nad^  eiasekieo  Hammen  des  b#iUg^Biiifi«9i^«4p«rli| 
«Mlbigt,  .«»d  in  d^Mbei»  ebi  emis^mmk^^^ 

chem  die  Wage  aufgehängt  wird.  Ist  dieses  gesebtbeO) 
§f^  mniU  der  «Priester,  welcher  das  Amt  yerrichtet,  i^nen 

tfif«  Baeaelmit  Wummt«  das  «itttbgehediMil^eia  wi^ 

Women^^ermiscbt  ist,  »ir  Seite  der  Wage  sl^lhaiAuidgegeÄ 
Osten  genohtet  ausra£^;  Anbetung  den  drei  WeL|eal- 

■v^-'-   ^  '   '  *^^  >^ 

S^  Sieiee^wiid  M  ZwtefcarS.  9T  aiohi  ervibut.' ,  fii  4^!^ 
3)  Sie  sind:  Suarga,  Uulocam,  PuUalaui  (Hinmiel»  J^ide^ipii 
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Unmittelbar  hierauf  soll  er  sprechen:  Gdttin  der  Tagend, 

komm  auf  diesen  Platz;  komm  hierher,  begleitet  Von  den 
Ashta - diacu - Pologa  oder  den  acht  Göttern,  Schatzengelo 
'1'  der  acht  Winkel  der  Welt,  den  G5ttern  des  Reichthumil 
und  den  Winden!  Nach  diesem  Gebete  (mantra)  soll  ef 
das  grofse  Pud  ja  (durch  Niederwerfen  and  Segenerflehen) 
der  Göttin  Tugend  bringen.  Hierauf  sich  gegen  Osten  -wen- 
dend, sagen:  Anbetung  dem  Indra  (Herrn  der  Götter)! 
Gegen  Süden  gewandt:  Anbetung  dem  Tama  (Herrn  der 
Hölle)!  Gegen  Westen:  Anbetung  dem  Varuna  (Herrn  des 
Wassers) !  Gegen  Norden :  Anbetung  dem  Cubera  (HernI 
des  Reichthums)!  Gegen  Sudost:  Anbetung  dem  Agny  (dem 
Feuer)!  Gegen  Südwest:  Anbetung  dem  Nehirita  (dem 
Herrn  der  Dämonen)!  Gegen  Nordost:  Anbetung  dem  Va- 
hioru  (dem  Wind)!  Gegen  Nordwest:  Anbetung  dem  Isan- 
nia  (dem  Herrn  der  bösen  Geister)!  Hierauf  soll  er  allen 
Göttern  im  Allgemeinen  das  Pudja  bringen.  Dann  soll  er 
sich  wieder  gegen  Osten  tvenden,  und  das  Pudja  den  Göt^ 
tern  des  Reich thums  bringen.  Dieser  sind  acht:  Dara, 
Druba ,  Shama ,  Cubera ,  Appa  n.  s.  w.  Gegen  Nordwest  ge- 
wendet, soll  er  das  Pudja  den  zwölf  Sonnen  bringen.  Die 
Namen  derselben  sind:  Datra,  Arguoyama,  Mitro,  Varuna, 
Buga,  Jndra  u.  s.  w.  Gegen  Südwest  gewendet,  mufs  er 
dasselbe  Pudja  den  zwölf  Rudras  bringen,  welche  heifsen: 
Yira-badro,  Shambo,  Guyrisha,  Capatria,  Staaaba  o.  s.  W. 
Dann  den  ^Wölf  Müttern,  nämlich  der  ßrammy,  Cumätiry, 
Vishnary,  Varahy,  Mahindry  u.  s.  w.  Dann  der  Ganiza,  und 
endlich  den  acht  Winden,  nämlich  Anima,  Maruta,  Prama, 
Pranashisha  u.  s.  w.  £r  beschliefst  damit,  dafs  er  der  Göt- 
tin  Tugend  das  kleine  Pudja  bringt.  Dieses  besteht  in 
einem  Dampfe  von  angezündeten  Blumen,  Sandelholz,  Weih- 
rauch und  Akchata  (Hörner  von  ungekochtem  Reis  durch 
Safranwasser  gefärbt),  einer  brennenden  Lampe  and  dem 

Holle)  lind  werden  mit  dein  allgemeinen  Namen  Tri  -  loram ,  . 
;    drei  Wellen  ,  bezcuhiiel. 
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Mehwediam.  Dieses  letztere  besteht  in  Arten  von  Speisen. 
Hierauf  mufs  er  auf  folgende  Weise  ein  Brandopfer  (Ho*  . 
mam)  anstellen.  lodern  er  sich  nämlich  zu  diesem  Endzweck 
hat  F'euer  bringen  lassen,  soll  er  die  Aufforderung  {evoca- 
tion)  des  guten  Feuers  vornehmen,  und  nachdem  er, 
dasselbe,  in  Gemärsheit  der  Vorschriften  der  Vedams  ge- 
reinigt hat,  soll  er  das  Gebet  (mantram)  Gayatry  ausspre- 
chen, und  hundert  und  acht,  dann  acht  und  zwanzig  und 
zuletzt  acht  Splitter  von  dem  heiligen  Baume  Mahdunga, 
nachdem  solche  in  eine  Mischung  von  geschmolzener  But* 
ter  und  gekochtem  Reis  eingetaucht  worden ,  hineinwerfen. 
Nach  Beendigung  dieser  Ceremonie  wird  der  Angeschul- 
digte, gebunden  und  in  nasse  Gewänder  gehüllt,  in  dieje- 
nige  Schale  der  Wage  gelegt,  welche  gegen  Westen  hin- 
ausreicht, während  die  andere  Schale  mit  Ziegelsteinen  und 
dem  Grase  Durba  bis  dahin  angefüllt  wird ,  dafs  beide  Scha- 
len  sich  vollkommen  das  Gleichgewicht  halten.  Ist  der  An- 
geschuldigte eine  Zeit  lang  in  dieser  Lage  geblieben ,  so 
steigt  er  heraus,  und  nimmt  sofort,  und  ohne  die  Kleider  ^ 
auszuziehen,  seine  Abwaschungen  vor.  Hierauf  mufs  der 
das  Amt  verrichtende  Brahman  folgendes  Gebet  in  zwei 
Zeilen  niederschreiben ,  und  zwar  so ,  dafs  jede  dieser  Zei- 
len dieselbe  Anzahl  von  Buchstaben  enthält:  Sonne,  Mond, 
Wind,  Feuer,  Suargam,  Erde,  Wasser,  Tugend,  Yama,  ' 
Tag,  Nacht,  Abend-  und  Morgendämmerung,  Ihr  kennt  die 
That  dieses  Mannes,  und  wifst,  ob  die  Beschuldigung  des 
ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens  wahr  oder  falsch  ist 
Unter  diese  Zeilen  mufs  er  das  Verbrechen  bezeichnen, 
v^elches  dem  Angeschuldigten  zur  Last  gelegt  worden  ist, 
und  das  solchergestalt  beschriebene  Papier  demselben  auf 
das  Haupt  legen.  Zum  Niederschreiben  darf  man  sich  aber 
nicht  einer  schwarzen  Dinte  bedienen,  sondern  einer  farbi- 
gen. Dann  soll  der  das  Amt  verrichtende  Priester  ('puro- 
hita)  folgendes  Gebet  an  die  Wage  richten:  Wage!  du 
weifst  alles,  was  in  dem  Herzen  dieses  Mannes  vorgeht;  du  ' 
Itennst  seine  Tugenden  und  seine  Laster;  du  bist  vollkommen 
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mit  seinen  gefieimsten  Gedanlten  und  dem ,  was  menschliche 
Macht  nicht  ergründen  kann,  bekannt.    Vor  dir  steht  ein  ' 
Mann,  der  eines  Verbrechens  beschuldigt  wird,  an  welchem 
er  unschuldig  zu  seyn  behauptet ,  und  in  Betreff  dessen  er 
durch  deinen  Ausspruch  vor  den  Menschen  gerechtfertigt  seyn 
will.    Erkläre  nun,  ob  er  wirklich  unschuldig  ist!  Nun 
dürfen  aber  die  Bewegungen  der  Wage  weder  durch  einen , 
ein  beschauliches  liCben  führenden  Mann ,  noch  durch  einen 
als  lasterhaft  bekannten,  noch  endlich  durch  einen  Menschen 
von  zweideutigem  Rufe  geleitet  werden,  da  der  erstere  zu 
mitleidig,  die  letzteren  aber  zu  einem  Bubenstücke  zu  ge- 
neigt seyn  konnten;  man  wählt  also  hierzu  einen  durch 
seine  Weisheit   und   Tugenden   ausgezeichneten  Brahman 
aas,  und  dieser  richtet  dann  an  die  Wage  folgendes  Gebet: 
Wage!  die  Götter  haben  dich  dazu  bestimmt,  den  Menschen 
Gerechtigkeit  und  Wahrheit  zu  zeigen;  entdecke  uns  die- 
selbe auch  in  diesem  Falle,  und  lafs  den  Mann,  der  sich 
jetzt  deinem  Ordal  unterzieht,  wenn  er  wirklich  schuldig 
'  ist ,  nicht  im  Gleichgewicht  bleiben ,  sondern  durch  das  Ge- 
wicht seiner  Sünden  ihn  nieder  zur  Erde  ziehen!  Unmit- 
telbar hierauf  soll  der  das  Amt  verrichtende  Brahman  den 
Angeschuldigten  auf  dieselbe  Schale  der  Wage  bringen  las- 
sen, auf  welche  er  früher  gelegt  war,  und  eine  auf  die  ' 
vorliegenden  Umstände  verfertigte  Strophe  viermal  absin- 
^gen.    Senkt  sich  während  dieses  Gesangs  die  Schale,  auf 
welcher  sich  der  Angeschuldigte  befindet,  so  wird  er  für 
^schuldig,  erhebt  sie  sich  aber,  für  unschuldig  er- 
t  klärt.    Bleiben  beide  Schalen  im  Gleichgewichte,  so  wird 
f^r  für  halb  schuld  ig  erklärt.    Bricht  die  Schnur,  mit 
•welcher  die  Schale  befestigt  ist,  so  ist  auch  dieses  ein  Zei- 
*  chen  der  Schuld  des  Angeklagten.    Nach  beendetem  Ordale 
'müssen  den  versammelten  Brahmanen  ihrem  Range  und  ih- 
rer Würde  angemessene  Geschenke  gegeben  werden. 

2)  Ordal  durch  das  Feuer        Zuvor  werden  alle 


4)  Kurz  erwähnt  bei  Zwicker  S  86.  —   Ein  änderet  führt  er 
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die  Orenoilien  vorgencmmicn  ^  wcleli^  hü.  dm.Or^ni  <itW6fr 

müsscQ  aui  die  Erde  gesefdui^t  werden,  und  ^war  au|.^aiv  * 

zwischen  jedem  Kreise  ein  gleicher  Raum  galasaen  werden. 
4laa^  FMer  ist  der  Gotl  dea  er»tea  UsmMMi^llmv^ 
te»  Wand  iiiift  4«»  4ritliii^9^Mril«|l^^ 

benten^  und  Cbabrity  der  des  achten.    Ein  neopl^fr  Kreis 


d UV ( I :  n  r  t  T  euuog  mit  Kobmist  and  Halmen  des  Grases  Dar» 
^La  gereinigt .  wendtti^  .  Ist  dieses  geschehen  ^  ao  miiis  jedem 

lÜaA  JiiiW  ufii  ^iet'^Berion ,  die  iick  jtiÜWn  CW<^I  ful«^ 
Rieben  will»  nach  vorausgegaogenem  Fasten  und  Abwascbuii* 
.jMMÄAie^M^  uobae  i]y|o  Mi^ffif/liiiif-  rebanleMttiiwlMBbeilictfBiBiiefi« 

sieht  nach  OsXen  wenden.    Ihre  beiden  Hände  werden.^Jiim 

mit  Welze n^^iU 9  welches  mit  geronnener  Milch  ^i^mxm^ 

4l» vJtertiiMheiM  9««  twf  |«d»,  H«iid  ^^^mmm^^. 
{(sum  hMm9tä^  sieben  ^on  dem  Baom  Shony  iWHiiebeii 

Halme  vop  dem  Gra&e  Durba  gebunden,     iiann  wird  cui 
t.bedieigfftDi(f|^^  dflipselbeQ  ein  acht  Zoll  langet 

glüiiend  bis  zum  Funkeln  zu  machen.   Itl'dieies^iicKeliM , 
das  Afi^.rerrichtende  Purohila^  nachdem  er  «in 

utimi^mm  vtmf^S99^f  Vm^f'h^^^ 

ben  sSdtieb  mm  iimm  aeonleB  Kreise  geseM^^M  ^  iMßm 

Feuer,  indem      4^  fi^^feräi^che  V^d«W,bcfejift^<törcb 

S.  88  dahin  an:  „In  einer  nrun  S|Hinnen  langfin,  zwei  Span- 
"  *:  ^    nen  tiff^-n  Grnlir  vird  Pippalliolz  verbrannt;  durch  dit>  glü- 
henden Hohlen  maU  der  zu  Früfcnde  mit  nadkien  f 
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(Hgeritt  Gebete  reinigen,  und  dami        Btommt  dMareh 

Terrichten ,  dafs  er  hundert  and  acht  mal  geschmolzene  BuU 
t(Hr  ifi  das  Feaer  wirft.  Dann  soll  er  die  GSttm  Tagend 
iitif  dieselbe  Weise^  wie  bei  dem  Ordal  dnrdi  die  Wage, 
aufTorderti,  und  hierauf  das  roth  glühende  eiserne  Stäbchen 
in  VVssser  abkühlen.  Hat  er  es  hierauf  zum  zweiten  mal 
tits  kam  Funkeln  roib  glühend  machen  lasseif  ^  Str  soU)^ 
fblgendes  Gebet  spi*echeA:  Feuer,  d«  gehörst  su  deii  fMr 
Yedams,  und  unter  diesem  Nnmen  Ii,  Le  ich  dir  den  Homam 
dargebracht*    Da  bbt  das  Antlitz  aller  Götter,  und  ancb 

Gelebl^teo.  Da  «er&icbttst  eile  aneef«  6iiadefA  m&^lk 
diesem  Sinne  reinigst  du  alles.  lob  bin '  der  gtgfate  aller 
Sünder,  aber  dennoch  habe  ich  das  Glück,  dich  zu  sehen. 
Reinige  mich  von  allen  meinen  Sünden,  ond  "wenn  dieser 
Mann,  der  deinem  Ordal  sich  anterzieht,  wirlilicb  scbuidk» 
ist,  so  verliere  deine  brennende  EigenschaO;  ond  thue  ihm 
%ein  iieid.  Hieranf  sott  er  folgenden  Mantram  niederschr^ 
hett^  Feoer!  dn^bemast  alles,  Nras  in  den  Hersen  der  Me». 
ischen  vorgeht  n.  s.  w.  (Wie  bei  dem  Ordal  durch  die  Wage). 
Nachdem  er  nun  die  Tugend  aufgefordert  hat,  soll  er  spre- 
chen: Anbetnng  den  drei  Welten!  und  «nmittelbar  daranf 
rdhni  TVaper,  bvmm  Merto*,  komm  bierber,  'bleib  bie^, 
lileib  hier!  Hierauf  bringt  er  nochmals  diesem  Elemente 
den  Homam  dar  nnd  ein  Neweddiam  von  gekochtem  Beia» 
^d  di«^e  Ctfretmaen  beendetv  so  befiehlt  dar  das  Aiaft 
verrichtende  Priester  dem  Angescbnldi^ten ,  sich  in  den  ei- 
sten Kreis  gegen  Westen  zn  begeben.  £r  iafst  dann  mit 
einer  Zange  das  ^th  glibende  Eisea,  wübnend  es  noeh  hn» 
Irät,  tind  spriebt:  Feaer!  da  bist  ein  (Beuge  dlter  fiandkn* 

dieses  Mannes;  s^.eige  uns  die  Wahrheit  im  vorliegenden 
'Falle!  Und  indem  er  nan  das  glühende  Eisen  dem  Ange* 
'VbgCea  in 'die  fiittde  -legt,  nmfs  dicaer  dnrch  .«He  Kreise 
Hl^hreiten,  und  niciht  etwa  laufend ,  sondern  so,  daCk  er  beide 
Tüfse  in  jedem  Kreise  gestellt  gehabt  hat  Hat  der  Angch 
Uagte  den  achten  Kreit  erreicht,  so  mnfs  er  das  £isett  anf 
Stroh  werfen,  «od  diieses  Strob  mo&  dnreb  dassiibe  aoge- 
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tffiWft  wordM.  Eatflym  ihm  das  Eiteii,  wibmi  er  di» 
«At  Rrdie  dareliselireitet,  so  muff  das  ganse  Verfalir«! 

Ton  neuem  begonnen  werden.  Hat  das  Eisen  blos  die  auf 
die  liände  geJbaodenen  Blätter  verbrannt,  ohne  die  Hanl 
c«  besehadigeD,  so  wird  der  Angcsoiiiddi^  für  unschaldif 
ferlilart.  Um  aber  hierüber  Gewifsheit  zu  erlangen ,  werden 
ihm  noch  in  der  Hülse  befindliche  Reiskörner  in  die  Hand 
gegeben,  and  er  miifs  soiehe  ilnirh  iijnilfwltillai 
Md  Reiben  zwisehen  beiden  Hfinden  jenthfilse«;  ^  Iii  liitgii 

gen  die  Haut  in  den  Händen  verletzt,  so  ei  iar  schul- 

dig erkiärL  Hat  er  sich  zuiaiiig  an  andern  Theiien.r^i(fß 
üürpers  terbrmint ,  so  hat  dieses  keinen  Fii»fl||||iji;rfl^yiii||yr 
die  Haade  nnbeschädigt  sind*  Nach  Beendigung  des  Ordals 
-jnüssen  den  yersammeUen  Brahmanen  die  üblichen  Geschenk^ 
jjgegeben  werden. 

3)  Ordal  durch  das  Wasser  Auch  hier  sind 
die  Torgängigen  Ceremonien  und  Mantrams  dieselben ,  wie 
bei  dem  Ordal  durch  die  Wage.  Besondere  Ceremonien 
^nd  bd  diesem  Ordal  folgende :  Ein  Kreis  wird  auf  den 
Boden  gezeichnet,  und  nachdem  derselbe  mit  überstreutem 
Kuhmist  und  Halmen  des  Durbagrases  gereinigt  ist,  diesem 
jbeis  ein  Padja,  welches  aus  Blnmen,  Wetbrancb  und.Ak- 
«Imtta  (ungekochte,  in  Safranwasser  roth  geförbte  Reisk(Sr- 
fter)  besteht,  dargebracht.  Ein  anderes  Pudja  wird  den 
Gütern  im  Allgemmoen  dargebracht,  und  ein  besonderes 
dem  Yamna  (Gott  des  Wassers) ,  bestehend  ans  Bauch  Ton 
Sandelholz  und  einem  Blumenkranze,  dem  ein  Neweddiam 
Ton  Honig,  Milch  und  geschmolzener  Butter  beigefugt  wirdi 
Dann  folgt  die  Anfibrdernng  der  Gottin  Tngejid ,  das  Ho- 
mam  und  das  Pndja  tn  der  Art,  wie  bei  dem  Ordal  dmoch 
die  Wage.  Das  geschriebcue  Mantram,  welches  hierbei 
oben  erwähnt  worden  ist,  wird  auf  das  Haupt  des  Ange- 
-schuldigten  gelegt,  und  er  selbst  an  den  Band. eines  Yfa»^ 
Serbehältnisses  oder  an  das  JJim  eines  Flnssei,  welcher 


;  9)  JXUtA  «twihBt  Tan  Zwiolier  8.  90. 
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mäfsig  reissend  seyn  mufs,  gefuhrt.  Der  Angeschuldigte 
geht  nun  bis  mitten  in  das  Wasser,  und  ein  Stab  y^ird  ne* 
ben  ihn  in  dem  Flufsbette  befestigt.  Hierauf  soll  der  das 
Amt  yerrichtende  Priester  sich  gegen  Osten  wenden,  und 
an  das  Wasser  folgendes  Gebet  richten :  Wasser !  du  bist  . 
das  Leben  yon  Allem ,  was  Leben  hat.  Du  schaffst  und 
zerstörst  nach  deinem  Belieben.  Du  reinigst  alle  Dinge, 
und  man  ist  sicher,  die  Wahrheit  zu  erfahren,  wenn  man 
dich  zum  Richter  erwählt;  lose  uns  daher  die  Zweifel,  in 
welchen  wir  uns  befinden,  und  zeige  uns,  ob  dieser  Mann 
schuldig  oder  unschuldig  ist!  Hierauf  wird  ein  Brahmaa 
^ .  aufgefordert ,  mit  gewöhnlichen  Schritten  nach  einem  zu 
diesem  Zweck  abgemessenen  Orte  zu  gehen  und  yon  da 

,  zurückzukommen.    In  dem  Augenblick,  wenn  er  hingeht, 

^  taucht  sich  der  Angelilagte,  indem  er  mit  beiden  Händen 
das  untere  Ende  des  neben  ihn  gesteckten  Stabes  festhält, 

'  in  das  Wasser.  Kommt  dessen  Kopf  früher  ans  dem  Was- 
ser zum  Vorschein,  ehe  jener  seine  Wanderung  vollendet 
und  zum  Ufer  zurückgekommen  ist,  so  wird  er  für  schul- 
dig erklärt ;  taucht  sein  Kopf  nachher  aus  dem  Wasser  her- 

^  Tor,  für  uitschuldig.  Sind  beide,  der  Ankläger  und  der 
Angeklagte  zu  diesem  Ordal  verurtheilt,  so  müssen  beide 
ZQ  gleicher  Zeit  in  das  Wasser  springen,  und  derjenige ^ 
welcher  zuerst  aus  demselben  hervortaucht ,  wird  für  schul- 
dig erklärt. 

4)  Ordal  durch  Gift  Auch  bei  diesem  Ordal 

sind  die  Ceremonien  ,  Pud jas ,  Mantrams  o.  s.  w.  dieselben , 
welche  früher  erwähnt  sind.  Sind  sie  beendet,  so  nimmt 
der  das  Amt  verrichtende  Brahman  eine  gewisse  Quantität 
weifsen ,  fein  gepulverten  und  mit  geschmolzener  Butter 
vermischten  Arseniks,  und  richtet  an  dieselbe  folgenden 
Mantram  :  Gift !  du  bist  ein  verderbliches  Wesen ,  geschaf- 
fen, um  unreine  und  lasterhafte  Creaturen  zu  vernichten« 

6)  Gleichfalls  nicht  erwähnt  von  Zwicker  S.  95. 
Krit,  ZeUschr.f.Reehttw.u.  Gtsttig»    jiusl,  FL  Bd.  %.M,    1 6 
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Du  wiirdiest.  von  der  Schlange  Bashushy  ausgespieen,  zu 
derselben  Zeit ,  als  die  Gotter  und  Biesen  mit  einander  rer- 
einigt  die  See  der  Milch  schüttelten  ,  um  ans  ihr  das  Amrita 
(Nehtar,  Ambrosia)  zu  ziehen,  und  du  wurdest  geschafTeDf 
uro  die  schuldigen  Riesen  zu  todten.  Sieh,  hier  steht  ein 
Mann,  welcher  eines  Verbrechens  angeklagt  ist,  der  sich 
aber  für  anschuldig  an  demselben  ausgiebt.  Ist  er  wirklich 
schuldlos,  so  verliere  deine  rerderbliche  Eigenschaft  in  ihm 
und  verwandle  dich  für  ihn  \)a  Amrita.  Der  Angeklagte 
wird  sodann,  wenn  er  das  Gift  niedergeschluckt  hat,  ent- 
lassen. Überlebt  er,  wenn  gleich  krank,  den  dritten  Tag, 
so  wird  er  für  unschuldig  erklärt. 

Aufserdem  giebt  es  noch  eine  groPse  Anzahl  von  Fri- 
vatordalen ,  welche  nicht  so  viele  Ceremonien  zu  ihrer  Gül- 
tigkeit erfordern;  z.  B.  dafs  der  Verdächtige  seinen  Arm 
bis  zum  Ellenbogen  in  ein  GefaTs  voll  siedenden  Ols ,  wel- 
ches ,  um  dessen  Hitze  zu  verstärken ,  mit  Kuhmist  vermischt 
ist,  eintauchen  raufs  dafs  eine  Schlange  (die  Cobra  ca- 
pella)  in  einen  Käfig  gesperrt  wird,  worein  man  einen  Bing 
oder  ein  Stück  Geld  legt,  welches  der  Angeschuldigte  mit 
verbundenen  Augen  herausnehmen  mufs  u.  s.  w.  Fühlt  er 
im  ersten  Falle  die  Wirkung  des  siedenden  Öls  nicht,  und 
wird  er  im  letzten  von  der  Schlange  nicht  gebissen,  so 
wird  er  für  unschuldig  erklärt. 

i  7)  „Der  für  die  Kenselprobe  bestiminte  Ort  wird  gereinigt.  Mit 
Sonnenaufgang  betet  der  Pandit  Genesa  an ,  und  bringt  andern 
Göttern  Gaben  dar,  wie  es  die  Sastra  Torschreibt.  Nachdem 
er  die  hergebrachte  Beschwörnngsforniel  gelesen  hat,  setzt  er 
einen  runden  Kessel  von  Gold,  Silber,  Kupfer,  Eisen  oder 

\  .  Thon  auf  da«  Feuer,  und  füllt  ihn  mit  der  gehörigen  Menge 
von  reiner  Butter  oder  Sesamöl.  Ein  Ring  von  Gold ,  Silber 
oder  Eisen  wird  gereinigt,  gewaschen,  in  ein  Pippalblatt  ge- 
wickelt und  in  die  siedende  Masse  geworfen.  Verbrennt  das 
Blatt,  so  ist  das  öl  heifs  genug.  Dann  wird  ein  Gebet  ge- 
sprochen, und  der  Beklagte  mufs  den  Ring  mit  nacktem  Arm 
hervorholen.**   Zwicker  S.  18.  ♦  -».Y^ 
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/  in  Bnug  at{f  dU  doH  üblichen' Ccttetm^AMB. 

£a  den  Ordalen  nehmen  in  zweifelhaften  Fälen  nicht 
allein  die' Gerichte  ihre  Zuilocht,  sondern  auch  Pnyatper- 
eonen  bedienen  sich  derselben ,  um  eine  sie  interessirende 
Thatsache  za  bewahrheiten.    Solchergestalt  nothigt  oft  der 
Hauseigenthümer  oder  der  Dorfs  vorsieher,  wenn  aus  einem 
Hause  etwas  entwendet  ist,  die  Hausbewohner,  sich  einem 
Ordal  m  fHiUi|*zieheii|/^.4eii  Dieb  beraysgobringc|u  eui 
feritucbttgc  Ehemfinner  bedienen  sich  gleichfalls*  derselbeOf 
um  über  die  eheliche  Treue  ihrer  Frauen  vergewissert  zu 
werden.   Ordale  dieser  Art  haben  oft  den  Nutsen,  da(t  der 
Verdächtige  die  That  bekennt ,  nm  ihnen  zu  entgehen.  Na* 
turlich  wiegt  aber  dieser  Vortheil  die  giüfsen  Nachtheile 
nicht  auf,  welche  mit  ihnen  verknüpit  sind.    Wie  mancher 
Schnldloie,  welcher ,  sich  anf  seine  Unschuld  Terlassend| 
dm  Ordal  ticli  ttntarzieht,  und  in  dem  Tertraoen ,  defs  die- 
serhalb  die  Elemente  ihre  verderblichen  Einwirhungen  bei 
iUm  unterdrücken  werden,  sich  deren  Aussprach  unterwirft , 
erleidet  die  trttorigsten  Folgen !  So  Terlor  manche  Tcrheip 
rathete  Frau ,  welche,  uro  den  eifersüchtigen  Verdacht  ihres 
Ehemanns  za  widerlegen,  gestützt  auf  ihre  Unschuld,  sich 
den  Ordal  des  sMaadM  Qls  ontenog^  durch  AnschwelliMg 
Jim  Arme  ond  darauf  erfolgte  Gangran  ihr  Leben.  Ohne 
Zweifel  hat  übrigens  die  Geringschätzung,  mit  welcher  die 
fiMsdn^'S  die  Heilig keit  des  Eides  betrachUo«  die  Veraoias- 
epbg  «u  dem  Fortbetteben  der  Ordale  gegeben«    Es  giebt 
in  der  That  kein  Volk  an£  der  Erde,  unter  wvlehem  der  Eid 
gemeiner  ist,  der  Meineid  aber  häufiger  ond  mit  so  wenig  Scheu 
begangen  wird.  Sie  «Mohen  .sieh  nicht  das  ntndeslefiiedeift* 
Jmn,  bei  den  alltXgliohsten  Veraniassungen  den  grüfsUchsten, 
mit  den  furchtbarsten  Verwünschungen  hegleiteten  Eid  zu 
schw  ören,  und  eben  so  wenige  diesen  Eid  zu  rerletzen,  wenn 
ihr¥cnMl  in  Fhige  kommt  Wehe  also  dem,  deMnPeiv 
«tfn ,  Ehre  oder  aeitUehes  Gut  Ton  dem  Eide  eines  Hinda 
abhängig  gemacht  wird ;  denn  letzterer  wird  dreist  einen  faU 
neben  £id  aohwdren,  wenn  «r  einen  Vortbeii  dabei  sieht 
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XI- 

Übersicht 
des 

QcHetzes^  die  Muuicipal-  oder  CommunaU 
Verwaltunff  Frankreichs  betreffend  ^ 

iTom  21.  Man  I8U) 
Vo. 

Herrn  Dr.  Raotbr, 

•  fr  .    •  . 

Profesior  an  d«r  Rechufacultät  sa  Strasburg. 


Die  HonidpalTerfittfang,  di«  i83if  «ifelg»  des  Art.  69. 

der  i83o  revidirlen  Charte  za  Stande  kam  *),  beruht  auf 
Colgendeo  Gmndtätzeo,  ond  ist  im  Gaazen  folgende.  Eine 
Qfmmäiß  ift  ein  in  sich  bestehendes,  aus  sich  selbst;  ei^ 
wachsenes,  so  za  sagen,  organisches  Wesen,  eine  Gesammt- 
hcitsperson ;  also  nicht  ein  blos  numerischer  Theii ,  ein  arith- 
netisches  Brachstück  des  Staats;  demnach  hann  die  Staats- 
gewalt die  Gemeinden  wohl  in  Anfsicht  nehmen,  auch  de- 
ren Handlungen  berichtigen  f  aber  die  Gemeinde  aufheben 
kann  sie  nicht,  sie  kann  ihr  also  auch  nicht  die  Verwaltung 
Ümr  Angelegenheiten  nehmen*  Die  Gemeinden  haben  für 
steh  nur  eine  Locid*  oder  Monieipalexistenc  $  es  sind  heine 
Staaten  im  Staat  $  Frankreich  ist  kein  FoderatiTStaat  Ver- 
ordniingen  also,  die  das  Staatsinteresse  unmittelbar  zom  Ge* 
genstand  haben  ,  hSnnen  blos  yon  der  Staatsgewalt  ansge- 
heo,  und  solche  sind  für  die  Gemeinde  und  deren  Einwoh« 
ner  verbindlich.  Um  diesen  Grandsatz  lebhaft  zu  erhalten, 
ist  odthig,  dab  der  Gemeinde^orstand  zugleich  Beamter  der 
Staatsregtemng  sej,  in  so  ftm  diese  die  ToUsiebang  der 

•)  8.  Krit.  Zeitschrift  Bd.^  ?1.  S.  IM,  wo  Z.  14  statt  18S2  geie> 
■ea  wcfdcn  mnfa  1881. 
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allgemeinen  Gesetze  ond  Verordnangen  in  den  einzelnen  Or- 
ten zu  handhaben  hat.  Neben  diesen  Grundsätzen  des  Ver« 
nunftrechts  stehen  andere  der  Klugheit  oder  der  Politik, 
welche,  die  dermaligen  Umstände  ins  Auge  fassend,  deren 
absolute  Anwendung  aufschiebt ,  und  sie  dem  Bedürfnifs 
der  einstweiligen  Erhaltung  des  Ganzen  gemäfs ,  blos  be- 
schränht  ins  Leben  bringt.  Dergleichen  Umstände  scheinen 
sich  zu  finden  in  der  Trennung  Frankreichs  in  zwei  Par- 
thcien,  die  altbourbonische  und  die  neubourbonische ;  in 
der  Unwissenheit  der  Einwohner  der  kleineren  Gemeinden, 
welche  zugleich  die  Mehrzahl  ausmachen;  in  dem  Hange 
Vieler  zu  dem  Föderativsystem ;  in  der  Lässigkeit  und  Sorg- 
losigkeit, welche  die  Vorsteher  der  meisten  Gemeinden 
sich  wurden  zo  Schulden  kommen  lassen,  wenn  sie,  dem 
mit  einer  täuschenden  Einstimmigkeit  als  Volksstimme  aus- 
gesprochenen Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  zufolge,  ohne 
Besoldung  noch  Entschädigung  vielfache  unangenehme  Ge- 
schäfte würden  besorgen  sollen. 

Diesen  Grundsätzen  und  Betrachtungen  zufolge  wurden 
?OD  der  Regierung  zwei  GesetzesTorschläge  abgefafst,  der 
eine  die  Einrichtung  der  Personal -Municipal Verwaltung  be- 
treffend, der  andere  die  Befugnisse  dieser  Verwaltung. 
Merkwürdig  ist,  dafs  weder  in  dem  einen  noch  in  dem  an- 
dern von  der  Erwerbung  der  Ortsbürgerschaft ,  noch  auch 
nicht  einmal  von  den  Gemeindegütern  und  deren  Genufs 
die  Rede  war.  •  f^i< 

Der  erste  dieser  Vorschläge  ward  in  den  Kammern, 
nar  in  gewissen  Nebenpunkten  verändert,  zum  Gesetz  er- 
hoben; er  bietet  folgendes  System  der  Municipalregierang 
dar.  Ein  Manicipalcorps ,  das  durch  die  Wahlmänner  der 
Gemeinde  erwählt  wird,  stellt  die  Gemeinde  selbst  vor; 
die  Gemeindebürger  können  sich  nicht  versammeln,  am  über 
Gemeindeinteressen  zu  berathschlagen.  Nicht  einmal  um 
zur  Wahl  des  Municipalcorps  beizutragen,  ist  es  hinläng- 
lich, Gemeindebürger  zu  seyn;  man  mufs,  am  Wahlmami 
zu  seyn,  besondere  Bedingungen  in  sich  vereinigen.  Das 
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Monicipalcorps  besteht  aiu  einem  Maire  *)y  dessen  Beige- 
ordneten oder  Adjuncten  und  dem  Municipairath.  Alle  diese 
Ämter  sind  onentgcitUch  und  können  auch  nicht  indirect, 
z.  B.  unter  dem  Namen  Entschädigung ,  zu  einer  Entgeltung 
Anlafs  geben.  Die  Zahl  der  Adjuncten  ist  von  einem  bis 
zwei  för  alle  Gemeinden  von  10000  oder  weniger  Einwoh- 
nern ,  für  je  20000  Einwohner  mehr  wird  ein  Adjunct  zu- 
gefügt. Der  Maire  und  die  Adjuncten  werden  durch  den 
Konig  oder ,  in  seinem  Namen ,  durch  den  Präfecteo  des 
Departements  ernannt;  sie  müssen  aus  dem  Municipairath 
genommen  werden,  and  bleiben  auch  nach  ihrer  Ernennung 
Mitglieder  desselben.  Sie  können  durch  den  Prafecten  wobt 
Suspendirt,  aber  nur  durch  eine  königliche  Ordonnanz  ab- 
gesetzt werden.  Weder  Suspension  noch  Absetzung  können 
zo  irgend  einer  Einwendung  auf  dem  Wege  Rechtens  An» 
lad  geben.  Der  Maire  wird  im  Nothfall  durch  den  Adjuncten 
oder  den  ersten  im  Range  vertreten.  ^ .  f< 

Der  Gemeinderath  besteht,  den  Maire  und  dessen  Ad- 
juncten einbegriffen,  aus  wenigstens  zehn  Mitgliedern  för 
eine  Gemeindebevölkerung  von  höchstens  fünfhundert  Ein- 
wohnern, und  aus  mehr  als  zehn  und  bis  auf  sechs  und 
dreifsig,  wenn  die  Bevölkerung  sich  auf  Soooo  und  mehr 
Einwohner  beläuft;  und  wenn  dieser  Überschufs  über  die 
Zahl  von  Soooo  nach  Obengesagtem  eine  Vermehrung  der 
Adjunctenzahl  herbeifuhrt,  so  wird  die  Zahl  der  Mitglieder 
des  Municipalraths  um  eben  so  viel  vermehrt.  Der  Muni- 
cipairath selbst  und  demnach  die  Condidaten  zu  den  Maire- 
nnd  Adjunctenstellen  werden  durch  die  Gemeinde  wähl  ven* 
Sammlung  gewählt. 

Die  Elemente  dieser  Wahlversammlung  sind  genommen: 
1)  aus  solchen  Bürgern,  die,  sie  mögen  in  der  Gemeinde 
ihren  Wohnort  haben  oder  nicht,  in  derselben  die  meisten 
direeten  Steuern  zahlen,  und  zwar  in  folgendem  Yerhtlt- 
nift:  in  den  Gemeinden  von  tausend  Seelen  und  darunter 


*)  Von  Major  ^  Meior,  hier  etwa  Bürgermeisler. 
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yon  einer  Zahl  gleich  dem  zehnten  Theil  dieser  letzteren; 
für  die  bevöllierteren  Gemeinden  yergrofsert  diese  sich  stu- 
fenweise, so  daiii  in  Gemeinden  Ton  mehr  als  i5oo  Einwoh- 
nern wenigstens  drei  Wahlmäaner  auf  hundert  Einwohner 
beigefügt  werden ;    2)  aus  den  andern  Bürgern  der  Ge- 
meinde ,  die  durch  ihre  Stellung  in  der  Gesellschaft  eine 
gewisse  positive  Unabhängigkeit  und  Geistesbildung  verbür- 
gen; diese  Bürgschaft  findet  da$  Qesetz  ausschliefslich  in 
gewissen  Amtern  (als:  Bichter-  und  Verwaltungsanit ,  Of- 
(icicrstellen  in  der  Nationalgarde)   und  in  gewissen  geselU 
schaftlichen  Stellungen,  z.  B.  der  Mitgii,eder  der  durch  die 
Begierung  anerliannten  gelehrten  Gesellschaften,  der  Docto- 
ren  derBechte,  der  Medicin,  der  in  Frankreich  sogenannten 
docteurs  des  sciences  et  des  lettres,  doch  nur  nach  drei  Jahren 
Wohnsitz  in  der  Gemeinde,  der  auf  der  amtlichen  Advo- 
cateoliste  eingeschriebenen  Advocaten,  der  Gerichtsprocu- 
ratoren,  der  Licentiaten  obbesagter  Facultäten  nach  iünf- 
jnhrigem  Wohnsitz  und  öffentlicher  Ausübung  ihres  Stan- 
des, der  ehemaligen  Schüler  der  polytechnischen  Schule, 
der  pensionirten  Oificiere  des  Land  -  und  Seeheeres ;  3)  alle 
Wahlmänner  zur  Deputirtenkanimer  (d.  h.  die  200  Francs 

<directe  Steuern  bezahlen)  sind  auch  Wahlmänner  ihrer  Ge- 
meinde, weiches  auch  der  Betrag  der  Steuern  sey,  die 

,sie  zahlen.  «^v» 

iliyr  Man  kann  Wahlmann  seyn,  ohne  in  der  Gemeinde  sei- 
nen standigen  Wohnsitz  zu  haben;  eben  so  kann  man  auch 
•Wahlmann  in  mehreren  Gemeinden  seyn.  Die  Mitglieder 
des  Municipalraths  können  nur  aus  den  Wahlmännern  der 
Gemeinden  genommen  werden;  man  kann  aber  nicht  im 
Manicipalrath  mehrerer  Gemeinden  seyn.  Gleichwohl  kön- 
nen die  Mitglieder  eines  Municipalraths  zum  Drittheil  aus 
solchen  Wahlmännern  bestehen,  die  ihren  ständigen  Wohn- 
sitz nicht  in  der  Gemeinde  haben;  zwei  Drittheile  wenig-  , 
itens  müssen  aus  Wahlmänoern  der  ersten  Classe,  also  aus 
den  in  der  Gemeinde  am  höchsten  Besteuerten  bestehen. 
Um  Wahlmann  zu  seyn,  ist  das  Alter  von  21  Jahren  bin- 
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ISoglich;  om  Manicipalrath  zu  seyn,  mufs  man  25  Jahre 
«iUea  nnd  noeh  aofiwrdem  aller  Staatsbürgerredile  fiftig 
•eyn»  2nm  WaUmann  ist  der  Qeaiift  dtr  Miig«rlielMn  BMfaiB 
als  Franzose  hiolanglich.  - 

Maa  sieht  aus  dieser  tjbersicht,  data  die  Reichea  niclit 
'illdn  im  BeiHs  der  WaUimter  siadi  «nd  difs  aueh  dar 
'lümiliadiaiiy  aM»  Tfattr  dasa  oiBfea  alalit;  sagleiob  kr  d». 
^ür  gesorgt,  dafs  die  geistesgebildeten  Armen  die  Gemeinde 
^M^t  auf  der  Aodena^üiikosten  mit  Steuero  überladen« 
..(1^  ^  IMMgiBB  der^  ItaneipaMlba  anbelangt ,  ao 
beben  sie  deren  im  Jahre  vier  ordenHtebe  •  TOn  dfei  HiauMi* 
feo  zn  drei  Monaten,  die  jedesmal  sehn  Tage  dauern  b5n* 
'Üib  Die  Mmiieil^efarelbe  Iretea  da  auf  Uoi^  Znaamamibe. 
iMVung  der  Meir»  aiiamnisa  ^  der  dieae  nm  leaeben  wbttn.- 
dtn  ist.  Jeder  in  ilne  Befugnisse  einschlagende  Gegenstand 
iuma  bier  vor^ebracbt  werden.  Außerdem  können  sie  auf 
fcjiiiiidiäli  &tattbm£r  oder  aef  BeMI  dea  FMileetea  mmm 
aiatttreten ;  aoeh  liann  das  Ibrfttheil  der  Mltgtieder  eine  sei* 
che  Erlaull oi [5  begehren,  und  der  PräFect  mufs  dieselbe 
laen^iai  gestatten ,  oder  derob  einen  mil  Gründen  beglei* 
WM&k  Bi^hlnh  abaeUagen,  TOn  weMem  an  den  HMg  ap- 
peüirt  werden  kann.  Die  ordentlichen  Sitzungen  sind  ein 
Gewinn,  der  über  die  vorige  Gesetzgebung  erworben  wor- 
den isl,  da  Terber  der  Gemeiaderatb  nur  aef  Ermichtigeeg 
dea  Flrifeeten  sasammenlioiiinieii  lionnte.  Wime  leigt  laak 
am  deutlichsten  der  Unterschied  zwischen  den  Municipalra- 
tben  and  den  Departemenlträtben |  da  diese  letzteren,  wie 
bebaimt,  mr  auf  Bemfbag  maainnieBlioniiDeD  Ukwea,  iMid 
nnr  über  die  ihnen  vorgelegten  Saeben  beratben.  Ühvigens 
enthält  das  Gesetz  vom  21.  März  i83i  keine  Verfügung 
über  die  YertbeUnng  der  MomeipelTerwallirog  ^nnter  den 
Maire  und  den  Hiinieipab«tb ;  es  aegt  Uee,  delb  der  [Mmme 
diesem  prasidirt.  Dem  Gesetz  über  die  Befugnisse  des  Mu- 
nicipaieorps  blieb  es  Torbebalten,  jene  Vectbeilung  zn  ma- 
.  ehea)  bis  dabin  aoUte  ea  beias  Alten  bto^Mn«  nad  deot 
folge  bat  neeb  jeist  der  Meite  allein  die  •■aühattda  Ver» 
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mltsfig;  selbst  seine  Adjaocten  «netzen  ihn  aur  ki  Not]^ 
M  «dliiMliiiiteMM  •tebettdeaS«b»titiile^  Dlm 
Einheit  der  eiecotiven  Macht  kt  eine  Fracht  der  Beyolii- 
tioo  Tom  Jahr  YIII,  durch  welche  Booaparte  die  Consala«- 
gi<nli»#pyiltR>  (Behaiuillieh  halte  die  ooMlteireBde  Ter- 
leiMrailBng  1790  '^ibendl  GelleetivTenpalloBgaii  eianefttvi, 

welche  Form  auch  der  Nationalcoavcnt,  obgleich  nur  ikni 
Awfylflm  nach,  beibehielt,  und  die  die  Üirectorialcon&titi|. 

Jtb^  liitHifdÜlge'fhehiifiigte.)  Die  diatieiiMilpitta  «ü*  iHr 
Heelw  Jaiwe  gewflillf  .enieMfi  «eh  aber  euT  HÜHe-^aHe 

drei  Ja  Ii  re;  die  Mitglieder  sind  iauuer  wieder  wahlbar.  Der 
lUU^  bipn  dielifwittpairäthe  anlUiett,  mde  aber  di%^WdM- 
^MMMBbng  f  mthf  aipfiteate  in  dsA  «dtebalen  dftn  lleMiNi 
zusammenberufen.     Durch  diese  Auflösung  bort  das  Amt 
dea  Maire  uod  der  Adjuncten  nicht  noihwendig  aiiil;  Jted^e 
4ilM|qfMteB  :r««rd«r  oder  ai«br«Efr,*limci|MiletrpiitiJl^ 
iMriMÜn^viid  bann,  wenn  derBatb  detbalb  anfgelM  irMf 
^^or  ^Cnuiinaiveriblgung  Aniafs  geben. 
W<     Aas  abigar  DaritelliiBg  erbeUt,  dab  die  neue  fraosö- 
mmkm  GeneiodiTerfiuaoog  sweobaulftig  genug  iat.  Wmr 
aoch  die  ordentlichen  periodischen  Versammlungen  zu  we- 
nig zahlreich  und  zu  kurz  scheinea  m^gen,  so  hebt  sich 
•daeae  Ua?elUioiiiiiieabeit  mittelst  der  TOm  Gesats  seibat  gn>' 
:gebenen  Aoakooft ,  ontentülEt  dnreb  die  IMbeit  der  FMte« 
im  Gang  der  Dinge  last  ?on  selbst  aaf. 

Ein  anderer  Vorwarf,  der  derselbto  gemadht  worden, 
^'Btalieb  der,  dafii  die  AetirTerwaitang  oar  Einem  mikommt, 
was  zwar,  wie  gesagt,  das  oben  analysirte  Gesetz  niobt 
^aasspricht,  was  dasselbe  aber  nicht  abschafit,  und  was  der 
\<ihm  last  gleiebieilige  Geaetsyoneblag  ftber  die  Belbgniase 
;^d«r  Menieipelforwallnng  aasspricht ,  dieser  Yormirf  ist  nidit 
so  triAig,  als  er  scheinen  mag.    Da  das  Grundgesetz  keine 
legale  Uagloebbeit  zwischen  den  Gemeinden  zuläfst,  ao 
^bleibt  immer  «w  die  WeU  smacben  der  Eiobeit  der  AoÜf« 
^  Verwaltung  ond  der  coUectiTcn  Verfassung,    Nun  ist!  aber 
bei  dar  Dürftigkeit  der  geaeUschaftiichen  Bildung  dermei- 
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Sten  Landgemeinden  Frankreichs  (es  ist  statistisch  gewifs, 
dafs  in  der  Mehrzahl  derselben  die  meisten  £in\?ohner  und 
in  vielen  auch  die  Glieder  des  Municipalraths  weder  schrei- 
ben noch  lesen  honnen)  eine  Coilectivverwaltung  weniger 
allgemein  möglich ,  als  eine  Einheitsverwaltung.  Die  zeit- 
liche politische  Lage  Frankreichs  mag  auch  dazu  beigetra- 
gen haben ,  das  Einheitssystem  vorzuziehen.  Die  Hälfte  der 
Provinzen  ist  gegenwärtig  noch  von  der  altbourbonischen 
Parthei  beunruhigt,  wo  käme  es  mit  den  Mafsregeln  der 
Regierung  hin,  die,  wenn  sie  wirksam  seyn  sollen,  so  oft 
in  den  Gemeinden  schnell  zu  vollziehen  sind,  wenn  diese  • 
Vollziehung  nur  kraft  des  Beschlusses  Mehrerer  geschehen 
könnte?  Die  constituirende  Versammlung  hatte  die  Col- 
lectivverwaltung  freilich  eingeführt,  zum  Theil  als  indirectes 
Gegengewicht  gegen  das  Ungestüme  der  Action  einer  ein-^ 
zigen  gesetzgebenden  Versammlung  mit  Einem  König  ohne 
absolutes  Veto;  aber  diese  Verfassung  hatte  auch  fast  nur 
in  den  Städten  wahren  Erfolg  gehabt,  und  selbst  die  Re- 
publik hatte  darauf  in  so  fern  yerzichten  müssen ,  als  sie 
mehrere  Gemeinden  in  Eine  Nati  onalage  nz  zusammen- 
zog. Endlich  ist  bis  jetzt  die  politische  Erziehung,  die 
auch  durch  das  Napoleonische  System  zurückgehalten  und 
gar  verdorben  worden ,  im  Ganzen  noch  nicht  so  weit  ge- 
diehen, dafs  ein  wahrer  bürgerlicher  Muth  an  der  Tagesord- 
nung wäre ,  und  es  ist  sehr  zu  fürchten ,  dafs  zu  oft  entwe- 
der keine  Collectivmafsregeln  beschlossen  werden,  oder  dafs 
die  Beschlüsse  ohne  Vollziehung  bleiben  würden,  da  bei  der 
geringsten  Unannehmlichkeit  jeder  Municipalverwalter  diese 
Vollziehung  seinen  Collegen  würde  zuschieben  wollen. 
'  *•  Aber  wenn  die  Form  der  Municipal  Verfassung  genügen 
mag,  so  kann  dies  weder  die  bestehende,  noch  die  vorge- 
schlagene Ordnung  über  die  Befugnisse  der  Municipalbe- 
hörde  und  der  Verwaltung.  Der  Gesetzesvorschlag  darüber,  ^ 
der  schon  i83i  den  Kammern  vorgelegt  ward,  und  da  er 
nicht  zur  Abstimmung  gelangte,  in  der  Sitzung  von  i833 
wieder  in  der  Deputirtenkammer  zum  Antrag  kam,  erregte 
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grofse  Unzufriedenheit,  welche  der  Redner  der  von  der 
Kammer  zur  vorläufigen  Untersuchung  bestellten  Commis- 
sarien,  HerrPrunelle,  Arzt  und  Maire  ron  Lyon,  auch  un> 
verholen  aussprach,  indem  er  zugleich  ein  fast  ganz  umge» 
«taltetes  Project  vorlegte.  Wir  wollen  versuchen ,  von  bei- 
den Projecten  eine  Dat Stellung  zu  geben.  t 
if«aar?Nach  dem  Gesetzesvorschlag  der  Regierung  sollten  alle 
Gemeinden  (wie  sie  bis  jetzt  waren)  unter  steter  Vormund- 
schaft der  Regierung  stehen ;  die  Communalverwaltung  sollte 
zwar  wohl  Beschlüsse  aus  eigener  Bewegung  fassen  können, 
aber  dieselben  waren  unausführbar  bis  zur  förmlichen  BiU 
iignng  des  Präfecten  des  Departements.  Hierin ,  und  über- 
haupt, waren  alle  Gemeinden  einander  gleichgestellt  und 
es  bestand  kein  Unterschied ,  wie  etwa  im  Project  von  1829', 
zwischen  Stadt-  und  Landgemeinden.  Die  Verwaltung  der 
Gemeindeinteressen  war  aber  selbst  nicht  dem  Municipalrath 
anter  einem  allgemeinen  Titel  übertragen ,  sondern  das  Pro- 
ject zahlte  verschiedene  Gegenstände  der  Verwaltung  auf, 
um  zu  sagen ,  dafs  entweder  der  Maire  oder  der  Gemeinde- 
rath darüber  bestimme,  indem  es  hinzufügte,  dafs  der  Maire 
die  Executivverwaltung  habe ,  und  also  auch  die  vom  Mu- 
nicipalrath über  jene  Gegenstände  gegebenen  Beschlüsse 
ToUziehen  sollte,  wenn  sie  zuvorderst  vom  Präfecten  gebil- 
Jigt  werden;  endlich  dafs  er  die  Verordnungen  der  Staats- 
regierung in  der  Gemeinde  zo  vollziehen  hätte.  Aus  dieser 
lüchenhaften  Bestimmung  giengc  also  hervor,  dafs  über  an- 
dere Communalinteressen  zu  verfügen  niemand  das  Recht 
habe,  oder  dafs^  da  es  der  Regierung  zukomme,  sie  also 
die  eigentliche  Municipalgewalt  sey  und  das  Mnnicipalcorps 
nur  ihr  Delegirter.  «  nio  »jw.»3*u#»  riiri>  ,  ti#>iKj#iu<%i^'i«< 

Eine  zweite  Abtbeilung  des  Vorschlags  hatte  zum  Ge- 
genstand die  Verwaltung  der  Einkünfte  und  des  Vermögens 
der  Gemeinde.  Hierüber  ist  zuvörderst  zu  bemerken,  dafs 
in  der  ersten  Abtheilung  schon  förmlich  bestimmt  ist,  dafs 
der  Gemeinderath  zwar  über  die  Gemeindeausgaben  und 
über  die  Mittel,  dieselben  zu  decken ,  berat hschlagt,  dafs 
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aber  seine  Beschlüsse  auch  hierin  ohne  Vollziehung  bleiben , 
.wenn  sie  nicht  yom  Präfecten  bekräftigt  werden. 

Jene  Verwaltung  des  Vermögens  hat  demnach  zum  Ge» 
genstand  erstlich  die  Lasten  und  Ausgaben  der  Gemeinden. 
Diese  werden  in  nothwendige  oder  gezwungene  und  will- 
kürliche oder  facultative  eingetheilt.    Nur  die  letztern  hän- 
gen von  der  Einwilligung  des  Municipalraths  ab ;  die  erstem 
k5nnen  vom  Präfecten  ins  Budget  der  Gemeinde  von  Amts- 
wegen eingetragen  werden.    Das  Project  zählt  die  einen 
und  die  andern  auF,  indem  es  zugleich  förmlich  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  das  Recht  Torbehält,  andere  Gemeinde- 
auflagen zu  erzwingen.    Man  sieht,  wie  unmündig  die  Ge- 
meinden hier  dastehen.    Es  mag  der  Mühe  werth  scheinen, 
diese  gezwungenen  Ausgaben  näher  zu  betrachten.    Sie  ha«  , 
4>en  zum  Gegenstand :  i)  den  Ankauf  und  den  Unterhalt  der 
Register  des  Ci?ilstandes;  2)  das  Abonnement  für  das  Ge- 
setzblatt (Bulletin  des  Lois);  3)  die  auf  die  Gemeindegüter 
gelegten  Staatssteuern ;  4)  <^ic  Ablieferung  des  zehnten  Theits 
des  reinen  Ertrags  des  Stadtoctroi  an  den  Fiscus;  5)  die 
.^Zahlungen  der  yerfallenen  Schulden;  6)  die  Kosten  der  Ca- 
sernirung  der  Troppen ,  die  in  der  Gemeinde  in  Garnison 
.liegen ,  inbegriffen  die  der  Militärbetten ;  7)  die  Bureau- 
kosten der  Mairie;  8)  den  Unterhalt  des  Gemeindehauses 
oder  dessen  Miehtzins;    9)  die  nämliche  Ausgabe  für  die 
Audienzen  und  die  Sitzungen  der  Friedensrichter  und  der 
niederen  Polizeigerichte;    to)  die  Wohnung  der  Primär- 
schullehrer;  11)  die  Zuschüsse  zum  Unterhalt  der  Primär- 
schulen  und  der  Gemeindeschulen  höherer  Classe;    12)  die 
Zuschüsse  zum  Vortheil  der  Kirchenfabriken,  der  Spitäler, 
'  der  Armenanslallen ,  der  Anstalten  zur  Versorgung  der  Fin- 
delkinder und  der  Irren;   i3)  ^ie  jährliche  Entschädigung 
an  die  Pfarrer  und  Seelsorger  der  yerschiedenen  vom  Staat 
anerkannten  Religionen,  in  so  fern  sie  nicht  von  sonsther 
eine  wirkliche  Wohnung  haben;  14)  die  Hauptreparationen 
an  den  Kirchen ,  an  den  für  den  öffentlichen  Unterricht  be- 
stimmten Gebäuden  und  an  den  UandeUbÖrseiii  die  in  4er 
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Gemeinde  liegen;  i5)  Aosgaben  der  Berathangsltammer  der 
Künste  and  Manufacturen  und  der  Kammer  der  Gewerbs- 
rerständigen  (Prud'hommes) ;  16)  die  Kosten  der  National, 
garden;  17)  die  Unterhaltung  der  Gemeinde  -  Uhren ,  Bmn* 
nen,  Bäder  u.  dergl.  Hierzu  kommen  noch  mehrere  anderCi 
die  wir  der  Kürze  wegen  übergehen. 

x>er  willkürlichen  Ausgaben  sind  nur  wenige,  d.h.  nur 
rucbsichtlich  weniger  kann  der  Municipalrath  Ton  selbst 
einen  Beschlufs  fassen,  der  aber,  wie  schon  gesagt,  nur 
durch  die  Billigung  des  Präfecten  seine  Vollziehung  erhal- 
ten kann.  Dieselben  sind:  1)  die  Aufstellung  der  unter 
No.  17.  aufgestellten  Gegenstände,  wobei  zu  bemerken  ist, 
dafs,  wenn  die  Ausgaben  20000  Francs  übersteigen  sollen, 
die  Pläne  und  Überschläge  an  den  Minister  in  Paris  über* 
schickt  werden  müssen ;  2)  die  Besoldung  der  aufserordent- 
lichen  Angestellten  und  die  Unterstützung  der  Hülfsbedürf- 
tigen  ehemaliger  Angestellten  der  Gemeinde;  3)  die  Ausga- 
ben för  öffentliche  Feste  der  Gemeinde  u.  dergl,  ' 

Unter  einer  dritten  Rubrik:  »Von  den  Ausgaben,  die 
mehrere  Gemeinden  zugleich  angehen,  steht  eine  Verfügung, 
die  dem  gröfsten  Mifsbrauch  von  Seiten  des  Ministers  das 
Thor  öffnet;  sie  sagt  nämlich,  dafs,  wenn  eine  Ausgabe 
mehrere  Gemeinden  interessirt,  und  diese  nicht  einstimmig 
über  die  Bestreitung  sind,  so  verfugt  darüber  eine  könig- 
liche Ordonnanz,  und  die  durch  diese  Ordonnanz  bestimm- 
ten Summen  kommen  von  Amtswegen  auf  die  Budgets  der 
betheiligten  Gemeinden.       »  ^ 

Der  zweite  Gegenstand  der  Gemeindeverwaltung  ist  der 
der  Einnahme  oder  Einkünfte  der  Gemeinde,  die  in  ordent- 
liehe  und  aufserordentliche  zerfallen.  Zu  den  erstem,  die 
sich  im  Ganzen  von  selbst  darstellen,  gehören  auch  die 
Antheile  an  der  Personal-  und  an  der  Thür-  and  Fenster- 
steuer, die  der  Staat  erhebt  und  von  welcher  die  Finanz- 
,  gesetze  den  Gemeinden  einen  kleinen  proportionellen  Theil 
des  in  denselben  erhobenen  Betrags  ablassen,  so  wie  der 
Betrag  der  polizeilichen  Geldstrafen ,  endlich  die  Zusatz- 
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Centimen  (Centimes  additionels)  der  directen  Stenern,  die  ' 
dad  Budget  gewöhnlich  zu  erheben  erlaubt.    Für  das  Sy- 
stem überhaupt  sind  wichtiger  die  aufserordentliche  Ein- 
künfte, deren  hauptsächlichste  sind:  die  Anleihen  und  die 
aufserordentlichen  Umlagen.    Anleihen  vom  Municipalrathe 
'  beschlossen,  können  nur  stattßnden,  wenn  die  Begiernng 
sie  billigt;  ja  wenn  die  Gemeinde  ein  ordentliches  Einkom. 
men  von  100,000  Francs  hat,  so  ist  hier  ein  Gesetz  yon*  ^ 
nothen.     Eine  aufserordentliche  Umlage  kann  stattfinden ,  ^ 
wenn  die  Einkünfte  und  andere  Hillfsmittel  nicht  hinreichen, 
die  noth wendigen  jährlichen  Ausgaben  der  Gemeinde  zu 
decken ;  in  diesem  Fall  kann  der  Municipalrath  eine  aufser- 
dentliche  directe  Umlage  beschliefsen ,  die  aber  nicht  über 
das  Zehnlheil  des  Betrags  der  directen  Staatssteuer  der  Ge- 
roeindeeinwohner  gehen  kann.    Natürlich  ist  aach  hier  die 
Bestätigung  von  oben  nothig.    Die  Zustimmtmg  des  Mani- 
cipalraths  ist  nicht  erforderlich,  wenn  es  darauf  ankommt, 
einer  gerichtlichen  Veruitbeiluag  der  Gemeinde  Genüge  zu 
leisten;  in  diesem  Falle  kann  eine  königliche  Ordonnanz 
direct  verfugen.    Za  den  angeführten  Berathungen  des  Ma- 
nicipalraths  mufs  eine  gewisse  Anzahl  der  übrigen  hochst- 
besteuerten  Bürger  der  Gemeinde  zugezogen  werden, 
i      Der  Abschnitt  dieses  Capitels,  der  ron  der  Gemeinde-  • 
rechnungsführung  handelt,  ist  ganz  im  Geiste  des  oben  be- 
zeichneten Grundsatzes    der  Unmündigkeit   der  Gemeinde 
▼erfafst.    Das  Budget,  obgleich  vom  Gemeinderath  beschlos- 
sen, ist  nur  yollziehbar,  wenn  es  yon  dem  Präfecten  oder 
der  Regierung  genehmigt  ist ;  ehe  er  den  Budgetvorschlag 
iDacbt,  soll  der  Gemeinderath  das  Budget  der  Rechnung 
des  yongen  Jahres  berichtigen;  aber  auch  hierin  ist  sein 
*       ^         fiMchlufs  nur  provisorisch,  der  DefinitiTbeschlufs  gehört 
dem  Prafecturrath  oder,  wenn  die  Gemeinde  mehr  als  100,000 
Francs  Einkünfte  hat ,  dem  Rechnungsgerichtshof  (Cour  des 
Comptes)  in  Paris.    Nicht  einmal  den  Gemeindeeinnebmer 
ernennt  der  Municipalrath,  es  ernennt  ihn  die  Regierung, 
entweder  dii^ct,  wenn  die  Einkünfte  der  Gemeinde  über 
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20000  France  AMlrageo,  oteiadkect,  indcun  aoott  der  Staats« 
stmremaebiner  des  Caoloo«  w^m  BuebUw^gm  Gawiftdi^ 
«iMieiMier  iat 

Über  die  Erwerbungen ,  Veräufserungen  und  Annahmen 
^taobeokeo  and  Legaten  yerfügt  auch  das  Projeoty 
alMt  «r  im  BiiiiUclieo  6mui  der  Umnfiodiglieit  der  GeniMii» 
de.  Der  freien  Erwerbang  Ton  Hegenden  Gütern  stand 
trügUch  die  alte,  vom  FeudaUjsteia  abHammeade  Idee  eoU 
gUgaOf  iäü  di»  Oeneiiiden  gmu  d$  main  morie  Hftn^  ^ 
r#» -Erwerbung  dm  Gntwt  d«r  Ciroutlktbn  und  alio  den  Mi^ 
talionsgebührcn  entzöge,  eine  Ansicht,  die,  stillschweigend 
für  den  Staatsfiseas  geltend  gemacht,  öffeatlicb  durch  die 
pi^MtiieiiodbiMioiiiiselM  Idee  gmcbtfertigt  ward«»  daf«  B«» 
MlMti§«ti^  die  den  Corporaliotteii  geboren,  weniger  gat 
beoutzt  werden,  als  solche,  welcbe  im  Eigeotbam  der  Par- 
ticolaren aich  befinden« 

Ein  DBater  Abidmitt  mfugt  ilber  die  gericbtlieben 
Actioneii,  Kxccptionen  und  die  Verlheidigung  der  Gemein- 
den und  die  Yergieicbe  oder  Transactioneo ,  woran  sie  Theil 
n«b«Mi  weilten,  £r  iel  im  nfimlieben  Geiate  abge&ftt  und 
zeigt  noeb  obekidrein  eine  groCM  Unbebanntscbaft  mit  der 
Procefsordnung  und  mit  der  bestehenden  CiFÜgesetzgebung» 
Er  verweigert  deamaob  der  Gemeinde  daa  Reebt  gerademi 
ren  ieÜMl  bei  Geriebt  einsakoninuin.  Sie  bann  et  nicbt 
ebne  TerlÄnfige  Ermächtigung  von  Seilen  des  Prafectur« 
ratbs«  4ecb  um  eioe  Gemeincle  gerichtlich  zu  belangen | 
Btolb  man  Torber  bei  dem  Präfecten  eine  Denheebrillt  ein» 
geben ,  nnd  erst  zwei  Monate  naobber  bami  die  geriebllidie 
Klage  anhängig  gemacht  werden.  Hier  unter  andern  zeigt  sieb 
eine  tcbwer  n«  rechtfertigende  ünknnde  im  CinU  ai^  Prm 
eeftrceht.  Denn  die  Terjabrnng  der  Action  wud  naeb  deoi 
Code  civil  nur  durch  die  gerichtliche  Anbringung  der  Klage 
onterbroeben ;  indirect  nnd  ohne  es  zu  wollen«  aobneidel 
tim  alne  bier  dm  BetWügtea  swet  Monate  yod  der  Yep^ 
jSbrmigifritt  ab»  Zwar  setzt  daa  Projeet  hinzu:  »den  Per» 
tbeien  bleiben  alle  con8er?atoriscben  Mittel  Torbehalteo  ^ , 
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^•^y'.Im  momtk  sweittB  Titeln  »▼€•  der  Errictitung  ojiS^S^) 

Vcreini^uns^  iler  Genu-inden«  überschrieljcn  ,  hatte  ni:m  et- 
m^iir  zu  ündea  giatti»ea  ioÜiSf^ßh  er  gibt  f 


Al^  bloe^  dafs  Ms«  Seetioa 
sondere  Geoieinde  erncluet  werden  kaoo,  oboe  die  Eiowü*; 
Utßing-äm  Mwuoipakatiiii  «iieii  a<H.iiam>,t 
MriUe,  Jie'flMhr  ala  5oo  £iawoliiier^  imt,  obo« 

illi-ufi^  liiiti  Municipalraths  mit  einer  andern  Gemeinde 
vereinigt  werden;  hat  sie  wf^&iger,  alf  5po  Einwohner,  30^ 
Mk^  Samiokkt  VeMuugmgNgaaiB: 
Regierang  ab,  dimt  Terlügt  alaa  lueiiiiit 
taeo  dti  Glieder ,  einer  andern  Gemtiude  ,vh^ jjy**^*"  ^ 
Wimm  ÜMieo  ?orlier  kein  Becbt  mtsmäi^^  J,ja^., 
'  -^^i^U^-CmaukmiOit  der  Depndi 

tagen  diesen  Vorschlag ,  indem  sie  denselben  niebt  anders , 
als  in  seinen  Grundl  inien  umgeändert,-, ayvfi:,  Annabme  TOr- 
mUhg  Der  Berteblecatatter  begMA  ,#«p|^^ 

sagte,  die  Goflüiiiasioii  bülte  mit  BedaoeMJlMiMrbtT^abi 
aastatt,  den  Forderungen  der  Zeit  und  der  Laf;e  Franl;- 
liilii  f^emfiri,  etwas  besseres  au£&astelieat,ydie  Veri]asaa^ 
ÜA-FlFojeets  blot  damit  nmgegaogeo  lej^iif  4f|liil!^» 
Fehlerhafte  aufs  neue  zu  sanctioniren  und  die  Selayerei.  diOr 
Gemeinden  za  rerewigen«  Fr  setzte  binzo,  dais  dies  im^ 
ao  beUageoswerlb^  aej,  ala  England  andi  Oe^^ 
dieaer  Hiesiebt  9m  anderea  Scbanspiel  darbMm^^  Er  ept«t 
wickelte  darauf  die  Grundsätze  und  Ansichten  der  Commis« 
aiont  ,Aiifbebiuig  der  Central  isatton,  in  so  fern  sie  .bli^ 
EMalfalereaaen  betrifit;  Anfbeboiig  der.  iMqf^jdp  ajiap. 
laUii  Minderjährigkeit  der  Gemeinde,  mithin  > 4eiliiJünfifl|jg« 
keitf  sich  zu  regieren;  Umwandlung  des  Gruüdsatzes  der 
Jirecteo  Ekiwirkiing  derBegiening  auf  die: 


iitnuig  vom  ag.  Macx  ^4«r«ff4r 
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nicipalbebSrde ;  Belebong  des  GrandsAteetf  daCi  die  Gc» 
meinde  eine  natürliche ,  so  zu  sagen  organische,  EjListenz 
faebe^  imd  ihr  Dasejn  sieht  erst  dem  8Ceate  Terdanke.  Als 
Attiwwdwiff  dertelhen  legte  «r  die  Yerfiedemiigeii  und  Zii» 
Sätze  dar,  welche  die  (  ommission  Vorschlag,  nämlich:  ein 
Kapitel  Ton  den  Gemeinden,  worin  jedoch  auch  nichts 
von  der  Natur  des  Gemetndebargerredits  und  dessen  Er- 
weHb  Tisrlioiiimt  Aber  es  entMIt  einen  Arliliel,  der  die 
Gemeinden  in  zwei  iilassea,  eine  erste  und  eine  zweite, 
eiitlketlt,  ausgehend  von  der  Yerfogiing  des  Gesetaes*  >voni 
Mai,  welehe  die  Maires  der  Gemeinden  von  md^  Üli  ' 
3ooü  Einwohnern  durch  den  Honig,  und  die  Maires  der  an*< 
dern  dar^h  den  Präiectcn  ernennen  läfst.  Ohne  das  Prin« 
c^%«der  das  Yorartheil  der  Gleichheit  und  UniformHat  su 
▼erleisen,  glaubte  die  Commission,  könnte  man  niolit  wei« 
tcr  gehen,  namentlich  nicht  die  in  dem  Project  von  1829 
dureii^  .das  Martignac^sche  Mintiterium  vorgeschlogene  Ein« 
^tMlung  in  Stadt»  und  Landgemeinden  auftteUen.  N^en 
jener  Eintheilung  stellte  die  Commission  die  Eintheiiang  der 
Gegenstände  der  ßerathschlagungcn  des  Municipalraths  auff 
welehe  dieselbe  in  Gegenstände  einfaeher  oder  gewohn» 
lieber  Verwaltung  und  in  Gegenstände  aufserördent« 
lieber  Verwaltung  unterscheidet;  die  letzteren  sind  die^ ' 
welche  in  den  jedesmaligen  Mitgliedern  der  .Gemeinde  gr5s* 
sere  Becbite  voranmetzen,  als  die  eines  bloften  Quasi^Nuts* 

niefsers,  wie  z.B.  Veräufserung  von  liegenden  Gütern,  An- 
leihen. In  den  Gemeinden  erster  Klasse  soll  der  Municipal* 
radi  über  die  Gegenstände  ein£seher  Verwaltung  gültig  be* 
sokiitTsen  Ji$nnen,  ohne  dals  die  Bestätigung  des  PHSfeeten 
oder  der  Regierang  erfordert  wäre;  diese  sollte  nnr  ruch* 
sichtlich  der  Gegenstände  der  «weiten  Art  vonndtben  sejrn; 


Sonderbar  ist  es,  dafs  der  Moniteur  den  Text  des  verbesserten 
Projects  nicht  giebt. 
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eben  so  'würde  sie  crfordei'i  für  alle  Beschlüsse  der  Mani- 
cipnlrathe  der  zweiten  lUasse.  Man  sieht ,  dafs  hier  das 
Mifstrauen  in  die  Uugebildelheit  der  Einwohner  der  kleine- 
ren Gemeinden  vorwaltete.  Die  Commission  füllt  auch  die 
Luche  in  Aufzählung  der  Verwaltungsgegenstände  überhaupt 
aus,  die  wir  bemerhlich  gemacht.  Eben  so  stellte  sie  die 
Verwaltung  der  Spitäler  und  Armenanstalten  direct  unter 
die  Controle  der  Municipal Verwaltung ,  damit  die  Zuschüsse, 
welche  die  Gemeinde  zu  geben  haben  könnte,  vor  ihr  ge- 
rechtfertigt erschienen. 

Auch  die  Gommission  sprach  sich  gegen  die  Öffentlich- 
kcit  der  Berathschlagung  des  Municipalraths  aus,  wie  schon 
das  Project  gethan ,  indem  sie  zeigte,  dafs  das  von  den  Ver-  ^ 
handlungen  der  Tribunalieo  hergenommene  Beisp^iel  nichts 
beweise,  da  auch  die  Bcrathung  der  Bichter  geheim  sey. 

Auch  auf  die  Ausübung  der  Befugnisse  des  Maire  dehnte 
die  Gomraission  die  Unterscheidung  zwischen  den  Gemein» 
den  erster  und  den  Gemeinden  zweiter  Klasse  aus.  Indem 
sie  zugab,  dafs  der  Maire  in  einer  zufälligen  Eigenschaft 
als  Staatsdiener  unter  der  Autorität  des  Präfecten  stehe, 
sprach  sie  aus,  dafs  derselbe  als  Gemeindevorsteher  auf 
seine  eigene  Gefahr  hin  handle,  und  dafs  sein  Beschlufs  we- 
nigstens in  den  Gemeinden  erster  Klasse  an  sich  vollziehbar 
sey ;  der  Begierungsstelle  gebühre  nur  die  Controle  und  die 
Macht ,  wegen  Überschreitens  der  Gewalt  Beschlüsse  zu 
vollziehen.  In  den  Gemeinden  zweiter  Klasse  liefs  sie  das 
jetzige  System  zu,  nämlich  das  der  Nothwendigkeit  der  Be- 
kräftigung von  oben  herab. 

In  die  Befugnisse  der  Maires  setzte  die  Commission 
unter  andern  die  Befugnifs  der  Begierung,  die  Candidaten 
za  der  Stelle  des  Polizeicommissärs  vorzuschlagen.  Ob- 
gleich von  der  Gemeinde  besoldet,  sind  sie  gleichwohl  bis 
jetzt  von  der  Begierung  ernannt  worden ,  so  dafs  oft  der 
Fall  eintrat,  dafs  einer  Gemeinde  ganz  fremde,  ja  sogar  ' 
anderswo  abgesetzte  Personen  als  Polizeicommissäre  gege- 
ben wurden.  .  - 
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«ilfgftlcibrten  ttothweadlgen  Ausg  afben  sprach  die  Com^ 
tnission  derb  ihreo  Tadel  «u^,  namentliek  rücksicSktlieb  des 
{AiMiMs  «ber  dett  ^fantmi  i%eil  dei  Ertrags  dit  Ovtrei, 
die  Oascvtairiingsk^fstein  ond  M  fBosalfiUlld  an  die  8plUM, 
Armenanstalten  und  Kirchenfabriken. 

Der  Yonehlag  der  CottmiisfoM  soMieTst  mit  einem 
tietien  Hepitil ,  betrefiPend  den  Geirtifs  der  Gemeindeguter ; 
der  Berichterstatter  dehnte  sich  aber  darüber  nicht  w«i- 
4er  aus. 

tK/Sr  $oblo(k  mit  Ibigenden  Worten:  Meine  Henm,  Ihre 
Coiimtssion  hatte  lebhaft  gewHnsdil,  und  zwar  ins  Interesse 

der  Kanfmer  sowohl  als  in  ihrem  eigenen,  der  Mühe  über* 
hoben  2u  seyn,  ibtien  ein  gane  nettes  Project  tdrsolegen, 
^  'Pro^t,  da!»  fast  ^ie  v8IUg«(  IhnielMielfteM^  A6s  Vor- 
schlags der  Regierung  erheischt  hat.  Aber  ehe  noch  die 
Commission  sich  hatte  erklären  können,  hatten  ihrtfBureai^ 
^  gänsticbe  Unmaglichheit  eingesehen  ^  ein/  Projekt  beisn« 
Mallefi ,  #^eltes  einzig  imd  alletn  daittlif  MnäMgAt ,  das 
ganze  hatserltche  System  über  die  YerwAltuDg  der  Gemein* 
deiv^iMbehaLteii.  Seit  a5  Jahren  sind  dkf  Qaiti^nden  der 
'  G0tf traltotion  m£^ttp9m  wol^.    M'an  befSivhtet,  sagt 

man,  die  den  Corporationen  so  sehr  Torgeworfene  Tendenz, 
ihre  Bef  ugnisse  auszudehnen ;  wir  haben  aber  die  Muaici* 
falräthe  in  den  naturliehen  Granisen  ihrer  Gewalt  zu  halten 
ge^M,  inde»  den  Prffibeteii  M Befo^ifk  gehen,  TOn 
Allem  itenntnifs  ztt  nehmen  nnd  das,  was  dem  Gesetz  zu- 
INrideii  iit,  zu  verwerfeni  Wir  haben  übrigens  nicht  die 
AMebl  gehabt,  eih  toilMadigee  Syltem  aa&osteUen,  Wir  . 

halben  geglaubt 4  Grundsätze  aufstellen  zu  sollen,  deren  An« 
wendong  die  Zeit  irer?oUkommnen  soll.  Mit  Hülfe  dieser 
Grandsitze  hat  man  weder  die  Eingriffe  der  Centralactkm 
dkr  Begiermig^  neoh  die  Anstrengengen  des  Radieal^moii 
Zu  befürchteü.  Ton  einer  andern  Art  Ton  Unterdrückung! 
die  noch  nnglückbxingender  ist|..ak  die.  einer  Begienings« 
centralifationt  will  ich  gar  nicht  reden;  ich  meine. die  der 
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LoQiilAi^istolii'atie.  Itx  hratihteich  existirt  diese  Aristokratie 
mut  noch  in  «ioigcn  otrmtnoo  Ptaoktco  des.  hunäm^  dio 
Fortschritte  der  VolksTernanft  Tollenden  tlE^liob  melir  dw 
Zernichtuog  des  aristokratiscbea  £ioÜusseS|  selbst,  io  den 
ÜMiden  derer«  die  von  Nalw  berufen  waren,  ilu  auaiik* 
üben.  Die  franzSsiaehe  Ariatobralie  iat  nur  noch  eine  ^ 
schichtliche  Thatsa che ,  und  unsere  Geselze  haben  sich  nicht 
m  beschäftif^en  mit  dem,  was  nicht  mehr  ist  und  .nicht 
«ehr  werden  kenn  ;  h 

P.  S.  So  eben  (Januar  i834)  bat  die  Regierung  ein 
neues  Gesetzproject  über  die  Beiugmsse  der  Municipalbe» 
hMo  ^f.D^PMtirtenkejnmer  vorgeschlagen.  Im..yAr|raf 
den^  Beireg^rüiide  des  Geteteea  erklärte  der  Minister,:  daft 
man  im  Ganzen  die  meisten ,  voriges  Jahr  zum  Theil  von 
der  GMomission,  vorgeschlagenen,  zum  Theil  von  der  Depo« 
tirtenhaiiimer  gemachten  Verbesseningfa  angenommen  and 
eigentlich  das  Ganse  blos  anders  abgefafst  habe.  Jene  be- 
deutende Veränderung,  welche  darin  bestand,  zwei  Klassen 
von  Geme,inden  an  machen,  auf  deren  aweite,,  aus  den 
kleinen» Gemeinden  bestehende,  die  Einwirknng  der  Regie- 
rung kräftiger  sey,  als  auf  die  erstere,  ist  gleichwohl  weg- 
gefallen,  dem  beliebten  n^thematischen ,  so  unfruchtbaren 
Gleichbeitsprincip  su .Liebe,  und  so  werden  in  den  meisten 
Landgemeinden  die  Gegenstände  öffentlichen  Localnutieas 
in  der  Sorglosigkeit  der  Municipalräthe  und  der  Maires  un- 
tergehen, namentlich  werden  Gemeinde wege  und  Austrock- 
nmig  von  JMorasttöchem  nnd  Pfutsen  auf  ewig  anCier  Acht 
bleiben.  Auf  der  andern  Seite  ist  die  Nothwendigkeit  der 
Ober- Bestätigung  der  Beschlüsse  des  Gemeinderaths  auch 
weggefallen,  dem  Anschein  nach  ein  Schritt  tut  Belebong 
der  Gemeinden;  da  aber  das  Budget  in  allen  «einen  Ar* 


*)  Das  Qetefta  kam  zwar  noch  in  den  Kammern  znr  Sprache,  die 
Sttaung  ward  aber  geschlosBen,  ohne  cTüT«  daruker  abg^timnl 
werden  konnte  T.n  ist  aber  auf  der  Tagesordnung  der  derma- 
Itgen  Silnng  (1M4).  For  Paria  Iat  «in  bcsendana  Gcsete 
vergaashlagen« 
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tikeln  der  Beititigaiig  von  oben  bedarf,  um  Tollsiebbar 

za  seyn,  so  ist  freilieb'  dadurch  wenig  yerändert,  besonders 
da  nicht  einmal  gesagt  ist,  dafs  der  Maire  die  Beschlüsse 
des  Gemetodersths  20  roUziehen  habe.  Anch  sollen  die 
t^e1tsei?erordflungen ,  die  der  Maire,  und  er  allein,  nacb 
wie  vor  zu  erlassen  hat,  nur  in  Kraft  liommen  dadarcli, 
da(s  der  PraFect  sie  bestätigt.  Bei  de^n  Allem  drängt  sich 
die  Benerhang  anf ,  dafs  es  wohl  nicht  so  gans  an  dem 
sey ,  was  der  Minister  als  Thatsache  hinstellte ,  daf^  nfimtieb 
das  neue  Geset:«  eigentlich  das,  voriges  Jahr  von  der  De- 
pütirleikaaimer  angenommene  Gesets  sej,  nnd  man  moh 
aocb  hier  Ober  die  leichte  Art  erstaooen ,  mit  welcher  Herr 
Tliiers  auf  der  Tribüne  die  wichtigsten  Sachen  abhandelt 
und  behandelt. 


Geschichte  der  alten  Gesetzgebung 

von  Piemont 

4?««rMi  d«lla  ontiea  Ugi^auiwM  del  PkmonU,  dH  Conla  Feder igm 
Selopie,   Tarino,  preMO  G.  Boeea.  1888. 
> 

Angeseigt 
▼  on 

MiTTERMAlEB. 


Die  Zeit  ist  Torüber,  in  welcher  man  sich  mit  der  Ge- 
schichte eines  Staats  begnügt,  worin  nur  die  Reihe  der 
Begeaten,  die  Schlachten,  welche  gewonnen  oder  yerloren 
wurden,  die  Bündnisse  mit  auswärtigen  Staaten  angeföhrt 
werden  ^  man  fordert  eine  Culturgesclnchte ,  und  einen  Haupt* 
nl  einer  solchen  bildet  eine  gründliche  Bechtsgeschichte. 
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Die  Nachweisung  der  Kntwickelong  der  politischen  Verh^ 
nisse  des  Staats,  der  Ansichten  über  bürgerliche  Freiheit, 
des  Verhältnisses  der  Burger  zur  Staatsgewalt,  des  Ver- 
hältnisses der  Stände,  die  Geschichte,  wie  allmählig  die 
Staatsgewalt  an  Kraft  gewonnen,  und  ein  wahres  Staatsbür- 
gerverhältnifs  entstanden  ist,  die  Geschichte  der  Sammlan- 
gen der  Gewobuheiten  und  Gesetze ,  und  der  Ansichten 
über  die  Familien-  und  Eigenthumsverhältnissc ,  so  wie  die 
Geschichte  der  Rechtspflege  —  sind  die  Aufgaben  einer  solchen 
Rechtsgeschichte.  Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes, 
selbst  Mitglied  der  mit  Bearbeitung  neuer  Gesetzbücher  für 
Sardinien  beauftragten  Commission  ,  hat  den  richtigen  Stand- 
punkt einer  solchen  Geschichte  würdig  erfafst ;  er  führt 
seine  Leser  in  ein  Detail  aller  Verhältnisse,  deren  Kenntnifs  ' 
zur  Beurtheilung  der  Gesetzgebung  einer  gewissen  Zeit  ge- 
hört ;  er  zeigt  die  stufenweise  £ntwickelung  der  einzelnen 
Rechtsinstitute,  and  zwar  auf  eine  so  klare  und  lichtvolle 
Weise,  dafs  man  mit  Vergnügen  seinen  Forschungen  folgt. 
Er  bewährt  sich  überall  als  einen  gründlichen  Geschichts-  , 
forscher,  der  nicht  blos  mit  allen  historischen  Werken  der 
italiänischen,  franzosischen  und  deutschen  Literatur  vertraut 
ist  (überall  benutzt  er  prüfend  die  Forschungen  von  Sa- 
vigny  und  Raum  er),  sondern  auch  aus  manchen  bei  der 
Akademie  der  WisseQSchaf\en  in  Turin  aufbewahrten  Hand- 
schriften schöpft.  Sein  Werk  gehört  zu  den  bedeutendsten 
der  neuesten  italiänischen  Literatur.  Seine  Geschichte  be- 
ginnt mit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  und  geht  bis  zu 
den  Zeiten  von  Herzog  Emanuel  Filibert,  dessen  vollstän- 
dige und  tiefeingreifende  Gesetzgebung  eine  neue  Ordnung 
der  Dinge  in  Piemo:^t  gründete.  —  Das  ganze  Werk  be- 
steht ausmacht  Kapiteln:  1)  Übersicht  der  ofTentlichen  Ver- 
waltung im  westlichen  Italien  im  dreizehnten  Jahrhondiert  j 
3)  über  die  politischen  Gesetze ;  3)  über  die  Statuten  der 
Gemeinden  4)  über  die  Art  der  Civiljustizverwaltung; 
5)  über  die  bürgerlichen  Gesetze ;   6)  über  die  Criminal- 
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gesctze ;  7)  über  die  Lehensgeselze ;  8)  über  die  Kircheii- 
gesetze.  Da  das  Werk  neu  und  wichtig  ist,  und  die  italiü- 
nischen  Werke  so  wenig  in  Deutschland  verbreitet  werden, 
so  halten  wir  es  für  zweclmirifsig ,  einen  treuen  Auszug  we- 
nigstens aus  den  ersten  6  Kapiteln  des  Werkes  zu  geben. 
Der  Verfasser  schildert  zuerst  den  EinOufs  der  Kreuzzüge, 
des  Aufblühens  der  Künste  und  des  Handels,  des  Feudalis- 
mus und  des  Geroeindelebens.  Die  kaiserliche  Gewalt  galt 
als  Beschützerin  aller  Rechte  und  zugleich  als  erste  (Quelle 
alles  bürgerlichen  Rechts  und  als  Werkzeug  ,  wodurch  der 
Zustand  der  Selbsthülfe  in  deR  Zustand  eines  friedlichen 
Zusammenlebens  verwandelt  wurde.  Die  Kaiser  hatten  eine 
Reibe  von  Regalien  (S.  6).  Die  einilufsreichsten  Fürsten 
Italiens  waren  kaiserliche  Statthalter;  dies  war  auch  der 
Fall  bei  den  Grafen  von  Savoien.  Zu  den  grofseren  Baro. 
nen  von  Piemont  geborten  der  Marchese  von  Montferat, 
der  von  Saluzzo ,  Carretto ,  die  Grafen  von  Biandrate,  Sa- 
martin.  Das  Lehensband  war  ein  allgemeines  (S.  10).  Auch 
die  Städte  erschienen  als  Ijehensherren.  Die  Gemeinden  er- 
hielten sich  auch  unter  den  verschiedenen  fremden  Herr- 
schern in  ihrer  Freiheit  und  blieben  im  Besitze  der  romi- 
schen Municipalverfassung  (S.  20).  Der  Verfasser  bemerkt, 
dafs  vorzüglich  Jene  Gegenden,  die  das  jus  ilalicum  zur 
Romerzeit  erhalten  hatten ,  im  Besitze  der  Freiheit  auch 
zu  einer  Zeit  blieben,  wo  die  benachbarten  Gegenden  dem 
Drucke  der  Herren  unterlagen  (S.  23).  Der  Verf.  schildert 
den  freien  Zustand  der  italiänischen  Städte,  in  denen  die 
Summe  der  Gewalt  in  allen  Bürgern  ruhte,  aber  bald  die 
Ausübung  der  Gewalt  und  damit  die  Macht  in  die  Hände 
Weniger  übergieng.  —  Statuten  kommen  überall  erst  im 
dreizehnten  Jahrhundert  vor  (S.  qq).  F.inen  vorzüglichen 
Einllufs  hatte  auf  das  Verhaltnifs  der  Städte  der  Constanzer 
Friede.  Da  die  Bischöfe  von  den  Kaisern  den  Rang  der 
grofsen  weltlichen  Barone  erhielten  (daher  sie  auch  oft  geist- 
liche Grafen  hiefsen) ,  so  wurde  auch  der  Einllufs  dieser 
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,3i8choFe  auf  die  Civilverwaltung  wichtig,  und  insbesondere 
sprach  er  sich  auf  den  Nationalconcilien  aus  (S.  87).  In 
Turin  kommt  nur  ein  solches  Concilium  vor.  Die  alten 
placita  dauerten  fort ;  das  romische  Recht  war  das.  geltende 
Recht,  das  nie  ganz  unterging.  Die  Gesetze  der  Eroberer 
(Longobarden)  erhielten  mehr  oder  weniger  Einflufs.  Von  . 
Piemont  zeigen  Urkunden,  dafs  man  oft  nach  dem  salischen 
Gesetze,  nach  andern  Urkunden,  dafs  man  nach  romische 
Rechte  lebte  (S.  5o).  Das  canonische  Recht  herrschte  über- 
all. —  Zu  den  uralten  Stämmen  gehörte  der  der  Fürsten 
Ton  Savoien  (S.  64).  Duich  die  Heurath  Ottos  mit  Ade- 
laide di  Susa  kam  Piemont  zuerst  an  Savoien.  Allein  nach 
manchen  Kämpfen  und  Theilungen  begründete  sich  erst  die 
Vereinigung  unter  Amadeus  VIII.  Piemont  war  ein  Allo- 
diura  und  kein  Reichslehen  (S.  66).  Aus  den  Urkunden,  in 
denen  man  Investitur  finden  will,  läfst  sich  keine  Untei^ 
werfung  ableiten.  —  Die  Füisten  Savoiens  waren  Reichs- 
vicarien,  übten  darnach  die  umfassendste  Gerichtsbarkeit 
aus,  und  ihnen  waren  alle  in  ihrem  Gebiete  befindlichen 
Reichsvasallen  unterworfen  (S.  71).  Vermöge  seiner  Reichs- 
würde hatte  der  Fürst  von  Savoien  auf  dem  deutschen 
Reichstage  Sitz  und  Stimme.  Der  Verfasser  erzählt  nun 
S.  79 — 108  die  Erbschattsstreitigkeiten  im  Savoiischen  Hause. 
Allgemeine  Gesetze,  welche  die  Regenten  erliefsen,  kom- 
men in  Savoien  erst  im  fünfzehnten  Jahrhundert  vor,  und 
Amadeus  Vtll  publicirte  1480  solche  Gesetze  in  Chainberj 
(S.  111).  Sie  enthalten  fünf  Theile,  von  welchen  der  erste 
die  auf  die  Ehre  und  die  V^erehrung  Gottes  abzielenden 
Vorschriften  enthält  und  über  die  Delicte  handelt,  in  de- 
nen Verletzung  Gottes  liegt.  Das  zweite  Buch  bezieht  sich 
auf  die  Pflichten  des  Consiglio  residente  in  Chambery,  auf 
die  Haltung  der  allgemeinen  Assisen,  auf  das  Civil-  und 
Criroinalverfahren ;  das  dritte  Buch  auf  die  Jurisdiction  der 
Barone  und  andern  Vasallen ,  und  handelt  von  der  Emphy- 
teose,  dem  Census,  den  Vormundschaften  und  ▼erscbipdQ- 


Digitized  by  Google 


Geschichte  der  alten  Getetzgebung  von  PiemonU  965 

nen  Vertragen;  das  vierte  Buch  bezieht  sich  auf  die  Taxen 
und  Sportein,  und  das  fünfte  auf  Kleiderordnung  und  ähn- 
liche polizeiliche  Gegenstände.  Der  Gesetzgeber,  der  in 
der  Schlufsciausel  die  besonderen  Rechte  der  Stände  aner- 
kennt, erklärt,  dafs  ihm  das  Recht  zustehe,  die  Gesetze 
auszulegen,  zu  verbessern ,  Statute  aufzuheben  und  neue  zu 
erlassen.  Man  sieht,  >vie  schon  die  legislative  Gewalt  des 
Regenten  hier  fest  ausgesprochen  ist.  Die  Nachfolger  von 
Amadeus  ahmten  seinem  Beispiele  nach  (S.  121).  Am  wich- 
tigsten aber  ist  die  Gesetzgebung  Emanuel  Filiberts  (S.  124)* 
Dieser  Fürst,  ein  grofser  Kriegsheld,  suchte  die  alte  Ge- 
setzgebung den  Forderungen  der  Zeit  anzupassen.  Unter 
ihm  wurde  das  Verhältnifs  der  blofsen  Lohnsoldaten  aufge- 
hoben und  die  Einrichtung  getroffen,  dafs  nur  Unterthanen, 
die  nach  ihrer  Pflicht  als  Bürger  und  mit  Liebe  zum  Va* 
terlande  dasselbe  verlbeidigen,  Soldaten  seyn  sollten.  Zur 
hohen  Ehre  gereicht  dem  Gesetzgeber  das  Edict  (S.  127)» 
nach  welchem  die  obersten  Gerichte  die  Rescripte  und  Ge- 
setze, die  der  Regent  erlassen  würde,  prüfen  und,  wenn 
sie  (larin  etwas  Nachtheiliges  fänden  ,  dem  Regenten  anzeigen 
sollten ;  erst  wenn  keine  solche  Einwendungen  gemacht  - 
würden,  sollte  die  interinatio  der  Gesetze  erfolgen.  -7  ' 
Die  Zeit,  in  welche  die  Sammlung  der  Statuten  der  Gew 
roeinden  fällt,  ist  das  dreizehnte  Jahrhundert.  Die  ersten 
solcher  Statuten  von  Piemont  sind  die  der  Stadt  Pinerolo 
von  1220  (S.  182).  Die  Statuten  von  Monteregale  sind  von 
1210  (S.  137),  sie  sind  schon  sehr  detaillirt  in  Bezug  auf 
das  Civilrecht;  die  Descendenten  sollten  zuerst,  dann  die 
Ascendenten  und  in  Ermangelung  derselben  die  Seitenver- 
wandten erben.  —  Die  Einwohner  mufsten  dem  Bischof 
jährlich  eine  gewisse  Zeit  Frohnarbeiten  verrichten  (lavoro 
di  comandata).  Sehr  umständlich  waren  die  Gränzen  der 
Competenz  zwischen  Bischof  und  Gemeinde  bestimmt  (S.  i40* 
Zu  den  blühendsten  Communen  gehörte  die  von  Asti,  welche 
wahrscheinlich  schon  früh  SUtuten  hatte,  die  aber  erst  1292 
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gesammelt  warclen  (S.  i4Öj'     In  dieser  Stadt  findet  sich  ' 
die  in  einigen  italinnischen  Städten  (z.  B.  in  Chieri)  vor.  • 
liommende  Eigenthümlichkeit,  dafs  die  verschiedenen  Ver- 
einigungen, aus  denen  die  Stadt  bestand,  auch  verschiedene 
Statuten  hatten;  so  sammelte  i339  die  societd  della  Baronia 
ihre  Statuten ;  ihre  Organisation  war  ähnlich  der  der  alten 
Gilden  im  Norden  Deutschlands  mit  einer  wahren  Gesammt- 
biirgschaft    Die  Vorstände  der  Gesellschaft  hiefsen  reclores.*  ^ 
Ahnliche  Statuten  hatte  auch  die  socielä  populäre  (S.  i55),  •  | 
die  selbst  in  vier  Abtheilungen  nach  den  vier  vornehmsten 
Familien  aus  dem  Bürgerstande  zerfiel.  —    Zu  den  wichti-    •  ' 
gen  Communen  gehörte  auch  die  von  Vercelli  (S.  164). 
Merkwürdig  ist  die  in  einem  zwar  pomphaften,  aber  doch  ' 
eine  höhere  Stufe  der  Bildung  der  Sammler  yerrathenden 
Styl  geschriebene  Vorrede  dieser  Statuten  aus  der  ersten  HälOe  * 
des  vierzehnten  Jahrhunderts.    Die  credenza  war  der  Muni- 
cipalrath ;  an  der  Spitze  der  städtischen  Gewalt  stand  der 
podesld  (S.  169).    Eben  so  merkwürdig  ist  die  Achtang,  ; 
mit  welcher  in  diesen  Statuten  von  der  Wissenschart  ge. 
sprochen  wird,  und  daher  das  auf  die  Organisation  der 
Schulen  Bezügliche  (S.  176).     Auch  kommen  sehr  ausfuhr, 
liehe  Bestimmungen  über  Wasserrecht  vor.  —    Die  Privi- 
legien der  Stadt  Turin  gehen  bis  in  das  zwölfte  Jahrhun-  , 
dert  zurück;  allein  gesammelte  Statuten  kommen  erst  i36o 
vor  (S.  i8i),  sie  enthalten  viel  Interessantes  über  Crimi- 
nalverfahren,  z.  B.  über  die  Pflicht  gewisser  Personen  zur 
Denunciation  der  Verbrecher;  die  Befreiung  des  Angeklag- 
ten gegen  Caution  war  zugelassen,  wenn  die  Mehrheit  der 
credenza  und  wenn  der  Verletzte  zustimmten ;  die  Appella- 
tion in  Crirainalsachen  war  genau  regulirt  (8.  184).  Die 
alten  Statuten  von  Turin  sind  ungedruckt.     Der  Verfasser 
giebt  S.  i85  einige  Auszüge  daraus.    Einen  andern  Charak. 
ter,  als  die  bisher  genannten  Statuten,  haben  die  von  dem 
Thale  Aosta,  die  viele  Ähnlichkeit  mit  den  burgundiscben 
haben  (S.  i85).    Die  von  den  einzelnen  Fürsten  dieses  Thals 
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gegebenen  Gesetze  worden  erst  1579  gesammelt  (gebracht 
Chambery  1088).  Aiifser  den  bisher  genannten  Statuten 
liommen  noch  die  von  der  Gemeinde  Avigliano  vor  (S.  192). 
Die  Macht  der  Städte  stieg  durch  die  Bundnisse,  die  sie 
unter  sich  schlössen ,  z.  B.  Monteregale  und  Alessandria  von 
1236.  Auch  lehren  die  Urkunden,  dafs  die  Städte  die  Lehns- 
herren adelicher  Gutsbesitzer  waren  (S.  196).  Bei  manchen 
Städten  gelang  es  den  Fürsten  Savoiens  nur  allmählig,  die 
Unterwerfung  der  Stadt  unter  die  Herrschaft:  der  Regenten 
zu  bewirken,  z.  B.  bei  Nizza  (S.  204  —  214).  In  dem 
Kap.  IV  (über  die  Verwaltung  der  Justiz)  beweist  der  Ver- 
fasser (S.  228),  dafs  die  alten  placita  als  öffentliche  Ver- 
sammlungen noch  lange  in  Savoien  fortdauerten.  Zur  Zeit, 
als  Piemont  unter  die  verschiedenen  Linien  yertheilt  war-^ 
karaen  in  den  verschiedenen  Fürstenthümern  auch  verschie- 
dene Beamte  vor;  in  Savoien  war  der  Hauptbeamte  der 
bailli  (bajulus^  bekanntlich  auch  in  Frankreich  fast  allgemein 
vorkommend).  Merkwürdig  ist,  dafs  Amadeus  VITl  schon 
die  Nachtheile  erkannte,  welche  für  die  Justizverwaltung 
dadurch  entstünden ,  wenn  in  der  Hand  des  Richters  zu- 
gleich die  administrative  und  politische  Gewalt  vereinigt  sey 
(was  bei  dem  bailli  der  Fall  war) ,  und  daher  eigene  unab- 
hängige Richter  aufstellte.  In  den  Städten  wurde  die  Justiz 
durch  die  Consules  und  Rectoren  unter  Beistandsleistung 
eines  im  Gesetz  erfahrenen  Beisitzers  verwaltet  (S.  235). 
Auch  zeigt  sich  in  den  italiänischen  Städten  das  Vorkom- 
men von  Richtern,  die  nicht  ein  Collcgium  bildeten,  viel- 
mehr einen  eigenen  Stand  ausmachten ,  dessen  Mitglieder 
zur  Ausbildung  einer  gründlichen  Rechtsverwaltung  be- 
stimmt schienen,  so  dafs  man  oft  versucht  wird,  sie  als 
Überbleibsel  der  alten  Schöf(en  zu  betrachten  (S.  236).  — 
Unter  Graf  AiiVion  kommt  schon  die  Spur  eines  ständig  in 
Chambery  organisirten  Gerichtshofes  vor;  Amadeus  VI  bil. 
dele  dies  weiter  aus.  An  diese  ständigen  Gerichte  knüpf- 
ten sich  grofse  Veränderungen  (S.  «43),  und  eine  Procefs- 
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Ordnung,  die  Amadeas  VI  auch  gab,  wurde  Bedurfnifs. 
Jeder  Rechtsuchende  fand  nun  leicht  seinen  Richter.  Vier 
mal  im  Jahre  wurden  die  grofsen  Assisen  gehalten.  Die 
Zeit,  in  welcher  ein  Angeklagter  gefangen  gehalten  werden 
durfte,  war  schon  genau  bestimmt,  Compositionen  waren 
bei  Falsum  und  bei  todeswurdigen  Verbrechen  nicht  mehr 
gestattet  (S.  246).     Amadeus  VIII  errichtete  nun  ein  ober-  . 
stes  Gericht,  das  jährlich  den  ganzen  Monat  Mai  hindurch 
richten  sollte,  und  mit  den  besten  Juristen  besetzt  war. 
Das  Verfahren  des  obersten  Gerichts  war  summarisch ;  da« 
mit  aber  die  Richter  grundlich  auf  jeden  Procefs  sich  vor- 
bereiten konnten,  so  mufsten  sie  2  Monate  vor  der  Sitzung 
sich  versammeln  und  die  Acten  aller  Processe,  die  an  sie 
gelangen  würden,  durchstudiren  (S.  248).     Ein  ständiger 
Gerichtshof,  wie  der  in  Chambery,  bestand  auch  in  Turin. 
Seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  war  der  Kanz- 
ler das  Haupt  der  Justizverwaltung.  —    Im  Thale  Aosta 
dauerten  dagegen  die  Allgemeinen  Assisen  fort  und  bestan- 
den aus  erblichen  Pairs,  nämlich  aus  alten  Edelleuten,  aus 
den  impari,  nämlich  einigen  Vasallen,  Edelleuten  und  Docto- 
ren,  die  jedoch  alle  nur  auf  Lebenszeit  die  Würde  des 
Richteramts  hatten,  und  aus  consueludinarii ,  wohin  die  Caf 
stellane,  Procuratoren  und  andere  anerkannte  praktische  Ju- 
risten gehörten  (S.  268).     Die  Fürsten  von  Savoien  berie- 
fen das  Gericht ;    zu  Criminalurtheilen   mufsten  achtzehn 
Richter  gegenwärtig  seyn;  die  Stimmen  wurden  nach  Clas- 
sen  gezählt.    In  der  Zwischenzeit  von  einer  Sitzung  dieser 
Assisen  bis  zur  andern  richtete  die  Corte  delle  Cognizioni 
(S.  268).    Sehr  üblich  scheint  die  Erwählung  von  Schieds- 
richtern zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  gewesen  zu 
seyn  (S.  270).    Es  kamen  auch  noch  besondere  privilegirte 
Gerichte  vor,  z.  B.  des  Marschalls,  des  maglstri  hospicH 
danüni,  —  bei  den  Obergerichten  war  ein  procurator  ßS'» 
calis  zur  Besorgung  der  landesherrlichen  Interessen  ange- 
stellt (S.  277),  eben  so  ein  Armenadvocat.  —    Für  die 


Digitized  by  Google 


BMer  der  Cmlfcocem  in  den  VmtmefgmkUm  war  ii  de» 
Edieten  Ton  Amadeus  VUI  ein  Jahr  und 

(S.  2B0).  Eine  Art  von  Ev^entualmaxime  in  Bezug  auf  das 
Verlniogeii  dilaterisclier  Einreden  war  vorgeschrieben;  der 
Spelienprocefs  war  begSnsligt.  Eine  anmniarische  IVoeeb* 
art  war  der  stjlus  sigillati,  indem  bei  Geldschulden,  wenn 
dec  .Gläubiger  eine  Urliunde  besafs ,  er  nur  das  Siegel 
eM0li«!;.Geriehis  {.heisetiea  ftieft  und  daraus  eine  schleunige 
raeeefeart  (flialielfr  dem  deutschen  ExecuHvprocefs)  erhiell 
(8.  280).  Für  die  Juden  war  ein  conservator  Judacorum 
mtffi^uMt^  4eit  über  alle  sie  betreffende»  Proeesse  uehlaie 
^tkaBT^;  Beaender»  einfloTsreieh  für  das  iMtrawesen  w«iw 
den  die  Anordnungen  Emanuel  Filiberts  (S.  2BÖ),  der  zwei 
SeiMte«.als  oberste  GerichUhöfe  in  Turin  und  Chamber^  an« 
otflaifta^i  fiberali  sprach  sich  in  seinen  Verfugangen  die 
Mee  einer  obersten  Aofsicht  aus;  so  übertrug  er  dem  pro- 
tomedico  die  Aufsicht  über  das  ganze  Medicinalwesen  ^  er 
•telite  einen  Beamten  über  die  Wässerongsverh&ltnisse  aa 
(S.  291).  Ib  Besag  auf  die  Ci?ilgesetsgebQttg  findet  man 
io  Piemont  schon  frühe  d  *s  Streben  der  Gesetzgebung, 
die  Lage  der  Hörigen  (laili^ibies)  zu  erleichtern;  daher 
lUNnDieii  schon  im  dreizehnten  Jahrhnndert  Beireinngsahte 
▼er,  wodmteh  die  Fürsten  auf  die  H5r{gheilsabgaben  ine» 
besondere  zuerst  in  den  Städten  verzichten.  Höchst  merk- 
würdig ist  das  Edict  .yon  £maauel  Filibert  .1 56 1  (vom.  so» 
Oetober),  wodurch  dieser  £dle  in  den  würdigsten  Ana» 
drücken,  welche  die  Vorrede  ausspricht,  alle  Spuren  TOn 
Hörigkeit  aufhebt,  und  seine  Unterthanen  als  völlig  frei  er- 
hlärt  (8«  d99),  nnd  die  Edicte  Yon  i56fl  und  id6d  enth^ 
ten  noch  besondere  Bestimroangen  über  die  Ablüsnng  tob 
Feudal  Verhältnissen.  Die  Freiheit,  sich  zu  verheuratben , 
wurde  durch  GesetsM  anerkannt ,  um  eigensinnige  Eiospru« 
ehe  der  Eltern  xa  verhindem  (S«  3oS).  Eiae  besondere 
Sorgialt  hatte  der  Gesetzgeber  für  die  MioderjÄhrige«*;- 
überall  waren  Yormiiodschaftscoliegien,  und  Aufiiicht  der 
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Magistrale  angeordnet  (S.  3o6).    Auch  kommen  frühe  Spa- 
ren der  Aufhebung  oder  Beschränkung  des  juris  albinagii 
vor.     Über  die  Veräufserlichkeit  der  Lehen    kommt  eio 
Edict  TOn  147^  ^or ;  auch  findet  man  schon  früh  das  Stre- 
ben, der  Ausdehnung  der  ßdctcommissa  perpelua  entgegen 
.   zu  wirken  (S.  3i3).     Der  Grundsatz,  dafs  Weibspersonen 
nicht  erben  konnten,  galt  in  allen  Statuten   von  Piemont 
(S.  3i5).     Der  retr actus  gentilitius  fand  sich  fast  aHgemein 
(S.  3 18).    Die  Dotal Verhältnisse  waren  gesetzlich  geordnet. 
Die  donatio  mortis  causa  oder  augmenturn  doiis  kam  fast 
Allgemein  vor;  aber  auch  fast  überall  die  Vorschrift,  dafs 
der  überlebende  Ehemann  die  Hälfte  der  dos  erben  sollte- 
Die  päbstlichen  Verbote  der  Zinsen  fanden  auch  in  Pie- 
mont Eingang ;  man  kannte  dagegen  allgemein  den  Uenten- 
kanf.    Sehr  ausfuhrliche  Vorschriften  enthält  Piemonts  Ge- 
setzgebung über  die  Emphyteusen  (S.  38o).     Auch  hier 
sprach  sich  der  Geist  der  Milde  aus,  z.  B.  dafs  wegen  Ver- 
säumnifs  der  Bezahlung  des  Canons  in  drei  Jahren  der  Em- 
phjtenta  noch  nicht  des  Guts  beraubt  werden  sollte.  ^ 
In  Bezug  auf  den  Criminalpro«  efs  giebt  der  Verfasser  zu- 
erst eine  interessante  Einleitung  über  die  Umbildung  dei 
Formen  im  Mittelalter  in  Italien  überhaupt.     S.  33b  ent- 
wickelt er  die  in  Piemont  üblichen  Formen.    Man  richtete 
sich  nach  dem  Can.  8.  des  Concilii  Lateranensis ,  und  hatte 
drei  Formen  der  Procedur :  Anklage ,  Denuuciation  und  In- 
quisition.   In  den  Statuten  von  Vercelli ,  Turin  und  andern 
herrscht  schon  überall  das  durch  die  italiänischen  Juristen 
ausgebildete  Verfahren.    Die  Tortur  (auch  selbst  an  Zeu- 
gen) wurde  angewendet.    Todesstrafe  kommt  schon  öfter 
angewendet  vor,  z.  B.  gegen  Meuchelmörder,  Strafsenräo- 
ber.     In  den  Statuten  von  Asti  ist  der  Inquisitionsprocefs 
schon  herrschende  Form  (S.  352).    Im  Allgemeinen  waren 
die  Strafen  in  Savoien  streng;  z.  B.  Zungeabschneiden  ge- 
gen den  Falsarius ,  Lebendigverbrennen ,  in  Ol  Sieden  kom- 
men vor.    Juden  wurden  an  den  Füfsen  aufgehangen  (S.  356). 
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Auch  im  Criminalverfahren  wirliten  die  Gesetze  von  Ama- 
deus yill  woblihätigj  die  procuratori    ßscali  hatten  die 
Pflicht,  Verbrecher  zu  erforschen  und  den  Richter  zur  In- 
quisition aufzufordern.     Den  willkührlichen  Yerhaf^uogen 
wurde  durch  Gesetze  entgegen  gewirkt  (S.  862).    Für  die 
Fuhrung  der  Processe  war  ein  Termin  vorgeschrieben.  Die 
Assisen,  in  weichen  über  Verbrechen  gerichtet  wurde,  wur- 
den zweimal  im  Jahre  gehalten ;  die  Urthcile  waren  schon 
vorbereitet  und  wurden  an  den  Assisen  in  der  Regel  publi- 
^cirt.  —    Nach  dem  Edicte  von  Amadeus  wurden  oft  Com- 
missarieii ,  um  über  die  Justizverwaltung  Aufsicht  zu  füh« 
j  ren ,  abgeordnet  (S.  867).    Ein  Beispiel ,  dafs  der  gericht- 
liche Zweikampf  bei  den  Vornehmen  noch  spät  in  Savoien 
sich  erhielt,  führt  der  Verfasser  vom  Jahre  1467  an  (S.  368). 
Dafs  man  auch  gegen  Vornehme  rücksichtslos  Gerechtigkeit 
übte,  zeigt  die  Criminalanklage  gegen  den  Savoiischen  Kanzler 
Bolomier.    Der  Verfasser  erzählt  mehrere  interessante ,  ge- 
'   'gen  Savoiische  Hanzier  angestellte  Untersuchungen  (S.  869 
—  876),  und  führt  dann  die  von  den  Nachfolgern  von 
Amadeus  erlassenen  Criminalgesetze  an  (S.  877).  Interes- 
sant ist  ein  abgeschlossener  (S.  879  abgedruckter)  Vertrag 
zwischen  dem  Konig  von  Frankreich  und  dem  Herzog  von 
Savoien ,  wodurch  die  Auslieferung  von  Mordern ,  Falsch- 
münzern und  andern  schweren  Verbrechern,  die  der  Ver- 
trag benennt ,  wechselseitig  zugesichert   wird.  Emanuel 
Filiberls  Verfügungen  in  Criminalsachen  griffen  am  tiefsten 
l     ein  (S.  880) ;  er  hob  die  noch  vorkommenden  Compositio- 
nen  oder  Geldstrafen  für  manche  schwere  Verbrechen  auf, 
und  publicirte  (i56o)  eine  vollständige  Criminalprocefsord- 
i    nung,  mit  dem  Streben,  die  strengste  Aufsicht  über  Hand- 
Ii     habung  der  Justiz  zu  begründen.     Die  procuratori  fiscali 
X     hatten  die  Pflichten  der  Staatsbehörde;  Tortur  kam  vor, 
aber  vielfach  beschränkt;  der  Ankläger  mufste  sich  in  cri- 
!•    raen  inscribiren  und  den  Procefs  bis  zu  Ende  fortführen; 
Vertheidigung  war  immer  erlaubt;  aucK  war  Appellation 
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in  jedem  Falle  f^estattet.  ~    Über  die  Geschichte  des  Le- 
henswesens in  Piemont  liefert  der  Verfasser  S.  388  interes- 
sante Nachrichten.    Der  Grundsatz  der  Unveräufserlichkeit 
der  Lehen  war  in  Piemont  allgemein  anerkannt ;  dagegen 
waren  in  einigen  Gegenden  von  Savoien,  aach  in  Montfe-^ 
rat,  die  Lehen  mehr  patrimonial  und  erblich    (S.  4oi)» 
Eine  Hauptcontroverse  war  in  Piemont,  ob  Geistliche  \emi 
hensfähig  sejen;   Amadeus  YIII  entschied  i432  in  feier*4K 
lieber  Versammlung  gegen  die  Geistlichen  (S.  /^o3)>    — # 
Manche  Nachrichten  beziehen  sich  auf  die  besonderen  Le- 
hensrerhäitnisse  einzelner  Familien  in  Piemont.  —    Die  Ge- 
schichte der  liirchlichen  Verhältnisse  (S.  4^4)  beschrankt' 
sich  auf  die  Angabe  der  Diözesen,  in  welche  Piemont  ein-*^. 
getheilt  war,  auf  die,  wie  in  ganz  Europa,  so  auch  in 
Piemont  sichtbare  Frömmigkeit,  mit  welcher  die  Fürsten 
und  andern  Glaubigen  Reichthümer  der  Kirche  zuwende- 
ten (S.  438),   auf  die  Erzählung  der  Streitigkeiten  der 
geistlichen  und  weltlichen  Jurisdiction  (S.  44o),  auf  den 
Einflufs  der  Kirchenversammlungen  auch  auf  Piemont,  und 
die  Zuge  der  Frömmigkeit  Emanuel  Filiberts  (S.  47*)'  — 
Der  bisherige  Auszug  mag  genügen,  um  unsere  Leser  aaf 
ein  Werk  aufmerksam  zu  machen ,  welches  dem  Verfasser 
zur  Ehre  gereicht ,  und  geeignet  ist ,  zu  zeigen ,  wie  Pie- 
monts  Regenten   in  Bezug  auf  Legislation  den  Fürsten, 
welche  zu  ihrer  Zeit  in  andern  Staaten  herrschten,  nicht 
nachstanden.  ^ 
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Unter  der  Eegierang  der  Kooiginn  Eluabeth  wurde  zuerst, 
durch  ein  Statut  oder  durch  eine  Acte  der  43tten  FtrliiH 
nientssitsnng,  eine  Annentaxe  oder  Steuer  in  England  ein» 
geführt,  welche  in  einem  jeden  Kirchspiele  zur  Unter« 
Stützung  der  gebrechlichen  oder  schwächlichen  Leute  dee* 
Kirchspiels ,  der  Greise  und  der  Blinden ,  (for  rtUmnng  the 
tarne,  Impotent,  old  and  blind,)  —  also  solcher  Personen, 
welche  wegen  ihrer  körperlichen  Beschaffenheit  nicht  im 
Stande  sejn  würden,  ihren  Lehensuntedialt  selbst  sn  er- 
werben, —  auf  die  Grundstücke  und  Gebffude  des  Kirchp 
Spiels  umgelegt  und  Ton  einer  jeden  einzelnen  Gemeinde 
und  deren  Beamten  und  Dienern  zu  jenem  Zwecke  irerweii- 
det  werden  sollte. 

Im  Verlaufe  der  Zeit  hat  man  jedoch  den  Grundsatz 
dieses  Statutes  gänzlich  yerlassen.  Aus  dem  Ertrage  der 
Araientaxe  unterhiit  oder  unterstützt  man  jetst  (und  schon 
seit  langen  Jahren)  nicht  mehr  blos  die,  welche  zum  Arbei> 
ten  untauglich  sind  und  kein  eigenes  Vermögen  besitzen, 
sondern  überhaupt  alle  die,  weiche  der  Unterstützung  be» 
dfirfon  oder  zu  bedürfen  scheinen,  also  auch  die,  welche, 
obwohl  zum  Arbeiten  tauglich ,  keine  Arbeit  finden  können , 
ja  wohl  selbst  die,  welche  nur  nicht  arbeiten  wollen«  Wer 
sich  und  die  Seinigen  nicht  selbst  ernShren  haon^  wendet 
sich  an  du  Kirchspiel,  {the  parishf)  und  verlangt  ron  dle^i 
Sern  ein  Unterkommen  oder  eine  Unterstützung  als  sein 
Recht. 
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Nun  hat  zwar  ein  je<les  Kirchspiel  das  Recht,  nur  den 
'wahrhaft  Hülfsbedürftigen  die  verlangte  Unterstützung  zu- 
kommen zu  lassen.  Aber  im  Durchschnitte  wird  nicht  mit 
Strenge,  sondern  mit  übergrofser  Milde  gegen  die  Armen 
Terfahren.  Man  hilH;  oft  denen,  welche,  wenn  sie  sich 
selbst  nach  Arbeit  umsehen  wollten  oder  wenn  sie  auch 
nur  zum  Arbeiten  Lust  hätten,  ihrem  Bedürfnisse  seihst 
abzuhelfen  ira  Stande  seyn  würden.  Noch  weniger  erforscht 
man  die  Ursachen,  welchen  die  Dürftigkeit  des  Bittstellers 
beizumessen  ist.  Man  sieht  höchstens  auf  das  Bedürfnifs, 
selten  auf  die  Würdigkeit  des  Hülfe  Sucheoden.  Diese 
Nachsicht  oder  diese  Nachlässigkeit  hat  mehr  als  eine  Ur« 
Sache.  Die  besseren  Menschen  sind  überhaupt  mehr  zur 
Milde  als  zur  Härte  gegen  die  Armen  geneigt ;  wenn  sie 
auch  nicht  yergessen  sollten,  dafs  man  mit  Grofsmuth  nur 
über  sein  eigenes  Vermögen  verfügen  darf.  (In  der  vor- 
liegenden SchriH;  wird  an  mehreren  Stellen  des  nachtheili- 
gen Einflusses  gedacht,  welchen  dieser  an  sich  rühmliche 
Hang  der  Menschen  auf  das  Armen wesen  in  England  hat.) 
Oft  werden  die  Verwalter  der  Armentaxe  durch  die  Dro- 
hungen der  Armen  noch  eingeschüchtert.  (S.  das  der  Schrift 
vorgedruckte  Schreiben  der  Commissarien  an  den  Minister, 
des  Innern,  Lord  Viscount  Melbourne,  S.  IV.  und  die  Schrift 
selbst  z.  B.  S.  178.) 

Vielleicht  kommt  in  keinem  Fache  der  Verwaltung  so 
viel  auf  die  Persönlichkeit  und  auf  die  —  mehr  oder  weni- 
ger selbstständige  —  Stellung  derer  an,  in  deren  Hände 
die  Verwaltung  gelegt  wird,  als  in  dem  Fache  der  Armen- 
pflege. Die  Vorsteher  einer  Armenanstalt  müssen  eine  ge- 
naue Kenntnifs  von  dem  Charakter  und  den  Verhältnissen 
derer  haben,  deren  Bedürfnissen  sie  abhelfen  sollen;  sie 
müssen  Strenge  mit  Milde,  Festigkeit  mit  Nachgiebigkeit 
zu  paaren  verstehen ;  so  lästig  und  undankbar  ist  ihr  Ge-  • 
schäft,  dafs  auch  die  besseren  bald  ermüden  werden,  wenn 
sie  sich  ihrem  Geschäfte  nicht  mit  besonderer  Liebe  gewid- 
met haben  oder  wenn  sie  in  ihrer  Wirksamkeit  von  einer 
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iber  fie  gegtelhen  BebSrde  ananfhorlusli  gestM  werden; 
aneb'  deswegen  b^nneo  iie  aicbt  ohne  eine  gewisse  Selbst- 
ständigkeit ihrem  Berufe  genügen,  weil  sie^  von  der  Be- 
gehrlichkeit der  Hüifesuchendea  belagert ,  mit  ibrem  Annfllm 
^e  Maofal  terliefeih,  die  Zndringlieben  absawebren*  In 
England  find  die  BebSrden  fßp  die  Iieitung  und  Beaufsich- 
tigong  der  Armenpflege  nicht  durch  eine  allgemeine  gesetai- 
Ucbe.  Regel  bestimmt»  £in  jedes  Hirebspiel  stebt  för  sick 
(Jedoeb  beben  sieb  bin  .und  wider  swei  oder  mehrere 
^  Kirchspiele  zur  gemeinscJiaftHcheu  Vorsorge  för  ihre  Armen 
Yereiniget)  Wenn  aacb  in  der  Hegel  ein  jedes  Hirebspiel 
seinen  ArmeiiTofrsteber  (otperi^sr)  oder  mehrere  bat,  welobe 
unter  der  Gemeinde  der  Tazpflicbtigen  oder  unter  einem 
Atisschusse  ans  dieser  Gemeinde  stehen,  so  leidet  doch  diese 
Regol  mehrere  Ausnahmen  und  so  bat  doch  in  Einzelbetten 
das  eine  Hirebspiel  diese,  das  andere  andere  Einriebinngen 
für  die  Leitung  des  Armenwesens  getroffen.  An  einer  Cen- 
tralbebörde  (board  of  control)  fehlt  es  gänzlich.  Dagegen 
ist  es  allgemein  Rechtens,  dafs  die  Bulfesncbenden  gegen 
die  Entscheidungen  der  Kircbspielsbehorden  an  die  compe« 
tente  Obrigkeit  appelliren  können.  Nun  hat  zwar  der  Mao» 
gel  an  einer  allgemeinen  gesetzUcben  Regel  für  die  Yer- 
waitnngsformen  allerdings  den  Tortbeil,  dafk  überall  M 
der  Organisation  de«  Armenwesens  die  besonderen  Verhält- 
nisse eines  jeden  einzelnen  Kirchspiels  berücksichtiget  wer- 
den binnen.  Auf  der  andern  Seite  aber  bann  aus  demseU 
ben  Grande  die  Verwaltung  in  einzelnen  Kirchspielen  desto 
leichter  durch  unzweckmäfsige  Formen  gehemmt  oder  der 
gebiibreodeo  Aufsicht  entzogen  oder  in  die  unrechten  Hände 
gelegt  werden.  Eben  so  bann,  so  lange  diese  Einrichtung 
besteht,  kaum  von  einer  obersten  Beauisichtigong  und  Lei- 
tung der  Armenpüege  die  Rede  sejn.  Ein  jedes  einzelne 
Kirchspiel  stebt  nicht  nur  too  den  übrigen  gesondert  da, 
sondiem  sogar  den  andern  feindselig  gegenüber.  Mag  ubri* 
gens  auch  jenes  Recht  der  Hülfe  Suchenden,  an  die  Obrig- 
beiten  zu  appelliren,  bewandten  Umständen  nach  auf  guten  ^ 
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Gründen  berohen,  in  die  Verwaltung  und  in  das  Ansehn 
der  Kirchspielsbeamten  bann  es  nur  störend  eingreifen. 

P,  Wie  in  den  Verwaltungs formen,  so  herrscht  auch 
in  den  Grundsätzen  oder  in  der  Art  der  Verwaltung 
keine  Einheit.  Zwar  giebt  es,  wenn  auch  nicht  in  einem 
jeden  Kirchspiele,  doch  in  allen  gröfseren  Kirchspielen  Ar- 
beilshäuser  {workhouses) ,  in  welchen  alte  oder  sonst  zum 
Arbeiten  untaugliche  Leute,  so  wie  auch  andere  Arme,  un- 
tergebracht und  beziehungsweise  beschäftiget  werden.  Aber 
an  Regeln,  nach  welchen  alle  diese  Hauser  zu  verwalten 
wären,  fehlt  es  gänzlich.  So  ist  z.  B.  in  einigen  dieser 
Häuser  die  Kost  besser,  in  andern  geringer.  (Ein  in  Bezie- 
hung auf  den  Einflufs ,  welchen  solche  Häuser  sogar  auf  die 
Vermehrung  der  Armen  haben  können,  sehr  wichtiger 
Unterschied!)  —  Noch  weit  grofser  ist  die  Verschieden- 
heit der  Grundsätze,  welche  man  bei  der  Unterstützung 
der  Armen  befolgt,  die  nicht  in  das  Arbeitshaus  aufgenom> 
men  werden.  Nur  wenige  Kirchspiele  halten  streng  über 
den  Grundsatz,  Niemanden  zu  unterstützen,  der  nicht  in 
das  Arbeitshaus  gehen  will.  (S.  159.  188.  191.  198.  195. 
2i5.  389.)  Und  in  der  That,  wie  jetzt  die  Sache  steht,  ist 
es  schwerlich  möglich ,  diesen  Grundsatz  überall  durchzu- 
fuhren. In  mehreren  Kirchspielen  sucht  man  sogar  die  Auf* 
nähme  in  das  Arbeitshaus  möglichst  zu  vermeiden;  in  der 
Furcht,  dafs  man  sich  der  einmal  Aufgenommenen  nicht 
leicht  wieder  entledigen  künne.  Fast  in  allen  Kirchspielen 
also  giebt  es  eine  gröfsere  oder  geringere  Anzahl  Armer, 
welche  mit  Geld  aus  dem  Ertrage  der  Armentaxe  unter- 
stützt werden.  Dies  geschieht  bald  so,  dafs  die  Armen 
nach  einem  bestimmten  Tarife,  (je  nachdem  sie  verheira- 
thet  oder  unverheirathet  sind,  Kinder  haben  oder  nicht,) 
wöchentlich  ein  Almosen  erhalten,  ohne  dafs  sie  dafür  ir- 
gend eine  Arbeit  zu  verrichten  haben.  Bald  werden  die 
Armen  von  dem  Kirchspiele  zu  gewissen  Arbeiten,  z.  B. 
zur  Besserung  der  Wege,  verwendet  und  ebenfalls  nach 
einem  bestimmten  Tarife  gelohnt.    In  andern  Kirchspielen 
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werden  die  Armen  als  Arbeiter  unter  die  einzelnen  Kirch- 
Spielsleute  yertheilt,  so  dals  diese  entweder  einen  verhiiit- 
nifsoiiGiigen  Abzug  von  ihrem  Beitrage  zur  Armentaxe  ma- 
chen oder  einen  Zoschofs  zu  dem  Arbeitslohne  erhalten! 
(S.  49*  homnit  sogar  der  Fall  vor,  dafs  man  die  Armen 
förmlich  als  Arbeiter  versteigerte!!) 

Es  hann  nicht  befremden,  da(k  diese  Lage  des  Armen« 
Wesens  in  England  der  Nation  zu  vielen  und  lauten  Klagen 
Veranlassung  gegeben  hat  Vielleicht  ist  das  System  selbst 
oder  der  Grundsatz ,  ron  welchem  man  bei  der  Armenpflege 
ausgeht ,  fehlerhaft.  Auf  feden  Fall  haben  sich  in  die  Yoll- 
Ziehung  der  Armengesetze  eine  Menge  Mir^bräuche  einge- 
schlichen. Sej  es  aus  diesen  oder  aus  andern  Ursachen  | 
die  Zahl  der  Armen  ist  fast  in  allen  Kirchspielen  im  Zn* 
nehmen.  Die  Last,  welche  die  Armentaxe  der  Nation  auf- 
bürdet, ist  so  drückend,  dafs  sie,  io  Verbindung  mit  an- 
dern Lasten ,  an  mehreren  Orten  kaum  getragen  werden  kann* 
(Die  Summe  betrug,  nach  einer  in  den  Times  t.  is.NoTbr. 
i833.  enthaltenen  Angabe,  im  Jahre  i832.  8,255,3 1 5  Pfund 
Sterling!  In  den  einzelnen  Kirchspielen  steht  die  Abgabe 
bald  h(ther,  hald  niedriger«  Denn  ein  jedes  Kirchspiel  muff 
für  seine  Armen  sorgen!)  Und  das  Obel  beschränkt  sich 
nicht  etwa  blos  auf  die  Städte«  Auf  dem  Lande  ist  die  Zahl 
der]Armen  nicht  minder  grofs« 

Das  jetzige  M inisterinm ,  yon  der  Gerechtigkeit  fen«^ 
Klagen  überzeugt,  bestellte  eine  Commission  zur  Unter- 
suchung der  Art,  wie  die  Armengesetze  in  den  einzelnen 
Kirchspielen  io  Vollziehung  gesetzt  wfirden  and  wie  ei# 

'  «     

wirkten,  mit  andern  Worten,  zur  Unterstichnng  des  der» 
maligen  Zustandes  des  Armenwesens  in  England.  Das 
Torliegende  Werk  enthält  nicht  einen  Bericht  dieser  Com^ 
aiission  d.  i.  niebf'elne  Arbeit,  in  welcher  die  gesammeltea 
Thatsachen  planmäfsig  zusammengestellt  und  ans  denselben 
gewisse  allgemeine  Resultate  oder  Folgerungen  gezogen  wa- 
jren«  Nur  eine  kurze  Vorrede,  ein  an  den  Minister  des  In« 
•  nem  gteicbtetes  Sebreabeu,  welches  dem  Werke  Torgedmckl 
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ist,  deutet  die  Resultate  oder  wenigstens  die  HauptresaU 
tate  an,  welche  sich  aus  der  Untersuchung  ergeben  haben. 
(»Die  wichtigsten  und  sicherlich  die  traurigsten  Ergebnisse 
sind«,  —  sagen  die  Commissarien ,  —  »der  Beweis,  dafs 
sich  die  Mifsbräuche  in  der  Verwaltung,  von  weichen  man 
annahm ,  dafs  sie  nur  hin  und  wider  auf  dem  Lande  herrsch- 
ten, fast  über  ganz  England,  auch  in  den  Fabrikstädten, 
verbreitet  haben,  —  der  Beweis,  dafs  Einschüchterung  de- 
rer, welche  bei  der  Verwaltung  der  A.rmentaxe  mit  Strenge 
verfahren  oder  auch  nur  in  dem  Verdachte  der  Strenge 
stehen,  eine  der  am  häufigsten  vorkommenden  Ui^achen 
jener  Mifsbräuche  ist,  —  endlich,  der  Beweis,  dafs  das 
Cbel,  wenn  ihm  auch  an  einigen  Orten  aufserordentliche 
Anstrengungen  und  Talente  Ziel  und  Mafs  gesetzt  haben, 
dennoch,  im  Ganzen,  in  einem  stetigen  und  raschen  Fort- 
schreiten  ist.«)  *  Sondern  das  vorliegende  Werk  enthält 
die  von  der  Commission  eingezogenen  Nachrichten  und  die 
an  sie  von  den  Ortsbehörden  erstatteten  Berichte  in  ihrer 
ursprünglichen  Gestalt,  ausgenommen,  dafs  nur  die 
interessanteren  Protokolle  und  Berichte,  (geordnet  nach  den 
Grafschaften  Englands,)  mitgetheilt  sind.  Man  kann  also 
von  dem  Werke  allerdings  sagen:  Rudis  indigestaque  molesl 
ohne  übrigens  den  Mitgliedern  der  Commission  einen  Vor» 
wurf  zu  machen ,  da  sich  ihr  Auftrag  nicht  auf  eine  Beai*- 
beilung  der  gesammelten  Materialien  erstreckte.  Doch  ist 
das  Werk,  gerade  wegen  dieser  seiner  Gestalt  und  Be- 
schafifenheit ,  zugleich  besonders  belehrend  und  anziehend. 
Man  gewinnt  so  eine  lebendigere  und  anschaulichere  Kennt- 
nifs  von  dem  Zustande  des  Armenwesens  in  England ,  als 
wenn  das  Buch  eine  Bearbeitung  des  gesammelten  Stoffes 
enthielte.  Die  Einzelheiten  treten  besser,  z.  B.  in  ihrem 
Zusammenhange  mit  örtlichen  Verhältnissen,  hervor.  Man 
hört  nicht  Einige,  sondern  Viele,  einen  Jeden  auf  seine 
Weise,  sprechen,  klagen  und  rathen.    ^  .^^j. 

Gleichwohl  würde  es  zweckwidrig  seyn,  in  dieser  Zeit-  . 
Schrift  nur  eine  der  Ordnung  des  Werkes  folgende,  mehr 
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oder  woAiger  au^hrlicJUe ,  AasLoige  «eiaes  lahalta«  *—  alsQ 
eioen  Auszug  aus  ein#m  Aussog^i  —  su  gebeu.    Ein  sol« 

eher  Bericht  wurde  dem  Umrisie  eines  Bildes  gleichen, 
dessen  Werth  m  der  Ai|,$führung  besteht.  Am  weaigjsten 
würde  er  dem  euswärtigea  —  dem  nicht  eDgUschen  —  Pii<» 
blicnm  willkommen  seyn.  Ich  will  also  hier  eine  Bearbei- 
tung der  Mareriaüen  zu  geben  versuchen,  welche  das  Werk 
in  Überfluis,  f^lhäit,  eine  Bearbeitung,  welche  sich  übe^ 

^Jt  !?^'*^^Mll^^l^^  Folgen  der  England  herrschenden 
AraipA  und  über  die  Heilmittel  des  Übels  yerbreitet. 
^ein  Freund  von  Vorreden  wüi  ich  nicht  bei  den  Schwie> 
rigkeiten  des  Unternehmens  etc»  etc.  verweilen«  LtgatU- 
€l  judieent ! 

Der  Eindruck,  welchen  das  Werk  in  dem  Leser  zu- 
rucklärst«  ist  allerdings  niederschlagend.    Welche  Masse  von 
Ellend!  von  sifüttiidiw  yforderbi^n!  wc^he  Aussichten  in  diß 
Zukunft!    Doch  darf  man  nicht  übersehen,  dab  sich  ei^ 
Übel,  das  man  aufsucht,  das  man  aus  dea  Verhältnissen 
und  Umgehungen,  durch  welche  es  gemildert  oder  in  Schät- 
zten gestellt  wird,  gleichkam  hen^usreirst,  in  der  Einbildungs- 
kraft vergrüfsert.    Noch  weniger  darf  man  an  der  ZukonQ: 
einer  Nation  verzweifeln ,  welche  so  viel  Greises  und  Herr- 
licjies  unt9rn<^mmen  und  ausgeführt  hat,  wie  die  englische. 
,Anf  jeden  Fall  kann  man  sich  durch  den  Gedanken  aufrich- 
ten oder  begeistern,  dafs  em  jedes  Übel,  w^enn  und  in  wie 
£^n  es  aus  4cn  Einrichtungen  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
fa^rvoi9geht  ,  durch  andere  von  dieser  Gesellschaft  xu  tretende 
JE:iiunchtungen  auch  mit  Erfolg  bekfimpft  werden  kann. 

l.  Über  die  IJrsacbea  der  Armuib  {pauperism) 

io  Englaud 

Die  hier  «u  beantwortende  Aufgabe  ist  nttht  die,  <ib 

der  WohUtand  Englands,  die  Nation  als  ein  Ganzes  betrach- 

.1)  Auf  die  bio8  au  einem  einxelnen  Orte  wirksamen  Urtaehea  (•. 
StBt.S.  112*)  haan  und  werde  ich  jedoch  hier  nicht  eingehen. 
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,  tat,  im  Sinken  «ey,  und,  wenn  er  im  Sinken  seyn  sollte, 
•OS  welchen  Ursachen.    Wenn  eine  Nation  verarmt,  so  ist 
die  fast  unausbleibliche  Folge  davon  allerdings  die,  dafs, 
sollte  auch  der  WohlsUnd  Ali  er  mehr  oder  weniger  ver' 
mindert  werden,  dennoch  Einige  mehr,  die  Andern  weni- 
ger  leiden;  so  wie  umgekehrt,  wenn  ein  Theil  der  Nation 
verarmt,  auch  die  Nation,  als  ein  Ganzes,  verlieren  muf«. 
Gleichwohl  kann  sich  der  Fall  auch  so  stellen,  dafs  eine 
Nation  reich,  ihr  Wohlstand  sogar  im  Steigen  ist,  und  daft 
sie  gleichwohl  viele  Arme  zählt    (Unter  Armen  verstehe 
ich  in  dieser  Abhandlung  jederzeit  diejenigen,  welche  aus 
irgend  einem  Grunde  nicht  im  Stande  sind,  die  zu  ihrem 
Lebensunterhalte  nothwendigen  Bedürfnisse  aus  eigenen  MiU 
teln  zu  bestreiten,  die  also  verkümmern  und  umkommen 
müssen,  wenn  sie  nicht  von  Andern  unterstützt  werden.) 
Und  gerade  dieser  Fall  dürfte  der  der  englischen  Nation  seyn. 
Sie  gleicht  einem  Löwen,  der  schläft,  nicht  weil  er  entkräf- 
tet ist,  sondern  weil  er  die  Ruhe  liebt. 

Sondern  die  Frage  ist  die:  Warum  besteht  ein  Theil 
der  Nation,  und  ein  nicht  unbedeutender  Theil,  aus  Armen? 
warum  ist  das  Übel,  (allen  Nachrichten  nach,)  im  Zuneh- 
men?   Wenn  übrigens,  bei  der  Beantwortung  dieser  Frage, 
besonder«  von  der  arbeitenden  Volksklasse  d.  i.  von 
derjenigen  Volksklasse  die  Rede  seyn  wird ,  welche  sich  auf 
dem  Lande  oder  in  den  Städten  (in  den  Fabriken)  mit 
mechanischen  Arbeiten  beschäftigt,  so  ist  der  Grund 
der,  dafs  überall,  wo  es  eine  Verschiedenheit  der  Vermö- 
gensverhältnisse  und  der  Stände  giebt,  zuerst  und  am  mei- 
sten diese  Klasse  von  dem  Übel  der  Armuth  heimgesucht 
wird.    Denn  sie  ist  wegen  ihres  Lebensunterhaltes,  in  der 
Regel,  blos  auf  ihrer  Hände  Arbeit  angewiesen. 
.     Eine  Nation  kann  ihre  Bedürfnisse  nur  mit  dem  Loh- 
ne  ihrer  Arbeit  bestreiten,  sey  es  mit  dem  LohneSeincr 
Arbeit,  die  sie  dermalen  (oder  fortlaufend)  verrichtet',  sey 
es  mit  dem  Lohne,  der  ihr  von  einer  bereits  verrichteten 
Arbeit  übrig  geblieben  ist.    Dasselbe  gilt  von  einem  jeden 
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einzelnen  Menschen.  Der  Mensch  mufs  arbeiten  oder  gear* 
heilet  haben  oder  Andere  müssen  för  ihn  arbeiten  oder  ge* 
arbeitet  baben,  wenn  «r  leben  will* 

Die  Menschen,  man  mag  sie  nun  als  Einzelne  oder 
als  vereinigt  zu  einer  Nation  betrachten ,  —  yerarmen  da* 
her,  wenn  sie  entweder  nicht  arbeiten  kennen  d.i.  nicht 
cidli'Arhdyi^'%ilg)l^  odeVf  wenn  sie  »cht  arbeiten 
iS'Wrfen,  oder,  wenn  sie  nicht  im  Stande  sind,  Arbeit  zu 
iiiideu,  weiche  lohnt,  oder,  wenn  sie  nicht  arbeiten  . 
wollen,  oder  endlich ,  wenn  sie  mehr  ans  geben,  ab  - 
einnehmen.  Das  sind  die  fSnf  allgemeinen  Ursachen, 
auf  welche  sich  die  Armuth,  in  allen  ihren  Gestalten  tind 
Graden,  im  Grofsen  nnd  im  Kleinen,  snrückföbren  Üfst; 
oder  das  sind  Tielmehr  die  Anf  allgemeinen  Rnbrilien  oder 
Klassen ,  unter  welche  alle  besonderen  Ursachen  der  Armuth 
gebracht  werden  kennen  und  müssen.  Aach  Kapitalien  muTs« 
ten  dorch  Arbeit  gesammelt  werden;  auch  Kapitalien  wer» 
den  erschöpft,  wenn  sie  nicht  dorch  Arbeit  ergSnst  und 
^  durch  Wirthschaftlichkeit  erhalten  werden. 
~  ^  V  Yon  diesen  fünf  Drsachen  wird  jedoch  in  dem  Folgen* 
m^^mMmrümit  «nd  die  Tier te  in  nifaere  oder  heion. 
dere  Betrachtung  gezogen  werden. 

'  Denn  die  Klagen,  welche  iu  England  über  die  Zunah* 
^MT atf^  Jl>mMI  geführt  werden,  betreffen  am  wenigsten 
tti^lfMrl%'l»f4^  d.  i.  die  Blasse  derjenigen  Armen,  weU 
che,  weil  sie  z.  B.  aus  Altersschwäche  oder  wegen  eines 
Gebrechens  nicht  arbeiten  können,  einer  ünterstützaog 
imt  Mtniüeiten^lBtteln  bedürfen.  Der  Plan  m  einer  Re- 
Jiawn^tje»  Ai^iipiiftiesena  g^t  Tielmehr  haoptsichlich  dahin, 
die  Verwendung  der  Armentaxe  wieder,  gemäfs  dem  6ta- 
tote  der  Königin  Elisabeth,  auf  diese  Riasäe  der  Armen  sa 
hesehrinhen. 

Eben  so  wenig  stehen  diese  Klagen  mit  der  zweiten 
Ursache  der  Armuth  in  Verbindung.    In  England  giebt  es 
nicht  eine  Unzahl  Ton  Feiertagen }  die  öffentliche  Bf  einung  • 
wSrdiget  nidit  diejenigen  herab ,  welche  ihren  Lebensunte^ 

t 

I 

i 

Digitized  by  Google 


a82  Armtnpflege  in  England, 

halt  mit  ihrer  Hände  Arbeit  yerdienen;  die  anglicanische 
Kirche  kennt  keine  Monchsgelübde.  Man  darf  arbeiten, 
wenn  man  nur  Arbeit  suchen  will  und  Arbeit  finden  kann. 

Endlich,  die  in  England  herrschende  Arnouth  ist  aller- 
dings der  fünften  Ursache  in  einem  hohen  Grade  beizu- 
messen. Allgemein  und  wohlbegründet  ist  die  Klage,  dafs 
eine  Hauptursache  der  Verarmung  in  der  Unwirthschafllich- 
keit  eines  grofsen  Thciles  der  arbeitenden  Volksklasse  liege, 
dafs  diejenigen,  welche  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstutzt 
werden,  fast  ohne  Ausnahme  an  nichts  so  wenig,  als  ans 
Sparen  und  Wirthschaf ten ,  denken.  (Vergl.  z.  B.  S.  178. 
35i.)  —  Gleichwohl  war  diese  Ursache  desCbels  hier  nicht 
für  sich  in  Betrachtung  zu  ziehen.  Denn  sie  ist  nicht 
eine  ursprüngliche  oder  selbstständige  Ursache  der  in  Eng- 
land herrschenden  Armuth.  Sondern  jene  Unwirthschaf^lich- 
keit  der  arbeitenden  Volksklasse  und  der  Armen  ist  eine 
Folge  von  dem  Zustande  des  Armenwesens  in 
England.  Weil  und  in  wie  fern  dieser  mit  der  Nothwen- 
digkeit,  durch  Arbeit  den  Lebensunterhalt  zu  erwerben, 
den  Willen  zum  Arbeiten  aufhebt  oder  vermindert,  (wo- 
von weiter  unten  die  Bede  seyn  wird,)  mufs  er  auch,  sei- 
nem Wesen  nach,  jene  Unwirthschaftlichkeit,  jene  Sorglo- 
sigkeit wegen  der  Zukunft,  zur  Folge  haben.  —  Aller* 
dings  kann  Unwirthschafllichkeit,  —  Mangel  an  Sparsam- 
keit, Hang  zur  Verschwendung,  —  für  sich  eine  Ursache 
sejn,  dafs  eine  Nation  arm  ist  oder  dafs  ein  Theil  der  Na- 
tion verarmt.  Aber  das  ist  eine  der  wohlthätigsten  Folgen 
der  Civilisation,  dafs  sie,  wenn  ihr  anders  nicht  eine  feh- 
lerhafte Gesetzgebung  entgegenwirkt,  die  Menschen  besorg- 
ter für  ihre  Zukunft  macht.  Der  Wilde  lebt  für  den  An- 
genblick,  der  civilisirte  Mensch  zugleich  in  der  Zukunft. 
Nun  giebt  es  zwar  auch  civilisirte  Nationen ,  zu  deren  Oha- 
rakterzugen  der  Hang ,  nicht  für  die  Zukunft  zu  sorgen , 
zu  gehören  scheint.  (So  kann  man  vielleicht  die  Franzosen 
nicht  ganz  von  diesem  Fehler  freisprechen.  Wenigstens 
ist  die  Zahl  derer ,  welche  in  Paris  alljährlich  in  den  i>fient- 
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liehen  Wohlthätigkeitsanstalten  sterben,  bedauerlich  grois!) 
J>och  dem  Nationalcharakter  der  Englaruiei  kano  man  dio» 
«eA  Yorwarf  otcht  maehen*  Die  Englaader  werden  (in 
«DoFchschiiitle)  noch  durch  einen  besonderen  Grand, 
dorch  ihre  Liebe  zur  Unabbängig^keit,  —  mr  Sparsamkeit 
bestimmt.  Sie  wollen  sieb  |  so  bald  als  möglich ,  oder  doch 
ifir  ihr  Alter,  ein  Vermögen  erwerben,  das  sie  iinabhSngig 
macht.    (j4n  independenl  /ortutie,) 

A.   Können  in  England 
nichtAUey  welche  zum  Arbeiten  tauglich  uud  bereit  sind| 

ArJbeit  finden,  die  lohnt? 

nnd, 

gesetzten  Falles,  ans  welchen  Ursachen? 

Die  Thatsacbe ,  dafs  in  England  nicht  Alle,  welche  ar* 
beiten  können  und  wollen,  Arbeit  finden,  die  lohnt,  darf 
ich  ^nstweilen  als  bekannt  und  anerkannt  Toraassetzen«  Sie 
v,'ud  übrigens  durch  das,  was  ich  in  der  Folge  über  die 
Ursachen  dieser  Erscheinung  sagen  werde,  eine  mehr  als 
genugende  Bestatigong  erhalten. 

Man  glanbe  nicht,  diese  Erscheinang  schon  und  allein 
nach  dem  (von  M althos  so  trefilich  begründeten  und  er- 
läuterten) Natnigesetee  erklären  zu  können  und  zu  müssen, 
nach  welchem  sich,  im  natürlichen  Laufe  der  Dinge,  in 
einem  jeden  Lande  die  Bevölkerung  unaofhörlich  und  stetig 
in  einem  gröiseren  Verhaitnisae  vermehrt,  als  in  welchem 
die  Masse  der  Eneognisse  des  Landes,  die  %we  UnterhalT 
^ng  seiner  Einwohner  nnentbehrlich  sind ,  vermehrt  werden 
kann  2).  Denn  es  sind  zwei  wesentlich  verschiedene  Din- 
ges Ein  Lnnd  kann  nicht  alle  seiae  Einwohner  ernähren) 
—  and:  In  einem  Laade  können  nicht  alle  die,  welche 

2)  Doch  geht  Malthus  wohl  Tiel  zu  weit«  wenn  «T  annhnmt, 
dafs  sich  die  Bevölkerung  in  einem  geometriidlfn,  die  Masse 
der  Lebensmittel  nur  in  einem  arithraetiaelMi  ▼arhfiUnItte 
vermehre. 
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es  bewohnen,  ihren  Lebensunterhalt  (durch  Arbeit)  erwer- 
ben. Ein  Land  kann  recht  wohl  im  Stande  sejn,  alle  seine 
Einwohner,  sej  es  unmittelbar  oder  mittelbar,  (mittelbar 
d.  i.  mittelst  des  Tauschrerkehres  mit  dem  Auslande,)  zo 
ernähren,  und  gleichwohl  können  nicht  alle  seine  Einwoh- 
ner im  Stande  seyn,  sich  im  Lande  (durch  ihre  Arbeit  und 
ohne  Unterstützung  durch  Almosen)  zu  ernähren.  Und  ge- 
rade in  diesem  Falle  befindet  sich  wohl  England.  Wie 
könnte  man  behaupten,  dais  England  nicht  im  Stande  sej, 
seine  gesammte  Bevölkerung  zu  ernähren ,  da  die  Masse 
und  Mannigfaltigkeit  der  VVaaren,  die  es  ausfuhrt,  so  grofs, 
sein  Handel  so  ausgebreitet  ist?  da  es  seine  Armen  (im 
Durchschnitte)  eher  zu  reichlich  als  zu  kärglich  bedenkt? 
da  es  nur  in  Mifsjahren  Getreide  zur  Nothdurf^^einzufuhrea 
braucht?  —  Doch  soll  mit  allem  diesen  nicht  so  viel  be- 
hauptet werden,  als  ob  das  oben  angeführte  Naturgesetz 
mit  der  vorliegenden  Aufgabe  in  gar  keiner  Verbindung 
stände.  Wenn  und  da  in  England  nicht  alle  Einwohner  i 
des  Landes  Arbeit  finden  können,  die  lohnt,  so  mufs  jenes 
Gesetz,  weil  und  in  wie  fern  es  die  Vermehrung  dieser 
Volksklasse,  unmittelbar  oder  mittelbar,  zur  Folge  hat,  auch 
zur  Vermehrung  der  Zahl  der  Armen  beitragen.  Nur  so 
viel  wollte  ich  sagen,  dafs  jenes  Gesetz  nicht  schon  für 
sich ,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  andern  Ursachen ,  zur 
Lösung  der  vorliegenden  Aufgabe  benutzt  werden  könne. 

^  Eben  so  wenig  kann  man  diese  Aufgabe  mit  dem  Aus- 
spruche abfertigen:  Wo  es  Reiche  giebt,  (und  in  Eng- 
land  giebt  es  eine  grofse  Anzahl  reicher  Leute  und  Fami- 
lien,) giebt  es  auch  Arme!  —  Allerdings  kann  es, 
wenn  man  von  Reichthum  und  Armuth  vergleichungs- 
weise  spricht,  bei  einer  Nation  keine  Reichen  geben, 
wenn  es  nicht  bei  ihr  Arme  (d.  i.  minder  Wohlhabende) 
giebt.  Aber,  wenn  man,  wie  bei  der  vorliegenden  Aufgabe 
geschehen  mufs,  unter  Armen  diejenigen  versteht,  welche 
sich  selbst  zu  ernähren  nicht  im  Stande  sind,  so  enthält 
jener  Spruch  einen  schweren  Irrthum.    Das  Einkommen]  der 
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Reichen  ist  nicht  etwa  ein  Raub,  der  an  dem  Einkommen 
r    Anderer  begangen  wird.    Weit  eher  kannte  man  sagen: 
Wo  es  Reiche  giebt ,  giebt  es  desto  weniger  Arme.    ( Denn 
Beichthum  ist  das  Vermögen ,  yiele  Hände  zu  beschäftigen.) 
Jedoch  auch  dieser  Satz  würde  falsch  seyn.    Der  Reichtham 
Einiger  kann  nach  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  und 
f     Umstände  bald  zur  Vermehrung,  bald  zur  Verminderung 
der  Zahl  der  Armen  beitragen.     (Wie  er  nach  dieser  An« 
I     sieht  in  England  wirke ,  davon  wird  weiter  unten  die  Rede 

7  Wenn  in  England  nicht  Alle,  die  zum  Arbeiten  taug» 

lieh  und  bereit  sind,  Arbeit  finden  können,  (ich  spreche 
jederzeit  von  einer  Arbeit,  die  lohnt,)  so  hat  dieser  Zn* 
stand  der  Dinge  mehr  als  eine  Ursache  und  so  wird 
nicht  selten  die  Wirksamkeit  der  einen  Ursache  durch  ihren 
Zusammenhang  mit  einer  andern  verstärkt.  Ich  will  jetzt 
diese  Ursachen,  mit  Rucksicht  auf  die  vorliegende  Schrift, 
anzugeben  versuchen.  Ihrer  allgemeinen  Beschaffenheit  nach 
sind  sie  nicht  etwa  blos  in  England  Ursachen  der  Armuth. 
Aber  in  England  sind  sie  bald  auf  eine  eigenthumliche  Weise, 
bald  in  einem  besonders  hohen  Grade  in  Thätigkeit. 

Erstent:  Überall,  wo  die  Arbeiten  getheilt 
sind,  —  wo  sich,  (der  hier  in  Betrachtung  zu  ziehende 
Fall,)  ein  Theil  der  Nation  mit  der  Production, 
ein  anderer  mit  der  Fabrication,  wieder  ein  an* 
derer  mit  der  Handlung  oder  mit  den  Hülfsge- 
werben  des  Handels  beschäftiget,  —  kann  Ar« 
muth  so  entstehen,  dafs  sich  einem  gewissen  Be- 
rufe mehr  Arbeiter  zuwenden  oder  zugewendet 
haben,  als  sich  in  diesem  Berufe  ernähren  kön- 
nen. Je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  Ge- 
werbe so  oder  anders  betrieben  wird,  ist  diese 
Gefahr  grofser  oder  geringer.  Es  können  ferner 
in  dem  einen  oder  in  dem  andern  Gewerbe  Sto- 
ckungen eintreten,  so  dafs  dieses  Gewerbe  nicht 
mehr  die  bisherige  Anzahl  Arbeiter  zu  beschäf- 
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tigen  Yermag.  Noo  steht  es  swer  den  Arbeiteroi 
irelebe  so  enfser  Bröd  gesetzt  werden,  frei,  ein 

onderes  Gewerbe  zu  ergreifen.  AI)  er  dieser 
Wechsel  kann  dnrch  mehr  als  eine  Ursache  er« 
Schwerte  snweilen  geradeta  onmöglich  gemaclit 
werdeo.  Aof  leden  Fall  ist  der  Übergang  reo 
einem  Gewerbe  zn  dem  andern  nicht  augenblick- 
lieh  bewerkstelligeU 

Man  kann  wobi  behanpten ,  dafs  diesen  Gefahren  Ter- 
zugsweise,  ja  wesentlich  diejenigen  wegen  ihres  Ans- 
kommens  oder  wegen  der  Nachhaltigkeit  ihres  Auskommens 
nnsgeaetst  sind,  welche  sieb  mit  der  Fabrication,  (mit 
der  Tersrbeitnng  der  Natorersengnisse,)  beschäftigen.  Bei 
den  Gewerben  dieser  Gattung  läfst  es  sich  oft  nicht  so  leicht 
übersehen  oder  berechnen,  wie  vieler  Hände  das  Gewerbe 
bedftrfe*   Ein  solches  Gewerbe  ksnn  p15tnlieh  einen  Anf« 

schwang  nehmen  und  dann  wieder  eben  so  plötzlich  in  Ab- 
nahme gerathen«  Denn  es  kann  der  Betrieb  des  Gewerbes 
ipB.  unter  der  Herrschaft  der  Mode  atehen.  Oder  es  ken- 
nen,  ohne  daft  das  Gewerbe  ins  Stocken  gerllb,  durch  die 
Anwendung  ileaerfundener  oder  auch  schon  bekannter  Ma- 
scbinen,  die  Arbeiter,  welche  das  Gewerbe  bisher  bescblf- 
tigte ,  sam  llieil  entbebriicb  gemacht  werden.  Und  niebt 
immer  können  die  nun  unbeschäftigten  Arbeiter  so  leicht 
ein  anderes  Unterkommen  finden.  Zum  Landbane  ist  der 
Fabrikailieiter  ohnehin  wenig  tauglich«  Aber  ancb  eine  an* 
dere  Art  der  Fabrieation  liSnn  er  nicht  so  leicht  waUettf 
da  eine  jede  besondere  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  fordert. 
—  Ancb  in  England  trifft  die  Handwerkslente  and  Fabrik- 
arbeiter  nicht  selten  das  Schicksal,  sn  Terarmen  (S*  to8L 
162.  169;  zuweilen  auch  wegen  eines  Unglücksfalles ,  S.  i47« 
369.);  und  besondere  Umstände  vermehren  sogar  die 
Ge&br.  Denn:  t.  England  fabricirt  weit  mehr  Waarea« 
(namenttieb  fetsen-  und  Stablwaaren,  nnd  Woltenwaaren,) 
als  es  zu  seinem  eigenen  Gebrauche  bedarf.  Es  ist  daher 
wegen  der  Lage  seiner  mit  der  Fabrieation  beschäitigteo 
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BeTÖlkerung'  von  dem  Auslande,  z.  B.  von  der  Handels- 
politik anderer  Regierungen,  ron  dem  Wohlstände  anderer 
Nationen,  abhängiger,  als  ein  Land,  dessen  Fabrication  sich 
grofstentheils  auf  den  eigenen  Bedarf  beschränkt.    2.  Es 
kommt  zuweilen  zu  einer  Collision  zwischen  der  Handels- 
politik der  Regierung  und  dem,  angeblichen  oder  wirk- 
lichen, Interesse  der  Fabrication.    Die  Regierung  hat  seit 
Jahren  (Huskisson)  die  Freiheit  der  Waareneinfuhr  begün- 
stiget, in  der  Überzeugung,  dafs  man  nicht  verkaufen  kann, 
wenn  man  nicht  einkauft.    Aber  einige  Gewerbe  verdank- 
ten, und  einige  verdanken  noch  jetzt  ihr  Gedeihen  eii;er 
entgegengesetzten  Politik.    Als  z.  B.  vor  einigen  Jahren  der 
auf  Seidenwaaren  gelegte  Einfahrzoll  herabgesetzt  wurde, 
wurde,  besonders  in  der  Nähe  von  London,  eine  grofse 
Anzahl  Seidenarbeiter  brodlos.    {Und  doch  hat  sich  auch 
in  diesem  Falle  der  Grundsatz  der  Handelsfreiheit  am  Ende 
bewährt.    Denn  es  hat  gleichwohl  die  Fabrication  gewisser 
Seidenwaaren,  besonders  solcher,  in  welche  Baumwolle  ver- 
webt wird,  zugenommen.)     3.  Die  Zahl  der  Gewerbe, 
welche  in  andern  Ländern  von  einzelnen  Meistern,  in  Eng- 
land aber  fabrikmäfsig  betrieben  werden,  schon  jetzt  be- 
deutend ,  ist  noch  immer  im  Steigen ;  was  allemal  die  Folge 
hat,  dafs  weniger  Menschenarbeit  n5thig  ist.    Dieselbe  F'olge 
ist  mit  dem  sehr  ausgedehnten  und  immer  zunehmenden 
Gebrauche  der  Maschinen  bei  der  Fabrication  verbunden. 
(S.  339.  357.)    Von  Jahr  zu  Jahr  werden  neue  Maschineo 
erfunden ,  diese  und  die  schon  länger  bekannten  vervoll- 
kommnet oder  allgemeiner  eingeführt.    Die  Aussicht  in  die 
Zukunft  t  welche  das  Maschinenwesen  der  arbeitenden  Yolks- 
klasse  und  der  Nation  eröffnet,  wurde  noch  ungewisser  und 
düsterer  sejn,  wenn  sich  nicht  aus  so  vielen  Thatsachen 
ergäbe ,  dafs  Maschinen ,  indem  sie  die  Waare  wohlfeiler 
machen  und  so  den  Verbrauch  derselben  vermehren,  denn 
doch  am  Ende  die  Nachfrage  nach  Menschenarbeit  steigern. 
So  beschäftigte  die  Fabrication  der  Baumwollen waaren  im 
Jahre  1766  nicht  ganz  3o,ooo  Meioichen;  jetzt,  da  sie  der 
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Stolz  der  Mechanik  ist,  bescbäiliget  sie  wenigstens  eine 
Million  Menschen!  ^) 

Jedoch  die  hier  in  Frage  stehende  Ursache  der  Ar- 
muth  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Städte  und  Fabrikorte; 
auch  auf  dem  Lande  giebt  es  aus  dem  Grunde  eine  grofse 
Anzahl  Armer,  weil  mehr  Arbeit  angeboten,  als  begehrt 
wird.    Ja  es  scheint  sogar  das  MifsTerhältnifs  zwischen  An- 
gebot und  Begehr  (und  daher  die  Zahl  der  Armen  und  der 
Druck  der  Armentaxe)  auf  dem  Lande  noch  gröfser  zu' 
sejn,  als  in  den  Städten  und  Fabrikorten.  —    Das  tjbel 
entsteht  hauptsächlich  aus  der  Art ,  wie  der  Grund  und  Bo- 
den  in  England  yertheilt  ist,  und  aus  dem  gesammten  Zu- 
stande der  englischen  LandwirthschafV.     Die  Grundstücke 
sind  in  den  meisten  Gegenden  Englands  von  einem  sehr  be- 
deutenden Umfange;  sie  sind  grofse  Landgüter;  der  Grund 
und  Boden  ist  verhältnifsmalsig  das  Eigenthum  einiger  we- 
nigen Auf  diesen  Landgütern  wird  bei  weitem  nicht 
so  yiel  Hausgesinde  gehalten,  dafs  mit  demselben  allein  das 
Gut  Jahr  aus  Jahr  ein  gebaut  und  bewirthschaftet  werden 
lionnte,  sondern  nur  etwa  so  Tiel,  als  zur  Verrichtung  der 
ständigen  Arbeiten  erforderlich  ist.    (Und  diese  mindern 
sich  überdies  noch  dadurch,  dafs  einige  derselben,  namcnt- 
lieh  das  Dreschen,  sehr  allgemein  durch  Maschinen  ver* 
richtet  werden.)    Sind  nun  von  Zeit  zu  Zeit,  (z.  B.  zur 
Bestellzeit  oder  zur  Erndtezeit,)  mehr  Hände  erforderlich, 
so  nimmt  man  für  die  Arbeit,  die  man  nicht  mit  seinen 
Leuten  verrichten  kann,  Arbeiter  tag-  oder  wochenweise 
in  Lohn.     Diese  Arbeiter  wohnen  zur  Miethe  oder  be- 
sitzen höchstens  eine  Kothe ,  {a  cottage,  ein  kleines  Bauer- 
haus,) zu  welchem  im  besten  Falle  ein  kleines  Gartenstück 

8)  S.  die  Times  vom  5.  October  1838.  v<r  i 

^   4)  Da«  englische  Wort:  Farmer»^  sollte  man  durch:  Landwirthe, 
ond  nicht  durch:  Pachter,  übersetzen.    Farmers  werden  auch 
die  Grundeigenthümer  genannt,  welche  ihr  Grundstück  selbst 
bewirthschaftcn.    Doch  werden  die  sehr  grofscn  Grundstöcke 
.   ^st  insgesammt  (fi;anz  oder  in  Theilen)  in  Pacht  gelben. 
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gehört  Ihr  Taglohn  ist  also  fast  ihr  einziger  Verdienst, 
ihre  alleinige  Einnahme.  Alles  dieses  zusammengenommen, 
kann  man  den  Zustand  der  Landwirthschaft  in  England  kurz 
80  schildern:  Der  Landbau  wird  fabrikmäfsig  betrieben; 
aber  die  Fabriken  dieser  Art  können,  ihrem  We- 
sen nach,  nicht  alle  ihre  Arbeiter  Jahr  aus  Jahr 
ein  beschäftigen.  Die  Frage  ist  nun  nicht  die,  ob 
eine  solche.  Wirlhschaft  ökonomisch  vortheilhaft  oder  Öko- 
nomisch nachtheilig  sey.  Nur  ihr  Einflufs  auf  die  Lage  der 
arbeitenden  Yolksklasse  kommt  hier  in  Betrachtung.  Da 
liegt  aber  am  Tage,  dafs  es  auf  dem  Lande  in  dieser  Klasse 
fast  unausbleiblich  eine  Anzahl  Arme  geben  müsse  ^).  Denn 
jene  Tagarbeiter  sind  ganz  in  derselben  Lage,  wie  die  Ar- 
beiter in  einer  Fabrik,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  ins  Stocken 
geräth;  ja  vielleicht  in  einer  noch  schlimmeren,  weil  die 
Stockungen  regelmäfsig  und  von  ziemlich  langer  Dauer  sind. 
Um  sich  die  Nothwendigkeit  dieser  Folge  noch  anschau- 
licher zu  machen,  braucht  man  nur  den  Zustand  der  Land- 
wirthschaft in  England  mit  dem  der  Landwirthschaft  in  an- 
dern Ländern  zu  vergleichen.  Z.  B.  in  den  deutschen 
Staaten  besitzen  diejenigen ,  welche  auf  dem  Lande  für 
Taglohn  arbeiten,  meist  so  viel  Grund  und  Boden,  dafs  sie 
den  Taglohn  mehr'  oder  weniger  als  einen  Üb  er  verdienst 
betrachten  können.  Anderwärts  wird  die  Arbeit,  die  nicht 
mit  dem  Hausgesinde  bestritten  werden  kann,  von  Fröh- 
nern,  die  ebenfalls  angesessen  sind,  verrichtet.  (Hierbei 
erlaube  ich  mir,  beiläufig  die  Bemerkung  zu  machea,  dafs 
die  Aufhebung  der  Frohnen,  welche  in  so  vielen  deutschen 
Staaten  im  Werke  oder  auch  schon  ausgeführt  ist,  so  viel 


5)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dafs  alles  dieses  nur  die  Re- 
gel ist. 

6)  Jedoch  zufällig  oder  bedingungsweise  kann  diese  Lage  der 
Sachen  auch  einen  wohlthätigen  Einflurs  auf  das  Armenwesen 
haben,  —  wenn  der  gesammte  Grund  und  Boden  eines  Kirch- 
spiels nur  einen  oder  zwei  Eigenthümer  hat.   S.  147. 
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auch  för  diete  Mifsregel  spricht,  gletöEnrobl  ^16  naohlliel» 

Hge  Folge  haben  konnte ,  dafs  sich ,  mit  der  Zahl  der  Tag- 
arbeiter, die  Zahl  der  Armen  vermehrtis.  Das  iat  nun 
einmal  das  Looa  memcUicIier  Eiatichtmigen  ^  junl  bona 
mixim  malis!) 

Die  Wirksamkeit  der  hier  in  Frage  sichenden  Ursache 
der  Armnth  wird  in  England  noch  dadurch  Terstarkt ,  daft 
die  das  Heimathsrecbt  betreffenden  engMsehen  Gesetsei 
{the  law  oj  scLiUmentf)  höchst  fehlerhaft  sind.  So  schnell 
d.  u  durch  einen  so  kurzen  Aufenthalt  iiann  man  an  einem 
Orte  das  Beimathsrecht  ^  i  di^s,  Beeht  aitf  Unterstutsong 
ans  der  Armenlaxe  erwerben ,  dalli  ein  jedes  Kirchspiel  alles 
Mdglicbe  thut,  un^  die  Übersiedlung  unvermögender  oder 
arbeitftloier  Leute  zu  Terbindernk  (St  %*  &  196*  t^) 
Wenn  daber  an  einem  Orte  weniger  ArMi  begehrt  als  ai^ 
geboten  wird ,  so  küncen  die  nicht  beschäftigten  Arbeits- 
leute selten  an  einem  andern  Orte  ihr  Unterkommen  finden» 
Weniger  seheiol^  die  Yolksklasse  durch  Cfberzabligkeit  su 
leiden,  welebe  sieb  mit  der  Handlung  und  deren  Hul&ge- 
werben  beschäftiget.  Jedoch  verdient  angeführt  zu  wer* 
den ,  dafs  sieb  in  einer  Gegend  die  Zahl  der  Armen  bedeur 
tend  Termebrte,  als  gegen  das  Sebmoggeln  wirksamere  MaTs* 
regeln  ergriffen  wurden.    (S.  25.) 

Zweitens :  Schon  die  so  eben  erläuterte  Ursache 
mufs  den  Arbeitslohn  herabsetzen)  nnd^  nach«  Befinden | 
'  in  dem  Grade,  dafs  er  cum  Lebensnnterbalte  des  Arbeiters 
nicht  hinreicht.  Und  sie  hat  diese  Folge  um  so.  mehr,,  da 
die  Arbeitsherren,  (besonders  die  Landwirthe,)  geneigt 
sind,  Torzugsweise  diejem'gen  Arbeiter,  welche  dem  Kirch.* 
spiele  zur  Last  fallen ,  zu  beschäftigen ,  ja  diese  wohl  selbst 
den  tuchtigeren  Arbeitsleuten  vorzuziehen,  bald  uro  den 
Druck  der  Armentaxe  zo  mindern,  bald  weil  ein  Tbeü  des 
Lobnes  von  dem  Hirobspiele  übertragen  wird«  (S.  36.  8a« 
101.  12g.  878.  38i.  383.)  —  Jedoch  in  England  kommen 
noch  andere  Ursachen  hinzu,'  welche  schon  Jär  sich 
die  Folge  babM,  d^n  Arbeitslohn  (wenn  aaeb  nicht 
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den  oominellen,  doch  den  reellen)  herabzadrüclien. 
Dahin  gehören  z.  B*  die  Gesetze,  welche  die  Freiheit  der 
Getreideeinfuhr  beschränken.  Denn  der  Arbeitslohn  kann 
nicht  immer  mit  den  Fruchtpreisen  Schritt  halten.  (Auf- 
fallen kann  es,  dafs  in  der  vorliegenden  Schrift  dieser  Ge- 
setze nur  selten  Erwähnung  geschieht)  Eben  so  dürften 
SU  diesen  Ursachen  der  hohe  Betrag  der  Staatsauflagen  — 
und  mittelbar  der  der  Staatsschulden  —  zu  rechnen  seyn. 
Denn,  wie  man  auch  die  Steuern  umlege,  —  allemal  sind 
sie  ein  Abzug  von  dem  Einkommen  der  Nation  und  von 
dem  eines  jeden  einzelnen  Einwohners.  Und,  wenn  sich 
schon  eine  jede  Ausgabe  in  der  Begel  wieder,  unmittelbar 
oder  mittelbar,  in  eine  Einnahme  verwandelt,  so  kommt 
doch  diese  Einnahme  nicht  immer  der  Nation  und  noch  we- 
niger der  arbeitenden  Volksklasse  zu  statten. 

Drittens :  Die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  in 
einem  Lande  Arbeit  finden  honnen,  steht  in  ei- 
nem gewissen  Verhältnisse  mit  dem  Kapitale  der 
Nation;  jedoch  nicht  blos  mit  der  Gröfse  dieses 
Kapitales,  sondern  zugleich  mit  der  Art,  wie  es 
vertheilt  ist  und  wie  es  verwendet  wird.  —  So 
grofs  nun  auch  das  Kapital  der  englischen  Nation  ist ,  so  ist 
es  doch  nicht  gerade  so  vertheilt,  wie  es  in  dem  Inter- 
esse der  arbeitenden  Volksklasse  vertheilt  seyn  konnte  und 
sollte.  Das  gilt  vorzugsweise  oder  vielleicht  allein  von  dem 
im  Landbaue  wirkenden  Kapitale.  Die  F'abrication  und 
die  Handlung  ziehen  überall ,  wo  sie  im  Schwünge  sind , 
einen  verhältnirsmäfsig  grofseren  Theil  des  National  kapitales 
an  sich ,  als  die  Landwivtfaschafl.  Denn  in  jenen  Gewerben 
kann  man  weit  gröfsere  und  schnellere  Gewinne  machen, 
als  im  Landbaue.  Jene  Gewerbe  können  sogar  nicht  oder  . 
wenigstens  nicht  im  Grofsen  betrieben  werden,  wenn  man 
nicht  in  denselben  ein  bedeutendes  Kapital  anlegt,  während 
ein  Landgut,  auch  wenn  es  mit  einem  geringen  Kapitale 
bewirthschaitet  wird,  noch  immer  eine  Rente  abwirft.  Das 
englische  Maothsystem  begünstiget  zwar  sowohl  die  Pro- 
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duction  als  die  Fabiication  ;  aber  keinesweges  mit  demsel- 
ben Erfolge;  z.B.  schon  deswegen  nicht,  weil  es  wohl  der 
Fabrication,  nicht  aber  der  Fruchtproduction  das  Monopol 
des  Absatzes  im  Inlande  zuwenden  kann.     Gleichwohl,  wo 
die  Landgüter  grofs  sind ,  können  sie  auch  nur  mit  grofsen 
Kapitalien  oder  von  grofsen  Kapitalisten  gut  bewirthschaftet 
•werden.    "Wo  hingegen  die  Landgüter  klein  sind,  kann  oft 
Arbeit  {spade  labour)  die  Stelle  des  Kapitales  vertreten. 
Nicht  selten  stellt  sich  der  Fall  auch  so,  dafs,  wenn  eine 
gewisse  Morgenzahl  unter  Mehrere  yertheilt  ist,  das  Ge« 
sammtkapital  dieser  Grundeigenthümer  sogar  mehr  beträgt, 
als  das  Kapital,  welches  ein  einziger  Eigenthümer  dieser 
Morgenzahl  oder  sein  Pachter  in  den  Boden  und  auf  die 
Wirthschaft  verwenden  konnte  und  würde.    Unter  allen  die- 
sen Umständen  kann  noch  überdies  ein  jedes  neue  Staats- 
anlehn  ins  besondere  auf  das  Interesse  der  Landwirthschaft 
nicht  anders,  als  nachtheilig,  einwirken.     Denn,  indem  ein 
solches  Anlehn  die  Kapitalien  an  sich  zieht,  wendet  es  diese 
unmittelbar  und,  theiis  aus  der  oben  angegebenen  Ur- 
sache ,  theiis  wegen  der  Mängel  des  englischen  Hypotheken- 
systemes,  vorzugsweise  von  dem  Landbaue  ab.  Diesel- 
ben Kapitalien  aber  kehren  nicht  immer,  in  Ausgaben  ver- 
wandelt, zur  Landwirthschaft  verhältnifsmäfsig  zurück;  am 
wenigsten  diejenigen ,  welche  von  einer  auswärtigen  Regie- 
rung in   England  aufgenommen   worden  sind.      (Auf  die 
Frage,  welchen  Einilufs  die  schon  so  hoch  gestiegene  Staats- 
schuld des  britischen  Reichs  auf  den  Kredit  der  Landwirthe 
habe ,  will  ich  hier  nicht  eingehen.    Sie  eröffnet  der  Unter- 
suchung einen  Abgrund.    Wer  mag  sagen ,  was  Grofsbri- 
tannien  ohne  seine  Staatsschuld  seyn  würde  oder  was  es 
wegen  seiner  Staatsschuld  nicht  ist.)  —    Ferner;  Schon 
das  Gesammtkapital  der  englischen  Nation  hat  io  den  neae- 
ren  Zeiten  einige  sehr  empßndliche  Verluste  erlitten ;  z.  B. 
durch  unglückliche  Darlehne  ans  Ausland,  durch  einige  vor- 
übergehende Erschütterungen  des  Privalkredits ,  durch  die 
Schwankungen  des  Geldwerlhes.    (Aus  der  Aufhebung  der 
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Londner  Bank  wieder  znr  £inl5soiig  ihrer  Ndten  gef^en  Geld 

verpllicIiteL  und  so  der  Alleinhei  i  scliait  des  Papiergeldes 
einKude  gemacht  hat,  leiten  Einige  sogar  alle  die  Übel  ab, 
ao  welchen  der  ifiboimmclie  Zastand  der  Nation  iddeL) 
Diese  Verlasie  bonoten,  anf  jeden  FaH,  auch  auf  die  Lage 
der  arbeitenden  Volbsklasse  nicht  anders,  als  nachtbeilig,* 
wirken,  Beiiondera  aber  ist.  das  .Hapitai  «der  Landwirthe 
bart  angegriffen  worden;  liaiiplsaehiich  dureh  das  Sinkee 
der  Fruchtpreise  und  durch  das  Steigen  der  an  die  Graf- 
schaft nud  an  das  Kirchspiel  zu.  entrichtenden  Taxen.  Sie 
können  jetst  an  vielen  Orten  weit  weniger  Arbeiter , .  als. 
«hemals,  besckafligen.  (S.  i3o«  i34.  i45.  167.  i650  Der 
Zehnte,  der  auf  der  ^^lelirzahl  der  Grundstücke  haftet, 
mufste  unter  diesen  Umstaodea  noch  nachtbeiliger  auf  die 
Landwirtbscbi^ft  einwirken,  als  ^r  schon  an  sich  auf  die 
LandwirthschaA;  wirkt  (S*  i35.)  —  Endlich:  Anch  Ton 
der  Art,  M'ie  in  England  das  Nationaicinkommen  v  er  wen* 
det  wurde  und  verwendet  wird,  liefse  sich  nachweisen,' 
dafs  sie  «ini  Theil  nicht  djsm  InterjCsae  der  arbeitenden  ^ 
VolUsUlasse  entsprach  und  entspricht.  Doch  enthalte  ich 
mich  der  Ausführang  des  Satzes,  da  ich  sonst  auf.  die  alU. 
gemeinen  Grundsätze  der  Wirtbscbaitslehre  eingehen  müls^ 
te,  anch  dieser  Ursache  nur  eine  untergeordnete  Stelle  an* 
zuweisen  seyn  durfte.  Nur  um  ein  Beispiel  zu  geben,  will 
ich  der  iUage  gedenken,  dafs. so,  viele  Engländer  ihr  Ein- 
kommen im  Auslande  verzehren.  (Doch  wird  diese  Klage 
noch  mehr  in  Ireland  geführt)  - 

V iertens:    Im  Hintergründe  aller  dieser  Ursachen 
steht,  bald  als  Haupt-  bald  als  Hülfsmacht,  die  von  Jahr 
zu  Jahr  .steigende  Volkszahl.   .  An  einigen -Orten»  . 
scheint  diese  sogar  die  einzige  (Quelle  der  Armulli  zu  se^'u.  t 
(S.  52.  102.  i3i.) 

Wie  anderwärts  nimmt  auch  in  England  besonders  in 
den  UB^rsten  Yolksklassen  die  M^schenzahl  zu,  werden 
also  schon  deswegen  besonders  diese  Yolksklassen  von  den 
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nachtheiligen  Folgeo  der  Übervolkeniog  heimgesucht.  Wer 
wenig  oder  nichts  hat,  entschliefst  sich  am  leichtsinnigsten 
zu  einer  Heirath.  Denn,  wer  nichts  zu  rerlieren  hat,  kann 
bei  einer  Veränderung  seiner  Verhältnisse  nur  gewinnen. 
Am  wenigsten  ist  der  Fabrikarbeiter  ein  guter  Rechner. 
Denn  er  gleicht  einem  Glücksspieler;  eine  Fabrik  geht  ein- 
mal gut,  einmal  schlecht;  aber  in  gaten  Zeiten  vergifst  er 
leicht  der  schlechten ,  die  da  kommen  kannten.  —  Zuwei« 
len  sind  Kinder  für  den  Unbemittelten  sogar  ein  Reichthum; 
wenn  er  sie  schon  in  ihren  frühen  Jahren  in  seinem  Ge- 
werbe oder  in  einer  Fabrik  beschäftigen  kann.  (In  Eng- 
land finden  eine  Menge  Kinder,  schon  in  einem  noch  sehr 
zarten  Alter,  besonders  in  den  Baumwollenfabriken,  Arbeit 
und  Verdienst.  Eine  Bill,  ihe  Factory BUl ,  welche  im 
Jahre  i833.  Gesetzeskraft  erhalten  hat,  nimmt  sich  mit 
preiswürdiger  Menschlichkeit  des  Schicksals  dieser  Kinder 
an ,  indem  sie  z.  B.  die  Zahl  der  Arbeitsstunden  bestimmt 
Aber  wird  nicht  dieses  Gesetz  auf  der  andern  Seite  zur 
Vermehrung  der  Armuth  beitragen ,  da  es  den  Verdienst 
der  Kinder  vermindern  raufs  ?  da  mehrere  Fabrikherren  un- 
willig über  die  Aufsicht  sind,  welcher  sie  das  Gesetz  ud. 
terwirft?  Oder  wird  es,  indem  es  das  Einkommen  der  El- 
tern mittelbar  schmälert,  leichtsinnigen  Heirathen  in  einem 
gewissen  Grade  ▼orbeugen?  Die  Nebenfolgen  einer  Mafs- 
regel  sind  am  schwersten  zu  berechnen.) 

Doch  in  England  wird  die  Zunahme  der  Men- 
fchenzahl  in  den  untersten  Volksklassen  noch 
durch  eine  besondere  Ursache  begünstiget  und 
beschleuniget;  und  zwar  durch  die  Armenlaxe 
selbst,  oder  durch  die  Art,  wie  die  Taxe  ver- 
waltet und  Tcrwendet  wird.  —  An  mehreren  Orten 
werden  die  Armen  nach  einer  bestimmten  Scala  unterstützt, 
so  dafs  ein  Ehepaar  so  und  so  Wel  mehr  Almosen,  als  ein 
Unverheiratheter,  erhalt,  dafs  Eltern  für  ein  jedes  Kind  so 
und  so  viel  erhalten ,  oder  dafs  wenigstens  die  Unterstützung 
mit  der  Zahl  der  Kinder  steigt.    Da  kann  das  Heiratben 
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find  Kinder^ttligeii  togar  eioe  lekr  glite  SpecuUtion '  seyn^ 
(6.  d«.  108.  iio.)  Da  ist  es  (^k>ner  der  Torthefl  der  Be- 
ttteuerteii ,  verh^irathete  Arbeiter^  damit  diese  nicht  dem 
ÜRrchst^fele  zur  Last  fallen,  deh  norerheiralhetto  Torzdx!^ 
heu   (8.  tfi<).) 

Auch  der  unerfreuliche  Zuwachs,  welchen  die  Be?5I- 
kerung  durch  uneheliche  Kinder  erhält ,  steht  in  £ng- 
lniid  mit  der  Verweödong  der  Ariäentaxe  ia  elttem  eigen* 
thUmlidbeii  2iasainmenhange.  Mutter  hat  die  Gei- 

wifsheitf  von  dem  Kirchspiele  für  sich  uod  für  ihr  Kind 
Unterstützaog  zu  erhalten«  Nun  genügt  zwar  ihr  Eid»  dai 
Kind  einem  Manne  anznyatern.  Aber  selten  kann  das  Kirch- 
spiel von  dem  wirklichen  oder  angeblichen  Vater,  (denn 
falsche  Eide  kommen  nicht  selten  Tor,  122.  385.)  Er- 
fa|z  fordern ,  oder  die  Einnahme  wird  von  den  Proceft* 
hosten  ▼erschlnngen.  (S.  186.)  —  Überbaopt  machten  die 
eoglischen  Gesetze,  welche  die  unehelichen  Kinder  betref- 
fen ^  einer  durchgreifenden  Re?ision  bedürfen.  (S.  392.  398.) 
Has  <^eseti  des  franzSsiscben  bfirgerlichen  Gesetzbnebes  , 
welches  den  unehelichen  Kindern  die  Vaterscbaftslilage  ter» 
sagt,  so  ^ehr  es  auch  auf  den  ersten  Blick  anfialien  kann, 
Verdient  tielleicht  dennoch  Beacbtüng. 

*  *  ^ 

Noch'  giebt  es  in  England  eine ,  (wMn  iüb  mich  diesea 

AusdrucliS  bedienen  darf,)  wandernde  I>  e  v  u  l  U  er  u  n  g , 
welche  an  einigen  Orten  Übervölkerung  zur  Folge  hat  und, 
sowohl  anmittelbar  als  mittelbar,  zur  ErhShong  der  Armen« 
taxe  beitragt;  ich  meine  die  Arbeiter,  wefcbe  aus 
Ireland  einwandern.  Es  kommen  nämlich  alljähr* 
Ucb  eine  grofse  Anzahl  IrelSnder  nach  England,  um  hier, 
aos  Mangel  an  Verdienst  in  ihrem  Yaterlande  oder  in  der 
Hoffnung  avf  einen  besseren  Lohn,  Arbeit  zu  soeben.  In 
den  neuesten  Zeiten  hat  sich  die  Zahl  dieser  Einwanderer 
sogar  yermehrt,  da  die  Überfahrt  dorch  die  Einföhrang 
der  Dampfschiffe  wohlfeiler  geworden  ist.  Nnn  arbeitet 
«war  der  Englander  mehr,  als  der  Irelander;  aber  nicht 
eben  so  genügsam,  wie  dieser,  auch  tbeurer.   Darum  giebt 
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man  nicht  selten  diesem  ?or  jenem  den  Vorzag.  Auch  da- 
durch wird  diese  Einwanderung  befordert,  dafs  es  an  man- 
chen Orten  wirklich  von  Zeit  zu  Zeit  an  Händen  fehlt, 
weil  sich  die  Engländer ,  um  ihr  Heimathsrecht  nicht  zu 
verlieren ,  scheuen ,  in  einem  fremden  Kirchspiele  Arbeit  zu 
suchen.  Wenn,  unter  diesen  Umständen,  die  Arbeiter  aus 
Ireland  uberall,  wo  sie  erscheinen,  den  Arbeitslohn  herab- 
drucken und  so  die  Lage  der  einheimischen  Arbeiter  yer* 
schlimmem  müssen ,  so  bürden  sie  noch  überdies  dem  Kirch- 
spiele of^  unmittelbar  eine  neue  Last  auf.  Nicht  allen  Ein- 
gewanderten  glückt  es;  andere  verlieren  mit  der  Zeit  das 
Unterkommen,  das  sie  anfangs  fanden.  (Ihre  Händelsucht, 
ihre  Liebe  zu  berauschenden  Getränken  ist  bekannt  genug.) 
Sie  müssen  dann  von  dem  Kirchspiele  unterstützt  oder  auf 
dessen  Kosten  nach  der  »grünen  losei^^  zurückgeschafft 
werden.    (S.  272.  849.  363.) 

Erwägt  man  nun,  dafs  alle  diese  in  dem  Obigen  ver- 
einzelt  erörterten  Ursachen  nach  demselben  Ziele  hinar- 
beiten ,  dafs  sie  einander  gegenseitig  heben  und  halten ,  dafs 
ihre  Wirksamkeit  nicht  selten  durch  örtliche  Verhältnisse 
und  zufällige  Ereignisse  verstärkt  wird,  so  ist  man  versucht, 
die  in  England  herrschende  Armuth  allein  daraus  abzuleiten , 
dafs  Viele,  so  gern  sie  auch  arbeiten  wollten,  dennoch 
nicht  Arbeit  finden  können.  Und  doch  fehlt  es  Vielen 
auch  an  dem  Wullen. 

es  in  England 
denen , 

welche  Arbeit  verrichten  und  finden  könnten, 

zum  Theil 
an  dem  Willen,  zu  arbeiten? 

und, 

aus  welchen  Ursachen? 

Der  Mensch  arbeitet  von  Natur  nicht  aus  Lust  und 
Liebe  zum  Arbeiten,  sondern  nur  aus  Zwang.  AUei'dings 


Digitized  by  Google 


Armenpflege  in  England*         '  1^7 

giebt  es  z.  B.  in  dem  heutigen  Europa  Viele,  welchen  Ar- 
beit Lust  ist.  Allein  diese  Lust  ist  eine  Frücht  der  Cuitur 
und  diese  isl  selbst  eine  Frucht  der  Verhältnisse,,  welche 
die  Menschen  sam  Arbeiten  nothigen.  Dem  Netnrmen» 
sehen,  (dem  Wilden,)  geht  Ruhe  über  alles;  er  liebt  das 
S|>iel^  weil  es  eine  Beschäftigung  ohne  Arbeit  ist.  Übri« 
gc;ns,  wi^  sjcji  imch  die  Verhältnisse  gestellt  haben  mögen 
und  welche  Fortschritte  auch  die  Gnitar  hei  einem  Volke 
gemacht  habe,  allemal  ist  und  bleibt  der  mächtigste  Sporn 
snm  Arbeiten  —  Zwang«  Man  befreie  einen  gewissen  Stand 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  Ton  diesem  Zwange,  und  er 
ist  der  Gefahr  ausgcsLtzt,  sich  dem  Müfsiggange  zu  ergeben, 
in  die  Fehler  des  i^aturmenschen  zu  verfallen. 

Der  Zwang,  welcher  die' Menschen  snm  Arbeiten  ur* 
.  spriine^lich  nöthiget ,  entsteht  theils  daher,  üals  sich  der 
Mensch  seinen  Lebensunterhalt  ^)  durch  Arbeit  zu  Ter« 
schaffen  hat,  theils  daher,  dals  sich  der  Mensch  mit  Kons t- 
Waffen  anszurüsten  hat,  um  sich  seiner  Mitmenschen  mit 
desto  besserem  Eriolge  erwehren  zu  können.  —  Hier  wird 
jedoch  nur  fon  d^om  ersteren  Mothstaade  die  Rede  tejm, 
da  dieser  allein  mit  der  rorliegenden-  Hauptaufgabe  in  Zu- 
samnienbang  steht.  Auch  eiilsjtriii^^L  vielleicht  der  andere 
Nothstand  erst  aus  jenem.  Habsucht  und  das  Verlangen, 
■  Anderen  die  Arbeit  au&ubiirden,  entzündet  yielleicht  stt.ei^ 
den  Kampf.  »  Die  Noth wendigheit,  in  welche  die  Natur 
den  Menschen  versetzt  hat,  für  seinen  Lebensunterhalt  zu 
sofgen,  hat  schon  unmittelbar  die  Folge,  dals  der  Mensch 
eine  Menge  Arbeiten  Terrichten  mub,  um  z.  B«  N^hrongs« 
mittel  zu  gewinnen ,  um  sie  aufzubewahren  oder  zu  verviel- 
ialtigen,,,nm  sie  geniefsbar  oder  genielsbarer  zu  machen; 
Arbeiten,  za  welchen,  um  auch  nur  das  BedSrfiiifs  sa.  be« 
friedigen,  nach  BeschafPenhdt  des  Landes  und  des  Klimas, 
sehr  yicl  Mühe  und  Kunst  erforderlich  seyn  kann.  Aber 
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aas  derselben  Nothwendiglieit  entsteht  dieselbe  Föl|e**n89P 
überdies  mittelbar;  wenn  sich  die  Menschen  mehr  und 
mehr  an  einander  drängen,  wenn  in  dem  Lande  der  Boden 
schon  überall  seinen  Herrn  hat,  wenn  daher  die  Nichtange- 
sessenen genothiget  sind ,  Mittel  zu  erdenken ,  wie  sie  sich 
von  den  Grundeigenthümern  Nahrung  und  Obdach  und  StofXe 
zur  Bekleidung  yerschaffen  können.  —  Man  versetze  also 
einen  Menschen  oder  einen  Stand  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft in  die  Lage,  dafs  er  nicht  zu  arbeiten  braucht,  um 
zu  leben,  so  entzieht  man  ihm  die  mächtigste  und  oft  die 
einzige  Triebfeder  zum  Arbeiten  und  so  wird  er,  wenn  er 
nicht  eigene  Mittel  (oder  Kapitalien)  hat,  fast  unausbleiblich 
verarmen,  weil  er  nicht  arbeiten  will. 

Gerade  in  diese  ]L»age  aber  wird  in  England  die  gc- 
sammte  arbeitende  Yolksk lasse  durch  die  Armentaxe ,  so  wie 
diese  Taxe  verwaltet  und  verwendet  wird ,  versetzt ;  wenig- 
stens in  vielen ,  wo  nicht  in  den  meisten  Kirchspielen.  Die- 
jenigen, welche  ihren  Lebensunterhalt  nür  mit  ihrer  Hände 
Arbeit  verdienen  können,  sind  nicht  genÖthiget,  zu  ar- 
Jbeiten  und  zu  sparen.  Sie  haben  die  Gewifsheit,  dafs  denn 
doch  am  Ende  das  Kirchspiel  für  sie  sorgen  mufs.  Es  ist 
unter  einer  jeden  Voraussetzung  schwer,  die  Armen,  welche 
Unterstützung  verdienen  d.i.  die,  welche  nicht  zu  arbeiten 
im  Stande  sind  oder  welche  auch  bei  dem  besten  Willen 
heine  Arbeit  finden  können,  von  den  Unwürdigen  Zu  unter- 
scheiden. In  England  aber  wird  an  sehr  vielen  Orten  die 
Würdigkeit  schlechthin  nicht,  sondern  nur  der  Mangel  be- 
rücksichtiget. (S.  77.  99.  174.)  Man  unterstützt  ins  beson- 
dere auch  diejenigen,  welche  zwar  noch  immer  einen  Ver- 
dienst haben,  jedoch  nicht  einen  so  reichlichen,  als  bisher, 
anstatt  dafs  man  diese  durch  Versagung  der  verlangten 
Hülfe  veranlassen  sollte,  ihren  Aufwand  zu  beschränken  oder 
grofsere  Anstrengungen  zu  machen.  (S.  110.)  Unter  diesen 
Umständen  müfste  entweder  die  Lage  derer,  welche  aus 
öffentlichen  Mitteln  unterstützt  werden ,  sehr  drückend  oder 
die  Scheu  vor  der  Abhängigheit,  in  welche  Armuth  ver- 
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setzt,  sehr  grof^  seyn,  wenn  sich  die  Zahl  der  Armen  g^cb- 
wiM  mdil  Yermefaren  sollte.  Aber  die  Skooomwehe  Lage 
ipt  Armen  ist  oft  aidit  sofaleckter  ond  amweilea  sogar  bes- 
ser, als  die  der  selbststä'ndigen  Arbeiter.  (S.  2o3.  217.  ae6. 
358.)  Nar  Wenige  scbeaea  sieb ,  too  dem  Kirchspiele  Uiw 
terstfitneng  Süi  mkngen  und  «nsnnehineii.  Die  Meisten 
glauben,  tndeiii''eie  sieh  an  das  Kirchspiel  wenden  und  baU 
ten,  nur  ihr  gutes  Recht  geltend  zu  machen;  wie  konn- 
ten sie  die  Aasübuog  eines  Rechts  für  schimpilicb  oder 
berabwSrdigend  erachten?  (8.  145.  176*  180.)  —  An  eini- 
gen Orten  wird  der  hier  in  Frage  stehende  Zwang  zum 
Arbeiten  noch  durch  eine  besondere  Ursache  vermindert; 
ünA  die  sor  ünterttfttanng  der  Armen  gestifteteo  Wohl- 
MllglieitlMnisedlen.  (ChariUsi^  »  tJberali ,  wo  es  Rldster 
gab  oder  giebt ,  gab  oder  giebt  es  auch  Bettler.)  Diese  An- 
seilten wirken  om  so  nacbtbeiliger,  da  ihre  Verwaltung  yon 
dir  TÜBrwütöng  der  Armentaxe  günsUeh  unabhingig  ist 
(8.  180.  eo6.  s89.) 

Wenn  anter  diesen  Umständen  die  Zahl  der  Armen  fast  , 
unavsbleiblich  Ton  Jahr  za  Jahr  zunehmen  mnfs ,  so  ist  ans 
denselben  IJrsaehen  noeb  weniger  sn  hoffen,  dafs  die|ent- 
gen,  welche  von  dem  Kirchspiele  einmal  Unterstützung  er- 
halten haben,  den  Willen  haben  werden,  sich  ihren  Le- 
bensmiterhalt  wieder  selbst  zo  erwerben.  Almosen  sind  ein 
Gift,  das,  wie  das  Opium,  einmal  gehostet,  den  Dorst  naeh 
einem  bleibenden  Genosse  erregt.  (S.  85.  2^6.)  Der  Mus- 
siggaog  wird  eine  Leidenschaft  $  es  fehlt  za  einem  besseren 
Etttscblasse  der  Geistesmatb.  —  Es  kommt  in  der  rorlie- 
genden  Schrift  (S.  ai8.)  ein  interessanter  Stammbanm  einer 
Familie  ror,  welche  nun  schon  in  der  vierten  Generation 
«nansgesetzt  aus  der  Armeotaze  unterstiilzt  wird.  Sie  sfiblt 
in  der  Tttarteu  Generation  nicht  weniger,  als  8  Mfife. 

In  dem  Obigen  ist  nun  an-  und  ausgeführt  worden, 
wie  die  Armentaxe  unmittelbar  die  Folge  hat,  dafs  die- 
jenigen, weldie  Arbeit  Terricbten  und  finden  hgnnten, 
nicbt  ariimtin  wollen,  oder,  wie  sie  dem  Willen  zum  Ar- 
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beiten  die  mächtigste  Triebfeder  entzieht.  Aber  dieselbe 
Folge  hat  sie  noch  überdies  mittelbar.  Indem  sie  zur 
Vermehrung  der  Zahl  der  Armen  beiträgt,  vermehrt  sie 
zugleich  die  mit  der  Armuth  überhaupt  verbundenen  mora- 
lischen Übel  oder  die  Masse  derer,  welche,  weil  sie  von 
Almosen  leben  oder  sich  auf  Almosen  verlassen,  überhaupt 
einen  eigenthümlichen ,  und  zwar  einen  dem  Arbcitsfleifse 
nichts  weniger  als  günstigen,  Charakter  haben.  Jedoch  es 
wird  in  dem  zweiten  Abschnitte  der  schichlichere  Ort  seyn, 
von  den  moralischen  Folgen  der  Armuth  zu  sprechen. 

Man  hat,  in  England  selbst,  das  in  der  arbeitenden 
Volksklasse  eingerissene  Verderben,  und  namentlich  die  Ar- 
beitsscheu oder  die  Verschwendungssucht  dieser  VoklsUlasse ^ 
noch  aus  andern  Ursachen  abgeleitet.  Ich  will  nur  einige 
von  diesen  Ursachen  hier  namhaft  machen;  diejenigen,  über 
welche  man  in  England  am  häußgsten  und  am  lautesten  ge- 
hlagt hat.  —  Um  dem  Branntweintrinken  entgegenzuarbei- 
ten ,  hat  eine  neue  Parliamencsacte  gestattet ,  Bierhäaser. 
ohne  eine  besondere  obrigkeitliche  Erlaubnifs  zu  erofiPnen. 
Seitdem  hat  sich  an  vielen  Orten  die  Zahl  der  ßierhäuser 
nicht  wenig  vermehrt.  Es  wird  nun  von  mehreren  Seiten 
die  Klage  geführt,  dafs  diese  Unzahl  von  Bierhä'usern  den 
untern  Volksklassen  Gelegenheit  und  Veranlassung  zum  Müs- 
siggange  etc.  gebe.  (S.  24.  100.  17O.)  Eben  so  wird  dar- 
über geklagt,  dafs  man  die  Feier  des  Sonntages  mehr  und 
mehr  vernachlässige.  In  der  letztabgelaufenen  Zusammen-, 
hunft  des  Parliaments  (i833.)  wurde  eine  Bill  eingebracht,, 
welche  die  Stille  eines  englischen  Sonntages  noch  düsterer 
gemacht  haben  würde.  .    J)  f> 

Ich  weifs  jedoch  nicht,  ob  nicht  die  eine  und  die  an- 
dere  Klage  die  Wirkung  mit  der  Ursache  verwechsle.  Ja 
ich  würde  noch  weiter  gehen,  so  sehr  auch  diese  Äufse- 
rung  in  England  Vielen  auffallen  möchte ,  wenn  anders  die* 
ser  Aufsatz  in  England  Leser  finden  sollte.  Ich  würde  be* 
haupten  oder  vermuthen,  dafs  die  Strenge,  mit  welcher 
man  in  England  über  die  Feier  des  Sonntages  hält,  auf  die 
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MoralitSi  der  unteren  YoiksklaMen  eher  nachlheilig  alt  Tor- 
theilhaft  wirke.    Man  gestatte  den  Arbeitsleaten',  sieh  am 

Sonntage,  nach  beentli^tera  Gottesdienste,  auch  gerausch- 
ToUen  Vergnügungen  hinzugeben.  Sie  werden  dann ,  in  der 
-Aassicht  auf  den  Sonntag,  die  Werhtage  üher  desto  fleifsK 
ger  arbeiten.  Der  Sonntag  der  Christen  soll  anch  ein  Freu« 
dentag  seyn.  Freilich,  wer  die  Armen  noterhalten  muTs, 
wird  sich  auch  für  berechtiget  erachten,  diejenigen  za  be^ 
Tormanden,  die  er  zu  unterhalten  dereinst  genothiget  seya 
kann. 

Dagegen  möchte  die  Klage  nur  zu  gegründet  seyn, 
dafs  an  mehreren  Orten  das  Wildern,  ^poaohing,)  darch 
seinen  Einilofo  aof  den  Charakter  und  sonst,  zor  Vermeh- 
rung der  Zahl  der  Arnacn  besonders  beitrage.  Das  Wil- 
dern gewohnt  an  den  Mufsiggang.  Auch  ist  der,  weicher 
die  Macht  über  heramgeschweift  ist,  weder  geneigt  noch 
geschickt,  den  Tag  darauf  zu  arbeiten.   (S.  94.  142.) 

»  'r 

IL    Von  den  Folgeo, 

welche 

die  Armuth  in  England  bat 

Wie  die  Ursachen ,  so  sind  anch  die  Folgen  der  Ar^ 

mutli  ihrem  allgemeinen  Charakter  nach  überall  diesel- 
ben. Überall,  wo  ein  Tbeii  der  Nation  verarmt  ist,  ist 
nicht  nur  die  Klasse  der  Amen,  sondern  anch  die  Nation 
fiberhanpt  in  einer  unheimlichen  Lage.  Doch  der'  Grad, 
bis  zn  welchem  das  Übel  bei  ciaer  Nation  gestiegen  ist, 
und  eben  so  die  Art,  wie  es  mit  dem  gesammten  Znstande 
der  Nation  Terwebt-  ist ,  machen  den  Unterschied.  Daher 
durfte  der  Gegenstand ,  welchen  die  Überschrift  dieser  Ab- 
theilung bezeichnet ,  nicht  nnberücksichtiget  bleiben. 

Zuvorderst  von'  den'  moralischen  Folgen  d»  u  von 
dem  ESflflosse  der'Amiuth  auf  den  Charakter..  Alle 
die,  welche  den  Charakter  der  Armeo  2u  erforschen  Yer- 
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anlassung  und  Gelegenheit  hatten,  werden  die  Worte  der 
Schrift :  Armuth  lehret  yiel  Böses !  bestätiget  gefunden  ha- 
ben.    Auch  in  dem  vorliegenden  Werlte  wird  die  Klage 
über  den  yerdorbenen  Charakter  derer ,  welche  aus  der  Ar- 
menkasse unterstützt  werden,  über  ihren  Stolz  und  Trotz, 
über  ihre  Faulheit,  ihre  Unwirthschaftlichkeit ,  ihre  Völle- 
rei, ihre  Unsauberkeit ,  ihre  Verschlagenheit,  ihre  Nicht- 
achtung der  aus  dem  Familienbande  entstehenden  Pflichten, 
TOD  einer  Menge  Stimmen  wiederholt.    Das  Obel  erstrecht 
sich  noch  weiter;  es  hat,  (eine  besonders  bedauerliche  Er- 
scheinung!) die  arbeitende  Volksklasse  überhaupt  ergriffen; 
es  wird  geklagt,  dafs  von  ihr  der  alte  gute  Geist  der  Un- 
abhängigkeit fast  gänzlich  gewichen  sey.    (S.  85.  98.  lao. 
i4i.  178.  aoo.  218.  220.  229.  332.  335.  247.)  —  Wenn  Ar- 
muth schon  ihrem  Wesen  nach  nachtheilig  auf  den  Charak- 
ter wirkt,  80  mufs  sie  in  England  diese  Wirkung  noch  aas 
dem  besondern  Grunde  haben ,  weil  selbst  die  arbeitsfähigen 
Armen  ein  Recht  auf  Unterstützung  haben  oder  zu  haben 
glauben.     Denn  der  Zwang  zum  Arbeiten,  welcher  in  der 
Nothwendigheit  liegt ,  den  Unterhalt  zu  erwerben ,  ist  nicht 
blos  der  Urquell  der  Cultur  und  Civilisation ;  er  ist  eben  so 
der  mächtigste  Antrieb  zum  Fortschreiten  auf  derselben 
Bahn;  er  weckt  und  nährt  z.  B.  jenes  Gefühl  der  Selbst- 
achtung, welches  aus  einem  verdienten  Siege  entsteht.  (Ist 
doch  selbst  ein  Stand ,  welcher  reich  genug  ist ,  um  von 
den  Zinsen  seines  Vermögens  zu  leben ,  dem  geistigen  und 
moralischen  Verfalle  besonders  ausgesetzt.)  —  Vielleicht 
trägt  noch  überdies  der  Nationalcharakter  der  Engländer 
das  Seinige  bei,  den  moralisch -nachtheiligen  Einflufs  der 
Armuth  zu  verstärken.    Ein  Ilauptzug  in  dem  Charakter 
der  Armen  ist  jener  Stolz ,  welchen  die  deutsche  Sprache 
sehr  gut  mit  dem  Namen  des  Bettelstolzes  bezeichnet.  Der 
Arme  ist  stolz,  weil  er  nichts  zu  fürchten  hat,  da  ihm 
nichts  genommen  werden  kann,  weil  er  dagegen  von  An- 
dern gefürchtet  wird,  weil  er,  mit  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft zerfallen,  mit  seinen  Leidensgefährten  gleichsam 
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einen  Staat  im  Staate  bildet.  In  England  briobt  dieser  Stolz 
nicht  selten  in  Drohungen  und  Untbaten  aus.  (S.  z.  B. 
S»  i36«  iS^.)  Jedoch,  dieser  momliscbe  Hrebiscbadeiif 
der  immer  weiter  nm  sieb  greift,  negt  nicht  blos  an  dem 
Charakter  der  uolern  Volksklassen.  Auch  die  übrigen  Volhs- 
kia^ssea  sind  seinem  unheilbringenden  Einflüsse  aosgesetst. 
In  England  hat  sich  die  christliche  MildthStigheit  in  eine 
Zwangspflicht ,  diese  in  eine  drückende  Last  verwandelt ;  die 
Armen  sind  der  ohnehin  nicht  leicht  zu  crfiUiendeA  Pflicht 
der  Dankbarkeit  überhobeo* 

Den  mmliichen  Folgen  nahe  verwandt  find  die  po* 
litischen.  —  Überall,  wo  sich  die  Zahl  der  Armen  in 
einem  bescrgUcbeD  Grade  vermehrt  bat,  spaltet  sich  die 
N^tkm  in  sw«  grofse  Partheien,  in  die  der  Reichen  ond 
Wohlhabenden  9  and  in  die  Partbei  derer,  welche  wenig 
oder  nichts  besitzen«  Hatte  die  Nation  bisher  eine  freiere 
Terlasanng,  so  kann  und  so  wird  es  fast  miaosbleiblich  da- 
hin hommen,  dafs  sich  die  eine  Parthei,  um  die  andere  im 
Zaume  zu  halten,  eine  Beschränkung  der  Nationalfreiheiten | 
als  das  kleinere  Übel,  gefallen  lassen  mnl«,  oder  dafs  eine 
BcTolntion,  welche  alles  Eigeothom  ansicher  macht,  zur 
Zwingberrscbaft  fuhrt  So  fiel  einst  der  rSmische  Freistaat 
bauptsüchlich  durch  die  grofse  Zahl  der  armen  Bürger.  — * 
Nun  wurde  man  zwar  En^^ands  Zukunft  in  einem  viel  zu 
schwarten  Lichte  erblicken,  wenn  man  annehmen  wollte, 
dafs  diese  oder  ähnliche  der  Verfassung  diohende  Gefahren 
dringend  oder  nahe  wären,  (Der  Reform -Bill  gebührt  un- 
tei?  anderem  daa  Verdienst »  dal»  sie  diese  Gefahcen  ver- 
mindert  oder  mehr  in  die  Feme  gestylt  hat.).  —  Gleich, 
wohl  £ehlt  es  nicht  ganz  an  Zeichen  eine$  drohenden  Stur- 
inea.;  als  da  sind,.  Verbindungen  unter  den  Arbeitera  mid 
selbe!  4yqAtKnd6  der  Arbeiter weidbe  den  Zweck  haben , 
eioen  hpheren  Arbeitslohn  zu  erzwingen,  (S.  26.  i36.  iSq» 
^bj.y  femer  Aufbruche  des.  Unwillens,  mit  welchem  di|; 
l«iiit,dcar  Aimnlaie  gelmgen  wird.  (Jene  Verbindonfent 
welche  mmei  WteSger  und  ,iee{i3irlicher  werden  t  wcKdea 
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übrigens  durch  die  Armentaxe  sogar  in  einem  gewissen  Grade 
befördert.  Die  Arbeiter,  welche,  um  einen  höheren  Lohn 
za  erzwingen ,  aus  der  Arbeit  gehen  und  Andere  dasselbe 
zu  thun  nöthigen,  verlassen  sich  wegen  ihres  Lebensunter- 
haltes auf  das  Kirchspiel.  S.  118.)  —  Auch  ist  nicht  zu 
übersehen,  dafs  sich  in  England  jene  auf  der  Verschieden- 
heit der  Vermögensumslande  beruhende  Partheiung  mit  an- 
dern politischen  Spaltungen  und  mit  dem  Meinungskampfe, 
welcher  in  England,  wie  anderwärts,  herrscht,  mannigfal- 
tig verschlinge  und  verzweige ,  und  dafs  die  Freiheit ,  mit 
welcher  alle  Meinungen  und  Partheifragen ,  sowohl  in  öf- 
fentlichen Blättern  als  in  Clubs,  (S.  206.)  erörtert  "werden 
dürfen,  nicht  als  ein  Mittel  betrachtet  werden  könne,  die 
Pnrtheien  in  eine  friedlichere  Stimmung  zu  versetzen.  (VV^e- 
nigstens  ist  man  in  Deutschland  dieser  Meinung.)  Die  Ar- 
beiter und  die  Armen  gehören  fast  ohne  Ausnahme  zur 
Parthei  der  Radilulen.  Sie  leihen  den  (jetzt  im  Schwange 
gehenden)  Lehren  von  einer  gänzlichen  Umgestaltung  der 
bürgerlichen  Gesellschan;  ein  nur  zu  williges  Ohr. 

Endlich,  die  ökonomischen  Nachtheile,  welche  für 
England  die  Unzahl  seiner  Armen  hat,  liegen  zu  nahe,  als 
dafs  ich  bei  denselben  lange  zu  verweilen  brauchte.  —  Es 
ist  allemal  ein  verhältnifsmäfsiger  Verlust  für  eine  Nation, 
wenn  sie  eine  gröfsere  oder  geringere  Anzahl  Arme  zu  un- 
terhalten hat.  Denn  einerseits  sind  Almosen  ein  Aufwand 
ohne  Vergeltung  und  andererseits  ist  Miifsiggang  eine  Ver- 
schwendung. (Der  Müfsiggänger  verschwendet  seine  Zeit; 
und  Zeit  ist  Geld.)  Nun  werden  zwar  in  England  die  ar- 
beitsfähigen Armen  häufig  entweder  von  dem  Kirchspiele 
oder  von  den  einzelnen  Taxzahlern  beschäfligct.  Aber  sie 
arbeiten  in  der  Regel  weniger  und  schlechter,  als  diejeni- 
gen Arbeiter,  welche  dem  Kirchspiele  nicht  zur  Last  fallen. 
Denn  ihre  Arbeit  ist  halb  und  halb  eine  gezwungene.  Zu- 
.  weilen  geschieht  es  auch ,  dafs  sie  von  dem  Kirchspiele  zu 
gänzlich  unnöthigen  und  unfruchtbaren  Arbeiten  angestellt 
werden  oder  dafs  die  Landwirthe  eine  gröfsere  Zahl  solcher 
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Arbeiter  in  Dienst  nehmen  müssen,  als  sie  mit  Natzep  be- 
schäftigen können.  (S.  iSa.  189.  ao8.  878.  38i.  383.)  — 
Jedoch,  hierauf  beschrankt  sich  nicht  etwa  dei?  Verlust, 
welchen  das  Vermögen  der  Nation  durch  den  Zustand  ihres 
Armenwesens  erleidet.  Auch  die  Art,  wie  das  zur  Unter- 
stützung der  Armen  erforderliche  Geld  aufgebracht  wird, 
wirkt  ökonomisch  nachtheilig.  Die  englische  Armentaxe 
hat  zuvörderst  alles  das  gegen  sich ,  was  man  der  Grund- 
steuer überhaupt  entgegensetzen  kann.  (Die  Grundsteuer 
trifft  z.  B.  ein  Vorwurf,  welchen  man  nur  wenigen  andern 
Steuern  machen  kann;  sie  setzt  das  Kapital  der  Steuer- 
pflichtigen herab.  Sie  fallt  allemal  auf  die  Grundrente ;  der 
gröfsere  oder  geringere  Betrag  dieser  Kente  aber  entschei- 
det über  den  Kapital-  oder  Kaufwerlh  des  Grundstückes.) 
Die  englische  Armentaxe  steht  überdies  in  den  verschiede- 
nen Kirchspielen  höchst  ungleich,  da  ein  jedes  Kirchspiel 
seine  Armen  aus  seinen  Mitteln  zu  unterhalten  und  zu  un- 
terstützen hat.  In  einigen  Kirchspielen  ist  die  Last  so 
drückend,  dafs  Grundstücke  aufgegeben  oder  uogebaut  ge- 
lassen worden  sind.  (S.  87.  89.  332.)  —  Es  ist  daher  auch 
der  Vorschlag  gemacht  worden ,  die  zur  Bestreitung  dieser 
Ausgabe  erforderlichen  Gelder  durch  eine  allgemeine  Ab- 
gabe 1,  durch  eine  Landstener,  aufzubringen.  Doch  möchte 
gegen  diesen  Vorschlag  der  Grund  entscheiden,  dafs  eine 
allgemeine  Armensteuer  mit  noch  weit  weniger  Sparsamkeit 
und  Strenge,  als  die  dermalige  Kirchspiclstaxe ,  verwendet 
werden  würde.         i*>i>   H*«»«'  li  w^r»  iv 

Schliefslich  ist  hier  noch  einer  Folge  zu  gedenken, 
welche  die  englische  Armentaxe  für  Ireland  zu  haben  droht. 
Es  ist  im  Werke  und  es  wird  von  Vielen  der  Plan  unter- 
stützt, auch  in  Ireland  eine  Armentaxe  einzuführen,  haupt- 
sächlich um  die  Fluth  von  Arbeitern  uyid  Armen ,  die  sich 
aus  Ireland  nach  England  ergiefst,  zu  hemmen  oder  zu 
mindern.  Wie  das  Armenwesen  jetzt  in  England  beschaffen 
ist ,  möchte  sich  diese  Mafsregel  allerdings  in  dem  Interesse 
fCriu  Zeitsehr.  f.Reehtsw.u.  Gesetze,  d.  AusL  FL  Bd.  2.  U,  20 
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Englands,  so<:^ar  mit  dem  eisernen  Gesetze  der  Nothwendig- 
keitf  vertheidigen  lassen.  Aber,  weiio  die  Armentaze  im 
JBB^l«a4  eo  hacke  FrMile  fetrage«  Inf,  wm  kt  the 
evft  III  Ivehwd  m  er<w«ftea? 

,  llh    Von  den  Mitteln, 

welche 

zur  Minderung  der  in  England  herrschenden 

Armuth 
benutzt  werden  könntecu 

« 

M«r  wou  der  Minder ang  des  Übelt  kann  and  wird 
iiier  die  Bede  aeyn.  •  NiMieriiielir  darf  maa  lioBeiif  aus 

England  oder  aus  irgend  einem  Lande,  welches  stark  be- 
völkert ist,  Armath  gänzlich  za  verbannen.  Es  giebt 
geHnrlaae  Übel,  weldieo  die  bfirgerliobe  Geaellsohalt  ebeo  ae 
«nabwendlMir  ausgeselsl  ist,  wie  der  Körper  des  Menacbee 
gewissen  Krankheiten.  In  England  ist  das  Übel  noch  über- 
dies  eingewurzelt;  es  ist  in  England  mit  dem  gesammtea 
fiuttaade  der  Natioii  auf  das  geoanate  Teracblangeii  aad  ver- 
webt.  Eine  alte  Krankheit  Utfkt  aidi  niebt  aogenbliekßeh 
beben ;  ein  örtliches  Übel  hängt  allemal  mit  einem  ailge- 
neineD  Leiden  «uaaunen«  Im  fifientUehes  wie  im  Prival* 
leben  ist  der  Fall  oft  der,  dafa  man  nor  swiaeben  dem 
gröfsereo  und  dem  kleineren  Übel  die  Wahl  hat.  (Ich  las 
einmal  an  dem  Thore  einer  Stadt  den  Anschlag:  »Allhier 
iat  aller  Bettel  T«rbotenc!  leb  weük  nicht,  ob  eieb  ein  ao 
allgemeines  Verbot  reebtfertigen  lafst  oder  ob  es  nicbt  zo 
gröfseren  Übeln  Veranlassung  geben  mufs.) 

Hiennit  will  ieb  jedoeb  nicbt  geaagt  beben,  daiji  maa  * 
^Mk  sar  Minderang  der  in  England  berasobenden  Armalb 
mit  halben  oder  einseitigen  Ma  Ts  regeln  begnügen 
solle  und  müsse.  Allerdings  soll  maa  das  Übel  an  der  War» 
«et  angreifen«  Malkregela,  welche  man  xar  AbeteU«^  ein^ 
zelner  MifabriCuebe  oder  snr  Biolllbrang  einsedner  Verbei 
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serungen  ergreift,  können  leicht  eben  deswegen  unausfuhr* 
bar  seyn  oder  wieder  andere  Mifsbrauche  oder  Nachtheile 
zur  Folge  haben.  Darum  erheben  sich  auch  in  dem  vor- 
liegenden Werke  mehrere  Stimmen  fiir  eine  gänzliche 
Umgestaltung  des  bisherigen  Systemes.  (S.  127. 
i35.  3a4.)  —  Sondern  nur  so  viel  sollte  mit  dem  Obigen 
gesagt  werden,  dafs  man  in  den  UoÜnungen  oder  Erwar- 
tungen, welche  man  von  den  Erfolgen  irgend  eines  gegen 
das  Übel  gerichteten  Planes  hegt,  nicht  bescheiden  genug 
seyn  kSnne;  ferner,  dafs  man,  wie  viel  auch  ein  solcher 
Plan  verspreche  oder  leiste ,  gleichwohl  nicht  die  Mittel  ver- 
schmähen dürfe,  von  welchen  sich  irgend  eine  Beihülfe 
erwarten  ISfst. 

Übrigens  hoffe  (oder  furchte)  man  nicht,  in  dem  Fol- 
genden ganz  neue  Vorschläge  oder  die  Anpreisung  irgend 
eines  Wundermittels,  (eines  Nostrum's,)  zu  finden.  Mein 
Verdienst,  wenn  ich  auf  ein  Verdienst  Anspruch  machen 
kann,  beschränkt  sich  darauf,  dafs  ich  die  Vorschläge  und 
'  Äufserungen ,  welche  in  der  vorliegenden  Schrift  zerstreut 
vorkommen,  zu  einem  Ganzen  zu  vereinigen  versucht  habe. 

Gr«/!  Jbe  ding  ung, 

von  welcher  ^ 
.eine  wesentliche  Verbesserung  des  Armen- 
wesens ' 
in  England 
\\.  abhängt 

Ein  jeder  Plan,  welcher  den  Zweck  hat,  —  in  Eng- 
land oder  in  irgend  einem  andern  Lande  —  die  Armnth 
.wesentlich  und  auf  die  Daner  zu  vermindern,  mufs, 
wie  mir  scheint,   von  zwei  Haaptgrundsätzen  aus- 
gehen. 

Erstens:  Der  Plan  ist  nicht  unmittelbar  (oder  di- 
rect)  auf  die  Verminderung  der  Armuth  oder  auf  die  Vei% 
besserung  des  Zustandes  der  Armen  zu  richten;  sondern 
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er  ist  auf  die  Beseitigung  der  Ursachen  des  Ver- 
arm ens  oder  wenigstens  auf  die  Verminderung  der 
WirUsamkeit  dieser  Ursachen  zu  berechnen.  —  So 
ist  z.  ß.  Auswanderung  allerdings  ein  gutes  Mittel,  die 
überschüssige  Beyolberung  aus  dem  Lande  zu  schaffen.  (Ich 
werde  unten  auf  dieses  Mittel  zurüchkoramen.)  Aber  dieses 
Mittel  kann  nur  theilweise  d.  i.  nur  an  einzelnen  Orten  oder 
nur  in  einigen  Gegenden  helfen.  Es  ist  nicht  allgemein 
ausführbar  und  kann  noch  weniger  auf  die  Dauer  die  Ar- 
mnlh  vermindern.  Werden  nicht  die  Ursachen  des  Ver- 
armens gehoben ,  so  ist  der  Abgang  sehr  bald  wieder  er- 
setzt. —  Dieselben  Grunde  sprechen  auch  gegen  Armen« 
colonieen.  Sie  sind  noch  überdies  Hunstpflanzcn ,  welche 
leicht  verkümmern,  wenn  die  Hand  nicht  mehr  ist,  die  sie 
zuerst  gesetzt  und  gepflegt  hat. 

Zweitens:  Die  Grund-  und  Hauptorsache  des  Ver- 
armens Hegt  überall  —  oder  wenigstens  in  den  Staaten  des 
heutigen  Europa's  —  in  dem  Menschen  selbst;  sie  liegt  in 
der  Sorglosigkeit,  mit  welcher  die  Menschen,  insbesondere 
diejenigen,  welche  ihren  Lebensunterhalt  mit  ihrer  Hände 
Arbeit  verdienen  müssen,  der  Zukunft  entgegensehen.  Nun 
kann  zwar  der  Staat  diese  Ursache  nicht  direct  bekäm- 
pfen; wenigstens  nicht  ohne  von  Mitteln  Gebrauch  zu  ma- 
chen, weiche  ein  gröfseres  Obel  sind,  als  das  Übel  ist, 
welchem  sie  abhelfen  sollen.  Und  eben  so  bedarf  es  zwar, 
im  natürlichen  Laufe  der  Dinge,  nicht  erst  eines  Planes, 
um  der  Wirksamkeit  dieser  Ursache  entgegenzuarbeiten.. 
Die  Noth  gebietet  schon  das  Arbeiten  und  das  Sorgen ;  wer 
sich  diesem  Gebote  nicht  filgt ,  mufs  untergehen  oder  die 
Seinigen  verkümmern  lassen.  Aber  in  England  ha'ben  sich 
die  Verhältnisse  so  gestellt,  dafs  die  Geselzgebung ,  (die 
Armentaxe,)  diesen  natürlichen  Lauf  der  Dinge  gestört  hat, 
dafs  diejenigen,  welche  nicht  arbeiten  und  sorgen  wollen, 
der  Noth  wendigkeit ,  zu  arbeiten  und  zu  sorgen ,  künstlich 
überhoben  sind.  Die  Grundursache  der  in  England 
herrschenden  und  fast  von  Jahr  zu  Jahr  ziineh- 
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meoden  Armuth  ist  das  Recht  auf  Unterstützung 
aus  öffentlichen  Mitteln,  welches  die  Armen  und 
die  Verarmenden  haben  oder  zu  haben  glauben. 
Darüber  ist  in  England  selbst  ^)  nur  eine  Stimme.  (S. 
z.  B.  S.  89.  110.  175.)  Das,  was  oben  über  die  Ursachen 
Armuth,  mit  Rücksicht  auf  England,  gesagt  worden 
ist,  rechtfertiget  diese  Ansicht.  Durch  die  Armentaxe  wird 
das  Yerhäitnifs  des  Menschen  zum  Menschen  und  das  des 
Menschen  zur  Aufsenwelt  beziehungsweise  gänzlich  umge- 
hehrt.  Alle  andere  Ursachen  werden  erst  durch  diese  in 
Thätigheit  gesetzt  oder  doch  durch  diese  desto  wirksamer 
gemacht. 

Die  Grundidee  eines  Planes,  welcher  in  England  das 
Übel  der  Armuth  wesentlich  und  auf  die  Dauer  Termindern 
soll,  kann  daher  nur  die  seyn ,  die  Armentaxe,  (mit 
Vorbehalt  einer  Ausnahme,  von  welcher  gleich  hernach  die 
Rede  seyn  wird,)  gänzlich  aufzuheben  d.  i.  die  Na- 
tion, (mit  demselben  Vorbehalte,)  von  der  Verbindlichkeit 
losznzählen ,  ihre  Armen  durch  eine  Zwangsauflage  zu 
unterhalten  und  zu  unterstützen.  Eine  jede  andere  Mafs- 
regel  ist -nur  eine  halbe;  setzt  nicht  die  Ordnung  der  Na- 
tur an  die  Stelle  der  bisherigen  blos  künstlichen  Ordnung. 

Aber  —  haben  die  Armen  nicht  ein  Recht,  von  ihren 
Mitbürgern  Unterstützung  zu  fordern?  —  Denen,  welche 
aus  irgend  einem  Grunde  zum  Arbeiten  unfähig  sind, 
wird  wohl  Niemand  dieses  Recht  absprechen.  Doch  der 
Sinn  des  so  eben  angedeuteten  Planes  ist  nicht  der,  auch 
das  Schicksal  dieser  Armen  schlechthin  von  der  Wohl- 
thatigkeit  ihrer  Mitbürger  abhängig  zu  machen.  Wegen 
dieser  Armen  würde  allerdings  eine  Ausnahme  von  der 
obigen  Regel  ^zu  machen  seyn;  jedoch  nur  in  der  Mafsc, 
dafs,  wenn  an  einem  Orte  die  freiwilligen  Bei* 

8)  [Auch  in  deu  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  hat  sich 
die  öffentliche  Meinnng^  cntichieden  gegen  eine  Armentaxe  er- 
*  *    klärt.   (S.  249.) 
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träge  selbst  zar  Unterstützung  dieser  Armen 
nicht  ausreichen  sollten,  eine  Armentaxe  ausgeschrie- 
ben werden  dürfte  und  müfste.  Nur  dahin  also  geht  jener 
Plan,  das  Statut  der  Königinn  Elisabeth,  übrigens  mit  der 
so  eben  erwähnten  Einschränkung,  wiederherzustellen.  — 
Nicht  eben  so  dürfte  sich  behaupten  lassen,  dafs  auch  den 
arbeitsfähigen  Armen  ein  Recht  auf  Unterstützung  za- 
stehe.  Denn,  um  diese  Armen  denen  der  vorigen  Klasse 
gleichsetzen  zu  können,  müfste  man  entweder  den  Beweis 
führen,  dafs  es  ihnen,  (samt  oder  sonders,)  unmöglich  sej , 
irgendwo  Arbeit  zu  finden,  oder  aber  Grundsätze  aufstei- 
len ,  welche  alles  Eigentbum  unsicher  machen  würden.  Ja  , 
ielbft  wenn  den  Armen  dieser  Klasse  ein  Recht  auf  Unter- 
stützung zugestanden  werden  wollte  oder  müfste ,  würde 
noch  immer  die  Frage  d  i  e  seyn ,  ob  es  nicht  Gründe  gebe , 
diesem  Rechte  eben  so,  wie  manchem  andern  Rechte,  die 
Wirksamkeit  im  Staate  zu  yersagen.  In  der  That,  die  Ar- 
muth  gehört  zu  den  Übeln,  welche  der  Staat  vergrofsert, 
wenn  er  sie  direkt  d.  i.  durch  eine  Armentaxe  zu  beseitigen 
oder  SU  mindern  versucht.  Härte  ist  Milde,  Milde  Härte. 
Man  kann  gegen  eine  Armentaxe,  aus  welcher  auch  arbeits- 
fähige Arme  Unterstützung  erhalten,  ohngcfähr  dieselben 
Einwendungen  machen ,  wie  gegen  Findelhäuser.  Allerdings 
gehen  yiele  uneheliche  Kinder,  wenn  sie  der  Vorsoge  ihrer 
Mütter  überlassen  bleiben ,  aus  Mangel  an  Pflege  zu  Grunde. 
Aber,  einerseits  vermehren  Findelhäuser  die  Zahl  der  un- 
ehelichen Kinder,  und  andererseits  ist  die  Sterblichkeit  un- 
ter den  Kindern ,  die  in  diese  Häuser  aufgenommen  werden , 
so  grofs,  dafs  es  zweifelhaft  bleibt,  ob  diese  Anstalten  nicht 
die  Summe  des  Menschenlebens  eher  Termindern  als  ver- 
mehren .  .       ' .  ... 

Eben  so  leicht  ist  es,  den  obigen  Plan  aus  dem  Stand- 


i  • 


9)  In  Frankreich  betriip:en  die  Ausgraben  für  die  Findclhäuser 
während  dc8  letziTcrflosnenen  Jahres  die  uof^eheure  Summe 
von  11  Millionen  Francs !  '  • 
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puolite  der  christlichen  Moral  za  yertheidigen.  Nicht 
das  ist  die  Meinung ,  dafs  die  Armen  oder  diejenigen ,  welche 
arbeitsfähig  sind,  ohne  alle  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  gelassen  werden  sollen.  Die  Mittel  sollen  nur  (in 
einem  jeden  Kirchspiele)  durch  freiwillige  Beiträge 
herbeigeschafft  werden.  Es  soll  nicht  ein  Verbot  erlassen 
werden ,  arbeitsfähige  Arme  zu  unterstützen ;  denn  in  tau-  * 
send  Fällen ,  z.  B.  wenn  eine  Fabrik  plötzlich  eingeht  oder 
stocbt,  oder  in  Zeiten  einer  Hungersnoth,  können  diese  Ar- 
men einen  vollkommen  billigen  Anspruch  auf  Hülfe  haben. 
Nur  soll  nicht  ein  Gebot  diese  Hülfe  in  eine  Zwangs- 
pflicht verwandeln.  Dieses  vorausgesetzt,  thut  der  vorlie- 
gende Plan  der  christlichen  Mildthätigkeit  so  wenig  Eintrag, 
dafs  er  vielmehr  dieser  den  Wirkungskreis  zurückgiebt ,  den 
ihr  die  Armentaxe  entzogen  hat« 

Weit  schwieriger  ist  die  Frage:  Wird  der  Plan  aus- 
führbar seyn?  Ich  will  nicht  die  allgemeinen  Gründe 
herzählen,  aus  welchen  man  gegen  die  Ausführbarkeit  des 
Planes  Zweifel  erheben  könnte.  Bei  einer  Frage  dieser  Art 
hält  man  sich  am  besten  an  Thatsachen ,  an  gemachte  Er- 
fahrungen. Hat  man  aber  nicht  in  England  mit  dem  oben 
angedeuteten  Plane  bereits  einen  Versuch  gemacht  ?  und  ist 
nicht  dieser  Versuch  entschieden  verunglückt?  Denn,  kann 
man  sagen,  der  ganze  Plan  geht  doch  am  Ende  dahin,  das 
Statut  der  Königinn  Elisabeth  wiederherzustellen  d.  i.  die 
Armentaxe  oder  den  Zwang  zur  Unterstützung  der  Armen 
auf  arbeitsunfähige  Personen  zu  beschränken.  Aber  gerade 
dieses  Statut  hat  mit  der  Zeit  den  jetzigen  Stand  des  Ar- 
menwesens in  England  herbeigeführt«  Man  erneuere  dieses 
Statut  und,  sollte  man  auch  im  Stande  seyn,  jetzt,  nachdem 
sich  die  Zahl  der  Armen  so  sehr  vermehrt  hat,  das  Statut 
wieder  in  Vollziehung  zu  setzen,  so  werden  sich  doch  die 
alten  Mifsbräuche  und  Gebrechen  sehr  bald  wieder  ein- 
stellen. 

Ich  erlaube  mir,  zu  antworten,  erstens:  Der  obige 
"  Plan  weicht  von  dem  Statute  der  Königinn  Elisabeth  in  so 
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fern  ab,  als  er  eine  Al*mentaxe  oder  eine  gezwungene  Hülfe 
nur  in  subsidium  d.  i.  nur  in  so  fern  zuläfst,  als  die  frei- 
willigen Beitrügd  Aicht  einmal  zur  Unterhaltung  derer  hin- 
reichen, welche  zum  Arbeiten  untüchtig  sind.  Wenn  die- 
ser Unterschied  Söhon  an  sich  wesentlich  ist ,  so  bann  er 
noch  wirksamer  durch  die  Formen  gemacht  werden,  an 
irelche  die  Bewilligung  einer  Armentaxe  von  Seiten  des 
Kirchspieles  gebunden  werden  kann  und  zu  binden  seyn 
wurde.  '****^  -♦i«;!««^-  .ui.. 

'  Zweitens:  Es  war  in  dem  Obigen  nur  von  der  Grund- 
idee des  Planes  die  Rede.  Zum  Gelingen  desselben  wer- 
den noch  andere  gesetzliche  Bestimmungen  erfordert,  von 
welchen  weiter  unten  die  Rede  seyn  wird.  Ins  besondere 
kommt  viel  oder  alles  auf  die  organischen  Einrichtungen 
an,  welche  wegen  der  Vollziehung  des  Planes  gelrofifen 
werden,  auf  die  Behörden,  denen  die  Vollziehung  anver- 
traut  wird.    (S.  unten  den  IVten  Abschnitt.) 

Endlich  drittens:  Ich  will  mich  gegen  die  in  Eng- 
land gemachten  Erfbhiiingen  nicht  auf  die  Erfolge  berufen, 
welche  derselbe  Plan,  wie  ich  aus  eigener  Wissenschaft 
liezeugen  kannte,  in  Deutschland,  wo  er  an  vielen  Orten 
befolgt  wird ,  hat  und  gehabt  hat.    In  d^  vorliegenden 

.  '  Schrift  wird  (S^  406  ff.)  ein  Beispiel  von  der  Befolgung 
und  von  dem  Gelingen  dieses  Planes  angeführt,  welches 
dem  Plane  in  seiner  Beziehung  auf  England  so  sehr  und  so 

.  unmittelbar  das  Wort  spricht,  dafs  es  zweckmäfsig  seyn  wird, 
die  Stelle  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  (in  einer  Über* 
8etzung)  hier  wiederzugeben.  '  *  * 

»In  Dirleton«,  (einem  Kirchspiele  in  Schottland,  des- 
'  sen  Bevölkerung  vom  Ackerbaue  lebt,)  »wurden  vor  dem 
'  Jahre  1804.  die  Armen  lediglich  und  allein  aus  dem  Er- 
trage der  Kirchencollecten  und  aus  den  Zinsen  eines  kleinen 
zum  Besten  der  Armen  vermachten  Kapitales  unterstiitzt 
Die  Einnahme  aus  diesen  Quellen  überstieg  gelegentlich  so- 
'  gar  das  BedurPiiifs,  so  dafs  der  Vorstand  von  Zeit  zu  Zeit 
einen  Überschufs  hatte,  welchen  er  nnter  die  Armen  be- 
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aachbarter  Ktrcbapiele  vertheilte;  eine  Erscheinaog ,  welcht^ 
fttit  «rohl .  in  ^ns  Sehottiand-  zu  den  onerhurten  Diag{m 
za  reelinim  ist»« 

I. 

»Die  beiden  Mifs jähre,  welche  dem  Jahre  i8o4*  vor« 
anagieogen,  hatteo  die  Folge,  dals  weit  Mehrere^  als  bis- 
her, Unterstützvog  «na  der  Aririieni&asie  yerlaogtea.  Der 
Torataiid  nod  die  Galabesitser  de«  fiirtthspiels^  nicht  im 

Stande,  alle  diese  Ansprüche  aus  den  bisherigen  Einkünften 
jener  Kasse  zu  befriedigen,  enlscbiossen  sich,  anstatt  ihre 
Freiwilligen  Beitrage  za  erkebeo^  eine  Umlage  {oiuumMf^ 
SU  machen,  welche  das  erste  Jahr  nur  so  <C*  betrug.  Wie 
diese  Umlage  mit  der  Zeit  SAioahaii  ergiebt  sich  au9  fol- 


belle; 

Jahra. 

«. 

1804.   .  . 

30. 

1806.    .  . 

3o. 

1807.   •  . 

60. 

1 

1809.  . 

4P' 

1813.    .  . 

.  io5* 

1814.    .  . 

.  94- 

10. 

1816.    •  . 

.  io5. 

181a   «  . 

•  io5« 

1830*   ,  . 

.  io5. 

1822.    .  . 

.  73. 

10. 

wobei  m  bemerken  itt|  dafs  die  Yermindening  der  Umlage 
oder  Taxe  im  Jahre  1833«  nicht  daher  entstand,  dafs  sich 

<lie  Zahl  der  Armen  vermindert  hätte,  sondern  allein  da- 
her, dafs  in  diesem  Jahre  der  Preis  der  Lebensmittel  nie- 
driger stand.  £ben  so  ist  zo  bemerhen,  dafs  in  dem  Jahre 
nach  der  ersten  Umlage  (i8o5.)  die  Schwierigheiten,  welche 
zu  dieser  Umlage  Veranlassung  gegeben  hatten,  wegfielen, 
und  dafs  man  gleichwohl  nicht  rlen  vermehrten  Zudrang  zur 
Armenkasse,  der  durch  dieses  Verfahren  verorsacht  worden 
war,  zu  vermindern  im  Stande  War.« 

»Während  so  die  Umlagen  fortdauerten  und  von  Jahr  zu 
Jahr  zohaalhmen,  ?erbesserte  sich  gleichwohl  nicht  die  Lage 
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der  Armen.  Vielmehr  uberzeugte  man  «ich ,  dafs  mit  der 
Umlage  unter  den  Armen  Mangel  und  Elend  zunahm.  Es 
offenbarte  sich  eine  gereizte  Stimmung  unter  den  Armen, 
welche  aus  gesteigerten  und  dann  getauschten  Erwartungen 
entstand,  anstatt  dafs  man,  wie  sonst,  auf  Dankbarkeit  hätte 
rechnen  können.  Man  nahm  unter  diesen  Umständen  zu  al- 
len den  moralischen  Mitteln  seine  Zuflucht,  von  welchen 
man  eine  Milderung  des  Übels  hoffen  konnte;  es  wurde 
eine  Bibliothek  reiligiöser  Schriften  zum  öffentlichen  Ge- 
brauche angelegt,  ein  Verein  für  gegenseitige  Unterstützung 
{Jriendfy  society)  und  eben  so  eine  Sparkasse  errichtet.« 

V  Jedoch  alle  diese  Mafsregeln,  ob  sie  wohl  unstreitig 
ihren  Nutzen  hatten,  führten  dennoch  nicht  zu  dem  Ziele, 
welches  man  erreichen  wollte.  Man  entschlofs  sich  also, 
ein  anderes  und  wirksameres  Mittel  zu  ergreifen.  In  einer 
Versammlang  des  Kirchspiels  entschied  man  sich ,  nach  eini- 
gem Hin-  und  Herreden,  für  den  kühnen  Schritt,  die  Um- 
lage gänzlich  abzuschaffen.  Zu  gleicher  Zeit  aber  traf  man  | 
die  Verabredung ,  die  freiwilligen  Beiträge  zu  den  Kirchen-  ' 
collecten  ansehnlich  zu  vermehren ;  was  allerdings  nothwen- 
dig  war,  wenn  die  Veränderung  so  auf  einmal  in's  Werk 
gesetzt  werden  sollte.  Diese  Verabredung  und  eine  Be- 
kanntmachung von  der  Kanzel  hatte  auch  sofort  die  Folge, 
dafs  die  freiwilligen  Beiträge  reichlicher  ausßelen.  Sie  haben 
seitdem  eine  neue  Umlage  unnöthig  gemacht.« 

,  »Die  Veränderung  verursachte  anfangs  ein  grofses  Ge-  | 
schrei  unter  den  Armen,  als  welche  sich  für  gekränkt  io 
ihren  Rechten  hielten.  Der  Geistliche,  (ein  Herr  Stark,) 
welcher  hauptsächlich  zu  dieser  Mafsregel  gerathen,  hatte 
deshalb  sehr  viele  Vorwürfe  zu  erdulden.  Gleichwohl  hielt 
man  an  dem  gefafsten  Beschlüsse  fest ,  und  das  Resultat  geht 
aus  folgender  Tabelle  hervor:« 


Jahre. 

Einwoh- 
nerzahl. 

Arme. 

Geistes- 
kranke. 

Collecten. 
c£'     9>  d. 

Umla- 
gen 

1891 

i3i5 

36 

21.    8.  4 

100  oC« 

i83i 

i384 

36 

3 

106.  19.  g\2  1 

Keine. 
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»Aho,  die  Zahl  der  Armen  hat  «ich  tod  06  im  Jahre 
tOii*  auf      im  Jahre  i8di.  Termiadert  *^),  obwohl  die 

Einwohnerzahl  zugleich  gestiegen  ist.  Die  Aosgabe  ist  zwar 
nicht  in  demseiben  Verhältnisse  geringer  geworden.  Aber 
das  Jahr  i83i»  war  för  das  Kirchspiel  eio  besonders  hartes 
Jahr,  wegen  der  fieleH  nnter  den  !/lMMf«^iiiirMibnden 

Krankheiten.  Noch  günstiger  stellt  sich  Verhältnifs, 
wenn  man  die  Zahl  der  Armen  a.  s.  w.  in  Ilirieton  mit  der 
Zahl  der  Armen  ii.e.w.  in  den  benaehbaiftito  HSiNAisptvl^, 
Hidfingtoii  und  Tranent,  rergletchtc         '  * 

Jahr  io3i. 


IKrIeton 
Haddington 
Tranent 


Anna. 

wohnw- 

i384 

5883 

36ao 

90  1 

Umlaga. 

Keine.  . 
85o  £, 


106  £. 

44  - 
i3  . 


"Vi  00 


38  ^]Uo 

40  ^ViQO 

»Und  nicht  darauf  hetehninkt  sich  der,  YwcAM  im 
ienen  YeriSnderangen ,  dafo  sieh  die  ZaU ^dee*^rmen 

nnd  die  Ausgabe  für  die  Armen  vermindert  hat.  Das  ist 
nicht  einmal  als  der  Haupt?ortheil  zu  betrachten.  Auch 
die  Moratilüt  hat  «nter  den  Armen  nnd  in  der  ontem  YoUu- 
Matte  Sberlianpt  sngenoounen.  Die  Gesellschaft  für  gegen* 
seitige  Unterstützung  zählte  Tor  jener  Veränderung  nor 
66  Mitgliederl  jetst  besteht  aie  ana  leo  llttgliedem.  Ea 
hemcht  weniger  AoftSttigheit  ond  Uojsnfriedenheit  anter 
den  Armen.  Es  ist  mit  ihnen  besser,  als  rormalS)  auszo« 
kommen. « 

Und  diese  Besaltate  gewahrte  die  getroffene  Nenemng, 
ungeachtet  sie  als  eine  Neuerung  mit  manchen  Scbwie- 
rigkeitan  sn  kSmpfen  hatte*    Diese  Schwierigkeiten 


10)  Dag^egen  ist  die  Zahl  der  Geisteskranken  (Lunatics')  in  dem- 
selben Zeitrüdine  von  1  auf  3  gestiegen.  31an  hat  sowohl  in 
England  als  in  Schottland  die  Bemerkung  gemacht,  dafa  die 
Zahl  der  G«itte«lrranken  in  den  neueren  Zeiten  in  einem  beun- 
ruhigenden Grade  zugenonunen  habe,  in  einem  weit  grornerein 
TerhältnifM) ,  als  die  VolfcMaU. 
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vermehrten  sich  aber  noch  dadurch,  dals  nar 
Ton  dem  Kir€h«pi«l0  Oirleton  amd  nicht  sagleicb 
in  d«r  Nachbanehaft  die  Umlage  far  die  Unter* 
Stützung  der  Armen  in  freiwiUige  Beitrüge  ver- 
-wandelt  warde. 

Dal  Bei^fweL  Dirleton*a  ist  noeh  am  einem  besondam 
Qmode  belehrend*  Anfenommen,  dalk  man  sieb  von  der 
Nothwendigkeit  ilberzeagte,  die  Armentaxe  aufzuheben  ,  wur- 
de es  gerathener  «ejn,  einem  jeden  ^inselnen  Kirchspiele 
nur  die  Freiheit  sa  lasaany  (mit  Stimmenmehrheit)  an  die 
Stelle  der  4rment«xe  freiivillige  Beiträge  tn  tetsen  ?  oder 
aller  die  Armeataxe  unbedingt  abzu&chajSeA  V  wenn  auch 
jmdq|f  eo,  daCa  daa  Gesetn  eiet  nach  einer  gewiasen  Friat  in 
Ibraft  trKte?  An  jenem  Orte  aetste  man  die  Mafibregel 
rasch  iaa  Werii.  Auch  war  man  der  Meinung,  dafs  die 
Neoerung«  allgemein  eingeführt f  ein  noch  TorthdHhatte* 
ree  Beenltat  gehabt  haben  wivda» 

'  Jedoeb  die  Verwandlung  der  Armentaie  in  Ireiwtlfife 
Beiträge  darf  nicht  allein  stehen.  Es  ist  zugleich  dafür 
so^aorgen,  theils,  dafi»,  wer.  arbeiten  wiU,  leichter,  ab  bis- 
beri  aeinen Unterhalt  erwerben  USnne,  tbeili,  dafii,  wersnm 
Arbeiten  nicht  Last  hat ,  noch  durch  andere  Mittel ,  als  durch 
seine  Abhängigkeit  von  dem  guten  Willen  Anderer,  mm 
Arbe^ifleMae  engelrieben  werden 

Was  kann  gieediehen^ 
'  um  denen, 

welche  arbeiten  können  und  wollen,  ' 
die  Erwerbung  ihres  LebenmmteriiaiteB  zu  er^ 

leichtem? 

Erstens:  Die  Hafsregel)  welcher  man  in  Beatifi^mag 
auf  die  yorliegende  Aufgabe  die  erste  Stelle  anzuweiian 
bat,  ist  eine  gänzliche  Umgestaltung  des  bishe- 
rigen Heimatbsreobtes.  Ein  Jeder  mufii  berechtiget 
seyn,  da  Arbeit  nu  snchen,  wo  Arbeit  begehrt  wnrd,  tro 
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es' an  Arbeitern  überhaupt  oder  an  Arbeitern  einer  gewis- 
sen Art  fehlt,  ohne  dafs  er,  so  lange  er  sich  ehrlich  und 
redlich  nährt,  von  dem  Kirchspiele  ausgewiesen  werden 
hann.  So  wie  aber  das  Heimathsrecht  dermalen  steht ,  thut 
es  der  Freiheit,  einen  Aufenthaltsort  nach  Gefallen  zu  wäh- 
len, in  dem  Grade  Eintrag,  dafs  es  an  einigen  Orten  so- 
gar die  Haupt  Ursache  der  grofsen  Zahl  Armer  an  diesen 
Orten  ist,  —  Welches  Heimathsrecht  an  die  Stelle  des 
bisherigen  zu  setzen  sey  ?  ist  freilich  eine  sehr  schwierige 
Aufgabe.  (Auch  anderwärts,  z.  B.  in  Deutschland,  in  der 
Schweiz,  hat  man  sich  schon  oft  und  viel  mit  dieser  Auf- 
gabe beschäftiget.  Eben  so  enthält  die  vorliegende  Schrift 
einige  Vorschläge  zu  einer  neuen  und  besseren  Gesetzge- 
bung für  das  Heimathsrecht.  Yergl.  S.  182.  199-)  Die  bil- 
ligste  und  zwechmäfsigste  Regel  dürfte  wohl  die  seyn,  ' 
dafs  der  Geburtsort  d.  i.  die  Heimath  der  Eltern  zugleich 
den  Ort  bestimme ,  wo  die  Kinder  ihre  Heimath  haben  d.  i. 
aus  welchem  sie,  auch  wenn  sie  verarmen,  nicht  ausgewie- 
sen werden  können.  Die  Bekräftigung  dieser  Regel  würde 
vielleicht  noch  zwei  Nebenvortheile  haben;  einmal  den, 
dafs  sie  die  Zahl  der  Processe  über  das  Heimathsrecht  ver- 
minderte, und  dann  den,  dafs  sie  Verwandte  und  Nach- 
barn veranlafste ,  junge  Leute  von  einer  leichtsinnigen  Hei- 
rath dringender  abzumahnen.  —  Der  Übergang  von  dem 
bisherigen  Heimathsrechte  zu  einem  neuen  kannte  etwa  so 
vermittelt  werden ,  dafs  das  Kirchspiel ,  in  welchem  Einer 
bei  der  Publication  des  neuen  Gesetzes  nach  dem  bisheri- 
gen Rechte  seine  Heimath  hätten  dem  Geburtsorte  gleich- 
gestellt würde.  ' 

Zweitens:  Die  Kirchspiele ,  in  welchen  Ackerbau  der 
einzige  oder  der  Hauptnahrungszweig  ist,  scheinen  von  dem 
Übel  der  Armuth  vorzugsweise  heimgesucht  zu  seyn.  (In 
derThat,  so  lange  sich  der  Wohlstand  und  der  auswärtige 
Handel  auf  der  Hobe  erhält,  zu  welcher  er  dermalen  ge- 
langt ist,  können  Fabrikorte  zwar  vorübergehend,  kaum 
aber  auf  die  Dauer  in  die  Verlegenheit  kommen ,  eine  grofse 
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Anzahl  arbeitsfähiger  Leute ,  aus  Mangel  an  Arbeit ,  aus  der 
Armenkasse  zu  unterstützen.)    Aber  gerade  auf  dem  Lande 
giebt  es  ein  bewährtes  Mittel,  dem  Übel  abzuhelfen;  es 
besteht  darin,  dafs  man  das  Almendgut  unter  die  Arbeiter 
und  Armen  vertheilt ,  so  dafs  einem  Jeden  ein  Stück  Land 
zur  Bebauung  angewiesen  wird.    (S.  i.  16.  89.  4^*  102.) 
So  darf  man  bofTen,  die  arbeitende  Volksklasse  auf  dem 
Lande  in  denjenigen  Zustand  zu  versetzen,  in  welchem  sie 
sich ,  wie  oben  bemerkt  worden  ist ,  in  Deutschland  gewöhn- 
lich befindet  ii).    Freilich  ist  diese  Mafsregel  nicht  über- 
all ausführbar;  denn  nicht  überall  giebt  es  ein  Almendgnt, 
welches  vertheilt  werden  könnte.  —    Ich  will  hier  noch 
einer  diesem  Mittel  verwandten  Mafsregel  gedenken.    Es  ist 
oben   des  nachtheiligen  Einflusses  Erwähnung  geschehen, 
welchen  grofse  Landgüter  auf  die  Lage  der  arbeitenden 
Volksklasse  haben.    Eine  Hauptursache,  dafs  es  in  England 
so  viele  grofse  Landgüter  giebt,  liegt  in  der  fast  unbe- 
schränkten Freiheit,  Familienfideicommisse  (entails)  zu  er- 
richten.   Nun  sind  zwar  die  Stiftungen  dieser  Art,  welche 
bereits  gemacht  sind ,  billig  für  unantastbar  zu  halten.  Eben 
so  wenig  dürfte  die  Meinung  derer  Beifall  verdienen  ,  welche 
verlangen ,  dafs  das  Gesetz  schlechthin  verbieten  solle ,  neue 
Fideicommisse  zu  errichten.    (Denn  was  ist  ein  Adel  ohne 
Majorate  ?    Man  müfste  also  zugleich  die  Zahl  der  adlichen 
Familien  —  das  goldne  Buch  —  für  geschlossen  erklären.) 
Aber  eine  andere  Frage  ist  die,  ob  es  nicht  rathsam  seyn 

11)  Und  doch  hat  dieses  Mittel,  für  welches  ich  noch  überdies 
mehrere  Zeugnisse  aus  den  englischen  Zeitangen  anfuhren 
könnte,  hin  und  wider  fehlgeschlagen.  S.  28.  86.  40.  181. 
Aber  der  Grund  des  Fehlschlngens  scheint  der  gewesen  lu 
'  seyn,  dafs  man  das  Mittel  vereinzelt  anwendete.  Freilich, 
wo  die  Liehe  zum  Müfsiggange  schon  tiefe  Wurzeln  geschla- 
,  gen  hat,  ist  die  Aufgabe,  die  Lage  der  Armen  zu  verbessern, 
überhaupt  am  schwersten  zu  lösen.  —  Übrigens  würde  ein 
durchgreifender  Plan  zur  Verbesserung  des  Armenwesens  auch 
auf  die  Erleichterung  der  Vertheilung  dei  Almendgutes 
gerichtet  seyn  müssen.  m.  •« 
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>vürde,  das  Recht,  Familienfidercommisse  zu  errichten,  für 
die  Zukunft  auf  den  hohen  Adel  zu  beschränken?  ja  es  selbst 
diesem  nicht  unbedingt  zu  lassen? 

Drittens:  Man  hat  in  England,  so  wie  anderwärtj, 
ein  gewisses  Yorurtheil  gegen  das  Hausiren.  (S.  197.) 
r  Und  doch  dürfte  diese  Art  des.  Kleinhandels  in  jeder  Be- 
Ziehung  Begünstigung  verdienen  oder  wenigstens  auf  die- 
selbe Freiheit,  wie  andere  Arten  des  Handels,  Anspruch 
machen  können.  Auf  jeden  Fall  würde  es  im  Interesse  des 
Armenwesens  Tortheilhaft  seyn,  das  Hausiren  frei  zu  lassen. 
Der  Hausirer  (the  hawker  and  the  pedlar)  kann  mit  einem 
sehr  kleinen  Kapitale  dennoch  sein  Brod  verdienen.  Der 
Vorlheil ,  der  von  der  Freiheit  dieses  Gewerbes  fiir  die  un- 
tere Yolksklasse  zu  erwarten  wäre,  wurde  zwar  nicht  sehr 
bedeutend  seyn.  Aber,  je  gröfser  das  Übel,  desto  weniger 
ist  eine  auch  geringe  Hülfe  zu  verschmähen. 

Viertens:  Man  darf  wohl  behaupten,  dafs  die  Wi«- 
derrufnng  der  KorngeSetze  in  dem  Interesse  des  Ar* 
menwesens  gebieterisch  nothwendig  sey.  Doch  sollte  ich 
vermuthen ,  dafs  sie  den  Fabrikarbeitern  noch  mehr ,  als  den 
Feldarbeitern  zu  statten  kommen  werde.  Denn  die  Folge, 
welche  der  Widerruf  der  Korngesetze  unmittelbar  haben 
mufs ,  —  das  Fallen  der  Fruchtpreise  und  des  (nominellen) 
Arbeitslohnes,  —  wird  die  Fabrikherren  in  den  Stand  setzen, 
mit  auswärtigen  Fabrikanten  und  auf  auswärtigen  Märkten 
leichter  Preis  zu  halten.  Indem  also  der  Widerruf  der  Kornge* 
setze  zur  Vermehrung  der  Fabrication  beitragen  wird  ,  wird  er 
Fabrikarbeit  begehrter  machen  und  mithin  den  Lohn  der  Fa- 
brikarbeiter steigern  oder  wenigstens  die  Ursache  seyn ,  dafs 
eine  grofsere  Anzahl  Arbeiter  Beschäftigung  in  den  Fabri- 
ken findet.  Dagegen  könnte  dieselbe  Mafsregel,  indem  sie 
den  Fruchtbau  weniger  vortheilhaft  macht,  auf  dem  Lande 
^ie  entgegengesetzte  Wirkung  haben. 

Fünftens:  Dafs  durch  Auswan d erongen  der  Über* 
volkerung,  und  daher,  unmittelbar  oder  mittelbar,  auch  der 
Armuth ,  Ziel  und  Mafs  gesetzt  wird ,  versteht  sich  von  selbst. 
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(  Unstreitig  wurde  in  Englarfd  die  Zahl  der  Armen  noch  weit 
grSfser  seyn ,  wenn  nicht  alljrihrlich  so  viele  Engländer  ent« 
jwreder  tiir  immer  auswanderten  oder  wenigstens  ein  vor- 
übergehendes Unternommen  in  den  Colonieen  und  sonst  im 
#  Auslände  fanden.  Vor  kurzem  wurde  in  öffentlichen  BIät- 
fern  angeführt,  dafs  die  Zahl  derer,  welche  im  Jahre  i833. 
aus  ganz  Grofsbritannien  ausgewandert  sind,  100,000  betra- 
gen habe.  Besonders  darin  mochte  der  Vortheil  liegen, 
dafs  die  Auswanderungen  mit  einer  gewissen  Stetigheit  vor 
sich  gehen.  Denn  sonst  wird  der  Abgang  schnell  wieder 
ersetzt.  Übrigens  stehen  in  England  dem  Auswandern  lieine 
gesetzlichen  Hindernisse  im  Wege.)  —  Jedoch,  in  einigen 
Kirchspielen  Englands  hat  man  das  Auswandern,  als  ein 
Mittel,  sich  der  überschussigen  Bevölkerung  zu  entledigen, 
sogar  planmafsig  angewendet.  Das  Kirchspiel  trug  die 
Kosten  der  Ausstattung  und  der  Überfahrt  Der  Erfol?; 
scheint  den  Erwartungen ,  welche  man  von  diesem  Plane 
hegte,  entsprochen  zuhaben.  (S.  4»  29.  87.  02.  i45.)  Viel- 
leicht würde  der  Plan  in  der  Periode  des  Überganges  von  der 
Armentaxe  zu  freiwilligen  Beiträgen ,  oder  als  eine  transitori- 
sehe  Mafsregel,  noch  besondere  Empfehlung  verdienen. 

Endlich  sechstens:  Das  directeste  Mittel,  der  Über. 
Tolkerung  und  namentlich  der  Überza'hligkeit  der  arbeiteir- 
den Volksklasse  vorzubeugen,  ist  ein  Gesetz,  welches 
das  Heirathen  nur  denen  gestattet,  die  nachwei- 
.  sen  lionnen,  dafs  sie  so  und  so  viel  im  Vermögen 
haben.  Jedoch  ein  Gesetz  dieses  Inhalts  hat  schon  sei- 
nem  Wesen  nach  die  erheblichsten  Gründe  gegen  sich.  1 
Denn  es  beschränkt  den  Menschen  in  einem  seiner  heilig- 
sten Rechte;  es  giebt  Veranlassung  zu  gesetzwidrigen  Ver- 
bindungen unter  Personen  des  einen  und  des  andern  Ge- 
schlechts; es  kann  noch  überdies  nur  zu  leicht  umgangen 
werden.  Aufserdem  aber  machte  ein  Gesetz  dieser  Art  am 
wenigsten  in  England  Beifall  finden  oder  ausführbar  seyn. 
(Doch  mufs  ich  hier  eines  Kirchspiels  gedenken,  des  Kirch- 
spiels More  Griebel  in  Dorsetshire,  in  welchem  eine  Ein- 
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richtnng  besteht,  die  ihren  Folgen  nach  einem  Gesetze  je-* 
ner  Art  gleichkommt.  Der  Grand  und  Boden  ist  nur  in 
zwei  Händen.  Die  beiden  Grundherren  haben  seit  mehr  als 
3o  Jahren  regelmäTsig  das  System  befolgt,  dafs  nicht  mehr 
Wohnhäuser  für  Arbeiter  (cottages)  erbaut  werden  dürfen, 
als  nothig  sind,  die  in  dem  Kirchspiele  erforderliche  Zahl 
der  Arbeiter  zu  beherbergen.  Dieses  System  hat  die  vor- 
theilhaftesten  Resultate  gehabt  S.  loa  f.)  Die  Frage  konnte 
also  höchstens  die  seyn,  ob  nicht,  da  sich  die  Jugend  am 
leichtsinnigsten  zu  einer  Heirath  entschliefst,  ein  gewisses 
Alter  gesetzlich  vorzuschreiben  seyn  mochte,  welches  der- 
jenige erreicht  haben  müfste,  der  sich  ohne  eine  besondere 
Erlaubnifs,  oder  ohne  gewisse  von  dem  Gesetze  zu  bestim« 
mende  Bedingungen  erfüllt  zu  ]iaben,  verheirathen  wollte. 
Doch  wage  ich  nicht  auf  diese  Frage  einzugehen,  da  sie 
TCO  einem  Ausländer  schwerlich  zur  Genüge  beantwortet 
werden  kann.  —  Übrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs 
ia  Zukunft  bei  der  Vertheilung  der  Almosen  alles  das  zu 
vermeiden  seyn  wird,  was  als  eine  Aufforderung  zum  Hei* 
rathen  wirkt  oder  wirken  konnte.  (Vergl.  S.  127.  i43*) 
Doch  wird  die  Hauptveranlassung  zu  Mifsbräuchen  dieser 
Art  schon  dadurch  gehoben  werden ,  daU  freiwillige  Beiträge 
an  die  Stelle  der  Armentaxe  treten. 

• 

Was  kann  geschehen  ^ 
^  um  diejenigen, 

welche  arbeiten  können, 
zum  Fleüse  und  zur  Sparsamkeit 
noch  besonders 
anzuspornen  ? 

Alles,  was  überhaupt  die  MoralitXt  der  unteren  Volks* 
blassen  verbessert,  verspricht  zugleich  auf  den  Arbeitsfleifs 
und  auf  die  Sparsamkeit  dieser  Klassen  einen  wohltba'tigen 
E^flufs  ZQ  haben.    Elben  so  alles  das,  was  Einsichten  und 
JCrif .  ZMÜsthr.f.  iUckiiw.  u,  Gtttttg,  d,  AutL  VL  Bd.  x.M.  21 
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«MMhaMtcliMl  sind  ngleteli  ile«]iiiiiiigtfdii«r.  Eiiisii^ 

ten  and  Kenntnisse  haben  oft  anmittelbar  die  Folge,  dafs 
mao  bessere  Arbeit  liefern  kann  oder  daik  man  besser  weif«, 
äiAM  ^  ^mdtm  vnd      fiiite  k(L  ^  Jedoeh  ick 

t  nu  r  uiiitiiiieili^ren  oder  besondern  Bes&iebuog  aui  die  dwib' 
die  Überaohrüt  bezeicbnete  Aufgabe  atebeii.  Ahm^*^^t^0^' 

dli  aaelilNnifdi^sten  MSnner  einstimmig  für  die  Arbeitibäu- 
1.  sie  erklaren  einstimaiig  die  Unterbringong  der  Ai^-' 
Mü'ltt^Arbeilihiiiseni  for  dfejeo^ge  Art j  ulill  iWl^lliW  W  : 
iMliivvttttMii  liat^f  ^iitaiill  mini  nfelft  dtircll^^l^elMlMM|i^MllMlllki^ 

/ali!  tier  Armen  vermehren  will.  (S.  3o.  iSq.  ibÖ.  191.  198. 
315.324.389.)  —  Dieaeibeo  Ötiramen  lagen  noch  zwei  Be- 
diofsiiiigea  binsiii  ron  weldien  die  aloralfiefae  Wiriiaaiiilidt 
dieier  AntCalten  alibKiige.  Nlmlidi:  1)  Es  nüsie  Furcht 
vor  der  Aofnahme  in  das  Arbeitshaus  herrschen.  Strenge 
Zocht  sej  noch  nicht  Grausamkeit,  ein  auf  das  Nolh  wendige 
beachränhter  Lebentnaterhalt  noch  nicht  Mangel*  Die  Aiw 
men  wufsten  nur  za  wohl  switchen  » guten  4i  and  »schlech- 
ten« Kirchspielen  zn  unterscheiden.  (  Hierbei  wird  zugleich ' 
bemerkt,  dalk  man,  ench  was  die  Behandinng  der  Sträflinge  v 
in  den  Gefingnttaen  betreffe,  in  der  Milde  sa  weit  geben 
könne  und,  zum  Nachtheile  des  Armenwesens,  nicht  selten 
2n  weit  gehe.  ö.  24.  348.  34^*  ^4^*  ^4*  ^<  Ähnliche  Hla* 
gen  aiad  über  die  8mle  der«  Tmnqportation'  in  ao  fem  ge* 
f8brt  i^orden,  ala  die  Lage  des  t|ran4port|rten  £ft|tfifiings  oft 
günstiger  sey^  als  die  der  Armen  in  England.  Doch  sind 
dieae  Klagen  neuerlich  durch  besondere  Yerordonngen  ge* 
beben  worden.)  e)  Ea  sollte  in^  allen  Arbeitsbüosem  die« 
selbe  Z'uobt  iin4  OivdnAn||  berrtolien^  anstatt  daft 
dermalen  die  Armen  in  dem  einen  Ai  bei Ishame  ein  hessei^a 
IhitMioiiuM  I  eis*  in  dan  änderet  findCAi  ^  JMoeb^  so: 
vlirtfaeittuilb  euch  gut  eingeriebtete  und  gut  rerwaltcte  Ab»; 
Heitsbüuäcr  wirken  mdgen,  die  Schwierigkeit  ist  nur 
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dafs  nicht  in  allen  Kirchspielen  Anstalten  dieser  Art  beste« 
hen  und,  wenn  das  Kirchspiel  klein  oder  arm  ist,  errichtet 
werden  können.  Dieser  Schwierigkeit  abzuhelfen ,  giebt  es 
nor  e  i  n  Mittel ,  —  die  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer 
Kirchspiele  zu  einem  einzigen;  eine  Mafsregel,  fiir  welche 
auch  noch  andere  Gründe  sprechen.  (S.  307.  Vielleicht 
würden  bei  der  Ausführung  dieser  Mafsregel  die  neuen  Wahl- 
bezirke benutzt  werden  können.)  19^ 

Zweitens:  Von  unschätzbarem  Werthe  sind  die  Spar* 
hassen,  ihe  aaving^banks.  (S.  324>)  Sie  verhindern  das 
Verarmen  der  Ton  ihrer  Hände  Arbeit  lebenden  Volksklasse ; 
nicht  etwa  blos  deswegen,  weil  sie  ihr  einen  Nothpfennig 
aufbewahren,  sondern  yielleicht  noch  mehr  deswegen,  weil 
das  Ersparen  geizig  macht  Auf  die  Einrichtung  dieser  Kas- 
sen ,  auf  die  Gesetze ,  welche  diese  Kassen  in  Schutz  nehmen 
und  selbst  begünstigen ,  kann  ich  jedoch  hier  nicht  eingehen. 
Das  würde  mich  ?on  meinem  Hauptzwecke  zu  weit  abführen« 

Drittens:  Almosen,  die  in  der  Form  eines  Dar» 
lehns  gegeben  werden,  sind  ofl  ein  treffliches  Mittel ,  die- 
jenigen zu  retten,  welche  dem  Abgrunde  des  Verarmens, 
sey  es  in  Zeiten  einer  Torübergehenden  Noth  oder  aus  einer 
andern  Ursache ,  nahe  stehen.  Denn  Almosen  in  dieser  Form 
gegeben  lassen  demjenigen,  der  sie  empfangt,  mit  der  Hoff- 
nung auf  bessere  Zeiten  das  Gefühl  der  Selbstachtung,  wel- 
ches sonst  durch  die  Annahme  öffentlicher  Wohlthaten  so 

1 

leicht  getodtet  wird.  In  Deutschland  hat  sich  dieses  Mittel  ^ 
wie  mir  von'Männern,  welche  Erfahrungen  in  diesem  Fache 
zu  machen  Gelegenheit  hatten,  versichert  worden  ist,  in 
sehr  vielen  Fällen  bewährt.  —  Sonderbar  genug  besteht 
in  England  ein  Gesetz,  (59.  Geor.  III.  sec.  29.)  welches 
solche  Darlehne  auf  diejenigen  beschränkt,  welche  dersel- 
ben am  wenigsten  würdig  sind.  Das  Gesetz  lautet  so: 
»Wenn  die  Armenaufseher,  an  welche  sich  ein  Armer  am 
Unterstützung  wendet,  finden,  dafs  er,  wenn  er  sich  nicht 
.verschwenderisch,  nachlässig  und  vorsätzlich  schlecht  auf- 
geführt hätte,  im  Stande  gewesen  seyn  wurde ^  seinen  Le- 
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bg'imilMffaait  selbst  zu  erwerben,  so  sollen  die  Annenauf* 
ew^WbHge»  aejm,  ihm  Geidl,  ingebiwirtsnh  ^dar  in 
PMatoBy  jedoch  1»  jiarttbniwaiae  YMuslwlfeB  miA 

TOn  ihm  einen  Empfangschein  und  eine  Verschreibang  we» 
Bfickzahlung  einer  ieden,  so  yorgestreckten  Somme  an* 
U  .  W#lehfl»GaMls!  Dodi  daa  «sgUadbe  aacbl 


sagt :  Dm  Fatiia«Mi»iihhJeMpirhtig. 

IV.    Ypp  den  Behördeu, 

die  Vorsorge  far  die  Armea 

aazuvertrauD    .    «  ji^r-f«* 
.  ■  seyn^ '  iHöchtew«  » v « .  ^  -n  ^^i^A  «4f ■ 

;  Die  Bemerkmig,  welche  ich  in  der  EiiiMtfl^  ^ 
aer^Äbhandlnng  machte,  —  dafs  bei  der' Ärilbipflege  Ht^ 
sonders  viel  auf  diejenigen  ankomme,  welchen  die  Leitung 
derselben  anyertraut  ist,  »  wird  auch  in  der  vorliegenden 
Sdbnft  durch  eine  Menge  Thatsachen  und  Zengnisse  bestä- 
tiget. (S.  3.  106.  i5i«  ttb.  189.)  Bs  ergiebt  sich  ans  die- 
sen Thatsachen  nnd  Zeugnissen,  dafs,  wenn  auch  an  eini- 
((en  Orten  die  Fehler  nnd  Mängel  der  Armengesetze  durch 
den  Eifer  nnd  die  Talente  emselner  M&iner  onschSdlich 
gemacht  werden,  dennoch  an  den  meisten  Orten  das  Übel 
durch  die  Art,  wie  die  Armengesetze  verwaltet  werden, 
noch  TergrSlsert  wird  12>» 

Jedoch ,  wire  auch  die  dermalige  Yerwaltang  weniger 
fehlerhaft,  wenn  eine  Regierung  in  irgend  einem  Fache  das 
bisherige  System  der  Verwaltung  wesentlich  verändert,  so 
ist  es  adion  deswegen  zwechmafsig,  die  Verwaltong  neoen 
Hfinden  anzuYerCrAnn ,  neue  organische  Einrichtungen  zu 
treffen.    Die  Verwandlung  der  Armentaxe  in  fireiwillige 


11)  8l  146.  kämmt  dia  Anakdate  ver,  dab  cia  ffpaf*ii«4ii 
AimmafiNksr  itmnnit  wnria,  wdl  —  «r  sin  atathir 
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Beiträge  aber  wurde,  in  Beziehung  aaf  die  Armenpflege, 
eine  Veränderung  dieser  Art  seyn. 

'^''In  der  TOrllegenden  Schrift  hommen  gelegentlich  auch 
einige  Vorschläge  za  einer  besseren  Organisation  der  Ar- 
menpflege Tor ,  und  eben  so  Thatsachen ,  aus  -welchen  sich 
solche  Vorschläge  ableiten  lassen.  Indem  ich  jetzt  zu  der 
Darstellung  dieser  in  der  Schrift  enthaltenen  oder  angedeu- 
teten Vorschläge  fortgehe,  bemerhe  ich  nur  noch  rorläufig, 
dafs  alle  diese  Vorschläge  in  der  Tollkommensten  Überein- 
einstimmung  mit  dem  Plane  stehen ,  nach  welchem  die  Ar- 
mentaxe in  freiwillige  Beiträge  zu  yerwandeln  sejn  würde, 
ja,  dafs  sie  zum  Theii  nur  mit  diesem  Plane  zugleich  aus- 
geführt werden  honnten. 

^^^^  Erstens:  Die  Torliegende  Schrift  macht  ans  mit  meh- 
reren würdigen  Geistlichen  der  anglicanischen  Kirche  be- 
kannt, welche  sich  in  ihren  Kirchspielen  die  gröfsten  Ver- 
dienste um  die  Armenpflege  erworben  haben.  (S.  loo.  i09. 
109.  110.  146.)  Schon  auf  das  Ansehn  dieser  Beispiele 
konnte  und  dürfte  man  wohl  den  Vorschlag  gründen,  die 
Leitung  der  Armenpflege  in  einem  jeden  Kirch- 
spiele dem  Geistlichen  zu  übertragen  ^^).  Jedoch 
für  denselben  Vorschlag  sprechen  zugleich  allgemeine  und 
sehr  erhebliche  Gründe.  Wenn  die  Armentaxe  in  freiwil- 
lige Beiträge,  eine  Zwangsyerbindlichlieit  in  ein  Werk 
christlicher  Mildthätigkeit ,  verwandelt  wird ,  so  kann  die  Ver- 
theilung  der  Almosen  keinen  besseren  Händen  anrertrant 
werden,  als  denen  des  Geistlichen,  da  von  dem  Geistlichen 
Torzugsweise  zu  erwarten  ist ,  dafs  er  bei  diesem  Geschäfte 
in  demselben  Geiste  verfahren  werde,  in  welchem  die  ein- 
zelnen Almosengeber  ihre  Beitrage  leisten  oder  leisten  sol- 
len. Eben  so  ist  von  dem  Geistlichen  zu  erwarten,  dafs 
er  die  Bedürfnisse  und  die  Würdigkeit  derer,  welche  sich 


13)  In  den  deutschen  Staaten  haben  die  Ortngeistlichen  fast  über- 
all die  Leitung  oder  doch  einen  onttchcidenden  Einflufs  auf 
die  Leitung  der  Armenpflege.  .  . 
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als  Arme  am  Unterstützung  melden ,  am  besten  kennen  nnd 
zu  beurtheilen  im  Stande  sejn  werde.  Auch  das  ist  nicht 
zu  übersehen,  dafs  eine  aus  den  Händen  des  Geistlichen 
empfangene  Wohlthat  am  wenigsten  demüthiget,  eine  Er- 
mahnung des  Geistlichen,  die  Almosenbeiträge  zu  erhohen, 
am  ersten  fruchtet.  Wenn  überdies  in  der  yorliegenden 
Schrift  verlangt  wird,  dafs  der  Dienst  eines  Armenyorste- 
hers  theils  ein  ständiger  Dienst  sejn  solle,  (S.  ii3. 121. 199.) 
theils  nicht  mit  einer  Besoldung  verbunden  seyn  dürfe, 
(S.  376.)  so  würde  jener  Vorschlag  auch  diesen  Forderun- 
gen entsprechen.  —  Allerdings  würde  der  YorschJag  in 
der  Ausführung  auf  Schwierigkeiten  stofsen.  Doch  unter 
diesen  Schwierigkeiten  dürften  nur  zwei,  (die  gleich  her- 
nach angeführt  werden  sollen,)  von  Bedeutung  seyn;  und 
gerade  diese  Schwierigkeiten  würden  den  Vorschlag  nicht 
im  allgemeinen,  sondern,  wenn  überhaupt,  nur  an  einigen 
Orten  unausführbar  machen.  Nämlich:  1)  In  den  grofseren 
Städten  möchte  es  freilich  weder  billig  noch  zweckmafsig 
seyn,  den  Geistlichen  die  Leitung  der  Armenpflege  aufzu- 
bürden. Als  eine  Nebenbeschäftigung  wäre  die  Last  zu 
grofs;  auch  wird  an  diesen  Orten  schon  eine  strengere 
Sprache  und  eine  stärkere  Hand  zu  diesem  Geschäfte  erfor- 
dert. Da  würde  es  also  zweckmäfsig  oder  nothwendig  seyn, 
einen  andern  einzelnen  Mann  zum  Armen  Vorsteher  zu  be- 
stellen. Auch  an  andern  Orten  könnte  der  Vorschlag  das 
gegen  sich  haben,  dafs  viele  Geistliche  der  anglicanischen 
Kirche,  besonders  die  Vicarien,  eine  zu  geringe  Besoldung 
haben,  als  dafs  man  sie  mit  einem  neuen  Amtsgeschäfte  be- 
lasten dürfte.  Jedoch  diese  Einwendung  wird  wahrschein- 
lich durch  die  der  Kirche  bevorstehende  Reform  beseitiget 
werden.  Auf  jeden  Fall  könnte  die  vorgeschlagene  Neue- 
rung nur  dazu  beitragen,  das  Band  zwischen  dem  Pfarrer 
und  seinen  Kirchkindern ,  welches  schon  zu  erschlaffen  be- 
ginnt, wieder  anzuziehen.  2)  An  einigen  Orten  würde  die 
Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  der  Einwohner 
der  Ausführung  des  Vorschlages  feindlich  begegnen.  (Vgl. 


6.  174.)  Doch  konnte  die  neue  Einrichtung  zugleich  ein 
ikeundlioheret  Verhältnifs  zwischen  GeisU^j|f|j|||P|||i||||^ 
ncr  EeUciaqifeteUsciinfton  eialeiteo.  llWteiMMiMkk 

Zweiten^:  Wenn  e«  ancli  ailemal  Sf^3w9tig  seyn 
wird,  den  Orts^eistUchen  oder  sonst  einen  einzelnen  Mann 
an  die  Sjpttze  der  Armenpflege  zu  atelieni  so  ist  es  doch 
uiclit  weni|$er  .sweckmafsig  and  selbst  notliwendigi  diesem 
Vorstände  eine  coUegialisehe  9elidrde,  sor  Beratliang 
allgemeiner  Mar:iiegeln  etc.  beizuordnen.  (S*  i57.)  Jedoch 
.begnüge  ich  mich,  was  die  Zusammensetzang  und  Stellung 
dieser  Behörde  belrifift,  mit  der  bleuen  Andentang,  daft 
auch  in  dieser  Beziehung  nicht  alles  ^eim  Alten  gelassen 
werden  könne.  Die  vorliegende  Schrift  enthalt  swar  ||ele- 
gentlich  Klagen  über  die  KirchspielsTer£uiiuig  ^  aber  nicht 
bestimmte  Verbesserungs?orseblage  (b.  B.  &  66.  140*  190. 
a«3.)  Auch  kann  die  in  Frage  stehende  Aufgabe,  nach  der 
Verschiedenheit  der  Orte  und  Verhältnisse,  auf  mehr  als 
eine  Weise  gelM  werden« 

Drittens:   In  der  Torliegenden  Schrift  erheben  sieb 

eine  Menge  Stimmen  gegen  die  Einmischung  der  Obrig- 
keiten  in  die  Armenpfleg«;  und  zwar  in  so  fern,  als  die- 
jenigen, welche  mit  ihrem  Suchen  nm  Unterstfitsang  Ton 
dem  Kirchspiele  abgewiesen  worden  sind  oder  welchen  die 
he  willigte  Unterstützung  nicht  genSgt,  gegen  den  BeschliiTs 
4ie  AfppeilatioB  einwenden  hüniuea«  (&  9»  loi.  led.  iii* 
is5.)  tKese  Beschwerde,  welche  Toiniottkmen  gegründet  sn 

seyn  scheint,  ist  gleichwohl  eine  nothwendigd  Folge  des 
bisberigen  Systemes.  Wenn  dagegen  die  Armentaxe  in  frei* 
willige  Beitrage  rerwandelt  würde,  so  wire  es  ein  Widern 
Spruch,  wenn  man  den  Armen  noch  finrner  das  Recht  Tcri» 
statten  wollte,  sich  über  die  Beschlüsse  des  Kirchspiels  su 
beschweren.  Wenigstens  mürste  man  dieses  Becht  auf  den 
Fdi  beschrinken,  da  der  Beschwerdeführer  darthun  künntet 
>  dili  er  smn  Adbeilen  physisch  witeiiglich  sey.  Doch  selbst 
in  diesem  Falle  dürfte  das  strengere  Gesetz  das  bessere  seyn. 
Wmm  der  Gfiitliche  an  d^  Spitse  der  AnnenpüeflEe  steht 
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so  ist  Härte  desto  weniger  zu  furchten.  Auch  könnte  einem 
Mifsbrauche  der  Gewalt  noch  dadurch  yorgebengt  werden, 
dafs,  wo  möglich,  allemal  eine  obrigkeitliche  Person  Mit- 
glied des  Verwaltungsratbes  wäre.  - 

Endlich  viertens:  Alle  Beachtung  verdient  der  Vor- 
schlag, welcher  in  der  vorliegenden  Schrift  S.  3a4  fiP.  ge- 
macht wird,  —  eine  CentralbehÖrde  Pur  die  Armen* 
pflege  zu  bestellen.  Der  Gefahr,  dafs  diese  Behörde  im 
Centralisiren  zu  weit  gehen  und  so  der  Thä'tigkeit  der  5rt- 
lichen  Behörden  nachtheilige  Hemmnisse  und  Hindernisse 
in  den  Weg  legen  könnte,  liefse  sich  denn  doch  vielleicht 
durch  zweckmäfsige  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Gom- 
petenz  dieser  Behörde  vorbeugen.  *5^7*^ 

Heidelberg ,  beendiget  zu  Anfang    •  * '  >  ^S^^'^Ü^' 
des  Monats  Februar  18S4. 

'  Zach  ARi  A. 
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iSt.  Petertbourg.  Prici»  des  no^ions  historiquea  sur  la  formation  du 
Corps  des  lots  Busses.    Tir6  des  actes  authentiques  d6posis  dans 

ly  les  archives  de  la  2*  section  de  la  chancellerie  partieuliere  ie  S. 
M'  VEmperewr.    Traduit  du  Russe.  18S3. 

**•  f^-i»^  Von      ii  .i;:Wfi^2 

f'  MiTTERMAIBH. 


Die  Aufmerksamkeit  des  Geschichtsforschers  und  Juns:en 
mufs  vorzüglich  auch  auf  die  Entwickelung  der  Gesetzge- 
bung jener  Länder  gerichtet  seyn,  in  welchen  die  Civilsa- 
tion  früher  nur  langsam ,  in  neuerer  Zeit  aber  durch  kräftige 
Herrscher  geleitet  mit  starken  Schritten  vorwärts  schreiet. 
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Die'^Geschichte  der  rassfsclieii  Gesetzgebung  ist  in  dieser 
Hinsicht  bedeutend.    Zum  erstenmale  aus  officiellen  Acten- 
stücken  erhalten  wir  in  der  vorliegenden  Schrift  zuverläs- 
sige Nachrichten  darüber ;  wir  eilen ,  sie  unsern  Lesern  mit« 
zutheilen,  und  erinnern  nur  unsere  Leser,  dafs  das  noch 
geltende  Gesetzbuch  Rufslands,  Uloschenie  genannt  (s.  dar- 
über A.  von  Reutz  Versuch  über  die  geschichtliche  Aus« 
bildung  der  russischen  Staats-  und  RechtSTetfassung ,  Mitaa 
1829.  n.  Abth.  S.  359  ff.),  vom  Jahre  1649 
hä'ufung  von  einzelnen  Gesetzen,  die  seit  dieser  Zeit  ergin- 
"gen,  veranlafste  Peter  den  Grofsen  1700,  eine  Commission 
zu  ernennen,  welche  sa'mmtliche  Gesetze  in  eine  Sammlung 
vereinigen  sollte.    Da  die  Arbeit  der  Commission  sich  ver-' 
zögerte,  so  wurde  1714  der  Auftrag  ertheilt ,  zu  prüfen, 
welche  ergangene  Gesetze  mit  dem  Gesetzbuche  nicht  ver* 
einbar  wären ,  und  diejenigen ,  welche  zur  Ergänzung  dienen 
sollten,  einzuschalten.     Zehn  Kapitel  wurden  bearbeitet, 
aber  die  Arbeit  gerieth  wieder  ins  Stocken ,  da  man  1720 
den  Vorsatz  fafste,  ein  neues  Gesetzbuch  zu  machen,  in- 
dem man  das  bestehende  nach  dem  Muster  des  schwedischen 
(später  des  dänischen)  Codex  verbessern  wollte.    Der  Plan 
scheiterte ,  obwohl  1730  eine  neue  Commission  mit  der  Auf- 
gabe, ein  neues  Gesetzbuch  zu  entwerfen,  ernannt  wurde« 
1735  suchte  man  dem  Übel  vorläufig  durch  Promulgation 
des  Code  de  concordance  abzuhelfen ;  aber  auch  hier  zeigten 
sich  Schwierigkeiten,  und  1755  erging  nun  der  Auftrag, 
vollständige  Gesetzbücher  zu  entwerfen,  wozu  eine  allge- 
meine Commission  und  specielle  Commissionen  (bei  den  Col- 
legien)  ernannt  wurden.    Im  Jahre  1755  wurden  bereits  die 
^  Entwürfe  des  Codex  über  Civilprocefs  und  über  Criminal- 
Terfahren  vorgelegt.    Der  Entwurf  über  den  Stand  der  Per- 
sonen wurde  1760  beendigt.    Die  kaiserliche  Sanction  wurde 
aber  nicht  ertheilt.    Eine  neue  auf  Befehl  der  Kaiserin  Eli- 
sabeth 1760  gebildete  Commission  war  nicht  glücklicher. 
Am  bedeutendsten  wurde  die  vermöge  Auftrags  der  Kaise- 
rin Catharina  1767  ernannte  Commission,  und  die  bekannte 
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iDStroction  für  die  Abfassong  des  Gesetzbocbt.   GroCse  Piaae 
worden  gemacht.    Die  Commissionen  waren  sechs  Jahre  thä- 
tig;  aber  hein  Erfolg  krönte  ihre  Arbeiten,  weil  man  zo 
yiel  wollte.   Erst  1796  begann  die  legislative  Thätigkeit  aufs 
neae;  aber  man  verzichtete  auf  eine  völlig  neue  Gesetzge- 
bung, und  die  neue  Commission  beschäftigte  sich  nur  mit 
einem  Code  de  concordancCf  in  dem  man  mit  dem  geltenden 
Gesetzbuche  die  einzelnen  Gesetze  verbinden  wollte.  Alexan- 
ders kräftiger  Geist  brachte  1804  neues  Leben  in  die  Ge- 
setzgebung.   Man  verlangte  jetzt  wieder  vollständige  neue 
Gesetzbücher.    Von  1804  bis  1826  wurden  drei  Titel  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs,  einer  über  Civilprocefs ,  einer 
über  Handelsgesetz,  drei  Titel  über  Strafgesetzgebung  be- 
arbeitet.   Nach  dieser  Übersicht  halte  eigentlich  von  den 
»     '       Commissionen  dreierlei  geschehen  sollen :  1)  die  Gesetze  hät- 
ten gesammelt,  2)  in  eine  systematische  Ordnung  gebracht 
und  zweckmäfsig  vereinigt,  3)  neue  Gesetzbücher  hätten 
verfertigt  werden  sollen;  allein  keine  dieser  Aufgaben  wurde 
gehörig  erfüllt.    Man  fand  Schwierigkeiten,  alle  Gesetze 
'         aufzufinden,  und  verständigte  sich  nicht  gehörig  über  den 
Sinn  der  zweiten  Aufgabe;    daran,  dafs  die  dritte  Aaf- 
gabe  scheiterte ,  war  der  Umstand  Schuld ,  dafs  die  Mitglie- 
der der  Commissionen  zu  oft  wechselten  und  mit  andern 
Geschäften  zu  sehr  überladen  waren.    Im  J.  1826  erklärte 
eine  Ukase,  dafs  der  Kaiser  die  legislativen  Arbeiten  unter 
seine  unmittelbare  Aufsicht  nehmen  würde.   Die  Frage :  ob 
man  aus  den  bestehenden  Gesetzen  nur  einen  Cotie  de  con- 
cordance  oder  ein  neues  Gesetzbuch  machen  sollte,  wurde 
dahin  entschieden,  dafs  nur  die  bestehenden  Gesetze  unter 
sich  systematisch  geordnet  und  gesammelt  werden  sollten,^ 
ohne  Abänderung  des  Inhalts.    Man  hatte  nun  zu  wählen, 
ob  man  die  bestehenden  Gesetze  nur  im  Auszuge  ordnen, 
oder  einen  Comraentar  oder  ein  Handbuch  oder  ein  Beper- 
torium  liefern,  oder  den  Code  de  concordance  von  Peter 
dem  Grofsen  zum  Grunde  legen ,  oder  nach  Art  von  Jnsti- 
nians  Corpus  Juris  das  Ganze  verarbeiten  wollte.     Man  er- 
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kannte,  dafs  man  in  Rufsland  durch  romisches  Recht  nicht 
gebunden  war ,  weil  dies  auf  die  russischen  Gesetze  keinen 
Einilufs  hatte;  überall  waren  die  Gesetze  nur  aus  einheimi* 
sehen  (germanischen)  Einrichtungen  geschöpft.  Dieser  Um- 
stand erzeugte  für  Rufsland  auch  wieder  eigene  Schwierig- 
keiten ;  denn  während  in  einem  Lande ,  wo  romisches  Recht 
verbreitet  ist,  der  Praktiker  in  den  römischen  Gesetzen  fast 
überall  Trost  findet  und  daraus  schöpfen  kann,  warinRufs- 
4and  der  Richter  nur  an  den  gesunden  Menschenverstand 
gewiesen  oder  genöthigt,  seine  Zuflucht  zu  dem  Gesetzge^ 
ber  zu  nehmen;  und  so  häuften  sich  die  Gesetze,  dielnter- 
pretationen ,  und  im  Gefolge  dieses  Umstandes  waren  Rechts- 
•ungewifsheit  und  Zerstreuung  der  Rechtsquellen.  So  giebt 
es  denn  in  Rufsland  35ooo  Acte  der  Gesetzgebung,  von 
welchen  die  Hälfte  durch  nachgefolgte  Gesetze  wieder  auf- 
gehoben oder  modiHcirt  ist.  Auf  diese  Art  konnte  auch  die 
Gesetzgebung  nicht  jene  wohlthätige  Fortbildung  und  Ver- 
^besscrung  erhalten,  die  da  möglich  wird,  wo  schon  ein  be- 
stimmtes Rechtsbuch  zum  Grunde  Hegt;  das  Rechtsstudium 
Jlelbst  kann  unter  solchen  Umständen  nicht  gedeihen,  und 
so  ist  denn  auch  für  systematische  Bearbeitung  des  russi- 
schen Rechts  nichts  geschehen ,  und  was  man  auch  in  Rufs- 
land für  die  Verbreitung  des  Studiums  des  römischen  Rechts 
■auf  den  Universitäten  zu  thun  versuchte,  war  unbedeutend, 
da  man  das  römische  Recht  doch  als  ein  fremdes  Recht 
(ohne  praktische  Bedeutung  in  Rufsland)  betrachtete.  Man 
^erkannte  nun,  dafs  für  die  Bearbeitung  des  Gesetzbuchs  in 
Rufsland  die  Normen ,  nach  welchen  man  bei  der  Sammlung 
des  Justinianeischen  Rechts  verfuhr,  am  besten  dienten  und 
vereinigte  sich ,  aus  der  Sammlung  alle  Gesetze  wegzulassen, 
die  völlig  aufser  Übung  gekommen  waren,  alle  Wiederho- 
lungen wegzulassen,  den  Buchstaben  des  alten  Gesetzes  bei- 
zubehalten ,  jedoch  die  im  nämlichen  Acte  der  Gesetzgebung 
befindlichen  Artikel  genau  nach  den  gesetzlichen  Ausdrücken 
•abdrucken  zu  lassen ,  die  in  verschiedenen  Acten  vorkommenden 
Artikel  nach  den  Ausdrücken  aufzufassen ,  die  in  dem  Haupt- 
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act  ▼orttoramen' ,  und  andere  Aasdrucke ,  die  zur  Erlänte- 
rnng  dienen,  beizufügen;  in  den  aus  verschiedenen  Acten 
gezogenen  Artikeln  den  Sinn,  den  sie  in  ihrem  Zusammen-  ' 
bang  haben ,  za  bezeichnen ,  die  Quellen  anzugeben ,  woraus 
sie  genommen  sind,  die  zu  weitläufigen  Gesetze  abzukür- 
zen; von  den  einander  widersprechenden  Gesetzen  die  be- 
tten (nach  der  neueren  Praxis)  anzunehmen,  das  Ganze  der 
gesetzgebenden  Gewalt  zur  Prüfung  vorzulegen,  ob  keine 
neuen  Bestimmungen  sich  einschlichen ;  dann  eine  Samm- 
lung von  den  für  alle  Provinzen  geltenden  Gesetzen  und 
eine  andere  aus  zwei  Abtheilangen  von  Gesetzen  fiir  die 
baltischen  and  andern  für  die  westlichen  Provinzen  gelten- 
den  Provincialgesetzen  bearbeiten  zu  lassen.    Zugleich  wurde 
beschlossen,  diese  Rechtssamralung  in  der  Art  fortzusetzen, 
dafs  man  jährlich  die  allmählig  erscheinenden  neuen  Gesetze 
nach  dem  nämlichen  Systeme  der  Sammlung  anreibt  — 
Die  Abtheilung  der  Rechtssammlung  ist  folgende:   i)  Vor- 
schriften über  die  administrative  und  gerichtliche  Organisa-  ' 
tion;  2)  Vorschriften  über  öffentliche  Leistungen;  3)  über 
Administration  der  Finanzen ;  4)  Gesetze  über  den  Stand 
der  Personen;    6)  bürgerliche  Gesetzgebung,  Personen-, 
Sachen-  und  Obligationenrecht,  Civilprocefs ;  6)  politische 
Ökonomie  (Gesetze  über  Staatscredit ,  Handel,  Industrie, 
Manufacturen,  Gebäude  u.  s.  w.) ;  7)  Gesetze  über  innere 
Polizei;  8)  Strafgesetze.    Die  vorbereitenden  Arbeiten  für  ) 
diese  Rechtssammlungen  bestanden  1)  in  der  Sammlung  der 
vorhandenen  Gesetze.    Dafür  halte  man  nur  für  die  Acte 
aas  den  Jahren  1700  bis  1730  und  von  176a  bis  1770  of- 
iicielle  Sammlungen;  andere  Sammlungen  waren  nur  Privat- 
arbeiten, die  sehr  mangelhaft  und  ungenau  waren.  Die 
Commission  mufste  nun  die  zerstreuten  Gesetze  erst  auf- 
suchen, und  beschlofs„  in  zwei  Abtheilungen  sie  zu  sam- 
mein:  1)  Gesetze  von  1649  bis  13.  December  1826,  1)  Ge- 
setze von  1825  an.    Die  Sammlung  forderte  wieder  eine 
Aufsuchung  aller  Gesetze,  eine  Zusammenstellung  des  Tex- 
tes nach  den  Verzeichnissen  und  genaue  Verification  der 
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verschiedenen  Texte.    Die  erste  Abtheilang  (von  1649 
1825)  enthält  80920  Acte,  die  zweite  5075.    Das  Gesetz- 
bach Yon  1649  enthält  968  Artikel;  damit  mufste  begonnen 
werden,  am  die  späteren  Gesetze  anzareihen.    Für  jede 
Abtheilung  der  Gesetze  bedarf^e  es  eines  eigenen  Planes 
und  einer  Übersicht,  nach  denen  man  die  Materialien  mit 
historischen  Einleitungen  anordnete.    Zuweilen  bedurfte  es 
umständlicher  historischer  Entwichelungen,  die  im  Ganzen 
aof  11000  Artikel  sich  belaufen.    Nach  einer  sorgfältigen 
Sichtung  des  Ganzen  und  Vergleichung ,  um  Wiederholun- 
gen zu  Termeiden,  entstand  die  nun  beendigte  Sammlung, 
in  welcher  bei  jedem  Artikel  die  Quellen,  woraus  er  ge> 
nommen  ist,  angegeben  und  zahlreiche  Bemerkungen  bei- 
gefügt wurden,  die  entweder  den  Zusammenhang  verschie- 
dener Artikel ,  oder  die  Geschichte  eines  Gesetzes  enthalten. 
Die  ganze  Sammlung  enthält  42098  Artikel.    Eigene  nieder- 
gesetzte Commissionen  prüften  die  Arbeit,  welcher  Sum- 
marien and  chronologische  Tabellen  beigefugt  wurden.  S. 
M.  der  Kaiser  selbst  betrieb  mit  Beharrlichkeit  das  Werk, 
welches  endlich  durch  Ukase  des  Kaisers  vom  3i.  Januar 
i833  publicirt  wurde.    Die  Sammlung  soll  vom  1.  Januar 
i835  an  Gesetzeskraft  erhalten.  —    Es  war  eine  Riesen- 
arbeit ,  Herr  über  die  Masse  zerstreuter  und  widersprechen- 
der Gesetze  zu  werden.    Ein  neuer  Versuch  einer  Rechts- 
Sammlung  ist  dadurch  gemacht.    Mit  Verstand  und  Umsicht 
scheint  das  Werk  durchgeführt.    Zwar  ist  es  kein  Gesetzbach 
im  Sinne  der  neueren  Zeit;  es  enthält  aber  Pandekten  des 
russischen  Rechts.    Es  wird  nach  dieser  Vorarbeit ,  die 
dem  Fleifse  der  Sammler  Ehre  macht,  nicht  fehlen,  dalli 
ein  Gesetzbuch  von  kräftigen  Männern,  die  sich  darch  die 
Schwierigkeiten  nicht  abschrecken  lassen,  darauf  gegründet 
werden  kann.         ..  .    ,f..        .      /  .  ■ 


■XV.- 

Die  nauieste  Ge^etz^ebuii^  in  der  Sdkweis 
'  Aber  die  Venrntwoiiliclikeit  der  obersten 
!  Staatobehördeu. 

H0fni  Dr.  Kahihih  PkWFBii , 

PMduktm      Appill«lwiM0»ric]itf  in  Lvieni. 


In.  alm  «rattitiitloMliBa  8mtMi  bl  ycmHwovtliclilieit 
der  obentm  8lii«tsbeMdleD  ei«  tief  f^vftyie»  Peteftilft; 

ra  allen  ntiiern  Verfassungen  wird  daher  anch  das  Prineip 
iHfter  Verantwortiichlieit  aotgesprocbeo ,  allein  nirgends*  Un- 
flat man  dann  dalMlber  iimiig«llllii<t  und  dw  FMmm  üb» 
stimmt ,  anter  denen  es  zur  Anwendung  koonnen  soll.  A.110I1 
die  neneo  Verfassnogen  der  Schweiz  enthalten  beinahe  int» 
getammt  jenen  Gvondsata  der  Yrnnturorlüeliheit.  Im  Kai^ 
Ion  Waatdt,  in  Eittse^rn  nnd  in  8t. 'Gallea  hat*  man  wm 
tersacht,  den  Grundsatz  mittelst  Gesetze  näher  zu  cnti- 
wickeln  und  ina  Leben  zu  rufen.  Wir  bringen  hier  dai 
Geaets  jon  Lnsern  *iir  IGmntiiift^,  welohes  das  Mlicip  der 
Verantwortlldibeit  am  strengsten  dmrefigelVlivt  bat,  indem 
ee  dasselbe  anch  auf  den  obersten  Gerichtshof  anwendete, 
und*  bemerken  nor,  dafs,  wenn  ton  einer  doppelten  Abn* 
dung  die  Rede  ist,  toa  einer  elnfaehcFn  Abbei'itfNing 

und  einer  gerichtlichen  Verfolg  ung,  diese  Unteischei- 
dung  aus  der  Staatsverfassung  hervorfliefst ,  indem  dort  eine 
Aibberafting  des  Hleinen  Ratbs  niebr  Wejje'n  einer  speciellia 
Hendiiing  sowobl,  welebe  sieb  eum  Tergeben  eignete,  all 
vielmehr  aus  dem  Grunde  einer  aus  dem  Benehmen  der  Bc^ 
börde  überhaupt  hervorgehenden  Unj^ufricdenheit,  er|iräbnt 
ist.  Folgendes  ist  also  das  Gesets:  Wir  F^dent  und 
Grofser  Radi  des  Kantons  Losem ;  in  Entwicbelung  der  Ar- 
tikel i6,  23  und  28  der  Staatsverfassung,  die  Yerantwort- 
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lichkeit  des  Kleinen  Raths ,  des  Appellationsgerichts  und  dep^^ 

öffentlichen  Beamten  überhaupt  aussprechend,  haben  yer« 

ordnet  und  verordnen  demnach  :    L  Verantwortlichkeit 

des  Kleinen  Baths.    §.  i.  Der  Kleine  Rath  ist  für  dier 

gesammte  ihm  obliegende  Staatsverwaltung  verantwortlich. 

§.  2.  In  Folge  dieser  Verantwortlichkeit  kann  der  Kleine 

Rath  von  dem  Grofsen  in  corpore  abberufen,  oder  es  kana 

gegen  alle  oder  einzelne  Mitglieder  personlich  und  nament* 

lieh  eine  gerichtliche  Verfolgung  verhängt  werden,    a.  Von 

der  Abberufung.    §.  3.  Die  Abberufung  erfolgt  wegen  of«: 

fenbarer  Vernachlässigung  der  Staatsverwaltung.    §.  4*  Wenn 

ein  oder  mehrere  Mitglieder  des  Grofsen  Raths  den  Antrag 

auf  Abberufung  des  Kleinen  Raths  stellen,  so  wird  zuerst 

die  Frage  entschieden,  ob  man  denselben  sogleich  von  der 

Hand  weisen  wolle.    Wird  beschlossen ,  den  Antrag  in  Be- 

rathung  zu  ziehen ,  so  mufs  eine  nähere  Untersuchung  vor« 

genommen  werden.    §.  5.  Diese  Untersuchung  ist  einer  Com- 

mission  von  neun  Mitgliedern  aus  dem  Grofsen  Rathe  zu 

übertragen,  welche  durch  geheimes  absolutes  Stimmenmehr 

erwählt  wird.    §.  6.  Diese  Untersuchung  hat  in  möglichst 

kurzer  Zeitfrist  dem  Grofsen  Rathe  ihr  Gutachten  zu  hin^ 

terbringen,  worauf  über  die  Abbernfungsfrage  entscbiedenf 

wird.    Die  Abstimmung  erfolgt  mittelst  Namensaufruf.  Zur* 

Aussprechung  der  Abberufung  bedarf  es  wenigstens  einund- 

fünfzig  Stimmen.    §.  7.  Erfolgt  die  Abberufung  des  Kleinei^ 

Raths ,  so  wird  sogleich  zur  Wahl  eines  neuen  Kleinen  Raths*^ 

geschritten,  wobei  jedoch  die  Mitglieder  des  abberufenen 

Kleinen  Raths  ebenfalls  Antheil  nehmen,  und  einzeln  wieder: 

wählbar  sind.    §.  8.  Sonst  befinden  sich  bei  allen,  die  AhJ 

♦ 

beruf iing  betrefFenden  Verhandlungen  die  Mitglieder  des 
Kleinen  Raths  im  Ausstande;  vor  der  endlichen  Abstimmung 
über  die  Abberufung  können  sie  sich  jedoch  vor  dem  Grofsen 
Rath  verantworten,  b.  Von  der  gerichtlichen  Verfolgung.^ 
9.  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  sämmtlichen  oder*' 
einzelnen  Mitglieder  des  Kleinen  Raths  persönlich  und  na-i 
mentlich  tritt  ein,  wegen  Verletzung  der  Verfassung  oder** 
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der  Gesetze ,  oder  wegen  Veruntreoung  oder  pflichtwidriger 
Verwaltung  des  Staatsyermogens.    $.  lo.  Der  Grofse  Rath 
bann  in  vorgedachten  Fällen  entweder  unmittelbar  auseige-.-; 
nen  Wahrnehmungen  gegen  sämmtliche  oder  einzelne  Mit-^. 
glieder  des  Kleinen  Raths  einschreiten ,  oder  er  kann  hierzu 
mittelbar  durch  Beschwerden  von  Corporationen  oder  Pri- 
vaten auf  dem  Petitionswege  veranlafst  werden.    §.  ii.  In- 
beiden  Fällen  entscheidet  der  Grofse  Rath  zuerst,  ob  in  den 
Gegenstand  eingetreten  werden  soll;  wird  einzutreten  be- 
schlossen, so  mufs  eine  nähere  Untersuchung  vorgenommen 
werden.    §.  12.  Diese  Untersuchung  ist  einer  Commission 
von  neun  Mitgliedern  aus  dem  Grofsen  Rathe  zu  übertra-^ 
gen,  welche  durch  geheimes  absolutes  Stimmenmehr  erwählt 
wird.    §•  i3.  Die  Commission  hat  in  einem  von  dem  Grofsen 
Rathe  anzuberaumenden  Termin  zu  untersuchen  und  zu  be- , 
gntachten :  a)  ob  sämmtliche  oder  einzelne  Mitglieder  des^. 
Kleinen  Raths  und  in  letztem  Falle,  welche  wegen  Verletzung^ 
der  Verfassung  oder  der  Gesetze  oder  wegen  Veruntreuung., 
oder  pflichtwidriger  Verwaltung  des  Staatsvermogens  in  kn-^^^ 
hlagestand  zu  versetzen  sejen ;  b)  ob  die  Klage  bei  dem  Ci«j^ 
vilrichter  anhängig  gemacht  werden  soll,  oder  ob  sich  der; 
Fall  zur  Criminaluntersuchung  eigne.     Die  Untersuchungs«^ 
commission  wird  die  angeschuldigten  Mitglieder  des  Klei* 
neu  Raths,  ehe  sie  ihren  Bericht  erstattet,  einvernehmen. 

14.  Wenn  der  Grofse  Rath  nach  gepruAem  gutächtlichen||' 
Berichte,  den  Anklagezustand  nicht  beschliefst,  so  ist  jedei^ 
diesfäUige  Klage  oder  Beschwerde  für  erledigt  und  erloschen^ 
zu  betrachten.    Da,  wo  eine  auf  dem  Petitionswege  einge-, 
langte  solchartige  Klage  oder  Beschwerde  grundlos  erfunden^ 
wird,  kann  der  Beschwerdeführer  dem  Richter  zur  Beatra-^^ 
fung  überwiesen  werden.    §.  i5.  Wenn  der  Grofse  Rath  eine 
Klage  bei  dem  Civilrichter  beschliefst,  so  ist  dieselbe  erst- 
instanzlich bei  dem  Bezirksgerichte  des  Hauptorts  einzulei-* 
ten  mit  Zulassung  der  Weitersziehung  an  das  Appellationsge- 
richt, nach  allgemeiner  gesetzlichen  Bestimmung.       16.  Be- 
schliefst der  Grosse  Rath  den  Criminalprocels  gegen  sämmt-r 
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[       liehe  oder  einzelne  Mitglieder  des  Kleinen  Baths,  so  erfolgt: 
a)  provisorische  Suspension  der  namentlich  Beklagten  in  ih- 
ren Amts  Verrichtungen ,  und  wenn  mehr  als  drei  Mitglieder 
[ .      beklagt  sind ,  einstweilige  Ersetzung  der  Stellen  im  Kleinen 
t    .  Rathe;  6)  Übermittlung  der  Acten  an  das  Criminalgericht 
und  weitere  Behandlung  des  Falles  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften  der  Criminalgesetzgebung ;  o)  im  Falle  der  Los- 
sprechung tritt  der  Beklagte  wieder  in  den  Kleinen  Rath , 
und  die  provisorische  Ersetzung,  wo  eine  solche  Statt  ge- 
'        funden  hat,  ist  aufgehoben;  d)  im  Falle  der  Yerurtheilung 
r  '     aber  sind  der  Grofse  Rath  und  der  Kleine  Rath  nach  Vor- 
l-'     Schrift  der  Verfassung  zu  ergänzen.    §.  17.  Betreffend  die 
Verhaftung,  so  verfugt  ebenfalls  der  Grofse  Rath.  Doch 
hann  der  Kleine  Rath  im  Falle  der  Dringlichkeit  die  Verhaf- 
tung eines  oder  mehrerer  seiner  Mitglieder  aussprechen,  wo 
dann  aber  der  Grofse  Rath  sogleich  zusammenzuberufen  ist, 
>        um  in  der  Torbeschriebenen  Form  zu  verfahren.    §.  18.  Grün- 
I        det  sich  die  Klage  auf  einen  Beschlufs  oder  eine  Handlung 
des  Kleinen  Raths  und  nicht  einzelner  Mitglieder  desselben, 
80  wird  angenommen,  dafs  sämmtliche  Mitglieder  zugestimmt 
haben ,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils.    Nur  Abwesenheit 
und  Verwahrung  zu  Protokoll  ist  als  Ausweis  anzuerkennen. 
•   $•  19.  Der  Grofse  Rath  bezeichnet  drei  Mitglieder  der  Un- 
tersuch ungscommission  zu  Verfolgung  des  beschlossenen  Cri- 
minalprocesses ,  so  wie  auch  zu  Verfolgung  des  Civilproces- 
ses ,  wenn  dieser  im  Interesse  des  Staates  geführt  wird.  Ist 
er  hingegen  im  Interesse  einer  Corporation  oder  eines  Pri- 
Taten  zu  fuhren ,  so  ist  die  Verfolgung  diesen  zu  überlassen. 
^  20.  Hinsichtlich  gemeiner  Verbrechen,  welcher  sich  Mit- 
)       glieder  des  Kleinen  Raths  nicht  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
schuldig  machen  sollten,  hat  es  bei  den  diesfalligen  beson- 
.       dern  Vorschriften  des  Gesetzes  über  den  Criminalrechtsgang 
I       sein  Verbleiben.    §.21.  Privatrechtliche  Klagen  gegen  den 
Staat  sind  nicht  gleich  den  vorbezeichneten  Klagen  gegen 
\       die  Mitglieder  des  Kleinen  Raths  zu  behandeln,  und  gehen 
'        den  gewohnlichen  Gang  Rechtens,  mittelst  Vorladung  des 

I  Krit,  Zeittehr.  f.Reekttw.  u.  Gesettg.  d.  Ausl.  FL  Bd.  a.  ti.  22 
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Kleinen  Raths  im  Namen  und  als  Steliyertreter  des  Staates  , 
vor  dem  Gericht  im  Hauptorle  des  Kantons,  falls  die  Klage 
nicht  eine  dingliche  ist,  in  welchem  Falle  der  Gerichtsstanrl 
der  gelegenen  Sache  eintritt.    II.  Verantwortlichkeit 
des  Appellationsgerichts.    §.  32.  Das  Appellationsge* 
rieht  ist  für  die  ihm  obliegende  Bechtspflege  yerantwortlich. 
§.  28.  In  Folge  dieser  Verantwortlichkeit  kann  das  Appella* 
tionsgericht  in  corpore  abberufen ,  oder  es  kann  gegen  alle 
oder  einzelne  Mitglieder  persönlich  und  namentlich  eine  ge- 
richtliche Verfolgung  verhängt  werden,    a.  Von  der  Abbe- 
rufung.   §.  24.  Die  Abberufung  des  Appellationsgerichts  in 
corpore  erfolgt  wegen  Rechtsverweigerungen  und  Rechts-* 
Verzögerungen ,  in  der  gleichen  Form ,  wie  jene  des  Klei- 
nen Raths  (§.  4  —  8).    6.  Von  der  gerichtlichen  Verfolgung, 
§.  25.  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  sämmtlichen  oder 
einzelnen  Mitglieder  des  Appellationsgerichts  persönlich  und 
namentlich  tritt  ein  wegen  Bestechung  oder  Prävarication« 
§.  26.  Es  wird  hier  das  gleiche  Verfahren  beobachtet ,  wel- 
ches oben  in  den  §§.  10,  11,  12,  i3,  14«        1^9  >7i  18 
und  19  in  Beziehung  auf  den  Kleinen  Rath  vorgeschrieben 
ist,  mit  nachstehenden  Modificationen.        27.  Die  Untersu- 
chungscommission begutachtet :  ob  sämratliche  oder  einzelne 
Mitglieder  des  Appellationsgerichts,  und  im  letztern  Falle, 
welche  wegen  Bestechung  oder  Pravarication  in  den  Ankla- 
gezustand  zu  versetzen  seyen.     §.  28.  So  lange  nicht  die 
Mehrzahl  des  Appellationsgerichts  sich  im  Anklagczustand 
befindet,  wird  dasselbe  für  die  an  ihn's  gelangende  Beur- 
theilung  aus  seinen  Suppleanten  ergänzt.    VV^enn  hingegen 
die  Mehrheit  im  Anklagczustand  sich  beßndet,  so  wird  ein 
eigener  Gerichtshof  nach  Anleitung  des  folgenden  Paragraph 
gebildet.    §.  29.  Jedes  Bezirksgericht  bezeichnet  mittelst  ge- 
heimem absolutem  Stimmenmehr  aus  seiner  Milte  ein  Glied. 
Die  Präsidenten  der  Bezirhsgerichte  sind  hiebei  nicht  wähl- 
bar.   Ans  den  achtzehn  dergestalt  Bezeichneten  werden  in 
der  Sitzung  des  Grofsen  Raths  dreizehn  durch  das  Loos  ge- 
wählt ,  welche  für  den  gegebenen  Fall  den  Gerichtshof  bilden. 
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.'Die  Mitglieder  'wählen  unter  sich  den  Präsidenten.  Der  Ge- 
richtshof beobachtet  durchgängig  die  für  das  Appeliations- 
gericht  vorgeschriebenen  Formen.  III.  Verantwortlich- 
heit der  untergeordneten  Beamten.  §.  3o.  Jeder 
öffentliche  Beamte  ist  für  beflissene  und  getreue  Amtsfüh- 
rung verantwortlich.  §.  3i.  In  Folge  dieser  Verantwortlich- 
heit hann  jeder  [öffentliche  Beamte  wegen  Nichterfüllung 
der  ihm  obliegenden  Pflichten  und  Verrichtungen ,  je  nach 
Beschaffenheit  des  Falls  auf  Schadensersatz  oder  auf  Scha- 
densersatz und  Bestrafung  gerichtlich  belangt  werden.  Wo 
eine  Bestrafung  eintritt,  hann  das  urtheilende  Gericht,  je 
nach  V\^ichtigkeit  oder  Beschaffenheit  des  Falls,  neben  der 
Strafe  oder  auch  statt  derselben  die  Entsetzung  von  der  Be- 
aratung  aussprechen.  33.  Wo  eine  gegen  einen  Beamten 
geführte  Klage  völlig  grundlos  erfunden  wird,  ist  der  Klä- 

'  ger  selbst  mit  einer  Strafe  zu  belegen. 


.  ...  i .  ■  .  . .  ,  — :   ■  ' 

XVI. 

Rechtsphilosophie  in  Frankreich« 

Von 

Herrn  Prof.  Dr.  L.  A.  Warnkönig  in  Gent. 

De  rinfluence  des  moeurs  aur  les  lots  et  de  Vinfluenee  des  lots  sur  les 
moeura.  Ouvrage  auqitel  VAeademie  a  d4cem4  tm  prix  exiraordi- 
nake  de  10,000  Rranca,  por  Af.  I^atter,  Correap.  de  Vlnatitut, 
inapecteur  Ginural  des  etudea.  j^aris,  ISovemb,  1832.  1  Fol.  S. 
p.l—  475. 

Eine  Rccension  dieses  Werkes  von  Herrn  Lcrminier  in  der  Zeit- 
schrift :  Revue  des  deux  Mondea ,  15.  Janr.  1833.   S.  186  —  204. 

Ferner  zwei  Fragmente  über  den  Gegenstand  des  Werlces  (yon  J.  J. 
Aropdre,  in  derselben  Zeitschrift,  Juni  1888.  S.  481  —  520. 
nnd  S.  659  —  676.  hiatoire  dea  loia  par  lea  moeura^ 


Wunsch ,  den  Lesern  unsrer  2ieitscbnft  eine  Skisze  der 
recbtspbilosophischen  Geschichte  Frankreichs  seit  unsrer  Ana- 
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lyse  von  Lerminier's  Philosophie  du  droit  mitzuthei- 
len ,  ist  die  Ursache ,  dafs  einige  wichtige  Werke  bisher  nicht 
besonders  yon  uns  besprochen  worden  sind.  Sie  sollten  im 
historischen  Gemälde  an  dem  ihnen  gebührenden  Orte  auf- 
geführt werden ;  aliein  der  Mangel  an  Nachweisungen  über 
den  Gang  dieser  Stadien  vereitelte  den  Plan;  es  bleibt  uns 
daher  nur  übrig,  in  eignen  Ausführungen  zunächst  die  be- 
merkenswerthesten  Bücher  hervorzuheben  (wie  wir  nächstens 
mit  dem  Essai  sur  la  science  sociale  von  Hrn.  Prof.  Hepp 
thon  werden);  in  der  Folge  soll  das  Übergangene  nachge- 
holt werden.   r  >^j^^  j«s  it^  mt^tik  « 

•««•^  Der  Hauptgegenstand  gegenwärtiger  Becension  ist  das 
bereits  ins  Deutsche  ubersetzte  Werk  von  Hrn.  Matter 
welchem  die  franzosische  Akademie  einen  aufserordentUchen 
Preis  von  zehntausend  Franken  zuerkannte.  Die  io 
demselben  behandelte  Frage  ist  vor  19  Jahren  in  Deutsch- 
land zur  Sprache  gekommen,  als  der  berühmte  Streit  über 
die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen  deutschen  Gesetzbuchs 
unter  den  Koryphäen  der  deutschen  Bechtsgelehrten  statt 
hatte.  In  so  fern  mufs  ein  Werk  über  den  wechselseitigen 
Einflnfs  der  Sitten  und  der  Gesetze  in  Deutschland 
ein  nicht  geringes  Interesse  erregen,  zumal  da  der  Verfas- 
ser, sonst  in  Strasburg,  mit  der  deutschen  Literatur  ver- 
traut, durch  seine  früheren,  zum  Theil  gleichfalls  gekron- 
ten  Schriften  in  Deutschland  einen  Namen  hat.  Die  Erschei- 
nung des  Buches  hat  schnell  Herrn  Lerminier's  Aufmerk- 
samkeit angezogen;  herausgegeben  im  November  1882,  un- 
terlag es  schon  im  Januar  i833  einem  brandmarkenden  Yer- 
dammungsurtheile   des  feurigen  Rechtsphilosophen.  Wir 

1)  Ref.  benutzt  die  Geleji^enheit ,  zu  bemerlceti,  dafs  seine  Inalj- 

der  Werke  Ton  Montlosier  and  de  la  Mennais  bereits 
im  April  1831  mit  der  des  Simonisnius  an  die  Redaction  der 
krit.  Zeitschrift  eingesandt  waren.    Obgleich  Einleitungen  zar 
letzten,  wurden  sie  doch  erst  inn  Januar  1834.  Bd.  6.  S.  60. 
^      abgedruckt,  werden  daher  manchen  Leser  der  Anspielungen 
***  ^  wegen  befremdet  haben.  L.  A.  -g. 

2)  Übersetzt  Ton  Bufs  in  Freiburg,  bei  Herder,  1883. 
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nenoeii  es  brandmarkend ,  da  es  den  Verfasser  blutig  ge^eis- 
seit  TOr  den  zwei  Uemispharea  an  den  Pranger  stellt.  VV» 
.kidM«  nat  daher  tait  dam  Gmektetes  wmA  sMiiem  Bielller 
in  befttsen,  ahm  ftdoeli  dat  Amt  «io#r  Apfiell^'^iM i  iCMb 
sationshoi'es  ons  anmafsen  za  wollen.  Ferner  sind  von  uni. 
di»iM^  dcrselbffi  jgeitic^ift  ^tokamit  ggüülilia  i  Bi»  ulptiitii 

Mher  dieselbe  Preisfrage  zu  besprechen.  ' 

Bereits  ifa  Jmhfß  1827  hatte  die  französische  Akadewii 
imm  oiifciap V  fa%c ■  aiiilbii^-;  mMkm  E^aAaü  habeö  * 
mum^  mm^miis^mä  dte^oiütui  «of  die  aftten?  I« 

dem  Pioi^ranim  sprach  sie  sich  naher  über  den  Zweck  ätr 
Autgaho  111*4  »«ie  wünschte  ein  fMra|pMtiachet  Werk  su  er- 
lwih>iiH»%n>ii|«ily^  di0*l«h i »düi ^iwMtion  Uber  den  iaoliiia 
MhMMMdMiagh  di»'»8illki  «nd*^ier  GetetM  mfisiiMlHi* 
(Lerminier  führt  S.  189  der  Revue  des  deux  Mondes  das 
Pro^raHiai  wMliob  aiii^^  um  das  ünpaamide  detaelbeo  her- 
Toreuheben.)  Die  FVefpe  mofs  jeden,  der  tuAiiiit  reobts^ 
philosophischen  Studien  beschädigt,  ansprechen.  Referent 
erinnert  sich  noch  recht  wohl  des  tiefen  Eindracks,  welchen 
des  Auascbtefteii  deneiben  enf  ibo  aieoble.  £r  fend  sieb 
nicht  In  der  Lage ,  seine  Hre'fte  zu  rertiicbeii.  ESine  geniiaera 
Beschauung  der  Aufgabe  und  nun  auch  die  vorliegenden 
Lösungen  oder  L^Mingsent würfe  überseugen  alsbald,  da£i 
dieselbe  tob  Terscbiedenen  Staoi^Mbten  eus  sufgefafst  wer^' 
den  bann,  die  dann  jedesmal  so -gams  verschiedenen  Resdf» 
taten  führen.  Herr  Matter  wählte  einen,  der  den  im  Pro- 
^remm  der  Aliademte  angedeuteten  Ideen  em  nächsten  banu 
Lerminier  stellt  sieb  in  seiner  Bevrlbeilmg  eof  einCn  an» 
dem ,  H.  A  m p  ere  wählte  einen  dritten.  —  Man  bann  nim- 
lich  die  vorliegende  Frage  1)  als  eine  rein  geschieht* 
I  iebe  anteben,  sie  en  der  Hand  der  mgleiobendeii  Ydlber-^ 
Staaten*  nnd'Recbtsgescbidite  ISsen,  und  eaf  die  so  gewoo« 
neuen  Besultate  eine  praktisch-philosophische  Theorie  grün- 
den, ZOT  Belehrung  der  lebenden  Generationen,  ihrer  Ge» 
sel^geber  aed  der  sie  «nfeindeiiden  OppositlMsbchleD.  Ter^ 
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fahrt  man  hier  ganz  a  posteriori ,  so  entsteht  ein  Werk , 
wie  Ampere  et  rersucht  hat  in  den  Fragmenten  seiner 
histöire  des  lots  par  les  moeurs»  Er  beginnt  mit  den  Völkern 
des  Orients,  kommt  dann  auf  die  Griechen  aod  Romer; 
wahrscheiolich  würde  er  mit  den  Germanen  und  den  neuen 
Völkern  geendet  haben.  Die  vorliegenden  Fragmente  geben 
Ton  den  Kenntnissen  and  den  Talenten  des  Verfassers  die 
gunstigste  Meinung.  Man  kann  aber  auch  die  construirende 
Metbode  der  Geschichte  versuchen ,  von  philosophischen  Prä- 
missen ausgehend,  den  Gang  der  Sitten  und  Gesetze  schon 
a  priori  bestimmen,  and  dann  in  der  Geschichte  der  be^ 
rühmtesten  Volker  der  Erde,  und  zwar  bei  jedem  in  zusam- 
menhangender Erzählung  nachweisen.  Eine  solche  Behand- 
lung würde  ein  Werk  zur  Folge  haben  können,  dem  von 
Montesquieu  ähnlich,  sey  es,  dafs  man  die  praktischen 
Resultate  gelegentlich  angäbe,  sey  es,  dafs  man  sie  zuletzt 
besonders  zusammenstellte.  Diese  Losung  der  Frage  setzt 
nothwendig  eine  philosophische  Grundansicht  voraus  über 
die  Natur  und  Bestimmung  des  Menschen,  über  Staat,  Recht 
und  Politik.  Die  Behandlung  ist  psychologisch  und  histo* 
risch  zugleich,  und  zeigt  nicht,  was  seyn  soll  im  Verhalt- 
nifs  der  Sitten  und  Gesetze,  sondern  was  wirklich  ist. 
Sie  fuhrt  zu  einer  Naturlehre  des  Völkerlebens.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  gieng  Lerminier  aus  sowohl  in  seiner Kri- 
tik  des  Matt  er 'sehen  Buches,  als  auch  in  dem  (S.  196  vor- 
gelegten) Plane,  dem  er  in  der  Losung  der  Frage  gefolgt 
seyn  würde.  Er  ist  aber  in  allem  mehr  Philosoph ,  als  Hi- 
storiker and  Rechtsgelehrter.  Sein  Gesichtspunkt  ist  der 
welthistorische,  und  der  Plan  erinnert  an  des  Verf.  Rechts- 
Philosophie.  Der  dritte  Standpunkt,  von  dem  man  ausgehen 
kann,  ist  der  von  H.  Matter  gewählte;  er  macht  die  Frage 
zu  einer  moralisch-politischen,  indem  er  nach  einem 
kurzen  Eingange  alsbald  untersucht:  welchen  EinfLafs  haben 
gute  und  schlechte  Sitten  auf  gute  Gesetze,  gute 
und  schlechte  Gesetze  auf  die  Sitten.  Zwar  bleibt  ihm 
die  Aufgabe  noch  eine  geschichtliche.    Alle  Behauptangen 
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werden  durch  Beispiele,  aus  der  älteren  und  neueren  Ge<^ 
schichte  genommen,  erläutert;  allein  alle  diese  Beispiele 
sind  nur  herbeigezogene,  meistens  allgemein  bekannte  Aneh-' 
doten,  aus  dem  historischen  Zusammenhange  gerissen  und 
so  angewandt,  wie  der  Verfasser  sie  gerade  brauchte.  Die^ 
Sätze  des  Verfassers  sind  fast  rein  philosophischer  Art,  und^ 
zwar  nicht  auf  ein  philosophisches  System  gebaut,  sondera' 
meistens  der  INatur  der  Sache,  der  vorausgesagten  Verhält-' 
nisse,  entnommen;  Dictamina  der  in  Frankreich  noch  immer 
herrschenden  philosophie  du  bons  sens,  eines  fundamentlosen 
Eclecticismus ,  deren  Richtigkeit  aber  leicht  in  die  Augea 
springt.  —    Bei  dieser  Behandlung  der  Frage  raufste  der 
Verfasser  auf  eine  ganz  besonders  grofse  Schwierigkeit  stos- 
sen  (die  er  aber  fast  unberücksichtigt  läfst) ;  er  mufste  näm- 
lich fragen:  was  ist  Gut  oder  Schlecht  in  Sitten  und  Ge- 
setzen,  oder  wann  ist  ein  Gesetz  gut,  wann  schlecht ,  wann 
ist  es  die  Sitte?    Ist  vom  Absolut  Guten  die  Bede? 
oder  von  dem,  was  nach  Zeit,  Ort,  Bildungsstufe  eines 
Volkes  gut  oder  schlecht  ist?    Im  ersten  Falle  mufste  der 
Verf.  nothwendig  ein  Moralsystem  zum  Grunde  legen;  im 
zweiten  konnte  in  allen  wichtigen  Fällen  die  Frage  nicht 
gelöst  werden  ohne  tiefeingehende  geschichtliche  Untersu- 
chungen.    Im  Grunde  ^)  sprach  sich  der  Verf.  über  dies 
alles  nicht  aus,  zeigte  nur  gelegentlich,  wenn  das  Theorem  , 
dutch  allgemeine  Betrachtungen  bestimmt  war,  dafs  es  eine 
Menge  Fälle  in  der  Geschichte  gebe,  um  dessen  Richtigkeit 
nachzuweisen.    Die  ganze  Auffassung  der  Preisaufgabe  führte 
Herrn  Matter  auch  fast  immer  dahin,  gleich  unsern  Natur- 
rechtslehrern zu  fragen,  was  seyn  soll,  und  nicht,  was 
wirklich  ist.    Es  fehlt  daher  dem  ganzen  Werke  die  nöthige 
Hallung,  Schärfe  und  Bestimmtheit,  derselbe  Gedanke  wird 
hundertmal  wiederholt.     VVas  Wunder,  dafs  Ler minier, 
der  sich  eine  ganz  andere  Basis  genommen,  über  Matter 
den  Stab  brach.    Er  war  von  jenem ,  ja  von  seinem  eignen 
Standpunkte  aus  sehr  leicht  zu  verwunden.     Um  billig  zu 
seyn ,  stellen  wir  uns  auf  den  letzten ,  um  von  seiner  Lehre 
eine  gedrängte  Übersicht  zu  geben. 

Herr  Matter  behandelt  seinen  Gegenstand  in  vier  Ab- 
theilungen. Die  erste  ist  äufserst  kurz  und  enthält  in  i() 
Seiten  unter  dem  Titel :  Observatinns  generales  sur  la  qucslion , 
Erklärungen  über  den  Sinn  der  Frage ;  insbesondere  werden 
die  Worte  Gesetz  und  Sitte  erläutert  ^)  und  gesagt, 
^  

3)  Im  Vorbeigehen  geschieht  dies  indessen. 

4)  In  LerminicrU  Plan  sind  die  zu  eririuii'raden  Begriffe  y\t^ 
^       besser  angedeutet.  »i 
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dafs  nicht  von  den  Natur-  oder  Religionsgesetzen ,  sondern 
den  Ton  den  Menschen  über  Pri?at-,  Staats-  und  Völker- 
recht erscheinenden  Gesetzen  die  Rede  seyn  werde,  und 
dafs  die  Sitte  als  die  Sittlichkeit  der  V51ker  {moralite  des 
nations)  anzusehen  sey.  Ein  tieferes  Eingehen  auf  die  Be- 
griffe, namentlich  eine  philosophische  Deduction  der  Sitte  . 
und  der  Sittlichkeit,  kommt  nicht  vor;  auch  werden  Recht 
und  Gesetze  nicht  unterschieden,  jenes  als  solches  auch  gar 
nicht  berücksichtigt.  Die  zweite  Abtheilung  handelt  Tom 
EinÜufs  der  Sitten  auf  die  Gesetze  in  sieben  Kapiteln  von 
S.  21  bis  146.  Der  Verf.  geht  von  dem  Satze  aus,  dafs 
dieser  Einflufs  aus  der  Natur  beider  hervorgehe.  Die  Sitte  * 
nämlich  ist  nichts  anders ,  als  die  Art  und  Weise  des  mensch- 
lichen Seyns;  der  als  Gesetzgeber  handelnde  Mensch  l<ann 
nur  dieser  gemäfs  sich  aussprechen,  giebt  deshalb  im  Ge- 
setze die  Sitte  wieder.  Allein  nicht  immer  ist  das  Gesetz 
eine  von  oben  herab  sanctionirte  Sitte;  steht  nämlich  der 
Gesetzgeber  hoher,  als  die  Untergebenen,  so  wird  er  die 
Sitte  durch  Gesetze  ändern  wollen,  was  nicht  leicht  ge- 
lingt, gerade  der  verschiedenen  Sitte  wegen.  Wie  dem 
also  sey,  die  letzte  wirkt  stets  wohlthätig  oder  nachtheilig 
auf  das  Gesetz  zurück.  Schon  in  dem  ersten  Kapitel ,  worin 
der  Verf.  diese  Grundideen  angiebt,  überl&fst  er  sich  mo- 
raiischen  Betrachtungen  über  die  stets  wünschenswerthe  Har- 
monie  von  Sitte  und  Gesetz.  Tiefer  eingehend  fuhrt  er 
(S.  26  —  3o)  aus,  dafs  die  Sitte  auf  die  Entstehung,  den 
Charakter  und  den  Geist  der  Gesetze  einen  entscheidenden 
Einflufs  äufsere,  und  zwar  (S.  3o  —  72)  sowohl  was  die 
Staatsformen  und  die  gesammten  politischen  Institutionen 
eines  Volkes  betrifft:,  als  rucksichtlich  der  bürgerlichen 
Gesetze  und  der  Verwaltung  der  Staaten  (S.  78  —  83).  Das 
letzte  Kapitel  (N.  IV.)  ist  sehr  mager  ausgefallen;  von  den 
in  und  seit  Savigny's  kostbaren  Buchern  vom  Beruf  qd- 
serer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  so  viel 
besprochenen  Fragen  über  die  Natur  und  Wichtigkeit  des 
Gewohnheitsrechts,  der  in  England  berühmten  Codifications- 
frage,  ist  hier  mit  keiner  Sylbe  die  Rede.  Wir  entschuldi. 
gen  den  Verf.  dadurch ,  dafs  er  nicht  Jurist  ist  und  dennoch 
der  Frage  Lösung  unternahm.  Aber  darin  können  wir  ihn 
nicht  entschuldigen ,  dafs  er  sich  fast  blos  auf  sehr  leicht 
hingeworfene  Betrachtungen  über  die  Ursachen  der  Polyga- 
mie im  Oriente  und  die  Schwierigkeit,  in  Athen  die  Mono- 
gamie rein  zu  erhalten,  beschränkt.  Freier  bewegt  sich 
dagegen  der  Verf.  auf  dem  publicislischen  Felde.  Die  na- 
türlichen Culturstufen  der  Volker  verfolgend ,  erklärt  er  aus 
der  jedesmal  herrschenden  Sitte  die  Verfassung  der  Staaten. 
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Die  Sitte  ist  zuerst  die  des  Hirten  and  Landmanos, 
-wohl  aber  auch  die  des  Eroberers  und  der  Religiosität;  da- 
her in  der  Kindheit  der  Volher  der  patriarchalische, 
zugleich  väterlich  wohlthätige  Despotismus,  der  freilich  oft 
in  Tyrannei  beim  rohen  Helden ,  und  in  drückende  Priester- 
herrschaft ausartet.  La  royaute  patriarcale  ist  nach  S.  3i 
le  plus  simple y  le  plus  legitime,  le  plus  nalurel  de  tous  les 
gouvernemens  du  monde.  Eben  so  wird  Dänemarks  absolute 
Monarchie  als  eine  treffliche  Regierungsform  der  chinesi- 
schen Tyrannei  gegenüber  gestellt,  der  türkische  und  rus- 
sische Despotismus  als  durch  die  Sitte  begründet  angegeben 
(S.  34)1  und  so  Voltaire's  Übertreibui»gen  (S.  35  —  37) 
widerlegt.  Sonderbar  klingt  es,  wenn  S.  39  gesagt  w\rd: 
dans  les  temps  modernes ,  f>rdce  au  progres  une  civilisation 
generale  t  d^  une  certaine  Jacilile  des  moeurs  el  dune  sorle  de 
scepticisme  qui  Vaccompagne,  V  action  des  moeurs  religieuses 
est  qffaiblie  au  point,  que  c*  est  en  general  V  element  polilique 
qui  domine  de  nos  jours.  Es  wird  nicht  jeder  dem  Verf* 
zugeben,  dafs  der  Verfall  des  religiösen  Lebens  ein  Fort- 
schritt sey ;  denn  es  ist  dies  gewifs  ohne  Priesterdespotis- 
mus  möglich,  und  sicher  kein  Übel. 

<»yA  Dafs  bei  gewerb-  und  handeltreibenden  Völkern  die 
Sitte  gleichfalls  auf  die  Staatsformen  und  das  öffentliche  Le- 
ben einen  entscheidenden  Einflufs  ä'ufsere,  ist  dagegen  aus- 
ser Zweifel.  Aber  worin  besteht  er?  Das  erste  Bedürfnifs 
des  Kauf-  und  Fabrikherrn  ist  Sicherheit;  wo  kein  Blick 
in  die  Zukunft  möglich  ist,  sind  die  industriellen  Kräfte  ge- 
lähmt. Ein  HandelsTolk  ist  daher  nicht  kriegerisch ,  es  liebt 
nicht  eine  arbiträre,  störend  in  die  tätlichen  Verhältnisse 
eingreifende  Gewalt.  Daher  die  republikanische  Verfassung 
mancher  Handelsvölker  sowohl  des  Alterthums,  als  der  neue- 
ren Zeiten.  Der  Verf.  führt  (S.  41 — 43)  Tyrus,  Carthago, 
Venedig  und  Holland  auf.  Die  steigenden  Interessen  des 
Handels  und  der  Gewerbe  werden  die  Kriege  in  Europa 
künftig  unmöglich  machen.  Die  drei  letzten  Jahre  haben  es 
bewiesen.  Auch  die  Völkerbündnisse  sind  Resultate  der  in- 
dustriell mercantilen  Cultur.  Indefs  sind  rein  republikanische 
Formen  keine  Nothwendigkeit  für  Handelsstaaten;  sie  können 
Könige  haben,  wenn  nur  die  privatrechtlichen  Interessen  ge- 
sichert sind.  Diese  Bildungsstufe  giebt  auch  Colonien  das 
Leben  (S.  4?  —  5o).  Republiken  sind  aber  nicht  nothwendig 
das  Werk  des  Handels  und  der  Gewerbe.  Athen  und  Rom 
waren  ja  freie  Staaten  ganz  anderer  Art.  Nach  einigen  kur- 
zen Bemerkungen  über  den  Charakter  dieser  Staaten  des  Al- 
terthums (S.  52)  folgt  eine  gedrängte  Ubersicht  der  Bildungs- 
geschichte der  neueren  Völker,  gegründet  auf  die  Sitten, 
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welche  aus  dem  Christenthum  entsprossen  sind.  Im  Streite 
mit  der  alten  und  neuen  Barbarei  mnfste  das  Christenthum 
sich  das  Feudalsystem  gefallen  lassen  (?).  Das  Konigthum 
ist  lange  kraftlos ;  mit  den  Krenzzugen  beginnt  die  Emanci- 
pation  der  Völker  und  der  Könige;  im  sechszehnten  Jahr- 
hundert reinigen  sich  die  religiösen  und  rohen  Sitten  frühe- 
rer Zeiten.  Die  letzten  Jahrhunderte  sind  ein  fortlaufender 
Entwickelungsprocefs  der  stets  sich  verfeinernden  öffent- 
lichen Sitten ;  neuere  vollkommnere  Staatsformen  sind  seine 
Resultate.  Und  so  heifst  es  S.  71:  Pour  les  archivistes  et  les 
magistrats  du  royauma  c*  est  bien  la  chambre  des  depuies  qui 
a  Jait  la  Charte  de  i83o;  pour  les  hisloriens  et  les  moralistes  ^ 
c*  est  la  France  f  ce  sont  les  moeurs  generale»  de  la  nation,  ^ 
Nach  diesen  Betrachtungen  wirft  der  Verf.  im  fünften  Ka- 
pitel folgende  Frage  auf:  V influenae  des  moeurs  sur  les  lois 
est  eile  un  bien  ou  un  mal?  Was  kann  er  aber  sagen?  Da 
die  Menschheit  nun  einmal  so  geschaffen  ist,  mufs  er  es 
wohl  gut  finden.  Auch  liefse  sich  dies  wohl  psychologisch 
nachweisen;  und  dennoch,  nachdem  er  gezeigt,  dafs  es  bes- 
ser wäre,  wenn  die  Gesetze  mit  grofserer  Kraft  den  Men- 
schen schnell  umwandein  könnten,  widerlegt  er  nicht  die 
hingeworfene  These  (S.  67.)  gu*tl  eut  ete  plus  utile  aux  peupleSy 
ä  L*humanite,  que  Vaction  des  lois  soit  independante  de  celle 
des  moeurs-  Denn  was  er  in  iq  Zeilen  dagegen  anfuhrt, 
enthält  —  nichts.  Im  sechsten  Kapitel  folgt  nun  :  de  Vinfluence 
des  bonnes  moeurs  S.  89 —  i25,  und  S.  n6 —  148:  de  V  in^ 
fluence  des  mauvaises  moeurs  sur  les  lois.  Es  war  leicht, 
hier  sich  weitläufigen  Betrachtungen  zu  überlassen ,  und  das 
über  allen  Zweifel  erhabene  Thema:  Gute  Sitten  seyen  bes- 
ser als  gute  Gesetze ,  machten  diese  oft  entbehrlich ,  wäh- 
rend schlechte  Sitten  die  besten  Gesetze  vereiteln ,  durch 
die  anziehendsten  Variationen  durchzuführen.  Der  Verf. 
schlägt  aber  hier  verschiedene  Saiten  an ,  bespricht  mehrere 
berühmte  Fragen.  Nachdem  er  S.  91 — 92  die  Frage:  was 
ist  ein  vollkommenes  Gesetz  (une  loi  parfaite?  —  er 
hätte  sagen  sollen :  wann  ist  ein  Gesetz  d.  h.  ein  bestimmt 
gegebenes  vollkommen)  zwar  aufgestellt,  aber  nicht  gelösi, 
giebt  er  mehrere  Theoreme  und  Axiome ;  z.  B.  Le  legisla' 
teur  doit  regier  avant  tout  les  interets  matSriels  de  la  societi 
(man  wird  dies  nicht  in  jeder  Rücksicht  zugeben);  daiinr 
Pour  que  les  lois  soient  bonnes  et  morales,  il  Jaul  gue  Iss  > 
bonnes  moeurs  les  inspirent  (S.  98) ;  dann  S.  94 :  Les  bannet 
moeurs  seules  peuvent  preparer  les  nations  ä  recevoir  des  bonnes 
lois ;  —  seules  aussi  elles  onl  assez  de  puissance  pour  conccrner 
ces  dernieres,  pour  les  maintenir  en  vigueur  (S.  97);  endlich 
S.  100:   Elles  (les  moeurs)  ont  encore  le  merite  d* en  amener 
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tamelioralion  du  moment  oü  cesse  leur  veriiahle  utilite  (näm<«i 
lieh  die  der  Gesetze);  so  wie  S.  loi  :  Les  bonnes  moeui9%. 
tolerent ,  elles  menagent ,  elles  ailoucissent ,  elles  protegent  /c*4 
lois,  qui  existent»    Nach  diesen  auf  verschiedene  Weise  sehr^^; 
elegant  umscbriebeneD  und  beleuchteten  Sätzen,  deren  Rich»^ 
tigkeit,  da  sie  schon  als  Gemeinplätze  angesehen  werdei#«< 
können,  niemand  bestreiten  wird,  folgt  eine  Untersuchung» 
über  die  Aufhebung  der  Todesstrafe,  als  eines  Zwangs«^ 
mittels,  das  mit  den  Sitten  unsrer  Zeiten  im  oifenbarei»^^ 
Widerspruch  stehe.    Das  Verschwinden  derselben  bei  den^^ 
gebildeten  Völkern  Europa's  wird  geweissagt.    Auf  eine  neua 
Weise  ist  der  vielbesprochene  Gegenstand  aber  nicht  behan- 
delt. —    Auch  im  Kapitel  über  den  Einflufs  der  schlechter^ 
Sitten  giebt  der  Verf.  die  Resultate  seiner  Untersuchungerv; 
in  einigen  Theoremen.    Wir  schreiben  sie  hier  nieder,  näm«« 
lieh  S.  128:  Les  mauvaises  moeurs  altcrent  les  Jacultes  inlel-^ 
lectuelles  ei  morales  des  peuples.    Man  könnte  den  Satz  auch.- 
umkehren.    S.  i33:  Suppose  mSme  gue,  dans  des  peuples  cor%~ 
rompuSf  il  residt  encore  assez  de  lumieres  pour  gu*  il  J'ut  pos^i 
tible  de  faire  de  bonnes  lois ,  il  n*y  restevail  plus  assez  d^- 
verlas  pour  les  observer.    Indessen  sähe  man  doch  die  eigne 
sonderbare  Erscheinung:  il  vüy  a  plus  de  moralile  dans  les' 
moeurs  y  il  y  a  encore  dans  les  Codes  des  peuples  (S.  i36).- 
Sie  erinnert  (der  Verf.  sagt  es  nicht)  an  das :  Corruptissima  . 
republica  plurimae  leges.     Endlich :  Les  mauvaises  moeurs  . 
sapent  par  leur  bases  loutes  les  instilutions  publiques ;  elles  erg 
corrompent  les  meilleures;  elles  en  Jont  des  Corps  sans  vie  et 
Sans  dme ;  elles  y  glissent  leur  poison ;   elles  y  enjantent  lou$  • 
les  maus  et  toujours  la  ruine  des  empires  suit  dans  une  pro» 
gression  egale,  la  ruine  des  lois  et  des  institulions.  Auch 
die  hier  ausgesprochenen  Sätze  sind  über  allen  Zweifel  er« 
haben;  kaum  sieht  man  ein,  warum  der  Verf.  sie  heraushobt* 
Allein,  er  wollte  ja  nicht  gerade  Neues  sagen,  kein  wissen, 
schaftliches,  den  Gelehrten  bestimmtes  Buch  schreiben,  son* 
dern  ein  Volksbuch  zur  Bekämpfung  noch  zu  sehr  in  Frank- 
reich verbreiteter  falscher  Ansichten.    Hat  man  denn  in  die« 
sein  Lande  alles  Heil  in  die  Gesetze,  die  Codes,  die  Con- 
stitutionen gesetzt?    Dafs  alle  diese  mechanischen  Hülfsmit- 
tel  zur  Aufrechthaltung  edlerer  Grundsätze  des  bürgerlichen 
und  öffentlichen  Lebens  fruchtlos  sind,  wird  kein  gründlicher 
Denker  bezweifeln.    Indessen  ist  dies  nicht  der  Geist  der 
2^it;  ihn  zu  bekämpfen  in  seiner  Herrschaft  über  die  schlich- 
ten und  einfachen  Gemüther,  scheint  uns  die  Aufgabe  ge- 
wesen, die  Herr  Matter  in  beiden  Kapiteln  zu  lösen  be- 
schlossen hatte.     Die  Behandlung  der  zweiten  Frage  über 
den  Einflufs  der  Gesetze  auf  die  Sitten  nrofafst  i36  Seiten 
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von  147  bis  283.    Die  Aufgabe  ist  schwerer,  da  der  Verf. 
oft  Gefahr  läuft,  dem  zu  widersprechen,  was  er  vorher  ge- 
sagt, um  die  Superiorität  der  Sitten  über  die  Gesetze  zu 
zeigen.    £r  hätte  sich  sein  Geschäft  sehr  erleichtern  können 
durch  eine  vorläufige  Untersuchung  über  den  verschiedenen 
Ursprung  der  Gesetze.    Fragt  man  nämlich,  welches  die 
Quellen  sind,  aus  denen  die  Gesetze  ihren  Inhalt,  die  von 
innen  zu  sanctionirenden  Grundsätze  schöpfen,  so  findet  man, 
dafs  i)  viele  Gesetze  nichts  anders  sind,  als  aufgeschriebene 
Gewohnheiten.    Sie  redigiren  nur  bereits  bestehende  Grund- 
sätze, die  sie  entweder  genauer  bestimmen,  oder  aufser Streit 
und  Zweifel  setzen.    So  die  homologirten  Coutümen  im 
fünfzehnten,  sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert.  So* 
manche  neue  Gesetzbücher.    Der  EinÜufs  solcher  Gesetze 
auf  die  Sitte  ist  leicht  zu  bestimmen.    Sie  leiten  und  conso- 
lidiren  die  Sitte,  geben  ihr  eine  oft  Jahrhunderte  dauernde 
Festigkeit.     2)  Ändere  Gesetze  sind  Sanctionirungen  von 
Yolksmeinungen.    Sie  sind  häufig  in  den  Zeiten  des  Über- 
ganges, wenn  neue  Theorien  sich  verbreiten  und  festzusetzen 
suchen.     Die  aus  ihnen  hervorgehenden  Gesetze  sind  Re-. 
formen  (Neuerungen)  im  guten  oder  schlimmen  Sinne  de* 
Wortes.     Der  Einilufs  derselben  hängt  von  der  Kraft  und 
Evidenz  der  neuen  Meinung  ab,  von  ihrem  Verbreitetseyn. 
Ist  diese  nur  die  einzelner  Volksklassen,  z.  B.  der  gebilde- 
ten Stände,  oder  einzelner  Landestheile,  so  werden  sich  Ge- 
gensätze unangenehmer  Art  bilden,  die,  wenn  die  alte  Sitte 
noch  warme  Anhänger  hat,  zu  feindseligen  Störungen,  Re- 
volutionen und  Bürgerk»  iegen  führen.    Die  neuere  Geschichte 
hat  der  blutigen  Beispiele  nur  zu  viele  aufzuweisen.  Ein 
gleiches  ist  der  Fall ,  wenn  3)  Gesetze  gegeben  werden,  die^ 
nur  individuelle  Überzeugungen  der  Regierenden  sind.  Auch 
das  haben  wir  nur  zu  oft  gesehen,  dafs  die  Privatmei- 
nungen derjenigen,  die  das  Ruder  des  Staates  in  der  Hand^ 
haben,  den  Völkern  aufgedrungen  worden  sind.  Wurden 
nicht  so  Religionen,  Verfassungen,  bürgerliche  Gesetzbü- 
cher, ja  philosophische  Systeme  von  oben  herunter  ganzen 
Volkern  aufgezwängt?    Man  glaubte  sie  zu  beglücken,  mit 
der  Freiheit  zu  beschenken,  während  man  sie  in  Fesseln 
schmiedete,  gewaltsamen  Widerstand  erzeugte  und  die  Re- 
volutionen so  recht  eigentlich  organisirte.     Dies  thaten  oft 
erleuchtete  Fürsten ,  wie  z.  B.  Joseph  II  in  Belgien ;  oft 
aber  auch  unbesonnene  Herren  oder  fanatische  Revolutions- 
heiden.   Nur  eine  eiserne  Hand,  ein  langjähriges  Joch  kann 
solchen  Gesetzen  die  Herrschaft  über  die  Sitte  verschaffen. 
So  würden  wir  begonnen  haben,  um  die  zweite  These  zu 
behandeln.    Welchen  Weg  schlug  H.  Matter  ein?    Er  fühi-t 
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den  Satz  der  Aufschrift  des  Ch.  II.  (S.  i5o):  Vinfluence  det 
lois  sur  les  moeurs  d  o  it  exister ;  eile  existe ,  eile  est  attestee 
par  Phisioirej  dahin  durch,  dafs  er  aufstellt:  Les  lois  a, 
la  longue  forment  les  moeurs  &  est  ä  dire  les  habitudes»'^ 
Dafs  der  Satz  nur  halb  wahr  ist,  folgt  aus  den  yon  uns  an«-- 
gegebenen  Unterscheidungen.    Ins  Einzelne  eingehend  be«^ 
folgt  nie  der  Verf.  die  Ordnung  der  vorhergenden  Abthei- 
lung, und  untersucht  den  Einflufs  allgemeiner  und  po- 
litischer Gesetze  auf  die  durch  sie  regierten  Völker,  ver-^ 
breitet  sich  aber  vorzuglich  über  den  Einflufs  der  Regie-* 
ruDgsformen  auf  dieselben:  was  bewirkt  der  Despotismus,* 
die  Aristokratie,  die  republikanische  Verfassung;  und  da 
hier  stets  viel  zu  beklagen  ist,  wird  der  Verf.  natürlich ,  wie* 
Cicero  im  Werke  de  republica ,  auf  die  -Vortrefflichkeit  der 
constitutionellen  Monarchie  geführt,  die  nothwendig  die  vor- 
trefflichsten Sitten  zur  Folge  haben  müsse.    Dies  Kapitel 
umfafst  S.  167  bis  204*    Da  sich  aus  den  bisherigen  Dar- 
stellungen ergiebt,  wie  vielfach  der  Einflufs  der  Gesetze 
auf  die  Sitte  gehemmt  und  gestört  wird,  so  ist  der  Verf. 
ganz  natürlich  darauf  gefuhrt,  zu  sprechen  von  den  prmci-* 
pales  circonstances  qui  determinent  et  modifient  Vinfluence  des 
lois  sur  les  moeurs.     Diese  Untersuchungen  beruhen  aber 
nicht  auf  leitenden  Pfincipien ;  sie  zählen  einzeln  und  wie 
zufällig  Ursachen  auf,  die  oft  nichts  als  Folgen  anderer  Grund- 
Ursachen  sind,  die  der  Verf.  schnell  würde  entdeclit  haben, 
wenn  er  auf  die  von  uns  bezeichneten  Quellen  der  Gesetze 
aufmerksam  gewesen  wäre.    Mehrere  Theoreme,  die,  wie' 
früher,  als  Resultate  der  Untersuchungen  gegeben  werden, 
sind  auch  deshalb  wieder  Gemeinplätze  und  Abstractio- 
nen,  die  jeder  sich  leicht  selbst  machen  kann.    Richtig  sind 
sie  aber  nicht  alle.    Hier  einige  dieser  Sätze.    S.  206 :  V  action. 
de  la  loi  sur  les  moeurs  est  plus  forte  en  raison  du  caractere 
plus  ou  moins  pur ,  et  par  consequent  plus  ou  moins  imposant 
de  la  loi,    (Die  Geschichte  beweist  in  hundert  Fällen  das 
Gegentheil.)    Vinfluence  des  lois  depend  ensuite  du  caractere 
et  de  la  nature  de  Vaulorite  qui  les  rend.    Ja  und  nein,  nach^ 
Umständen.    S.  210:  Les  premieres  lois  donnees  aux  peuples 
sont  surtout  puissantes ,  lors  qu'elles  ont  Vavantage  de  paraitre 
reffet  d^une  vive  et  forte  inspiration ,  d'offrir  un  ensemble  de 
Legislation  d^une  seule  piece.    Nein  ,  das  ist  nicht  der  Grund , 
sondern  der  religiöse  Charakter  der  noch  in  ihrer  Kindheit 
lebenden  Völker.    S.  211  werden  Gesetze  kräftig  genannt, 
die  mit  den  Sitten,  der  Sprache  der  Volksinteressen  über- 
einstimmen ,  bei  einem  aas  homogenen  Elementen  bestehen- 
den Volke.    Wer  wird  dies  bezweifeln?    S.  21 3  steht:  JJne 
autre  condition  de  Vefficacite  des  lois  est  leur  stabilite  fointe  d 
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.  la  siabüiU  des  peuples  eux  memes*  qui  les  recoivenL  Gewif« 

«'•falsch  ist  aber  der  S.  2i5  gegebene  Satz:  La  conditio n 
la  plus  Javorable  d  Vaclion  des  lois,  c*estgu*eUe$ 
sont  votees  plulöt  par  Venthousiasme  que  par  la  raison  et  plu- 
idt  dans  des  momens  d^exaltation  generale  qu'ä  des  cpoques  de 
calme.    Solche  improvisirte  Gesetze  dauern  gewuhnlicb  nicht 

»Jünger,  als  der  Bausch,  dem  sie  ihr  Daseyn  verdanken;  ist 
er  verschlafen,  so  kommen  die  Nachwehen.  Die  Geschichte 
alter  und  neuer  Revolutionen  liefert  der  Beispiele  so  viele, 
dafs  "wir  nicht  begreifen ,  wie  der  Verf.  dies  vergessen  konn- 
te Wir  können  nur  in  dem  Falle  ihm  beistimmen, 
wenn  langjährige  gewaltsam  zurückgedrängte,  aber  dennoch 
allgemein  verbreitete  Volksüberzeugungen  sich  plötzlich  Luft 
machen ,  und  eine  von  kräftiger  Hand  ertheilte  Sanction  be- 
kommen. Andere  Beflexionen  übergehen  wir.  Das  lange 
Kapitel  V:  de  Vinßuence  des  bonncs  lois  sur  les  moeurs ,  be- 
ginnt S.  224 — 282  mit  einer  Bekämpfung  der  Lehren  Buf- 
fon's  und  Rousseau's,  dafs  der  sogenannte  Naturzustand, 
ohne  Recht  und  Gesetz,  dem  geselligen  vorzuziehen  sey. 
Der  Verf.  konnte  mit  einem  Worte  enden :  jener  gepriesene 
Zustand,  jene  goldene  Zeit  hat  nie  und  nirgends  existirt. 
Wer  bezweifelt  noch,  dafs  das  menschliche  Geschlecht  durch 
den  Staat  erzogen  und  zur  wahren  Humanität  herangebildet 
werde?  Aber  es  konnte  hier  eine  ganz  andere  Frage  be- 
handelt werden ,  nämlich  die  :  wann  und  wie  weit  es  zweck- 
mäfsig  sey,  in  die  Entwickelung  des  geselligen  Lebens  von 
Oben  herunter  durch  Gesetze  einzugreifen?  Die  Grundsätze 
des  Smith'schen  Systems  der  Nationalökonomie  waren  hier 
zu  untersuchen  und  historisch  zu  beleuchten.  Ganz  über- 
gangen hat  dies  der  Verf.       nicht,  allein  alles  nur  beispiels- 

.  weise  bebandelt,  um  mit  dem  wenig  wichtigen,  so  oft  von 
ihm  wiederholten  Satze  zu  schliefsen  S.  26t :  Les  bonnes 
moeurs  sont  les  plus  belles  compagnes  des  lois  et ,  qu*entre  les 
unes  et  les  outres  f  Vinfluence  toujours  riciproque ,  indispensable  j 
est  toujours  heureuse ,  feconde  en  glorieux  resullats  pour  les 
legislateurs ,  pour  les  peuples  et  pour  la  sainte  cause  de  Vhu^ 
maniie.  Im  Kap.  VI.  über  den  Einflufs  schlechter  Gesetze 
(S.  263  —  282)  war  über  das  Thema,  dafs  dieser  Einflufs 

5)  Merkwürdig  iwt,  dafs  er  S.  267  sclbRt  ein  solches  im  Entlia- 
•,4..,       sinRinus  gegebene  Gesetz ,  nämlich  das  abscheuliche  über  die 
^       fdles  mcres  der  französischen  Republik  angiebt.    Er  sagt  in 
der  Note  76 :  La  mesure  fut  accueillie  avec  une  d^sapprobation 
^       ginvraU.    Bientöt  peraonne  ne  voulut  plus  admettre  gu'elle  eut 
♦f-        extstde»»  '       *  \  •■■■.j. 

t 

^  6)  Der  Verfasser  Itommt  erst  in  der  vierten  Abtheilang  seines 
v^erkes  Cap.  IV.  auf  diete  Frage. 
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verderblich  sey ,  wenig  zu  sagen ,  dagegen  mehr  darübersi 
wann  Gesetze  schlecht  seyen,  und  wie  dieser  Einflufs 
bekämpft  werden  könne.    S.  265  steht  ein  Katalog  der  ver- 
schiedenen Arten  schlechter  Gesetze.     Die  Kategorien  sind 
aber  viel  zu  weit  gefafst  und  ilaher  abermals  nur  allgemeine 
Abstractionen ,  wie  z.  B.  les  lois  sonL  mauvaises^  quand  elles 
sollt  contraires  ä  la  nature  morale  de  Vhomme  y  ä  ses  droits, 
d  ses  penchanls  legitimes,   d  ses  iniereis  naturels.     Das  war 
leicht  zu  sagen;  wann  aber  ein  Gesetz  diesen  Charakter 
habe,  ist  eine  Frage,  die  H.  Matter  nicht  lost.    Man  sieht 
auf  den  ersten  Blick,  dafs  es  hier  wieder  auf  das  philoso- 
phische System  ankommt ,  welches  jeder  zu  Grunde  legt. 
Alles  nach  dem  bon  sens  naturel  aburtheilen  zu  wollen,  ist 
ein  zweckloses  Bemühen.    Der  Verf.  ergiefst  sich  in  Erör- 
terungen iiher  die  Wirkungen  der  verschiedenen  schiechten 
Gesetze ,  z.  B.  wenn  man  die  Weibergemeinschaft  procla- 
miren  wollte  (S.  268).    Historische  Excursionen  nach  Sparta 
würzen  diese  Episode.    Überhaupt  liberläTst  sich  der  Verf. 
philanthropischen  Betrachtungen  aller  Art  über  diese  oder 
jene  Bechtsgrundsätze,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  bei  ver- 
schiedenen Völkern  galten,  um  zu  bestimmen,  ob  sie  gut 
d.  h.  der  in  abstracto  beschauten  menschlichen  Natur  gcmals 
gewesen ;  z.  B.  über  barbarische  oder  milde  Strafgesetze 
u.  s.  w.    Dieses  letzte  Kapitel  führt  ihn  dann  ganz  natürlich 
auf  die  vierte  ganz  praktische  Abtheilung  des  Buches  über 
die  Mittel ,  eine  heilsame  Wechselwirkung  zwischen  den  Ge- 
setzen und  Sitten  zu  erhalten.    Sic  ist  überschrieben :  Fues 
et  observations  generales  sur  les  moyens  qu*qffre  V  influence 
reciproque  des  lois  et  des  moeurs  pour  V  amelioraiion  de  la 
condition  sociale  des  hommes^  von  S.  283  bis  4^5  in  fünf 
Kapiteln,  deren  vier  letzte  folgende  Überschriften  führen. 
Ch.  I.  Resume  general  des  fails ,  beweist,  dafs  die  Wechsel- 
wirkung zwischen  Gesetz  und  Sitte  intim  ist,  und  von  den 
Leitern  der  Staaten  beständig  beachtet  bleiben  raufs,  um 
einen  dem  allgemeinen  Besten  verderblichen  Bruch  zu  ver- 
meiden.    Daher  Ch.  2.  Premier  mojcn :  le  legislateur  doit 
^altacher  au  sentiment,  d  Videe^  ä  la  tendance,  qui  domine 
un  peuple,    Ch.  3,  Application  de  ce  moyen  geniral,  applica» 
tion  particuliere  d  la  France.     Ch.  4»  Second  moyen:  educa- 
tiori  morale  et  politique  des  peuples.    Ch.  5.  Troisieme :  edU" 
cation  de  la  jeunesse.     Diese  Mittel ,  solchem  verderblichen 
Bruche  zuvorzukommen ,  sind  daher :  eine ,  Fortschritte  in 
allem  Guten  stets  befördernde  Begiernng,  und  daher  nicht 
blos  Bildung  der  Jugend,  sondern  eine  beständige  mora- 
lisch -  intellectuelle  Erziehung  des  Volkes.    Hr.  Matter  ist 
nun  hier  als  ausgezeichneter  Schulmann  auf  seinem  wahren 
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Felde,  weshalb  uns  diese  letzten  Kapitel  der  Preisschrift 
aoch  bei  weitem  mehr  ansprechen,  als  die  ersten.  Er  hat 
bei  allen  den  Ausfuhrungen,  die  an  unsere  Pädagogen,  wie 
Niemayer,  Schwarz  und  Thierse  h,  so  wie  an  die 
sahireichen  deutschen  Schriflsteller  über  Politik ,  z.  B.  neue- 
steiis  noch  an  Krause,  erinnern,  besonders  Frankreich  und 
/.war  das  seit  i83o  regenerirte  Frankreich  im  Auge. 
Allein  in  der  Angabe  der  für  dieses  Land  nothigen  Mittel,  um 
die  in  der  Charte  und  den  Gesetzen  geschriebenen  Gruad- 
sätze  lebendig  zu  machen  und  auch  des  Volkes  Wieder- 
geburt zu  bewirken,  geht  er  nicht  genug  ins  Einzelne  ein. 
Der  Weg  wird  nur  von  ferne  gezeigt,  aber  auf  eine  anzie- 
hende, anfeuernde  Weise«  Deshalb  werden  denn  auch  meh- 
rere wichtige  Fragen,  z.  B.  die  über  die  Freiheit  des  Un- 
terrichts (S  380  —  882)  nur  berührt.  68  Seiten  Noten,  mit 
einer  glücklichen  Auswahl  Ton  Citaten  anderer  SchriflsteUer 
beschliefsen  das  ganze  Werk.        v  4 

Ob  unsere  Übersicht  hinreiche ,  von  demselben  dem  Le- 
ser eine  genügende  Anschauung  zu  geben ,  wagen  wir  nicht 
EU  entscheiden.  Die  ganze  Anlage  der  Abhandlung,  der  oft 
zu  blumenreiche  Styl ,  das  nach  Classicismus  strebende  rhe- 
torische Gewand  des  Ganzen,  die  vielen  Einstreuungen  ein- 
zelner Anmerkungen,  erschwerten  uns  die  Arbeit,  das  Ganze 
auf  wenige  Grundzuge  zurückzubringen.  Was  dem  Werke 
sehr  schadet,  ist,  dafs  der  Verf.  nur  Literator  ist,  und 
weder  in  der  eigentlichen  Geschichte  noch  in  der  Rechts- 
wissenschaft gründlich  bewandert.  In  so  fern  ist  die  behan- 
delte Frage  durch  seine  Schrift  nicht  erschöpft.  Ihr  aber 
alles  Verdienst  absprechen  zu  wollen,  ist  ungerecht.  Denn 
wer  zum  ersten  male  eine  Frage  dieser  Art  mit  einigem 
Erfolg  bearbeitet,  hat  auf  jeden  Fall  Dank  verdient.  Hätte 
der  Verf.  die  verschiedenen  Arten  yon  Gesetzen  genauer 
geschieden ,  auch  die  Sitten  in  allen  ihren  Richtungen  be- 
sonders beschaut,  wie  die  religiösen,  die  Rechtsgewohnhei- 
ten, die  des  öffentlichen  und  Privatlebens,  so  wie  den  Ein- 
flufs  derselben  auf  Kunst  und  Wissenschaft  einer  besondern 
Untersuchung  gewürdigt,  auch  alles  im  ächten  geschicht- 
lichen Sinne  aufgefafst ,  so  würden  die  Resultate  der  Unter- 
suchung viel  befriedigender  d.  h.  viel  bestimmter  und 
praktischer  gewesen  seyn.         .  ... 
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XVIl. 

über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Ge- 
setfi^gehnng  in  Piemont  und  den  übrigeq 
Staaten  des  Königs  von  Sardinien  auf 

dem  Continent  ' 

Von  .  ! i  ,>«.<».•*; 

;  ri<^.   y   Herrn  Grafeo  Fr.  Sce4^i»^      >  / 

Mflflkd  der  .Getettgebmoft^Commiiiloti  in  Turin. 


£•  itt  unmidgliob,  aioh  too  dem  ^genw&ftigea  Snttaode 
der  GtfietBgebiiDg  in  den  Staaten,  die  der  KSntg  Ton  Sar*< 
dtnien  auf  dem  Festlande  besitzt,  einen  richtigen  Begriff 
sn  mnclien,  ohne  einen  Blick  in  die  Yergangenheil  snrück^ 
sn  werfen,  und  die  fortichreitenden  Verindemngen ,  die 
in  diesem  Hanptzwetge  der  Verwaltung  dieses  Landes  «tiAl 
fanden,  ins  Auge  zu  fassen«  8a?oiens  und  Piemonts  Ge* 
aelsgebiing  beileht  ans  den  alten  Gesetzen  dieser  Monarchie  | 
welche  dnrch  die  verschiedenen  Fnrsten  allmahlig.  naher 
bestimmt  wurden,  dann  aus  den  Veränderungen,  die, durch 
die  Zeitamstänüe  und  den  Wechsel  ihrer  Herrschaft  her^ 
Wgel^ahrt  wurden. 

Man  miteneheidet  vier  Haapt^Beohtsqaellen,  ntelieli: 
i)  die  Constitutionen  des  Königs,  seine  BeschUisse  und  Ver- 
erdnangen,  nnd  alle  von  seiner  Aoctorität  ausgegangenen 
Acte } .  9)  die  Ortsbestimmiingen  oder  Hegeln  des  Hkimeipal*. 
rechte,  wenn  sie  vom  l(9nige  gut  geheifsen  worden,  nnd 
wenn  sie  in  Kraft  sind;  3)  die  Entscheidungen  der  souFCrä- 
nen  Geriohtshöfe^  4)  endlioh  der  Text  dee  gemeinen  Rechu» 


Digitized  by  Google 


4 

% 

» 

iS4  gegenufärtige  Zustand  der  Gesetzgebung  • 

Die  lioniglichen  Constitutionen  oder,  'wie  man  sie  auch 
■ennt,  «llgemeine  Constitutionen,  sind  eine  Zusammenstel- 
lung der  alten  Beschlüsse  der  Herzoge  yon  Savoien,  und 
der  Gesetze,  welche  durch  die  beiden  Konige  von  Sardinien 
Victor  Amadeus  II  und  Karl  Emmanuel  III  nach  und  nach 
bekannt  gemacht  wurden.  Die  ältesten  Bestimmungen ,  dio 
sich  in  jenen  Sammlungen  aufbehalten  finden ,  reichen  bis 
in  den  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  hinauf,  da  si« 
mehrere  Beschlüsse  Ton  Amadeus  VIII ,  dem  ersten  Herzoge 
▼on  Savoien,  enthalten.  Unter  den  Nachfolgern  dieses  Für- 
sten, die  sich  am  meisten  mit  der  Verbesserung  der  Gesetz- 
gebung beschäftigten ,  sind  Emmanuel  Philibert  und  sein 
Sohn  Karl  Emmanuel  zu  nennen. 

Victor  Amadeus  dem  II  jedoch  war  das  Verdienst  auf- 
behalten ,  die  verschiedenen  Arten  von  Gesetzen ,  deren 
Zweckmäfsigheit  am  besten  sich  erwiesen  hatte,  zu  sam- 
meln, und  darin  die  Zusätze  und  Veränderungen,  welche 
der  Gang  der  Civilisation  und  die  Vermehrung  der  Macht 
des  Hauses  Savoien  nothig  gemacht  hatte ,  vorzooehmen. 
Dieser  Fürst,  dessen  Andenken  in  Piemont  geehrt  wird,  ist 
unter  die  grofsen  Männer,  die  das  siebzehnte  und  achtzehnte 
Jahrhundert  verherrlicht  haben,  zu  zahlen.  Während  einer 
langen  Regierung,  mitten  unter  politischen  Bewegungen, 
die  am  Ende  und  im  Anfange  jener  beiden  Jahrhunderte 
Europa  beunruhigten,  wufste  er  seinen  Thron  zu  befestigen 
und  den  Glanz  seiner  Krone  wieder  zu  heben.  Elr  beugte 
sich  njcht  vor  dem  gebieterischen  Willen  Ludwigs  XIV;  er 
unternahm  kühn  einen  angleichen  Kampf;  seine  Anstren« 
gungen  wurden  mit  dem  glänzendsten  Erfolge  durch  den 
Utrechter  Frieden  gehrönt;  er  ward  Konig  von  Sicilieo. 
Gezwungen,  dieses  Reich  gegen  das  Ton  Sardinien  zu  ver- 
tauschen ,  vernachlässigte  er  nichts ,  um  den  gröfstea  Nutzen 
von  dieser  neuen  Besitzung  zu  ziehen. 

Emmanuel  Philibert  hatte  sich  in  den  Rang  der  Haupt- 
regenten von  Italien  erhoben.  Victor  Amadeus  II  machte 
seine  Macht  in  der  Halbinsel  überwiegend.    Dieser  Fürst 
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begrifi^  vollkommen  die  Noth wendigkeit,  in  seinem  Lande 
der  Gesetzgebung  eine  neue  Form  zu  geben.  Das  Bediirf- 
nifs,  klare  und  dem  Zeitgeiste  angemessene  Gesetze  zu  ha- 
ben, ward  seither  allgemein  gefühlt.  Ludwig  XIV  hatte 
diesem  Bedürfnisse  nachgegeben,  und  seine  Ordonnanzen 
über  die  Justiz  waren  das  vereinte  Resultat  der  Fortschritte 
der  Civilisation  und  der  Weisheit  des  Fürsten.  In  Piemont 
fühlte  man  auch  das  Bedürfnifs,  die  Kennlnifs  der  Gesetze 
zu  vereinfachen;  die  Anzahl  der  Edicte  und  der  Ordonnan- 
zen der  Ilerzüge  von  Savoien  hatte  sich  durch  die  Zeit 
vermehrt;  es  fiel  schwer,  die  Reihenfolge  derselben  zu  be- 
halten. Unter  der  Regentschaft  der  Johanna  Baptista  von 
Savoien  Nemours ,  der  Wittwe  Karl  Emmanuels  II  und  Vor- 
müiiderin  Victor  Amadeus  II,  fing  man  an  die  alten  Edicte 
der  Herzöge  von  Savoien  in  systematische  Sammlungen  zu 
vereinigen.  Auf  Befehl  der  Regentin  geschah  es,  dafs  der 
Senator  Borelli  seine  Sammlung  der  alten  und  neuen  Edicte, 
d.  h.  der  seit  Amadeus  VIII  von  diesen  Fürsten  herrühren- 
den Acten  herausgab.  Obschon  man  in  dieser  San^mlung 
laehr  Ordnung  wünschen  kann ,  und  die  Wahl  der  darin 
enthaltenen  Artikel  nicht  immer  die  beste  ist ,  die  man  hätte 
nehmen  können,  so  ist  darum  diese  Sammlung  nicht  weniger 
tre01ich  und  nützlich.  Dieselbe  Fürstin  beauftragte  auch  Gas- 
ptrd  Bally,  Advocaten  im  Senate  von  Savoien,  die  Samm- 
lung der  Savoien  besonders  angehenden  Edicte 
und  Verordnungen  seit  Emmanuel  PLilibert  bis 
ft«  dieser  Epoche  herauszugeben,  was  er  auch  in  Cham- 
bery  1669  that.  Ein  Befehl  der  Regentin  übertrug  dem 
Alexander  Jolly,  Vorstand  und  Auditor  in  der  Rechnungs- 
kammer von  Savoien,  im  nämlichen  Jahre  die  Zusammen- 
stellung der  alten  Edicte  der  Fürsten  des  königlichen  Ha^ 
ses  von  Savoien ,  betreH'end  die  Jurisdiction  der  Rechnungs- 
kammer, die  allgemeine  Salzsteuer,  die  Kopfsteuer,  den 
Fiscus  im  Allgemeinen  und  die  Domänen. 
•Mt»  Oer  Konig  Victor  Amadeus  II  machte  seine  erste  Samm- 
lung von  Constitutionen  im  Jahre  1798  bekannt,  sechs  Jahre 
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später  liefs  er  eine  zweite  erscheinen ,  ytov\x\  sich  mehrere 
Veraritlerungen  befanden  ,  welche  durch  genauere  Beohach. 
tongen  in  den  Anordnungen  der  früheren  Gesetze ,  die  dem 
grofsten  Theile  nach  wörtlich  wiedergegeben  wurden,  ver- 
anlafst  worden  waren.  Ohne  dieses  System  allgemeiner  Ge- 
setze aufzugeben,  bereitete  der  Sohn  Victor  Amadeus  II, 
der  Honig  Karl  Emmanuel  III  Modificationen  in  den  Con- 
stitutionen von  1729  vor,  und  gegen  das  Ende  seiner  Re- 
gierung im  Jahre  1770  machte  er  dieselben  Constitutionen 
mit  den  Verbesserungen ,  die  er  als  zwcckmaTsig  erachtet 
hatte ,  bekannt.  Wir  werden  von  dieser  letzten  Zusammen- 
stellung ausgehen ,  um  vor  die  Augen  der  Leser  die  Ord- 
nung, die  man  dabei  befolgt  hat,  und  den  Stoff,  der  darin 
enthalten  ist,  zu  bringen,  indem  wir  uns  jedoch  befleifsi- 
gen,  den  Zustand  unserer  Gesetzgebung,  wie  er  durch  spä- 
tere Gesetze  bestimmt  wurde,  zu  zeigen. 

Die  allgemeinen  Constitutionen  Karl  Emmanuels  III 
sind  in  sechs  Bücher  eingetheilt.  In  dem  ersten  wird  der 
Anfang  mit  der  Auseinandersetzung  des  katholischen  Glau- 
bensbekenntnisses gemacht ,  und  verschiedene  religiöse  Po- 
lizeimafsregeln  werden  verordnet.  Das  ist  eine  Nachahmung 
der  Decrete  Amadeus  VIII,  welcher  sich  nach  Art  des  Ju- 
stinianischen Codex  vor  allem  mit  religiösen  Gegenständen 
beschäfligt  hatte.  Dann  werden  die  Bestimmungen  angege- 
ben, welche  den  Zustand  der  im  Reiche  wohnenden  Juden 
festsetzen  Der  Zustand  dieses  äufserst  kleinen  Theifes  der 
Bevölkerung  ist  durchaus  exceptionell ,  da  die  Juden  nur 
vermöge  bestimmter  Toleranzacten  in  diesen  Staaten  leben 
dürfen.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  immer  die  alte  Ge- 
wohnheit beibehalten;  denn  seit  dem  vierzehnten  Jahrhun- 
dert findet  man  schon  Beweise  der  den  Juden  gegebenen 
Erlaubnifs,  gegen  eine  Abgabe  in  den  Staaten  der  Grafen 
von  Savoien  zu  wohnen.  Dieser  Gebrauch  hat  sich  bis  auf 
die  letzten  Zeiten  erhalten.  Man  nannte  diese  Arten  von 
Capitulationen  Condotte.  Nach  der  Restauration  durch  die 
Ordonnanzen  vom  1.  März  1816  und  vom  i5.  Februar  1822 
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gülilr  der  Zustand  der  Juden  verbetteijU  Man  <Iia£i  ibnea 
mit  einiger  Aaed«h«Qng  das  RfCit,  ia  liealMittiiteii  Orleo 

Häuser  zu  besitzen;  man  hob  die  BeschranfcuÄgen ,  weldi« 
isan  ihrer  Industrie  auterlegt  hatte »  aui^»  und  man  milderte 
die  PolisetTerordinuigoo^ileiMm  mau  fruber  uoterwpr« 
feA  kette* 

Das  zweite  Buch  begieifi  die  Competi^nz  der  souver«- 
eeo  Gerichtshöfe  und  der  Tribunale,  welche  die  Justiz  aus^ 
fihm  eoUeii,  so  wie  d»e  Fanctiooeo  der  Staatsbehdrde«  Dar 
Jwtisimnister  ist  der  GroMensier  oder  der  Siegelbew ahrer. 
Nach  der  neuen  Organisation  des  Staatsrathes  dunp)i  das 
£diet  vom  lö*  Augast  iÖ3i  ist  eine  Section  diese«  Bathes 
Ikesoaders  mit  der  Untereocbiuig  der  legisletorisclieii  Met»* 
rien   und  der  kirchlichen  Angelegenheiten  beauftragt,  sie 
FCrricbtet  auch  die  Functionen  eines  Cour  d  Equite;  »ie 
empfängt  Gesocbe  .  um  WiedereinsetaMing-  in  den  Y«rig«n 
Stand*  8ie  gtebt  ibr  TorUsfiges  Gütftcbtea  über  die  Begna* 
digungen,  welche  man  in  Sachen  der  Citü  -  oder  Crinntial- 
juatiz  vom  Konige  yerlaogt;  endlich  übt  sie  eine  Art  von 
Jurisdiction  in  Befisionen  der  TOn  den  soaTerSnen  Genobts* 
hSfen  gefüllten  UrtbeiFe.    In  belnem  Falle  nrtbeflt  diese 
Behörde  über  den  Inhalt,  sondern  verweist  an  d^n  compe- 
tenten  Bicbter.    Die  Revisionen  sind  nur  dann  gestattet  ^ 
wewtk  sieb  ein  Irrthum  in  dem  Factum  befindet,  aitf  welcbes 
sich   der  angegriffene  Urtheilsspruch  stützt,    oder  wenn, 
nachdem  er  gefallt  worden  ist ,  die  klagende  Parthei  Beweis* 
pwikle  ««Ibriiigt,  welcbe  den  Zustand  di^s  Processes  irenin* 
dmi.    Dann  nrlbeilt-  der  Gericbtsbof ,  der  den  ersten  Sprnieb 
gefällt  hat,   wieder  in  den  vei einigten  AbLheilungen.  Die 
soaveränen  Gerichtshöfe  sind  fünf  an  der  Zahl:  der  Senat 
TM  Safoien,  der  Senat  Ton  Piemont,  d«r  Senat  ron  Niaa« 
der  Senat  Ton  Genna  vnd  die  Becbnnngskammer ,  weldie 
mit  Untersnchnng  der  Finanzrechnungeo  und  der  Fälle,  die 
die  Domäne  angehen,  beauftragt  ist.    Obschon  die  Anaabi 
dar  fixceptioiistnbanale  durch '  das  Edict  rom  97*  September 
i8fii«''nQd  die  Teiordnpogen  des  24.  Deeembers  vom  selbe« 
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Jahre  eingeschränkt  worden  ist,  so  bleiht  von  denselben 
doch  noch  eine  beträchtliche  Anzahl  übrig. 
^  Wir  stellen  iti  die  erste  Reihe  die  Handelstribunale, 
welche  man  Consulate  nennt,  nach  einem  Worte  altitali- 
ichen  ürsprnngs ;  in  den  meisten'  Provinzen  ist  jedoch  die 
Gerichtsbarkeit  der  llandeistribunale  zu  den  gewohnlichen 
Civiltribunalen  übergegangen.  Dann  kommen  die  Rriegs- 
räthe,  die  ganz  aas  militärischen  Richtern  bestehen,  und 
diejenigen,  welche  man  gemischte  nennt,  worin  sich  Militär - 
und  Civilrichter  in  gleicher  Anzahl  befinden.  Das  militäri- 
sche Strafedi  et  vom  27.  August  1822  hat  die  Jurisdiction 
dieser  Räthe  bestimmt,  und  es  hat  die  Verfügungen  des 
Strafrechts  in  Beziehung  auf  das  Militär  erneuert;  ferner 
geh5ren  hieher  der  Admiralitätsrath ;  der  Rath  des  Ordens 
des  heil.  Mauritius  und  Lazarus,  welcher  zum  Grofsmeister 
den  Honig  hat;  die  mit  der  Aufsicht  über  den  öffentlichen 
Gesundheitszustand  beauftragten  Magistrate;  die  Delegation, 
errichtet,  um  die  Processe,  welche  die  Verwaltung  der  er- 
ledigten kirchlichen  Pfründen  angehen ,  zu  entscheiden ;  der 
Generalauditor  des  Hofs;  die  Polizeipräfectur  von  Tarin, 
die  man  Vicariato  nennt.  1         "  ' 

^"  Das  Edict  vom  27.  September  1822  hat  die  Form  und 
Competenz  aller  gewohnlichen  Tribunale  festgestellt.  In  je- 
der der  vierzig  Provinzen,  in  welche  man  die  Staaten  des 
Festlandes  eingetheilt  hat,  giebt  es  ein  Präfecturtribunal, 
oder  Tribunal  erster  Instanz,  bestehend  aus  dem  Präfecten 
and  mehreren  fteisitzern,  einem  Advocaten  des  Fiscas  und 
seinen  Untergeordneten  ,  welche  den  öffentlichen  Dienst  ver- 
richten. Der  erste  Grad  der  Jurisdiction  in  allen  Civilsachea 
gehört  ausschliefslich  diesen  Tribunalen  an,  und  von  ihren 
Urtheilen  findet  keine  Appellation  statt,  aufser  für  den  Fall 
der  AnnuUirung  in  Folge  der  locompetenz  wegen  der  Ma. 
terien,  oder  wenn  es  sich  beim  Procefs  um  mehr  als  i900 
Francs  handelt.  '^^^h 

Die  unteren  Richter,  welche  man  Juges  de  Mandements 
nennt ,  deren  Anzahl  über  vierhundert  geht ,  sind  beauftragt, 


Google 


in  den  Staaten  des  Köni^t  von  Sardinien, 


Aber  die  blos  persönlichen  Streitigketten  für  Gegenstände 
anter  3oo  Francs  zu  sprechen ,  über  Händel  wegen  Beschav 
digungen  in  Feldern,  Früchten  und  Ernten,  über  Vei^etzun- 
gen  der  Grenzsteine,  über  Usurpationen  von  Feldern,  Bäu- 
men ,  Zäunen ,  Gräben  und  andern  Einschliefsungen ,  die  das 
Jahr  hindurch  statt  finden ,  üb«r  die  Veränderungen  im 
Laufe  des  Wassers,  gleichfalls  im  Laufe  des  Jahres  vorge- 
nommen, und  über  alle  anderen  Eigenthumshändel.  Noch 
.ist  es  das  Geschäft  der  Juges  de  Mandementi,  bei  gewissen 
gerichtlichen  Formalitäten  zu  vet*fahren  ,  wie  z.  B.  bei  Sie* 
gelanlegung.  t. 

Von  den  Urtheiisprüchen  der  Juges  de  Mandements  in 
Civilsachen  kann  man  an  die  Präfecturtribunale  appelliren, 
wenn  es  sich  um  mehr  als  loo  Francs  handelt.  Es  ist  ge- 
wissen Beamten  Ton  einem  hohen  Range ,  oder  solchen , 
welche  in  besonderen  Verhältnissen  stehen,  erlaubt,  unmit- 
telbar  ihre  Processe  vor  die  Senate  zu  bringen.  In  den 
Criminalsachen  sprechen  die  Präfecturgerichte  über  die  Ver- 
letzungen der  allgemeinen  Polizeibestimmungen  in  Fällen, 
die  eine  Strafe  von  mehr  als  5o  Francs  nach  sich  ziehen 
oder  Gefangnifsstrafe  über  drei  Tage;  über  Vergehungen 
in  Rechtssachen  des  Fiscus ;  über  alle  Vergehen ,  die  mit 
blof&er  Gefangnifsstrafe  belegt  werden.  Die  Urtheilsprüche 
der  Präfecturtribunale  sind  keiner  Appellation  unterworfen, 
aufser  wenn  es  eine  Strafe  über  3oo  Francs  gilt,  oder  Ge- 
fangnifs  über  vierzehn  Tage.  In  den  andern  Fällen  wird 
an  die  Senate  oder  an  die  Rechnungskammer  appellirt.  Die 
Juges  de  Mandements  sind  in  Correctionssachen  nur  für  die 
die  Vergehungen  gegen  die  Municipal-  oder  allgemeine  Po- 
lizeiverordnungen betreffenden  Processe  competeiit.  Sobald 
die  durch  sie  auferlegte  Strafe  die  Summe  von  lo  Francs 
übersteigt,  so  sind  ihre  Urtheilsprüche  der  Appellation  an 
die  Präfecturgerichte  unterworfen.  Die  Verbrechen ,  welche 
grofsere  Strafen,  wie  Ketten,  Galeeren  und  darüber  nach 
sich  sieben ,  können  nur  durch  die  Senate  und  die  Rech- 
nungskammer ,  der  Ordnung  ihrer  respectiven  Competenz 
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gemäfs,  entschieden  werden.  —  Die  Instruction  aller  Cri^ 
minalprocesse ,  selbst  derer,  die  für  die  Senate  vorbehalten 
sind ,  mit  der  einzigen  Ausnahme  derjenigen ,  Vielehe  vor 
die  Juges  de  Mandements  gehören,  ist  den  einleitenden  As- 
sessoren bei  den  Präfecturtribunalen  übergeben ,  welche 
dann  wieder  dieselben  an  die  Juges  de  Mandements  yerwei- 
sen  können.  Aufser  den  gerichtlichen  Amts  Verrichtungen 
gehört  es  zflm  Amte  der  souveränen  Gerichtshöfe,  die  Edicte 
und  Ordonnanzen  des  Königs  einzuregistriren  und  zu  bestä- 
tigen. Die  Bestätigung  wird  ungefähr  in  demselben  Sinne 
verstanden ,  als  die  Veriiication ,  welche  in  ähnlichen  Fäiien 
durch  die  französischen  Parlamente  geschah ,  und  wie  diese 
üben  die  Gerichtshöfe  das  Yorstellungsrecht  aus.  Die  Se- 
nate dann  sind  besonders  mit  der  Oberaufsicht  über  die  die 
kirchliche  Gerichtsbarkeit  (Jurisdiction)  betreffenden  Ange- 
legenheiten beaultragt,  und  die  Provisionen  des  römiscbeo 
Hofs  sind  nur  dann  in  dem  Staate  zu  vollziehen ,  nachdem 
sie  mit  dem  vom  Senate  ausgehenden  exequalur  versehen 
sind.  Die  Staatsbehörde  wird  bei  den  Senaten  durch  Ge- 
neraladvokaten ,  und  bei  der  Rechnungskammer  durch  einen 
Generalprocurator  und  ihre  Substitute  repräsentirt.  Eine 
wahrhaft  väterliche  Magistratur  existirt  bei  jedem  Senat 
Ein  Armenadvocat ,  von  mehreren  Substituten  unterstützt, 
führt  dort  unentgeltlich  die  Processc  der  Unbemittelten. 
Alle  Richter  und  alle  Mitglieder  der  Staatsbehörde  werden 
von  der  Regierung  besoldet.  r«H.i^».MV.  •^ 

*  Das  dritte  Buch  der  königlichen  Constitutionen  ist  aus- 
schliefslich  den  Regeln  der  Civilprocedur  gewidmet  Ohne 
eine  ausführliche  Erörterung  hierüber  zu  geben ,  werde  ich 
den  Hauptinhalt,  welchen  ein  gelehrter  Piemonteser  Richter 
davon  bekannt  gemacht  hat,  hier  wiederholen  *). 

•)  Im  Artikel  Piemont,  der  in  die  vierte  Ausgabe  des  allge- 
raeinen  Rcpertnriums  der  Jurisprudenz  von  Merlin  eingerückt 
ist.  Dieser  vortrefiliche  Artikel  ini  von  Hrn.  Grafen  Botton 
de  Castellam onte,  welcher  kürzlich  aU  Rath  am  Catsa- 

>.    tiunshofe  in  Paris  starb,  verfafst  worden.    In  icinem  lang:en 


Googl 


jin  den  SLaaUn  deg  Känigi  von  Sardiriim»  94i 

»Vor  den  souveränea  Gerichtshöfen  geschieht  die  Pror 
^  »ocditir.MinMnQhriftHch.  Das  Ge«elz  hat  die  Aozahl  Scbrif^ 
»«•Of  im,  mmk  tinfmheo  4arlf  und  4i»  Termiii*  für  dit 
» rerschiedeoen  A«le  betfunml.  Et  ▼eretni^t  die  ScluielU§» 
»lieit  mil  der  Nothwandigkeit ,  ^ea  Üichtern  alle  £ia« 
»«i«lit.  wo.  T^nolMiffefi*  Aber  aMtoritk t  6m  Gerkktt* 
»Mfist^dkTwndiia  sa  wUuigero  uad  RMikutioiMii  m  te» 

»willigen.  Und  die  souveiäneii  Gerichtshöfe  haben  seihst 
»noch  die  Grenzen  des  Gesetzes  überschritten.  .Dß»^jM^ 
•4m  FMw  des  rfidttchen  MMiiie«  ia  •UM;Jljiiad#r«4  m 
whmn  itrenges  GmU  die  Bewegugen  de«  Herzens  bemasC 

»Daraus  erfolgen  die  vielfachen  and  verworrenen  Schrillen, 
»  Fenpäluagen ,  Mosten* 

-  » Werte  der  Unfee^  des  Preeestes  ved  die  Atmfcl  der 
eAetenstücke  zu  beträchtlich  ist,  so  verfassen  die  Partliefeii 
»eiestioiniig  and  eater  der  Aufsicht  ^dee  Beriebterstetteri 
feie  Miiiaieriam- der  Aeteettoelief  weiehet  iiiaii  draelien 
»läfst  und  unter  die  Richter  austheilt.  In  allen  Geschäften 
»wird  ein  Berichterstatter  ernannt.  Der  Vortrag  und  das 
»PleMireii  getehelieii  ofientHefa«  Die  toetsbehMe,  obne 
»ibren  AeweteoMt  die  GeHclilslillfe  sieh  aSehf  Terteiiiiiielto 

»kennen,  giebt  ihre  Conclusionen  immer  schriftlich,  in  den 
»Fällen,  ivelche  sie  ansehen«  Die  Gemeinden  hdaoea  mir 
tnit  ilirer  ErlaBboife  Proeewe  KUbm. 

»  Die  Richter  berathschlagen  im  Geheimen.  Das  Gesetz 
»behauptet  dabei  die  grdfste  Ordnung,  Der  Referent  giebt 
»zuerst  seine  Meinung  an,  und  ihm  folgen  die  andern  Bicli^ 
»tep  nach  umgel^ehrtem  Yerha'ltnifs  ihrer  Amtszeit  Die 
»Präsidenten  geben  zuletzt  ihre  Stimme,  und  es  ist  ihnen 
» nicht  nur  Terboten ,  die  Stimmenden  zu  anterbrechea-  oder 
» zu  ^  widerlegen ,  sondern  auch  sogar  ihr  Gutachten  den 
»Richtern  bekannt  zu  machen,  ehe  die  Reihe  zum  Abstim- 


-  und  ehrenvollee  Wirkooi^kreiw  hatte  dieser  Mann  VruUf» 
'  eiaae  grefcen  Wlsssait  tteer  vellkoienieaee  Megtilil  «nd 
.  eiaar  bMserkseeiravIbau  ThBiieliiiS  naakaik 
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»men  an  sie  gelangt  ist.  Der  Urtheilspruch  wird  dnrch  den 
»Schreiber  gelesen  und  bekannt  gemacht.  Es  ist  den  Rich- 
Ytern  eben  so  unter  strengen  Strafen  untersagt,  ihre  Mei- 
» Dung  vor  oder  nach  gefälltem  Spruche  zu  aoTsern.  Sie 
9 sind  nicht  angehalten,  den  Urtheilspruch  zu  motinren, 
»aber  wenn  nach  Bekanntmachung  desselben  eine  der  Par- 
»theien  oder  beide  zugleich  nach  den  Gründen  verlangt, 
»so  ist  der  Referent  yerbonden ,  dieselben  bekannt  eu 
»  machen,  c  .^-  f,...«.«.^.* 

Wir  werden  uns  in  keine  ausfuhrlichen  Erörterungen 
über  die  Vollstreckung  der  ürtheiisprüche ,  deren  Art  und 
Weise  mit  vieler  Sorgfalt  in  diesem  dritten  Buche  der  Con- 
stitutionen vorgeschrieben  ist,  einlassen.  Dieses  würde  uns 
über  die  Grenzen  eines  blofsen  Artikels  hinausfuhren.  Durch 
die  Einführung  des  Hypothekarsystems,  die  später  geschehen 
ist,  findet  sich  die  Art  der  Vollziehung  in  mehreren  Fällen 
wesentlich  verändert.  Denjenigen  aber,  welche  dieselbe  in 
allen  ihren  Entwickelungen  kennen  lernen  wollen,  können 
wir  denselben  Artikel  des  Herrn  Grafen  Bot  ton  angeben  ^ 
welcher  ziemlich  ausführlich  und  mit  vieler  Klarheit  darüber 
spricht.  Das  Gesetz  erkennt  die  Aussprüche  der  Schieds- 
richter nicht  an,  es  verbietet,  irgend  darauf  zu  achten. 
Diese  Bestimmung  jedoch  verhindert  nicht  die  Vergleiche, 
welche  urter  Vermittlung  freundlicher  Friedensstifter  statt 
finden  und  oft  selbst  durch  den  Referenten  des  Processes 
bewirkt  werden,  der  ausdrücklich  dazu  bevollmächtigt,  die 
Partheien  vor  sich  bescheidet  und  sie  einander  näher  zu 
bringen  sucht.         *^     -  «v    -  N 

Das  vierte  Buch  der  Constitutionen  enthält  die  Crimi- 
*  nalsachen.  Es  steht  nicht  zu  erwarten ,  dafs  man  darin  einen 
'  vollständigen  Codex  finde,  noch  selbst  eine  Classification  der 
Verbrechen,  noch  eine  Theorie  der  Beweise,  wie  sie  ans 
heutzutage  die  Wissenschaft  darbietet.  Diese  Bestimmun- 
gen stammen  aus  einer  Zeit,  wo  diese  heilsame  Genauigkeit 
noch  unbekannt  war.  Wir  haben  schon  die  Hauptstufeii 
der  Competeozordnung  aufgezeichnet.   Die  Criminalprocedur 
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^  thetit  sich  in  swet  Theüe.    Der  erste  ist  gelieim;  der 

,  Hllinii|lllln      ifj^ipiinach  •  dbarPuidtimiigiiiwiMi  Sliasl»€li&^ 

Gegenwart  einer  Person ,  die  die  Staatsbehörde  torstellt. 
Der  Zweck  dieser  Procedur  ist,  das  Verbrechen  zu  const«- 

erste  Theil  beendigt  ist,  erlal^t  der  Richter  auf  die  Conclu- 
sionen  der  ätaatsbeh5rde  nach  den  Umstanden  Öteckbriete 

rai^iAiiiiiilAriitfiiiTiAüii"  üiiijfft 

die  Yerhaiiun^  tollzogen  ist,  oder  wenn  der  Beklage  er-p 
wheint  I*  -s^-giebt  er  4ie  «iiw  pers5nlichen  Verhül 

dafs  die  Staats^^tM«  ihn '  ^lüK^^iliier  jenes  Verhrechenft 

anklagt,  oder  dafs  sich  dieser  oder  jener  Beweis  gegen  ihn 

'  wi»itfltliirmrg<tfiWii<iii 

theidiger  aller  Angeklagten.  Man  theilt  dem  Vertheidi^r 
alle  Actenstücke  mit.  — -    Dann  folgt  der  zweite  Theii  der 

"^^^eilt  dann  die  Acten  der  Staatsbehörde  mit,  die  ihre  mo* 

Sache  geschieht  ÖffenlHch  vor  dem  Senate.  Es  bleibt  noch 
nach  diesem  Vortrage  der  Staatsbehörde  und  dem  Vertbei- 
^l&IS^t  4eM*%M^gMtigm  frt^v^en  iVWefe  •  jMi '  iliiii|li»iiiipifc 

'^^^      Bei  der  HestniJ! ati  Ml ,  zur  Zelt,  wo  die  iiaiizüaischen 
Gesetzbücher  untcrdrüciit   und  die  alten  Fiemontesischen 

"^nowvn  ^^nwcr  vin^^s^w»  wnwiwf^^TPJHBWi^^  «obw^bw^^b^^ 

'  braucfi  tier  Tortur  gänzlich  il» ,  welche  in  der  Form  einer 
Torbereiteoden  Untersuchung  sich  bis  auf  den  ^^punkt  er- 
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besetzten.  Der  gegenwärtige  König  bat  gleicb  nach  dem 
Antritte  seiner  Regierung  die  Anwendung  allzu  strenger 
Strafen,  wie  die  des  Rades,  und  die  Strafen,  die  man  dem 
Todesurtheile  binzufügte ,  aufgeboben.  Er  bat  die  allge- 
meine Güterconfiscation  aufgeboben ,  und  zu  gleicher  Zeit 
die  Strenge  anderer  peinlicben  Mafsregeln  gemildert  (Or- 
donnanz vom  19.  Mai  i83i). 

Im  fünften  Bucb  der  Constitutionen  findet  man  mebrere 
in  yerscbiedenen  Materien  des  Civilrecbts  getroffene  Modi- 
ficationen.  Im  Anfange  wird  gesprochen  von  den  Testamen- 
ten, von  der  Erstgeburt,  von  den  Fideicommifs- Substitu- 
tionen, von  dem  Pflicbttbeil ,  von  der  trebellianiscben  Quart 
und  Detractionen ,  von  der  Fortdauer  des  Besitzes  in  der 
Person  des  Erben ,  von  den  den  Brüdern  und  Neflen  ab 
iutestato  zuerkannten  Erbrechten ,  von  der  Erbfolge  der 
Agnaten  und  der  Ausschliefsung  der  Weiber.  Dann  werden 
Bestimmungen  gegeben  über  das  gesetzliche  Inventariura 
und  über  Vormundschaften ;  von  den  Versteigerungen  der 
liegenden  Güter;  von  den  Bekanntmachungen  zum  Verkau- 
fen der  Güter;  von  den  Schenkungen  und  ihrer  Insinuation; 
von  den  Verzichtleistungen;  von  dem  Vorbehalt  der  Do- 
mäne, von  den  Emphyteusen,  von  dem  Census,  von  den 
emphyteutischen  Abgaben  und  Schuldigkeiten,  Laudemien 
u.  s.  w. ,  von  den  Verjährungen.  Es  werden  noch  besondere 
Privilegien  gewährt  für  die  Erweiterung  der  Gebäude  und 
für  den  Durchgang  des  Wassers.  Es  werden  einige  Regeln 
bestimmt  in  Beziehung  auf  die  Transactionen  und  die  an- 
vertrauten Güter.  Dann  beschäftigt  man  sich  mit  den  No- 
tarien, der  Insinuation  und  den  Handlungen,  die  denselben 
untergeordnet  sind.  ,  .^»  f»-"*,-  4 

In  dieser  Aufzählung  der  in  diesem  Buche  enthaltenen 
Titel  wollen  wir  einige  besondere  Bestimmungen  wählen, 
welche  wohl  für  die  fremden  Leser  ein  Interesse  haben  werden. 
Wir  bemerken,  dafs  durch  ein  Edict  vom  29.  Juli  1797  die 
Errichtung  neuer  Substitutionen  untersagt  und  die  Stufenfolge 
der  früher  getroffenen  auf  zwei  Grade  beschränkt  worden 
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ist,  die  Person  mit  eingerechnet,  die  im  Aagenblicke  d^ 
Bekanntmachung  des  Gesetzes  in  deren  Besitz  war.  £ine 
grofse  Anzahl  substituirter  Güter  befand  sich  schon  vermöge 
dieses  Gesetzes  frei ,  als  durch  ein  Edict  Tom  18.  Novem- 
ber 1817  von  neuem  erlaubt  wurde,  Primogenituren  und 
Fideicommisse  zu  errichten  durch  Personen,  welche  mit 
dem  Adel  decorirt  oder  mit  einem  speciellen  Privilegium 
versehen  sind,  und  zu  Gunsten  von  Personen,  welche  die-- 
selbe  Befähigung  haben.    Die  Perpetuirung  dieser  Substi- 
tutionen wurde  wiederhergestellt,  wie  sie  in  den  Constitu- 
tionen war,  d.h.  blos  über  Immobilien  und  ohne  ihre  Dauer 
über  den  vierten  Grad  auszudehnen ,  den  eingesetzten  Erben 
oder  den  ersten  Fiduciarerben  nicht  mit  eingerechnet.  Man 
fügte  überdies  Einschränkungen  hinzu,  indem  man  die  Quo- 
tität  des  verpfändeten  Grundes  auf  einen  Drittheii  der  Erb- 
schaft, wenn  die  Person,  die  die  Substitution  macht,  mehr 
als  vier  Kinder  hat,  und  auf  die  Hälfte  beschränkte,  wenn 
die  Anzahl  derselben  geringer  ist.    Wenn  gefunden  wird, 
dafs  das  belastete  Gut  beim  Tode  desjenigen,  der  die  Sub- 
stitution gemacht  hat,  dieses  Verhältnifs  übersteigt,  so  be- 
schränkt man  die  Quotität  in  Übereinstimmung  mit  dem| 
was  oben  gesagt  worden  ist.    In  Bezug  auf  die  Erbfolge , 
die  nach  den  Constitutionen  nach  römischem  Recht  geregelt 
werden  soll,  kommen  folgende  Ausnahmen  vor:     1)  Diese 
Erbrechte  sind  immer  denjenigen  unter  den  Verwandten 
zuerkannt ,  welche  sich  nicht  nur  im  nächsten  zur  Erbfolge 
berechtigenden  Grade  befinden,   sondern  die  noch  durch 
ihren  eigenen  Stand  die  Familien  erhalten  und  fortpflanzen 
können,  oder  deren  Namen  behalten.     Daraus  folgt,  dafs 
die  Mönche  und  ihre  Klöster  von  diesen  Familienerbfolgen 
ausgeschlossen  sind  ,  während  die  weltlichen  Priester  zuge- 
lassen werden.     2)  Die  Töchter  sind  ausgeschlossen  von 
aller  Succession ,    wenn   zur  EröfFnungszeit  Brüder  oder 
Nachkommen  von  Brüdern  leben ,  die  durch  ihren  Stand 
die  Familie  erhalten  und  fortpflanzen  können ;  aber  sie  ha- 
ben  rechtlichen  Ansprach  auf  eine  dote  congrue  d.  b.  eine 
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dem  Vormogen  der  Familie  und  dem  Gebrauch  der  Gegeo«^ 
den  angemessene  Mitgift.    In  Rücksicht  auf  die  verheira- 
theten  Frauen  sieht  man  immer  als  dot  congrue  die  Mitgii^ 
an,  mit  welcher  sie  sich  anständig  eingerichtet  befinden. 
In  den  Saccessionen ,  die  von  mütterlicher  Seite  herhom» 
men ,  schliefst  der  leibliche  Bruder  den  Stiefbruder  von 
dem  Theile  aus,  welcher  der  ausgeschlossenen  Schwester 
gehört  hätte.    3)  Wenn  der  Bruder,  welcher  bei  der  Aus- 
schliefsung  seiner  leiblichen  Schwester  in  den  mütterlichen 
Gütern  gefolgt  ist,  ohne  Nachkommen  stirbt,  und  blos  Stief- 
brüder hinterlafst,  so  succediit  dieselbige  Schwester  und 
ihre  Nachkommen  in  dem  mütterlichen  Erbtheile,  von  wel- 
chem sie    der  verstorbene  Bruder   ausgeschlossen  hatte. 
4)  Die  Mutter  und  die  übrigen  mütterlichen  Grofseltern 
succediren  nicht  ab  intestato  ihren  Kindern  oder  Nachkom-. 
men,  wenn  Brüder,  selbst  Stiefbrüder  des  Verstorbenen, 
oder  Nachkommen  seiner  Brüder  männlicher  Abstammung 
da  sind,  unbeschadet  in  allen  Fällen  des  Bechtes  der  Legi- 
timität«   5)  Das  Ton  der  Succession  ausgeschlossene  Mäd- 
chen ,  wenn  es  nicht  heirathet,  trägt  seine  Mitgifl  oder  das 
Recht  auf  eine  Mitgift  auf  seine  Erben  über.    Die  Regel: 
le  morl  saisit  le  vif,  findet  sowohl  in  Hinsicht  auf  den  ge- 
setzlichen, als  auf  den  durch  ein  Testament  eingesetzten 
Erben  Statt.    Der  Besitz  wird  immer  betrachtet,  als  gehe 
er  auf  die  Erben  über  nach  erblichem  Becht,  wenn  sie 
nicht  innerhalb  dreifsig  Tagen  gerichtlich  bekannt  machen, 
daft  sie  ihn  aus  irgend  einem  andern  Rechtagrunde  be- 
halten«     m\      >i  i-ti-itut*  t..»)iw"..i   n«-'  -nnttt 

Es  wird  nicht  unpassend  seyn,  hier  noch  die  Natur 
des  Concursprocesses  aus  einander  zu  setzen.  Um  die- 
jenigen, welche  liegende  Güter  zu  kaufen  sich  vorneh- 
men, zu  beruhigen,  hat  das  Piemontesische  Gesetz  ein  äus- 
serst einfaches  und  nützliches  Mittel  festgesetzt ,  obschon  es 
nicht  ohne  alle  Verzögerungen"  ist.  Der  Verkäufer  oder 
der  Käufer  erhalten  nämlich  vom  Senat  drei  Proclamatio- 
nen,  die  man  von  vierzehn  zu  vierzehn  Tagen  publicirt; 
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man  bezeichnet  darin  die  Grandstücke,  und  man  lad^t  an- 
ter der  Strafe  des  ewigen  Stillschweigens  alle  diejeoi* 
gen  ein,  ^reiche  Besitz-,  Substitutions - ,  Mitgifls-,  Unter« 
pfands  -  oder  irgend  andere  Rechte  darauf  ansprechen ,  die- 
selben innerhalb  drei  Monaten  anzugeben.  Diese  Proclaraa- 
tionen  werden  bekannt  gemacht  am  Wohnorte  des  Verkäu- 
fers, am  Orte,  wo  die  Güter  liegen,  in  der  Stadt,  wo  der 
Senat,  welcher  die  Bekanntmachungen  erlassen  hat,  wohnt, 
und  in  den  Aufenlhaltsstädten  der  andern  Senate.  Sie  blei- 
ben sechs  Monate  lang  in  den  respectiven  Audienzsälen  an- 
geschlagen. £in  Curator  wird  von  Aratswegen  ernannt,  um 
die  Rechte  der  Weiber,  der  Kinder  und  aller  andern, 
welche  melus  reverentialis  oder  überhaupt  ein  anderer  Grund 
Tom  Handeln  könnte  zurückgehalten  haben,  zu  yertheidi- 
gen.  Die  Staatsbehörde  wird  immer  gehört.  Es  wird  eine 
contradictorische  Discussion  gebildet.  Der  Senat  Terwirft 
den  Verkauf  der  Güter,  deren  Besitz  oder  Substitution  in 
Anspruch  genommen  wird;  er  genehmigt  ihn  in  den  übri- 
gen Fällen  so,  dafs  der  Käufer  es  über  sich  nehme,  die 
Schulden  bis  zur  Concurrenz  des  Preises  zu  bezahlen.  Die 
mit  Handschriften  versehenen  Gläubiger  sind  eben  so  be- 
rechtigt, ihre  Einwendungen  zu  machen,  und  werden  locirt. 
Das  Verfahren  der  Bekanntmachungen ,  ungeachtet  der  Ver- 
zögerungen, die  es  nach  sich  zieht,  ist  anerkannt  yon  einem 
entschiedenen  Nutzen,  um  sich  gegen  das  Bestehen  der 
Rechte,  welche  das  Grandeigenthum  afQciren  oder  dasselbe 
beschränken,  und  welche  durch  die  Gesetze  über  die  Hy- 
potheken nicht  erreicht  werden  können,  zu  schützen;  und 
das  ist  der  Grund ,  warum  der  Gebrauch  desselben  beibe- 
halten worden ,  selbst  nachdem  das  Hypothecarsystem  in 
Piemont  auf  den  nämlichen  Grundlagen,  als  dasjenige,  wel- 
ches in  Frankreich  in  Wirksamkeit  ist,  eingeführt  wurde. 
Diese  Restauration  des  Hypothekarsystems  ist  durch  daa 
Edict  vom  16.  Juli  1893  bewirkt  worden.  Wir  halten  et 
nicht  för  nöthig,  in  Eiozelnheiten  über  diesen  Gegenstand 
•inzugehen,  nachdem  wir  darauf  aufmerksam  gemacht  haben « 
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dafs  dieses  System  sich  nicht  soteht*  von  dem  firanzösischen 

theilt  zu  werden ,  Entwicl^Iungen  der  praktischen  Jarispro- 
(lünz  erheische:],  die  in  einem  Jouraai.heioevk^aUzttt^miiiB 
Platz  finden  dürfent   •  *        >^*M^wm>*^  ^^ai^^ 

V?tr  wollen  es  nicht  nnterlasaen  ,  hier  »^^irtfe^  nBmXhä  >■ 
mung,  die  ^em  Piemontesiscben  Recht  ganz  eigen  ist,  an* 
sngeben  $  es  ist  nämlich  diejenige ,  die  iestaelet^»difii  iüe  ' 
Gemeinden  und  Corporationen ,  so  wie  eile  HE^BiMlMe  ge« 
zwangen  werden,  den  Durchgang  durch  ihre  Grondstüciie 
dem  Wasser  zo  gestatten,  welches  dieienigen,  denen  das 
Beebt  znsteht,  Wasser  von  den  FiUsseii^  ^^Mtteft^  wi^^B» 
dern  Gewässern  ahzaleiten,  um  ihre  Landereieil  w^erwii» 
serii ,  odei  /um  Gehraiich  in  ilii  en  Gebäuden  hinleiten  wol- 
len. Der  nämliche  Durchgang  soll  auch  auf  den  Kanälen 
ond  Wasserleitungen  gestattet  im  mir«  ,  wnfni  n  ilm  iiVUhMil 
den  Besitzern  keinen  Schaden  zufugt,  und  das'IIISaaa^f  ohab 
dem  ihrigen  irgend  ein  liindernirs  zu  verursachen,  hiniliei&t. 
Bei  der  Schätzung  der  Entschädigung,  die.deiii|eM§Mmpi 
bezahlen  ist ,  welcher  den  Durchgang  gestaltet ^'.-ffi^lMli« 
immer  ein  Achtel  des  Preises  über  den /wirklichen  Werth 
des  besessenen  Bodens  hinzu.  Der  glückliche  Zustand 
X^andbaaes  in  Piemont  und  die  Fruchtbarkeit,  we)(|hf|fi|l|||i 
wohl  verstandene  Bewässerung  dort  herrorgelMrAeliliilÜi^: 
dienen  dazu,  Uen  Zweck  dieses  Gesetzes  täglich  ;cu  recht* 
fertigen. 

Das  Piemontesische  Gesetz  erkennt  als  Begel  illMlfl% 

alle  Verträge  zwischen  Lebenden,  Ton  welcher  ;Artfcaier«se)ro 
mögen,  und  alle  Bestimmungen  der  Testamente  durch  au- 
thentische  Acte  gemacht  werden  sollen,  Tridri^rnftiHi  jjbl 
ungültig  sind.  Von  dieser  allgemeinen  Begel  >  jedock  sämlfll^ 
eine  Ausnahme  einige  Vertrige  im  täglichen  GehrttMi ,  nitfl 
die  Testamente ,  die  ins  Archiv  der  Senate  niedergelegt 
werden*  Eine  Abschrift  aUer  authentischen  :▲eteDM«^#M■ii 
den  zu  diesem  Zwecke  errichteten  Archiven 'tdurcli  itfjpiifiie» 
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niMf  iMli(lr^l6||t  #6fd<ii.  Mttli'  i^eiint  tllüite  ItttioiifltiinB« 
l^iCM  mMi»  BiiiHMrtttil^,  iMir  Ml  stt  fler  iR^eiiing  de» 

Herzogs  KäH  Emmahncl  I  (1610)  hinaufreicht,  hat  sehr 
tiel  Giitea  ber^orgebraebt ,  indem  sie  die  Erhaltung  aller 
DUKIttiii^ltttt  IMMA^  tükd  ftllcF  Pi^ndil^iiy  di^  dabei  int^reliirt 
smd,  iit  deb  lltM8  iMzt,  sIcR  di^  Mfttel  znt  »tiemng 
ihrer  Rechte  und  zur  Yertbeidigung  iht^eiB  Eig^nthums  za 
verschaffeiu 

Wil»  W^i^  äni  ibit  dlTii  itnT  iteätkteH  Bache 

deir  ll6i<fglii^beft  Cdnl^titionen  enthaltenen  Matcriön  zu  be- 
sehäf^igen  häben,  sie  gröfstentheils  zuiolge  der  gänz- 
Mm  Attfliebäng  des  Feadulreciits ,  wetcb^  durch  die  Edicie. 
rdh  1^  pfroeianirt  irerdeif  ist,  aNe  ibrd  WieUügk^tt  rer- 
löt^o  haben.  Wi*'  "Wollen  auch  nicht  von  (Jen  die  Domänen 
betrifiPenden  Verfügungen,  die  dahin  gehören,  ausführlich 
^fedm,  weil  jeder  Begriff  derselben  uliVMlstfittdig  #are, 
wmn  m§m  da«  Gaiito  euaeret  BeitikiiMin^tf  in  FbantMcbeo 
niebt  aus  einarider  s^t^te.  Wir  werden  tms  detonäfbb  darauf 
besebrÜiilM «  dife  wir  flwei  grofse  Princfpien ,  di#  iii  diesem 
IMIe  wim%i  G#tetae  &tM  inden,  iMigei«^  IMM  EMb 
iit,  daÜl  die  Hrongüter  unTeräufserHcb  9iH6.  Der  zweite  ' 
Herzog  von  SaVoien^  Lmdwtg,  stellte  dieses  Grundgesetz 
diirok  dM  £dki  vom  Apvil  1445 -auf.  0ie  Wiebtigbeit  die- 
len iref€iQ|^eg  üt  ih  den  gegetfwflrÜgM  l^eiten  ^iel  ^l^rin* 
ger ,  wo  das  Staatsvermögen  besonders  aus  der  Grundsteuer 
und  aus  dem  Producte  der  indirect^if  Auflagen  besteht.  , 
AImt  4»9  W^ebeit  des  IVindp«,  wefclitfa  mn  2#eeh  bitf^f 
die  Teielibwcndeug  dee  OffeetAieKen  Tefm5gen^  biea^deM 

vermittelst  der  VeraufserLm^en  der  Sta'äts^t^r  unter  dem 
TiM  eioea  IreiwiUigen  Ijebens  zu  verhindern ,  bleibt  nichts 
deeCd  wedger  «oüttgbtr.  Die  andere  W«Mpttt(;  fetötAi- 
«et,  deft  alle  «flefflKeben  Auflagen  ao  beibelMHen  i^MM 
sollen  9  dafs  jeder  seine  ihm  zugeschriebene  Last  trage,  und 
dale  die  Terbindlichkeik,  dazu  beizutragen,  für  immer  un- 
veriliideviiofa  bleiban>  müsae.     Wenn  man  beaebteeii  daCa 

fCriu  Ztitsthr.  f.B§€kttjk,  m.  CeMisg,  d.  jimit,  ft*  Bd.  3.  if.  M 
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diese  Regel  sanctionirt  worden  ist,  um  den  häufigen  MiTs- 
brauchen  der  Veräufserung  eines  Theiles  der  auF  den  Grund* 
ftueben  haftenden  Auflagen  ,  welche  sich  in  einige  Länder 
eingeschlichen  hatten ,  entgegen  zu  wirken ,  und  dafs  die 
Gleichheit  der  Steuer  auf  immer  darin  versprochen  wird, 
so  wird  man  sie  als  eine  bemerken swerthe  Verbesserung  in 
der  öffentlichen  Ordnung  der  vergangenen  Zeiten  ansehen. 
Endlich  machen  wir  darauf  aufmerksam ,  dafs  auch  mit  der 
Beibehaltung  des  Rechts  d'aubaine  als  Princips  unsere  alten 
Gesetzgeber  die  Reciprociiät  der  Acte  zwischen  Nationen 
in  Sachen  der  Successionsfahigkeit  als  Rechtsnorm  angenom- 
men hatten.  Und  wir  ersuchen  diejenigen  unserer  Leser , 
die  sich  gern  in  den  schwierigsten  Theilen  des  Rechts  zwi- 
schen den  einzelnen  Theilen  der  Staaten  des  Honigs  ?on 
Sardinien  unterrichten,  zu  dem  Werke  des  Herrn  Man- 
sord  *)  ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 

««,'.  .Man  publicirte  im  Jahre  1770  auch  für  Savoien  und 
das  Herzogthum  Aoste  besondere  Gesetze.  Eine  den  Lom- 
bardischen Völkern  gleich  nach  dem  eilflen  Jahrhundert 
eingeprägte  AuFserung  der  Civilisation ,  die  Autonomie,  in 
deren  Besitz  sich  die  Hauptgemeinden  dieses  Landes  vorerst 
befanden ,  liefs  in  jenen  Gemeinden  eben  so  viele  getrennte 
Gesetzgebungen  entstehen.  Indem  sie  allmählig  unter  di^ 
Herrschaft  des  Hauses  Savoien  kamen ,  behielt  eine  sehr  ge- 
ringe Anzahl  jener  Gemeinden  einige  ihrer  alten  Institutio- 
nen in  Materien  des  Civilrechts.  Diese  von  dem  Souverän 
gutgeheifsenen  und  in  Wirksamkeit  behaltenen  Bestimmun* 
gen  betrafen  meistens  die  Successionen ,  von  welchen  sie 
die  Weiber  mit  einer  Strenge,  die  man  feindlich  nennen 
konnte,  ausschlössen,  und  die  ehelichen  Vortheile.  Vor 
der  französischen  Besetzung  bemerkte  man  in  dieser  Gattnnf^ 
exceptioneller  Gesetzgebung  die  Statuten,  die  beobachtet 


'  •)  Dieflet  an  Facten  und  weisen  Bemerkiinf^en  reiche  WerilS^rt 
den  Titel:  Du  droit  dUubaine  et  des  dtrangers  en  Savoie, 
par  C.  A.  Mansord.  Chambory  1824. 
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worden  in  den  Districten  yon  Moodovi ,  Alessandria ,  Fos- 
sano,  Turin  (in  dieser  letzten  Stadt  konnten  die  Weiber 
keine  Häuser  erben ,  sobald  Verwandte  des  Verstorbenen 
da  waren),  endlich  von  Novarra.  Die  Unzweckmafsigkeit 
dieser  besonderen  Gesetze  liels  sich  selbst  vor  1798  fühlen. 
Schon  im  Jahre  1791  war  das  Statut  von  Turin  modificirt 
und  auf  den  Fall  beschränkt  worden,  wo  keine  von  vorher 
verstorbenen  männlichen  Hindern  geborenen  Weiber  und 
keine  Tochter,  Schwestern  oder  Nachkommen  derselben  da 
wären.  Nach  der  Restauration  zeigten  häufige  in  Bezug 
auf  die  Statuten  eintretende  Abweichungen ,  welche  auf  Er- 
suchen der  Privatleute  von  dem  Honig  bewilligt  wurden, 
die  Unzweckmäfsigkeit  dieser  Verfugungen.  Das  Statut  von 
Alessandria  wurde  aufgehoben.  Vor  kurzem  hat  ein  gelehr- 
ter Rechtsconsnlent  von  Novarra,  Jacob  Giovanetti, 
über  <lie  Statute  jener  Stadt  ein  eben  so  interessantes  als 
gründliches  Werk  *)  bekannt  gemacht.  In  diesem  Buche 
sucht  der  Verfasser,  nachdem  er  kurz  die  Richtung  dieser 
Municipalgesetzgebung ,  die  Umstände,  welche  dieselbe  un* 
terstützt  haben,  die  Ursachen,  welche  deren  Anwendung 
mehr  and  mehr  Unglück  bringend  machen ,  auseinander  ge- 
setzt hat,  besonders  das  Unzweckmäfsige  des  Systems  von 
der  Ausschliefsung  der  Weiber  aus  der  Erbfolge  ihrer  Ver- 
wandten hervorzuheben. 

Indem  v^ir  von  den  Statuten  sprechen,  ist  es  nothwen- 
dig,  dafs  wir  ein  specielles  Gesetz  erwähnen,  welches  in 
einem  beträchtlichen  Theile  der  Staaten  des  Honigs  von 
Sardinien  beobachtet  wird.  In  den  Provinzen,  welche  von 
dem  alten  Herzogthum  Mailand  getrennt  und  anter  den  Re- 
gierungen Victor  Amadeus  des  II  and  Harl  Emmanuel  des 
III  mit  Savoien  vereinigt  wurden,  hält  man  die  Verfugung 
des  §.  i4»  im  Titel  de  poenis  der  alten  Verfassungen  des 
Maila'ndischen  in  Wirksamkeit.    Dieser  Paragraph,  welcher 


*)  Der  Titel  ist:  Giovanetti  Comment.  degli  Statnü  NorariMi. 
Torino  1880. 


flMt  de«  W<M4tA  mlUgm,  womit  man  JPwi  beaeioknet,  m- 
fligt^  MHI  ftit,  Ml  dto  Piwi OnfMMtiMM« 
eauMM  and  4ie  «dtostt  HM*  ■>flrh%  «M^  ja  im  li«u 

g«iidea  Gütera  zu  iucc^diren,  uod  selbst  solche  durch  Acte 
'  Le^MligM  «km  eiM  MwdfMiiiche  fiikaMii  tm» 

Binige  M  mb  mii  Mag«.  Dim  EvkiiWfii  wik<dl  ivit  »mIi 

dem  Torläuli^eii  Gutachten  des  PkmOQtMtsobea  Seuats  be* 
wüHgt 

Wir  wll0»  Mir  dai  enHduM,  im»  man  die  pelitik. 
tfllMn  TortdtttflM  (Immil  poMlMt)  nMit.    Dkl  Mdte 

Gemeinden  kennen  soicbe  besondere,  die  innere  Polizei 
ditMürktei  ^  Besoldung  der  Fetdarbeiter  betretende  Bq- 
ilhiniimiigen  eor  deee  ktbeii,  Biekdenf-etü  dtai»ttk  kMgüolM» 
Yerordnongen  die  Befugnift  dew  ettelten^  und  diese  Ba^ 
ittmmQngen  dnroh  die  benate  haben  besfitigen  lassen. 

Sf  gMt-  neck  eine  andtre  Ar»  Yemhrifteni  die  ma» 
hmM'  eampegiri  nennt    Dasr  skid  Betlkmanygeft  dar  Land^ 

poltzei.  Alle  Gemeinden  sind  befugt,  solcJie  Bestimmun^eir 
XU  mackao ;  sie  machen  aber  dann  erst  Terbindiich ,  nach« 
d»ni  iie  Tem  fienala  gekllttgt  aki4  Und  dea  Senat  küff^ 
•ie«  eiel,  nackdam  et  denen  Bekanntnaakeng  dirai  Hage  Mn- 
durch  in  der  Gemeinde,  wo  sie  in  Wirksarrilieit:  treten  sol^ 
len ,  Terordnat  kat»  Wer  es  I3r  zweckmälMg  kält|  Oppo» 
•H|on  einaalegen*,  itt  berecktigt,  seine  VenMktngin  ai# 
den  Wege  der  Petition  vor  den  Seqat  zu  büiageo.  Die 
Staatsbehörde  stel^  dann  ihjco  Antrage;,  worin  sie  4$ß  ga*- 
maqkten  S^nveiideagM  nnlersoakft,  und  «ekiläglb.  im  gieig 
Minn  Veiwderangen  und  Mpdificationen  tot  ^  deren  dee  gep 
machte  Entwurf  fähig  scheint.  Der  Senat  endlich  verkündet 
und  yaimJligt  seine  Zustiiwmiipg  unter  solokeik/  I^eschrÜn-^ 
linngan  oder  Modifieaiftenen.,  wie  ei>  m».  iSu^  piainnd  ktti. 

W»  hfinnea  endliek  niekt  untariaase« ,  die^  Geiaolfnkei» 
ten  yon  Aoste  anzuföhren,  welche  einen  Inbegriff  besonde- 
rer, iur  die  Einwohner  dieses  Herzogtknms  geltender  Bc- 
stinmengen  ksldeten.  Die  Enlsckeidungen  der  sonverinen 
Gerichtshofe  ,  d*  h.  der  Senate  und  der  Rechnungahammer 
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)i^eo  ausdrücklicke  GeseUeakraft  ia-d««  rolüftommen  ideo- 
ÜMhia  FittUm..  bthMpl#«  deo  Totsng  vor  iIm  rtei^ 
jclie«  Rtihfc,  ittMa  AAtk^Mf  'don  MftgiitinNii  gfct^t^iiüi 

.wird.    Uo^ff  dem  Worte  Entscheiduog  (decision)  Tor- 

Oiese  rerum  simUUer  jadicalariiin  laucloritas  [erstreckt 
ihre  WirJifOngen  über  die  ganze  Jurisprudenz  der  TribanaW 

▲•«PMdong  etnev  EatsohiidMlg  auf  m  yg»b— <•  F«clMit 

da  es  ziemlich  schwer  ist,  dfe  Identität  der  Facta,  von 
wakhan  die  Aade  isl^  beweisen,  sondern  yielmebr  dea» 
«iq^iOi  v«tt  neu  «ine  Avi  tM^tioMiltr  Jariafwidt—  e» 
g^brt  bat. 

Diese  Jurisprudenz  dient  dazu,  das  VerstäodaiOi  ^«r 
Ldodeageaeuie.tp«  bestyMe»)  od«r  ^  IücImii,  cli»  AM»  im 
Texte  dtfr  CeaelMf  aM^MPt,  ««aBiiAlliMi^  heaeitoa  wenn  e» 

sich  darum  handelt ,  zu  den  Vorschriften  des  romifchen 
Bechls,  deren,  i^iist  und  Sjw^mn  man  durch  die  Anwendung 
iMdifiosrt  hAf  Wuck  nm  geben.  Um  bat  -Mh  ea  ebie  ärt 
BUUgkeatt.JliinapeiMl««»)  a»  «iee  Zoiagiww nrteMweg  al» 
ten  Principien  mit  den  Erfordernissen  der  späteren  Zeiten 
gewobut;.  Wii?  wollen  die  Sammlangea  der  Beschlüsse,  de^ 
«MB  Gelmiaeb  mieb  Unfig  ist,  aafiBren.  '  Wir  woilen  an 
die  Spitze  dieses  Namenregisters  deir  Godeitf  foa  Fairre  (co* 
cto  Si^ifrianuA  dsfmitionuin  Jbrmuum  et  rerum  in  sacro  Sa^ 
kmdiae  eeneie  irmtMamim  sie,  auetore  jitUomm  FobrQ  elok) 
atiileii>  Wenige-  Biiebev  aber  JteiefNnideetf  ftabee  wmttt  •b 
heilsamen  Einiluls  geäufsert^  als  diese  Sammlung  der  Be* 
ipMuite  dea  Senats  von  iSavoieo.  Der  Sammier  dieser  Be* 
leMgaee  is»  ala  einer,  der  enrteii  Reebtagelehrten  dea  aeebe* 
sehAfeen  JFabrbwuierli  bebennl.  Gebvina  bat  die  Fähigkeit 
des  Geistes  yon  1  arre  yollkommen  beurtheilt,  wenn  er 
aagjt;  /«  Anlonio  Fabra  comgistam ,  inisrpretum  audacusimo 
M  progmtaticorum  hnU  v^igm&iiimmo,  gui  alm  guidmt^  in 
epersbut  ammtm  magis  quam  nealMeei  prmtfiikf  m  mdioe . 
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tfero  suo  usum  rerum  et  ingenii  sui  jam  maturi  reddidit  no^ 
i4i8  utilitatem:  ut  meliora  sint  iUim  quae  minus  acuta  *). 
^Vielleicht  hat  Gravina  die  Wichtigkeit  der  ersten  Werke 
fTOD  Favre  nicht  genug  gefühlt,  als  er  in  seinen  Buchern 
*    He  erroribus  pragmaticorum ,  in  seinen  Conjecturae ,  in  seinea 
Jiationaliaf  in  seiner  Papinianischen  Jurisprudenz  die  Unge- 
wifsheit  und  die  Sophismen  der  Doctoren  bekämpfte,  und 
•als  er,  sich  der  Lebhaftigkeit  seines  Charakters  uberlassend, 
die  Überzeugung  von  der  Nothwendigkeit  einer  Verbesse- 
rung in  dem  Studium  der  Gesetze  erzeugte.    Diese  Ten- 
denz von  Favre  war  eine  Folge  der  Richtung,  die  Bamas 
und  Cujas,  der  eine  der  Philosophie,  der  andere  der  Juris- 
prudenz gegeben  hatten.    Er  wollte  eine  von  scholastischen 
Vorurlheiien  freie  Vernunft,  ein  aus  den  reinsten  Quellen 
geschöpftes  Wissen.    Er  wollte  nicht  aufs  Wort  glauben, 
er  konnte  nicht  aus  Routine  urtheilen.     Wenn  man  auch 
die  ganze  Kühnheit  seiner  jugendlichen  Entwürfe  nicht  an- 
nehmen kann,  so  mufs  man  doch  in  ihm  eines  der  edelsten 
und  tüchtigsten  Werkzeuge  zur  Wiederherstellung  der  Ju- 
risprudenz nicht  verkennen.    In  dem  Codex  von  Favre  also 
hat  die  Magistratur  und  die  Advocatur  Piemonts  und  Savoiens 
Regeln  gefunden ,  deren  Weisheit  allgemein  anerkannt  ist 
Die  alten  Entscheidungen  des  Senats  von  Piemont  sind  durch 
Octavian  Caqueran ,  Grofskanzler  Savoiens  unter  dem  Her- 
zog Emmanuel  Philibert,  und  durch  Antonin  Tesauro,  Mit- 
glied des  Senats  von  Piemont,  einen  Zeitgenossen  des  Ca- 
queran,  gesammelt  und  geordnet  worden.     Kaspar  Anton 
Tesauro,  ein  Sohn  des  vorhergehenden,  hat  kurze  Zusätze 
zu  den  von  seinem  Vater  herausgegebenen  Entscheidungen 
bekannt  gemacht.    Anton  Sola,  Mitglied  des  nämlichen  Se- 
nats, in  seinen  Commentaria  ad  decreta  antiqua  ac  nova  Se^ 
renissimorum  Ducum  Sabaudiaej  und  della  Chiesa  (ab  Eccle- 
sia)  in  seinen  Observationes  forenses  haben  uns  aucb  die  Tra- 
ditionen der  Jurisprudenz  des  Senats  von  Piemont  ungefähr 
_   .   --"^^  f  ■J^•.• 

*)  De  ortu  et  progreMo  jaris  civilU  üb.  1.  cap.  18S. 
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in  derselben  Epoche  aufbehalten.    Gegen  das  Ende  des  leU« 
ten  Jahrhunderts  hat  Richen  es  versucht ,  in  einer  zu  Turin' 
in  4  Bänden  gedruclttcn  Sammlung  der  neueren  Beschlüsse 
in  die  Fufsstapfen  des  Favre  zu  treten.    Dieses  Werk  kann 
nicht  viel  if?eiter  als  zum  Anzeiger  dienen;  man  mufs  2ar 
Noth  immer  das  Original  der  im  Archiv  der  Senate  oder' 
der  Rechnungskammer  niedergelegten ,  oder  nach  der  Er- 
laubnifs  des  Berichterstatters  gedruckten  Beschlüsse  nach- 
sehen.   Vor  sehr  wenigen  Jahren  hat  ein  mit  vielen  Kennt- 
nissen und  einer  unermüdlichen  Thätigkeit  begabter  Rechts- 
gelehrter, Felix  Duboin,  Advocat,  es  unternommen,  eine* 
Folge  der  merkwürdigsten  der  vier  Senate  und  der  Rech- 
nangskammern  seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  bis  auf  un- 
tere Tage  bekannt  zu  machen.    Er  hat  schon  einige  Bände 
dieser  interessanten  Sammlung  herausgegeben.    Indem  wir 
von  H.  Duboin  sprechen,  müssen  wir  auch  ein  anderes 
weiti  äufigeres  und  wichtigeres  Werk  erwähnen ,  an  welchem' 
er  seit  langer  Zeit  arbeitet.    Es  ist  die  Ausgabe  der  Samm- 
lung der  Gesetze  und  Ordonnanzen  (raccolta  delleleggi)»  Diese 
grofse  Sammlung,  welche  bis  auf  die  ältesten  Zeiten  der' 
Savoiischen  Monarchie  hinaufreichen  und  das  vollständige 
Repertorium  der  Actenstücke  unserer  Gesetzgebung  bilden 
toll,  war  durch  einen  sehr  verdienstvollen  Rechtsgelehrten 
welcher  durch  einen  frühzeitigen  Tod  weggerafil  worden 
ist,  als  eine  Fortsetzung  der  Sammlung  des  Borelli  ange- 
fan'^en  worden.    Herr  Duboin  hat  das  Unternehmen,  indem 
er  demselben  mehr  Ausführlichkeit  giebt,  vom  zweiten  Bande 
an  fortgesetzt,  und  er  ist  bereits  bis  zum  zehnten  gekom- 
men.    Die  Präcision  der  Noten,  die  er  hinzugefügt  hat, 
erhöht  noch  den  Werth  der  Genauigkeit  des  Textes  der 
Gesetze ,  die  er  herausgiebt.    Es  ist  ein  Buch ,  weichet  zu- 
gleich den  Staatsmann ,  den  Rechtsgelehrten  und  Geschichts- 
forscher interessirt. 

Wir  dürfen  endlich  eine  andere  Sammlung,  welche 
kostbare  Anweisungen  über  die  Jurisprudenz  und  Praxis  der 
Gerichtshofe  enthält,  nicht  mit  Stillschweigen  übergehen. 
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Es  ist  das  gegen  das  Ende  des  ielzten  Jahrhunderts  i^qter 
dem  Titel  herausgegfi^eoe  W^rl^ :  Pfflf^a  legqle  ^fpp/^ 
ragione  comune,  gli  usi  cLel  foro  c  le  costituzioni  di 
cra  Real  Maesld.    Es  besteht  aus  zwei  Theii^n;  der  erste 

,  in  einem  einzigen  Band  enthält  eiuß.  Abhandlung  üb^r  die  ^ 
Civilprocedur,  welche  mit  grofser  Klarheit  und  einer  regel- 
mäTsigen  Methode  geschrieben  ist.    Der  zweite  in  Yielei^ . 
Banden  umfafst  eine  Menge  Auszüge  aus  den  Verordnungea  • 
des  Königs,  gesetzlicher  Disc\]\s^onen  vieler  Verfasser  von 
Beschlüssen  der  souveränen  Gerichtshöfe,  welche  nach  einer 
allgemeinen  Classification  der  Materien,  den  Verträgen,  <4er^ 
Erbfol^ge,  kirchlichen  M{it^rien,   Leh^  nssach  e 

^  geor(\i:^et  und  zien\lich  w^^ig^r  S^qrgf^it  unter  Uesondere  . 
Titel  gebracht  sind.  Es  ist  eine  Cpmpilation  zum  Gebrauch  , 
für  Advocaten.  Man  findet  darin  eine  grofse  Anzahl  wich- 
tiger Fac^i  aber  durchaus  ohne  Ordnung  und  Präcisioxi. 
Der  zweite  Theil  ist  von  eiper  andern  {Jand  als  der  erste 
verfafst  worden.  Man  könnte  glauben,  dieser  Compilator 
habe  dieselbe  Absicht  gehabt,  als  Blacbston  in  s^nen  Com- 
roentarien  über  die  englischen  Gesetze;  nur  bemerkt  man, 
dafs  die  Mittel  ihm  fehlten,  dieselbe  auszuführen. 

Die  vierte  (Quelle  der  Civilgesetzgebung  besteht  aus 
dem  gemeinen  Recht,  unter  welchem  man  das  gesamai,te 
durch  Justinian  bekannt  gemachte  römische  Recht  versteh^ 
Aber  die  Novellen  von  Leo  werden  nicht  befolgt.  Ein  sehr 
weises,  seit  einem  Jahrhundert  in  Piemont  wirksames  Ge- 
setz untersagt  den  Advocaten ,  in  ihren  Consultationen  und 
ihrem  Plädiren  irgend  einen  Gelehrten  in  Rechtssachen  ao* 
zuführen  *).       ^-  ^  ^, 


•)  Dicjeni^nf  welche  die  Fortschritte  des  Stadinms  der  Wiiuien- 
Schaft  der  Gesetzgebung  gern  austührlich  wollen  kennen  ler- 
nen,  werden  es  vielleicht  nicht  ungern  sehen,  w^nn  wie  Ijll^ 
eine  Particularität  gemäTs  dein  Fortgant;^  der  Bemühungen 
über  die  Compilation  der  Constitutionen  TOn  Victor  Amadeas  II 
"  '    anfuhren.  .  „ 

Im  Jahre  ItlT  richtete  dieser  Fürst,  der  einen  grofsen 
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.  £io  gielehrter  uud  ileifsiger  .^ecjlU£elehr4el* desscto 
w  «eben  «wiB^ßUirl  babeot  hal  i«gep      Gndii  dm 

Thetl  der,G«nlsgebnng  in  «einen  Staaten  ni  Terbeatern  ge- 
dadito,  eine  Reihe  von  Fragen  über  vereeldedeBe  Pankte  der 
Ofactege^mig  an  die  Vt^§maotm  derUahrereitfit  Iieyde».  Un- 
ter dieeen  Fragen  beflknden  eicli  folgende  s  Man  fragt»  eb,  nni 
die  daveh  dw  Menge  der  Autoren  vernrsaclite  Verwirrung  an4 
Mt  Kaelitheile ,  die  iie  dem  Stnnte  und  dem  Pnblienm  nnge« 
Ügt  Imban,  snMnlMn,  ei  adlalleh  iriro  ddar  Mehi,  di# 
Aniahl  der  Qoctoren,  die  man  anfuliren  Jkonnte,  lipe(«ieetaena 
nnd  diese  Annnlil  auf  gewisse  Autoren,  die  man  namliaft 
macilen  wdrde,  sn  besdirSnfcen.  Drei  LerAbmte  Professoren 
beantworteten  diese  Fragen,  Antön  Sclialting,  P.  R  Vitfinmia 
mod  ^Mwrd  Noodt,  und  in  der  Consultation ,  die  sie  zn  dio» 
■em  Zwecke  am  1.  December  1717  alle  drei  unteraeicbneten , 
drücken  sie  sich  folgendermarsen  aus:  „Ad  nltimam  quaestio- 
nem  quae  est  an  äd  toUendns  ete.  respondendum.  Videtur 

-^  lites  qaidem  mli|«i  ntile  esse  proenl  omni  dubio;  adeoqne  et 
illa  toUi  quae  illorum  cursain  aot  execiitionem  rcnioraiitur: 
veniin  gcriipulus  illn  ren>.inet ,  nostrii  qiiiclein  sententiii ,  qtuv» 
modo  ütij^.'intibus  vel  illorum  piitronis  illa  possint  iDteKÜci, 

.  -  ^  quae  od  victoriaiu  causae  crediint  pertinere,  Anctornin  qiioque 
numerum  definire  pericnh^fiiun  est  ,  cum  sLu  iii  iliis  qui  CMent 
intra  numerimi  aliquid  sacpe  nun  inTeniretur  decisum  quod 
apud  alios  ri^perii-etur  dellnUura.  Qiioniam  tarnen  probationes 
causarum  pertinent  ad  pcrsuadcndum  jadicem ,  qui  nimiutt 
testium  copiaai  ad  justum  nuiueruui  restringere  potest.  L*  ]• 
§.  uit.  D.  de  tf^tibuH.  Fariii;L(iu8  de  testibun  qiiaest.  80.  No. 
114.  illiuf»  ttinrlo  poRset  roiumitti,  ut  ni  qiiando  aliqui»  icrip- 
turus  alle^ationibuB  notorie  supervacuis  unerasset  mag;'ia  quam 
juvigset,  illae  rejicerentur,  atque  ita  advocati  adüueüerent  in 
rebus  aalLcui  claris  et  apertis  nou  abuti  allep^atiouibus. " 
Es  ist  nicht  zu  \  erwundcrn ,  dafs  Männer ,  welche  den  ausge* 

C  seichnetsten  Platz  in  den  Rechtsschulen  inne  hatten ,  ihre 
Torfahren  des  Einflusses ,  den  sie  sy^h  auf  den  Greist  der  Rich- 
ter erworben  batten,  nicht  berauben  wollten,  noch  aicli  selbst 
dieser  Prärogative  enterben.  Es  ist  aber  besondere  bemer- 
benewertb  ^  dalb  der  Sebarflilnn  dee  Königs  Vietor  Araadeoi 
dpa  II  Um  dam  veninlafat  Imt,  ^iesee  jn  seinen  Wirk^unge« 
bejisame  Verbot»  das  so  ToUig  dfn  damaligen  Gewobpiheitei^ 
der  Gerichtshöfe  widerstritt,  zu  Verordnen.  Und  mnn  eieht 
Im  19.  Tit.  II.  lib.  8.  der  Constttntbnen  dSeees  Kdnigs» 
dafe.  er  den*  CMmmii  Mdehnr  Doetm^CHtaiimiai  nieiil  mir  M 
beecbilfilifp «  ■ovd^m  gän^ltcb  nn^ersi^ 
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leisten  Jahrhunderts  eine  voluminöse,  in  lateiniscber  Sprache 
«bgefafste  ComptlatioD  dm  Besltmmiiiigeii  des  «toitohflii 
Beehtt,  welche  som  Gebraoeh^  unserer  Rechtagelehrteo  an- 
geordnet ist,  unter  dem  TiteJ  einer  allgememeQ  Jurispru- 
denz heranszugehen. 

'  Was  die  hirchKehen  Materien  hetriffiK,  so  habeh  die 
Decretalen  und  die  Sammlung  des  Gratian,  welche  durch 
besondere  zwischen  dem  heil.  Stuhl  und  den  Jbürsteo  des 
Hausea  6aToien  eingegangene  Tractatc  nodificirt  worden 
sind,  Geaetoesliraft  in  den  Staaten,  welche  diese  Fürsten 
auf  dem  Festlanile  besitzen,  die  Herzogin ümer  Sa voien  und 
Aoste  und  die  ProTinz  Pignerol  ausgenommen,  welche  an 
den  Freiheiten  der  gallicaniachen  Kitshe  Theü  haben.  In« 
atmctionen  und  Verordnungen  haben  die  AosSbnng  der  den 
souyerä'nen  Gerichtshöfen ,  wie  z.  B.  den  Senaten  anvertrau- 
ten Jurisdiction  hinsichtiioh  der  Itirofaiicben  Angelegenheiten 
festgesetzt,  }e  nachdem  es  die  Gewohnheit  und  das  Redit 

Terlangen. 

Das  Concordat,  dessen  Anwendung  am  haufigsteQ  ist 
in  Piemont,  ist  das  im  Jahre  1742  mit  dem  Pabste  Bene- 
dictot  Xiy  abgeschlossene,  welches  den  Namen  der  fionti» 
ficalischen  Instiuclion  (tstruztorie  ponffficia)  führt  Es  be- 
zieht sich  auf  die  Ausübung  der  kirchlichen  Jurisdiction, 
die  Competenz  der  Tribunale  über  Materien,  welehe  die 
BeiiefieieB,  die  loununitSten ,  die  Concession  des  weltKclien 
Armes  angehen. 

£s  wird  dienlich  seyn,  daran  zu  erinnern,  daft  keine 
vom  r5miscfaea  Hofo  berrfihrende  Fkt^rislon  ohne  das  nsMh 
den  Beschlüssen  der  Staatsbehörde  yon  dem  Senate  bewil- 
ligte Exequatur  vollzogen  werden  hann,  und  dafs  man  auch 
vor  die  Senate  die  fiesitzfragen  in  BenefieiaU  und  hirob* 
IMen  Sachen  bringt.  Derjenige,  welcher  sich  einen  rich- 
tigen BegrilT  von  den  Principien  des  Piemontesischen  5f- 
fentlichen  Rechts  hinsichtlich  der  Materien,  die  sieb  auf  die 
Ansubnng  der  kirobliehen  Gewalt  beisdien,  zu  aaclien 
wSosebt,  bann  aus  keiner  besseres  Quelle  uMfSen^  ab  uns 
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4em  im  Jahre  1781  in  Türin  unter  dem  Titel  gedrucliten 
Buche :  Relazione  istorica  dclle  vertenze  che  si  trovavano  pen- 
'^enti  tra  la  Cople  di  Roma  e  qaella  del  Re  di  Sardegna  al~ 
Horche  su  assunlo  al  Pontißcalo  Benedetto  XII J,  mit  den 
Actenstücken ,  die  sich  darauf  beziehen.  Es  ist  ein  Wei'k 
Toll  Verstand  und  Gelehrsamkeit,  und  umfafst  den  Geist 
der  Unterhandlungen  des  Marquis  von  Ormea,  eines  der  ge- 
schicktesten Minister  der  beiden  Konige,  des  Victor  Ama- 
deus und  Karl  Emmanuel  III.  *• 
^  Nachdem  wir  so  kurz  als  möglich  das  Gemälde  der  Ge- 
setzgebung in  den  Staaten  des  Königs  von  Sardinien  auf 
dem  Continente  entworfen  haben ,  bleibt  uns  noch  übrig , 
einige  Verfugungen  höheren  Interesses,  welche  in  diesen 
letzten  Zeiten  entstanden  sind  and  welche  sich  auf  die  all- 
gemeine Legislation  beziehen,  darzustellen. 

Wir  können  das  Edict  vom  21.  Mai  1814  nicht  mit 
Stillschweigen  übergehen,  welches,  ohne  alle  Rücksicht  auf 
die  in  Piemont,  während  es  einer  fremden  Macht  unter- 
worfen war,  promulgirten  franzosischen  Gesetze,  die  Ge- 
setzgebung, wie  sie  im  Jahre  1798  war,  unmittelbar  wieder 
in  Wirksamkeit  setzte.  Die  Vereinigung  des  Herzogthums 
Genua  mit  Piemont  gab  zu  legislativen  Einrichtungen  Ver- 
anlassung. Man  liefs  nämlich  im  Gebiete  dieses  Herzogthums 
den  franzosischen  Civilcodex  in  der  Form ,  wie  er  von  der 
provisorischen  Degierung  Genaa*s  während  des  Zeitraums, 
wo  sie  ihre  Macht  ausübte,  beibehalten  worden  war,  beste- 
hen. Durch  das  Gesetz  vom  4*  M&i  1814  hatte  diese  pro- 
yisorische  Regierung  vom  Civilcodex  nichts  aufgehoben,  als 
"was  die  Acten  des  Civilstandes  hinsichtlich  der  Formali- 
täten der  Heirath,  der  Scheidung,  der  Gütergemeinschaft 
unter  Vermählten ,  der  Erbfolge  ab  intestato  und  des  Rechts 
des  Pflichttheils  angeht;  diese  Verfügungen  wurden  dorch 
die  Gesetze  ersetzt,  welche  der  Promulgation  des  Civilco- 
dex im  Staat  Genua  vorausgegangen  waren. 

Am  i3.  Mai  18 15  machte  der  Konig  Victor  Emmanuel 
ein  Gesetz  bekannt  unter  folgendem  Titel:  Regolamento  per 
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le  materie  civili  e  criminali  nel  Ducato  di  Genova,  Die  Ab- 
sicht dieser  Verfügung  war,  die  Gerichtsordnung,  die  CU 
rilprocedur ,  die  Criminaluntersuchung  und. die  Bestimmun- 
gen des  Strafrechts,  welche  in  den  alten  Besitzungen  seiner 
Krone  in  Kraft  waren,  in  diesem  neuen  Theile  seiner  Staa- 
ten  einzuführen. 

Das  Bedürfnirs  bedeutender  Verbesserungen  in  verschie- 
denen Theiien  der  Gesetzgebung  liefs  sich  bald  fühlen,  und 
während  die  Regierung  diesem  durch  partielle  Maf&regeiii 
abzuhelfen  suchte,  unterliefs  es  ihr  Plan  nicht,  sieh  an  die 
Idee  einer  allgemeinen  Verbesserung,  welche  alle  ihi*em 
Schutze  anvertrauten  Interessen  hätte  umfassen  kennen ,  mi 
machen.  So  beschäftigte  man  sich  nach  der  Biiickkehr  Vic- 
tor Emmanuels  damit ,  dafs  man  einen  Versuch  von  Zusätzen 
zu  den  königlichen  Constitutionen  machte ;  einige  Jahre 
später  unter  dem  Ministerium  eines  eben  so  weisen  als  auf- 
geklärten  Staatsmannes,  des  Grafen  Prosper  Balbo,  unter- 
nahm man  das  grofse  Werk  der  Reform  der  alten  Gesetz- 
gebung des  Landes  j  aber  die  beklagenswerthen  Ereignisse 
von  1821  unierbrachen  bald  die  Fortsetzung  dieser  Arbei- 
ten, welche  bereits  eine  Reihe  glücklicher  Resultate  ver- 
sprachen. Der  König  Karl  Felix  traf  Vorsorge  duixh  spe* 
cielle  Bestimmungen  über  einzelne  Materien,  z.  B.  aufser 
den  Gesetzen,  die  wir  angegeben  haben,  eine  Bestimmung 
über  die  Wälder,  eine  über  die  Bergwerke,  und  ein  Edict, 
welches  den  Codex  der  militärischen  Delicte  und  Übertre- 
tungen enthält.  ^^^^  -         «  sUv^m 

Endlich  ernannte  der  jetzige  Konig  sogleich  nach  sei- 
ner Thronbesteigung  Commissionen ,  welche  die  Entwürfe 
der  Civil-,  Criminal-  und  Handelsgesetzgebang  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  zu  bearbeiten  und  dem  Könige  vorzu- 
legen beauftragt  wurden.  :Vvh,. 
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Ifcher  Nachricht  von  dem  spanischen  -Handels^esetzbnehe 
gegebto»   Zur  Ergänzang  der  GeaeUgebung  sind  seil  dieter 

einer  aHgeitieiiiCtt 

Aafmerkaamkeit  iflh^g  smd'.  19)18  ervVe  Ist  ein  am*i44  Ar- 
ttkela  bealehendes  Gesetz  über  die  Börse  vom  lo.  Septem- 
ber tSSt*  0u  9fNit&  iet  ein  ii«iMa|Mroeeft|;eaetsb«eli  ^ 
TMfr  Mku  i89o.  Des  eiele*  ist  deswegen  ni«rlmurdt(f , 
-mcil  es  nicbt  blos  die  Organisation  der  Börsen-  tind  MaKler- 
verbaltnisse  angiebt,  sondern  auch  aasführlichere  Vorschrift 
teo,  ellr  irgend  einGesetabncfa  entlMiilf  ^het  die  auf  der  BSimb 
Wv^HMiiMMdSn  Oj^esetietten  ^  {Hier  die  V^erMAtnisse  der*  Jigeii* 
teir  ond  vorzüglich  über  die  Geschäfte,  welche  mit  Staats- 
papieren  gemeelit  werden ,  liefert,  wobei  z.  B.  vieles  vor- 
lunnaitY  was  die  Kftor  der  Staal^piere  nSl«r  enVwioiielt 
Das  Handelsprocefsgesetzbuclr  bestlelit  ans  4^  Artikeln  and 
giebt  das  Verfahren  vor  den  ordentlichen  Handelsgerichten, 
m  wie  in  dett-anfterordentUellen:  Processen,  TorsQglieli  weit* 
littig  die  Yerfilnren'  im  Concnrse  (dfuiebray  an.  Wft*  weltenr 

vorerst  unsere  r^eser  mit  den  inter-essarUesten  Vorschriften 
dea  Geseteea  über  die  Börse  bekannt  machen. 

A0t4  u  In  Südrid  wird  ^e  Handeisivdrse  errii^teli. 
J^^t*  Si«  Bissoitdiwe  Ge^enstfinde  disr  B9rsengesefiMfle  sind* 
der  Handel  mit  Staatspapieren ,  deren  Preisbestimmung 


^  Lej  de  esjnielamlanle  aabieloa  ncgooioB  j  cansai  da  mieroia. 
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die  amtlichen  Verltundungsblätter  enthalten;  2)  der  Handel 
mit  Wechselbriefen ,  Lieferungen,   Schuld ?erschreibungeD 
und  jeglicher  Art  von  Gegenständen  kaufmännischen  Werths, 
die  Ton  besondern  Personen  (Privatpersonen)  herrühren; 
3)  der  Verkauf  der  edeln  Metalle,  gemünzt  oder  in  Stan- 
gen oder  Klumpen;  4)  der  Verkauf  jeder  Art  von  Waaren; 
5)  die  Versicherung  von  Handelswaaren  wider  jede  Art 
von  Unfällen  zu  Land  oder  zu  Wasser ;  6)  die  Befrachtung 
von  SchifFen  für  jeden  Ort,  vrohin  oder  woher  sie  ihre  La- 
dung zu  bringen  haben ;  7)  die  Transporte  ins  Innere  zu 
Land  oder  zu  Wasser.    Art.  3.  Unter  dem  aligemein  lau- 
tenden Ausdruck  '»efectos  publicos<s.  versteht  man  im  Sinne 
des  Gesetzes:  1)  Jedes  Verkaufs-  und  Creditpapier ,  dessen 
Errichtung  und  Circulation  (Umtrieb)  durch  ein  königliches 
Decret  besonders  erlaubt  worden  ist,  gleichviel,  ob  dessen 
Hinausgabe  auf  Rechnung  des  Staats  geht,  wie  eine  auf  die 
königlichen  Kassen  consignirte  Schuld,  oder  auf  Rechnung 
einer  Öffentlichen  Anstalt  oder  eines  besondern  Unterneh- 
mens, welches  zu  diesem  Zwecke  ein  königliches  Privile- 
gium erhalten  hat ;    2)  die  von  auswärtigen  Regierungen 
herrührenden  Gegenstände  derselben  Art.     Art.  4-  Diejeni- 
gen Staatspapiere,  welche  auf  Rechnung  des  Staats  ausge» 
geben,  und  zur  Bezahlung  ihres  Kapitals  sammt  Zinsen  auf 
die  Kassen  des  königlichen  Schatzes  consignirt  sind,  werden 
die  Bezeichnung  »königlich«  führen;  sie  heifsen  zum  Un- 
terschied von  allen  übrigen,  welche  diese  Eigenschaft  nicht 
haben,  v königliche  Staatspapiere 4c.     Art.  5.  Rücksichtlich 
des  Girohandels ,  sowohl  in  Beziehung  auf  verkäufliche  Staats- 
papiere als  auf  Handelswerth  von  Privatpersonen ,  wird  man 
keinen  andern  gesetzlichen  Curs  bei  irgend  einem  gericht- 
lichen oder  aufsergericbtlichen  Acte  anerkennen,  als  den  ja- 
gen, welcher  aus  den  Börseoperationen  hervorgeht,  getnäfs 
der  Preisbestimmung ,  welche  die  Börseagenten  nach  den  in 
diesem  Gesetze  enthaltenen  Vorschriften  vorzunehmen  haben. 
Art.  6.  Jede  Unterhandlung  und  jeder  Vertrag  über  Staats- 
papiere, wie  er  immer  heifse,  mufs,  wenn  die  übernomniene 
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Verbindlichkeit  nicht  sogleich  haar  getilgt  wird ,  ohne  Nach- 
sicht in  der  Börse  unter  Zuzug  der  Bürseagenten  ToUzogen 
werden ,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Verbindlichkeit  rüch- 
sichtlich aller  Contrahenten.  Auf  der  Übertretung  der  Vor- 
schrift steht  Geldstrafe.  Art.  7.  Die  in  der  Börse  verkauft 
ten  Staatspapiere,  gleichviel  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf 
bestimmte  Personen  ausgestellt  sind ,  unterliegen  der  Vindi- 
cationsklage  nicht,  und  ihre  Veräufserung  ist  gültig  und 
wirksam,  sobald  der  Vertrag  abgeschlossen  ist,  selbst  dann, 
wenn  der  Verkäufer  in  bösem  Glauben  besäfse;  vorbehalt- 
lich jedoch  der  Klage  des  rechtmafsigen  Eigenthümers  ge- 
gen diesen  Verkäufer  selbst,  oder  gegen  Andere,  welche 
für  die  Handlungeu,  wodurch  er  aus  dem  Besitz  der  Papiere 
gekommen  oder  um  sein  Eigenthum  hieran  gebracht  wor- 
den ist ,  nach  dem  Gesetze  haften.  Art.  8.  Weder  an  einem 
Öiientlichen  noch  an  einem  geheimen  Orte  aufserhalb  der 
Börse  ist  eine  Versammlung  zum  Zweck  der  Besorgung 
von  Börsengeschäften  bei  Vermeidung  einer  im  Gesetze  be- 
stimmten Strafe  erlaubt.  Art.  9.  bestimmt  Strafe  für  den 
Hauseigenthümer ,  welcher  solche  Versammlungen  gestattet. 
Art.  10.  Die  Handelsverträge  und  Geschäfte,  welche  in  Ver- 
sammlungen, die  dies  Gesetz  verbietet,  zu  Stande  kamen^ 
haben  für  keinen  Contrahenten  Verbindungskraft.  Art.  11. 
Der  Inhalt  dev  drei  nächst  voranstehenden  Artikel  hindert 
nicht,  dafs  Handelsleute  in  ihren  Häusern,  Comptoirs  und 
Magazinen,  sowohl  unter  sich  als  mit  Zuzug  von  Mäklern, 
beliebige  Verträge  und  Geschäfte  abschliefsen.  Art.  13.  Der 
Eintritt  in  die  Börse  und  die  Theilnahme  an  den  Börsever- 
sammlungen ist  jedem  Spanier  und  Ausländer  gestattet , 
welchem  nicht  eine  gesetzliche  Unfähigkeitsursache  entgegen 
steht.  Art.  i3.  An  Börseversümmlungen  dürfen  nicht  Theil 
nehmen:  A.  Wegen  ihres  Natural,  oder  Civilstandes:  1)  die 
Frauenspersonen ,  welche  nicht  eine  bekannte  Handelsnieder- 
lassung haben;  2)  die  Welt-  und  Ordengeistlichen.  B.  We- 
gen  gesetzlicher  Unfähigkeit:  1)  diejenigen,  welche  eine 
entehreadc  Strafe  erlitten  haben;  2)  diejenigen,  weiche  durch 
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▼ollzttgsrfeifes  richteHicheS  ürthell  der  Ausübung  ihrer  bür- 
gerlichen Rechte  zur  Zeit  enthoben  oder  ganz  beraubt  sind ; 
3)  die  Failiiten,  wenn  sie  nicht  Wiederbefähigang  erlangt 
haben;  4)  difejehigen  BSrsebeamten  oder  Mahler,  welche 
ihrer  Stellen  zur  Zeit  enthoben  oder  ganz  entsetzt  dind ; 
6)  diejenigen ,  welche  laut  richterlichem  ürtheil  für  Ein- 
dränger in  die  Stellen  von  ßorsebeamten  erklärt  worden 
sind.  Art.  14.  vom  Verfahren  bei  Reclamationen  über  Atis- 
schliefsung.  Art.  i5.  Die  mittelbaren  Agenten  der  Börse- 
operationen sind  die  Wechsel  -  und  Börseagenten  bei  den 
ihnen  besonders ,  nach  Art.  64 ,  überlassenen  Geschäften , 
and  die  Platzmäkler  bei  den  Verträgen  über  Waaren,  Trans- 
porte und  Versicherungen.  Art.  16.  Die  Geschäfte,  welche 
die  Mäkler  in  der  Börse  vornehmen ,  unterliegen  alle  ohne 
Unterschied  den  gesetzlichen  Bestimmungen ,  welche  das 
Handelsgesetzbuch  in  Beziehung  auf  ihre  Obliegenheiten 
aufstellt.  Art.  17.  Zwei  an  die  Börse  geheftete  Verzeich- 
nisse werden  dem  Publicum  genaue  Kenntnifs  des  Vor-  und 
Zunamens  und  des  Wohnorts  der  Börseagenten ,  so  wie  der 
Corrcdores  de  numero  de  la  plaza  geben.  Art.  i8.  Die 
Börse  steht  unter  der  Aufsicht  des  Intendanten  der  Provinz, 
welcher  sich,  als  deren  unmittelbarer  Chef  und  Protector, 
um  ihre  Leitung  und  Regierung  gemäfs  diesem  GesetjS  ond 
den  Anordnungen  und  Befehlen  anzunehmei^  bat,  welche 
durch  das  Staatssecretariat  und  das  Finanzministerium  ruch- 
sichtlich dieser  Anstalt  werden  erlassen  wenden.  Art.  19. 
Zum  Zwecke  der  Handhabung  der  guten  Ordnung  und  der 
Polizei  im  Innern  der  Börse  während  der  Stunden  der  kauf- 
männischen Versammlungen  wird  ein  Börseaufseher  bestellt. 
Art.  40.  Die  Obliegenheiten  des  Börseaufsehers  sind:  1)  per- 
sönlich und  ohne  Widerrede  allen  Börseversammlungen  yon 
ihrer  Eröffnung  bis  zum  Schlüsse  anzuwohnen ,  und  das 
Zeichen  der  Eröffnung  so  wie  des  Schlusses  mit  der  Glocke 
geben  zu  lassen ;  3)  zu  wachen ,  dafs  Ordnung ,  Anstand  and 
Höflichkeit  in-  den  erwähnten  Versammlungen  beobachtet 
werde ,  indem  er  mit  Mäfsigung  und  Würde  die  geei]gneten 
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Ermahnungen  denjenigen  giebt,  welche  mit  Geberden,  Wor- 
ten oder  Handlungen  Ärgernifs  geben ,  oder  auf  irgend  eine 
Art  eine  Störung  der  yorzunehmenden  Handlungen  verur- 
sachen. 3)  Falls  im  Innern  der  Börse  während  der  Ver- 
sammlung irgend  ein  Verbrechen  begangen  worden  sejn 
sollte,  so  hat  er  die  nothigen  Vorkehrungen  zu  treffen , 
dafs  die  Ordnung  wieder  hergestellt,  die  Ruhe  gesichert, 
und  die  Person  des  Verbrechers  ergriffen  werde.  Hierauf 
hat  er  von  dem  begangenen  Verbrechen  und  dessen  Urhe- 
ber summarische  Kenntnifs  zu  nehmen,  und  den  letzteren 
sammt  dem  Resultate  dieser  vorläufigen  Untersuchung  dem 
entsprechenden  Gerichte  zur  Verfügung  zu  übergeben.  4) 
Gutachtlich  über  die  Zweifel  zu  erkennen,  welche  wegen 
des  Ausschlusses  einer  Person  vorgebracht  werden ,  die  nach 
dem  Gesetze  unfähig  ist,  an  BorsQversaramlungen  Theil  zu 
nehmen  ;  und  das  Geeignete  sofort  auszusprechen  und  zu 
vollziehen,  ohne  Rücksicht  auf  irgend  eine  Entschuldigung 
oder  Reclamation;  jedoch  vorbehaltlich  des  Rechtes  der  In- 
teressenten, zu  recurriren ,  was  ihnen  im  Art.  14«  zugestan- 
den ist.  5)  Vf^ährend  der  Borseversammliyigen ,  so  weit  et 
durch  die  gute  Ordnung  und  die  Polizei  der  Börse  gefor- 
dert wird,  diejenigen  Anordnungen  zu  treffen,  welche  zur 
genauen  Beobachtung  dieses  Gesetzes  und  des  Borseregle-^ 
ments  nothwendig  sind ,  gemäfs  den  Instructionen ,  die  ihm 
der  Intendant  ertheilen  wird.  6)  Gleich  am  Schlüsse  jeder 
.  örseversammlung  an  das  Staatssecretariat ,  an  das  Finanz- 
ministerium ,  an  die  Generaldirectionen  des  königlichen  Schat- 
zes und  der  Amortisationskasse,  so  wie  an  den  Intendanten 
amtliche  Anzeige  über  den  Curs  der  Staatspapiere  und  Han- 
delsgegenstände zu  erstatten.  7)  Dem  Intendanten  täglich 
Nachricht  von  allen  merkwürdigen  Vorfallen  in  der  Börse 
zu  geben,  was  bei  denjenigen  auf  der  Stelle  zu  geschehen 
hat,  welche  wegen  ihrer  Wichtigkeit  die  Kenntnifsnahme 
und  Dazwischenkunft  seiner  höheren  Autorität  erfordern. 
Art.  21.  Zur  Competenz  des  Börseaufsehers  gebort  keinerlei 

Krit.  Zeitschr.f.  Rechtsw.  u.  Gesettg.  d.  Ausl,  VI.  Bd.  3.  H.  a5 


gen  und  Vertrüge,  welche  durch  die  Thcilttehmer  der  B5r» 
^etersainmiaQgeB  abgeschlossen  werden.    Diese  Gegenstände 

Verschiedenheit  de«  einzelnen  Falles.  Art.  2  ^  In  die  Börse 
^ahn  ynttdet  irgend  eine  bürgerhche  noch  eine  miHtäriaehe 

;£0  dem  beslimaiten  Zweck  der  Unterdrückoner  einer  ^e- 
IMtflMita^  UnordMiiit;  ttfed^der  Festoeluniing  der  UrUlter, 
'üAlta  Falle  ninlSH^j^wo-^ai  A»w1m>A  iwlWBlMWtiM^ 
des  Hörseaufsehers  zur  Herstellung  dÜt^UMMiiog  unsur^ 
waren.    Art.  !23.  -  In  der  Bür«e.  »wd  zwei  Pförtner. 
^ifi«i«4.  Aaeh  «irird  die  B(fe«e  einen  >i0iitotendaQteii  m 
piilil^iliewdeffi  AnÄTttfet*  liäbön.   Afti  ^e5w'^IIWi§ÄbrtPlÄBW(P 
'Sollen  aue  Tage  stattlir.«fen ,  mit  Ausnalinie  der  vorgetchrie- 
tenem^liircliliciieo  und  cler  bürgerlichen  Fe&ttuge,  an  weU 
illMi'«  gesettKelMT  BeiHtiinfting  gemHil^^  die 
itiiA  ^SfiRmtiiehen  Anfttititen  gesclilonett'^iiidl«^^^^^ 
Dauer  einer  solchen  Versammlung  beträgt  drei  Stunden , 
'i^fyä  mmt  ron  Schlag  12  Uhr  Mittag«  Jbk  Schlag  3  Uhr 
mibbttoittags ,  tlhiHb  0ats  aot  Irgend  einein  ^^NM^Mfllf^^ 
eine  Verlängerung,  noch  die  %n  ilireiti  IEtilMl^M||HHBHn 
Stunden  eine  Abänderung  erfahren  sollen.    Art.  27«  Die  erste 
Stimde,  ?on  IS  bis  1  Ubr,  ist  austchlieftüdi  den  Gescbäf- 
ten'  €ber  Stsatspapiere  gemdmet.   In  ded  \iMMlolgenden 

Stunden,  bis  3  Uhr,  werden  die  übrigen  banfmannitlsHI 
Geschäfte  beTir>f)delt.    Art.  28.  Weder  ¥or  noch  oack  der 
4imM[>eseh$fien  über  SUalspapieire 
irgeikd  ehi  Tertrag  dieiMff  Art  ge«clil<Mi»  4lilr 

werden,  bei  Strafe  der  Nichtigheit  und  einer  dem  fiinften 
Tbeile  des  Geschäftsbetrages  gleicbkomin enden  Oeldstraie 
tte  te«l»n  eittMlnen  Übemdler.  Art  99.  ,«e|MMMMpi^ 
der  ScUufs  der  Teridteiiitog  wii^  zn  dett'iMlM^ 
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den  durch  drei  GlocltenscTilagö  angezeigt.    Art.'3o.  Andere 
sechs  Glockenschläge  am  12  Uhr  nnd  um  1  Uhr  zeigen  an,' 
daft  die  Staatspapiergeschäfte  anfangen  oder  aufhören;  welche 
Anzeige  auch  mündlich  durch  den  Ausrufer  zu  geschehen 
hat,  unmittelbar  nachdem  das  Glockenzeichen  gegeben  wor- 
den ist.    Art.  3i«  Die  Borseagenten  haben  während  der  für 
den  Staatspapierhandel  bestimmten  Stunde  das  für  sie  he<^ 
stimmte  Gemach  einzunehmen,  und  sonst  Niemand  darf  sich 
während  der  Versammlung  in  dasselbe  begeben.     Art.  3«. 
Die  aufgestellten  Mäkler  erhalten  einen  andern  abgesonder- 
ten  Platz  zur  Vornahme  ihrer  Amtsgeschäfte.    Art.  33.  Alle 
Staatspapiergeschäfte  werden  dem  Publicum  in  dem  Augen- 
blick bekannt  gemacht,  in  welchem  sie  von  den  sie  ab- 
schliefsenden  Agenten  zu  Stande  gebracht  worden  sind.  Diese 
Bekanntmachung  geschieht  durch  die  Stimme  des  Ausrufers 
der  Börse,  welchem  zu  diesem  Zwecke  die  betreffenden 
Agenten  einen  Zettel  geben ,  der  die  Klasse  und  den  Werth 
der  Staatspapiere  und  den  Preis  des  darüber  geschlossenen 
Handels  enthält.    Art.  34.  Eine  boshafte  Änderung  des  Aus- 
rufers bei  Bekanntmachung  der  abgeschlossenen  Geschäfte 
zieht  für  ihn  die  Strafe  der  Dienstentsetzung  nach  sich ,  un- 
beschadet der  Strafen ,  die  er  nach  dem  Criminalgesetz  zu 
cfrstehen  hat,  wenn  er  auf  Bestechung  hin  so  handelte. 
Art.  35.  Die  Geschäfte  mit  Wechselbriefen  und  den  übrigen 
Handelsgegenständen  auf  inlandische  oder  ausländische  Han- 
delsplätze unterliegen  der  Bekanntmachung  nicht.    Die  Agen- 
ten haben  beim  Schlüsse  rler  Börse  den  Preis  der  Handels- 
geschäfte, die  einem  jeden  derselben  vorgekommen  sind"; 
dem  Syndicate  anzuzeigen ,  damit  in  der  amtlichen  Bekannt- 
machung die  Bestimmung  des  Curses  diesen  Anzeigen  gc- 
mafs  geschehe.     Art.  36.  Alle  Theilnehmer  der  BÖrsever- 
sammlung  haben  sich  beim  Glockenzeichen ,  das  den  Schlufs 
-der  Versammlung  anzeigt,  sogleich  zu  entfernen,  worauf 
alsdann  die  Eintrittsthuren  geschlossen  werden.    Im  Falle 
der  Zogerung  haben  die  Thürhüter  sofort  für  die  Räumung 
^  des  Saals  zu  sorgen.    Ai*t.  37.  Die  Börseoperationen  im  Be- 
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trefl  TOD  Verträgen  über  Waaren,   Versicheruogeo  and 
Transporte  werden  ohne  Unterschied  durch  die  allgemeinen, 
im  Handelsgesetzbuch  enthaltenen  Vorschriften  über  diese 
Verträge  geregelt.    Art  38.  Bei  allen  Handelsgeschäften  in 
der  Börse,  mögen  sie  Papiere  oder  andere  Handelsgegen- 
stände betreifen ,  oder  auch  edle  Metalle ,  hann  auf  Baar- 
zahlung  oder  auf  Credit  gehandelt  werden.    Art.  39.  Die  in 
der  Börse  auf  Baarzablung  geschlossenen  Geschäfte  müssen 
am  Tage  ihres  Abschlusses  oder  spätestens  in  der  Zwischen- 
zeit bis  zur  nächsten  Börse  vollzogen  seyn.    Der  Cedent 
ist  verbunden,  die  Auslieferung  der  verkauften  Papiere  oder 
andern  Werthgegenstände  ohne  längeren  Verzag  vorzuneh- 
men, und  der  Empfanger,  sie  anzunehmen,  gegen  Bezah- 
lung des  Preises,  welche  sofort  zu  berichtigen  ist.  Zum 
Zwecke  längeren  Aufschubs  der  Erfüllung  dieser  beidersei- 
tigen Verbindlichkeit  kann  man  sich  nicht  auf  einen  entge</ 
genstehenden  Gebrauch  oder  eine  entgegenstehende  Gewohn- 
heit beziehen,  da  für  den  Fall,  dafs  eine  solche  bestände, 
sie  der  aligemeinen  Bestimmung  des  Art.  269  des  Handels- 
gesetzes gemäfs  für  abgeschafit  anzusehen  ist.    Art.  40.  Für 
den  Fall ,  dafs  der  verkaufende  Wechselagent  oder  der  Käu- 
fer eine  Verzögerung  des  Vollzugs  eines  zwischen  ihnen 
über  Staatspapiere  geschlossenen  Handels  verursacht  hätte, 
soll  die  Parthei,  welcher  der  Verzug  Schaden  bringt,  das 
Becht  haben,  bei  der  nächstfolgenden  Börseversammlung 
entweder  diesen  Handel  aufzuheben,  was  sie  alsdann  dem 
Syndicate  und  dem  betheiligten  Agenten  anzuzeigen  hat, 
oder  unter  Zuzug  eines  Gerichtsmitglieds  den  Vertrag  zu 
vollziehen,  so  dafs  die  Staatspapiere  gekauft,  beziehungs- 
weise verkauft  werden,  und  zwar  aufBechnung  und  Gefahr 
des  Agenten,  der  die  Zögerung  verursacht  hat;  jedoch  vor- 
behaltlich seiner  Ersatzforderung  gegen  seinen  Committen- 
ten«     Art.  41.  Bei  Verträgen  über  andere  Arten  von  Han- 
delseifecten ,  welche  keine  Staatspapiere  sind ,  kann  diejenige 
Parthei,  welche  den  Vollzug  verweigert  oder  verzögert, 
mittelst  geeigneter  Klagen,  die  man  gegen  sie  anbringen 
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darf,  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  gemäfs  zum 
Vollzug  gezwungen  werden.     Art.  4^;  Die  Handelsrerträge 
auf  Credit  können  entweder  unbedingt  und  fest ,  oder  unter 
einer  auflösenden  Bedingung  zu  Gunsten  des  Yerltäufers  der 
Staatspapiere  abgeschlossen  werden,  wornach  ihm  freisteht, 
bei  der  «rsten  Gelegenheit  rom  Vertrage,  gegen  Entschä- 
digung, wieder  abzugehen.    Art.  43.  Die  Frist  der  Handels-  ' 
vertrage  auf  Credit  beim  Verkauf  von  Staatspapieren  darf 
sechzig,  vom  Abschlufs  des  Vertrags  an  laufende  Tage  bei  ' 
Strafe  der  Nichtigkeit  nicht  überschreiten.     Art.  44.  Zur 
Gültigkeit  und  Wirksamkeit  der  Handelsverträge  auf  Credit-^ 
über  Staatspapiere  oder  andere  Effecten  genügt  es,  dafs  sie 
in  gutem  Glauben  und  mit  offenbarer  Absicht  der  Erfüllung 
abgeschlossen  werden  ;  was  nach  dem  Gesetze  immer  ver- 
mathet  wird,  wenn  die  contrahirenden  Theile  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses  die  Fähigkeit  und  Mittel  hatten,  ihren 
gegenseitigen  Pflichten  zur  Zeit  ihres  wirklichen  Eintritts 
Genüge  zu  leisten.     Art.  4^*       Folge  des  vorangehenden 
Artikels  darf  ein  Handelsvertrag  auf  Credit  nur  dann  aufge- 
hoben werden,  wenn  es  sich  zeigt,  dafs  der  Verkäufer  der 
Effecten  dieselben  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  nicht 
za  seiner  Verfügung  hatte.    Wenn  jedoch  der  Verkäufer 
offenbar  nicht  im  Stande  ist,  für  den  Erfolg  des  Vertrags 
zu  stehen  und  denselben  an  dem  vertragsmäPsig  bestimmten 
Tage  genau  und  redlich  zu  erfüllen,  so  soll  die  eingegan- 
gene Verbindlichkeit  unwirksam  seyr»  und  den  Contrahenten 
keinerlei  Rechte  geben.    Art.  46.  Handelsverträge  auf  Credit  - 
sind  unwirksam,  so  lange  nicht  ihr  Abschlufs  durch  eine 
beglaubigte,  von  den  contrahirenden  Agenten  einander  ge- 
genseitig auszuliefernde  Polizza  gewifs  gemacht  ist,  welche 
enthalten  mufs :   1)  den  Namen  des  Verkäufers;  2)  den  Na- 
men des  Committenten ,  auf  dessen  Rechnung  der  Handels- 
vertrag geschlossen  wird;  3)  die  Bezeichnung  der  verkauf- 
ten Gegenstände  nach  ihrer  Qualität,  ihrem  Nominalwerth, 
und  des  Zeitpunkts,  wo  der  Kaufpreis  oder  die  Zinsen  da- 
von zu  bezahlen  sind;  4)  den  Zeitpunkt,  wo  die  Überliefe-  ' 
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rung  derselben  darch  den  Verkänfcr  geschehen  soll ;  5)  den 
Kaufpreis,  den  der  Empfänger  bezahlen  soll;  6)  das  Datum 
des  Vertragsabschlusses.    Art.  47.  Jeder  Wechselagent ,  wel- 
cher bei  einem  Handel  auf  Credit  inter?enirt,  hat  sich  mit 
einer  Polizza   von  seinem  Committenten    zu  legitimiren, 
worin  dieser  den  Handelsvertrag,  der  auf  seine  Rechnung 
von  jenem  geschlossen  wurde,  bestätigt,  und  ausführlich 
erwähnt:  1)  den  Namen  des  Agenten,  welcher  den  Kaufs« 
oder  Verkaufsvertrag  zu  Stande  brachte ;  3)  dafs  dies  aus 
Auftrag  und  auf  Rechnung  des  in  der  Polizza  unterzeichne- 
ten  Individuums  geschehen  sey;  3)  die  Bezeichnung  der 
gekauften  oder  verkauflen  Gegenstände;  4)  Über- 
lieferung und  zum  Empfange  bestimmten  Fristen ;  5)  den 
Vertragspreis;  6)  das  Datum  des  Vertragsabschlusses.  Art. 
48*  Bei  einem  Handel  auf  Credit  können  die  Partheien  fest- 
setzen,  der  Käufer  solle  berechtigt  seyn,  die  Auslieferung 
der  verhandelten  Waaren ,  sobald  er  will,  zu  verlangen, 
selbst  wenn  die  festgesetzte  Frist  noch  nicht  umflossen  seyn 
sollte*    Wird  dies  beliebt,  so  ist  diese  Bedingung  in  die 
Polizza  aufzunehmen,  und  darin,  nach  Angabe  der  zur  Ver- 
tragserfüllung festgesetzten  Frist,  die  Clausel :  »oder  wenn 
der  Käufer  sonst  will«  einzuschalten,  bei  deren  Er- 
mangelung jene  Bedingung  anwirksam  ist.    Art.  49*  Die  Po- 
lizzen,  welche  die  Wechselagenten  über  Handelsverträge 
auf  Credit  einander  wechselseitig  auszuliefern  haben ,  und 
die,  welche  sie  von  ihren  Committenten  zu  empfangen  ha- 
ben, sind  für  sie  die  alleinigen  Titel  zur  Anstellung  der 
ihnen  zum  Zweck  des  Vertragsvollzugs   gegen  einander, 
und  der  ihnen  auf  Anerkennung  der  Vertragsresultate  ge- 
gen diejenigen,  auf  deren  Rechnung  sie  handelten,  zustäo- 
digen  Klagen.    In  Ermangelung  solcher  Polizzen  wird  keine 
auf  einen  Credithandel  gegründete  Reclamation  zugelassen. 
Art.  5o.  Nach  Ablauf  der  zum  Vollzug  des  Handels  festge-i 
setzten  Frist  ist  derselbe  nach  eben  denselben  Bestimmun- 
gen vorzunehmen,  welche  rücksichtlich  des  Handels  gegen 
Baarzahlung  bestehen.    Art.  5i.  Handelsverträge  über  lo- 
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scriptionen  dev  Staatsschuld  Uüanen  nicht  geschlossen  wer- 
den  ohne  Zuzug  wenigstens  Eines  Wechselagenten,  welche^ 
die  durch  den  Verhäuler  in  das  grofse  Buch  oder  Register 
dieser  Inscriptionen  einzutragende  und  zu  unterzeichnende 
tjberlragung  beglaubigt,  indem  er  die  Identität  der  Person 
desselben,  die  Ächtheit  seiner  Unterschritt  und  des  Rechts« 
titels  der  veräufserteo  Inscription  bezeugt.    Art.  52.  Wenn 
der  Handel  über  eine  Staatsobligation  auf  Credit  abgeschlos- 
sen wird,  und  in  diesem  Fall  in  der  Borseversauimlung, 
gemäfs  dem  Art.  6.  dieses  Gesetzes,  mittelst  Intervention 
zweier  Agenten  geschehen  raufs,  woron  der  eine  für  den 
Verbäufer,  der  andere  für  den  Häufer  handelt,  so  liegt  dem 
enteren  ob,  bei  dem  Acte  der  Veräufserung  zu  interveni- 
ren.    Art.  53.  Wenn  der  Veräufserer  der  Staatsobligation 
den  Eigenthumsübergang  nicht  selbst  in  seinem  Namen  ein- 
trägt, so  hat  er  dies  durch  einen  speciell  hiezu  Bevollmäch- 
tigten thun  zu  lassen.    Die  Eigenschaft  des  Innehabens  sol- 
cher Staatsobligationen,  in  Anspruch  genommen  für  eine 
bestimmte  Person,  ist  kein  genügender  Titel  zur  weiteren 
Übertragung.    Art.  54«  Der  Verkäufer  einer  Staatsobligation 
ist  verbunden,   den  Obergang  derselben  auf  den  Käufer 
formlich  zu  bemerken,  und  ihm  seinen  Eigenthumstitel  dar- 
auf innerhalb  der  auf  den  Vertragsabscblufs  nächstfolgenden 
fünf  Tage  auszuliefern;  und  dieser  darf  die  Bezahlung  des 
Preises  nicht  länger  verschieben,  sobald  ihm  der  Rechts- 
titel zur  gekauften  Obligation  zu  seiner  Verfügung  überge- 
ben worden  ist,  auch  wenn  die  fünf  Tage  noch  nicht  um- 
laufen seyn  sollten.    Im  Falle  des  NichtVollzugs  oder  der 
Zögerung  von  der  einen  oder  der  andern  Seite  unterliegt 
die  schuldige  Parthei  der  Bestimmung  des  Art.  40.    Art.  55. 
Die  Übertragungen  von  Staatsobligatioaen ,  welche  auf  dem 
Wege  des  Tausches  oder  der  Schenkung  geschehen,  wer- 
den gleichfalls  unter  Zuzug  eines  Wechselagenten  förmlich 
gemacht,  welcher  auf  die  nämliche  Art,  wie  bei  dem  aus 
dem  Verkaufe  herrührenden  Eigenthumsübergang ,  die  Iden- 
tität  der  Person  des  Veraufscrnden ,  die  Achtheit  seiner  Un- 
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terscbrift  und  des  Rechutitels ,  kraft  welchem  er  die  Staats- 
Obligation  besafs,  zu  bezeugen  hat.     Art.  56.  Wenn  die 
Übertragung  einer  Staatsobligation  auf  Erbschafl,  Vermächt- 
nifs  oder  Adjudication  beruht,  welche  Verhältnisse  auf  No- 
fariatsurhunden  oder  richterliches  Urtheil  gegründet  sind, 
so  hat  der  Wechselagent,  weil  in  solchen  Fällen  statt  des 
Eintrags  des  Veräufsernden  die  öffentliche  Urkunde,  wo- 
durch die  Obligation  erworben  wurde,  einzutragen  ist,  nur* 
die  Gesetzmäfsigkeit  dieses  Eintrags,  nebst  der  des  Rechts-i 
titels  der  Person,  von  welcher  die  Obligation  herrührt, 
auf  dieselbe  zu  beurkunden.     Art.  5j.  Die  Bestimmungen 
der  sechs  Torangehenden  Artikel  sind  auch  anwendbar  auf 
den  Übergang  der  Actien  der  spanischen  Bank  des  h.  Fer- 
dinand,  oder  auf  jede  andere  Anstalt,  welche  Tcrmoge  kö- 
niglicher Ermächtigung  Papiere  in  Umlauf  setzen  konnte, 
die  die  gesetzliche  Eigenschaft  von  Staatspapieren  haben. 
Art.  58.  Die  Actien ,  welche  das  Kapital  von  Commanditen  ■ 
oder  ungenannten  Handelsgesellschaften  darstellen ,  und  aaf  I 
welche  den  Interessenten  gewisse  Rechte  zustehen,  gemäTs 
den  Bestimmungen  der  Artt.  275  und  281  des  Handelsge-  ^ 
sctzes ,  sind  nicht  wie  öffentliche  Handelspapiere ,  sondern 
wie  gemeine  Handelsefltecten  zu  betrachten,  obgleich  sie 
durch  indossable  Creditbriefe  oder  durch  in  den  Buchenf* 
der  Handelsgesellschaft  eingetragene  Actien  dargestellt  wer- 
den.   In  diesem  zweiten  Fall  ist  es  Obliegenheit  derjenigen, 
die  sich  mit  Leitung  und  Fuhrung  der  Gesellschaftsangele-  -  1 
genheiten  befassen,  und  des  Empfangers  der  Actie,  sich  ' 
von  dem  Recht,  der  gesetzlichen  F'ähigkeit  und  der  Identi* 
tat  der  Person  des  Übertragenden  zu  überzeugen,  und  lieh  • 
zu  versichern,  dafs  die  Übertragung  gemäfs  den  Regeln  ge- 
schehe ,  welche  die  Gesellschaft  in  ihren  Statuten  angenom- 
men hat.    Art.  59.  Bei  den  Geschäften  über  Handelswaaren 
oder  Handelseflecten ,  gehen  sie  innerhalb  oder  aufserbaib 
der  Börse  vor,  bedarf  man  das  Einschreiten  der  Wechsei- 
agenten,  zur  Vorlage  der  Effecten,  mit  deren  Veraufserong • 
die  Besitzer  sie  beauftra^n,  und  zur  Bewirkung  der  Ver- ^ 
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aofserung  zwischen  diesen  und  den  Empfängern ,  gemäfs  den 
ihnen  ?on  beiden  Theilen  ertheilten  Instructionen ,  und  un- 
ter Beobachtung  der  Pflichten ,  welche  ihnen  die  zweite 
SectioD  des  fünften  Titels  dieses  Gesetzes  auflegt.    Art.  60. 
Der  Rechtstitel  der  Partheien  bei  Verträgen  über  Handels- 
effecten  ist  die  unterzeichnete  Urkunde,  welche  der  Agent 
einer  jeden  übergiebt,  und  welche  enthält:  1)  die  Bezeich- 
nung der  Waare  oder  des  Werthes,  welcher  Vertragsge- 
genstand ist;  2)  die  Namen  des  Veräufsernden  und  des  Em- 
pfängers; 3)  ob  der  Handel  al  pari  oder  auf  Zuschlag  oder 
auf  Abschlag  geschlossen  worden  sey,  und  zwar  in  welchem 
Betrage.    Art.  61.  Wenn  die  Interessenten,  zwischen  wel- 
eben  der  Vertrag  abgeschlossen  wurde,  sich  wechselseitig 
die  Urkunden  des  Wechselagenten ,  nachdem  sie  ihre  Unter- 
schrift beigesetzt  haben,  ausliefern,  so  geben  diese  Urkun« 
den  vollen  Beweis  des  Vertrags.    Art.  61.  Auch  können  in 
der  Börse  die  Handelsverträge  über  gemeine  Handelswaa- 
ren  oder  Handelswerth  vermittelst  zweier  Wechselagenten 
geschlossen  werden ,  unter  Vorbehalt  der  Namen  der  bethei- 
liglen  Partheien.    In  diesem  Falle  gilt  der  Vertrag  nur  dann 
für  vollzogen,  wenn  der  Empfänger  nach  erhaltener  Kennt- 
nifs  der  Person  des  Übertragendeq  dessen  Efipecten  annimmt 
Der  Name  des  Empfangers  kann  geheim  gehalten  werden; 
wogegen  es  dann  dem  für  diesen  handelnden  Wechselagen- 
ten obliegt,  dem  Verkäufer  den  Vertragspreis  sogleich  baar 
auszubezahlen.    Art  63.  Die  Zahl  der  Wechselagenten  bei 
einer  Börse  beträgt  achtzehn.     Diese  Anzahl  kann  ver- 
mehrt werden ,  je  nachdem  es  die  Bedürfnisse  des  Handels« 
betriebs  dieses  Platzes  erfordern.     Art.  64.  Es  steht  den 
Wechselagenten  ausschliefslicb  zu,  bei  nachstehenden  Haiw^ 
delsgeschäften  zu  interveniren :   i)  bei  allen  Arten  von  Ge- 
schäften über  Staatspapiere,  welche  die  im  Art.  3.  enthal- 
tenen Eigenschaften  haben;  3)  bei  Wechselbriefen,  Liefe- 
rungen, Schuldscheinen  und  allen  andern  Arten  von  Han- 
delswerth; 3)  bei  allen  Werth- oder  Creditpapieren,  welches 
immer  ihr  Name  und  Ursprung  seyn  mag,  deren  Ours  inr 
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den  amtlichen  Bekanntmachungen  des  Wechselcurses  enthal- 
ten ift.    Art.  65.  Desondere  Geschäfte  der  Wechsel agenten 
sind :  i)  nach  Mafsgabe  der  anter  ihrem  Beizug  abgeschlos-  , 
senen  Handelsgeschälte  den  laufenden  Preis  der  Staatspa- 
piere und  der  Handelsgegenstände  bekannt  zu  machen,  des- 
sen Bestimmung  dem  Publicum  amtlich  verkündet  wird ; 
2)  die  cuenlas  a  resaca  zu  beglaubigen,  und  unter  denselben 
zu  bezeugen,  zu  welchem  Preis  sie  zu  Stande  gekommen 
sind.    Art.  66.  Endlich  ist  es  ein  besonderes  Geschäft  der 
VVechselagenten ,  den  Eigenthumsübergang  der  SfiPentlicher» 
Papiere  in  den  Registern  der  Regierung  oder  der  zur  Hin- 
ausgabe   derselben    ermächtigten   Corporationen   und  An- 
stalten zu  beglaubigen,  indem  sie  in  diesen  Registern  die 
Identität  der  Person  des  Veräufsernden ,  die  Ächtheit  seiner 
Unterschrift  und  seines  Rechts  in  Beziehung  auf  die  veräus- 
serten üft'entlichen  Papiere  bezeugen.     Art.  67.  Von  dem 
Tage  der  wirklichen  Eröffnung  der  hiesigen  Börse  an  ist 
den  Mäklern  dieses  Handelsplatzes  verboten,   die  in  den 
drei  vorangehenden  Aitikeln  den  Wechselagenten  ausschliefs- 
lich  zugewiesenen  Geschäfte  auszuüben,   bei  Vermeidung 
der  im  Handelsgesetzbuch  für  die  eigenmächtig  das  Mäkler- 
geschäft sich  Anmafsenden  festgesetzten  Strafen,  und  der 
Entziehung  des  Geschäfts,  welches  der  Übertreter  wirklich 
ausübt.    Art.  68.  Zugleich  mit  den  Mäklern  des  Platzes  kön- 
nen die  Wechselagenten  interveniren  bei  Unterhandlungen 
und  Raufverträgen  über  edle  Metalle ,  seyen  diese  gemünzt 
oder  in  Stangen  oder  Rlumpen.    Art.  69.  Das  nämliche  In-  . 
dividuum  kann  nicht  die  Geschäfte  eines  Wechselagenten 
und  die  eines  Mäklers  besorgen.     Art  70.  Bei  der  Ernen- 
nung der  Wechselagenten,  bei  der  Bestimmung  ihrer  Taug- 
lichkeit, und  rücksichtlich  der  Förmlichkeiten,  denen  die 
Zugelassenen  Genüge  zu  leisten  haben  ,  um  zur  Ausübung 
ihrer  Geschäfte  zu  gelangen ,  sind  die  nämlichen  Vorschrif- . 
ten  zu  beobachten,  welche  rücksichtlich  der  Mäkler  im  All- 
gemeinen durch  die  Artt.  71.  74.  76.  76.  77.  78.  u.  79.  des 
Handelsgesetzbuchs  gegeben  sind.    Art.  71.  —  78.  von  den 


Google 


Die  tpanischc  Handelsgesetzgebung, 

Cflutionen  der  Agenten.  Art.  74.  Die  Vorschrü'ten  der  Arlt. 
82.  83.  84*  85.  86.  u.  87.  des  Handelsgesetzbuchs  über  die 
Mäkler  im  Allgemeinen  betreffen  auch  die  Wechselagenten. 
Hiernach  sind  diese  veibunden:  1)  sich  der  Idenlilal  der 
Personen,  zwischen  welchen  unter  ihrem  Beizug  die  Ge- 
schäfte abgeschlossen  werden ,  und  ihrer  gesetzlichen  Fä- 
higkeit zur  Vornahme  derselben  zu  versichern;  2)  die  Ge- 
schäfte mit  Gewissenhaitigkeit,  Genauigkeit  und  Klarheit  zu 
leiten ,  und  sich  jeder  Täuschung  zu  enthalten ,  wodurch  die 
Contrahenten  in  Irrthum  gebracht  werden  könnten;  3)  alles 
dasjenige,  was  die  von  ihnen  yorgenommenen  Geschäfte  be- 
trifft, gewissenhaft  geheim  zu  halten,  selbst  die  Namen  der 
Personen,  die  sie  ihnen  übertragen  haben ,  wenn  nicht  schon 
die  Natur  des  Geschäfts  das  Bekanntwerden  der  Namen  der 
Interessenten  erfordert,  oder  diese  hiezu  einwilligen;  4)  die 
GeschäfYe  selbst  zu  vollziehen  und  mit  eigener  Hand  in  ihr 
Manual  einzutragen,  nicht  aber  durch  Stellvertreter  eintra- 
gen zu  lassen ,  es  wäre  denn ,  dafs  die  Regierungscommission 
ides  Collegiums  wegen  Obwalten  eines  gesetzlichen  Hinder- 
nisses ih^ien  erlaubt  hätte,  eine  fähig  befundene  Person  zu 
ihrer  Aushülfe  bei  diesen  Geschäften,  jedoch  unter  Ver- 
antwortlichkeit der  Agenten ,  zu  ernennen.  Art.  75.  Die 
Wechselagenten  unterliegen  auch  den  Verboten ,  welche  den 
Mäklern  in  den  Artt.  q<).  100.  101.  io3.  io4*  106.  und  107. 
des  Handelsgesetzbuchs,  wie  folgt,  gemacht  sind:  1)  In 
keinem  Falle  können  sie,  weder  direct  noch  indirect,  un- 
ter eigenem  oder  fremdem  Napien,  irgend  Handelsgeschäfte 
auf  eigene  Rechnung  abschliefsen ,  hievon  Interesse  bezie- 
hen ,  noch  eine  allgemeine  oder  besondere  Handelsgesell- 
schaft eingehen.  2)  Ebensowenig  ist  es  ihnen  erlaube,  auf 
Rechnung  eines  Andern  Deckungen  oder  Zahlungen  zu  lei- 
sten, welche  nicht  zum  Vollzug  der  Geschäfte  dienen,  bei 
denen  sie  vermöge  ihres  Amtes  intervenirt  haben.  3)  Sie 
^dürfen  ikeinerlei  Art  von  Waaren  und  Handelsgegenständen 
gegen  Gefahr  bei  ihrem  Transport  zu  Wasser  oder  zu  Lande 
assecuriren.    4)         dürfen  auf  keine  Weise  fiir  die  Ge- 
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schaffe,  in  welchen  sie  interFenirten ,  gutsprechen  oder  Bürg- 
scboft  leisten,  und  überhaupt  keine  andere  Art  von  Ver- 
bindlichkeit daraus  ubernehmen,  als  diejenige,  welche  ihnen 
das  gegenwärtige  Gesetz  für  bestimmte  Falle  und  Geschäfte 
auflegt  5)  Sie  dürfen  nicht  interveniren  bei  unerlaubtea 
und  rechtlich  ungültigen  Geschäften,  sey  es  wegen  der  Be- 
schaffenheit der  Contrahenten ,  oder  der  Vertragsgegenstän- 
de, oder  der  Vertragsart  6)  Sie  dürfen  keine  Papiere  oder 
andere  HandelsefFecten  vorlegen ,  welche  von  Personen  her- 
rühren, die  auswärts  wohnen  und  am  Handelsplatze  unbe- 
kannt sind,  wenn  sie  nicht  einen  Kaufmann  vorstellen,  der 
die  Identität  ihrer  Person  bezeugt.    7)  Sie  dürfen  keine 

,  Operation  vornehmen ,  um  für  Jemanden ,  der  seine  Zah- 
lungen einstellte,  Handelseffecten  zu  negociren.  8)  Sie  dür- 
fen nicht  für  sich  und  auf  ihre  Bechnung  die  Gegenstände 
erwerben,  mit  deren  Negocirung  sie  beauftragt  sind,  es 
wäre  denn,  daPs  dies  durch  besondere  Übereinkunft  zwi- 
schen dem  Committenten  und  dem  Agenten  so  ausgemacht 
worden  wäre,  als  Erstattung  der  Auslagen,  die  letzterer  in 
einem  Geschäft  auf  Bechnung  des  ersteren  gehabt  hat 
9)  Endlich  dürfen  sie  nichts  bezeugen,  was  sie  nicht  mit 
Beziehung  auf  gewisse  Thatsachen  in  ihre  Register  einge- 

*  tragen  haben.  Art.  76.  Es  ist  den  Wechselagenten  verbo- 
ten. Kassiere  oder  Buchhalter  oder  Diener  oder  überhaupt 
Abhängige,  wie  sie  immer  heifsen  mögen,  der  Banquiers 
und  Kaufleute  zu  seyn.  Art  77.  Der  Wechselagent,  wel- 
eher  Handelspapiere  negocirt,  deren  Indossamente  in  bianco 
sind,  der  Vorschrift  des  Art  471.  des  Handelsgesetzbuchs 
zuwider,  hat  eine  Geldbufse  zu  bezahlen,  gleich  der  Hälfte 
des  Werthes,  in  Beziehung  auf  welchen  die  Übertretung 
des  Gesetzes  stattgefunden  hat,  und  wird  auf  sechs  Monate 
von  Ausübung  seines  Amtes  suspcndirt  Im  Wiederholungs- 
falle hat  er  aufser  der  Geldstrafe  die  Strafe  der  Dienstent- 
setzung zu  erleiden.  Art.  78.  Bei  denjenigen  Handelsge- 
schäften, welche  auf  der  Börse  vorgehen,  kann  der  Wech« 
selagent  durch  keinen  seiner  Gehulfen  vertreten  werden. 
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auch  wenn  derselbe  vom  Syndicat  tauglieh  erkannt  worden 
wäre,  und  eben  so  wenig  durch  einen  Bevollmächtigten; 
nur  ein  anderes  Mitglied  des  Collegiums ,  dem  er  die  ihm 
anvertrauten  Geschäfte  überträgt,  kann  in  seinem  ^ameo 
handeln.    Art.  79.  Die  Wechselagenten  haben  sich  der  In- 
tervention zu  enthalten  bei  Geschäften  über  Staatspapiere, 
die  Majoraten,  Verbindungen,  Kaplaneien  oder  todten  Hän- 
den zustehen,  oder  Personen  angehören,  welche  nicht  die 
freie  Verwaltung  ihres  Vermögens  haben,  es  wäre  denn, 
dafs  in  dergleichen  Fällen  die  Ermächtigung  zum  Veräus- 
Sern  auf  rechtlich  vorgeschriebene  Art  erlangt  worden  wäreäi 
Art.  80.  Im  Verbot  des  §.  1.  des  Art*  75.  dieses  Gesetzes 
bt  die  Commanditen-Handelsgesellschaft  nicht  begriffen,  die 
die  Wechselagenten  über  ihr  Amtsgeschäfl  eingehen  kön- 
nen, indem  sie  einen  ungenannten  Gesellschafter  des  Vor* 
tbeils  und  Nachtheils  theilhaflig  machen ,  welcher  ihnen  durch 
Ausübung  ihrer  Amtsgeschäfle  zugeht.    Diese  Gesellschaft 
richtet  sich  in  allen  Stücken  nach  den  Vorschriften  des 
Handelsgesetzbuchs   über  die  Commanditen -  Handelsgesell- 
schaflen.     Art.  81.  Der  Commanditen  -  Gesellschafter  eines 
Wechselagenten  ist  nicht  nur  unfähig,  irgend  eine  Hand- 
lung, die  Verwaltung  des  Gesellschaftskapitals  betreffend, 
nach  Art.  272.  des  Gesetzbuchs,  vorzunehmen,  sondern  es 
wird  ihm  noch  ausdrücklich  verboten ,  irgend  eine  Functioi% 
des  Wechselagenten  zu  verrichten ,  Tbeil  an  den  Geschäf- 
ten desselben  zu  nehmen,  oder  ihn  in  seinen  Dienstverrich- 
tungen aus  irgend  einem  Grunde  oder  Vorwande  zu  vertre- 
ten.    Art.  82.  Den  Vorschriften  der  vorangehenden  zwei 
Artikel  zufolge  geht  die  Verantwortlichkeit  des  Commanditen« 
Gesellschafters  nur  auf  das  von  ihm  in  die  Gesellschaft  eio» 
geschossene  Kapital;  und.  blos  dann  erstreckt  sie  sich  auf 
sein  übriges  Vermögen  und  auf  seine  Person,  wenn  er  für 
sieb  handelte,  oder  Dienstes  halber  an  den  besondern  Dienst«' 
Verrichtungen  des  Agenten  Theil  nahm.     Art.  83.  Durch.' 
das  Erloschen  des  Amts  des  Wechselagenten  wird  die  über 
seine  Geschäfltsverrichtungen  eingegangene  Commanditen-Ger 
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Seilschaft  ipso  jure  aufgelöst.     Die  Liquidation  kann  erst 
darm  stattfinden,  wenn  alle  Verbindlichkeiten,  wofür  der 
Agent  als  solcher  verantwortlich  ist,  getilgt  seyn  werden. 
Art.  84.  Bei  Handelsgeschäften  über  Staatspapiere  gegen 
Baarzahlnng  sind  die  Wechselagenten  verbunden ,  die  Pa- 
piere, deren  Beibringung  ihnen  obliegt,  beziehungsweise 
die  nothigen  Zahlungsmittel  für  die  aus  Auftrag  erkanfVen  ! 
Papiere  auszuliefern.    Die  Committenten  dürfen  diese  Aas-  . 
lieferung  weder  Terweigern  noch  verzogern  ;  und  falls  sie 
dies  dennoch  thun ,  so  sind  die  Agenten  nicht  mehr  verban- 
den, das  ihnen  übertragene  Handelsgeschäft  za  vollziehen, 
and  haben  keinerlei  Verantwortlichkeit  für  den  NichtvoU- 
zug  desselben.    Art.  85.  Damit  die  Vorschrift  des  voran- 
stehenden Artikels  für  erfüllt  gelte,  genügt  es,  dafs  der 
Committent,  welcher  Auftrag  zum  Kauf  von  Staatspapieren 
ertheilte,  den  Agenten  mit  andern  Handelspapieren  versehe, 
die  einen  Cars  in  der  Börse  haben,  gleichviel  ob  sie  in 
Staats-  oder  Privatpapieren  oder  in  Baarschaft  bestehen; 
jedoch  nicht  in  einer  andern  Art  von  Waaren  und  auch 
nicht  in  solchen  Anweisungen,  deren  Preisbestimmung  in 
der  Börse  nicht  stattfindet.     Art.  86.  Wenn  die  Decliung 
anstatt  der  Baarschaft  in  umsetzbaren  Handelspapieren  be- 
steht, so  gilt  der  Agent  hierdurch  für  ermächtigt,  diesel- 
ben in  Baai-schaft  zu  verwandeln ,  um  damit  den  Preis  der 
Papiere  za  bezahlen,  welche  zu  kaufen  er  beauftragt  ist; 
selbst  dann,  wenn  er  hiezu  nicht  ausdrücklich  ermächtigt 
worden  wäre,  denn  so  lange  die  Papiere  noch  nicht  einge- 
handelt sind,  ist  es  der  Willkühr  des  Committenten  freige- 
stellt ,  die  Rückgabe  des  Handelspapiers  zu  verlangen  und 
die  Deckung  in  Baarschaft  zu  geben.    Eben  diese  Vorschrift 
gilt  auch  da,  wo  die  Deckung  in  edlen  Metallen  gegeben 
wurde.    Art.  87.  Der  Committent,  welcher  als  Deckung  zu 
einem    Handelsgeschäfte   amsetzbare  Handelspapiere  oder 
Baarschaft  hingiebt ,  kann  dem  Wechselagenten  den  Preis, 
nm  welchen  er  sie  veräufsern  soll ,  nicht  bestimmen ,  son- 
dern dieser  gilt  für  ermächtigt,  diese  Verätifserung  gemäfs 
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denn  Curs  vorzuncbmen ,  welcher  in  der  Börse  an  detn  Tage 
besteht,  an  welchem  die  Papiere  bezahlt  werden  müssen, 
zu  deren  Einkauf  ihm  die  Dechung  in  den  erwähnten  Han- 
delspapieren oder  Metall  gegeben  worden  ist.  Art.  88.  Nur 
dann  hann  eine  Limitation  des  Preises  der  als  Deckungsmit-  ' 
tel  gegebenen  Handelspapiere  stattfinden ,  welche  der  Wech- 
selagent zu  beobachten  verbunden  ist,  wenn  in  dem  Auf- 
trage zum  Einkauf  der  Staatspapiere  die  Auflage  enthalten 
ist,  dafs  derselbe  nicht  eher  zu  vollziehen  sey,  als  bis  das 
Handelspapier  oder  das  Metall,  dessen  Ertrag  zum  Kaufpreis 
bestimmt  ist,  einen  bestimmten  Preis  erreicht  haben  wird. 
Art.  89.  Das  Fallen  der  dem  Wechselagenten  als  Deckung 
hingegebenen  Papiere  oder  des  Metalls  geht  auf  Rechnung 
des  Committenten ,  bis  ihm  durch  den  Agenten  der  abge- 
schlossene schriiUiche  Handelsvertrag  übergeben  wird ,  oder 
bis  dieser  sich  zur  Übernahme  desselben  zu  einem  zwischen 
beiden  festzusetzenden  Preis  als  Ersatz  für  die  wegen  des 
Geschäfts  erwachsenen  Auslagen  erbietet.  Art.  90.  Falls 
die  Verhandlung  der  als  Deckung  zum  Haufe  von  Staatspa- 
pieren  hingegebenen  Papiere  oder  des  Metalls  nicht  gesche- 
hen konnte,  so  hindert  dies  nicht  die  dem  Wechselagenten 
gegen  seinen  Committenten  zustehende  Klage  auf  Ersatz 
der  Vorauslagen,  die  er  zum  Zweck  der  Erfüllung  seines 
Auftrags  gehabt  hat,  nebst  den  Interessen,  Versäumnissen 
und  Kosten ,  die  aus  etwaigem  Verzuge  erwachsen  sind ;  es 
wäre  denn ,  dafs  durch  eine  ausdrückliche  Vertragsbedingung 
zwischen  dem  Agenten  und  dem  Committenten  eine  Frist 
zu  der  erwähnten  Ersatzleistung  festgesetzt  worden  wäre. 
Art.  91.  Bei  den  Handelsverträgen  auf  Credit  können  die 
Wechselagenten  von  ihren  Committenten  entweder  den  Werth, 
beziehungsweise  die  Deckung,  worin  der  Gegenstand  des 
Vertrags  besteht,  oder  geeignete  Sicherheitsleistung  verlan- 
gen, für  die  diesen  obliegende  directe  Verbindlichkeit  zur 
Erfüllung  des  Vertrags.  Art.  92.  Die  Wechselagenten  kön- 
nen ihren  Committenten  für  die  ihnen  von  diesen  zum  Zweck 
der  übertragenen  Geschäfte  übergebenen  Papiere,  Fonds 
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oder  Baarschafl  einen Empfangschein  nicht  verweigern,  selbst 
nicht  onter  dem  Vorwande,  daTs  sie  in  Gegenwart  der  In* 
tereisenten  das  ihnen  Übergebene  in  ihren  Buchern  bemer- 
ken.   Art.  93.  Die  Wechsel agenten  sind  verbunden ,  alle  Ge- 
schäfte, welche  sie  vollbringen,  in  ein  Manual  einzutragen , 
das  sie  gemäTs  den  Vorschriften  des  Art.  91.  des  Handels«^, 
gesetzbuchs  zu  fuhren  haben.    Dieser  Eintrag  mufs  unfehl- 
bar bei  dem  Acte  des  Abschlusses  oder  der  Berichtigung 
des  Geschäfts  geschehen,  und  den  Interessenten  vorgelesen 
werden ,  damit  sie  einsehen ,  dafs  der  Eintrag  ihrer  Yerhand«^ 
lung  und  Übereinkunft  gemäfs  sey.    Art.  94.  Bei  den  Ge»^ 
schaffen,  welche  in  der  Börse  zwei  Wechselagenten  vor- 
nehmen, zeigen  diese  einander  wechselseitig  die  Note,  die 
ein  jeder  im  Acte  des  Geschäfhabschlusses  in  sein  Manual 
einträgt,  und  beseitigen  jede  Zweideutigkeit,  die  sich  etwa 
in  die  Fassung  eingeschlichen  haben  könnte,  so  dafs  beide 
Noten  vollständig  mit  einander  übereinstimmen.    Art.  96. 
Alle  Artikel  des  Manuals  müssen  am  nämlichen  Tage  m  das 
Register,  das  der  Wechselagent  hält,  übertragen  werden,^ 
und  zwar  durch  vollständige  Abschrift ,  unter  Beibehaltung 
der  nämlichen  Ordnung  der  Abtheilungen  und  Zahlen,  wie 
diese  im  Manual  enthalten  sind,  ohne  Verbesserungen,  Ab- 
kürzungen  oder  Einschaltungen,  und  unter  Anführung  der 
sonst   in  Zahlen  ausgedrückten  Gröfsen   mit  Buchstaben. 
Axt  96.  Die  Register  der  Wechselagenten  unterliegen  allen 
Förmlichkeiten,  welche  der  Art. 40.  des  Handelsgesetzbuchs 
vorschreibt.    Art.  97.  Die  Übertragung  der  Artikel  des  Ma- 
nuals in  das  Register  darf  durch  eine  vom  Wechselagenten 
verschiedene  Person  geschehen ,  indem  er  jedenfalls  für  die 
Genauigkeit  und  Übereinstimmung  des  Registers  verantwort- 
lieh  ist.    Art.  98.  Die  Register  der  Wechselagenten  stehen 
zur  Verfügung  der  Handelsgerichte,  in  allen  Fällen,  wo 
die  Prüfung  oder  Vergleichung  der  Einträge  zur  Entschei- 
dung eines  Rechtsstreits  nothwendig  ist.    Das  nämliche  Recht 
haben  auch  die  Schiedsrichter,  welche  über  eine  Sache  er» 
kennen,  worin  Geschäfts  Verrichtungen  zweifelhaft  sind,  die 
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man  aas  den  gedachten  Registern  ersehen  kann.    Art.  9^ 

Das  Handelsgericht,  so  wie  die  Regierungscommission  des 
Coilegiums  der  Wechselagenten  liann  ebenfalls  die  Vorlage« 
der  Manuale  und  Register  derselben  verlangen ,  um  zu  un4* 
tersuchen  und  zu  ersehen,  ob  sie  regelmäfsig  geführt  wer- 
den ,  oder  irgend  Übertretungen  enthalten ,  welche  Anlafs 
geben,  den  Agenten  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  In  die- 
sen Fallen  geschieht  die  Untersuchung  gemäfs  den  Formen, 
welche  das  Gesetz  über  die  gedachten  Register  und  die 
Fassung  ihrer  Artikel  vorschreibt.  Art.  100.  Eine  Privat- 
person hat  nicht  das  Recht,  vom  Wechseiagenten  zu  ver«/ 
langen ,  dafs  er  ihr  sein  Manual  und  Register  zur  Einsicht 
vorlege.  Die  Interessenten  bei  Geschäften ,  welche  mittelst 
Intervention  des  Agenten  zu  Stande  kamen ,  sind  blos  be- 
rechtigt, von  diesem  eine  beglaubigte  Abschrift  der  sie  be« 
treffenden  Artikel  zu  begehren.  Art.  101.  Die  Bücher  der 
Wechselagenten  geben  vollen  Beweis ,  wenn  die  darin  ent» 
haltenen  Artikel  durch  die  contrahirenden  Tbeile  unterzeich- 
net ,  oder  wenn  die  Einträge  mit  den  Polizzen  oder  m\i 
den  Geschäftsnoten  gleichlautend  sind,  welche  sie,  jeder  be- 
sonders ,  geschrieben  haben.  Bei  Ermangelung  dieser  Hülfs- 
mittel  zum  Beweise  genügen  die  gedachten  Bücher  dennoch 
txxm  Beweise  der  Bedingnisse  eines  Vertrags,  dessen  Ab- 
schlufs  von  beiden  Theilen  als  gewifs  anerkannt  ist;  es  wäre 
denn ,  dafs  die  Interessenten  durch  andere  gesetzliche  Be- 
weismittel ,  deren  Hrafl  und  Wirksamkeit  die  Gerichte  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  würdigen  werden,  das  Ge- 
gentheil  des  von  dem  Agenten  Eingetragenen  darzuthun 
vermöchten.  Art.  102.  Die  Einträge  in  den  Büchern  der 
Wechselagenten  können ,  als  Beweismittel ,  in  keinem  Falle 
demjenigen  Agenten,  von  welchem  sie  herrühren,  zum 
Nutzen  gereichen ,  aufser  in  dem  einzigen  ,  wenn  der  frag- 
liche Eintrag  von  der  Parthei  unterzeichnet  ist,  gegen  wel- 
che  er  einen  Anspruch  macht,  und  die  Achtheit  der  Unter- 
zeichnung anerkannt  oder  erwiesen  ist.    Art.  io3.  Der  Wech- 
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sclagent,  "welcher  •wissentlich  die  Wahrheit  eines  Eintrags 
in  seinem  Manual  oder  Register  abändert,  wird  gleich  einem 
Verfalscher  einer  öfTeutlichen  ürliunde  bestraft.  Art.  104. 
Die  Bücher  eines  vom  Dienst  zurücktretenden  Wechsel- 
agenten  werden ,  was  auch  immer  die  Veranlassung  seines 
Rücktritts  scyn  mag,  von  der  Regierungscommission  des 
Collegiums  zu  Händen  genommen  und  im  Secretariat  des 
Handelsgerichts  niedergelegt,  damit  sie  dem  Dienstnachfol- 
ger  des  zurückgetretenen  Agenten  übergeben  werden  kön- 
nen. Art.  io5.  Innerhalb  des  Tages,  an  welchem  ein  Ge- 
schäft abgeschlossen  wird,  haben  die  Wechselagenten  ihren 
Committenten  eine  unterschriebene  Urkunde  zu  übergeben , 
in  welcher  der  Vertrag  mit  allen  seinen  Bestimmungen  ent- 
halten ist.  Diese  Urkunde  giebt  vollen  Beweis  gegen  den 
Agenten,  der  sie  übergab,  im  Falle  einer  Reclamation,  über 
die  Verantwortlichkeit  desselben  aus  dem  Geschäfte.  Art. 
106.  Bei  allen  Arten  der  Geschäfte  auf  Baarzahlung  sind 
die  Wechselagenten ,  gemäfs  der  Vorschrift  des  Art.  90.  des 
Handelsgesetzbuchs,  dafür  verantwortlich,  dafs  sie  dem  Käu- 
fer den  Gegenstand,  den  sie  auf  seine  Rechnung  erwarben, 
und  dem  Verkäufer  den  Preis  für  den  veräufserten  Werth 
überliefern.  Art.  107.  Bei  Geschäften  über  indossable  Han- 
delspapiere, über  die  der  Empfänger  mit  Kenntnifs  der  Per- 
son des  Cedenten  contrahirte,  beschränkt  sich  die  im  vor- 
angehenden Artikel  erwähnte  Verbindlichkeit  des  W^ecbsel- 
agenten  dafauf,  dafs  er  dem  Käufer  den  in  Folge  des  Ge- 
schäfts bezahlten  Preis,  oder  dem  Cedenten  den  nämlichen 
Werth,  worüber  conlrahirt  wurde,  zurückgiebt;  immer  vor- 
ausgesetzt, dafs  das  Geschäft  aus  einem  Grunde  nicht  voll- 
zogen werden  konnte,  welcher  von  dem  W'illen  des  Agen- 
ten und  den  ihm  zu  Gebot  stehenden  Vollzugsmitteln  unab- 
hängig ist.  Art.  108.  Bei  allen  Geschäften  über  irgend  eine 
Art  indossabler  Papiere  sind  diurj  Wechselagenten  verant- 
wortlich für  die  Identität  der  Person  des  letzten  Cedenten , 
auf  dessen  Rechnung  sie  das  Geschäft  abschlössen ,  und  für 
die  Ächtheit  seiner  Unterschrift,  gemäfs  den  Bestimmungen 
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des  Handelsgesetzbuchs.    Wenn  es  sich  zeigt,  dafs  der  In« 
dossant  eine  unterschobene  Person  gewesen ,  oder  dafs  die' 
Unterschrift,   für  weiche  sich  der  Agent  unterzeichnete, 
falsch  ist,  so  ist  er  schuldig,  allen  Schaden,  der  durch  die* 
erwähnte  Falschheit  erwachsen  ist,  sowohl  dem  gesetzmä's« 
sigen  Eigenthiimer  des  indossirten  Papiers,  als  auch  dem« 
Empfänger  desselben  zu  ersetzen ;  vorbehaltlich  jedoch  sei* 
nes  Büchgrifis  gegen  den  Urheber  der  Fälschung  oder  ge^ 
gen  denjenigen,  aus  dessen  Auftrag  er  bei  dem  fraglichen» 
Geschäft  intervenirte.     Art.  109.   Bei  den  Geschäften  auf 
Baarzahlung  über  Staatspapiere ,  welche  die  Wechselagenten 
unter  sich  oder  mit  einer  bestimmten  Person  unter  der  ge- 
setzlichen Vermuthung  abschliefsen ,  dafs  sie  die  Deckung; 
in  Händen  haben,  nämlich  die  Papiere,  beziehungsweise  den* 
Kaufpreis  dafür,  gemäfs  der  ihnen  nach  Art.  84.  obliegen« 
den  Verbindlichkeit,  steht  ihnen  keinerlei  Einrede  gegen 
ihre  Verantwortlichkeit    zum  Vollzuge  des  Geschäfts  zu«' 
Art.  110.  Bei  den  Geschäften  auf  Credit  über  Staatspapiere* 
sind  die  Wechselageiiten  einander  gegenseitig  zum  Vollzug« 
und  zur  Erfüllung  verbunden,  wenn  nicht  das  Gegentheil 
in  einer  ausdrücklichen  Clausel  der  Polizza  festgesetzt  ist, 
und  die  Personen,  in  deren  Namen  gehandelt  wurde,  mit 
ihrer  vorläufigen  Einwilligung  genannt  worden  sind.  Ver- 
mittelst dieser  Bestimmung  gelten  sie  für  blofse  Unterhänd- 
ler des  Vertrags,  und  die  Gewähr  für  dessen  Vollzug  liegt 
denjenigen  ob ,  auf  deren  Bechnung  sie  das  Geschäft  ab- 
schlössen.    Art.  III.  In  Beziehung  auf  ihre  Committenten  * 
haben  die  Wechselagenten  im  Allgemeinen  für  den  Vollzug 
des  auf  Credit  über  Staatspapiere  abgeschlossenen  Vertrags  | 
den  sie  mit  einem  andern  Wechselagenten  eingingen,  zu 
stehen ,  wenn  sie  nicht  von  den  Committenten  selbst  den 
ausdrücklichen  Auftrag    erhielten .    mit  einem  bestimmten 
Agenten  zu  contrabiren.     Ist  letzteres  geschehen,  so  trifft 
die  etwa  aus  der  Zahlungsunfähigkeit  des  ausdrücklich  be- 
zeichneten Agenten ,  mit  dem  contrahirt  wurde,  für  das  Ge- 
schäft erwachsende  Gefahr  den  Committenten,  der  jenen 
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bezeichnete,  oder  hiezu  ausdi^ücklich  einwilligte.  Art.  112« 
Die  Wcchaelageriten  sind  verantwortlich  iür  die  Acblbeit 
der  auf  den  Inhaber  lautenden  Papiere ,  die  sie  in  der  Börse 
negoziren,  wogegen  ihnen,  wenn  eines  als  falsch  erwiesen 
wurde,  der  Rüchgrifif  gegen  denjenigen  Torbebalten  bleibt, 
auf  dessen  Rechnung  sie  es  veräufsert  haben.  Bei  den  Ge- 
schälten über  solche  Papiere,  die  aufserhalb  der  Buise  ab- 
,  geschlossen  wurden,  tritt  diese  Verantwortlichkeit  nur  dann 
ein,  wenn  der  Wechselagent  das  Papier  unter  seinem  Na- 
men und  ohne  in  seiner  Note  die  Person,  auf  deren  Rech- 
nung er  handelte,  zu  benennen,  veräufsert  hat.    Art.  n3. 

•  Die  im  voranstehenden  Artikel  den  Wechselagenten  aufer- 
legte Verantwortlichkeit  findet  nur  bei  denjenigen  Staatspa- 
pieren statt,  welche  fortlaufende  Zahlen  oder  andere  be^ 
stimmte  Zeichen  haben ,  wodurch  ihre  Achtheit  erkannt 
werden  kann,  nachdem  der  Reclamant  bewiesen  haben  wird, 
dafs  er  die  als  falsch  erscheinenden  Papiere  wirklich  Yon 
dem  Agenten  erhalten  habe,  und  dafs  diese  nicht  zurällig 
den  ächten  unterschoben  werden  konnten,  nachdem  deren 
Übergabe  von  Seite  des  Wechselagenten  geschehen  var. 

•  Art  114.  Der  Wechselagent,  welcher  bei  Übertragung  der 
'   Inscription  von  Staatspapieren  intervenirle,  macht  sich  durch 

die  Beurkundung,  welche  er  bei  der  Übertragung  zu  gebeo 
hat,  für  die  Richtigkeit  derselben  und  ihre  Folgen  in  Be- 

•  •  • 

Ziehung  auf  die  Achtheit  der  Person  des  Cedenten,  seiner 
Unterschrift  und  seines  Rechtstitels  zu  dem  veräufserten  Pa- 
piere verantwortlich.  In  Folge  dieser  Verantwortlichheit 
im  Falle  seiner  Intervention  bei  einer  betruglichen  Übertra- 
gung haftet  der  Wechselagent  dem  Eigenthümer  des  Tcr- 
hauften  Papiers  auf  Schadloshaltung  für  dessen  Werth  am 
Tage  der  Klage,  und  dem  Käufer  auf  Entschädigung  für 
jegliche  Reclamation ,  die  gegen  diesen  in  Folge  des  Ver- 
.  trags  erhoben  wurde.  Art.  11 5.  Rücksichtlich  der  Fähig- 
keit der  Contrahenten ,  für  welche  die  Wechselagenten  in- 
terveniren ,  haben  letztere  die  im  Allgemeinen  durch  Art.  83 
des  Handelsgesetzbuchs  vorgeschriebene  Verantwortlichkeit. 
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Art.  116.  Wenn  aus  dem  Staatspapiere  selbst,  welches  ein 
Wechselagent  veräufsertc,  hei'vorgeht,  dafs  Mängel  oder 
andere  Grunde  vorhanden  seyen ,  welche  seiner  Veraufse- 
rang  gesetzlich  entgegen  stehen ,  oder  dafs  derjenige ,  auf 
dessen  Rechnung  gehandelt  wurde,  zur  Vornahnfie  der  Ver-  , 
äufserung  nicht  berechtigt  war,  so  hat  der  Agent  die  näin* 
liehe  Verantwortlichheit ,  welche  nach  Art.  ii4>  ihm  in  deo 
Fällen  seiner  Intervention  zu  einer  betrngHchen  Veräufse. 
rung  obliegt.     Art.  1 17,  Falls  ein  Wechselagent  Staatspa^ 
piere  oder  Ilandelswerth ,  die  einer  in  Gant  erklärten  Per-^' 
son  gehören ,  verhandelt ,  so  ist  er  der  Masse  des  Gant* 
manns  für  deren  Betrag  und  allen  dieser  hierdurch  erwach* 
senen  Schaden  verantwortlich,  nach  Vorschrift  des  Art.  104 
des  Handelsgesetzbuchs,  und  uobeschadet  der  dort  festge- 
setzten Strafen.    Wenn  jedoch  das  Papier  oder  der  verhan- 
delte  Werth  auf  den  Inhaber  lautet ,  so  findet  diese  Ver- 
antwortlichkeit des  Wechselagenten  nicht  statt,  wenn  er  be- 
weist,  dafs  ihm  nicht  der  Gantmann,  sondern  ein  Anderer 
dies  Geschäft  aufgetragen  habe,  und  wenn  nicht  aus  andern 
Umständen  erhellt ,  dafs  er  von  der  Herkunft  des  verhan- 
delten Papiers  Kenntnifs  hatte.    Art.  1 18.  Aufser  den  in  den 
voranstehenden  Artikeln   aufgestellten  Fällen  der  Verant- 
wortlichkeit sind  die  Wechselagenten  bei  allen  ihren  Ge- 
schäften und  Verträgen  noch  der  gemeinen  und  allgemeinen 
Verantwortlichkeit  unterworfen,  welche  jeder  Commissionär 
oder  Mandatar  gegen  seinen  Committenten ,  gemäfs  Buch  11«^ 
Titel  III.  Abschnitt  II.  des  Handelsgesetzbuchs,  hat,  in  so^ 
fern  diese  Vorschriften  auf  die  Wechsel-  und  Handelsge- 
schäfte, bei  denen  die  gedachten  Agenten  iiiterveniren ,  an-* 
wendbar  sind.    Art.  119.  Die  Verantwortlichkeit  der  Wech- 
selagenten in  den  verschiedenen  Fällen,  wo  sie  ihnen  für" 
ihre  Dienstverrichtungen  nach  dem  Gesetze  obliegt,  dauert 
drei  Jahre  lang  von  der  Zeit  des  Abschlusses  jedes  Geschäfts 
an  gerechnet.    Nach  dieser  Frist  gilt  jede  Klage  auf  Ge- 
•währ  gegen  dieselben  für  verjährt,  und  kein  Anspruch  auf 
irgend  eine  Art  von  Gewährleistung  oder  Schadensersatz  ist 
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mehr  zulässig.  Art.  190 —  i*sa.  handeln  von  Verwendung  der 
Caution.  Art.  laS.  Jeder  Wechselagent  ist  verbunden,  seine 
Verantwortlichkeit  aus  geschlossenen  Geschäften  innerhalb 
tier  Zeit  sicher  zu  stellen,  welche  zwischen  der  Börsever- 
snmnilung,  wo  die  eingegangene  Verbindlichkeit  vollzugsreif 
wurde,  bis  zur  Eröffnung  der  nächsten  Börse  Versammlung 
mitten  inne  liegt;  thut  er  dies  nicht,  so  hat  der  Gläubiger 
das  Becht,  dieselbe  an  seiner  Caution  zu  verwirklichen, 
worauf  der  Agent  von  seinen  Dienstverrichtungen  so  lange 
suspendirt  ist,  bis  er  die  Ergänzung  seiner  Caution  nach- 
weist. Wenn  er  zwei  Monate  verstreichen  läTst,  ohne  diese 
Ergänzung  zu  bewerkstelligen,  so  wird  seine  Stelle  für  er- 
ledigt erklärt  und  der  Begierung  zum  Zweck  der  Vornahme 
einer  neuen  Ernennung  Bericht  erstattet.  Art.  124  —  »27. 
gleichfalls  von  der  Caution.  Art.  128.  Kein  Wechselagenl 
darf  Jemanden,  der  ihn  darum  angeht,  die  Verrichtung 
seines  Dienstes  verweigern ,  wenn  ihm  dieser  die  durch  das 
Gesetz  vorgeschriebene  Provision  giebt,  um  ihn  vor  aller 
Verantwortlichkeit  zu  decken.  Im  Fall  einer  ungegrunde- 
len  Weigerung  von  Seite  des  Agenten  ist  dieser  für  Hosten 
und  Schaden  verantwortlich ,  die  deswegen  dem  Commitlen- 
tea  erwuchsen,  und  aufserdem  noch  schuldig,  eine  Geld- 
strafe von  300  bis  1000  Bealen  haar  zu  bezahlen.  Art.  i3o. 
Die  Wechselagenten  zu  Madrid  bilden  ein  von  dem  der 
Mäkler  des  Platzes  verschiedenes  Collegium,  das  von  einer 
Regierungscommission,  bestehend  aus  dem  Syndicus  and 
vier  Beisitzern,  geleitet  wird.  Art.  i3i.  Die  Verrichtungen 
der  Syndicatsmitglieder  dauern  ein  Jahr  lang.  Ihre  Ernen- 
nung geschieht  durch  absolute  Stimmenmehrheit  des  voll- 
ständig versammelten  Coliegiums,  und  unterliegt  der  Ge- 
nehmigung des  Intendanten.  Bei  beiden  Acten  wird  nach 
Vorschrift  des  Art,  1 14-  des  Handelsgesetzbuchs  verfahren. 
Art.  i32.  Es  liegt  dem  Syndicate  ob,  an  jedem  ßörsentage 
den  Curs  oder  laufenden  Preis  der  Staatspapiere,  Münzen, 
Wechsel  und  Handelsgegenstände  nach  Mafsgabe  der  wäh- 
rend des  Tages  abgeschlossenen  Geschäfte  festzusetzen  uod 
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das  Börsenblatt  herauszugeben,  welches  in  Beziehung  nuf 
die  darin  enthaltenen  Preise  als  amtliche  und  glaubhafte 
Urkunde  zur  Aufklärung  der  etwa  obwaltenden  Zweifel  und 
"VVidersprüche  gebraucht  werden  kann.  Art.  i33.  Zum  Be- 
huf des  pünktlichen  Vollzugs  des  vorangehenden  Artikels 
gleich  nach  Schliefsung  der  Börse  haben  alle  Wechselagen- 
ten ,  die  in  der  Börse  anwesend  waren ,  sich  in  der  Bürsen- 
hallo  zu  versammeln  und  die  Preise  aller  geschlossenen  Ge- 
schäfte zu  untersuchen ,  worauf  das  Syndicat  io  ihrer  Ge- 
genwart den  Preis  jeder  Art  von  Staatspapieren  und  Mün- 
zen ,  die  in  der  Schätzung  zu  begreifen  sind ,  festsetzt. 
Rücksichtlich  der  Staatspapiere  ist  die  fortschreitende  Be- 
wegung anzugeben,  welche  deren  Preise  vom  Anfange  bis 
zum  Ende  der  Geschäfte  sowohl  im  Steigen  als  im  Fallen 
gehabt  haben ,  und  zwar  sowohl  bei  den  auf  Baarzahlung 
als  bei  den  auf  Credit  geschlossenen  Geschäften,  die  jedoch 
gebührend  von  einander  zu  unterscheiden  sind.  Rücksicht- 
lich des  Wechsels  des  Handelswerths  und  des  Preises  der 
Münzen  genügt  es,  dafs  in  der  amtlichen  Schätzung  der 
höchste  und  der  niedrigste  Stand  angegeben  werde.  Art. 
i34*  nie  Urkunde  der  Preisbestimmung  ist  in  ein  gebunde- 
nes ,  foliirtes  und  durch  den  Proyinzintendanten  paginirtes 
Buch  einzutragen ,  welcher  Eintrag  sofort  durch  die  Mit- 
glieder des  Syndicats ,  die  diese  Handlung  vornahmen ,  zn 
unterzeichnen  ist.  Ihre  Zahl  mufs  wenigstens  drei  seyn, 
und  ein  jeder  von  ihnen  ist  persönlich  verantwortlich  für 
die  genaue  und  gesetzmäfsige  Vornahme  der  Handlung. 
Art.  i35.  Das  ProtocoU  der  Preisbestimmungen  ist  von  dem 
Börseaufseher  aufzubewahren,  in  dessen  Gegenwart  dasselbe 
eröffnet  und  unterzeichnet  werden  mufs,  ohne  dafs  er  je- 
doch an  der  Untersuchung  der  Geschäfte  und  an  der  Preis- 
bestimmung Theil  nehmen  darf,  weil  diese  Geschäfle  aus- 
schliefslich  dem  Syndicate  zustehen.  Art.  i36.  Am  Ende 
eines  jeden  Jahres  ist  das  Protocoll  der  Preisbestimmungen 
der  Intendanz  zur  Aufbewahrung  in  ihrem  Archive  zu  über- 
liefern.   Art.  i37.'Wenn  das  Preisbestimmungsprotocoli  un- 
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terzeichoet  ist,  so  sind  uurerzuglich  die  Anzeigen  za  ma- 
chen ^  welche  zu  gleicher  Zeit  an  das  Staatssecretariat ,  an 
das  Finanzministerium,  an  die  Generaldirectionen  des  kö- 
niglichen Schatzes  und  der  Amortisationskasse  und  an  die 
Intendanz  in  Gemafsheit  der  Vorschrift;  des  Art.  20.  §.  6. 
dieses  Gesetzes  abgesendet  werden  müssen.    Desgleichen  ist 
eine  genügende  Zahl  von  Exemplaren  an  dem  Thore  und 
den  Zugangen  der  Börse  zur  KeniituiTsnahme  des  Publicams 
anzuschlagen.    Diejenigen  Blätter,  welche  zu  einem  oder 
dem  andern,  dieser  Zwecke  dienen  sollen ,  müssen  von  zwei 
Mitgliedern  des  Syndicats  unterzeichnet  werden.     Art.  i38. 
Die  Beurkundungen,  welche  Privatpersonen  über  das  Er- 
gebnifs  der  Preisbestimmungsprotocolle  etwa  bedürfen ,  wird 
ihnen  der  Bürseaufseher  ausstellen ,  wenn  sie  aus  dem  Pro- 
tocolle  des  laufenden  Jahres  zu  entnehmen  sind ;  der  Secre- 
tär  der  Provinzintendanz  aber  dann,  wenn  sie  aus  früheren 
Protocollen  zu  entnehmen  sind,  die  im  Archive  der  Inten- 
danz aufbewahrt  werden.    Art,  i3q.  Das  Syndicat  wird  dar- 
auf achten,  dafs  Niemand  sich  in  der  Börse  einfinde,  dem 
nach  Art.  i3.  verboten  ist,  an  Burseversammlungen  Theil 
zu  nehmen  ;  und  bei  Wahrnehmung  einer  Übertretung  wird  , 
es  hievon  den  Borseaufseher  in  Kennlnifs  setzen,  damit  er 
die  zur  Aufrechthaltung  dieses  Gesetzes  nothwendigen  Vor- 
kehrungen treffe.    Art.  140.  Das  Syndicat  wird  gleichfalls 
dafür  sorgen,  dafs  sich  Niemand,  welcher  nicht  Mitglied  des 
activen  Agentencollegiums  ist,  einschleiche,  um  Geschäfte 
der  Wechselagenten  auszuüben;  und  es  wird  gegen  etwa 
Eingedrungene  und  ihre  Helfer  das  geeignete  Verfahren  ein- 
leiten,   damit  die  vom  Gesetze  «lorgeschriebenen  Strafen 
über  sie  verhängt  werden.    Art.  141*  Rücksichtlich  der  in- 
neren Angelegenheiten,  nämlich  der  Ordnung  und  Disciplin 
des  Collegiums  und  seiner  Mitglieder,  hat  das  Syndicat  eben 
die  Obliegenheiten  und  Rechte,  wie  nach  den  §§.  1.  4.  5. 
6.  und  7.  des  Art.  11 5.  des  Handelsgesetzbuchs  die  Regie- 
rungscommission   in  Beziehung   auf  das  MäkiercoUegiam. 
Art.  142.   Wenn  ein  Wechselageol  bei  Ausübung  seines 
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Dienstes  Übertretungen  begeht,  die  der  Würde  der  Kor«, 
perschaft  zuwider,  aber  mit  keiner  gesetzlichen  Strafe  be* 
droht  sind,  deren  Anwendung  immer  den  Gerichten  yorbe* 
haken  bleibt,  so  kann  das  Syndicat  ihn  ermahnen,  tadeln 
and  zurechtweisen,  und  ihn  zum  Behufe  der  Besserung  auf. 
eine  Zeit,  die  einen  Monat  nicht  übersteigen  darf,  Tom 
Dienste  suspendiren.    Wenn  aber  das  Syndicat  wegen  oft** 
maliger  Wiederholung  oder  wegen  Schwere  der  Übertre«;^ 
tuog  ein  strengeres  Verfahren  für  nothig  erachten  sollte 
80  hat  es  hie?on  den  Intendanten  in  Kenntnifs  zu  setzen 
damit  dieser  beim  Staatssecretariat  und  beim  Finanzministe*^ 
rium  die  ihm  geeignet  scheinenden  Anträge  machen  kann*-ri 
Art.  143.  Bei  Streitigkeiten  der  Wechselagenten  unter  sick^ 
über  Erfüllung  der  von  ihnen  abgeschlossenen  Geschäfte- 
wird  das  Syndicat  vermittelnd  einschreiten ,  ihnen  gerechte 
Vorschläge  machen  und  das  zur  Versöhnung  Dienliche  vor- 
stellen;  sollten  dieselben  aber  sich  nicht  nach  der  Ansicht- 
des  Syndicats  fugen,  so  wird  es  sie  von  der  Verfolgung^ 
ihrer  vermeintlichen  Rechte  vor  der  ordentlicheo  Obrigkeit 
nicht  abhalten.       «l^r^vntfl^fr     '    '  >!H>w^ 

f«  ,     bim  • 

ber  die  Staatsaiiwaltscliaft  nach  ihrer  Wirk-, 
-m^-^H,  <täk    samkeit  in  Civilsachen.  ^ 

Von 

1^.  HerroDEVAULx, 

•  y  V      entern  Geaeral^dyocalen  am  Appeilaüonshofe  zu  Colmar. 


In  anserm  vorigen  Artikel  über  die  Staatsbehörde  (s.  diese;, 
Zeitschrift  Bd.  V.  No.  2.)  haben  wir  uns  darauf  beschränkt  ,^ 
das  Institut  von  einem  allgemeinen  Gesichtspunkt  aus  zu.. 
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iietrachten;  nachdem  wii*  die  Gesckielite  desselbeo  darsa- 
sttflleii  ifhithf«!!,  iv^oehtta  wir' die  Gi'ymkilBe^'WifiüHiilifc» 

auf  welchen  die  StaatsbeMMe  nach  der  netitB^Oriitang  dw* 

Difi^c,  als  Frucht  unsrer  grofsen  Revolntioa  von  1789,  be- 
ruht; —  nvir  haben  weiter  die  verscbiedeneo  Gesichtapankte 

* 

m%eateUt,  unter  detaeii  man  die  StaattbehCrd»  wr  heliiifc 
ten  hat;  —  wir  werden  uns  ntin  auch'' itM^M 

Ziehungen  derselben  zur  obersten  GericbUverwaltung  be- 
schäfHgefif  80  dafs  uns  nur  noch  zur  PrfifiUif;  übrig  bM- 
bent  1)  die  Tersdhiedenen  Arten,  wie  die"8t)MilibeMMB  in 
Civilsachen  inter?enirt,  und  a)  ihre  Wirhsambeit  GrÄiJ* 
nalprocessen.  Die  erste  dieser  beiden  Fragen  soll  nun  den 
Gegenstand  des  gegenwartigen  Anfaatsea  biidctt^^  - 

Unte^  der  alten  Monarchie  waren  di«  Befagniste  *^dbr 
Staatsbehörde  in  Civilgegenständen  im  Laufe  der  Zeit  un- 
beschrankt geworden,  gewissermaisen  so,  wie  die  der  Par- 
lamente, woTon  sie  einen  integrirenden  Theii  biidete.^' 
Geschichte  der  Parlamente  handelt  nur  Ton  ihren  fiingfftf» 
fen  in  das  Gebiet  der  executiyen  Gewalt,  und  unter  denen, 
welche  diese  Eingriffe  hervorriefen,  sah  man  oft  vovn^-ma 
die  Mitglieder  der  Staatsbehörde;  unabhängig  gewordma 
der  exectitiTen  Gewalt  in  Folge  der  KSufÜch^eit  fhr«r  'i^ 
ter,  welche  ein  Eigenthum  in  ihren  Uüuden  geworden  wa- 
ren ,  nahmen  sie  einen  thätigen  Antheil  an  jenen  berüchtig- 
ten arretß  de  reglemenSf  welche,  manchmal  zu  einem  nfilp»- 
licheo  Zwecke  erlassen,  doch  geradezu  darauf  ausgingen, 
die  Gewalt  aus  den  Üänden  des  Fürsten  in  die  der  Richter- 
collegien  übergehen  zu  lassen.  Die  Mitglieder  der  Stnaiti. 
behorde  waren  weit  von  jenem  Zeitpunkt  entfernt,  wo4ftre 
Verrichtun^ea  darin  IjCbtanden  ,  die  Hcc?ito  des  Fiscus  auf- 
recht zu  halten  und  zu  beschützen^  nicht  mehr  konnte luaa 
sie  als-  einfache  Beamte  der  executiven  Gewalt  betfucjil99« 
welche  im  Namen  der  letzteren  als  öffentlich»  AakVüfM* 
auftraten;  si^  waren  vielmehr  nothwendige  und  leidenschaft- 
liche Mitglieder  von  Collegien  geworden ,  unter  deren  l^ei- 
tung  die  Gesetze  gemacht  wurden ,  welche  auch  »m^Mtml 
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ibren  Wülon  liem  Furtlen  aufdrangen,  und  oft  dmpeh  tl»e 
Weigemagen  od#r  ümp  Bttehtwoihm  jedt.Tfaätigltttt  T9n  aot- 
oar  Seite  lahmten« 

Dieser  Zustand  der  Dinj»e  Tnüfblt'  die  assenihlee  cnnsü- 
tuante  aafmerbsaiiL  machen,  und  sie  machte  ihm  durch  eise 
•'MiBige  VerMgiing  ew  Ende,  tiäaltQli  ckirch  den  Art.  A 
^*d^TiSewllÜ#iT<im-  »4«  August  1790  mit  den  Worten:  »Die 
Mitglieder  der  Staatsbehörde  sind  Beamte  der  voliziehenden 
Gewalt  .heif  den  Gerichten;  ihre  Amtsremcbtuiigen  sind-, 
-AeeAher  —  ^üuefcehjjniifa  bei  den  sa  eriassenden  Urtbeüen 
^^^Oeeetge?|f  lügliliu allgemeine  Ordnung  betreffen,  be- 
obachtet,  so  wie  dafs  die  eriasseaen  Urtheiie  voU^o^eu 
^rden;  «ie  beileeo  von  nan  an  Commmairts  dw^BoU^' 
aMIei«  4i»Lcetttiiteirende  Verammlwig  w&de  dadoreb^  dafs 
sie  den  Mitgliedern  der  Staatsbehörde  ihre  frühere  Eigen- 
scbait  als  Beamten  dei^  voUsiel^ enden  Gewalt  wieder  bei- 
•le^te,  z«  Tiel  zu  Gunsten  de«  Fürsten  and  nicht  gtnog  an 
««Gonsten  seiner  Unterthanen  getban  haben ,  wenn  ste  dir 
Staatsbehötile  alle  ihr  früher  zustehenden  Befugnisse  gelas- 
«•en  bätte.    Sie  beeilte  sich  aiicbf  im  A.rt.  a.  desselben  Ge- 
'eetaee  den  Kreit  sn  bettinunen,   ionerbalb  welohem  die 
St«aldieh5rde  in  Gytitaehen  auftreten  h&ine,  und  et  warde 
daher  yerordoet:  »In  Civilsachen  steht  den  Commissaires 
do  Roi  keiii  Klagerecfat  za,  tondero  sie  JiÖonea  nor  in  den  • 
'Vor  die  Richter  gelangten  Processen  Anträge  ttellon.« 
Dieser  Artikel  enthält  den  GrondsstZ)  der  auch  heutzatage 
die  Einriebtang  beherrscht;  nach  seinem  Muster  wurden 
«Mo.  spftleffttridetiailtigen  Aoordnaogon  .abgeCnfst. .  Fortwih- 
rMtd  'l»leiiilt«e^«ilgeateiao  Regel,-  4afii  die  StaatsbehMe  in 
Ciyilsachen  nur  durch  Ansuchen  und  als  Neben]jaj  tiiei  auf- 
treten kann.    Berriat  St  Prix  in  seinem  Werke  s«f*  la 
prüiMure  dmk  pag«  94.  not.  tO*  and  di.  erklärt. sehr  g«t, 
wm^^  WmÜü  i»AMk  Anträge  dazwitoheatreteo«  bedeo» 
»"tCnV  Was  beim  ersten  Anblick  mit  dem  Auftreten  der  Staats- 
behörde als  Nebenjpaetbtf»  nicht  recht  yereinbar  ersebeint. 
iDio  6taattbeh(Me tagt  er,  Ttrlangt  nacht,  daft  nao  direet 
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der  duich  sie  repräsentirten  Gesellschaft  etwas  zugestehe, 
sondern  sie  stellt  den  Antrag,  dafs  man  in  der  Sache,  wo 
sie  dazwischentritt ,  so  und  so  entscheide. 

Wichtige  Gründe  bewirkten  jedoch,  dafs  man  nach 
und  nach  Ausnahmen  von  dem  durch  den  Art.  2.  des  Ge- 
setzes von  1790  ausgesprochenen  Grundsatze  machte.  Ob- 
wohl darnach  der  Staatsbehörde  der  Weg  der  Klage  in  Ci- 
▼iUachen  ganz  abgeschnitten  war,  so  wiirden  doch  in  vie- 
len Fällen  in  der  That  Interessen  einer  erhabneren  Natur, 
die  unmittelbar  die  öffentliche  Ordnung  betreffen,  schwer 
blosgestellt  worden  seyn ,  wenn  man  nicht  für  sie  einen 
Vertreter  aufgestellt  hätte,  um  sie  bei  allen  Gelegenheiten 
geltend  zu  machen^rvmn  *  m 

Die  Staatsbehörde  mufs  daher  in  Civilsachen  unter  einem 
doppelten  Gesichtspunkt  betrachtet  werden:  1)  in  wie  fern 
sie  durch  Anträge  oder  als  Nebenparthei  dazwischentritt, 
und  2)  in  wie  fern  sie  auf  dem  Wege  der  Klage  oder  als 
Hauptparthei  auftritt.  ^'»^-^^ 

Wir  wollen  nun  mit  einer  Betrachtang  ihrer  Befug- 
nisse als  Nebenparthei  beginnen.  Die  verschiedenen  hieher 
bezüglichen  Fälle  sind  im  Art.  83.  des  Code  de  procedure 
civile  so  angegeben :  »  Dem  Staatsanwalt  sind  folgende  Bechts- 
Sachen  mitzutheilen :  1)  die,  welche  die  öffentliche  Ordnung, 
den  Staat,  Domänen,  Gemeinden,  öffentliche  Anstalten ,  Ge- 
schenke und  Vermächtnisse  zu  Gunsten  der  Armen  betref- 
fen; 2)  die,  welche  sich  auF  den  Stand  einer  Person  und 
auf  das  Vormundschaf^swesen  beziehen  ;  3)  wo  Gerichtsstand- 
ablehnende Einreden  wegen  Incompetenz  vorgebracht  wer- 
den ;  4)  die  Competenzconflicte  zwischen  Bichtern ,  die  Re- 
cusationen  und  Einwendungen  wegen  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft;  5)  die  Syndicatsklagen ;  6)  alle  Sachen,  wo 
Frauen  ohne  Ermächtigung  ihrer  Ehegatten  auftreten,  oder 
im  Fall  sie  ermächtigt  sind,  wo  es  sich  um  ihr  Heirathsgut 
handelt,  in  so  fern  sie  nach  Dotalrecht  verheirathet  sind, 
die  Sachen  der  Minderjährigen,  und  im  Allgemeinen  alle 
die,  wobei  eine  Parthei  durch  einen  Vormund  vertreten 
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j  7)  die  Sachen,  worin  Rechte  der  Abweienden  in  Frage 

l;ung  für  nothwciK.i:;  hail,  üab  Gerioht  liaim  dies  sogar  voü 
AAtawegen  anordnen.  <jt  —  Man  sieht  aus  dem  ersten  Thelle 


in  der  tätlichen  Pranis  der  Gerichte  besteht  jedüch  die  Ötaats- 
bahgrde  .hrtweiwreg«  imS  ^imm  Beehtfl  f  hiiü^twi  ^  tothdw 
ZQ  Terlangea;  «ie  haiia  ührigent-,  trawiie  dnrcb  MpriBmii 

handlangen  in  der  Sitzung  nicht  genngsam  aufgeklart  ist, 
die  Vertagung  der  Sache  Tiirlaogen,  um  sich  noch  nähere 
Mihheikiogefi  -gel^  BOTteaes^  iMiih'Mii  4ttioiUi4liH^^ 
^Kiir^lmlit^Teli#eigeni.v^^  ^^'^»^mm^  ^^H^^*i0ok^A 

Aber  das  Gesetz  hat  sich  nicht  darauf  beichränkt,  die 
liaMlfce*l;iltt|^  bestimmter  Saehe»  an  die  Staatsbehörde  ¥pr^ 

«MbNÜMivr'  •'««elf  ^^f^woVrfiäiMi»  widteetü» 
ein  ürtbeii  geMl»  lirerfleii  ddrllev^^ttM  ^ti^ei 
ben,  worüber  der  Art.  112.  des  Code  de  procedure  die  for- 
awHe^4MctkKÜI^iebtt  ^M^emme^  %mäm 
nanorm?!  TiiwBBwWMeBoe.Mii-f'  wikw  swiMiti 
Sitzung  mit  seinen  Anträgen  gehört  werden.«  Die  Anb^fei 
rung  der  Staatsbehörde  in  den  ihr  niitzutheiienden  Sachen - 

Iii  aüeb  ^ j^»litM% i eine  >  ■rtfcTijipi  Ifliiilliitnii  ili<l»%' 

------     —    f  -■■aMNaiii  *^**-  ,1^««^^^^^  ^^^^^^^.jj]^L^^^ 

]\Iangel  das  gefällte  Urtheil  einer  radicalen  Jlichliglieit  aas- 
setzt.    Die  einfache  Erwäbnnng.iiik&thei^*  dallft^i^ines  der 


iiwllt  ^fidgen ,  uiylMnrfMitCeUeD)f'*dalMKoic4lisi^iUMl4i^^ 

es  buüari  vieiinehr  einer  positiven,  aus  dem  Urtheil  selbst 
hM*vorge>ieirfB»tMftphnf  eiinng  ^  Mbp^iAt  6l«itsbehÖrde  geborte 

dies^fii  ^ii0§'^eutschieden ,  und  erst  T9^UlVttRMft^lMiMMlPiil'^* 

peühof  ZU  Colmar  aut  meinen  Antrag  eine  Entscheidung 

AaajCiiiiiihüt  ^iii  lOniiihwig  vMMMif -mMt/fll|pitti 
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in  der  Sitzung  zu  erwähnen.  Die  Entscheidungsgründe  laa- 
ten  so:  In  Erwägung,  dafs  die  Anhörung  der  Staatsbehörde 
'  in  den  Fällen,  wo  sie  erfordert  ist,  eine  Mafsregel  der  öf- 
fentlichen Ordnung  bildet,  die  streng  vollzogen  werden  mufs, 
in  dem  vorliegenden  Falle  das  ürtheil  aber  nicht  ausweist, 
ob  die  Staatsbehörde  gebort  wurde,  auch  der  Mangel  dieser 
Erwähnung  nicht  durch  die  Angabe  ersetzt  werden  kann, 
dafs  ein  Beamter  der  Staatsbehörde  in  der  Sitzung  anwe-' 
send  war  —  leidet  das  ürtheil  an  einer  radicalen  Nich- 
tigkeit*'"'»  •*•         ♦♦»»  «M-^nf  .'jof-  • 

Aus  dem  zweiten  Theile  des  Art.  83.  geht  hervor,  dafs  - 
das  Recht  der  Staatsbehörde,  die  Mittheilung  einer  Sache 
zu  verlangen,  nicht  auf  die  im  ersten  Theile  dieses  Arti. 
IacIs  aufgezählten  Fälle  beschränkt  ist,  und  dafs  dieselbe  die  * 
Mittheilung  aller  bei  dem  Gerichte,  wo  sie  aufgestellt  ist, 
vorkommenden  Sachen  verlangen  kann  und  in  allen  gebort 
werden  mufs,  wenn  sie  es  fordert.     In  der  That  ergeben- 
sich  auch  sehr  viele  Umstände,  wo  die  Sache,  obwohl  sie- 
nicht  ihrer  Natur  nach  die  Mittheilung  erfordert,  nichts* 
destoweniger  in  hohem  Grade  auf  die  Prüfung  durch  die 
Staatsbehörde  Anspruch  machen  kann.    Dahin  gehören  z.  B.'l 
die  Fälle ,  wo  es  sich  um  die  Interessen  eines  Armen ,  eines  >* 
im  Dienste,  befindlichen  Soldaten  oder  einer  Wittwe  han--* 
delt,  wo  Jemand  der  Arglist  oder  des  Betrugs  beschuldigt 
wird ,  oder  wo  irgend  ein  gefahrlicher  Einilufs  oder  eine 
Collusion  zu  befürchten  ist.    Der  Grundsatz,  der  die  Da- 
zwischenkunft  der  Staatsbehörde  in  Civilsachen  veranlafst, 
ist:  dafs  sie  nicht  nur  die  öffentliche  Ordnung  vertritt,  son- 
dern dafs  sie  auch  die  geborne  Vertheidigerin ,  die  aufge- 
stellte Schützerin  aller  Interessen  ist,  bei  denen  die  Lage 
der  davon  berührten  Personen  eine  genügsame  Vertheidi- 
gung  nicht  annehmen  läfst.  —    Noch  mehr :  es  giebt  ge- 
wisse Sachen ,  wo  der  wahre  Sireitpunkt  wegen  unzureichen*  ' 
der  Geschicklichkeit  der  Advocaten  oder  manchmal  auch,  ' 
weil  sie  zu  geschickt  sind,  unter  einer  Masse  dem  ProcessC'^ 
fremder  Einzelnheiten  versteckt  oder  verloren  ist;  und  hier  - 
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ist  es  zwechinäfiiig ,  dafs  die  Staatsbehörde  gehört  zu  wer- 
te Terkogt.  ^  Fwjoer  bann  das  Getickt  telbst  in  tUem 
HMUnaen.  mgAteiH»?  Sühiiiii»  «iüMWMBte 

nnfg^tlieilt  iperd^ '  Freilieh' »l^tetelbe  durch  dieses  Am^ 
mutbea  des  Gericbts  mcbt  gebunden,  ihreariiatb  über  dia 

eigen«  WeiAeit      iCciMlita>  Ibewtehia^ 

lichlteit  erfordert  doch  ia  hohem  Grade,  dafs  si»  i  i  solchen 
^^iUieo  dem  ihr  ausgesprochenen  V^jLiASclietoach komme.  Ob^ 
wohl  die  6tMtabeiiMe.  eiiM  mtegi^ 
nehU  iMMdiH«:  f o  m»  ^  ^leob-  vo^^iiiitie«.  maMän^^  i 
und  dasselbe  darf  iiuvi  sie    kein   Z  «vangsmittei   ausüben  :> 
nichisdestoweiki^er  bat  man  bautig  Versuche  to»j  Jüppiffei^ ' 
mtäütme  .gewi««h>JMgiin§  bei  -äm^^iamivkmä  WpviApMM 
dw  Beeilt       IVidel»  eK^inmefteOjftdbue  ii  Allg ww  liiiiiigiini 
ben  sich  die  oberen  Gerichte  beeilt,  die  Gerichte,  welcjuib. 
sieh  r  soielie  s  fUagiiiPe  erlenbli  Jialtlee^iw  vMi^mMii» 
SehnttheD  ftorueliMMMiieii*    tetlMftliMial  VtHaaC  ÜMi  tW^lt^ 
flossenen  Jahres  eines  der  Gerichte  in  dem  Bezirk,  in  dem 
läk  mein  Amt  ausübe,  m  seinen  £nt8cbg|fim>gsg»iinden  Jü 
einem  BmAmen  4t9i^^^ttifm&ml^^ 

fpokeu  NeeUMftieit  Mh^ii^^hmm^ei^^m  JGgmmikpmm 

curalur  app  l  nte  i^eeen  diese  Entscheidung,  und  auf  mei- 
nen dahin  gerichteter^   \ntrag  veroichlete  clM»Appelibol'  4m 

Urtlieilr  rdekmktUeli  dieaet  £«mkte,  iaifimi  m  hiiiiüiiiMfc 
^Aoüpraob  ^erldirtef  dafii  dae  Gejacbt  4wwih>  ■ettOm  4»igriffi 

gegen    das   Betragen    der  Staatsbehörde    seine  iJefa^nisse 
überschritten  habe,  und  dadur<^ieti^»üäwiliebtt  WeiM^^te^ 
Sterke  ood,  Wekrii^Mto  4>kee  aaipuppuhii 

-  Ber  Kreis,  in  weichem  sich  das  liazwtschenlreten  der; 
8iaaldbpk«ad#  Ip  ^IhiittMihBu .  benigi»i  it^  «de. 
lehr  enj^aeheti  Mm  ämf£htdt  Müm^^ 

deren  Mittbeilan^;  j^tlordert  wird  und  bei  denen  die  Anhö- 
rung der  Staatsbehörde  nothwendig  ist  ,  sehr  Jsablrei$(kf«A|^ 

aeduv^eitti  'hell '  ikiNd^sMpilBhmitMteiifkflNM- 
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•U  die  sie  sich  selbst  zu  setzen  beliebt.  Das  Geaeto  iiOi* 
Mk  IdffiMi  Mf  dk  eigMe  iUi^«t  dmellieii,  mmä 
«Mite  ihr«r  W«rdi«ung  die  WaU  der  Fille,  in  dewn 
sie  ihr  Auftreten  iiir  nützHch  hält.  —  Dem  sey  nan,  wie 
ihm  wolle:  die  Sftweekmärsigkett  des  Auftretens  der 
•teetaUMMe  als  Mebeapettbei  hat  viele  «ad  emete  Witew 
stehen.  Man  sah  darin  keinen  rechten  Zweek ;  die  münd- 
lichen Vorträge  im  Ailgemeinea  sind  sehr  lang  und  sehr 
•MgebreiMi  «Me»e  Adteoalen  sied-  gewdkolidi  ^rolke 
flehwäUery  «od  jtm  Leiditigbeit  der  Rede^  irelelie  uoeeve 

Vorfahren,  die  Gallier,  auszeichnete,  scheint  in  der  Ihat 
eine  am  Boden  klebende  Eigenschaft.  Nun  sagt  man:  die 
Aabdmif  der  fitaatsbekörde  naeh  eseisleos  n  a«a|;6deWnteii 
Tsetaudiaegee  kaen  irokl  aselit  dasv  idienen,  dem  dmelini 
schon  hinreichonil  aofgehl arten  Richter  neue  Ansichten  za 
versckaEeOf  und  es  zeige  sich  dann,  wie  man  hinzosetst, 
in  seieer  ^Msen  6tiurke  ein  sckwerer  F^ler,  tiSrntiek  Yet^ 
cogemng  in  der  Betsekeideng  der  Seeke«  Neben  diesem 
Mifsstand  bezeichnet  man  einen  andern ,  den :  dafs  die  Staats« 
kekdrde  die  Befugaifs  hake,  die  Aa&ckiekaog  der  Saeke  stt 
verieegen,  und  swar  sogar  aaoh  ^ana,  weaa  bereits  ver 
den  Verhandlangen  die  Sache  ihr  mitgetheilt  worden  war. 
Der  Nutzen  der  mündlichen  Verbandlungeo,  sagt  man,  ver- 
'  iidiwiade  ao,  uad  der  Bkkler  sey  gendlkigt,  seine  Ansiekt 
oaeh  äer  Entwiobinng  einer  eiaeigen  Ansiekt  an  bitdea; 
denn  die  Erinnerung  an  die  früheren  Verhandln n 2; en  ver- 
liere sich  schnell  durch  die  Abwechslung  4ier  Geschäfte.  — 
Wkr  haken  diese  Eiaweadaagea  in  ihrer  gaacen  Stärke  aa& 
gestallt,  ond  atad  ulreit  entflsrnt  sa  bebaaptea,  sie  seyen  al* 
ler  Wahrheit  entblöfst.  Allein,  was  zunächst  das  Begehren 
des  Aussetaeos  einer  Sache,  obiwohl  dieselbe  initgetheilt 
war,  betrSt,  so  ist  dies  ein  Reeht,  dessen  sieh  die  Slaala» 
beli6rde  nar  foit  der  hSeksten  Mci&tgung  bedienen  kann ; 
ferner  mofs  sie  auch,  ehe  sie  sich  der  £atwicklang  ihrer 
eigenen  Ideen  überlä(st,  immer  Sorge  tragea,  den  Backtara 
die  Haoptgrttado,  weiebe  die  PartkeieM  Bkt  ihrk  Aaafirficte 
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vorbrachten,  ins  Gedächtnifs  zarückzumfeo.  Die  Vorträge 
unsers  grofsen  d' A  guesseaa,  als  GeneraIad?ocat  am  Par- 
lament  zu  Paris ,  bilden  bierin  ein  Muster.  In  einem  Vor« 
trag ,  von  dem  der  Herzog  von  St.  Simon  in  seinen  Memoi« 
res  erzählt,  stellte  dieser  Mann  während  voller  zehn  Stan- 
den die  verschiedenen  Gründe  der  Partheien  dar ,  und  zwar  ' 
mit  einer  solchen  Unpartheilichkeit ,  dafs  es  unmöglich  war, 
seine  Meinung  zum  voraus  zu  errathen.  Überhaupt,  wir 
tragen  kein  Bedenken  es  zu  sagen ,  so  oft  die  Staatsbehörde 
nicht  ganz  an  Bildung  von  den  Advocaten  übertroffen  wird, 
kann  ihr  Anhören  nur  Vortheile  darbieten.  Man  braucht 
nicht  einmal  viel  den  Sitzungen  beigewohnt  oder  eine  lange 
Gerichtspraxis  gehabt  zu  haben,  um  bemerkt  zu  haben, 
dafs  der  Advocal,  der  die  Interessen  des  Clienten  gleich- 
sam sich  zu  eigen  macht,  zu  leicht  dahin  kommt,  dafs  er 
die  Thatsachen  und  das  Recht  nur  von  einer  Seite  betrach- 
tet, und  sich  natürlich  einer  durch  den  Wunsch,  die  ihm 
anvertraute  Sache  siegen  zu  sehen ,  hervorgerufenen  vorge- 
fafsten  Meinung  hingebend ,  nur  zu  oft  das  Recht  nach  den 
Thatsachen  und  diese  wieder  nach  dem  rechtlichen  Stand- 
punkt zu  modeln  sucht;  —  und  wenn  gleich  von  beiden 
Seiten  mündliche  Vorträge  gehalten  werden,  so  dienen  diese 
oft  nur  dazQ,  den  Richter  noch  mehr  zo  verwirren.  Unter 
diesen  Umstanden  kann  sich  die  Anhörung  <^es  unpartheii- 
schen  Beamten,  der  in  der  Sache  nur  das  Interesse  hat, 
dafs  das  Gesetz  gerecht  angewendet  werde ,  und  daran  ge- 
wohnt  ist,  die  Sache  von  dieser  Seite  zu  betrachten,  nur 
in  einem  günstigen  Lichte  zeigen.  An  ihm  ist  es,  die  Frage 
auf  ihren  wahren  Standpunkt  zurückzuführen ;  seine  Pßicht 
ist  es,  die  Thatsachen  so,  wie  sie  wirklich  sich  verhalten, 
das  Recht,  wie  es  wirklich  ist,  darzustellen,  und  dieser 
Darstellung  alles  das  beizufügen  oder  davon  auszuscheiden, 
was  das  persönliche  Interesse  oder  die  natürliche  Neigung 
des  Vertheidigers  einer  Sache  entstellt  haben  mag.  Man 
kann  nicht  alle  Mifsbräuche  aufzählen,  die  dadurch  abge* 
Krii.  Zeitschr.f.  Hechts%v.  u.  Gej*t§g.  d.  Ausl.  FL  Bd.  3.  U.  «7 
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•chniUen  werden,  daTs  den  Farthcien  der  Gedaoke  Tor  Au- 
gen steht ,  dafs  die  Staatsbehörde  als  Verwalterin  der  of- 
ientlichen  Interessen  von  der  Sache  Henntnifs  nehmen  kann; 
überhaupt  macht  es  sich  die  Kritik  in  Frankreich  dadurch 
.sehr  leicht ,  dafs  sie  sich  nur  an  den  Übelständen  einer  Ein- 
I  richtung  aufhält,  und  gänzlich  die  Übelstände  aufser  Augen 
Ifiifst,  deren  Entstehung  eben  diese  Einrichtung  hindert;  ja 
e^.  kommt  eine  Menge  Yon  CiviUachen  vor,  die  auf  die 
.Spur  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  oder  anderer  ta- 
delnswerther  Mifsbräuche  führen ,  und  auch  in  dieser  Be- 
ziehung erfordert  der  Geschäftsgang  in  hohem  Grade  das 
Dazwischentreten  der  Staatsbehörde.  Aber,  wie  wir  schon 
andeuteten,,  die  Nützlichkeit  der  Anhörung  der  Staatsbehörde 
hat  etwas  Relatives;  sie  knüpft  sich  bis  zu  einem  gewissen 
Punkt  an  die  Fähigkeit  der  Vertreter  der  Staatsbehörde  in 
Vergleichung  mit  der  der  Advocaten;  und  bei  vielen  Ge- 
richten noch  —  man  mufs  es  wohl  gestehen ,  und  wir  kön- 
nen uns  hier  auf  die  von  dem  ausgezeichneten  Dupin  in 
der  Deputirtenkammer  gesprochenen  Worte  berufen  — 
leisten  die  Vertreter  der  Staatsbehörde  hinsichtlich  ihrer 
Fähigkeit  nicht  alle  Garantieen,  welche  die  Kraft  zu  erfor- 
dern scheint,  die  sich  durch  dieses  Institut  ausspricht;  und 
man  darf  es  wohl  noch  sagen  und  den  Gedanken  des  be- 
rühmten Generalprocurators  am  Cassationshofe  fortsetzen: 
der  geringe  mit  den  Beamtenstellen  verbundene  Verdienst 
ist  vielleicht  die  Hauptursache  dieses  Zustandes  der  Dinge, 
lo  Frankreich  giebt  es  seit  dem  Verschwinden  scharfer  Ab- 
sonderung der  Stände  in  Folge  der  Revolution  keine  erb- 
liche Lauf  bahn  mehr,  zu  welcher  man  das  Kind  von  der 
Wiege  an  bestimmte ;  es  sollte  auch  keine  solche  mehr  ge- 
ben ,  denn  dies  wäre  offenbar  gegen  den  Grundsatz  der 
Gleichheit,  der  jetzt  in  allen  Theilen  unsrer  Staatsorganisa- 
tion vorherrscht.  Weiter  giebt  es  in  Folge  der  auf  das 
Aufserste  getriebenen  Theilung  des  Eigenthums  wenig  Men- 
schen mehr,  die  nicht  genöthigt  wären,  ihre  Talente  aaf 
die  für  sie  am  meisten  Nutzen  bringende  Art  anzuwenden. 


DU  TVirksamkdl  der  Slaalsbehörde  in  CiviUacheiu    4 '9 


In  der  That  sind  die  für  die  Verrichtungen  der  Staatsbe^ 
h(>rde  aasgesetzten  Gehalte  im  Allgemeinen  Y^eit  entfernt,! 
den  Bedürfnissen  eines  Mannes,  geschweige  gar  einer  Fa-i 
milie  zu  genügen.    Der  Gehalt  der  Substituten  an  den  Ge-v 
richten  erster  Instanz  ist  fast  durchgängig  i25o  Francs,  der 
eines  Staatsprocurators  1875  Francs,  and  übersteigt  daher 
nicht  die  Besoldung  eines  einfachen  Zoll-  oder  Steuerbeam-^i^ 
ten;  and  gewifs  wird  doch  für  einen  Mann  ohne  Vermögen 
das  aus  seinem  beengten  Verhältnisse  hervorgehende  Leiden 
noch  yerraehrt  durch  seine  hohe  Stellung,  durch  seinen 
Rang  und  die  Wichtigkeit,  die  ihm  beigelegt  ist.    Ja  noch« 
mehr:  es  gebort  gewifs  eine  sehr  erhöhte  Ordnungsliebe, 
dazu,  und  man  mufs  yielleicht  einen  starken  Beruf  in  sich« 
fühlen,  um  sich  Amtsverrichtungen  zu  unterziehen,  welche« 
mehr  als  andere  der  unaufhörlichen  Thatigkeit  der  Presse 
and  dem  bösen  Willen  derjenigen  aussetzen ,   welche  die 
Presse    mit  feindlichen  oder  schlechten  Gedanken  leiten. 
Um  bittere  Opfer  erkauft  man  in  Frankreich  von  der  bür«t 
gerlichen  Gesellschaft  das  Recht,  ihr  zu  dienen.  Fernen^ 
ist  ein  Mitglied  der  Staatsbehörde  nicht  unabsetzbar,  könntOK 
es  aber  auch  aas  den  schon  in  unserm  früheren  Artikel  gel- 
tend gemachten  Gründen  nicht  wohl  seyn.  § 
Eine  der  ersten  Veränderungen,  die  nach  unserer  An- 
sicht vorzunehmen  wäre,  bestände  daher  in  der  Erhöhungi' 
der  Gehalte  der  bei  den  unteren  Gerichten  Angestellten; 
vor  Allem  sollte,  wie  uns  scheint,  der  Verdienst  eines  Sub. 
stituten  mit  dem  eines  Advocaten  vom  zweiten  Rang,  und' 
der  eines  Staatsanwalts  mit  dem  eines  Advocaten  vom  er«« 
8ten  Rang  gleich  stehen.    Jedoch  scheint  in  dieser  Hinsicht 
die  Zukunft  einige  Verbesserungen  erwarten  zu  lassen ;  die^ 
Hin  neigung  zur  Wissenschaft  im  Allgemeinen  und  in  be«« 
sonderer  Rücksicht  zum  Stadium  des  Rechts,  die  einen  Au« 
genblick  durch  die  Juliusrevolution  unterbrochen  war,  lebt 
überdies  jetzt  wieder  auf  und  wird  durch  die  politische 
Gesetzgebung  unterstützt.    Wichtige  Rechte  sind  der  aas 
dem  Universitätsdiplom  hervorgehenden  Vermuthang  für  die 
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Rechte  werden  durch  die  Organe  der  SfiPentiichen  MeiouDg 
lebhaft  in  Anspruch  genommen ,  und  man  kann  mit  um  so 
mehr  Graad  datwo  danke»,  ihrem  Wunsche  entspio- 
cbM  «erde,  eis  sieh  in  naserer  SBeit  die  Regierang  nnt 

ihnen  vereinigt  hat,  und  nur  an  der  Majorität  der  Depulir- 
teaiuumner  ihr  Plan  scheiterte«  Wir  werden  ohne  Zweifel 
iamer  Ten  Chine  bleiben ,  aber  gewifs  ist  es ,  defs  die 
en  die  Unifersitit^iplome  geknüpften  Rechte  es  dahin  brin* 
gen  werden,  dals  die  Regierung  eine  gröfsere  Auswahl  hat 
und  dafii  ihr  Männer  za  Gebot  stehen  werden ,  die  mit  der. 
^^ehbeben  Gabe  einer  hiihigen  Einsicht  die  Fähigheit  n 
der  ihnen  obliegenden  Aibeit  rerhinden,  and  so  mit  EigeiH 
schallen  aasgerüstet  sind,  deren  Vereinigung  ganz  beson<>i 
den  £Qr  den  Bemf  der  Staatahehorde  erforderlich  m  eejn 

Man  kann  übrigens  mit  Grund  sagen,  dafs  die  Staats- 
behörde seit  der  Joliusrevolotion  in  ihren  einzelnen  Zwei- 
gen sc&on  eine  Ungestaltiing  erfahren  hat.  Nach  and  nach 
sah  oMn  einen  Dopin,  Persil,  Nicod,  Berville,  Ro- 
miguieres,  Hossee,  Bresson,  lauter  im  Bechtskampfe 
vor  Gericht  erprobte  Männer ,  deren  Namen  mit  Hecht  fen 
den  ebrenTollsten  EHnnemngen  nmgeben  sind,  diese  Iian^ 
bahn  betreten.  Der  Einflafs  dieser  Männer  hat  schon  die 
glücklichsten  Hesaltate  im  Gange  der  Gerechtigkeitspflege 
geiuiht,  welche  wir  euch  genaner  beseichnen  werden,  wena 
wir  ans  mit  den  Gegenständen  bescbaftigeo,  ?on  denen  na» 
ser  nächster  Aufsatz  handeln  soll..'—  Wenn  wir  jedoch 
nicht  fürchteten,  uns  znr  öchau  za  steUea  und  dadurch 
dem  Gedenhen  Rawn  sa  geben ,  als  hätte  nnser  Interesse 
ehMn  Einflnüi  aaf  nnaere  Meinung,  so  wurden  wir  hier  sa* 
gen,  dafs  die  Wahl  der  Vorsteher  der  Staatsbehörde,  wenn 
man  nämlich  fortführe,  wie  seit  drei  Jahren,  immer  aas 
der  Zahl  der  Advocaten  sn  wählen,  grofsen  MifiMtand  ber^ 
vorbringen  wurde,  indem  dadurch  glanlicb  der  Welteifer' 
utUerdrückt  würde,  der  vielleicht  in  der  lianfbahn  der  Staats* 
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.MMe  Tiel  nothwendiger  ist,  alt. in  jeder  andern.  Dann 
«aasen  wir  nooli  beäPSgen,  dafs  vor  Aoifibnng  der  Amti- 

▼errichtungen  der  Staatsbehörde  gewisse  Fertigkeiten  gehö- 
ren, welche  sich  nicht  immer  durch  die  hlofse  Adfocaten- 
ftaacm  erlernen,  nnd  die  man  sieht  wenn  man  einmal  in 
einem  gewissen  41ter  steht,  nieht  wohl  mehr  ganz  so  eigen 
machen  kann,  man  miifste  denn  zu  jenen  privilegii  ten  W  e- 
sen  geboren,  deren  biegsame  Anlagen  zu  allen  Zeiten  und 
allen  Dingen  alehf^aiiitetellen  wissen. 
V?ie  marf  <lltli^yi sind  wir  weit  daran  entfernt,  zuzuge- 
ben, dafs  das  Dazwischentreten  der  StaatsbehSrde  durch 
^Anträge  in  Civilsacben  unnütz  sey;  im  Gegentheil  wunsch- 
tien  wir  flelttielir  noeh  eine  Ansdehnang  der  Sebranhen, 
^welche  dieser  Einrichtung  durch  die  Gesetzgebung  gesteckt 
sind.     Im   Allgemeinen   erkennen  die  Civilgerichte  über 
Handelf  Sachen;  man  hat  jedoch  an  den  Orten,  wo  grofsere 
Begsamkeit  des  Handels  staltfindet,  wegen  des  Beddrfnisses 
des  Handels  eigene  Handelsgerichte  errichtet;  die  Richter 
sind  Handelsleute,  welche  von  dem  Handeisstande  gewählt  - 
«id  TOm  KSnig  bestätigt  sind.  Die  Richter  kdnnen  jedoch 
nur  zwei  Jahre  dieses  Amt  behletden;  sie  haben  mit  Ans* 
schliifs  der  Civilgerichte  über  alle  in  ihrem  Bezirk  vorkom- 
meodeo  Handelssachen  zu  erkennen.     Diese  schon  Ton  ent- 
fernten Zeiten  herrührende  Einrichtung  (das  erste  Handels* 
gericht  oder  eigentlich  die  erste  Errichtung  ron  Consnlaru 
gerichteii  stammt  von  den  Valois)  bietet  für  den  Handel 
die  wesentlichsten  Vortheile,  und  überall,  wo  nur  der  Han- 
del irgend  betrSchllich  ist,  rerlangt  man  lebhaft  die  Errich- 
tung eines  solchen  Gerichts.     Die  Zahl  derselben  ist  214. 
Aber,  wenn  man  auch  anerkennt,  dafs  die  erwählten  Bich- 
ter  im  Allgemeinen  in  den  ihnen  yorh'ommenden  Fällen 
ipollhommen  ihrem  Berafe  gewachsen  sind,  so  kann  man 
doch  nicht  umhin,  zuzugeben,  dafs  es  sich  hei  Sachen,  die 
aufserhalb  des  gewöhnlichen  Kreises  liegen  und  die  unmit« 
telbar  auf  fiechtsgrondsatsen  beruhen,  anders  Tcrhält.  Was 
dkse  letMre  Sache  betrifft,  so  ist  es  notorisch  und  ror 
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den  Augen  eines  Jeden  Mar,  der  öfters  Handelsgerichts- 
ftitzangen  beigewohnt  hat,  dafs  die  Richter  gänzlich  dem 
guten  Willen  der  Advocaten  überlassen  sind ,  je  nachdem 
diese  ihr  Vertrauen  besitzen  oder  ihre  Sache  mit  mehr  Ge- 
wandtheit darstellen.  Dafs  nun  bei  diesen  Gerichten  die 
Staatsbehörde  keinen  Vertreter  hat,  bedauern  wir.  Hier 
besonders  wäre  die  Aufstellung  eines  Beamten  nothwendig, 

'der  in  der  Rechtswissenschaft  bewandert  wäre  und  durch 
seine  Lage  nolhwendiger  Weise  Kenntnifs  von  dem  früher 

•  Vorgekommenen  hätte ,  was  man  ja  bei  Richtern  nicht  er- 
warten kann ,  die  durch  eine  Menge  von  Privatgeschäften 

•in  Anspruch  genommen  und  überhaupt  nur  mit  zeitUcben 
f         Amtsbefugnissen  bekleidet  sind.     Die  Staatsbehörde  -wäre 
hier  nicht  nur  in  der  Hinsicht  nothwendig,  dafs  die  Ge- 

*rechtigkeit  nach  Rechtsgesetzen  gehandhabt  werde,  sondern 
auch  noch,  weil  bei  Handelssachen  mehr,  als  bei  andern, 
eine  Masse  von  Umständen  vorkommt,  welche  die  Einwir- 
kung der  Staatsbehörde  und  daher  die  Aufmerksamkeit  ihrer 
I        Vertreter  fordern  können.  • 

Wir  glauben  nun  den  ersten  Theil  unserer  Aufgabe 
erfüllt  zu  haben ,  und  haben  uns  daher  nur  noch  mit  dem 
zweiten  Theile  zu  beschäftigen  und  die  Staatsbehörde  in  ih- 
rer Wirksamkeit  als  Hauptparthei  und  als  durch  Klage  auf- 
tretend zu  betrachten.  Wie  wir  schon  sagten,  bildet  das 
Dazwischentreten  die  Ausnahme  von  der  Regel,  und  kann 
nur  in  so  fern  vorkommen,  als  es  formell  durch  das  Gesetz 
anerkannt  ist.  Um  hier  die  verschiedenen  Erscheinungen, 
die  bei  dem  Auftreten  der  Staatsbehörde  als  Hauptparthei 
vorkommen ,  zu  entwickeln ,  brauchen  wir  nur  den  durch 

.  das  erste  Ruch  des  Code  civil  angezeigten  Gang  zu  ver- 
folgen, f«  .      ,   .        ,  .! 

Der  erste  Titel  dieses  Buchs  handelt  von  den  Urkunden 
des  bürgerlichen  Standes  und  giebt  uns  das  erste  Beispiel. 
Eine  der  grofsen  Eroberungen  der  Revolution  von  1789 
war  nämlich  die  Übertragung  der  Civilstandsbücher  an  bür- 
gerliche Beamte,  während  dieselben  bis  dahin  sich  in  den 
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Händen  der  Geisliichkeit  befanden.    Die  Mafsregel,  weiche^ 
sie  derselben  entzog*,  war  nicht  der  Folgesatz  aus  deme' 
wichtigen ,  in  der  Verfassung  anerliannten  Grundsatz  der  re- 
ligiösen Toleranz  und  der  Freiheit  aller  Arten  von  Caltas^ 
sondern  auch  die  unmittelbare  Folge  aus  der  Nothwendig-' 
keit,  die  Geistlichkeit  vom  Staate  zu  scheiden.    Daher  war'* 
auch  während  der  ganzen  Dauer  der  Restauration  diese» 
Mafsregel  der  Gegenstand  der  lebhaftesten  Angriffe  von  Seite 
der  Mitglieder  der  rechten  Seile  in  der  Deputirtenkammer; 
und  man  mufs  hier  den  verschiedenen  auf  einander  folgen- 
den Ministerien  jener  Zeit  darin  Gerechtigkeit  widerfahren 
lassen ,  daf«  sie  beständig  mit  Kraft  gegen  die  Rückkehr  der 
alten  Irrthümer  kämpften.    Aber  die  Mafsregel  brachte  und 
bringt  noch  in  ihrer  Anwendung  grofse  Schwierigkeiten  miü 
sich.    In  der  That  kann  man  sich  nicht  verhehlen,  dafs  die^. 
Burgermeister  in  der  Mehrzahl  der  Landgemeinden  in  Hin-I 
sieht  auf  Kenntnisse  und  geistige  Anlagen  nicht  alle  wün- 
schenswerthen  Garantieen  geben.     Frankreich  ^  das  ist  be-  ' 
kannt,  da  wohl  Jeder  von  dem  Gemälde  des  Herrn  Ch.^ 
Dupin  hat  reden  boren,  Frankreich  zeigt  noch  in  einer*^ 
Menge  seiner  Gemeinden  den  traurigen  Anblick  von  Men- 
schen, denen  nicht  nur  aller  Unterricht  mangelt,  sondern' 
die  sogar  der  Landessprache  gar  nicht  mächtig  sind ;  aucb' 
ist  es  unbeschreiblich ,  welche  sonderbare  Unordnung  zu  ofb 
sich  in  den  Civilstandsbiichern  deshalb  findet.     Diese  Ein- 
richtung ,  die  in  so  hohem  Grade  die  bürgerliche  Ordnung« 
angeht,  mufste  daher  die  ganze  Aufmerksamkeit  des  Gesetz- 
gebers  hervorrufen ,  und  er  beeilte  sich  auch ,  die  thätigste 
Aufsicht  der  Staatsbehörde  über  dieselbe  anzuordnen.  So« 
legte  er  derselben  die  Pflicht  auf,  jedes  Jahr  die  Civilstands« 
bücher  zu  berichtigen ,  und  sich  jedesmal  an  Ort  und  Stelle' 
zu  begeben ,  so  oft  Klagen  über  die  schlechte  F'ührung  die- 
ser Bücher  eingingen.    Ja,  das  Gesetz  bestimmt  eine  Strafe  . 
gegen  gewisse  Nachlässigkeiten;  so  droht  der  Art.  5o.  des 
Code  civil  den  Civilstandsbeamten ,  welche  die  in  ilen  vor-  , 
hergebenden  Artikeln  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  vcr- 
f  ". 
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und  zwar  steht  nach  dem  Art  53.  der  Staatsbehörde  des- 
halb dae  Kiagerecht  zu;  auf  ihr  Aaro£Mi  rnnia  der  On^ 
•Uo^sbtamto  for  d«e  Cifilgenoht  gMldlt  wmdm^  wm 

in  andern  Ci?iUachen,  sa  erkennen  hat.  Freilich  ist  dies 
eine  Anomalie  in  unaerer  Gesetzgebung  ^  dars  ein  Gericht , 
lAdtn  et  gm  wie  nb«r  mm  Ciiiht^  ^^lifiklk^^ 
Strafe  erkennt;  nan  begreift  fedoch,  defti de*  dllesetzgebe^ 
die  Art  von  t>cliaaJiUM.'l. ,  welche  uiuucr  an  cuicr  V  erurthei- 
lung  durch  das  Zuchtpuii^freigericht.  hangt,  von  ei|)|j||;||gf^ 
MefiMteigheiten  enlfernea  woUte,  ir«tek«^ 
HeUlutteiae  weder  beflecken  noch  befleebin  ko<gHi  Man 
iiadet  übrigens  auch  in  der  Gesetzgehung  über  das  Notariat 
und  über  die  Ministerialbeamlea  verschiedene  Beispiele  fon 
Geldttrifeii,  su  deren  Erkeenoeg  dk  GiväferielM  bemfiea 
«nd  Et  Tertteht  sich  Ton  selbst,  dtfo  naeh  de»  für  Cri- 
minalsacben  vorgeaebriebenea  Formen  2a  verfahren  ware^ 
wenn  die  Terleieiiiig  der  rni n^mi  hi irii rtien  Fn  1  inUabkeü>i 
dnreb  Tertcbiedeee  sie  umgebende  Umstände  den  Chnpahlas 
eines  iui  Strafgesetzbuch  uathaltenen  Verbrechens  oder  Vet^ 
gehens  annähme.  Aber  die  Staatsbebürde  hat  nicht  nur  die 
Püicht,  die  Civilstaadsbeamten ,  welebe  mk  Machliaiighei 
ten  so  Sdkolden  koaunen  tieften,  vor  die  Civilgertefcto  m 

stellen,  sondern  sie  mufs  auch  dafür  sorgen,  dafs  die  Nach- 
lässigkeitf  wenn  es  möglich  ist,  wieder  giU  gemacht  wev^ 
den  kann;  end)ieb  innfii  lie,  wat  Akrigena  aine  Folge  mm 
dem  Yorhergebenden  ist,  im  Falle  doreh  Krieganalalle  oder 
ein  anderes  Ereigiufs  die  Civilstandsbücher  einer  Gemeinde 
ganz  oder  anm  Xheii  verstört  worden^  die  WiederiiersteU 
Inaf  deneiben  vor  den  Qeriebten  in  Gang  bringea;  aie  lokit 
den  Vorsitz  bei  der  Untertnohang ,  welohe  angestellt  wird, 
um  die  Beweise  zu  liefern  und  alie  Umstände,  dw  den 
dnreb  den  Terlnat  vmnUfaten  Mangel  amföUen  Ubmen« 
an  erbeben» 

Auf  gleiche  Weise  tritt  die  Staatsbehörde  durch  An- 
trage in  Abwesenbeitsfailen  auf.    Gann  gewöbnUcb  iat  hier 
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in  der  Rechtssprache  die  Unterscheidung  zwischen  einer 
Person  geworden,  die  nicht  anwesend  ist,  und  einer  sol- 
chen ,  deren  Abwesenheit  vermuthet  wird  oder  im  Sinne 
des  Gesetzes  als  abwesend  gilt.  Bei  einer  blos  nicht  anwe- 
senden Person  beschränkt  sich  die  Wirksamkeit  der  Staats- 
behörde nur  darauf,  die  Anlegung  der  Siegel  an  die  zum 
Vortheil  jener  Person  eröffneten  Erbschaften  zu  yerlangen, 
und  die  an  dieselbe  ergehenden  Vorladungen  zu  empfangen, 
in  80  fern  sich  diese  Person  aufserhalb  des  Staatsgebiets 
befindet,  oder  auch,  wenn  man  deren  gegenwärtigen  Wohn- 
sitz oder  Aufenthaltsort  nicht  kennt  Was  dagegen  das  In- 
teresse der  Personen  betrifft ,  deren  Abwesenheit  ?errauthet 
wird,  so  enthält  hierüber  der  Art.  114.  Folgendes:  »Die 
Staatsbehörde  ist  eigens  beauftragt,  über  das  Interesse  der 
Personen  zu  wachen,  die  als  abwesend  Termuthet  werden, 
und  mufs  über  alle  solche  Personen  betreffende  Begehren 
gebort  werden. «  Es  ist  jedoch  zu  bedauern ,  dafs  der  Ge- 
setzgeber in  diesem  Artikel  seiuen  Gedanken  nicht  klarer 
ausgedrückt  hat.  In  der  That  hat  auch  der  Text  dieses  Ar- 
tikels zu  zahlreichen  Streitigkeiten  über  die  Frage  Veran- 
lassung gegeben,  ob  die  Staatsbehörde,  wenn  es  sich  um 
das  Interesse  einer  abwesenden  Person  handle,  anders  als 
auf  dem  Wege  des  Ansuchens  und  als  Nebenparthei  auftre- 
ten könne.  Uns  scheint  jedoch  die  Frage  bejaht  werden 
zu  müssen.  Da  die  Pflicht,  über  das  Interesse  einer  Per- 
son zu  wachen,  die  man  als  abwesend  vermuthet,  eine  all- 
gemeine ist,  so  scheint  sie  uns  auch  das  Recht  mit  sich  zu 
bringen ,  handelnd  aufzutreten ;  sonst  wäre  ja  auch  diese 
Fürsorge  eine  rein  illusorische,  und  die  Verbindlichkeit, 
für  die  Interessen  einer  Person  Sorge  zu  tragen ,  liefse  sich 
nicht  mit  der  Verbindlichkeit  yereinigen,  unthätig  zu  bleii 
ben ,  wenn  das  schwerste  Unrecht  gegen  eben  diese  Interes- 
sen begangen  wird.  Wollte  man  behaupten ,  das  Dazwi- 
schentreten der  Staatsbehörde  könne  nur  stattfinden ,  wenn 
erst  ein  Dritter  klagend  aufgetreten  wäre,  so  würde  man 
diesem  Artikel  eine  Bedingung  unterschieben,  welche  nicht 
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darin  enthalten  ist.  Dies  hiefse  in  allen  Fällen  dtrect  gegen 
den  Wunsch  dieses  Artikels  gehen,  der  offenbar  den  In- 
teressen einer  als  abwesend  vermutheten  Person  einen  Ver- 
theidiger  geben  wollte.  Versteht  man  den  Art.  1 14.  auf 
diese  Art,  so  reiht  er  sich  auch  viel  natürlicher  an  die  fol- 
genden Bestimmungen,  so  dafs  man  die  Staatsbehörde  in 
der  That  immer  als  den  gesetzlichen  Widersacher  gegen 
alle  Ansprüche  auftreten  sieht,  welche  dem  Abwesenden 
gegenüber  gemacht  werden.  Das  Auftreten  der  Staatshe- 
h5rde  in  den  verschiedenen  Umständen,  welche  der  Zustand 
der  Abwesenheit  mit  sich  bringen  bann ,  liefert  uhri^eng 
Stoff  zu  Fragen  sehr  interessanter  Art ,  mit  denen  wir  uns 
aber  wohl  nicht  beschäftigen  können ,  ohne  die  Gränzen  zu 
überschreiten,  welche  wir  uns  setzten. 

"  Der  Kreis  der  Wirksamkeit  der  Staatsbehörde  rück- 
sichtlich der  Eheverhältnisse  bezieht  sich  nur  auf  die  vom 
Gesetz  ausgesprochenen  Nichtigkeiten ,  wo  sie  in  einigen 
Fällen  die  Pflicht,  in  andern  aber  nur  die  Fähigkeit  bat, 
eine  Nichtigkeitsklage  anzustellen.  Dazu  verbunden  ist  sie, 
wo  diese  Nichtigkeit  aus  Mangel  des  Alters,  wegen  Biga- 
mie, wegen  Blutschande,  wegen  einer  früheren  Eheschei- 
dung oder  wegen  bürgerlichen  Todes  entspringt.  Sie  kann 
aber  auch  klagen,  wenn  die  Publicität  nicht  beobachtet 
wurde  oder  der  Civilstandsbeamte  incompetent  war.  Eine 
Frage  jedoch,  worüber  die  Rechtsgelehrten  getheilt  sind, 
ist  die,  ob  aus  dem  Recht,  gegen  eine  Ehe  die  Nichtig. 
l<eitsklage  in  gewissen  Fällen  anzustellen ,  für  die  Staatsbe- 
hörde auch  das  Recht  hervorgehe,  in  denselben  Fällen  ge- 
gen eine  Ehe  Einspruch  einzulegen.  Uns  scheint  die  Frage 
verneint  werden  zu  müssen.  In  der  That  scheint  uns  der 
Grundsatz,  dafs  die  Staatsbehörde  in  Civilsachen  nur  kla- 
gend auftreten  kann ,  wo  sie  durch  das  Gesetz  dazu  ermäch- 
tigt ist,  hier  zu  entscheiden,  und  dies  um  so  mehr,  als  es 
sich  um  eine  Ausnahme  handelt,  und  man  in  dergleichen 
Fällen  wohl  nicht  eine  Klage  auf  eine  einfache  Analogie 
gründen  könnte.    Wir  sehen  jedoch  ein,  dafs  dies  eine  Un- 
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Voflitommenheit  in  der  bestehenden  Legislation  ist,  und  dafs 
der  Staatsbehörde  das  Recht  der  Einsprache  in  allen  Fallen 
zugestanden  werden  sollte,  wo  sie  gegen  eine  yollzogene 
Ehe  die  Nichtigkeitsklage  hat.    In  der  That  liegt  eine  Art 
yon  Inconsequenz  darin,  dafs  die  Staatsbehörde  nur  dazwi- 
schentreten soll ,  wenn  das  Übel  stattgefunden  hat ,  wenn  > 
der  Scandal  den  höchsten  Grad  erreicht  hat ,   wenn  das 
junge  Madchen  durch  Blutschande  entweiht  oder  durch  die 
Liebkosungen  eines  Bigamisten  befleckt  ist;  wäbrefkd  sie 
entwaffnet  und  zur  Unthä'ligkcit  gezwungen  wird  da,  wo  es 
4  sich  darum  handelt,  einem  Übel  zuvorzukommen.    Der  G^^ 
setzgeber  darf  sich  nicht  darauf  beschränken,  zurecht  z& 
-weisen,  er  mufs  zuvorzukommen  suchen.     Freilich  raufs 
dies  Zuvorkommungsrecht  in  die  rechten  Schranken  gewie- 
"sen  und  darf  nicht  inquisitorisch  werden ;  aber  hievon  hat 
man  bei  der  hier  berührten  Frage  nichts  zu  furchten ;  wenn 
.man  das  Recht  der  Einsprache  in  den  Kreis  von  Fällen  ein- 
'schränkt,  wo  die  Nichtigkeit  nach  vollzogener  Heirath  vei*- 
f blgt  werden  kann ;  so  ist  es  auch  gewifs ,  dafs  nur  hand- 
'greifliche  und  leicht  nachzuweisende  Thatsachen  die  Aus- 
'•ubung  dieses  Rechts  begründen  könnten.    Man  mufs  jedoch 
^gestehen,  dafs  eine  bedeutende  Gewähr  gegen  Mifsbrauch 
''in  der  Verantwortlichkeit  der  Civilstandsbearaten  liegt,  und 
man  kann  nicht  wohl  behaupten ,  dafs  dieselben ,  wenn  sie 
'einmal  von  der  Staatsbehörde  benachrichtigt  sind,  zu  einer 
^Ton  dem  Gesetz  verbotenen  Handlung  sich  hergeben.  Zar 
^^Unterstützung  dieses  Satzes  kommt  noch,  dafs  nichts  selte- 
ner ist,  als  Nichtigkeitsklagen  gegen  eine  Ehe.    Oer  Be- 
^.irk ,  in  dem  ich  angestellt  bin,  umfafst  beinahe  eine  Million 
^Ülinwohner ,  und  seit  zehn  Jahren  kam  kein  Beispiel  einer 
'^von  der  Staatsbehörde  angestellten  Klage  auf  Nichtigkeit 
einer  Ehe  vor. 

Gänzlich  fremd  bleibt  aber  die  Staatsbehörde  dem ,  was 
<clie  Organisation  der  Familie  betrifit.  Sie  kommt  daher 
'hait  der  väterlichen  oder  vormundschaftlichen  Gewalt  nur 
'^n  so  fern  in  Berührung,  als  diese  in  ihrer  Ausübung  die 
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TOm  Code  penal  gesetzfen  Schranken  überschreitet.  Viel- 
leicht liegt  hierin  eine  Lücbe.  In  einer  Zeit,  wo  sich  der 
Egoismus  mit  schauderhafter  Schnelligkeit  ausbreitet,  wo 
man  das  Verderbnifs  Ton  den  Städten  aufs  Land  wandern 
sieht,  glauben  wir,  dafs  es  nützlicher  als  je  gewesen  wäre, 
die  Staatsbehörde  mehr  zu  waffnen  und  ihrem  Klagerecht 
einen  weiteren  Kreis  zu  offnen.  Kaum  wäre  ein  Mifsbrauch 
zu  furchten,  und  am  wenigsten  in  Frankreich;  eben  so  gut 
würden  sich  die  Augen  dem  Lichte  verschliefsen ,  eben  so 
gut  würden  Dinge,  welche  ganz  unmittelbar  die  Moral  und 
das  öfTentliche  Gewissen  angreifen,  unbemerkt  vorüberge- 
hen, als  ein  Beamter  noch  den  geringsten  Schritt  über  die 
Gränzen  seiner  Gewalt  hinaus  thun  konnte,  ohne  daCs  ihm 
ein  allgemeiner  Ruf  der  Mifsbilligung  nachfolgte.  Wenn  der 
Glaube  erschüttert  ist,  mufs  man  sich  immer  beeilen,  der 
Moral,  welche  vom  Gegenstofs  wankt,  zu  Hülfe  zu  kom- 
men» Die  Freiheit  kann  schwerlich  ohne  die  Unterstützung 
kräftiger  Sitten  fortschreiten.  Sittengerichte ,  die  man  immer 
in  Begleitung  von  freien  Einrichtungen  sah,  sind  nur  der 
Ausdruck  eines  inneren  und  geheimen  Bedürfnisses ;  den 
Sitten  fehlt  sonst  aller  Schutz.  Der  Vater  kann  ungestraft 
das  schuldvollste  Beispiel  geben.  Er  hat  gesetzliche  Mufse, 
von  seiner  hohen  Stellung  als  Haupt  der  Familie  herabzu- 
'  steigen  und  in  den  häuslichen  Kreis  Laster  und  Scandal 

einzuführen.  Noch  mehr.  Die  Hausmutter  kann  sich  in 
Gegenwart  ihrer  Kinder  der  schmutzigsten  und  ekelhaftesten 
Ausschweifung  überlassen.  Dennoch  wird  die  Staatsbehörde 
verbunden  seyn ,  unthätig  zu  bleiben.  Das  Strafgesetz  wird 
ihr  kein  Hülfsmittel  darbieten,  und  im  Civilgesetz  wird  sie 
kein  Mittel  finden,  wenigstens  einen  Unglücklichen  dem  Ein- 
flüsse böser  Beispiele,  dem  er  unterworfen  ist,  zu  entzie- 
hen. Indem  ich  hier  mein  lebhaftes  Bedauern  ausspreche, 
mufs  ich  mich  unglücklicher  Weise  auf  Tbatsachen  stützen, 
wovon  ich  selbst  Zeuge  war  und  immer  ein  schmerzliches 
^.  Andenken  bewahren  werde.  In  dem  Laufe  des  vergangenen 
Jahres  hatte  der  Appellhof  zu  Colmar  in  der  zweiten  Instanz 
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über  einen  Fall  zu  erkennen,  wo  eine  Matter  überwiesen* 
war,  in  demselben  Bette,  das  sie  mit  ihrer  eil(]ährigen 
Tochter  theilte,  unzüchtigen  Umgang  gepflogen  zu  haben. 
Die  Staatsbehörde  hatte  in  der  ersten  Instanz  den  Gedan» 
ken,  dafs  hier  das  durch  den  Art.  432.  des  Code  penal  ge- 
rügte Vergehen  der  Anreizung  zu  Ausschweifungen  Tor« 
Hege;  das  Gericht,  welches  diese  Überzeugung  theilte,  Ter-x 
urtheilte  die  Mutter.    Ich  hatte  dieselbe  Meinung,  obwohii 
ich  nicht  damit  durchdrang;  die  Angeschuldigte  wurde  aus 
dem  Grunde  freigesprochen,  dafs  die,  wenn  auch  erwiese- 
nen Thatsachen  sich  nicht    zur  Anwendung  irgend  eines 
Strafgesetzes  eigneten.    Obwohl  dieses  Urtheil  gegen  meine 
Anträge  gefällt  wurde,  so  kann  ich  doch  nicht  bestreiten , 
dafs  die  Entscheidungsgründe  desselben  viel  für  sich  haben  ^ 
und  dafs  der  Art.  482.  in  seinem  Zusammenhang  Zweifel 
erregt.  —  Im  Laufe  desselben  Jahres  wurde  ein  Bauer  aas 
der  Umgegend  von  Colmar  vor  Gericht  gestellt,  weil  er», 
aas  Nachlässigkeit  den  Tod  eines  seiner  Sorgfalt  anvertrau- 
ten Kindes  herbeigeführt  habe.    Die  Untersuchung  enthüllte 
auf  Seite  der  Eltern  dieses  Kindes  die  schuldvollste  Gewis« 
senlosigkeit  und  auf  Seite  des  Bauern  die  grausamste  Bar-  • 
barei.    So  wurde  das  Kind  genothigt,  während  einer  über« 
aus  strengen  Kälte  die  Nächte  fast  ganz  von  Kleidern  ent- 
blöfst ,  auf  der  nackten  Erde  und  in  einem  Schweinestalle 
zuzubringen ;  so  hatte  dieses  einem  unaufhörlichen  Hunger 
preisgegebene  unglückliche  Wesen  oft  keine  andere  Nah-< 
rang  gehabt,  als  die,  welche  es  aus  Trögen  oder  Misthau-" 
fen  zusammenscharrte.    Die  Vereinigung  dieser  Thatsachen^ 
schien  jedoch  nicht  die  Überzeugung  zu  begründen,  dafs* 
der  Tod  des  Kindes  die  unmittelbare  Folge  derselben  ge« 
wesen  war,  and  der  Bauer  wurde  daher  in  erster,  wie  ioi' 
zweiter  Instanz  freigesprochen.    Aber,  wenn  man  auch  einem 
Augenblick  zugeben  kann,  dafs  das  Strafgesetz  Handlungen 
dieser  Art  nicht  erreichen  könne,  wie  kann  man  zugeben , 
dafs  das  Civilgesetz  kein  Mittel  darzubieten  im  Stande  sey, 
um  denselben  zuvorzukommen,  sie  za  verhindern,  and  da« 
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her  zugeben ,  dafs  die  Staatsbehörde  unthätig  und  anbewaff- 
net dastehen  soll,  wenn  es  sich  um  das  Verderbnifs,  um 
den  Tod  eines  Mitgliedes  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
handelt!  -^v  ' 

^'  Dieselbe  Schüchternheit ,  dieselbe  Engherzigkeit ,  welche 
sich  in  der  Gesetzgebung  da  zeigt,  wo  es  sich  am  das  Da- 
zwischentreten der  Staatsbehörde  in  Familienangelegenheiten 
handelt,  dieselbe  zeigt  sich  noch  im  Falle  der  Entmündi- 
gung. So  kann  die  Staatsbehörde  z.  B.  nur  dann  klagend 
auftreten wenn  gewöhnliche  Handlungen  der  Wuth  vor- 
handen sind,  und  sie  kann  es  nicht,  wenn  einzeln  yorliom- 
mende  Handlungen  da  sind,  so  wie  nicht  im  Falle  eines  ge- 
wöhnlichen ZuStandes  von  Wahnsinn  oder  Blödsinn.  Allein 
der  Familie,  den  Verwandten  steht  es  in  solchen  Umstän- 
den frei,  die  Interdiction  gerichtlich  zu  verfolgen;  nur  zu 
oft  hat  aber  die  Familie  Interessen,  welche  denen  des  zu 
Interdicirenden  entgegengesetzt  sind ,  und  der  Zustand  von 
Wahnsinn  oder  Blödsinn  ÖfTnet  diesen  Verwandten  eine 
Quelle  für  ihre  Raubgier,  die  sie  wohl  nicht  verstopfen 
werden.  In  andern  Fällen  scheuen  sich  auch  wohl  die  Ver- 
wandten vor  den  Kosten  und  den  Wechselfallen,  die  immer 
ein  Procefs  mit  sich  bringt,  und  sie  sehen  so  ruhig  dem 
Verderben  des  unglücklichen  Blödsinnigen  zu.  So  verkaufte 
z.  B.  in  einer  kleinen  Stadt  im  südlichen  Frankreich  ein  no- 
torisch wahnsinniger  Mensch  ein  Gut,  welches  1200  Francs 
reine  Einkünfte  abwarf,  um  eine  Leibrente  von  400  Francs. 
Die  Verrücktheit  des  Verkäufers  ging  aus  dem  Vertrage 
selbst  hervor,  in  welchen  man  ihn  einwilligen  liefs,  indem 
er  darin  forderte,  dafs  der  Käufer  sich  für  ihn  stellen  solle, 
wenn  er  von  den  Criminalgerichten  belangt  würde.  Und 
hier  war  nun  die  Staatsbehörde  genöthigt,  bei  einer  so  ge- 
hässigen Plünderung  unthätig  zu  bleiben  ^  und  die  Ver- 
wandten ,  sey  es  aus  Sorglosigkeit  oder  irgend  einem  andern 
Grunde,  liefsen  dieselbe  zur  Vollendung  kommen.  Noch 
mehr:  das  Gesetz  erklärt,  die  Entmündigung  solle  mit  den 
Ursachen ,  welche  sie  herbeiführten ,  aufhören ;  —  aber  wer 
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liann  diä  aus  dieser  Verfügung  entspringende  Klage  ansteW 
len?  Weder  die  Staatsbehörde,  denn  das  Gesetz  ist  rüclw 
,  sichtlich  ihrer  stumm,  noch  der  Entmündigte  selbst,  denn 
das  Gesetz  in  seiner  allgemeinen  Bestimmung  raubt  ihm  die 
Fähigkeit,  vor  Gericht  aufzutreten;  —  also  die  Verwand- 
ten! Wie  aber,  wenn  sich  ihr  Interesse  der  Aufhebung 
der  Entmündigung  entgegenstellt,  deolit  man,  sie  würden 
grofsen  Eifer  anwenden,  um  sie  zu  bewirken?  Wir  müs« 
sen  jedoch  anführen,  dafs  die  Praxis  eine  Unterscheidung 
eingeführt  hat,  zu  welcher  das  Gesetz  nicht  zu  erma'chti««^ 
gen  scheint,  die  aber  nützliche  Folgen  hat.  Eine  grofse 
Zahl  von  Urtheilen  nämlich,  dergleichen  auch  mehrere  von 
dem  Appellhofe  zu  Colmar  ausgingen ,  haben  zugelassen , 
dafs  der  Entmündigte  selbst  die  Aufhebung  dieses  Zustands 
verlangen  könne.  Immer  aber  bleibt  die  Frage  übrig,  war- 
um nicht  die  Staatsbehörde  das  Recht  habe,  in  dergleichen 
Fällen  zu  klagen  ?  Diese  im  Namen  der  bürgerlichen  Ge« 
Seilschaft  klagende  Behörde ,  wir  dürfen  es  mit  Zuversicht 
sagen ,  sollte  nicht  auf  Schranken  stofsen ,  wo  sie  nur  auf« 
tritt,  um  zu  vertheidigen  und  zu  erhalten.  Die  Civilisatioo 
ivird  nur  dann  ihre  vollständige  Entwicklung  erlangt  haben ^ 
wenn  alle  gefährdeten  Rechte  einen  Beschützer  in  den  Ver« 
tretern  der  höchsten  Gewalt  bei  den  Gerichten  finden. 

Wir  glauben  bis  jetzt  den  Kreis  der  verschiedenen  Be^ 
fugnisse  der  Staatsbehörde  in  Civilsachen  durchlaufen  zu 
haben.  Es  bleibt  jedoch  noch  eine  dritte  Stellung  dersel-, 
ben,  welche  wir  noch  nicht  bezeichnet  haben  und  in  wel« 
eher  ihre  Befugnisse  etwas  Gemischtes  und  zugleich  zu  bei<«^ 
den  Arten  ihres  Auftretens  Gehörendes  haben.  Dahin  ge- 
hört der  Fall  einer  absoluten  Incompetenz,  wo  jedoch  die 
Partheien  deswegen  keine  Anträge  gestellt  haben.  Hier 
kann  nun  die  Staatsbehörde  geeignete  Anträge  stellen,  und; 
das  Gericht  ist  verbunden ,  darauf  zu  erkennen.  Weiter 
kann  jedoch  die  Staatsbehörde  hier  nicht  gehea,  denn  sie 
kann  in  einem  solchen  Falle  weder  appelliren,  noch  Cassa- 
tion ergreifen.    Ferner  kann  die  Staatsbehörde  wegen  einer. 
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ganzlichen  NichtisrUeit  klagen,  welche  die  P;ivt)i(ien  nicht 
geltenfl  gemacht  haben,  wie  2«  B.  wenn  eine  Uemeiiido 
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eitafer  ihr  mitzuthetlenden  Sache  nicht  gehSrt  wurde.  So 
iMt  die  StoaUliehdrde^wch  die  Pili  cht  ^  in  gewissen  Dom^ 


IUI  Interesse  dm  f^0min%  ^mmi-  4tm  ^MMÜMlg  ihrei 
Spruche  gemacht  wurden^  so  wie  auch  die  diesen  l>€uk- 
eefcwftlMk  mgehimrm  -iwirige  wMlMür^  ist  aber  diese 
Wmmiüm  erfölll,  «o^l^ku«^  sie  wiediMM^Ig^ 

Nebenparthei  k^uiück,  stellt  ihre  eigene  Mettuuig  «nflMMI^ 
macht  Antri^e,  wie  in  einer  gewühnüchen  Sache 
^M^'^Mb  «iaigen  Worts»  woKeo  fpie 
MM  'wmk  Depatirtoa  Ber^gasie  in 

tuaiiie  gemachten  Vorschlag  prülon ,  iuJLui  \%ir  sonst  un- 
sere Aaigabe  nicht  voUkommea  gelost  zu  haben 
wCiigifa  .  Wie  'Mr'  tahea  sagten, 

die  €laatsbdiMa  als  «otbweadigen  r  i  i  ■    ^  ■  i  ■ 

▼on  Armen  aufzustellen,  wenn  diese  ein  für  ihre  Sache  gun- 
stigas'i  Ton  drei  Juristen  onterzeiohnetes  Gatachteu  erbailsi^^ 
hIttlD;  '' -  Die  Assenbl^^eoastitiiaata  IMMMNfj^llMfl^ 
diesen  Tbeile  4lee  yaa  Bergasee  ■■yaiirtMWfcffVorteliliigl 
nicht  mehr  als  mit  den  acidern  auf.    Hat  sie  hieiiü  iUclil: 
gehabt  ?   Wir  Dehasea  beinen  Anstand ,  es  bejahen. 
Osliwiaiiigheitaa  y^tehe  die  Annen 
Tor  den  Gerichten  geltend  zu  maebea^^afad  IreiHeb 
wichtige  Sache ,  welche  in  hohem  Grade  die  Besorgniimi^ 
dar  Maiiiobenfreaadea  aaregea  baan ; -'abis^|<ii  Frage 
iMM^nater  einem  doppelten  GesicblspiaullH 
deir.    Der  Gesti/.;;(  bei  mufs  Iii  ikdenkHchkeiten^  welche 
sifib  <aai  jeder  Seite  zeigen,  abwägen,  und  da,  wo  er 
aüi  wenigsten  findet^  nmfii  er  sieh  ßSat 
•aha&daa^  Wirstehea  aadivniebtan,  g 

lange  Gerichtserfaln  un^^^  begründete  Überzeugung,  auszu* 
jpceaben  ,  data.4er  .öaeba  eines  ArmeaY^-mipMi|||y|i|j[|hA^ 
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got  ist,  ein  Advocat  nicht  fehlt,  und  dafs  kein  Anwalt  sich 
furchtet ,  die  Kosten  yorzuschiefsen.  Es  herrscht  rucksicht- 
lieh  dieses  Punktes  das  Vertrauen  auf  die  Gerechtigkeit  und 
Unpartheilichkeit  der  Gerichte,  es  wird  aber  vielleicht  zu- 
gleich auf  die  Gunst  gerechnet,  welche  immer  der  geniefst, 
der  die  Sache  der  Armen  gegen  den  Reichen  yertheidigt. 
tibrigens  besteht  überall  unter  dem  Advocatenstand  ein  Bu- 
reau, welches  umsonst  rechtliche  Gutachten  ertheilt  und 
beauftragt  ist,  die  seiner  Würdigung  unterworfenen  Rechte 
zu  prüfen.  Da  dieses  Bureau  im  Allgemeinen  seinem  Be- 
rufe mit  Eifer  nachkommt,  so  ist  hierin  noch  eine  neue 
Garantie  gegeben.  Von  der  andern  Seite  zeigen  sich  auch 
schwere  und  zahlreiche  Bedenklichkeiten.  Man  braucht  keine 
grofse  Kenntnifs  des  menschlichen  Herzens  zu  haben ,  um 
überzeugt  zu  seyn,  dafs  die  Procefsucht  sich  bei  einer  Per- 
son immer  in  unmittelbarem  Verhältnifs  zum  Zustande  des 
Mangels  oder  der  Verlegenheit,  in  welchem  sie  steht,  ent- 
wickelt ;  das  innere  Gewicht  der  Procefssucht  wird  aber 
keine  Schranken  mehr  kennen ,  sobald  sie  einen  Ausllufs 
hat;  der  arme  Bauer,  der  in  einem  Rechtsstreite  nichts  zu 
verlieren  hat,  wohl  aber  alles  dadurch  zu  gewinnen  glaubt, 
wird  von  allen  Seiten  mit  Ansprüchen  auftreten,  und  seine 
durch  die  Noth  gesteigerte  Hartnäckigkeit  wird  immer  zu- 
letzt dahin  kommen,  dafs  sie  den  Widerwillen  besiegt,  den 
die  drei  Rechtsgelehrten  gegen  einen  durch  ihre  Ansicht 
ihm  zu  leistenden  Beistand  gehabt  haben  würden,  wenn  sie 
beauftragt  gewesen  wären ,  dieselbe  vor  Gericht  zu  ver* . 
fechten.  Und  was  noch  wichtig  ist,  der  Vorschlag  von 
Bergasse  würde  geradezu  den  Grundsatz  der  Unabhängig- 
keit angreifen ,  in  welcher  Eigenschaft  doch  die  Staatsbe- 
hörde in  Civilsachen  dastehen  soll.  Gerade  diese  Gewifsheit 
verleiht  ihr  ihre  Stärke  vor  den  Gerichten ,  dafs  sie  als  Ad« 
vocat  keiner  Parthei  handelt  und  nur  im  Interesse  der  rieh« 
tigen  Anwendung  des  Gesetzes  spricht,  was  aber  nicht  so 
le^TD  würde,  wenn  ihr  Auftreten  von  fremdem  Willen  ab« 

Krit»  Zeitichr.  f,Reehtsw.u.  Gtstttg.  d.AusL  VI.  Bd.  3.  J/. 


434         GaelMgebung  über  religiöse  Freiheit  im  J^aaUande^ 

hinge,  und  wenn  8ie  anders  als  auf  den  Antrieb  ikret  eige- 
nen Gedankens  handeln  müfste. 

Immer  werden  wir  glauben,  dafs  die  einzigen  Bedenk, 
lichkeiten,  welche  das  Auftreten  der  Staatsbehörde  in  Qu 
Tilsachen  darbietet,  nur  die  tod  uns  im  Laufe  dieses  Arti- 
kels bezeichneten  sind.  Man  wird  übrigens  gesehen  haben, 
dafs  es  leicht  seyn  würde ,  diese  Lücken  auszufüllen  und  so 
diese  schüne  Einrichtung  zu  veryollkommnen.  m 
.  .  (In  einem  bald  folgenden  Artikel  wollen  wir  noch  die 
Wirksamkeit  der  Staatsbehörde  in  Criminalsachen  prüfen.)  • 


Überblick  der  iieiiesleu  legislativen  Verhand- 
hingen  im  Waatlande  über  die  Gesetzge- 
4  bnng"  in  Bezug'  auf  religiöse  Freiheit.  i 

« 

j •  Herrn   Dr.  Pellis, 

t    i       *^ -'Y  Advocaten  in  Lautanne. 

•  ■•  , 

Im  Jahre  i525  wollten  die  Katholiken  in  der  Waat  die  pro- 
testansische  Bewegung,  die  aus  Deutschland  zu  uns  kam, 
aufhalten.  Folgendes  ist  der  Text  des  von  den  Ständen  in 
Moudon  ausgegangenen  Beschlusses ,  welcher  die  Absicht 
hat,  wie  es  heifst:  die  schlechten,  gesetzwidrigen,  falschen 
und  ketzerischen  Behauptungen  und  Meinungen  jenes  rer- 
fluchten  und  treulosen  Ketzers  und  Feindes  des  christlichen 
Glanbens,  Martin  Luthers,  zu  vernichten,  durch  welchen 
wie  allgemein  behauptet  wird ,  in  den  benachbarten  Gegen- 
den grofse  Excesse  und  Mi/sbra'uche  gegen  den  christliciftefi 
Glauben  hervorgebracht  wurden.  -.frxf 
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HÜtti  alleVi  eben  gekannten  Verhältnissen  vorzabeugön^ 
und  auch  um  den  christlichen  Glauben  aufrecht  zu  erhal- 
ten ,  beschlossen  und  Terordneten  diese  Stände ,  dafs  Nie- 
mand,  welches  Standes  oder  Berufes  er  sey,  Bücher,  die' 
Ton  genanntem  Martin  Luther  verfafst  wären,  haben,  kau- 
fen oder  behalten  solle,  bei  Strafe  für  den  Dawiderhandeln- 
den ,  sein  Buch  yerbrennen  zu  sehen.  Ferner  sollte  Nie* 
mand,  welches  Standes,  Berufes  oder  Banget  er  sey,  in  ir- 
gend einer  Sache  von  genanntem  Luther  sprechen ,  ihn  be- 
günstigend  und  an  ihm  haltend ,  oder  irgend  eine  seiner 
verfluchten  und  verdammungswürdigen  Meinungen  und  Be- 
hauptungen beibehaltend  und  behräftigend ,  unter  Strafe, 
drei  Tage  lang  eng  gefangen  gehalten  zu  werden,  und  nach 
Verlauf  von  drei  Tagen  öffentlich  drei  Geifselhiebe  zu  be- 
hommen ,  und  die  Hosten  und  Auslagen  der  VerhaAung  zu 
bezahlen.  Und  endlich  wenn  derjenige ,  welcher  oben  ge- 
nannte falsche  und  betrügerische  Meinungen  im  Ganzen  oder 
theilweise  hatte  aufrecht  erhalten  wollen,  dennoch,  nach- 
*dem  er  die  genannten  Geifselhiebe  bekommen  hat,  verstockt 
und  hartnäckig  bliebe ,  so  sollte  er  als  ein  falscher  und  treu- 
loser Ketzer  mit  seinem  Buch,  wenn  er  irgend  eines  hätte, 
verbrannt  werden. If^*^  ^ 

Dies  Docnment  ist  merkwürdig  und  beweist  wohl^  dafs 
die  Verfolgung  eine  schwache  Waffe  gegen  Beligionseifer  ist. 
Im  Jahre  i536  bemächtigten  sich  die  Berner  des  Waatlan- 
des. Der  Wunsch ,  den  sie  hegten ,  diese  Gegend  zum  Pro-  , 
testantismus  zu  bekehren,  ward  durch  das  Verlangen,  das 
sie  zugleich  beseelte,  sich  der  beträchtlichen  Güter  der 
Geistlichkeit  zu  bemächtigen,  sehr  unterstützt.  £s  gelang 
ihnen,  und  das  ist  der  Ursprung  des  Glückes  dieses  Frei- 
staates. —  Kurz  darauf  wurde  das  helretische  Glaubensbe« '  . 
kenntnifs,  welches  rein  und  durchaus  calvinisch  ist,  procIa- 
mirt.  Diesem  Behenntnifs  folgten  zahlreiche  Unruhen  und 
onaafbdrlicb  sich  erneuernde  Streitigkeiten,  deren  Bedeut- 
samkeit jedoch  sehr  verschieden  war.  —  Im  Jahre  ij58 
beruhigle  der  dem  Klerus  auferlegte  Eid  die  Gertüther. 
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Die  Formel  des  Eides,  den  die  durch  die  Händeaufleguiig 
für  den  Priesterstand  EiasuweUfenden  ablegen  aolliniy  filrs 
»Alle  diejenigen,  welche  dem  heiligen  Priesterttand 
hören,  schworen,  sich,  hinsichtlich  des  Lehrbegrifls  und  des 
Gottesdienstes  nach  dem  Evangelium  Christi  auf  eine  dem 
heiretischen  GlaubensbekenntniCs  gemäCse  Weise  sä  bMa* 
gen.  Sie  versprechen ,  dasselbe  aufrecht  so  erhalten ,  und 
liein  Dogma,  keinen  neuen  Gedanken,  der  ihm  zuwider 
wäre ,  zu  lehren  oder  zu  verbreiten ;  alle  diejenigen ,  welche 
dies  zn  than  unternehmen  würden,  nach  Kräften  and  nach 
der  Pflicht  ihres  Berufes  zurückzuhalten;  alle,  welche  den 
Staat  und  die  Kirche  zu  beunruhigen  hartnäckig  fortführen, 
bei  den  competenten  Personen  anzuzeigen.  Sie  sollen  aucft 
in  dieser  Absicht  diesen  Personen  weder  mittelbar  noch  an* 
mittelbar  irgend  eine  Hülfe  ki:)ten..<  Seither  ^ab  es  viel 
weniger  stürmische  Verhandlungen,  und  dieser  Gedanke, 
nichts  gegen  das  Glaubensbekenntnifs  zu  sagen,  Tereinigte 
für  den  Augenblick  das  Bedurfnifs  einer  Regel  mit  der  PheiMi 
Forschung  ziemlich  gut.  Die  waatländische  Kirche  hat  den 
Folgen  der  Elasticität  des  in  diesem  Eide  niedergele^e%. 
Princips  sich  unterziehen  müssen ;  bald  hat  sie  sich  Mk 
Rationalismus  hingeneigt,  bald  dem  reinen  CaMnismus  ge- 
nähert. Bisweilen  schien  es,  als  sejen  zwei  Kirchen  vor- 
handen, die  eine  dem  Text,  die  andere  dem  Gebrauch  g«^ 
mäfs.   Alles  jedoch  ging  ruhig. 

Die  englischen  Methodisten  mit  ihrer  lleachelei  und 
ihrem  Indiilerentismus  sind  vor  zehn  oder  zwölf  Jahren  in 
anserm  Kanton  angekommen.  Sie  haben  einen  Anlmf  'an 
die  religiösen  Gesinnungen  erlassen.  Sie  bearbeiteten  nf  dem 
Kanton  das  Volk,  das  nicht  daran  gewöhnt  war,  und  zwan- 
gen einen  Jeden,  die  Urschriften  hervorzusuchen.  Bald 
zeigte  sich  eine  sehr  sichtbare  Spaltung  derjenigen ,  'die'den 
Batlonalismns  verliefsen,  um  zum  reinen  Calvinismas 
ruckzukehren.  Diese  Spaltung  wurde  mit  einer  Art  Wuth 
und  Hafs  von  der  grofsen  Mehrzahl  der  Waatländer  ati%^ 
nommen.  In  jenem  Augenblicke  glaubte  der  StaatmA  ton 
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1824  ein  Gesetz  zur  Annahme  vorschlagen-  zu  müssen ,  das 
bemerkenswerth  ist.  Dies  Gesetz  vom  20.  Mai  1824,  eine 
neue  religiöse  Secte  betreffend,  lautet :  Der  groPse  Rath  des 
Kantons  Waat  beschliefst  auf  den  Vorschlag  des  Staatsraths  ,  in 
Erwägung ,  dafs  einige  exaltirte  Personen  eine  neue  religiöse 
Secte  einzuführen  und  zu  verbreiten  suchen ,  indem  er  die 
Handlungen  dieser  Secte,  welche  die  Öffentliche  Ordnung 
gefährden,  unterdrücken  will:  1)  Jede  Versammlung  von 
Anhängern  dieser  Secte,  welche  aus  Personen,  die  einer  Fa- 
milie fremd  sind,  besteht,  um  darin  den  Gottesdienst  aus> 
zuüben,  oder  kirchliche  Ceremonien  zu  begehen,  ist  ver- 
boten und  wird  alsbald  aufgelöst.  2)  Die  Personen,  welche 
diesen  Versammlungen  vorgestanden  sind,  oder  sie  geleitet, 
darin  Dienste  geleistet  oder  dazu  das  Local  hergegeben  ha- 
ben ,  sollen  verantwortlich  seyn  und  mit  einer  der  folgenden 
Strafen  belegt  werden.  3)  Jede  Handlung  von  Proseljtis- 
mus  oder  von  Verfuhrung,  welche  dahin  zielt,  Anhänger 
für  diese  Secte  zu  gewinnen,  ist  untersagt,  und  derjenige 
oder  diejenigen,  welche  sich  dessen  schuldig  machen,  wer- 
den mit  einer  der  nachfolgenden  Strafen  belegt.  Bei  dem 
ErkenntniPs  der  Schwere  des  Vergehens  und  bei  der  Be- 
stimmung der  Strafe  sollen  die  Tribunale  besonders  berück- 
sichtigen ,  ob  die  Verführung  an  Professoren  oder  Schulleh- 
rem ,  an  Personen  des  weiblichen  Geschlechts  oder  an  sol- 
chen,  die  unter  Verwandten  oder  Vormündern  stehen,  ver- 
übt worden  ist.  4)  Die  Vergehungen  gegen  die  obigen 
Artikel  2  und  3  werden  entweder  durch  eine  Geldbufse 
gestraft,  die  nicht  über  600  Francs  gehen  darf;  oder  durch 
das  Verbot ,  in  die  oder  jene  Gemeinde  zu  gehen  oder  sich 
daselbst  aufzuhalten ;  oder  durch  die  Contination  auf  eine 
Gemeinde  für  eine  Zeit,  die  nicht  länger  als  ein  Jahr  seyn 
darf ;  oder  durch  eine  DisciplinargefängniPsstrafe ,  die  nicht 
länger  als  ein  Jahr  dauern  darf;  oder  endlich  durch  eine 
Verbannung  aufserhalb  des  Kantons,  die  nicht  über  drei 
,  Jahre  dauern  darf.  5)  Das  Verbot,  in  eine  Gemeinde  zu 
gehen  oder  dort  sich  aufzuhalten,  wird  in  eine  Confination 
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des  Verurtheilten  in  seine  Gemeinde  auf  eine  Zeit,  welche 
nicht  über  ein  Jahr  dauern  darf,  in  dem  Falle  verwandelt 
werden,  wo  er  dieses  Verbot  sollte  verletzt  haben.  Die 
Confination  in  einer  Gemeinde  wird  in  Disciplinargefangnifs 
für  die  noch  übrige  Zeit  verwandelt,  wenn  der  Verurtheilte 
seine  Confination  überschritten  hat.  Die  Verbannung  aus- 
serhalb des  Hantons  wird  in  Disciplinargefängnifs  für  die 
noch  übrige  Zeit  verwandelt,  wenn  der  Verurtheilte  seine 
Verbannung  überschritten  hat.  6)  Jeder  Procefs,  welcher 
eines  der  durch  gegenwärtiges  Gesetz  vorgesehenen  Verge- 
hen zum  Gegenstande  hat,  soll  nothwendig  dem  Appella- 
tionstribunal unterworfen  seyn.  7)  Der  Staatsrath  ist  mit 
der  Bekanntmachung  und  Ausübung  des  gegenwärtigen  Ge* 
setzes  beauftragt.  Gegeben  unter  dem  grofsen  Staatssiegel 
in  Lausanne  den  20.  Mai  i824>  Der  im  Amt  stehende  L*and« 
ammann:  F.  ClaveL     i  ,  -  .  .  /  * 

.^«..Dieses  Gesetz  zeigte  sich  bald  als  unzwecbmäTsig.  In 
seinem  ersten  Artikel  schon  bezeichnet  es  durch  nichts  die 
Secte,  die  verfolgt  werden  soll.  Der  Fehler  ist  unheilbar 
geworden,  seit  der  Methodismus  sich  in  Nuancen  getheilt 
hat,  und  die  Nationalkirche  selbst  dasselbe  Glaubensbekennt> 
nifs  als  die  Sectirer  angerufen  hat,  d.  h.  seit  alle  Ansichten 
und  alle  Nuancen  von  Ansichten  zwischen  dem  Calvinismus 
und  dem  Rationalismus  sowohl  ihre  Sectirer  als  ihre  Repra« 
sentanten  gewannen.  Die  Staatsbehörde  wufste  nicht  mehr, 
wen  sie  angreifen,  und  die  Tribunale  nicht  mehr,  wen  sie 
verurtheilen  sollten.  —  Der  zweite  Artikel  öffnete  einem 
Jeden,  der  wollte,  das  Haus  aller  Bürger  ohne  Form  und 
ohne  Garantie.  Nun  hat  die  Erfahrung  gezeigt,  daf»  be» 
sonders  in  aufgeregten  Zeiten  eine  solche  Verletzung  aller 
Principien  nothwendig  eine  Ursache  von  Unruhen  in  der 
Gesellschaft  und  von  Demoralisation  unter  dem  Volke  var. 
—  Der  dritte  Artikel  hatte  den  Nachtheil ,  dafs  er  den 
Proselytismus  für  alle  Secten  erlaubte  und  für  eine  nicht 
bezeichnete  Secte  verbot,  und  das  hat  die  Anwendung  des 
Gesetzt'i»  unmöglich  gemacht,  als  es  mehrere  Secten  gab, 
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die  für  sich  selbst  den  Titel  Secten  yerwarfen  und  ihn  den» 
andern  beilegten.  Die  Tribunale  wufsten  nicht,  was  sie  an- 
fangen sollten,  weil  keine  Regel  ihnen  helfen  konnte  bei 
der  mit  dem  Gesetzesfluch  belegten  Secte.  —  Was  das 
Strafsystem  angeht,  so  war  es  an  sich  abgeschmackt  und 
zu  streng.  Denn  die  Eingränzung  schlofs  nun  den  Wolf 
mit  den  Schafen  ein,  und  die  Verbannung  kommt  dem 
gänzlichen  Ruin  der  meisten,  die  mit  ihr  bestraft  werden, 
gleich,   -tn-'tm^  p^\%^^m,  ^.Mkit^ 

Der  unterscheidende  Charakter  dieses  Gesetzes  ist  WilU 
kuhr;  es  definirt  und  bezeichnet  nicht  ein  bestimmtes  Ver- 
gehen, setzt  keine  Form  fest,  verletzt  alle  Principien  und 
uberläTst  die  Schärfe  und  Art  der  Strafen  der  schrecklich- 
sten Unbestimmtheit.  In  wenigen  Jahren  ist  dieses  Gesetz 
unbrauchbar  geworden,  es  wurde  vor  der  Zeit  alt,  durch 
die  Meinung  des  gebildeten  Publicums  gebrandmarkt.  Eine 
ehrenvolle  Scham  hat  die  Anwendung  desselben  der  ganzen 
Magistratur  untersagt,  aberjein  grofser  Fehler  war  die  Existenz 
eines  nicht  befolgten  und  öffentlich  mit  Füfsen  getretenen 
Gesetzes.  Das  praktische  Resultat  dieses  Gesetzes  war,  dafs 
die  Spaltung  beträchtlich  vergrofsert  wurde.  Die  Verfol- 
gung ist  für  die  Secten  zu  jeder  Zeit  Nahrung. 

Im  Jahre  i83i  wurde  die  neue  Verfassung  gegeben. 
Sie  enthält  im  neunten  Artikel  eine  Verfügung,  die  dahin 
zielt,  die  Natio  nal  kir  che  in  ihrer  ursprunglichen 
Re  inheit  aufrecht  zu  erhalten.  Nun  entstand  ein 
neuer  Streit.  Die  Nationalkirche  sah  darin  ihren  Triumph, 
die  Sectirer  ihrerseits  sahen  darin  einen  vollen  Sieg.  Zur 
Erklärung  dieser  doppelten  Freude  raiiPs  man  sagen,  dafs 
der  Text  des  helvetischen  Glnubensbekennlnisses  für  die  rei- 
nen Calvinisten  entscheidend  ist,  woher  sie  den  Grund  nah- 
men, den  Siegesruf  zu  thun.  Man  mufs  zugeben,  dafs  ein 
Argument  stark  wird  ,  wenn  es  den  Text  des  Gesetzes  für 
sich  hat.  Andererseits  behaupteten  die  Rationalisten,  dafs 
die  Garantie  der  Verfassung  nicht  auf  den  Text,  sondern 
auf  ^en  Znstand  der  Dinge,  wie  er  war,  als  die  Verfassung 
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gegeben  ward ,  sich  beziehe.  —  Wie  dem  auch  sey ,  da 
jedermann  einstimmte,  oder  nahe  daran  war,  es  zu  thuo, 
so  horte  die  Spaltung  grofstentheils  auf,  and  man  hat  meh- 
rere Getrennte  zur  Nationalkirche  zurückkehren  sehen.  Da 
der  Text  für  uns  ist,  sagten  sie,  so  lafst  uns  zur  Kirche 
zurückkehren;  unsere  Arbeit  im  Tempel  wird  nützlicher 
seyn,  als  aufserhalb  des  Tempels.  Was  die  Anhänger  der 
Nationalkirche  angeht,  so  sagten  sie:  laFst  uns  zu  Hause 
bleiben.  So  fand  die  Vereinigung  statt  mit  verschiedenen 
Ansichten.  Der  Mangel  der  Anwendung  des  Gesetzes,  die 
Sehnsucht  nach  Vereinigung  haben  dem  Gesetz  des  20.  Mai 
eineo  Stöfs  beigebracht ;  es  ist  gefallen ,  nachdem  es  oor 
Übles  angerichtet  hat.  Im  Augenblick  der  Abstimmung  ha- 
ben sich  Freunde  und  Feinde  dieses  Gesetzes  vor  dem  Er- 
folge gefürchtet,  und  man  kam  zu  einem  Transaction** 
System.  .  -^i-v^'n'^  t  » 

^^A.Um  die  Abschaffung  dieses  zogleich  abgeschmackten 
und  unsittlichen  Gesetzes  zu  erhalten ,  ist  man  übereinge- 
kommen, der  Abschaffung ,  die  rein  und  einfach  war,  einen 
Artikel  über  den  Proselytismus  beizufügen.  Das  gegenwar- 
tige Gesetz  vom  23.  Januar  i834  ist  kurz.  Es  lautet:  Der 
grofse  Rath  des  Kantons  Waat ;  nach  Betrachtung  des  vom 
Staatsrath  vorgelegten  Gesetzentwurfs;  in  Erwägung,  dafs 
das  Gesetz  vom  20.  Mai  1824  den  Freiheitsprincipien ,  die 
den  Kanton  Waat  regieren,  nicht  entsprechend  ist;  in  Er- 
wägung, dafs  es  auch  schicklich  ist,  die  den  Rechten  der 
Bürger  naohtheiligen  Bekehrungsacte  zu  unterdrücken;  be- 
schliefst:  1)  Das  Gesetz  vom  20.  Mai  1824,  eine  neae  reli- 
giöse Secte  betrefTend,  ist  aufgehoben.  Indessen  sind  die 
Bekehrungsunternehmungen  in  Religionssachen,  welche  ent- 
weder heimlich  und  ohne  Wissen  des  Familienhaupts,  oder 
in  seiner  Wohnung  und  gegen  seinen  Willen,  gegen  seine 
Frau,  seine  minderjährigen  Kinder,  seine  Mündel  und  min- 
derjährigen Tischgenossen  geschehen,  untersagt.  Die  Per- 
son*, die  es  sich  zu  Schulden  kommen  läfst,  wird  mit  einer 
Geldstrafe  belegt,  die  600  Francs  nicht  übersteigt,  oder 
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Diacipliaargdaagnif« ,  welches  ein  Jahr  nicht  übersteigt. 
Di»  VMrMgOBg  der-  ia  dieMm  Aalihti  »rwüi^laa  Yiwwdi» 
UMliiiht  MV  mT  dift  Klage  dit  FaMÜMlMiapU.  9>  D«v 
Siaatsrath  ist  mit  der  Bekanntmachung  und  Anwendung  ge« 
genwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Oft  das  GMet9  wom  1^4  ■■^jylmhii«  iift,  ta  M§l  d» 
difii  dm  HtttgiofMlMlMik  iiiwMliripht-  atty  da  mm 
durch  kein  Gesetz  eingeschränkt  wird,  und  die  Sache  unter 
die  Regel  des  gemeinen  fiecbiA  gehurt.  Wenn  die  laskvLu^ 
•tnig«  i^iilrtife  UnUjiBiigs«  fordirty,  9»  wird  mm  aH 
amhlmirtgiiCi  vMfUrai  wd  wiittr  alt  aik  «waai  Gasetz, 
das  im  voraus  und  für  andere  Fälle  gemacht  war,  als  die, 
welche  vorgesehen  waren.  Es  steht  glauben,  dafs  die 
SbükrMig  dar  hfirgarijaban  Eba  daa  ar^  Badürimia  uf^ 
wlahfli  akti  iBUbar  OMUsliaa  wicd. 


Die 

neuesten  Gemeindeordnun^en  der  Schwei« 

zerkantoneb 

Dargestellt    und  geprüft 

van 

ITTEfiMAlER. 


Nicht  leicht  wird  bei  einem  Volke  eine  politische  Umge- 
ataltoiig  Torkommen,  die  nicht  zugleich  die  Gemeindever- 
fasatmg  wesantlieb  barubrt.  Die  Orgaoifatioo  dar  Gameiii* 
den  itl  der  ergänzenda  Tbail  der  Verfttsung  eines  Landet, 

eigentlich  selbst  die  Grundlage  derselben.    Vergebens  rech« 

<iat  nma  auf  die  £^akiiiig  tioat  wurdigao,  zur  Begründoog 
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bürgerlicher  Ordnung  und  Bechtssicherheit  wirksamen 
iiiichea  GmIm  aad  jmM  acht  constitutioocUen  Skinet, 
wdclm  InI  vmi  Egoimit«  nicht  hwhieai  um  if^mä  oiM 
Gofitt ,  entfernt  ron  dem  Wunsche  nseh  A«lregung,  viel» 
mehr  das  BedürioiTs  einer  schützenden  Gewalt  anerheniiead 
und  B^Üml^^tnm  in  £^liMh(i>  jb^  einer  edlen  Be^gisnuig 
Wfkmd^  jgfe>»Opfcei  !<prlirifwa  hmil  kl  und  dca  .91^ 
»eimalnen  Wohle  indindueüe  Interessen  opfert  Der  Cba» 
uiiJie&jdes  consututioneiien  Geiftes«  der  Grad  der  Xheiloah« 
l»gyi>»di>>nllBiwmni>,ifclni>Mna  «ird  foibeiMtly  gtiht 
«MW>egruttd«t  dvok.dMt«Mis.aMD^  nÜ  wUtl«  »  dw 
engeren  Gemeindeferrist  der  Bürger  dem  Wohle  der  Ge- 
meinde dient f  irei  Yon  ßartheigeUt  da,  wo  er  wählcii  iBiifiH 
iWti  ^  t$U§nammM  iaüwir  imi  Aug»  h«t,  d»f  wo  er  M 
lümehen  bemfisn  ist,  mhf  dem  Qnmim  Smtt  imd  domh 

keine  Rücksichten  von  stiiar  Pflicht  sich  irreleiten  läfst, 
iiftfl .  d|ij|  ■  Mfk^  CR  ^gthorchen»  amfs ,  gerne  de»  G— etae  ge- 
horehl,  «och  wenn,  Opfer  yon  ihn  gefordert  wofdeo«  Der 
Gred  der  politischen  Freiheit,  welchen  ein  Volh  geniefst, 
wird  überall  auch  den  Grad  der  Selbstständigkeit  und  der 
Freiheit  der  Gemeinden  bestimniea. 

Blickt  maa  anf  die  Schweis,  wddie  avit  dem  Jahre 
i83o  eine  tief  eingreifende  Erschütterung  erlitten  0«  ^<^^ 
den  Geburtswehen  ihrer  Umgestaltuug  in  einigen  Kantonen 
aicb  noch  nicht  erholt  und  die  iinTermeidlichen  Nachwehen 
ton  Berolationea  noch  nicht  fiberwondan  hat  ^} ,  so  nralke 


1)  iJhvv  (He  Entwi(  ti'dnnn^  iler  Yerfessungen  in  den  «inselnea  Kan- 
tonen 8.  Müller  von  Friedherp:  SrhweiBerisefae  Annalea 
oder  die  Geschichte  iinsrer  I  au:r  sdt  di  iu  Jiilni«  IR,*?©  ,  Zfirirh 
1831;  bi«  jetzt  1  Hefte.  Ji8  i«t  liic  StiniiiK^  dr«  besonnenen, 
prüfenden  Vnterlnndsfreunde« ,  der  freilich  oft  im  SrhmerTje 
darüber,  i\a[h  man  den  Hut  der  Mafsi^nng  nicht  genu^  gehört 
hat,  mit  xa  dunkeln  Farben  da»  Grmälde  der  Gegenwart  malt 
und  Unheil  Tcrkiindet,  aber  üLerall  mit  Geist  die  Verhält' 
nisse  durchschaut  und  ala  den  Frennd  wahrer  Freiheit  aich 
bewährt. 

2>  Iknkwirdige  Worte  cnih&lt  m  dieser  WiiBliihai^  Bappert 
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auch  die  Umgestaltang  des  Lande»  überhaopt  tief  in  die  Ge« 
,ntiMbmlMikoiMe  «ringreifea;  im  «b»  Y^ginm^taAumärnk 
4»  mtmXnm  KhIom  «iid  ttbandl  m»A  GrandgetaM  Uber 
die  Gemeindeorganisation  gegeben.  Die  Art,  wie  man  bei 
4|gr  Abfassung  mancher  Verfassongsarliiuiden  im  Starmscbritt 
womtriSKU  eiiaad;  nd  fet«dM%,  iritlhiahi  m  «wriw  Umh 
tftMa  «ft  §diw«r  fMbt  duHsk  dk  MIhm»  Marfillllihi», 
weiche  die  Stimme  der  Fortschritte  und  der  gemeinsamen 
Rechtsforderungeo  nicht  hörea  woUl«ii,  gegen  aiies  Alte 
Jitopfend  ireriihrt  fluAte  ^MM  lttM^  «Mi  m»  MNk  Ii 
•d«r  Orgamialtoii  im  GmmtMm  m  fM  im  dm  DBitrina 
den  zerstörte,  ond  in  manchen  neaen  Experimenten  sich 
Ijeliei,.  welche  bei  dem  Drün^tn  du  YedkäiUMse  oft  ohne 
die  oSlbige  fieifit  4m  Ijibe»  ffmÜMi  wmdm.  Mm  »edb 
wSrdigea  GeHgadaifo  legt  in  dieser  Beaftelwmg  ek  Maua, 
der  selbst  einen  grofsen  Antheil  an  der  politiscbeo  Umge^ 
etaltaag  «eines  Valerieedes  gehabt  liat,  Mödlich  Bornhi»» 
e«r  in  emer  Selnft  ab  4),  ««nn  er  se^k:  delb  die 
neuen  Verfassungen  alle  in  einem  Zuge  sich  gleich  seyen, 
nämlich  im  Mifstrauen  gegen  die  Hegierung.  Die 
Art,  wie  in  laanehee  KaoMMiea  das  VoUif  geieitel  darsli 
einzelne  Anföbrcr,  die  ungeduldig  auf  die  TerbeiAeee  Ver- 
besserung bückten  I  in  den  groCsen  Voiksyersamralungeo, 
in  üster       in  Weinieideu       seine  freilich  biuifig 

de  la  commisflion  de  In  diäte  sur  le  projet  d'acte  fdddrnl  (Gch 
nhwe  1832)  p.  45,  wenn  er  sagt:  L'expdrience  a  assez  prouT^,^ 

combien  les  r^Tolutions  content  eher  rut  pi^ouvernemens  et 
aux  penplefl.  hen  gouverntint-nH  h'  v  deflaturent  ou  ils  pdriaaeni. 
Quant  aux.  pr-uplca;  vaiocus,  ils  tombent  dan«  Ift  servltude; 
vainqueurs,  ils  n'arrivent  ä  laUbert^,  qu'en  se  heurtaat  contre 
Ipr  nombreux  obstacles  «ouTent  plos  encore  fitiguda  de  lenra 
effortfl^  qae  satisfhits  de  lenr  succ^s. 
S)  S.  über  seine  Wiarhe  Müller  Friedl^erg  Annalea  .Band  I.  . 
Heft  3.  $.  419. 

4)  VerfasRiinppn  der  Kantone  der  schweizerischen  Eid^euotsea- 
Hchaft  (Trogen  1883)  in  der  Einleitung  S.  XXVIU. 

5)  Miller  Annalen  Bd*  I.  H.  3.  S.  314. 
MiUer  Aanak»  Bd.  L  H.  4«  S.  m. 
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wohl  begründeten  Forderongen  und  die  Grundzüge  der  künf- 
tigea  VeriaMungea  aussprach ,  war  nickt  geeignet,  out  Holie 
Md  BMooneaWit  die  Bcdätfaiin  «bawigM;  «od  so  gern 
Md  Eugeb«n  1i«»n,        in  ümmImo  HmulMMn  die  Trägheit 

der  bisherigen  Machthaber,  welche  ▼ielleicht  das  Volk  durch 
YerspreclMMgia  m  Wolugeii.  siiekteii^  oder  die  Haibbeit 

die  Freunde  gründlicher  Verbesserunge«  — iwcdm  ■Kille» 
konolMy  eben  so  rediicli  ouiis  maa  gestehen,  dafs  die  Ab* 

«ÜMf  od«r  «Bgoduldiger  TImotMÜmt  -wai^r^  twi  inHj^'Si» 

schichte  mancher  Kantone  gicbt  selbst  dem  Glauben  Bannig 
da£i  diejenigen,  denen  das  neue  Werk  übertragen  war,  ein- 
gwehidilert  werai  oed  de«  «egeHinMe  Fevdera^geiitYie^ 
leiolil  wm  viel  na^gegeben  kabee.   Bei  der  Begali»iiii|f  ide> 

Gemeindeyerhaltnisse  in  den  Verfassungsnrkanden  hatte  eben 
jenes  Miistreuen  gegen  aUe  fi^^raa^ea,  von  welchen  die 
Yerfmnegiiirbmidae  ««igingea,  die  weim^tettaeg  deafie» 
aetegebew  TerHtekt,  die' m  aiaeobm  Kaelone«^  uin^ep<i 

zelte  Rivalität  zwischen  den  Stadt-  und  den  Landbewohnern 
liewirkte,  dals  man,  indem  mau  generaliairen  muiste,  mao- 
cbes  aofipracb,  was  auf  die  YerbältiiiMe  der  IjandfeiMMi» 
den  nieht  pafst,  und  die  Tolhssmireraimtiil ,  die  das  UiN»it 
Priocip  der  nenen  Verfassungen  werden  mufste,  brachte 
daza ,  jedem  Bürger  einen  grdiseren  und  immittelbarea  Ein* 
jflofii  a«f  das  politiscfae  Regiment  nnd^  daher  aoöb  aof  die 
Gemeindeangelegenheiten  zu  geben.  Ohnehin  hatte  man 
jeben  in  der  Schweiz  bei  einer  gesetzlichen  Organisation 
der  Gemeinden  mit  besonderen  Scb^erigi&eiteo  so  bempfeik 
Tor  der  BeTolatton'  von  1798  waren  die  sdiweizeriscben 
Gemeinden  im  VV^esentlichen  in  ähnlichen  Verhaltnissen,  in 
welchen  die  deutschen  Gemeinden  sich  befanden«  In  den 
Städten  entschieden  die  schon  im  Mittelalter  erworbenen 
FkiTÜegien,  welebe  die  Scliweiserstadte  günstig  für  aicli  m 
^  Termebren  wufsten^  in  den  Landgemeindea  galten  zuin  Theil 

die  alt/en  Dingrodeln  oder  Hofrechte,  zoio  Tbeii  Fretbeiten 
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oder  GetatM)  die  rormglich  yon  den  mächtigeren  Städten 
im  üi^ea  «nterwerftwa  oder  in  itfgm^  einer  Abhibigiskeil 
iMK  Ihüin  ^iliertawiü  lifttM^ieiin  ^fgtgebea  waren  In 

manchen  Staciteu  und  gröfseren  Geoit^itiden  bildete  sich ,  wie 
ieErl^otschland ,  di^fiinticht  einer  politischen  Corporataon 
eMytwjeiiiiewaeeesii^fiiMoMMi^  aMDieiif 
gegenüberstand ,  und  die  Locatteriiältwiaae <der  Sekweie,  B. 
<lie  Zerstreutheit  der  Wohnuogen  aui  dem  Lande,  bewirk- 
te», ^Me^teft  in  I  den  iiänrfiehen^  wiiiif n  mehrere  Corpo- 
i>iti0wen»>*iii>  H  iieifcirteuei  ¥itiui|y  ilMitte»  maiä  yereiliiew 

dene  Zwecke  realisirtcn,  vorhamti*. 

Ii^  Revolution  von  179Ö  zerstörte  viele  alte  Verbell» 
nieiev>.nlri»die^j»nwaikttin  iwiiaiiiiiuliii  Anflehten  wurde'  . 
ahereK  eiehttaM  •  Dilii  heifmiioiiilQiifctUlien  (Art. 'id.  19 
-»^  ii8.)  suchte  da^  alle  Bürgerthura  (hoargeoisic)  zu  zer8t$- 
seUf  ein  gewisses  Sjrstem  der  Gleichheit  wurde  eingefuhrt| 
Aeii  endi.  die  Sedile  ie»  eltw  Hiif^)*  ibeteiHriehte;  dieOv^ 
|[Miisalioli  dtt*^  .^omei eden  •  wni fic  g) einförmig ,  ein  ans  den 
Bürgert!  gewählter  üemeinderath  besorgte  die  Localpoiizei 
— d  Verwaltoiy^ffwiiwend-'  niei»jdai  Giieindevermj^gen  einer 
aAdern  Iren  den  Borgern  gewtUten  Behirde,  der  Geneindeb- 
hammer  (Regie)  übergab.  Die  Erfahrang  gab  dieser  Ein- 
richtung kein  günstiges  Zeugniis;  die  zwei  Beh5rden  waren 
lHHi%  im  gtreto  onter  äeh,  und  üherell  seiglen  eiehSebwi»- 
riglieiteli  in  Bemig  anf  die  Anatcbeidmif  der  Teneliiedeaeii 
Gemeindegüter  Unter  der  Mediation  führte  das  Gesetz 
vem  18.  Janius  i8o3  eine  neue  Organisation  der  Gemeinden 
ein;-  die  Ifonidlpalpoftieei  and  die  Yerwaltang  tSnunlliobev 
GemeindegSter  wurde  unter  die  nämliche  GemeindebehMe 
gestellt;  allein  da  zur  Wahl  dieser  Behörde  nicht  blos  Bür- 
ger, sondern  auch  Einwohner  concurrirten ,  so  wurde  den 

7)  Ebe  vonflglidhe  Daratdlaag  des  Genelndewsseiis  enthält  die 
ftshrifts  Essai  snr  las  Commünes  et  sur  Is  Gouveraement  nm» 
nicipal  dans  le  C^ntou  de  Vaud,  par  na  membre  da  Grand 
CoBseU  (dem  ehrwMigen  CUtsI).  Lansaana  IM.  t  VeL 

8)  BmÜ  snr  Iss  csimamnm  1.  e.  Val.  I.  p.  Mw 
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letoteren  eine  2u  gro£s6  Befugoifii,  aoeh  aii4  dieBebandliiiii^ 
dkt  Gemeiiid«^ 


man  dm  ßurger  Tellig  fremd  und  gleichgültig  ;;egcn  di«j 
Gemiodererwaltong  machte,  indem  läre  gaoae  Theüoak]iie> 
nmt  mt£  dam  Wdil  dm  iimntM^tmmßm  '^Mt^^^ 
San  1814  mmI*»  warn  alltaihli^  mtdmt  mttllmmmtlmItMfm 
Systeme  zurücl^zukehren  ;    wenn  au*.li  hmne  neuen  Gem^tn-^ 
deordamigea  in  einselAM  Kaal<Miaii  gegeben  worden  ^vw« 

«a«<iw  Hegiaroi 
to  aoMMlegen  und '^«timrenden  ^« 
dem  Sj^steme  der  Centreiiisirung  und  der  Beformundang  der^«. 
Ginindee  «m  gÖMtigaten  wareo«  In ^ ' wtoc i' an.  jUmtgaiW^ 
waftdm  um$  Oeneiiriaoiüimpgen '  ge^AibS  MflMMKMll' 

Genf  durch  Gesetz  vom  16.  April  1817,  im  Waatlande> 
doreh  Gesetz  vom  2.  Junius  ida5  uod  27.  Mai  1816  ia> 
mencfctB  KmiMMn  fceiehiüiigte  man  aitk 
fe«  Selwifftn  eieir  GemeindeordniHif  v^i 


die  aber  keine  GesclzLsl  i  tt  tjrhielten,  so  dafs  den  eni^eU' 
nan  Gemeinden  uberiaasen  blieb,  V  erwaitungsregiemens  für - 
aMi  wm  geben.  le  dm  neven  yerfaa8angfmi4MMieiiaMMM# 
werden  die  Gnwdsuge  der  Gemeindeorgeniafliien  eesgiapf«» 
eben;  das  Bedurfni(&  forderte,  tie  dnroh  yollständige  Ge- 
is .das  Leben  aa  HUuM.    Ter  ona  Ikgen  folgende 
GemcindeordiHingeik    1)  Ten  dem  Banlon  Zflrick 
das  Gesetz  über  die  GemeindeTerwaltung  vom  3o.  Mai  iB3i, 
über  die  Gemeindefersanunluogen  Tom  3o.  Mai  iö3i 
womit  die  Gaaetie  fem  eo«  September  iSdd  über  £rweiw 


S.  über  die  TerhältnIsRe  der  Cremeinden  im  Waatlande  die 
Sciurift:  de  radrainistration  publique  dti  Ctuiton  de  Vaiid  d^ 
1803      ISai.  Lausanue  18^1.  p.  o7  —  40. 

Bariaht  an  den  grofaen  Rath  der  Stadt  und  Repablik  Bern 
Uber  die  Staataverwaltoag  Tan  1814  —  18d0.  Bern  IbSS. 
S.  466  ^  468. 


U)  OnakUa 


F  astt  Aaaahma-  to*  Vaaftisieug 
ias  Stiniaa  SMdk  Bi.  L  &  W  MS. 
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ond  Wirlmiii;  des  BürgerrechU  und  über  die  Yerlijtlt» 
wm  (der  PenoMü;  ^  m  einer  <>aii>eiiwle  ÜeiTiciiiriHif^ 

ofcae  Burger.  SD  eeyn,  '  ▼ifhondeir^tutewbgi  MiÜMu'i 

fl)  Von  dem  Kanton  Thurgau  das  Gesetz  vom  a8.  Januar 
1032  über  die  Voilziehuni^sbearnten ,  Gemeinden  und  Qe^ 
meindebehofdeii  13)^  a^^Yoa  dem  ileDtoi|  S^t»  Q^»i^9#^ 
GetetB  Tom  «7.  Mm»  t8$i  üWlp  die  Organiselm  Mlbv^iaili 
meinds-,  Yerwaltangs  - ,  Bezirksbehörden  i^).  4)  Von  dem 
Kanton  A  a  r  g  a  u  das  ^jesetz  Tom  17.  Deeember  -  16S«  über 
die  GeneiodeverweltiMg^  wd.  EtaxMtoiig  ^ev  ^  SiLMfcMÜÜt 
rliUie  5)  Voar  ^dem  Hentoii.  Frell^vrg  Lei  mt  l*orga* 
nisation  des  commones  vom  20.  Deeember  1 83 1  '^).  6)  Von 
dem  Kinton  L  uz^ern  das  Geseto  mm  d.  Jolio»  sd^A  ^tlMit 
die  Organisatieii  d«r  Gememdeiis  ^Gewti  yqim  -t»  AnglMl- 
über  die  Gemeindeversammlungen,  Gesetz  vom  12.  August 
über  die  Verrichtungen  des  Gmeiaderatbs  und  Gesetz 
«am  «•  August  i6ds  iber  die  Geriiof tioiMgütetfftn  iirft«i 
gen  1 T') ,  wonit  >  wieder  das  Getets  'to«i  ^  v3/  Jewiti»  iOÜ 
über  die  Erwerbung  der  Bürgerrechte  verbunden  werden 
raufs  1^).  7)  Von  dem  Kanton  Waat  das  Gesetz  vom^  aft^^ 
iMMwr  i8dn  aber  die  Orgamtitiott  der  GenieiKdebil|i»iü 
nnd  vom  9611  Januiir  »83fl  über  die  ^FiMtieiifett^mMl  <iin 
Competenz  dieser  Behörden  1').  8)  Von  dem  Kanton  So* 
Uiburn  das  Gesetz:  irom  i5;  JiiM«lt  i8di^4btr  dio  Einriolli 

12)  Officielle  Sammhing  Bd.  III.  S.  15»  114.  **^'  , 

18)  Kantonsbltttt  delT  seit  18S1  «MteMeH  Cicittze  xtX 

14)  Samniluag  der.q^tse,  Omote  ipd  BcpvWiase  Bd4¥»4rSMI^ 

15)  Nene  Sammlung  ^tff  Ges^e  imd  VarsfApiwgail  d^^^Cep^lfi^ 
Aargaa  I.  S.  147.    '  ^  ' 

i«)  Balletin  effirtet  de«  lols;  d^r^to  et;»;^^^^^  ' 

17)  ' An»  «üasa  £k«^tse  fiadea  sich  in  d^  Sanfinlung  dar  facSato 

und  Regttrnngsverocdnnngfin  von  Loaern  Bd.  I.  8.  128« 

m.  l<a.  etc. 

18)  'Sanindniift'Bi.  IL  S.  m  '  /''^  '  ' 
1»)  «aaaea  dop  lois  et  ddereto  da  Qmten  de  Tziil  W.  XXIX. 
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tung  des  Gemeiadewesens  aod  rom  6.  Februar  i832  über 
das  Gemeiodewesen  der  Stadtgemeinde  Solothurn.  9)  Von 
dem  Haoton  Bern  das  Gesetz  vom  13.  December  i8S3 
über  die  Organisation  und  die  Geschäilsführung  der  Ge* 
meindebehorden  ^^).  10)  Von  dem  Kanton  Genf  Loi  sar 
Tadministration  des  communes  vom  17.  Januar  i034.  — 
Was  Bornhauser  von  den  neuesten  VerFassungsur« 
banden  sagt ,  indem  er  in  allen  eine  gewisse  FamiJienäbn*  . 
licblteit  findet ,  welche  der  Zeit  ihrer  Entstehung ,  dem 
Einflufs  des  gegenseitigen  Beispiels  und  einem  tiefer  im 
Scbweizervolke  liegenden  Bedurfnifs  zuzuschreiben  ist,  pafst 
auch  auf  die  vorliegenden  Gemeindeordnungen.  Sie  sind 
hervorgegangen  aus  dem  Bedürfnisse,  die  Mifsverhältnisse 
zwischen  Stadt  und  Land  zu  beseitigen  und  grofsere  Gleich- 
förmigkeit des  Gemeindewesens  herbeizuführen ,  zugleich 
manche  Fesseln  abzuschütteln,  welche  in  manchen  Kantonen 
die  Regierungsbehörden  durch  ein  zu  weit  getriebenes  Be* 
Tormundungssystem  den  Gemeinden  auflegten ,  und  jenes 
weit  getriebene  Mifstrauen  gegen  alle  Regierungen,  von 
welchem  Bornhäuser  als  dem  Grundzage  der  neuen  Ver«. 
fassungen  spricht,  wurde  vorzuglich  hier  sichtbar,  indem 
man  möglichst  allen  Bürgern  die  unmittelbare  Theilnahme 
an  den  Gemeindeangelegenheiten,  von  denen  man  sie  vor 
i83o  zu  viel  entfernt  hatte,  einräumen  wollte.  Wir  ver- 
kennen nicht,  dafs  in  manchen  dieser  Gemeindeordnungen 
sehr  zweckraäfsige ,  den  Verwaltungsorganismus  belebende 
und  der  Freiheit  der  Gemeinden  würdige  Bestimmungen 
vorkommen ,  wir  ehren  das  Streben ,  die  Emancipation  der 
Gemeinden  aufrichtig  durchzufuhren;  allein  wir  werden  in 
der  Folge  nachweisen  können,  dafs  man  nicht  selten  zu  ge- 
fährlichen, dem  wahren  Interesse  der  Gemeinden  nachthei- 
ligen Experimenten  durch  die  Idee  der  Volkssouverainitat 


20)  Samralunf^  der  Gesetze  und  Decrete  der  Repuhlik  Bern  Bd. 
.   .  "1.  S.  264.   ....  ^ 

21)  in  der  Einleitung  zu  seiner  Sammlung  der  Verfassungen  S.  XVIII. 
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sfcli  fdrtreissen  liefs ;  auch  dürften  mancTie  dieser  neaeh 
Gesetze  von  dem  Vorwurfe  der  Übereilung,  mit  welcher 
sie  verfafst  werden  mufsten,  und  daher  einer  gewissen  Un- 
bestimmtheit der  Ausdrücke  und  der  Lückenhaftigkeit  nicht 
freizusprechen  seyn.    Am  meisten  zeichnen  sich  durch  viele 
zweckmäfsige  Vorschriften  und  einfache  Darstellung  die  Ge- 
meindeordnungen  des  Waatlandes,  von  Zürich  und  Luzern 
aosf  die  erste  scheint  mit  Besorgnifs  vor  dem  unverstandi- 
gen Gebrauche  der  Communalgewalt  der  Gemeinden  die 
Hechte  der  Regierungsgewalt  ausgedehnt,  bei  der  Bearbei- 
tung der  neuen  Gesetzgebung  sich  jedoch  mit  genauer  Be- 
achtung der  Erfahrungen  an  die  Gesetze  von  i8i5  und  i8i6 
angeschlossen  zu  haben.     Bei  dem  Gemeindegesetze  von 
Bern  kann  man  sich  nicht  von  dem  Gedanken  losmachen, 
dafs  die  Bearbeiter  des  Gesetzes  «ich  oft;  in  einer  gewissen 
Verlegenheit  dadurch  befanden,  dafs  sie  gerne  den  liberalen 
Einrichtungen  seit  i83i  und  den  gegebenen  Versprechungen 
treu  bleiben  wollten,  und  dennoch  den  Gefahren  der  Über- 
macht der  Gemeindebehörden  sich  nicht  aussetzen  mochten. 
Eine  merkwürdige  Schrift  22)^  welche  bald  nach  der  Erschei- 
nung des  Entwurfs  bekannt  gemacht  wurde,  verdient  hier 
Beachtung.    Zwar  ist  in  der  Schrift  ein  Geist ,  der  mit  den 
Erzeugnissen  der  neuen  Regierung  überhaupt  unzufrieden 
iH,  und  ein  gewisses  Streben,  den  Entwurf  in  allen  Thei- 
len  zu  tadeln,  nicht  zu  verkennen;  allein  die  Schrift  ent- 
hält sehr  viele  praktisch  wichtige  Bemerkungen  über  Ge- 
meindewesen ,  und  der  Tadel  des  Entwurfs  ist  in  so  ferne 
gegründet,  als  eine  Unbestimmtheit  der  Vorschriften,  eine 
gewisse  Inconsequenz  und  eine  zu  grofse  Einmischung  der 
Regierung  in  die  Gcmeindeangelegenheiten   dem  Entwurf 

vorgeworfen  wird.  Für  die  Sicherheit  des  Gemeindever- 
 .  >«v  ttmMism^f^n  ■. 

32}  Unter  dem  Titel :  Prüfiin«^  und  Beleurhtiing-  des  reTidlrten 
Entwurfs  eines  Gesetzes  über  die  Organisation  u  s.w.  der  Ge- 
..)V     meindehehörden ,  Ludwif^sburpr  1833.  —   Mehrere  interessante 
.,..,4  Nachrichten  über  die  frühere  MunicipalvcrMaltung-  yon  Bern 
in  Wyfs  Vertheidiyfung  der  IVIitglieder  der  Sperialcominission 
des  Stadtraths  in  Bern,  Bern  1834. 

Krit.  Z«itsehr.f.  Mfchtsw.  u  Gesettg.  d.  Ausl.  VI.  Bd.  ^.  U.  29 


mügeiis  etithält  das  Gesete  ^§.56. 


$.  52.)  eine  bedrali. 


irg et  gemeinde  trennt 

>JBt  ist  aber  uuvermeiilUch  ^^),  dar^  darüber,  was  zum  Ge» 

UrtM  Wigergn» JM»,*  ililrtlieiilileiiiMniitfltwlIiiii  $. 

nnn  die  Administrativbehorde  alle  Streiligkeiten  über  die 
VerweuduQg  eines  Kapitals  oder  über  öndsj^e  Anstao- 

«4^'etttiebeide».  ^a&-4ftdmb 
NM^eigentticb»  fiargerg«t  eehf  i^wteWi»  mit 
schwert  "werden  kann,  >velclio  die  dabei  interessirte  Einwoh- 
nergemeinde  Ireigebig  auflegen  und  die«4^'uiQi^^^*^^^be|iäB49  . 
0Mm  bMBÜnttigenwird,  tatiuive 
wMtieeblift  to^  Siiali  ist  tiaeli  $.  bj^^m^  geti 
liier  ein  amtliches  Kinschreiten ,  wenn  die  Hegierung  Unre- 
f  gtoifiligbeiten  in  der  <?^rmtindiTrerTOM«iffi§-,fWf>''^^ 
MIM  und  lueh- $k  69.  der  Regiemiig^iillNil^^ 
ist^  unfähige  Mitglieder  der  Gemeindebeborden  einzasteil^ 
oüer  abzuberoiep.    Die  Anordnung  ist  unverdächtig  auf  dem 
0a|Hieve;  «ber  .mSgeo  die 'jetaeigen  MttgilnleMtMiHvii^^ 
•oeii^  elirenweMlie,  vediidie  Manne»»eeyn,  dliilViiietz  ist 
nicht  für  die  Gegenwart,  sondern  für  alle  Zeiten,  wo 
die  jetzigen  Machthaber  vom  Schauplätze  abtreten,  gegQi 

htni  dabei  Tergeise  man  nicht,  dala  ii»Jii^P#^iMi||lHPi^ 

gjerung  eben  ans  dei^  herrschenden  Parlhei'^beiMiN:,  die  gerne 

di'pjenigen ,  welche  nicht  ihrem  j)olitischen  Systeme  haldi- 
gen, unfähig  nennt  und  daher  eine  furchtbare  Gewalt  er- 
hfllt,  sich  der  Gemeindebeamteni  die 
entledigen  2S^.  -<  Interessant  Ist  bescm« 


28)  Diaa  irt  anah  in  der  Schrift  S.  81 

tft)  Dies  ist  «in  10  unbestimmter  Ansdroek 

alle  rain  jnris^scben  S^aitigbeiten  d 
II    fen  Tor  die  Administnitioh  gesogen  ^ 

Mf)  t)hrigeas  ist  der  Eniwarf  in  >lelen 
«laiii  iQesetie,'  nnd  eben  in  solchen,  ^ 
den  Entwurf  tadelte,  s.  B.  in  S*  18ü 
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Gemeindeordnuog.    Sie  ist  es  zwar  ^  welche  am  meisten  die 
Gemeinden  in  einer  Abhängigkeit  Yon  der  Regierung  zu 
halten  scheint,  und  wir  werden  unten  Gelegenheit  haben,* 
manche  Grundbestimmungen ,  z.  B.  an  Art.  3 ,  dafs  die  Maires  * 
Ton  dem  Conseil  d'  etat  ernannt  werden ,  oder  Art.  76 ,  nach 
welchem  alle  Beschlüsse  des  Municipalraths  erst  vollziehbar  • 
sind,  wenn  dies  Conseil  sie  genehmigt  hat  —  zu  tadeln;« 
allein  mit  Unrecht  würde  man  deswegen  dem  ürtheile  Born- 
häusers        zustimmen,  der  Genf  zu  denjenigen  Kantoneo*' 
rechnet,  an  welchen  die  Bewegungen  der  drei  letzten  Jahre 
spurlos  oder  doch  sieglos  vorübergegangen  sind,  und  wo  nur 
Liebe  zum  Althergebrachten  entscheidet.    Wir  ?ertheidigen 
gar  nicht  die  Genfer  Verfassung ,  und  wissen ,  dafs  sie  dringende 
in  manchen  Punkten  der  Verbesserung  bedarf;  aber  Genf  hat  > 
für  alle  Anstalten  der  Humanität  und  für  die  Legislation  so 
yiel  gethan  und  yereinigt  so  grofse  Intelligenz  in  sich,  dafs' 
man  den  Männern,  welche  für  das  System  einer  langsam 
fortschreitenden  Reform  in  jener  Stadt  wirken,  nicht  die 
Absiebt ,  die  wahren  Freiheiten  des  Volks  dauernd  entziehen 
zu  wollen,  zuschreiben  und  von  ihnen  nicht  das  Urtheil 
fallen  darf,  dafs  ihnen  die  Bewegungen  der  Zeit  fremd  ge- 
blieben sind.    Wir  machen  unsre  Leser  aufmerksam  auf  die 
Berichte  von  Naville  vom  i5.  Februar  1882  und  von  Ri* 
gaud-Constant  vom  28.  November  i833  über  die  Orga- 
nisation der  Gemeinden ,  und  auf  die  Verhandlungen  über 
das  Gesetz  ^T) ,  um  sich  zu  überzeugen ,  welchen  Schatz 
geistreicher  Bemerkungen  und  wichtiger  Erfahrungen  diese 
Verhandlungen  enthalten,  so  dafs  der  Jurist  eines  jeden  Lan- 
des die  Belehrung  nicht  läugnen  wird ,  die  er  den  dort  auf«'( 
gestellten  Ansichten  verdankt,  auch  wenn  er  ihnen  nicht 

beistimmt«    v<i  >^<^*<^.ti9v>>>*  ^      '       "       '  fi 

77r~  —  n 
^  mit  §.  13,  wo  der  Entwurf  auch  allen  Officiert  ein  Stimm*, 

recht  in  der  Einwohnergemeinde  gab. 
26)  in  der  Einleitung  zu  der  Sammlung  von  Verfassungen  S.  XXX.' 
'27)  Abgedruckt  in  dem  Memorial  des  seanccR  du  conseil  repr^en* 
.101   taiiv  1833  von  No.  2il.  an  pag.  365  ff.  -» »t^- 
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Vergleicht  man  die  schweizerischen  Gcmeindeordnungea. 
nufc  4M(Gemeiodflgea«lMii««Frankreicbs  oder  DeatscUwrilllr 

so  .bmfrkt  man  freiiidi»<iMM»he,yenAiiici4MMl94iiil^^ 
dmtA  herbeigeführt,  daft  iil  den..Bap«Utlioi»^ie«*TMliii^'^ 
me  der  Bürger  an  den  politiseiMii  Angelegenheiten  ^  aiio 
auch  aa  der  Gem9itodem«aUiiD§,.iiiiiiiitt«UMMr)f4M^^  ' 
alt  in  den  Monarchieeii.  t  JMier  beralm'idit  MMmiMiHifeHlfr 
Geraeindeordnungen  auf  dem  Princip,  dafs  eigentlich  alle 
Bürger  in  den  Gemeindeversammiungen  die  GemeinciwigttiSi 
legMkliMten  Terhaodein,  und  dala  daher  iiiaai  M^^mm$fmmiHim 
Wablf«cht  sehr  ausgedehot  anerkannt:  ist ilsilMfli4Mibi«H» 
der  Consequenz    des  von  Bornhause r  ausgesprochenen 
Princips  des  Mifstrauens  gegen  alle  Gewalt  Einzelner  aucii« 
dir  Geaieinderätbe  .heschränkt  und  die  Ekwiriikiinf  lisw  illawi 
gierung  auf  die  Gemeinden  möglichst  Verwrfind^H^^'  lelkistigheiit 
diese  Vergleichung  der  votüegendeu  Gemeindeorduungen  mit 
denen  der  monarchischen  Staaten  ist  inteceasanliif !  weil  sie» 
lehrt,  dafs  die  Bedacloren  dieser  SchweieiigeislM  i  ^uätB 
nSmIiehen  Verlegenheit  sieh  befanden,  die  deo"  Gesetzgeber 
in  den  monarchischen  Staaten  quälen.  —  £a  soU  bei  Ablas^^. 
sung  einer  Gemeindeordnung  das  Interesse  das  ^SiHiet»|  ^jji»^ 
in  den  Gemeinden  Äbtheilangen  des  Slaaes6^ti%efi«iiHii|M' 
und  die  staatsbürgerliche  Rücksicht  herTorhebt,  vereinigt^' 
werden  mit  dem  Interesse  der  Gemeinden,  in  so  ferne 
als  jelbsutändige  Gorporationen  mit  eigenen  vBediteiMMüAi 
einem  dem  Eigenthome  der  Privatpersonen  ghnKtlhiui>i|%Mill^ 
mögen  erscheinen.    Es  soll  das  Interfsse ,  dafs  jeder  Bürger 
überall,  wo  es  ihm  beliebt,  sich  niederlasse  mid  i diiKiitiMfr 
jed«  Art  Nutzen  aus  seiner  latelligens  und  InddMnl^iMif 
s<^  wie  das  Interesse,  dafs  der  Bürger  die  Gemeinde  all^'di«^ 
Kreis  seines  staatsbürgerlichen  Wirkens  betrachtet,  in  Har- 
monie gebracht  werden  mit  dem  Interesse  der.BttiKefMiMir ' 
Gemeinde,  deren  Familien  dieser  Gemeinde  sciria^^lil^l^ 
angehören  und  auf  das  Bur^ergut  und  die  ßürgernutzungen 
ausschlierslich  Anspruch  machen.    Berücksi9l|(i|;t;^^pan  aber 
auch  die  engere  Gemeinde,  so -^vird  es  iiin  »ii  utllii  fiüiMnn 
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der  Interessen  der  jetzt  lebenden  Gemeindeglieder  ,  welche 
-die  Nutzungen  aus  der  Gemeinde  zu  vergrofsern ,  die  Ver- 
hältnisse ihres  Aufenthalts  zu  verschönern  suchen  werden, 
mit  dem  Interesse  der  üniversitas  fehlen,  nämlich  jener  nie 
sterbenden  Gesammtpersonlichkeit  und  daher  der  künftigen 
I  Generationen,  denen  das  Gemeindevermögen  unversehrt  hin- 
terlassen werden  mufs,  und  wo  die  Regierung  gleichsam  die 
Interessen  dieser  Nachkommen  zu  vertreten  hat.    Unter  je- 
der Regierungsform  wird  die  Regierung  —  sey  es  der 
Monarch  und  seine  Rathgeber  und  die  Kammern,  seyen  es 
Männer,  denen  das  Volk  für  einige  Zeit  die  Gewalt  anver- 
traute —  die  bedenkliche  Stellung,  welche  die  Gemeinden 
gegen  die  allgemeinen  Interessen  einnehmen  können,  nicht 
verkennen  dürfen;  sie  wird  berücksichtigen,  wie  eben  in 
der  Gemeinde  der  Egoismus  Einzelner  die  leicht  bewegliche 
Masse ,  welche  nichts  zu  verlieren  hat ,  leiten  und  als  Werk- 
zeug  der  Partheiungen  brauchen  kann,  um  die  nothwendige 
Energie  der  Regierungsgewalt  zu  lähmen.     Auf  diese  Art 
ist  die  Abfassung  einer  Gemeindeordnung  eines  der  schwie- 
rigsten legislativen  Experimente;  es  ist  ein  System  der  Trans- 
action  zwischen  verschiedenartigen  Interessen ;  die  Art,  wie 
die  Bürger  in  Gemeinden  ihre  politische  Mündigkeit  an  den 
Tag  legen,  lehrt  oft  erst  die  Regierung,  wie  weit  sie,  ohne 
höhere  Interessen  zu  gefährden,  gehen  darf  28).    Eine  ver- 
ständige Beachtung  der  Verhältnisse         ist  hier  doppelte 
Pflicht  der  Regierung. 


28)  So  nennt  nucli  ticr  Genfer  Rn|i{>ort  vom  23-  November  1833. 
p.  31.  das  Genfer  Gesetz  un  premier  {ms  veri  une  <5niancipa- 
tiun  plus  compleie. 

29)  Merkwürdige  Worte  sprach  über  die  Eniancipalion  der  Ge- 
uielndeii  Sisinoiidi  lu*i  den  ßerathiingeii  des  Genfer  Gesetzes 
(Memoriiil  d«'ii  H<-.uices  du  conseil  representatif  1833.  No.  29 
p.  3(i3).  Cest  Uiic  huLitude,  sagt  er,  de  Tesprit  due  a  d'an- 
ciennes  idees ,  que  de  consid^rer  remancipation  du  pouvoir 
communal  coiinuu  une  conqu^te  de  la  liberte;  uutrefois,  lorsqiie 
les  poavoirs  de  la  snci^td  n^dtaient  pus  une  Emanation  de  la 
nation,  il  ötnit  a  ddsirer  qu^U  se  forinat  des  np:^r<fg:ations  par- 
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Vergleicht  man  nun  näher  die  einzelnen  Grandbestimmangen 
der  Torliegenden  Gemeindeordnungen ,  and  zwar  I.  über  die 
Stellung  der  Gemeinden  überhaupt ^  so  sieht  man,  dafs 
die  Gesetzgeber  wohl  die  mehrfache  Natur  der  Gemeinden 
fühlten ,  indem  die  Gemeinde  a)  theils  als  eine  Abtheilang 
des  Staatsbezirhf ,  gleichsam  als  ein  Fach  im  Staatsmecha-, 
nismus  erscheint,  nothwendig,  um  durch  diese  Abtheilungen 
die  Zwecke  der  Gesammtverwaltung  zu  erreichen,  b)  theils 
eine  Vereinigung  von  Einwohnern  ist,  welche  ihre  staatsbür- 
gerlichen Rechte  in  dem  bestimmten  Kreise  ausüben  und 
die  Gemeinde  als  den  Kreis  ihres  Wirkens  betrachten, 
c)  theils  als  eine  Vereinigung  von  Familien,  welche  durch 
alte  Traditionen ,  durch  lange  Gewohnheiten ,  durch  den  un- 
getheilten  Besitz  gewisser  Güter,  durch  Solidarität  gewisser 
Lasten  unter  sich  verbunden ,  eine  durch  Local  -  und  Col- 
lectivintcressen  zi\sammengehaltene  natürliche  Association  bil- 
den, und  ein  Recht  haben,  in  dieser  Vereinigung  und  mit 
den  ausschliefsenden  Ansprüchen  auf  die  Gemeindegüter  fort- 
zubestehen ^°).  Die  Gesetzgeber  erkannten  die  Reibungen, 
welche  durch  die  seit  1798  vermöge  des  Einflusses  franzo- 
sischer Ansichten  immer  mehr  verbreitete  freie  Niederlas- 
sung zwischen  den  Einwohnern  und  den  eigentlichen  Bür- 
gern entstanden,  und  halfen  sich  durch  Unterscheidungen. 
Das  Bernische  Gesetz  (Art.  i3)  unterscheidet  darnach  die 
Einwohnergemeinde  und  die  Bürgergemeinde  (§.  43).  In 
der  ersten  ist  das  Stimmrecht  ausgedehnt  auf  alle ,  welche 
in  der  Gemeinde  Grundeigenthum  von  wenigstens  3oo  Francs 
Werth  besitzen,  oder  Mieth  -  Pachtzins  von  120  Francs 
jährlich  bezahlen,  oder  Forderangsrecht  von  5oo  Francs 


ticlles,  qui  opjposassent  une  barrifcre  ä  la  violence  et  ä  la  tj- 
rannie  des  autorität  sup^rieurei;  mais  lorsque  le  pouvoir 
^mane  de  la  nation ,  repr^sente  Topinion  publique ,  toat  ce  qui 
entrare  son  action  ett  an  obstacle  a  la  liberttf,  loin  d^^tre 
une  garantie  en  sa  faveur. 

3U)  Rapport  von  Naville  yom  15.  Februar  1833  über  das  Gen- 
fer Gesetz  p.  10. 
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oder  Eigeothum  von  Mobilien  haben,  die  im  Gemeindebezirk 
liegen  und  in  der,  Mobiiiarversicherungsanstalt  wenigstens 
um  2000  Francs  versichert  sind.    Diese  Einwohnergemeinde 
ist  es,  welche  (nach  Gesetz  Art.  28)  den  jährlichen  Voran- 
schlag der  Gemeindeeinnahmen  und  Ausgaben  bestimmt,  den 
Gemeinderath  wählt,  über  Veräufserungen  und  Erwerbun-- 
gen  von  Liegenschaften,  Aufnahme  von  Darlehen  beschliefst 
u.  s.  w. ,  während  die  Bürgergemeinde  die  Angelegenheiten 
der  Ortsbürgerschaft  besorgt  und  über  die  Verwaltung  des. 
Bürgerguts  wacht.    Sie  erwählt  einen  ßürgerrath  und  fafst 
(49)  über  alle  Gegenstände  der  Gemeindeverwaltung  Be-'. 
Schlüsse,  deren  Beseitigung  weder  das  Reglement  noch  das- 
Gesetz  dem  Bürgerrathe  übertragen  hat.  —    Diese  Tren- 
nung der  Einwohnergemeinde  und  der  Bürgergemeinde  dürfte 
ein  unpassender  Ausweg  seyn ;  denn  es  ist  nicht  schwer  zu 
errathen,  dafs  die  eigentliche  Absicht  der  Gesetzgeber  die 
war,  der  Einwohnergemeinde  die  wichtigsten  Angelegenhei- 
ten der  Gemeinde  zu  übertragen,  und  allmählig  die  Orts- 
bürgerrechte aufzuheben ,  indem  ein  allgemeines  Cantons- 
bürgerrecht  eingeführt  wird.    Man  begreift  kaum  die  Aos- 
dehnug  der  Stimmrechte  in  der  Einwohnergemeinde;  denn 
jeder  Pächter,  jeder  Miethsraann ,  der  120  Francs  bezahlt, 
jeder  kleine  Krämer,  der  2000  Francs  Mobilien  hat,  hat 
darnach  ein  Stimmrecht  über  die  wichtigsten  Gemeindean- 
gelegenhciten,  wenn  er  nur  seit  Jahresfrist  die  Erfordernisse 
in  der  Gemeinde  besafs.    Selbst  das  Zeugnifs  der  Feuer- 
versicherungsgesellschaft als  blofser  Privatassociation  soll 
hier  entscheiden.    Mag  man  wohl  im  Ernste  glauben,  dafs 
solche  Personen  ein  wahres  Interesse  für  das  Wohl  der  Ge- 
meinde haben,  mit  welcher  sie  durch  so  lockere  Bande  ver- 
banden sind !    Wie  wenig  das  eigentliche  Bürgergut  ge- 
sichert ist,  wie  sehr  der  Regierung,  die  die  Streitigkeiten 
entscheidet,  die  Gewalt  gegeben  ist,  die  Rechte  der  Orts- 
bürger zu  beschranken  und  die  Gemeindeinteressen  |in  die 
Hände  der  Einwohner  zu  legen,  ist  schon  oben  gezeigt.  — 
Treuer  dem  Wesen  der  alten  Gemeinde  und  dem  Bürger« 
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rechte  ist  das  Zürcher  Gesetz  geblieben.  Damach  bildet 
jede  Gemeinde,  die  bisher  unter  einem  Gemeinderath  ge- 
standen, auch  künftig  eine  politische  Gemeinde.  Nor  die 
eigentlichen  Ortabjurger  wählen  (Gesetz  über  Erwerbung  der 
Burgerrechte  §.  23).  Dagegen  können  die  Cantonsbürger 
sich  in  einer  Gemeinde  niederlassen ,  haben  dann  wie  die 
Gemeindsbürger,  ohne  Bücksicht  darauf ,  ob  sie  Grundeigen- 
thum besitzen,  zu  gewissen  Gemeindelasten  beizutragen  ^t), 
während  diejenigen,  welche  Grundeigenthum  in  der  Ge- 
meinde besitzen,  wieder  zu  gewissen  Lasten  wie  die 
Bürger  beitragen  (Gesetz  yom  20.  Julius  i833.  Art.  18.  19«). 
Der  Gemeinderath  hat  auch  die  der  ganzen  politischen  Ge- 
meinde zustehenden  Güter  zu  verwalten;  nur  das  Corpora« 
tionsgut  wird  davon  getrennt.  Man  sieht  daraus,  dafs  das 
Gesetz  die  Gemeinden  als  Associationen  der  Ortsbürger  re^ 
spectirt  und  sie  nicht  von  den  Beschlüssen  der  Einwohner 
abhängig  macht.  —  Einen  andern  VYeg  wählt  die  Luzer- 
nische  Gesetzgebung.  Sie  trennt  in  jeder  Gemeinde  die 
Gemeindeversammlung  von  der  Ortsbürgerversammlung  (Ge- 
setz vom  3.  Julius  i83i.  Art.  1.).  Die  erste,  bei  welcher 
alle  Einwohner  Stimmrecht  haben ,  die  ein  Eigenthum  voit>, 
400  Francs  versteuern,  wählt  den  Gemeinderath,  beschliefst 
die  Steuern,  welche  von  allen  Einwohnern  der  Gemeinde 
für  ortliche  Polizeiausgaben  zu  entrichten  sind ,  und  nimmt 
dem  Gemcinderathe  die  Rechnung  über  die  Verwendung 
derselben  ab.  Die  Ortsbürgerversammlung  erlheilt  das  Orts- 
bürgerrecht, beschliefst  den  Ankauf,  Verkauf  und  Austausch 
der  Liegenschaften,  bewilligt  Aufnahme  von  Gelddarlehen, 
berathschlagt  über  Entwürfe  zu  neuen  Anlagen.  Zur  Ver- 
waltui^  des  Corporationsguts  in  einer  Gemeinde  besteht 

31)  '/.  B.  zu  Einquartirunrrokosten ,  SchallehrerbeBoldnng',  KoRten 
.:9i.'>defi  öffentlichen  StralHcnwescn« ,  Hebnnimcnbeioldung ,  Kosten 
^  /  der  Tag:-  und  Naclitwachen,  der  Strarsenbeleuchtung-.  (Ge- 
*    «ctz  über  den  Aufenthalt  von  Personen  in  Gemeinden ,  wo  sie 
nicht  Bür/^er  sind  ,  §.  18.) 

82)  z.  B.  zu  öffentlichen  Brücken  ,  Steden  ,  Brunnen  ,  Feuers pritzea, 
Kirchen,  Pfründgebauden  und  Bepi-rabnirsplätzen ,  Scbulhäa- 
,^^^p(;rn  und  Schullehrenvohnung'. 


(oßßh  (kmtmmmm&Ui^y^.^i'it  i83o)  eine  ei^e  Verwaltongs« 
Ci^omiissioii ,  Jie  von  den  stimailahigeo  Antheilhabern  ge* 

▼oa  St  Gallen  iuldea 
stimnf&higea  BSrger  die 
Oemeinderersammlung ,  und  zwar  gehören  dahin  alle  Kan- 
^n&bürger,  wenn  &ie  auch  nicht  Gemeindebürger  sind ,  aber 
iHM^  1  OiüW^iamfliiülT  ,«|i^Uen  den  Gemeinderetb, 
wIclMfjwMMfMitiBki^^  dBreh  Bcstblnff  der 

Gemeindeversammlung  auch  als  oligemeiner  Verwaltungsrath 
werdgi^Jyimv, .      de^ jk^j^yei ,  Ortogemeinde  oder  Ge* 
Jfclil  illillli^Wlii  ElgealfaoBü  bentat,  kanii 


Verwdituui^  <k'ssüll)L'n  bcslelleii.  Die  stimmfähigen  Burger 
ii(i4«Ai|tbfil habet   uo  Geiiieii|f(|pit  bilden  die  Geaau^avee^ 

eigener^tVeawüllÜigflrath  gptiinnt  odei*  die  TeripdiUHigiAMi 

Gemeinderath  iiberlasseii  weiden  soll ,  bestimmt  die  Benuz. 
laigdirniifi  der  ^^■«*^'«ariihaf^i^|iifT'' ,  entscheidet  über  Yer» 

sondern' Zweck,  gestiftet  istf-  ^tw  das  Geneinda-  eder  Ge- 

noSAenverniägea^.^^Jingegriilen  werden  soll,  so  kann  ea 

mm*mKilk9mtmamii^4^  geaebeheo 
(4*eaeta  Ait,  11^.  Ut.  L).    Sie  eattobeidet  aber  AoAiabnie 

neuer  Antheilhaber  am  Genoasengut,  unter  Vorbehalt  der 

Beiatiromung  der  Bürger  Versammlung  der  politischen  Ge- 

ntfiude        Der  Verwaltoogarath  bat^  nacb  Art.  1^  die  £r» 


ää}  Eh  int  schwierig  für  den  Aasländer,  über  den  Wertli  der  £in- 
richtang  zu  entscheiden,  da  man  nicht  klür  aus  dem  Gesetze 
sieht ,  was  nach  dem  Herkommen  in  ist.  Gallcii  unter  Gcnos- 
fienverniogen  gemeint  ist.  Im  Art.  IIU.  Iii.  1)  ist  vum  Ge- 
meinds-  oder  GenossenTermogen  gesprochen;  man  fra;:^:  ob 
dadordh  die  Gleichatallung  beider  Arten  rm  Vermögeü  ge~ 
melttt  iejn  soU,  oder  beide  Aoidvacke  ala  gleicbbedentend 
gelmaclit  aind. 

S4)  Ks  ist  auffallend ,  daf«  diese  ei^ij^entlich  zani  «^Tofttcn  'l'heile 
auH  JCinwohnem,  die  nieht  Ortsbärger  sind,  bestehende  Ver- 
sammlung über  etwas  gehört  werden  soll,  wa«  sie  ja  nicht 
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Genossengüter  za  besorgen  ^5).  —  Nach  dem  Thurgaui- 
•chen  Gemeindegesetze  bildet  jede  Ortsgemeiiide  des  Kan- 
tont  «ioen  abgesondertoo  Verein  der  B&rge^-iMitd-jiiiKitiir 
ner  för  den  Zweck  einer  wecbselseitigen  Hglfilieitlnng'  Im 
Fällen,  die  der  öffentlichen  Fürsorge  bedürfen.    Die  Orts- 
gemeinden bestellen  durch  die  Yertammlnng  der  Bürger 
die  Verwalter  ihrer  eigenthümlicben,  enr  BeiliiflilMMg  ^^dar 
Bedürfnisse  ihrer  öffentlichen  Anstalten  nnd  «i»  ünfwtga. 
zxknp;  der  Armen  dienenden  Fonds.   Die  BürgerTersammiung 
Terfügt  über  die  GemeindeangelegeBheiten  ^  »ibey  ^Bliiirith 
tun^  der  GemeindegnUverwaltung,  Vergnftenia||f»eitGinii»Ji 
stücken  (Gesetz  Art.  6.  lo.).    Wenn  es  um  Besteoentng 
oder  Berathung  anderer  Gegenstände  der  inneren  Yerwal- 
long  tu  tbun  ist,  die  nicht  da«  ansschlieftlaabe^fiigMlbMii 
der  Gemeinde  betreffen,  so  haben  aneh  die-gesatiltah 
gesessenen  Zutritt  zur  Versammlung  (i3).    Die  Oitsgemein» 
den  stehen  (nach  dem  Gesetze  Art.  21)  unter  sich  in  einM 
Monicipalyerband  nach  der  bisherigen  EintheihMigi'  *  MiM# 
fähig  sind  darin  alle,  die  ein  Gemeindsbürgerredit  In  ^iiü 
Municipaibezirlt ,  Ivo  sie  sich  aufhalten,  oder  sonst  im  Kan» 
ton  besitzen,  alle,  die  als  Angehörige  eines  andern  ü— tetaa 
oder  Fremde  seit  einem  Jahre  angesessen  sind  mnd  JttK^^m 
Kantons-  und  Gemeindsanlagen   beisteuerten.     Sie  wMrilfll'' 
Gemeinderäthe ,   beschliefscn  über  Errichtung  üÖentlicher 
Anstalten  für  die  Mnnicipalgemeinde ,  über '  VeriofiMMg 
gemeinscbaftlicber  Güter.  —  Das  Aaraaische  CettflBliir 
gesetz  unterscheidet  Gemeindsbürgerversaramlung  und  Orts- 
bürgerversammlung.    Die  Ortsbürgerschaf^  bildet  dpa  Vcr* 
ein  der  Anthetlhaber  eines  Gemeinde-  oder  AfmifiOfiJ^^ 
die  gegenseitige  Verpflichtung  der  ArmennnterslStaang  tki 

angeht;  da  da«  GenossenTcnnögcn  nntar  eigcnar'VMFWdii^ 
«teht  nnd  getfennt  gedacht  wird.  ,     -1  -rr 

d5i)  Hiernach  scheint  es,  daft  die  Gemeindewaldangen  ais  Art  der 
Genossengüter  erklärt  sind.  1: 
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sich  haben.  Die  Gemeindsbürgerversammlung  besteht  aus 
allen  Staats-  oder  Kantonsbürgern ,  die  Ortsburger,  oder  seit 
einem  Jahre  in  der  Gemeinde  wohnhaft  sind.  Sie  bestimmt 
die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Gemeinderaths  und  beschliefst 
die  Steuern,  welche  von  allen  Einwohnern  der  Gemeinde 
för  die  wegen  der  Ortspolizei  und  ihrer  Verwaltung  und 
alle  andern  der  Polizei  auffallenden,  so  wie  für  alle  mit 
dem  Üffentlichen  Unterricht  verbundenen  Auslagen  zu  ent- 
richten sind  (Gesetz  Art.  ii).  Die  Ortsbürgerversammlung 
besteht  dagegen  aus  allen  Ortsbürgern;  sie  bestimmt  den 
Einkauf  in  das  Ortsbürgerrecht,  die  Competenz  des  Ge- 
meinderaths in  BetrefiC  der  Verwaltung  des  Gemeinde-,  ^ 
Schul-  und  Armenguts,  beschliefst  die  Steuern,  die  yon  den 
Ortsbürgern  für  die  wegen  des  denselben  ausschliefslich  zu- 
stehenden Gemeindeeigenthums,  für  dessen  Unterhaltung  und 
Verwaltung  erforderlichen  Ausgaben  zu  entrichten  sind.  — 
Die  Gemeindeordnung  von  Fr  ei  bürg  erklart,  dafs  alle  Di- 
tiricte  in  Gemeinden  getheilt  sind,  in  welchen  sich  ein  Syn- 
dicus,  Gemeinderath  und  eine  Gemeindeyersammlung  befin- 
det. Überall  spricht  das  Gesetz  als  Erfordernifs  der  passi- 
Yen  und  activen  Wahlfahigkeit  das  droit  de  bourgeoisie  de  la 
commune  aus.  —  Dagegen  geht  das  Waatländische  Ge- 
setz von  einer  erweiterten  Ansicht  der  Gemeinderechte  aus 
und  erkennt  als  berechtigt  an  dem  Conseil  general  de  com- 
mune Theil  zu  nehmen  Jeden ,  der  Bürger  irgend  einer  Ge- 
meinde des  Kantons  ist,  oder  einer  im  Kanton  anerkannten 
und  als  bourgeoisie  betrachteten  Corporation  angehört,  wenn 
er  seit  einem  Jahre  in  der  Gemeinde  seinen  Wohnsitz  hatte. 
Im  Conseil  commnnal  müssen  (nach  Gesetz  vom  18.  Januar 
i832.  Art.  3o.)  drei  Viertheile  der  Plätze  immer  von  den 
Bürgern  der  Gemeinde  besetzt  seyn  ^^),  Das  nämliche  Ver- 
hältnifs  mufs  auch  (nach  Gesetz  Art  74)  bei  der  Municipa- 
lite  beobachtet  werden.    Die  Municipalite  ist  auch  mit  der 


Z6)  Dies  war  schon  so  nach  der  Gesetzgebung  von  1815;  s.  die 
Schrift:  Essai  sur  les  comniunet  I  p  201. 
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Verwaltung  des  Gemeinde?crmögeü»  beauitragt  (Gesetz  vom 
«6.  Jaaiiar  lüiau  Art.  17.).  ^ 

Man  aieht  ant  der  biahtrigea  Daratalhuig  di«  YenMB 
denheit  der  Aoaielileii  dieaer  Denen  Gememdeordnniigen  über 
die  Stellong  der  Gemeiude;  die  Mehrzahl  hat  durch  eine 
aua  der  Zeit  der  kelretiachen  GoMtilotaon  JberataiiimeiMle 
Uftteneh«idmig  der  ordtatlidMii  GeaebdebcfaSrde  nod  der 
Gtiterirerwaltnngsbehörde  verschiedenartige  Interessen  zu  ver- 
einigen gesucht  und  scheidet  10  der  Gemeinde  die  Gemeui- 
d«vetM»iniliiDg,  bei  mlchcr  auch  die  fUowohaer  SÜmu 
rechte  haben ,  uod  die  OrtsbSrgerrersanBhuig.  Wir  dfiribB 

als  Ausländer  nicht  darüber  entscheiden,  oh  eine  solche 
Trennung  schon  bisher  in  den  Gemeinden  üblich  war  luul 
«b  insbesondere  dis  dgentliAhe  Birgergot  T9a  dem  Ge* 
meindeverm^efi  so  getrennt  ist,  daA  darfiber  keine  gtiel» 
tigheiten  vorkommen.  So  viel  wir  aber  das  Verhältniis  der 
den  Schweisergemeinden  verwandten  Gemeinden  deotseber 
Staaten  kennen,  in5chte  diese  AnsscJteidnng  des  Yerm^eni 
selten  ohne  alte  Streitigheiten  geschehen  hUenem  Aaf  feden 
Fall  können  wir  durch  diese  Scheidung  von  ^wei  Gemein- 
den (Einwohner-  ond  Burgergemeinde)  in  einer  Gemeinde 
keine  Garantie  des  Friedens^  vielmehr  einen  Heim  nuuinig* 
faltiger  Reibungen  erblicken ,  da  die  eigentlichen  Ortsbur- 
ger  den  blos  Angesessenen  ond  den  durch  dauerhaite  In- 
teressen an  die  Gemeinde  nicht  geiraadenea  Einwohnern 
iiicbt  Jenes  Stimmrecht  über  Gemeindeangdegenheiteo  si^ 
gestehen  werden,  das  den  Bürgern  zukommt.  Man  liage 
die  Erfahrung  jener  Länder,  in  welchen  in  neuerer  Zeit 
der  Unterschied  von  Orts-  und  SchntEbörgem  anlji^obsn 
wurde  und  die  letzten  das  volle  Burgerreeht  erhielteD,  nm 
sich  zu  überzeugen,  wie  neidisch  immer  die  aiteu  Bürger 
auf  die  Aufgedrungenen  bücken* 

II,  Anob  die  Bestimmungen  der  Schweiaergesetase  über 
die  Wahl  und  die  Verhältnisse  der  Gemeinde* 
Vorsteher  bieten  vieliachea  Stoff  zu  Betrachtungen  dar. 
"Wer  das  Gemeindeiebea  näher  kennt,  weifa,  welchen  be- 
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.  deotenf^cri  limiluis  dar  Vorsteher  hat;  er  erinnert  sich  aber 
iiillH  im  liiiifigm  lijiTjpitilii-iliiT  in  Frankreich  andBeatoch-' 
li<ill»rtiitli«liiliifclgilpW      Wahl  des  BOrgermeisten » 
nur  voii  den  GemeindegHedern  abhängen,  in  Avie  ferne  der 
.  Bifiirang  ^in^^ostaliyMiga  -  oder  Yerwert'uDgsrecht  in  Be^ 
tk^^iU^miA  ämmmm^  %^  n&hlten  Pemoen  haben  toU. 
Unverkennbar  ist  lüf  Bii^  meister  in  der  Geaieinde '  die 
Uaaptperson;  gewählt  von  der  Mehrheit  der  Gemeinde  re- 
fiiieeirfirtper  "■WBh  1 J im  g titl ><ier  Gemeinde  ond  Torsuglich 
aiilMliiv^MMlii^MM^        Er  ist  es,  der  in  allen  wich^' 
tigen  An^elei^eiiheiten  am  B»th  gefragt  wird,  nach  dessen 
Ansiehten  viele  Burger,  die  •  ft  weniger  selbstständige  Mei-  » 
ntfige» <hKhtl^\ymtikMMimu*^^t  ist  es,  der  in  entscheiden* 
\    detrf^tfct'nMftalpiHiir^ilil*  Spitlw  stehen,  Parlheten  versSll«' 

Inen,  Mifsverständnisse  ausf^leichen  und  mit  Krall  und  Ener- 
gie den  Anmaafsangen  Einzelner  entgegentreten  mufs.  Von 
ihNli'ibw  lüilgl'<i%>gliiilliitl,  oh  in  Zeiten  von  Aafregaog 
^li^^^&^ilt^''^^ä$^^^M9mii^^  fAli^T  in  die  Gemeinde  hehren , 
^  oder  oft  durch  eine  ungeschickte  oder  leidenschaftliche  im 
K  ciljplieideaiie^  ^mepi|RAtiyifyene  Mafnregel  die  Losong 
sm-'-IIMlMiMnii&WMMI^^   gegeben  werden  soll.  Der 

f-  Bürgermeister  ist  es,  der,  wenn  G;emeinnützige  grofse  ün- 

I  ternehmungi-n  in  der  Gemeinde  zu  Stande  kommen  sollen, 

1^  ddNAi^-^feine  KmII  fi0  ins  Leben  rufen ,  durch  seine  Indolenz 

\  odi#'I^i#liillMlniin  Sinn  der  Bürger  dafilr  IShmen  hann. 

^  Dieser  wichtigen  Stellung  kann  aber  der  Bürgermeister  nur 

I  genügen,  wenn  er  der  Mann  des  Vertrauens  der  Gemeinde 

(  itC^^Kfe^'WM           die  Mehrheit  der  Bfirger  liefert  die 

I  Dil^4t%ll(V;^'dÜlfHi>V'  dies  Vertrauen  hesitst.    Zwar  ist  der 

f  Bürgermeister  auch  derjenige,  welchem  die  Begierung,  da 

I  sie  die  GiMKMjielia  Ablheilong  des  StaaUbezirks  betrachtet, 

I  Geilflitl|»%nM<hltt^ftrt  Sbertragen  wird ,  die  eigentlieh  zum 

i Wirkungskreise  des  Regici  ungs])earaten  gehören;  in  so  ferne 
betrachtet  man  ihn  i^ach  selbst  als  Verwaltungsbeamten,  durch 

1  den  die  fiegieeiäiKrWirkt  und  auf  dessen  ErnennuDg  sie  aodt 

l  Einflufs  Bieihen  niA,  weil  sonst  die  obersten  VerwsilaDgs» 
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beamten  nicht  verantwortlich  sejn  Ifonnten ;  woraus  man  denn 
die  NotbwendigUeit  ableitet,  dafs  die  Regierung  die  gewähU: 
ten  Kandidaten  auch  verwerfen  könne.  —  Die  Verschieden-  l 
beit  der  Ansichten  der  Schweizergesetze  über  diesen  Punkte 
ist  merkwürdig.    Nur  zwei  dieser  Gesetze  sind  es ,  welche 
die  unmittelbare  Ernennung  des  Burgermeisters  in  die  Uand^ 
der  Regierung  legen.    Das  Freiburger  Gesetz  (Art.  3)  er-» 
klart :  le  ^ndic  est  d  la  fois  Vagent  da  gouvernement  et  celuL 
de  la  commune;  (Art.  4)  les  syndics  sont  nommes  par  le  con-^; 
seil  detaU     Das  Genfer  Gesetz  (Art.  3)  erklärt:  les  maires 
et  les  adjoints  seront  elus  par  le  conseil  d*ctat.    Höchst  be- 
deutend sind  nun  die  Verhandlungen ,  welche  über  diesen 
Artike!  Statt  fanden.    Schon  der  erste  Entwurf  halte  vor-H 
geschlagen,  dafs  der  Maire  nur  von  der  Regierung  ernannt 
würde,  da  er  Regierungsbeamter  sey;  aber  eben  deswegen 
schlug  der  Entwurf  Art.  62  auch  vor,  dafs  der  Maire  zwar 
dem  Gemeinderathe  präsidire,  aber  keine  Stimme  darin  habe. 
Der  zweite  Entwurf  von  i833  gestand  zwar,  dafs  durch  die 
Ernennung  der  Maires  von  dem  Conseil  d'etat  eine  Verletzung 
des  Princips  der  Voll^swahlen  begangen  werde ;  allein  er  gab 
dem  Maire  ein  Stimmrecht,  weil  man,  wie  der  Bericht  (p.  19) 
'    sagte,  sonst  dasCoUegium  der  Ansichten  der  aufgeklärtesten 
und  erfahrensten  Männer  beraubt  haben  würde.    Das  Gesetz 
(Art.  62)  sanctionirte  diese  Bestimmung.    Der  Vorschlag, 
dafs  die  Regierung  den  Maire  ernenne,  wurde  in  den  Rap- 
ports 37)  besonders  darauf  gebaut,  dafs  die  Wahlversamm- 
lung zu  leicht  durch  Partheien  bestimmt  würde;  dafs  bei 
der  Wahl  der  Gemeinderathe ,  wenn  aus  ihnen  dann  das  Con- 
seil detat  den  Maire  wählen  sollte,  die  W^ähler  zu  sehr  nur 
an  die  Wahl  der  Kandidaten  zum  Maire  denken  und  so  die 
Municipalinteressen  durch  die  Personalfrage  verdrängt  wür- 
den; dafs  die  Wähler,  wenn  sie  die  Kandidaten  zur  Mairie 
wählten ,  das  Conseil  d*  etat  leicht  zwingen  könnten ,  indem 
sie  dann  nur  einen  Tüchtigen,  den  sie  als  Maire  begehr-. 

.ZT)  Erster  Rapport  p.  12.    Zweiter  Rapport  p.  17. 
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tta«  and  neben  ibm  solche  wählen  würden,  Ton  denen  sie 
Üimtagl  wiMi^^dlÜi  .diefWdilt:  des  Coiu^ii.4Ulalu:ajpiü 

er  stiac  i'ilicht  thun  wolle,  zu  sehr  im  Kampfe  mit  vielen 
Bürgern  leben  müftSt«  und  man.  daher  nur  die  Wahl  habe 

Geneiiid»  ode>*degi<>8ytem  de^^EraeniiiMg  -^«MiiMNHl 

gierung;  das  erste  hielt  aber  die  CoiiiDiissinn  [\\v  imausfiilir« 
bar,  weil  der  Maire  l^egierungtbeamter  sejr.  ,  Bei  den  lie- 
nittiiibg«n  >wat^iii<iireBMM|»deM  iMM9»T^ga%aelijt^5H^Mi 
ging  dabin ,  dal»^  ^4et.^— efadeeUli»!  Üif '  flii^ft  i  MWii^iiil 
Maire  wählen  soülen;  allein  man  brachte  dies  Amendement 
§«r  nieht  «ur^AhatiiBMBg,  iv«t^'  e»  gegeo»  die^«¥eifassun||^ 
aey  GefeiiftdiAi  töb  mIm  Mbiitf|ptt^ii«e»itlli^^ 
tra^:  dafs  das  Conseil  d*  etat  aus  den  MitgHedelii^t^iba^A#> 
meinderaths  eleu  Maire  wählen  miisse,  wurde  erinnert,  dafs 
da^rcb  dem  C^naeii  d^^lat  4aa  «»rifc»  gifwibl  rtai^^Üp  ^ 
TOebtigsten  abrUafarr  so  (wr>eiMitay  4<r;^<|)hinblTi  vkHä-mä* 

ter  den  vur.  der  Gcim  iiide  gewalilLca  Gemeinderäthen  wäre, 
iiiid  .dals^  das  Conseil  d  etat  heine  vcrtiünitige  Wahl  habe, 
wcfiln^  et  niebl«  Freiheil  bitten  Man. abrbk  aii  f  ^ifii  >|pii)pi;^ 
Uittoogen,  die  Tielleiebl  snm  Zwecke  batlen,  einiafimirgg« 

liehen  Mann  ganz  von  der  Gemeindeverwaltung  auszuschlies- 
aettf  eben  dada^ch  aoheiterteOf  .  wenn  Alle  wüfsten,  dafs 
d«i  Conaeiraiicli  einen  s^mlemi  -^er  i^ht  lttP;OtlaiMcralb 
^re,  eraeaneh''1i8kinte.  Gegeii  ein^'' aoJfiani''A^ 
dafs  das  Conseil  d*etat  den  Maire  aus  einer  Anzahl  vom 
Getteioderalbe  ^of^eacblagenev  rKfadiJateft-.  ^cnf lUKen  ihQip 
ae  40)^  ^orde  erbAiert,  ^afir^-  wemip4w^3e*itoaai»tf*  »hit- 


88)  Mf^morial  dea  adancea  dn  conseil  repnSteatotif  1880.  Na,  29. 
pag.  8T0. 

89)  Mtoorial  pag-  M. 

80)  Eine  Stinuna  bitte  lecbt  gwt  bemerlit:  Ua  maife  ■»  paat 
ftlre  de  la  foroe.  Sa  force  c'etft  I«  eon0aiice  qa*U  inapira» 
Caal  ainai,  ^nMl  (ronTara  l*appiii  ndcaaaaife  paar  dtre  fanne, 
diligaiit,  aav^  Aacb  bamavfcle  diaaa  Stbune,  dafii  die W8b*  ' 
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k(«.r<tt«Nl«*%,"iiil  geg^MMIigen  JMK'liii  geMÜ 

sey;  dafs  ohnehin  dos  System  der  Kandidatur  nichts  tauge, 
weii  es  den  Wählern  das  Interesse  nehme  UBd>-zugl eich  sie 

dareh  die  lianditlutiir  die  Hände  gebundcu  habe,  und  dieje- 
Bigen,  welch«  die  Kandidaten  yorsch lagen,  nicht  saamen 
itMni%  die  gamse  adiiild>äiif  di»%riknM|fMrfi|Mi^^ 
Bvifiebt,  sagte  mani;,  nvt  eme'wädbe»^  iBiJiitltige  Wablatif 

bei  welcher  die  W^ibler  dia  noth wendige  Veraatv^  ortltcliliail 
ÜUiita ' ««*^'  ttfiinttch.  'dm  -der  nttmittelbarmt  Wahip, ,  TIih^JEb» 

Kandidaten  yorschlägt,  sich  immer  der  Wahl  selbst  bMMMP 
tigen  uad  den  Katididaten,  den  sie  wirkiicb  haben  will,  mit 
GneuMnten  odigebeii  wird,  weldw  dMifllMMherne 
MU«  nklil  eratimen  lianD,  wenn  ftiw  iMÜ> 

des  Dienstes  compiomittiren  will.  Noch  vor  dei  tliUicn 
Abstimmng  aber  das  Gesetz  erhoben  sich  freisinnige  An. 
triij|0(g«i^li  das  ßrnenmiiigireeht  der 
gitfting;  äN«iD  die  Aosicbt*  des  EotwwMr 

setze  ^bpben.  '  '  ^-^'I 

^    kff ;  WeQ  lia  iHuM,  dafi  der  beliebig  ^i^ttkifj 


naiifle.Vaire  der  M^mii  der  Gewalt 
poattioatinäaDer  wvjü^  und  in  den 
WäKlen  werden  ,  welche  die  Cfemeinde  rej 
ä<MiM  wid^iteben. 

41)  Dieee  Atii^ninente  wurden  yorafigllcli  yWi  dM 
B  e  11  u  t  geltend  •gemacM.  Mdniorial  > 


(Bttekluft  im  nächttan  Utf4mlt 
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Mitgetheilt 

T  o  n 

MiTTEHUAIBR« 


f.  HoUindifldii»  Gesetz. Tom  i&  StaAoB  i83d  fiber  aU- 

gemeine  Gütergemeinschaft  der  Ehegatten. 

Jeder  (jermanist  kennt  die  scliwaDkendcn  legislativen  Ver- 
suche,  über  die  allgemeine  eheliche  Gütergemeinschaft  ge- 
setzliche Yorschriliten  zm  geben«  Die  GesetzgebuDg,  welche 
am  eonsequentetten  dies  System  dorchfuhrle  und  den  vor 
der  Einführung  des  französischen  Rechts  in  den  hollnndi- 
sehen  Städten  bekannten  Rechtsgrundsätzen  sich  anschlofS) 
Ist  die  höniglicb  boHändiscbe  Gesetzgebang  Ton  i8Sa  (Staats^ 
blad  Tan  bei  Koningryh  der  Nederlanden;  s.  darüber  diese 
Zeitschriit  Band  Y.  S.  179.)-  ^i"^  Tollständige  Übersetzung 
de«  hieber  gehörigen  Titels  des  Gesetzbuchs  L  Buch  Tit  7« 
Wird  ansern  Lesern  nicht  onwillhomnien  seyn. 

Art.  1.  Von  dem  Augenblicke  der  Vollziehung  der  Ehe 
an  besteht  von  Rechtswegen  allgemeine  Gütergemeinschaft 
anter  den  Ehegatten ,  in  so  fern  nicht  dnrcb  die  Ebe?erträge 
andere  Bestironinngen  getroffen  sind«  Während  der  Ehe 
bann  die  f  •vlfer^cmeinschaft  durch  abweichende  C bcreinhunft 
der  iLbegatten  nicht  aufgehoben  oder  verändert  werden« 
Art  s.  Die  Gütergemeinschaft  omfafst  alle  beweglichen  ond 
«labewegHchen  Güter  der  Ehegatten ,  gegenwartige  und  zo- 
künftige,  auch  diejenigen,  welche  sie  unentgeltlich  erhiel- 
ten ^  wenn  nicht  der  Erblasser  oder  Schenker  ausdrücklich 
das  Gegentheil  angeordnet  hat    Art  3«  Sie  omfafst  auch 
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ly^i/^p  ein  Ehegatte  vor  der  Ehe  oder  wiih- 

kunfte,  Gewinn  ond  Vmlnftt,  die  w 

,fnen,  i^Üen  in  die  Gümeinüchalt.  Art.  5.  Die  Begiäijiiirs- 
i^Mteil  Otch  itm  '^^f  £]l£i^a^  »l^en    von  d|fl 

Ijrbea  des  VeriUirb«^  .«llepp  g^trigfHit»  xvM^iwilPP^Ill^ 

mann  allein  ist  Herr  der  Güter  der  Ggim <iiiic^ifcN><4^riliip 

difieliien  verUauren^  verpiiifideii  oder  luit  Lasten  beschwe- 
ren pbne  Znstimi^Qng  der  £befraQ.^  Fr  ^J>ili>iiM|jl8r*' — 
kling  nnler  den  Lebenden  nicbt  Teff£ugei|,.|S»||gpil|||^^ 

Guter  der  Gemeinschaft,  noch  über  einen  beHinuDten  TM 
Q^er  ei|ie  yuautitüi  des  bew/gj|ji^qi^4,\(|j|f)i4i$|y|p|l^ 
^n^.  om  die  ehelichen  Kinder  tau  yersoi 
v^m  über  eni  btfstimiiltes  Stüch  det  bliiijlylTcKen 

gens  f?urch  Schenliung  verfügen,  indem  er  sich  den  Niefo- 
brauch  davon  vorbehält.   Art  7.  Ist  d^r  iPb^mann  abwesend 

bann 
irkt- 

gericht  hiezu  ermaclaigt  ist,  die  Gemeinschaftsgüter  ver- 
pfitijden  oder  Teräiirsenu  Art.  8.  Die  Gemeinschaft  wird 
ftm  Recbmvegen  auPgelSst  1)  dorcb  >  ite^tlBNiiiii^Üf^"'^^ 
Eingehung  einer  neuen  Ehe  mit  Erfaubriiifl'lNiQHicbts, 
wenn  der  aiidete  Ehegatte  abwesend  ist,  3)  durch  Ehcscbei- 
dung,  4)  durch  Scbeidong  von  Tiscb  ui^  j|g||.i^  durdb 
d9tertrennung.  Art*  9.  Nach  dem  Tode  einitf- 
der  f'bcilebende  scluii(^ig,  yscim  minderjährige  Kinder  aus 
der  Ehe  vorbanden  sind,  binnen  drei  Monaten  ein  Inventar 
über  sammtHcbe  cur  Gemeinschaft  gebarig#  GiyMM|M|^ 
Ttk  lassen.   Bas  Inventar  bann  auch  durch  Pki ijii tfilMpttP6> 

mufs  abtr  immer  nntei  Zuziebung  des  Vormunds  gemacht 
werden.  Unterbleibe  das  lovent^ar,  so  dauert  die  Güterge- 
ibeinschaft,  so  weit  sie  zum  Yblrtbeile  üt^.  l|iji||||abrigen 
gereicht,  iPort,  es  bann  aber  daraus  m9''$äd^'VlättttKKtKlllk. 
sie  abgeleitet  werden.  Art.  10.  Naeh  der  Auflösung  der  Gü- 
tergemeinschaft wird  die  Gesammtiuasse  in  zwei  gio^p 
Hälften  »wischen  dem  Ehemann  und  der  £äie^«||ri||p|||g|L 


^öder  sätest  aurser  Stand,  «einen  Willeo  «^Wp 

io"rii)en  der  Notb  die  Ehefrau,  nactid«ii  eil^^ 


NmutU  GtseiMgäbang  det  Mulanda,  khy 
M^MRi#  irteMBW  Miiiu'^M^Ktf  m  16.  d«a  n.  BnelM 

enthaltenen  VorschrÜten  über  Vermöj^enatrennung  sind  auch 
ikier  anwendbar.    Art.  1 1 .  Die  Kleidungsstücke ,  Kleinodiea 
OMtilidwilegydte  *m  *  flcui'  iüilfilKleren  Gebriach  eiae» 

hingen  von  GegenstMndeii'dl*  Kunst  oder  Wissenschaft,  Pa- 
piere und  Aufzeidmuogeii ,  welche  sich  aaf  die  besonderen 
lUäleiltil'hilllti^  •Ml^ill^iNMi'ttosli^bea,  Manen  Toa 
ÄÄf ^  ^^Mb  9 ' "  ^itinf  *  Hif- *-lHfi(>rtt5|!f ch  gekoniiti6n  tind  ^ 

gefordert  werdert,  jedoch  muLS  daiür  der  Schätzungspreis 
bietldlif 'INVden.  Art.  w  Ber  Ehemann  kann  anch  nach 
dte  AtllliMMt^  <ter^«l<di<|<lililuirtilifl  wegea  d«r  Schulden 
der  Gemeinschaft  auf  das  Ganse  in  Anspruch  genommen 
werden,  vorbehältlicb  seines  Regresses  gegen  die  Ehefrau 
ddtor  ibre  EfMr  1h  Ameimg  der  mWte.  Art.  i3»  £in  Ehe* 
giftttf  IM«  Mir      *AlliMiif  ^ilfr  ^1^^  nicht  vo« 

6?löubigern  wegen  solcher  Schulden  in  Anspruch  {>ciiommen 
Werden,  welche  der  andere  Ehegatte  vor  der  Ehe  gemacht 
BttT;  «I  faUen  Tielfl^lll»^  <ti»  8efaiMe#^emjeaigeBEhegat^^ 
dü^  m  ikMi^'^taiifi^  Erben  sar  Last;  je- 

doch  mag  er  we^en  der  Hälite  gegen  den  andern  Ehegatten 
odei^  seine  Erben  den  Anspruch  verfolgen*     Art.  i4*  Die 

Mieafren  M  Mititt^  eitf  die  QeiiMrtittiirtfc  zu  rernchteni  alle 
'  «i^e^en  mit^Vde  VerfrfTge  ^»d  "«tl^^t^.  Hat  die  Ehefraa 
auf  die  Gemeinschaft  verzichtet,  so  kann  sie  aus  der  Ge« 
meinschaft  nichts  fordern,  ala  Linnenzeug  und  Kleider,  die 
&t  geUMn.  Sie  wird  dareb  detf  Yersicbt  ton  der  Ver- 
pflichtung befreit,  zu  den  Gemeinschaftsschulden  beizuira« 
gen;  die  Gemeinschaftsgläubiger  kSnnen  aber  ungeachtet  « 
ihres  Verziebts  die  Ebefran  dennoch  in  Ansprach  wegea 
alM  Scbiildeii  nebmea,  Welebe  sie  ale  SfFefltKbh  anerkannte 
Haodelsirau  contrahirt  hat,  sowie  wegen  der  Schulden,  die 
sie  vor  der  Ehe  gemacht  bat ;  vorbehaltlich  ihres  Begresses^ 
gegen  den  Ehemann  oder  seine  Erben.  Art.  i5.  Di^^Ehe« 
fraa,  welche  Ton  dem  im  rorigen  Artikel  ihr  verliehenen 
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Hechte  Gebrauch  machen  will,  mufs  bei  Verlast  des  Vor- 
rechts innerhalb  vier  Wochen  dem  Actuar  des  Bezirksge- 
richts ihres  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnsitzes  die  Ver- 
sichtsorkande  vorlegen.  Wird  die  Gemeinschaft  darch  dea 
Tod  des  Ehemanns  aufgelöst ,  so  wird  der  Termin  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  wo  die,  Ehefrau  von  dem  Tode  ihres 
Ehemanns  Henotnifs  erhielt.  Art.  16.  Ist  die  Ehefrau  inner- 
halb dieses  Termins  gestorben,  ohne  den  Verzicht  auf  die 
Gemeinschaft  ausgesprochen  zu  haben ,  so  sind  ihre  Erben 
berechtigt,  binnen  einer  weiteren  Frist  von  vier  Wochen 
(gerechnet  von  dem  Tage  an,  wo  der  Tod  der  Ehefraa 
den  Erben  bekannt  geworden  ist)  auf  die  im  vorigen  Arti- 
kel angegebene  Weise  den  Verzicht  auf  die  Gemeinschaft 
auszusprechen ;  der  Anspruch  der  verzichtenden  Ehefrau 
auf  ihr  Linnenzeug  und  ihre  Kleider  kann  aber  yon  den  Er- 
ben der  Ehefrau  nicht  geltend  gemacht  werden.  Art.  17. 
Haben  ihre  Erben  nicht  völlig  übereinstimmend  gehandelt, 
80  dafs  ein  Erbe  auf  die  Gemeinschaft  verzichtet,  der  an- 
dere sich  zu  seinem  Vortheile  beruft,  so  kann  der  letzte 
nicht  mehr  geniefsen  als  den  Erbantheil,  welcher  ihm  von 
den  Gütern  zugefallen  wäre,  wenn  nach  der  Autlosung  der 
Gemeinschaft  der  Frau  ihr  Antheil  zugefallen  wäre.  Art. 
■  8.  Die  Ehefrau,  welche  die  Gemeinschaftsguter  angelretea- 
hat ,  kann  auf  die  Gemeinschaft  nicht  mehr  verzichten.  Hand- 
lungen der  blofsen  Verwalung  oder  die  sich  nur  auf  die 
Erhaltung  der  Güter  beziehen,  werden  nicht  als  eine  solche 
Antretung  angesehen.  Art  19.  Die  Ehefrau,  welche  Güter 
der  Gemeinschaft  verschleppt  oder  unterschlagen  bat,  bleibt 
angeachtet  ihres  V^erzichts  in  der  Gemeinschaft.  Das  näm- 
liche tritt  auch  bei  ihren  Erben  ein.  Art.  20.  W^enn  die 
Gemeinschaft  durch  den  Tod  der  Ehefrau  aufgelöst  wird, 
können  ihre  Erben  auf  die  Gemeinschaft  verzichten ,  und 
zwar  innerhalb  der  Zeit  und  in  der  Form,  die  in  Ansehung* 
des  Verzichts  der  Ehefrau  vorgeschrieben  sind. 

,..1*».     1»       ...         ■»*»#•        »■••  ••••»< 
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2^  Englische  Parlamentsacte  vom  28«  Augast  t8)3  über 

Abschaffung  des  Sklavenhandels  in  den  brittiüciien 
Colonieen,  über  Beförderung  der  Industrie  der  frei- 
gelassenen  Sklaven  und  über  Entschädigung  der 
Eigenfhnmer  der  Sklavea 

Zu  den  grofsten  legislativen  Erscheinungen  der  neueren 
Zeit  gehört  das  eben  genannte  Gesetz,  das  dem  reformirten 
Parlamente  Ehre  macht,  einen  nenen  Sieg  der  OirilisalSoii 
ausspricht,  abei   auch  den  pralttischen  Sinn  der  Engländer  . 
beurkundet,  welcher  nicht  mit  ein  Paar  gutgemeinten  Phra« 
Ben  sich  begnügt,  und  daher  nicht  dem  Beispiele  mancher 
andern  Staaten  folgt,  die  schon  genug  gethan  su  haben 
glaubten^  wenn  sie  nur  aussprechen,  dafs  die  Leibeigenschaft 
aufgehoben  sey,  ohne  zu  bedenken,  dafs  es  wichtiger  sey, 
das  künftige  bessere  Schicksal  der  FVeigelassenen  weise  Voru 
Bobereiten.   Tom  1  •  August  1884     giebt  es  in  den  engKscheii 
Coionieen  keine  Sklaverei  mehr.  Hätte  man  einer  gewissen  Par- 
thei  folgen  wollen,  so  hätte  man  mit  einem  Federzuge  diese 
Aafhebnng  decristiren  k5nnen ,  unbekümmert  om  die  bisherigen  * 
Eigenthnmsrechte  der  Sklavenherren  und  das  Schicksal  der  Frei« 
gelassenen.    Die  an  sich  achtungswürdige,  oft  freilich  zu  weit 
getriebene  Scheu  der  Engländer  Tor  dem  erworbenen  Rechte 
widerstrebte  der  Ansicht,  ohne  Entsehidigong  der  Sklaven- 
eigenthümer  die  Sklaverei  aufzuheben  ;  während  die  Herren 
in  den  westindischen  Coionieen  <^ie  Dienste  der  Sklaven  zo 
44  Millionen  Pfhnd  Sterling  schätzten,  mufste  man  (^uch 
anf  der  ändern  Seite  berncksichtigen ,  dafs  die  so  leistende 
Entschädigung  aus  dem  \  erm  igen  nllct  Steuerpflichtigen  za 
bezahlen  war,  weil  man  davon  ausging,  dafs  die  Aulhebung 
der  Sklaverei  im  öffentlichen  allgemeinen  Interesse  erfolge^ 
Die  Begierung  ei*kannte  die  Noth wendigkeit,  den  Buckfair 
der  eraancipirleti  Sfilarcn  in  den  Zustand  von  Wildheit  zu 
verhüten ,  and  so  wurde  eine  Lehrzeit  voi'geschrieben ,  in 
welcher  der  emanciptrte  Sklave  gleichsam  als  Lehrling  bei 
seinem  bisherigen  Herrn  in  wöchentlich' 45  Stunden  gegen 
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VerliSstigung  für  sich  und  seine  Familie  arbeiten  sollte  ^  um 
durch  diese  Zeit  (von  sechs  Jahren)  dem  bisherigen  Skia- 
venherrn  den  Vortheil  zu  geben ,  dafs  er  arbeitsame  Leate 
bekäme,  vor  den  Gefahren  bewahrt  werde,  die  durch  das* 
Herurnschweifen  der  mufsigen  Emancipirten  hätten  drohen^ 
können;  zugleich  sollten  aber  auch  durch  diese  sechs  Jahre* 
die  Emancipirten  vorbereitet  werden,  um  dann  nach  Ablauf 
derselben  sich  als  freie  Burger  selbstständig  niederlasseif' 
und  ihr  Brod  verdienen  zu  können.     Wir  theilen  nun  die' 
Hauptbestimmungen  der  neuen  Acte  mit     i)  In  Zukunft^ 
sollen  die  Sklaven  nur  45  Stunden  wöchentlich  für  ihre  Her*' 
ren  arbeiten  müssen«    2)  Hein  Sklave  soll  von  seinem  Herrn 
gepeitscht  oder  bestraft  werden  dürfen;  wegen  jeder  Delicto ' 
soll  der  Friedensrichter  entscheiden.    3)  Vom  1.  August  1884 ' 
an  sollen  alle  bisherigen  Sklaven  als  freie  Lehrlinge  behan-* 
delt  werden.    4)  Alle  werden  in  drei  Klassen  getheilt,  je*^^ 
nachdem  sie  zu  einem  bestimmten  Grundstücke  als  Land- 
bauern gehören,  oder  in  Fabriken  u.  s.  w.  oder  in  Häusern 
arbeiten.    6)  Die  als  Landbauern  arbeitenden  sollen  bis  1845,' 
die  übrigen  bis  1840  als  Lehrlinge  behandelt  seyn.    6)  Der 
Herr  kann  sie  aber  auch  früher  entlassen,  oder  sie  mögen 
ihre  völlige  Freilassung  sich  erkaufen.     7)  Die  Lehrlinge 
sollen  von  der  Colonie,  zu  der  sie  gehören,  nicht  entfernt 
werden.    8)  Der  bisherige  Sklavenherr  kann  sein  Recht  auf 
den  Dienst  der  Lehrlinge  nicht  wie  ein  Eigenthum  an  An*' 
dere  übertragen.    9)  Während  der  Lehrzeit  hat  der  Herr 
die  Lehrlinge  zu  beköstigen,  zu  kleiden,  ihnen  Wohnung, 
Arznei  u.  s.  w.  zu  verabreichen.     10)  Wenn  ein  Kind  eines' 
Sklaven  am  1.  August  1884  noch  nicht  sechs  Jahre  alt  ist 
oder  nach  dieser  Zeit  geboren  wird,  so  wird  durch  den 
Richter  das  Kind  als  Lehrling  demjenigen  Herrn  zugesprochen, 
welcher  Anspruch  auf  die  Dienste  der  Mutter  hatte ;  und 
die  lichrzeit  soll  dann  bis  zum  zwölften  Lebensjahre  fort- 
dauern. —   11)  Zur  Entschädigung  der  Sciavenherren  wird 
die  Summe  von  20  Millionen  Pf.  Sterling  bewilligt.    12)  Es 
wird  eine  eigene  Commission  niedergesetzt ,  um  über  die 
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NmetU  GmUsgiimng  du  AutiawUt*  i^i 
Ansprttdie  «of  BotscliSdigung  wa  enttdieUen  ood  die  An«* 

theiiuag;  zu  machen.  Den  Commissarien  werden  in  den  yer- 
SchiedeoeA  Colonieea  Uu^tche  Personen  zur  Unterstützung 
und  Berathuog  beigegebeo«  iS)  Die  GommiMarieo  U^naen 
Zeugen  Tomfeii^  und  eidlieh  fiber  alle  sur^AnsrailteluDg 
der  einilufsr eichen  Verhältnisse  gehörigen  Punkte  verneh- 
meii*  14)  Die  ganze  bewilligte  Summe  wird  in  neutizehn 
Tbeile  getheät  nach  den  verschiedenen  Colonieen.  i5)  Die 
Commission  macht  ihre  Antrage^  und  die  von  ihr  lur  jede 
Coiooie  vorgeschiagenen  Austheilungsregeln  werden  oiTent- 
Üoh  bekannt  gemacht,  damit  dagegen  in  gewiwer  Zeit  die 
Beelamationen  erhoben  werden  Ii5nnen.  16)  Der  KSoig  ent- 
scheidet dann  im  Staatsrathe  über  die  anzuwendenden  Ver- 
theilungsregeln.  —  Eine  zweckmaisige ,  die  LocaUerhalt- 
niaae  würdigende  Bearbeitung^ der  Einfubrang  des  Gesetzes 
m  den  efnselnen  Cotonie«n  wird  die  wohhhiitigen  Absichten 
des  Gesetzes  auszuführen  suchen^  und  es  scheint  zugleich 
im  Plane  des  Ministeriums  zu  liegen  t  dais  durch  Eintührung 
passender  poliseilicher  Einrichtimgeii,  and  durch  Sorge  för 
Unterricht  und  religiöse  Aasbildung  eine  solche  Lage  Tor« 
bereitet  werde,  bei  welcher  die  emancipirten  Sklaven  nach 
der  Lehrzeit  als  nützliche  Bürger  sich  niederlassen  and  ihm 
Freiheit  aaf  eine  Art  genieften  binnen,  die  den  Zwechen 
der  Humanität  und  den  Interessen  der  übrigen  Einwohner 
angemessen  ist.  —  Auch  hier  haben  wieder  die  Vereine  in 
England  der  dfientlicben  Stimme,  welche  dieAttihebqng  der 
SUayerei  forderte,  Kraft  gegeben  and  die  Gesetsgebnng 
zum  Handeln  aufgefordert.  Merkwürdig  ist  in  dieser  Bezie- 
hung der  Bericht  über  die  Bemühungen  des  Vereins  in  dem 
Joornal  de  ia  soci^t^  de  la  morde  ohretiennei  Paris  i833, 
No.  XL  (Noyembre)  p.  254.  -       -  ' 

Wir  benutzen  diese  Anzeige ,  um  unsere  Leser  auf  einen 
ttefÜicben  Aufsatz  des.  geistreichen  Sismondi  in  der  He* 
▼iie  mensaelle  d*eoonomie  politiqoe  publik  per  Tb.  Fix, 
Pjiris  i63d.  D^cembre  p.  405  —  427.  anfmerhsam  samaehen- 
Der  Yeriassei*  in  dem  Aufsatze;  da  la  oondUioßt  dans..^« 


BtBL-  UNIV. 


4?^  Neueste  Gesetzgebung  des  Auslandes. 

qadle  il  convient  de  placer  les  negres  en  les  qffranchissant , 
erklärt  sich  gegen  das  von  der  englischen  Gesetzgebang 
gewählte  System;  er  nennt  die  apprentissage,  in  welche  der 
Neger  kommen  soll,  eine  Art  von  esclavage  deguise,  pro- 
phezeit, dafs  das  gewählte  System  weder  den  Sklaven,  noch 
den  Eigenthumern,  noch  der  bürgerlichen  Ordnung  gehörige 
Garantieen  gewährt,  und  nur  zum  bürgerlichen  Kriege  und 
ewigen  Reibungen  führen  wird.  Nach  seiner  Meinung  giebt 
es  nur  ein  sicheres  Mittel ,  wenn  man  nämlich  den  Sklaven 
zum  colonus  de  medietale  (in  Frankreichs  alter  Jurisprudenz 
metajer  genannt)  machen ,  eine  freie  Ansiedlung  unter  der 
Bedingung  begünstigen  würde,  dafs  der  bisherige  Sklave 
als  freier  Bauer  den  Gewinn  der  Ärnte  zur  Hälfte  dem  bis- 
herigen Eigeuthümer  überlasse.  Der  Verfasser  schildert  die 
überall  (in  Toskana  ist  dieser  Landbau  noch  sehr  häufig) 
bemerkten  Vortheile  dieser  Einrichtung,  und  ruft  besonders 
Frankreich  auf,  zweckraäfsiger  als  England  zu  verfahren. 

3.  Neues  englisches  Gesetz  vom  i4»  August  i833  über 
Aufliebung  der  Todesstrafe  fiir  Einbruch  in  ein 
Wohnhaus  und  über  das  Verhältnifs  der  Trans- 
portation. 

Das  englische  Recht  drohte  die  Todesstrafe  jedem ,  der 
in  ein  Wohnhaus  einbricht  und  eindringt  und  darin  Geld 
oder  Geldeswerth  stiehlt,  eben  so  selbst  jedem  Theilnebmer 
und  Gehülfen  des  zweiten  Grades.  Das  Gesetz  vom  1 4*  Au- 
gust i833  hebt  die  Todesstrafe  auf  und  verordnet,  dafs  die 
Gerichte  Transportation  auf  Lebenszeit  oder  wenigstens  auf 
sieben  Jahre  gegen  den  Verbrecher  erkennen,  zugleich  den 
Verurtheilten  vor  der  Transportation  zur  Einsperrung  im 
Grafschaftsgefängnifs  oder  im  Correctionshaus  mit  oder  ohne 
harte  Arbeit  oder  im  Pönitentiarhaus  auf  ein  bis  vier  Jahre 
verurtheilen  sollten.  Eine  fernere  Bestimmung  dieses  Ge- 
setzes ist ,  dafs  die  Gerichte  anordnen  können ,  dafs  die  Per- 
sonen, welche  nach  den  in  den  letzten  Jahren  ergangenen 
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Vorschriften  wegen  Diebstahle  oder  fi;ewisser  Fälschungen 
auf  Lebenszeit  trausportirt  werden  sollen ,  yor  der  Abfuh« 
rang  an  deo  BeBtimniQngsort  auf  ein -bis  vier  Jahre  mit  oder 
olme  harte  Arheit  in  dem  Geßbigaisse  oder  Zochthans  od0r 
dem  Ponitentiarhaus  versvahit  werden.  —  Diese  Vorscbrfft 
ist  wichtig,  weil  sie  die  Folge  der  immer  mehr  begründe* 
leo  Ansicht  ist,  dafa  die  Tran^ortation  fceine  ausreichende 
6lrafhrt  ist,  and  dafs  das  Interesse  def  bürgerlichen  Gesell- 
Schaft  fordere,  dafs  solche  zur  Transportation  Yerurtheilte  ^ 
suerst  in  einem  GeiÜngnisse  gebessert,  zar  Arbeit  angehal- 
len and  80  2ar  Transportation  vorbereitet  werden. 

4«  Gesetz  des  Königreichs  Belgien  vom  i*  October  i833 

über  die  Auslieferung  der  Flüchtlinge. 

Die  belgische  Verfassungsurkunde  erklärt  im  Art.  128, 
Sah  jeder  Fremde,  welcher  auf  belgischem  Gebiete  sich 
befindet,  den  Schatz  geniefst,  «reichen  das  Gesetz  der  Per« 
eon  nnd  dem  Vermögen  gewährt,  TOrbehalllich  der  doreh 
das  Gesetz  zu  bestimmenden  Ausnahmen.  Am  wichtigsten 
wurde  es,  die  Ausnahme  festzusetzen,  welche  das  Becht 
der  Ausliefemog  hetreffen.  Im  Jalios  wurde  den  Kammern 
ein  Gesetzesproject  vorgelegt;  der  erste  Entwarf  zimite 
nur  gewisse  Verbrechen  auf,  wegen  welcher  die  Regierung 
aadiefern  dürfte ;  die  Commissioo  erklärte  sich  im  Ailge- 
l^meinen  för  den  £ntwnrfv  indem  sie  heiiannte«  dafs  man 
a«f  die  AnsliefSnning  belgischer  Bürger,  die,  nn  der  Stmfe 
zu  entgehen,  sich  flüchten,  nur  rechnen  dürfe,  wenn  man 
ebenfalls  Flüchtlinge  ausiieiern  würde  ^  der  Entwarf  begnügte 
•ieh  schon  mit  einem  mandat  de  juHice  des  Landes  ^  das  die 
AttsKeferung  Terlangte,  allein  die  Gommfssion  Ibrderte  ein 
arrct  de  mise  en  accusaiion ;  einig  über  den  Grundsatz,  dafS 
wegen  politischer  Verbrechen  nie  ansgelielert  werden  soll, 
wir  die  Begierimg  mit  den  Kammern  in  Harmonien  Über 
^  VeriHPechen,  wegen  welcher  die  Ansiieferung  gefordert 
werden  dürito^  war  riel  Streit  bei  der  Hammer  |  über  den 


Digitized  by  Google 


I 


474  Neueste  Gesetzgebung  des  Auslandes^ 

Grundsatz  aber  war  man  einig,  dafs  nar  wegen  Verbrecheo 
ausgeliefert  werden  soll,  die  überall  als  Angriffe  gegen  die. 
öffentliche  Moral  und  gegen  die  Existenz  der  bürgerliehen  ^ 
Gesellschaft  erscheinen.  —    Durch  die  Verhandlungen  der 
Kammern  kam  nun  folgendes  Gesetz  zu  Stande:  Art.  i.  Die  ^ 
Staatsregierung  kann  den  Regierungen  fremder  Länder  un- 
ter der  Bedingung  der  Reciprocität  Fremde  ausliefern ,  die 
von  den  Gerichten  des  Landes  wegen  eines  in  diesem  Ge* 
setze  angeführten  und  auf  dem  Gebiete  des  requirirendeu  ^ 
Staats  begangenen  Verbrechens  verurtheilt  oder  wenigstens 
in  den  Anklagestand  ?ersetzt  sind,  und  zwar  wegen  Mordes^ 
Vergiftung,  Vatermords,  Kinderraords,  Todschlags,  Noth- ^ 
Zucht,  Brandstiftung,  Urkundenfälschung  und  Nachmachung 
der  Bankbillets  oder  Staatspapiere,  wegen  Falschmünzung^^ 
falschen  Zeugnisses,  Diebstahls,  Betrugs,  Concussion,  Un-, 
terschlagung  durch  Staatsbeamte,  und  betrüglichen  Bänke-, 
rotts.    Art.  2.  Die  Auslieferung  kann  nur  bewilligt  werden, 
wenn  das  Strafurtheil  oder  die  Entscheidung  des  Gerichts, 
wodurch  die  Person  in  den  Anklagestand  versetzt  wurde, 
im  Original  oder  in  beglaubigter  Abschrift  der  zustandigen 
Behörde  vorgelegt  wird ,  und  nachdem  zuerst  das  Gutachten 
der  Anklagekammer  des  Appellationshofes  gehört  wurde,  in 
dessen  Bezirk  der  Fremde  betroffen  wird.     Die  Staatsbe- 
hörde sowohl  als  der  Fremde  werden  im  Berathscblagungs-,^ 
zimmer  mit  ihren  Erinnerungen  gehört.     Vierzehn  Tage« 
nach  Vorlage  der  Actenstücke  werden  sie  mit  dem  motivir-, 
ten  Gutachten  dem  Justizminister  zurückgesendet.    Art.  3. 
Der  Fremde  kann  auch  provisorisch  in  Belgien  verhaftet, 
werden  auf  Vorlegung  eines  vom  zuständigen  Gerichtshofe 
des  Auslandes  erlassenen  Verhaftsbefehls  wegen  eines  im 
Art.  1.  bezeichneten  Verbrechens  und  nachdem  die  Berath-^ 
Schlagungskammer  des  Gerichts,  wo  der  Fremde  seinen  Auf-^ 
enthaltsort  hat  oder  betreten  wird,  den  Verhaftsbefehl  exe-f 
cutorisch  erklärt  hat.    Nach  Erlassung  des  Verhaftsbefehls 
verfährt  der  Instructionsrichter  nach  Art.  87  —  QO  der  Cri-. 
minalprocefsordnung.    Der  Fremde  kann  seine  provisoriscba^ 


IMbmttg  in  deo  FHIan  IMtrn,  wo  iie  avth-  dioi  BM» 

gier  bewilligt  werden  mafs.  Die  Berathsclilaguagskainmer 
enticlieidet  darüber ;  dieser  steht  apch ,  nachdem  der  Fremde 
worden  ist,  die  Entsdieidang  sn,  ob-P«piare 
oder  andere  Gegenstände  ^  die  bei  dem  Fremden  mit  Be« 
schlag  belegt  worden  sind,  der  Begieruog  verabfolgt  wer* 
den  foUeot  welche  ^  Autlieferong  Terlengte.  Art.  4*  Wenir 
der  Fremde^  yei^heftet  wurde  und  binnen  drei  Honaten*  niefat 
sein  Strafurtheil  oder  die  Entscheidung  über  Versetzung  in 
den  Anklagestand  vorgelegt  wird,  so  wird  er  in  Freiheit 
piiiilil  \\\  T\  in  nMWilWwMi  ili"  jrijiiliiiiliiiipii 
eetaee  mit  fremden  Pegiei  «age»  ^fmeMteüinCj  ^m^l^kMKti 

den  in  dem  Gesetzesblatt  und  in  einem  in  der  Hauptstadt 
erscheinenden  Journal  bekannt  gemacht.  £r$t  zehn  Tage 
nedi  dieser  Behanntmachung  binnen  sie  in  YoUsog  gesetst 
werden.  Art  61.  In  ^dieeeB  Vertrigen  rnnfs  autdrdeiilteh  bo» 

sliiiimt  werden  5  dafs  der  Fremde  nie  wegen  eines  vor  der, 
Ansüelerung  begangenen  politischen  Yerbrecbeni  oder  we- 
gen einer  mit  einem  eolcben  Verbrechen  connexen  Hand* 
Ittng  oder  wegen  eines  andern  Verbrecbent  Terfolgt  oder 
bestrait  werden  soll,  welches  nicht  nach  dem  gegenwärti- 
gen Gesetze  Auslieferung  begründet.  Art.  7.  Die  Ausliefe* 
rong  findet  nie  Statt,  wenn  seit  der  Begebung  des  ange- 
acbnldigtcn  Verbrechens  Verfähmug  nach  den  belgischen 
Gesetzen  begründet  ist.  —  Dieses  Gesetz  ist  in  den  belgi- 
schen Oppositionsblättern  und  in  einigen  Iranadsischeo  Jo«i^ 
aalen  lebhaft  angegrifien  worden ,  rorsSgüch  Yon  dem  Mi^ 
nister  Pinbeiro  in  Foelix  Revne  ^trangere  i833.  Heft 9« 
|)ag.  65  fiP.  Wir  glauben,  dais  dieser  Tadel  ungerecht  ist^ 
weil  das  Gesets,  obwohl  wir  mit  eiaseloen  Bestimmnqgea 
dMeiben.  gleicUalls  onanfrieden  sind,  doeb  wenigstens  dea 
richtigen  Gruntl^ätzea  huldigt,  1)  dafs  die  Regierung  eines 
CPnstitutionelWa  Staates  nicht  zur  Abschiieisung  von  Staats- 
Mrtrfigen^l||lMM^«dNimng  berechtigt  ist,  wenn  sie  nidlt 
tmm.  »Oft  ^deW  liimmün  ermScbtigt  wird,  2)  da(s  diese» 
SUfitsvei  tta^tii  i^e Wisse  Schranken  gesetzt  wfcideu  a^uflSf|^ 
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oamentlich  in  so  fern  als  nar  die  wegen  gewisser  Yer- 
brechen  Angeschuldigten  ausgeliefert  werden  sollen ,  and 
nur,  wenn  dem  reqairirten  Staate  bereits  schon  so  viele 
Wahrscheinlichkeit  vorgelegt  wird,  dafs  man  die  Anschul- 
digung für  gegründet  halten  darf.  x\uch  wir  mochten  das 
Asyl  recht  gerne  vertheidigen ,  allein  dieses  Recht  findet 
seine  natürliche  Begränzung  durch  das  volkerrechtliche  Ver- 
hältnifs  benachbarter  Staaten  und  durch  die  Forderung  der 
Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit,  welcher  Hohn  gesprochen 
wird,  wenn  der  Mörder  oder  Strafsenräuber  dadurch,  dafs 
er  über  die  Gränze  seines  Vaterlandes  sich  fluchtet,  straf- 
los ist.  Der  Flüchtling  kann  nicht  über  Täuschung  klagen, 
wenn  der  Staatsvertrag  öffentlich  bekannt  gemacht  ist  und 
daher  der  Staat,  in  welchen  er  sich  flüchtet,  ausgesprochen 
hat,  dafs  er  den  Schutz  nur  so  lange  ertheile ,  als  nicht 
eine  nach  dem  Gesetze  begründete  Requisition  gestellt  werde^ 
Darch  den  Art.  6.  des  Gesetzes  ist  ja  bei  politischen  Ver- 
brechen hinreichend  gesorgt. 

5.  Die  Verhandlungen  der  französischen  Deputirten- 
kammer  über  die  Abschaffung  des  bürgerlichen  Todes 

^  im  Jahre  i834>  verglichen  mit  der  belgischen  Ge- 
setzgebung über  diesen  Gegenstand. 

Die  Kammern  Frankreichs  haben  im  Jahre  i834  reichi* 
baltig  mit  Ausnahmsgesetzen  die  Ijegislation  vermehrt.  Sie 
haben  dies  im  Interesse  der  bürgerlichen  Sicherheit  för 
nothwendig  gehalten.  Desto  schmerzlicher  ist  es ,  dafs  diese 
Karamern  wie  die  Regierung  noch  immer  sich  sträuben, 
ihre  Legislation  von  Instituten  zu  reinigen ,  welche  mit  der 
oft  gerühmten  Civilisation  im  stärksten  Widerspruche  stehen. 
In  Deutschland  war  schon  von  der  ersten  Zeit  an,  als  das 
französische  Institut  bekannt  war,  die  öffentliche  Stimme 
dagegen  laut  geworden  (Rehberg  Betrachtungen  über  den 
Code  Napoleon  S.  io3;  Mitter  maier  im  N.  Archiv  des 
Grimioalrechts  S.  a2i;  s.  noch  Rossi  Traite  de  droit  penal 
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VoLI.  p.  67.  III.  p.  «06.))  and  nar  Baden  und  Baiern  hatten^ 
sich  Terleiten  lassen ,  den  bürgerlichen  Tod  in  ihre  Gesetzge- 
bungen aufzunehmen.  Von  den  Vertheidigern  dieses  Insti«^ 
tnts  ist  nur  Carinignani  delle  leggi  della  sicurezza  Yob^- 
III.  p.  197.  zu  nennen.  In  andern  Staaten  aufser  Dentschlan4 
fühlte  man  überall ,  als  die  Criminalgesetegebung  revidirt 
wurde ,  die  Unzwedimafsigkeit  des  franzosischen  Instituts. 
Im  Königreich  Belgien  war  nach  der  Revolution  von  i83o 
einer  der  ersten  Anträge  der,  den  bürgerlichen  Tod  abzu- 
schaffen, und  die  belgische  Constitution  Art.  i3.  spricht 
auch  diese  Aufhebung  aus ;  da  man  aber  die  Nothwendig^? 
keit  fühlte,  diese  Anordnung  mit  der  ganzen  bestehenden 
Gesetzgebung  in  Einklang  zu  bringen ,  so  erging  ein  Gesetz 
Tom  11.  Februar  i83i,  durch  welches  ausgesprochen  wur- 
de, dafs  die  Art.  28.  29.  So.  3i.  des  Code  penal  auch  auf 
diejenigen  ausgedehnt  werden  sollen ,  welche  zu  Strafen  ver- 
urtheilt  werden,  die  nach  den  bisherigen  Gesetzen  bürger- 
lichen Tod  nach  sich  zogen;  es  sollte  also  darnach  die  in- 
terdiction  legale  eintreten.  Als  im  Jahre  ]832  die  Bevision 
des  Code  penal  in  den  Kammern  berathen  wurde,  machte 
Tail laudier  den  Antrag,  diese  Nebenfolge  gewisser  Stra- 
fen abzuschaffen ;  die  Commission  der  Deputirtenkammer  ge- 
stand selbst  die  groGsen  Gebrechen  dieses  Instituts,  glaubte 
aber,  weil  das  Institut  durch  ein  anderes  surrogirt  werden 
xnüfste,  keine  Vorschläge  raachen  zu  dürfen.  Taillandier 
widerlegte  die  Zweifel  des  Berichterstatters;  sein  Antrag 
wurde  von  der  Kammer  verworfen ;  das  nämliche  Schicksal 
hatte  ein  anderer  Antrag,  nach  welchem  die  Trennung  dei^ 
Ehe  des  bürgerlich  Todtcn  nur  eintreten  sollte ,  wenn  AeW' 
andere  Ehegatte  dies  verlangt ;  mehrere  Deputirte  liefsen 
sich  durch  die  Erklärung,  dafs  das  Institut  zu  eng  mit  den 
im  Code  civil  ausgesprochenen  Wirkungen  zusammenhänge, 
von  der  Aufhebung  des  bürgerlichen  Todes  abschrecken^ 
Auch  in  der  Pairskammer  erkannte  man  die  Unzweckmäs^* 
sigkeit  des  bürgerlichen  Todes ,  beruhigte  sich  aber ,  als  der> 
Justizminister  versprach ,  dafs  der  nächsten  Kammer  ein  Gel  ' 
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setzesvorscLlag  Torgelegt  werJen  sollte  (s.  über  diese  Ver- 
handlungen Chaaveaa  Code  penal  progressif  p.iii — las). 
Vergebens  hat  man  bisher  diesen  dringend  nothwendigen 
Gesetzesentwnrf  erwartet.  "Während  der  Sitzungen  der  Kam- 
mer Ton  1834  machten  nun  der  achlungswürdige  und  für  alle 
Fortschritte  der  Humanität  und  der  Legislation  mit  Geist 
and  Kraft  thätige  Deputirte  Taillandier  und  sein  College 
Deyauz  (am  18.  Januar  i834)  wiederholten  Antrag 

auf  Abschaffung  des  bürgerlichen  Todes ,  und  legte  zugleich 
einen  Gesetzesentwurf  vor,  nach  welchem  an  die  Steile  des 
bürgerlichen  Todes .  die  interdiction  Ugale^  wie  in  Belgien, 
treten  sollte.  Die  Begründung  des  Entwurfs  ist  trefflich 
gearbeitet.  Durch  den  Vorschlag  der  interdiction  legale, 
bei  welcher  der  Verurtheilte  noch  immer  successionsfahig 
bleibt  und  seine  Ehe  fortsetzt,  aber  einen  Curator  erhält, 
der  für  ihn  handelt,  vor  Gericht  erscheint,  über  sein  Ver- 
mögen nicht  disponiren  und  nicht  Zeuge  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  seyn  hann,  würde  die  bürgerliche  Gesell- 
schaft völlig  sichergestellt  gewesen  seyn.  Am  i5.  Februar 
1834  erstattete  Taillandier  im  Namen  der  Commission 
Bericht  über  den  Antrag,  und  entwickelte  gründlich  und 
klar  die  Nachtheile  des  bisherigen  Instituts  und  die  Zweck- 
mäfsigkeit,  es  durch  die  interdiction  legale  zu  ersetzen. 
Der  Vorschlag  der  Commission  geht  darauf,  das  Gesetz 
auf  ähnliche  Weise  zu  erlassen,  wie  das  belgische  Gesetz 
es  that;  nur  wird  der  Zusatz  vorgeschlagen:  dafs  die  Ver- 
jährung der  Strafe  ipso  jure  die  Aufhebung  der  Interdiction 
nach  sich  ziehe.  Der  Bericht  entwickelt  alle  einzelnen 
Fragen,  die  durch  die  Aufhebung  des  bürgerlichen  Todes 
bedeutend  werden  könnten.  Leider  ist  auch  diesmal  wie- 
der der  Antrag  ohne  Erfolg  geblieben.  Es  scheint,  dafs 
die  Kammer  durch  angebliche  Schwierigkeiten,  indem  der 
Gegenstand  zu  sehr  mit  dem  Code  civil  yerzweigt  sey, 
sich  abschrecken  und  durch  die  Versprechungen  der  Re- 
gierung, einen  Gesetzesentwurf  über  diesen  Gegenstand 
selbst  vorlegen  zu  wollen,  sich  einschüchtern  liefs;  und  so 
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ist  Frankreichs  Legkfaition  noch  immer  mit  einem  Blacliel 
Meekl,  welchett  andere  GetetsgeboiigeB  eifiHiirter  filaatea 
wa  reftilgeii  eileii.  TaUUndiers  Belianüolilieit  wird  aber 

dennoch,  unterstützt  yon  der  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
der  8aciie|  die  er  yertheidigt,  den  Sieg  davon  tragen. 
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D  ie  Herausgabe  des  vorliegenden  Werkes,  das  der  alige* 
meiiiea  Aufmerksamkeit  wfirdig  ist,  werde  dnreh  den  eb- 
renwerlhen  Terein  for  ihe  diffmion  of  useful  knowledge  Ter- 
anlafst.  Die  Heransgeber  bemerken  in  der  Einleitung  mit 
Recht,  dafs  das  Studium  der  Criminal Verhandlungen  Tor^  • 
Sttglich  geeignet  ist,  die  Sitten  und  GeMache  eines  Yolket 
und  die  Masse  der  Intelligenz,  die  hei  demselben  in  ver- 
schiedenen Perioden  sich  ausspricht,  kennen  zu  lernen,  and 
die  praktische  Fortbildung  der  Verbesserungen  wa  beobach« 
ten,  welebe  die  Gesetsgebung  und  die  JostisTerwaltung  er- 
fahren hat,  so  wie  die  Voi'theile  einzusehen,  welche  die 
Freiheit  diesen  Verbesserungen  verdankt.  In  der  Anwen- 
dung auf  England  bemerken  die  Herausgeber  (p.  S),  dafii 
es  ein  Irrthum  ist,  wenn  man  glaubt,  dafs  schon  in  der 
Vorzeit  in  Bezug  auf  Criminalverhandlungen  die  Bürger  so 
viel  Schutz  und  Garantieen  genossen ,  als  dies  heut  zu  Tage 
der  Fall  ist;  insbesondere  waren,  wie  die  Herausgeber  sa^ 
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gen,  die  VerhandluDgen  gegen  Personen,  welche  wegen 
Staatsyerbrechen  angeklagt  waren ,  eine  Verhohnnng  der  Justiz 
und  der  Sache  nach  von  der  Regierung  nur  angewendet, 
mn  schädliche  Personen  unter  dem  Scheine  des  Rechts  za 
yernichten.    Man  bemerkt  den  Sieg  der  Freiheit ,  wenn  man 
das  Schicksal  von  Personen  vergleicht,  welche  Yor  zwei- 
hundert Jahren  wegen  Uochverraths  processirt  wurden ,  und 
die  Verhältnisse  unserer  Zeit  betrachtet.    In  jener  Vorzeit 
war  der  eines  Verbrechens  Angeklagte  verhaftet,  Jahre  lang, 
wenn  es  der  Regierung  beliebte,  im  Gefangnifs  gehalten; 
nur  Versuche,  durch  alle  schändlichen  Mittel  Gest&ndnisse 
zu  erpressen,  unterbrachen  die  schreckliche  Einförmigkeit. 
In  der  öffentlichen  Verhandlung  häufig  zum  erstenmale  die 
gegen  ihn  vorgebrachten  Beschuldigungen  hörend,  gezwungen, 
sich  sogleich  zu  erklären ,  abgeschnitten  von  allen  Vertheidi- 
gungsmitteln  und  dem  Rechte ,  Vertheidigungszeugen  vorzula- 
den, war  der  Beklagte  waffenlos;  man  lud  die  Anschuldigungs- 
zeugen nicht  selbst  vor,  sondern  las  nur  die  wieder  durch 
schlechte  Mittel  erprefsten  Zeugnisse  anderer  Personen  vor. 
Die  Richter  suchten  den  Angeklagten  durch  Fragen  zu  ver- 
wirren,   und  erfolgte  die  Lossprechung  des  Angeklagten 
durch  die  Jury,  so  tadelte  oder  bestrafte  man  selbst  die 
Geschwornen ,  und  hielt  den  Losgesprochenen  dennoch  ge- 
fangen, um  Materialien  zu  einer  neuen  Anklage  zu  sammeln. 
Allerdings  waren  (p.  12)  auch  in  den  Zeiten  der  Konigin 
Elisabeth  die  Aussprüche  der  Magna  charta  sichernd  für 
den  Angeklagten,  allein  es  fehlte  an  Mitteln,  wodurch  er 
den  gesetzlichen  Schutz  gegen  übermächtige  Gewalt  geltend 
machen  konnte.    Ein  merkwürdiges  Beispiel  der  Härte  der 
alten  Justiz  liefert  die  Anwendung  der  Folter  (pag.  i3). 
Mochten  auch  schon  ältere  englische  Schriftsteller  als  einen 
I  Vortheil  der  englischen  Justiz  preisen,  dafs  die  Gesetze  die 
Anwendung  der  Folter  nicht  gestatten,  so  beweist  dennoch 
die  Geschichte  der  englischen  Straf justiz,  dafs  man  Folter 
anwendete.    Im  Jahre  1468  wurde  Tb.  Coke  wegen  Hocb- 
verraths  auf  die  Aussage  eines  Zeugen  verurtheilt,  der  ge- 
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ioitert  wurde.  1571  wurde  der  Hessog  von  Norfolk  Vflr* 
«wCMIt|  MohdMteiBte^rctfiri  der  snvor  gefoltert  urarde, 
gegen  fln  msgesagt  liatte.  Die  Herausgeber  (p.  i5)  fuhren 
mit  Angabe  der  urhandlicben  Nachrichten  mehrere  Beispiele 
fOB  Foileniofreiidang  unter  £iitabeth  and  (p.  16)  unter  Ja* 
oeb  L  md  onter  Carl  L  an.  Die  Kraft  der  Sffentlielieii 
Meinung  siegte  später,  obwohl  langsam.  (Interessant  ist 
die  pag.  20  abgedruckte  Erklär ang  der  englischen  Richter 
fOü  i6e8  gegen  .41«  Folter.)  Nicht  minder  äniaert  noh  der 
Sieg  der  Freibeit.  in  Besug  anf  die  Einriehtong  der  Zoo» 
genvernehroung.  Anfangs  scheinen  die  Geschwornen  nur 
wi^  Zeugen I  nach  ihrem  Eide  (veritatem  dicendi)^  nach  ib* 
rer  eigenen  pers^lichen  Kenntnifs  der  Thattaeben  ihren 
Aoaeproch  gegeben  so  haben;  spüter  inderte  sieh  dies,  und 
nan  worden  in  den  gemeinen  Felonies  auch  die  Zeugen 
▼orgeladen,  am  tot  den  Geschwornen  eassasagen;  allein 
bei  StaatSTerbreehen  iand  man  dies  bedenhlicb,  aa^  zwar 
schon,  weil  häufig  die  Zeugen  nur  durch  die  Folter  ge- 
swoogen  ihr  Zeugniis  gaben  und  weil  daher  zu  besorgen 
wert  ^  j^^^t  entfernt  von  den  schrecklicbea  Veraii- 
eUdtangen,  vor  dem  Gerichtshöfe  ihre  Erhiarnng  zurueb» 
nehmen  wurden;  man  legte  daher  nur  die  schi iftlichen Zeug- 
nisse  der  abwesenden  Zeugen  vor  und  las  sie  vor  den  Ge- 
achworoeo  ab.  Die  Anwalte  der  Krope  aU  Ankläger <^te- 
teil  eich,  «a  viel  abzolesen,  sondern  wihlten  sorgsam  nur 
die.  ihnen  günstigen  Stellen  aus.  Erst  alimählig  wurde  dies 
bciaer  (pag.  98)9  ond  die  jetzige  Sitte,  nach  welcher  alhi 
Seugefi  in  der  Sitsang  aMagen  müssen  und  dem  Kreozrei^ 
bor  unterworfen  sind ,  bildete  sich  aus.  Auch  war  es  allge- 
meine Sitte,  die  Gestandnisse  der  Angeschuldigten  durch 
liiet,  doreh  Yersprechitngea  und  Drobaagen  sa  erprefsea. 
De(h  alles  dies  besser  geworden  ist,  wurde  durch  die  Harte, 
mit  welcher  die  Gewalt  ihre  Opfer  verfolgte,  veranlafst; 
di0  Krai't  des  Volkes,  das  gegen  diesen  Druck  sich  auflehnte, 
wmrS»  dadoreh  hemjrgentfen;  der  edle  Stols  der  Richter 
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fuMio  flie  unwnrcJige  Rolle,  die  man  sie  spielen  liefs ;  nicht 
Gesetze  verbesserten  die  Mangel ,  aber  der  AHmacht  der 
MentlieheD  Meinong  widerstand  das  ScMeelile  nieht.  — b 
dem  Torliegende»  Wertie  irerden  mm,  mn  di^  WaIrMi 
der  erwähnten  Bemerliungen  zu  zeigen,  aus  verschiedene« 
Zeiträumen  interessante  Oriminakerkandlungen  wdtiliolt  mit 
den  in  den  Protocollen  anfgeseichneten  Fragen  und  Ant> 
Worten  geliefert;  voraus  geht  eine  histomcbe  Einleitung, 
mn  die  Verhältnisse  des  Falles  näher  zu  erhiären ,  und  anl 
8chhiise  jedes  Fall^  werden  Bemerkungen  über  die  Veiv 
lumdhing  gemacbt.  Der  erste  mitgetlieilte  Fatt  (p;  4o~ 
beliiflt  Nicolas  Throckniorton ,  Her  i554  wegen  'Ihellnahtnc 
an  Wjatts  Rebellion  des  liochverraths  angeklagt,  vor  Ge* 
rieht  gestellt,  dort  freigesprochen,  aber  dennoch  vom  April 
i554  an  bis  iS.  Jannar  i555  im  GeHlngnift  gehalten  wurde 
Die  getreu  mitgelheilte  Verhandlung  macht  einen  traurigen 
EindnÜSh.  Die  Anklage  ist  in  allgemeinen,  unbeatimmtmi 
AnsdHIcken  gesteilt;  die  Richter  äufsern  fiberall  ihre  Lei» 
denschaft;  es  werden  gi'gen  den  Angeklagten  die  schriftlichen 
Zeugnisse  vorgebracht;  nur  ein  Zeuge  wurde  in  der  Sitzung 
Tomommen.  Der  Cbiei'  justice  recapitulirte  lEim  Ende  die 
Besehaldigungen  nnd  die  Beweiiie,  aber  der  Angehlsgte 
protestirle  gce;efi  die  Art  des  Voitrags,  weil  marichcs  weg- 
gelassen sey  (p.  io5).  Die  Geschwornen  sprachen  das  noi 
^uiUjr  aus,  and  worden  dann  noeh  gefi*ajg|t,  ob  der  Angebli^te 
nicht  die  Flocht  ergriffen  hsbe  ( dies  wurde  wichtig ,  well 
man  den  Satz  damals  aufstellte,  dafs,  wenn  der  Angeklagte 
der  Gerechtigkeit  dnrch  Flucht  sieh  entzog «  darin  eine  AK 
Too  Gestindnifs  liege-,  er  selbst ,  wenn*  er  in  der  HanpCsadie 
losgesprochen  wnrde,  als  ein  rerdachtiger  Mann  sein  Ver« 
mdgen  veFlor).  Als  die  Geschwornen  sämmtliche  Thatsachen 
Temeiot  hatten,  tmg  der  Attomey  general  darauf  an,  dafs 
sie  wegen  falschen  Verdicts  sieh  yerantWorteil  rnüftlm; 
vier  gestanden  ihr  Unrecht  und  wurden  entlassen,  die  acht 
andern  wurden  eingesperrt  und  zuletzt  zu  ungeheuren  Geld- 
strafen (ein  Geschwomer  sa  looo  Pfund)  Temi^theilt.  ÜImt 
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die  Sitte,  die  Geschworaen  snir  Veraotwortoag  zu  ziehfitt 
(mihMQkMttiiili  «JbiuiWMn  mm  der  dbea  A«iie1it,  d«Gi  Ge^ 
«Dhwome  Zeugen  «od  dalier  alt  ^Mie  Zeugen  strafbar 
.aajeo),  inadben  die  Herausgeber  p.  116  —  119  gute  Be- 
Mrkangen.  —  Die  aweite  mitgetbeiUe  Yerbandloiig.  i^et 
Mfft-deii  Hevsof»  Ton  Morfolk  (p.  tat  —  der  157» 

wegen  Hochverrallis  angeklagt  wurde.    Als  der  Herzog  einen 
Vertheidiger  (counsel)  forderte  (p.  144)9  schlug  ihm  dies 
dea  Gericht  ab  (»aeb  einer  in  der  damaligen  Zeit  Terbret* 
tefean  Anticbt,  nacb  welcher  man  glaubte,  da(!i  der  Ange» 
klagte  über  die  Änschuldigungstliatsachen  selbst  am  besten 
antworten  könne).    Die  Verhandlung  ist  doppelt  ioteressant| 
de  aie  vor  dem  Gericht      the  Lord  high  Steward  oj  England 
gelUbrt  wurde.    Die  Beweise  gegen  den  Angeklagten  be» 
&Uuden  in  den  Zeugnissen  von  Personen,  die  auf  der  FoU 
ter  aussagten,  und  deren  Vorgericbtstellang  ilem  Herzog 
abgeacblagen  wurde  (p.  167),  so  wie  in  Briefen,  die  too 
dem  Herzoge  gar  nicht  anerkannt  waren.    Empörend  ist  das 
Benehmen  des  Soliicitor  general  (p.  310),  welcher  sich  auf 
etwas  beruft,  was  er  aus  dem  eigenen  Monde  der  ttdnigiii 
(Elisabeth)  erfuhr,  und  sich  wegen  der  Details ,  die  er  niofat 
öffentlich  anj^eben  will,  aui  das  bezieht,  was  den  Pairs  her 
kannt  sejn  müsse ,  die  sich  im  Slaatsratbe  der  Königin  be- 
fänden*   Die  Beweise  gegen  den  Hei^og  waren  schwach, 
bewirbten  aber  dennoch  seine  VeruttbeHung.  —   Der  dritte 
Fall   ist  die  Verhandlung  gegen  William  Farrj  (p,  e46  — 
976)«  der  gleiehfalis  des  Hocbverraths  angeklagt  war,  und 
toB  Interesse  der  Katholiken,  im  Einrerstfindnisse  mit  dem 
Pabste,  dem  Bischöfe  ^on  Como  u.  s.  w.  staatsgefährliche 
Plane  geschmiedet  haben  sollte.    Der  Procefs  wurde  mit 
grofaer  Leidenschaftlichkeit  Ton  Seite  der  Krone  geltihrl^ 
Der  Fall  sollte  wahrscbeialicb  dazu  dienen,  om  die  grau- 
samen Maafsregeln  gegen  die  Katholiken  zu  rechtfertigen; 
amßb  acheint  es,  dafs  man  schlechte  Mittel  anwendete,  om 
0hl  Geätin^nifii  Farry's,  dafs  er  die  Königin  habe- ermorde« 
woHent  zu  eriialten,  und  dafs  man  Versprechungen  gab. 
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die  man  später  nicht  hielt;  Parry  legte  ein  Geständnifs  ab, 
das  er  dann  (p.  q66)  widerrief.  —  Die  vierte  Verhandlang 
(p.  5177  —  389)  betrifft  den  Grafen  von  Essex ,  der  im  Jahre 
1600  des  Hoch verraths  angehlagt,  verurlheilt  und  hingerich- 
tet ^urde.  Auch  in  diesem  Criminalfalle  spielen  die  in  der 
Sitzung  abgelesenen  schriftlichen  Zeugnisse  eine  Hauptrolle. 
^  Der  letzte  Fall,  der  in  der  Sammlung  vorkommt,  be- 
trifft S.  Walter  Raleigh  (p.  889),  der  i6o3  wegen  Hoch- 
verraths  angeklagt  und  auf  schwache  Beweise  verurtheilt, 
dreizehn  Jahre  im  Tower  gehalten  und  nach  einer  vorgän- 
gigcn  abentheuerlichen  Reise  nach  Guiana  auf  den  Grand 
des  alten  Urtheils  1618  hingerichtet  wurde.  Der  ganze  Be- 
weis gegen  ihn  gründete  sich  auf  die  Aussage  des  Liord 
Cobham,  der  sie  aber  nachmals  zurücknahm;  und  diese 
Aussage  wurde  nicht  vor  dem  Gerichte  in  der  Sitzung,  son- 
dern nur  in  der  geheimen  Verhandlung  (wahrscheinlich  nach 
manchen  Drohungen)  abgelesen.  —  Die  Durchlesung  die- 
ser Criminalverhandlungen  erfüllt  das  Gemulh  mit  Unwillen 
gegen  die  Ungerechtigkeiten  der  Regierung  in  der  alten 
Zeit  und  gegen  die  Schwäche  der  Richter,  und  mit  Freude 
über  die  Fortschritte,  welche  die  Justiz  unter  dem  Einflufs 
der  Kraft  der  öffentlichen  Meinung  gemacht  hat. 

2.  Remarks  on  transportation  and  on  a  recent  defence  of  the  System 
in  a  second  letter  to  Karl  Grcy  by  R.  IV  hatcly,  archbishop 
of  Dublin.    London  1834. 

Wir  haben  in  dieser  Zeitschrift  Band  V.  S.  389.  ein 
vor  zwei  Jahren  erschienenes  Werk  des  Erzbischofs  Wha- 
tely  angezeigt,  und  Band  V.  S.  35i.  angegeben,  mit  wel- 
cher Lebhaftigkeit  in  England  der  Streit  über  den  Werth 
der  Transportation  geführt  wird.  Ein  ehemals  selbst  als 
Magistrat  in  New  South  Wales  angestellter  Engländer  Ba- 
li ister  hat  seitdem  in  der  französischen  Zeitschrift:  Revue 
etrangere  par  Foelix  i834.  Heft  4«  pag»  *93.  die  Richtig- 
keit der  von  uns  gegen  dies  Transportationssystem  angege- 
benen Gründe  bestätigt.  —  Das  ft-ühere  Werk  Whately's 
hat  Aufsehen  in  England  gemacht ,  und  am  Ende  des  Jahres 
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i833  erschien  eine  kleine  Schrift  vom  Oberst  Arthur  in 
New  South  Wales,  und  eine  andere  von  dem  Geiitlichen 
der  Colonie,  dem  Dechant  Broughton,  zum  Zwecke  der* 
Vertheidignng  der  Transportation.  Die  vorliegende  Schrift 
beabsichtigt  nun,  die  zuvor  angezeigten  Flugschriften  za>, 
widerlegen,  und  verdient  allgemeine  Aufmerksamkeit.  Der. 
Verf.  zeigt  (p.  12),  dafs  die  Vertheidiger  der  Transporta- ^ 
tion  gewöhnlich  zwei  Gesichtspunkte,  den,  dafs  sie  Strafe 
8ejn  soll,  und  den  der  Yortheile  einer  Colonie  durcheinan- 
derwerfen; dafs  sie  aber  auch  (p.  18)  selbst  gestehen,  dafs 
die  Durchfuhrung  beider  Gesichtspunkte  unmöglich  sey  und 
einer  dem  andern  im  Wege  stehe.  Das  Gedeihen  einer  Co« 
lonie  hängt  (nach  p.  29)  davon  ab,  dafs  man  die  Arbeiter 
in  eine  angenehme  Lage  setze,  wie  freie  Arbeiter  sie  ge- 
niefsen;  das  Interesse  der  Herren  selbst  fordert  dies;  allein 
dies  verträgt  sich  nicht  mit  einem  Straf institut ,  and  es  ist 
begreiflich,  sagt  der  Verfasser  p,  33,  dafs  der  Gouverneur 
der  Colonie  lieber  der  Vorsteher  einer  blühenden  Colonie, 
als  der  Aufseher  einer  Strafanstalt  seyn  will.  Der  Verfasser 
p. 43  zeigt,  wie  incönsequent  man  sich  bei  der  Schilderung 
•dieses  Transportalionssystems  beträgt,  wie  man  daher,  um 
die  Zweckmäfsigkeit  des  Instituts  als  Besserungsmittels  zu 
zeigen ,  überall  die  Lage  der  Transportirten ,  die  sich  etwas 
erwerben  und  zu  nützlichen  Gliedern  der  Gesellschaft  bil- 
den können,  schildert  and  dann,  um  die  Transportation  als 
Abschreckungsmittel  nachzuweisen ,  zur  Schilderung  der  har- 
ten ,  der  eines  Sklaven  ähnlichen  Lage  eines  Convict  kommt« 
Der  Verfasser  erwähnt  p.  49  die  Behauptung  eines  Verthei- 
digers  der  Transportation,  welcher  zeigen  will,  dafs  dieses 
System  grofses  Leiden  dem  Bestraften  zufugt,  indem  er  mit 
:  den  verworfensten  Menschen  (die,  wie  der  Vertheidiger  sagt, 
schlechter  als  er  selbst  sind)  während  der  langen  Überfahrt 
.io  Gemeinschaft  leben  mufs;  allein  mit  Recht  bemerkt  der 
"^erfasser,  dafs,  wenn  man  einige  noch  nicht  ganz  verdor« 
bene  Sträflinge  vor  Augen  hat,  gerade  dieser  angepriesene 
Umstand  moralisch  schändlich  ist  und  zur  Ungebühr  mehr 


Hehrzabi 
besteht, 


für  vvelche  dies  Zusummealeben  aichts  Abschreckendes  hat. 

Bü*  ^Vi  lilmiitf  ^tibigt fmm  dm  gäum '  ^ftlmm  auf  die  vöiüge 

"Wih  ihm  gemachten  Vorwarfe,  dafs  er  nicht  ^eno^  ddl 
grolsen  Biniluf^  cier  Heiigton  aui  die  V  eruüudening  der  Ye^ 
UMitteft'  bertlcksictUige V^tfid  'Uiffit'  Wli»^iili*pil^ilie  Bcbaa|^ 

Beziehung  das  'I'ranspiM  tationssv.stem  scy,  da  aof  religiös« 
£iawirkung  durch  tüchtige  Geistliche  auf  die  zerstreut  woh^ 

Baco  gegen  diese  Sriafcoloni^cti  an.  Er  i^iebt  zu,  dais 
"diMt  Ccylooieeiv  auch  Yorlheüe  bringen,  aber  nur  gewissen 

•■  die  b«l  den^  A^bei^Miaf  i'i»d«pHMM^^  d 

"Cfftlrtiieeti  interessirt  sind;  diese  VoWliiÄe^piÄiilMffc  Vi 
l'asser,  seyca  zu  theuer  erhauft  durch  die  Nachtheile,  die 
tai  H€PeiAl&ehefi  Intemse  drohen  ;^%ttittt>>4gBfo  jft  Intere«»» 
*»'  CMi»iile  nklit  dem  das  MiittvHflMlW  1f^^  D# 
Verfasser  weist  nach  (p.  io5),  dafs  auch  die  V^rtheidiger 
der  Trauiportation  in  ihren  Vorschlagen  zur  Verbesserung 
Htt^Sytlemr  80  widersprechend  ond  iiiiklil^*tiMiiiii(^  iiicbts 
^«  (p.  i  i  i>,  alt  die  NieilmuHnmg 


1 


sion,  die  den  Zustand  des  l'r  ansjxit  fatinnssystcms  prüfen 
und  geti^aete  Voi .schlafe  machen  soüCk-  iper  Verfasser  er- 

«MM  noh  umstSodlicb  über  die  Einrichtu ilie  Aufgabe 
«bi^r  solchen  Commissioa ,  zeigt  aber'tnidlf^JlMMiMNiohttg 
man  zu  ^ehen  mufs,  um  nicht  zu  irrigen  Resultaten 

811  kommen  f  indem  die  Urtheiie  über  das  Betragen 

UMMhen  uod  daher  über  die  TTiil  liii'li'llitil'i  i  ■E 

^triiglich  seyen.  -  Bern  Werke  sind  einige  Beilagen  beigefügt, 
weiche  der  AufmetUsaiukeit  wiltdiii;  sind,  und  zwar  ^  k^b 

*i0kuX^0  ans  einer  englischen  2^tsohlMt^^t 

^>iwwib'  .Nadirichten  über*^  ein%e  neetlr«^ 
']S.''9.  ttbü»F  meinen  Fall,  wo  feaiand  ztt  '^secb 


by,C 


Neueste  Liier alur  des  Auslandes.  487 

sperrang  wegen  ersten  Diebstahls  verurtheilt  werden  sollt« 
und  dringend  bat,  dafs  man  ihn  zur  Transportation  veiur^ 
theilen  möge;  p.  148  Fälle,  wo  Soldaten,  welche  Vergehen 
verübten,  erklärten,  dafs  sie  die  Transportation  dem  Solda- 
tenstande vorzogen.    P.  i54  — '  &60  ist  ein  Bericht  zweier. 
Seeleute  (Owen  und  Rice)  vom  3i.  August  i833  abgedruckt 
über  das  Betragen  der  weiblichen  Sträflinge,  die  auF  dem 
nachher  gescheiterten  Schiffe:  Amphitrite  nach  Botany  Bay 
transpoitirt  werden  sollten.    Es  waren  108  weibliche  Straff 
linge  auf  dem  Schiffe ;  zwölf  davon  hatten  Kinder  bei  sich* 
Die  Beschreibung  ist  niederschlagend.     Die  Zeugen  geben 
an,  daU  vor  der  Abfahrt  die  rühmlich  bekannte  Mrs.  Fry  an 
den  Bord  des  Schifies  kam,  und  dafs  die  Madchen,  die  in^ 
Geiä'ngnifs  zu  Newgate  waren  (also  gerade  diejenigen,  denea 
Mrs.  Fry  unermüdlich  Wohlthaten  spendet)  oft  wünschten, 
dafs  Mrs.  l^ry  in  das  Wasser  fallen  mochte.    Nach  der  An« 
gäbe  der  Zeugen  waren  diejenigen,  welche  am  längsten  in 
Newgate  waren ,  die  schlimmsten.    Die  meisten  führten  sich 
ganz  schlecht  und  unanständig  auf;  an  Absonderung  war 
nicht  zu  denken;  die  besseren  der  Mädchen,  die  sich  er« 
dentlich  betrugen,  wurden  durch  die  andern  beständig  ge- 
stört und  gekränkt.    Ein  Zeuge  meint,  dafs  diese  Sträflinge 
die  Transportation  durchaus  nicht  als  Strafe  betrachteten« 
—  Andere  Auszüge,  z.  B.  aus  Beaumonts  französischem 
Werke  sind  unsern  Lesern  ohnehin  bekannt. 

S.  Du  Jury  appliqui  aux  dälitB  de  la  presse ,  par  Faustin  He  Ufe., 
Avocat.  Memoire  couronn^  par  V AcadimU  du  Departement  de 
la  Marne.    Paris  1834. 

Die  Akademie  de  la  Marne  hatte  die  Preisfrage  gegeben: 
ob  die  gegenwärtige  Besetzung  der  Jury ,  die  über  Prefs* 
vergehen  zu  erkennen  hat,  den  zur  Aburtheilung  dieser 
Vergehen  nöthigen  Grad  der  Unabhängigkeit  und  der  Intel- 
ligenz darbietet,  und  im  verneinenden  Falle ,  welche  gesetz- 
^he  and  constitutionelle  Verbesserungen  gemacht  werden 
ifonncn.  Der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift  hat  den 
won  der  Akademie  bestimmten  Preis  erhalten  und  verdient 
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das  ZeugniTs,  dafs  er  mit  Geist  den  Gegenstand  durchge- 
führt und  viele  praktisch  wichtige  Bemerkungen  geliefert 
hat.    Der  Verfasser  tadelt  (p.  6)  die  Ansicht,  nach  welcher 
man  die  Prefsvergehen  als  eine  besondere  Klasse  too  Ver- 
brechen betrachtet ,  auf  welche  man  eigene  Regeln  anwen- 
den müsse;  die  verschiedenen  Waffen ,  welche  der  mensch- 
liche Geist  ailmählig  erfunden  hat,  begründen,  wie  der 
Verfasser  sagt,  nicht  besondere  Verbrechen ,  sondern  sind 
nur  verschiedene  Werkzeuge  und  Überweisungsstücke  der 
VerÜbung  der  Verbrechen ;  daher  müssen  die  Prefsvergehen 
auch  nur  ^als  gewöhnliche  Verbrechen  betrachtet  werden, 
welche  die  gewöhnlichen  Strafgesetze  mit  Strafe  bedroht 
haben;  die  Presse  ist  nur  das  Mittel,  sie  zu  verüben  (p. 7), 
und  die  gewöhnlichen  Verbrechen,  die  als  Prefsvergehen 
Torkommen,  sind  entweder  i)  Öffentliche  Provocation  zu 
Verbrechen  und  Vergehen ,  «)  oder  Verläomdungen  und  In- 
jurien.   Die  Schwierigkeiten ,  welche  sich  der  Abartheilung 
dieser  Vergehen  in  den  Weg  stellen,  liegen  theils  in  der 
ünvollkommenheit  der  Gesetzgebung,  theils  in  dem  regel- 
mäfsig  politischen  Charakter  dieser  Vergehen,  theils  in 
der  Natur  des  Werkzeugs,  das  zur  VerÜbung  angewendet 
wird.     Der  Verfasser  zeigt,  wie  die  Strafgesetze  über  die 
hieher  gehörigen  Verbrechen  meist  in  allgemeinen,  anbe- 
stimmten Phrasen  bestehen,  z.B.  Provocation  zum  Aufruhr 
oder  Tendenzverbrechen  bedrohen,  so  dafs  an  eine  Präci- 
sion  dieser  Strafgesetze  nicht  zu  denken  ist.    Ohnehin  ist 
bei  den  politischen  Verbrechen  der  Grad  der  Immoralitat 
des  Verbrechers  ein  ganz  anderer,  als  bei  den  gemeinen 
Verbrechen,  und  wechselt  auch  nach  Verschiedenheit  des 
Zustandes  der  öffentlichen  Meinung ;  auch  werden  die  Straf- 
gesetze über  solche  Verbrechen   leicht  einer  bestimmten 
momentanen  Vorausetszung  oder  gewissen  eben  jetzt  herr- 
schenden Verhältnissen  angepafst,  so  dafs  sie  unter  andern 
Verhältnissen  ungerecht  werden,  und  daher  die  Jary  nacW 
helfen  mufs.    Nicht  unbedeutend  ist  auch  der  Umstand,  dafs 
bei  Prefsvergehen  die  Worte  mit  grÖfserer  Sorgfalt  und 


Neueslö  Literatur  des  jiuslandes. 


469 


Feinheit  gewählt  sind ,  als  bei  mündlichen  ÄaGierungen ,  der 
•  schlaue  Schriftsteller  daher  weit  mehr  Absichten  rerstecken 
kann,  und  es  also  auf  eine  schwierige  den  Geschwornen  oblie- 
gende Auslegung  der  fein  gewählten  Äufserungen  ankommt. 
—  Die  beste  Einrichtung  der  gerechten  Aburtheilung  über 
Prefsvergehen  liefert  nun  nach  dem  Verfasser  p.  16.  das 
Geschwornengericht ,  weil  zur  gerechten  Entscheidung  Kennt- 
nisse der  Richter  geboren,  welche  der  angestellte  Richter 
durch  sein  blofses  Studium  der  Bücher  nicht  erlangt,  weil 
Tielmehr  der  Richter  hiezu  die  Absichten  des  SchriftsteU 
Jers,  den  Eindruck,  den  die  Schrift  im  Publicum  hervor-t 
brachte,  würdigen  mufs,  und  der  Burger,  der  selbst  ini 
beständigen  Verkehr  mit  seinen  Mitbürgern  lebt,  dies  am 
besten  kann.  —  Der  Verfasser  giebt  zu  (p.  18),  dafs  die 
Art  der  Besetzung  der  Jury  in  Frankreich  nach  dem  Code 
nicht  zweckmäfsig  ist,  und  dafs  auch  nach  dem  neuen  Ge- 
setze von  1837  die  Bestimmung,  nach  welcher  die  Erfor- 
dernisse zum  politischen  Wahlmann  auch  die  Qualiücatioa 
sum  Geschwornen  geben,  nichts  taugt,  weil  bei  der  Aus- 
übung des  Stimmrechts  als  Slecteurs  und  überhaupt  bei  rein 
politischen  Rechten  der  Census  wichtig  wird,  da  die  Höchst- 
besteuerten am  meisten  Interesse  in  Bezug  auf  Abgaben  ha- 
ben, während  zur  Entscheidung  über  Prefsyergehen  andere 
Kenntnisse  gehören ,  um  eine  gerichtliche  Function  auszu- 
üben. Eine  moralische  Capacitat  der  Geschwornen ,  die  dafür 
bürgt,  dafs  diese  die  notbige  Unabhängigkeit  und  Interesse 
an  der  Bestrafung  der  Schuldigen  haben,  und  eine  intelleo- 
tuelle  Capacitat,  welche  die  Thatsachen  richtig  würdigt, 
sind  nothwendig  (p.  24).  Der  Reichthum  liefert  keine  sichere 
Bürgschaft  für  das  Dasein  dieser  Qualitäten,  und  so  kann 
nnr  Heil  gefunden  werden  in  der  Einrichtung ,  aus  gewissen 
Professionen,  welche  die  Übung  des  Geistes  am  meisten 
fordern,  die  Geschwornen  zu  wählen,  und  die  Listen  der 
^^jtecteura  municipaux  nach  dem  Gesetze  vom  91  März  iBSa 
wurden  am  besten  als  Grundlage  dienen;  das  Recht,  an  den 
Wahlen  der  Gemeindevorsteher  Theil  zu  nehmen,  und  das 
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Recht,  Geschworner  zu  seyn,  beruhen  im  Wesentlichen  au^ 
gleicher  Basis  (p.  36).  Der  Titel:  eUdeur  communal  würde 
dann  ein  Element  der  Qualität  der  Geschwornen,  und  der 
Umstand,  dafs  Jemand  einem  gewissen  gebildeten  Stande  an- 
gehurt ,  das  zweite  Element  bilden.  Der  Verf.  hält  es  aber 
nicht  iür  nothwendig  (p.  2c)),  dafs  man  für  die  Prefsverge« 
hen  eine  Specialjury  anordne,  weil  eine  solche  Neuerung 
der  öffeittlichen  Meinung,  die  eine  Specialjury  leicht  als  eine 
Specialcommission  betrachtet ,  widerstreiten,  und  die  Bildung 
einer  besonderen  Liste  Nacbtheile  haben ,  auch  ^as  Princip 
der  Jury,  welche  als  Vertreterin  der  ganzen  Nation  urthei- 
len  soll,  verletzen  würde.  Nach  dem  Verf.  (p.  84)  bleibt 
ein  anderes  Mittel,  um  die  tüchtigsten  Geschwornen  zu  er- 
halten, übrig,  nämlich  das  Recht  der  recusation  weiter  au&t 
zudehnen.  Der  Verf.  spricht  hier  gut  über  die  Bildung  der 
Geschwornenliste  und  bemerkt,  dafs  da,  wo  durch  das  Loos 
die  Liste  gebildet  wird,  auch  dem  Staatsanwalt  das  Recht 
der  recusation  gegeben  werden  mufs,  das  aber  dann  nicht 
pafst,  wenn  ein  Agent  der  Regierung  die  Geschwornenliste 
entworfen  hat.  P'ür  Prefsvergehcn  sollte  man  nun  nach  der 
Ansicht  des  Verf.  (p.  89)  eine  Liste,  die  mehr  Geschworne 
als  bei  andern  Verbrechen  enthielte,  entwerfen  ond  dann 
dem  Staatsanwalt  sowohl  als  dem  Angeklagten  das  Recht 
geben,  recusation ,  ohne  Gründe  anzugeben,  gegen  18  Ge» 
schworne  auszuüben;  dadurch  würde  die  beste  Gelegenheit 
gegeben,  alle  Personen  aus  der  Geschwornenzahl  zu  entfer* 
nen ,  welche  weder  der  bürgerlichen  Gesellschaft  noch  dem 
Angeklagten  die  nöthigen  Bürgschaften  ihrer..  lJnparthe^Uc]|(? 
keit  gewähren  können.. 

4.  Essai  sur  V4tude  fiistorique  du  droit  et  son  utilit^  pour  Pinter- 
pritation  du  Code  civil,  par  M.  Klimrath,  docteur  en  droit, 
avocat.    Strasbourg  1833.  , 

Mit  Bedauern  blickte  der  Freund  des  gründlichen  Stu* 
diams  auf  die  Art,  wie  in  Frankreich  von  der  Mehrzahl  de^ 
Juristen  das  Rechtsstudium  in  den  letzten  Jahrzehnten  be- 
trieben wurde.    Man  begnügte  sich,  die  Gesetzbücher  aus- 
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fPMldig^  zu,  lernen  ^  Rechtsfälic  zu  sammeln ,  und  die  bestem 

iiea  Forschungen ,  die  eben  für  diesen  H6chtS26weii^  iieut^cti- 

4w«editBiMoiMUiiikle  lioli  aaiFi£>lu>Mea»Mi4er 

Theorieen  oder  Nüt/.lichUeilsdeductionen ;  das  reclitsgeschioli^ 
Melle  Studium  war  ganziich  vernachlnssigt.  .^iimiibiig  erii^i^l^ 
MM»  «ber  «ttcb^iiigBwrfwoialH  da<t  d<tfki^ipitii><ilii<tiftiidl|| 
^  aller  N«tioii«wast ;  ek.  faewirflmlutii  B■^li^^im^n1l^wip^^y| 

wissensclrattlicli  Gebildeten  Frankreichs   und   Dcutscidands ; 
Deutschland  entlehnte  von  Franlicei4^  jrii^  Inslitjiite ,  weUltp 
FortMAreilea  «kr  CmlftÜKleoiMiwii  iiii  pnlitiiiihft  Bwn> 

nahm  Atilheil  an  den  Forschungen,  die  ein  richtigei  ^rak«> 
lieeker  6trm  uirtbi^yp  An<>Ryaft«0»eD  ^igeptbuii^  Kiarbeil 
«A  Tage  ^fönleriiMir  trtbpwdlijKragltrwili  aHwiMipiigil»  füip 

lAer  GrundUekbetl  4a -Dvulseblflh^,  die  tief  in  die  (Quellen 
etngehendeJBdiaiifUiiBg$weiae4ies  llechn  und  die  aui^t^sem 
W«ge  geiwirtnOwn- .  f  ogtch«i§gB>= Ar  4>eiiiteli«a[,  iwfiiMWiMi^ 

«cbten  ierote.    Einzelne  geistreiche  Ifünner  in  Frmdm^k^ 

z.B.  Guiz(»L<,  Lurminier  (dankbar  erwaluit  jeder  i'itund 
der  VVissenschait  auch  bier.def  'iß  früh  verstorbenen  Joui> 
^«D  und  dfs  ertt  kirz  yerstorbeiien,  durok  die  tchöMtei^fiir 
l^dntehaflei»  Setr  äreätes  Wnd  Gemrfthiiiusgez^i^tie>Bfi<L 
mitte  )  machten  ihre  Laadsleute  mit  den  Ergebnissen  der  deut- 
schen Studien  bekannt,  und  durcb  die  Sitte ,  nach  weichet; 
eÜHiühlig  -  1  Tinr  rrV  j-^gir  Tllnnnfr  niw  FrinliTtiTih  fiintinig 
"Hiiirersittilen  betiicbten ,  gewarnt  die  Rehntntfs>  de^taeber 
ScLrilteii  über  Rechtswissenschaft  an  Ausbreitung  iiv^'ranK- 
vewfa.  ;  a^iM<^  *di|^^.S  Behari^»cbkeiti»^4iillfc.t«i»»»»> 
Sinn  liir  Grundiichkeit  «o»g6seidiii6«e&' fangen  ilffirtniitt,  4l# 
Peutschlands  üniversitnten  besuchten,  gehurt  auch  der  Ver- 
fasser der  vorliegenden  Schrift,  die  ein  scüdy^ji^2<eugu4(9 
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geber  416  fieachtuag  der  Gevvohidieiten  und  Ijer^brachten 
Vithiiittihfi  imt;  ««»ujMigl^tft)^  der  Iransö- 

werden  könne,  handelt  dann  (p- 24)  von  der  Natur 
zosisciiea.G4iwohabeii&recbta<  und  zeigt  (j^^j*)  in  Beispieiea, 

Lehre  vom  Besitze  (mau  denke  nur  an  den  Satz:  mati^n 
dm  meubles  pommion  vaut  tilre)  ^  voo  den  dingltclieDBechtenf 

tkm  mauboumie  {mundium}  midd«i  tlüliflfcaiVerhtiMI  mfe 
merlisam  macht ,  und  insbesondere  io  der  Lehre  voa  der  Erb« 
Mg»  ^iM^rtpniDg  to  mlar  6äl«e  tevCMMliui  den  Cou- 
iHMi  Mdiwmt  Wir  h^UmtkUa  ilm^m^^ 
nur  als  eine  Einleitung,  in  welcher  der  Verfasser  teioen  BK 
ruf  XU  reehtsbistorisoben  Arbeiten  würdig  aadeuTog  gelegt 
Iwkj  iMi  «raatolMii  ,  dafiKt  ühd  gelinge 
iftea  den  Sioii  IBr  Bechtsgeacliiclito 

•;'>»+^    -  «. 

XXIV. 

- »       ■  ■  ' 

jQiechtsphiloaophie  in 

.1^.  V  011 

Herxn  Pro£  Dr.  L.  A.  WARKioiDi^ 

Eami  8w  Im  tkdork  da  la  vk  «odefo  et  da  faii«|Pll||MSil 
.  t^/"»  pour  Htvir  d'lalrodaefisfi  d  rrftyds. 

a«  du  droit  et  det  fcieacet  pütHifuei,  P^[V]^^S^PP 
eät ,  profestekr  dt  dinH  des  gen$  d  la  /lAiWVHRIit  de 

dM9d9  8tMub9wg,  'IWii€^Aeratfiattr^,aMlMl^ 
4  Fal.  8.  XLYIUnBil  «S8Mtea.  ^  

iSiil  liw  tig  Jahraa  ichieibt  und  spricht  man  in  FVniilirrjAi 
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» 

derten  und  in  irgend  einem  andern  Lande  der  Welt;  allein 
längst  hat  man  den  Versuch  aufgegeben,  in  diesem  Ringen 
nach  Wahrheit  yon  einer  festen ,  wissenschaftlich  erwiesenen 
Grundlage  auszugehen.  Während  die  herrschende  Meinung 
fortfahrt,  die  constitutionelie  Monarchie,  wie  sie  i83o  er- 
stand ,  als  den  höchsten  Yollkommenheitspunkt  einer  Staats- 
verfassung zu  preisen,  und  man  sich  auch  wohl  damit  be- 
schäftigt, das  gesammte  gemeine  Wesen  auf  eine  dem  Geiste 
jener  Verfassung  angemessene  Weise  umzubilden ,  hat  die 
Schule  dort  keine  Anstrengung  gemacht ,  unbestreitbare  Ur- 
grundsätze  aufzufinden  und  eine  höchste  Wahrheit  zu  su- 
chen, aus  deren  Weiterentwiclielung  in  folgerechten  Schlüs- 
sen alle  Fragen  über  Becht,  Staat  und  Politik  und  somit 
auch  der  Werth  und  Unwerth  der  zu  Gesetzen  gewordenen 
Theorieen  sich  richtig  prüfen  und  beurtheilen  lassen.  Wir 
haben  namentlich  in  unsern  zahlreichen  Darstellungen  der 
rechtsphilosophischen  Erscheinungen  Frankreichs  niemals  dar- 
auf aufmerksam  zu  machen  unterlassen ,  dafs  selbst  der  Rechts- 
wissenschaft eine  durchgeführte  Begründung  zu  geben,  noch 
Keinem  eingefallen  ist.  Die  yon  Lerminier  in  der  dem  Globe 
einverleibten  introduction  generale  ä  Vhisloire  du  droit  oh- 
nehin nur  andeutungsweise  gegebenen  Grundzüge  sind  deut- 
scher Wissenschaft  entlehnt.  —  Mehrerer  Einigungsversuche 
ungeachtet  bleiben  Recht  und  Politik  noch  immer  einander 
fremd.  Ein  Werk  daher ,  worin  der  gemeinsame  Ursprung 
beider  nachgewiesen,  ihr  erhabenes  Ziel  gezeigt,  und  dem 
in  dieser  Hinsicht  noch  chaotischen  Streben  der  Zeit  einen 
festen  Haltpunkt,  eine  wahrhaft  wissenschaftliche  Richtung 
zu  geben ,  kühn  gewagt  wird ,  mufs  daher  yon  jedem  Freunde 
besserer  und  gründlicherer  Studien  mit  offenen  Armen  auf- 
genommen werden.  Herr  Prof.  Hepp  in  Strasburg,  dem 
das  Schicksal  auch  die  glückliche  Lage  beschied,  an  der 
Geistesbildung  der  zwei  ersten  Nationen  der  Welt  sein  vol- 
les Theil  zu  nehmen,  war  gewifs  mehr  als  irgend  ein  An- 
derer berufen,  die  Lösung  einer  für  Frankreichs  Gelehrte 
so  gewichtigen  Aufgabe  zu  unternehmen ,  —  und  welch  ein 
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Urtheil  man  über  dta  Krloig  seiner  Bemühungen  iaUeo  magf 

BfrfbraH  aik  in  Fk«diMith.  mtlnieeiiAe»  ■eefctepliiiigoffci 

sehen  Werke  (die  er  sich  verschaffen  l;ann)  fili  Deutschland 
itrkisch  za  beleuchten  sieb  Yorgesetet  bat,  läl'st  er  es  sich 
eia^  angeiiehnieft  GesebÜlb  «ejrv ,  Meli  '^|fagilHriii40i»7#tai# 
JUttelieh  Tjetern  Toritiliihvefi^    Br  lag»  iwiffa  i  sogleWtoÜ»' 
Gestündnifs  ah,  dais  es  ihm  einige  Mühe  gelto6tet.bat,  yoii> 
den  Lehren  des  Verf.  eich  eia»  ^na^  Mer^und  bestimmte 
Aüüolil'  wa  Terschaffen.   In  der  Fori*-  eioMiiilMMliftfliliiiV 
alle  8Htze  mit  grofstmöglichster  Biindigheit  auf  einander« 
iölgen  zu  lassen  erheischt,  ist  das  Werk  nic^bt  gi^&chiiebe» ; 
«fl  bat  ein  rhetorisoket  Gewand',  einen >%fiig9|»!^9i|N9Wir 
fjaebenStyl  und  uberant  haolige  V»iede#hoi  iMljitilpimijlliM  wi 
französische  J  ieser  unserer  Zeit  berechnet  ,  die  liui  eh  Lord 
B^ron*a  und  Chat eaubri  and*  s  Glanzi  und  blendenden  Far? 
bemreis  rerwShnt,  dasEinfacbe  nnbedeaUto  l  iBpiiiit»  jWNt 
BeF,  daher  nicht  immer  der  Rede  reebteaiSiM  M'^r^^^ülMlP 
let  er  den  H.  Verf.  zum  voraus  um  £nUchuidiguiig» 

Der  Etsai  sur  la  ihiorie  de  la  t^tV^  «oCMlei  :^|alii(  iMMIt^ 
Inhalte  nach  yerschiedenen  in  Dentscblaild^ifillMMMMlMl^ 
nahe,  ohne  ^jjclehwohl  zu  iri2;enfl  einer  Klasse  derselben- XU' 
gehören ,  nämlich  einer  phüosophisch-juristischen  Encyhlof^iy 
die  und  einem  Lebrbucbe  des  NatmTecbta^  .deai^tWialniiplIil^ 
uMfi^  des  aligemeinen  Staatsrechts;  er  dtetif ^IkfT ito^Eia> 
leitung  und  Begründung.    Das  gesellige  Leben  der  MeiiseLca 
d«  h.  da«  Leben  des  Einzelnen  im  Staate  {la  vie  sociale)  iK 
ea,  xlesaen  Wesen  and  letzte  Gründe  der  n¥«n^iiibMll# 
um  höchste  Wahrheiten  zn  finden,  die  in -dearMfer  jlMiiii  ab- 
geleiteten  Folgerungen  die  Rechtssphären  des  Einzelnen  und 
der  Gesammtheit  zu  omschreiben,  and  m  ^^fytümtm  ^ 
Weiheit  und  der  Staatsgewalt  festzosetzen  aMfiigMMMHV 
Bestimmung  des  Menschen  im  ^^eselligen  Zustande,  so  wie^ 
die  der  Staatsgewalt  (als  vernunftmärsigeittTloslitiite)  mth^^ 
wend%  mitemitogcndea  Zwedie  büdm  wiebtige  Hp«w» 
der  üflleraaidiQng.    Dato*  die  Veraelioiebnag-  mUmceh^ 
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liehef,  moralischer  und  politischer  Lehren!  Hm.  H^epps 
Werii  ist  eiM«  MmlpMlMopM«  dM  B^ehlt  und  (to  6t«M 
Alles  berttht  auf  der  pyiosophisolieft  AMilysc  der  Idee  dek 

Menschen  und  derjenigen  des  Staats,  welche  beide  der 
Begrifi  la  vie  socialt  eioschltefst.  Der  Mensch  lebt  im 
Staate,  «ad  das  ist  tein  Zweeh.  Leben  heifstt  eiell 
»einer  19atnr  gemafs  entwiohela*  AU  die  Beatim*^ 
muflg  dt;sMenschen  zeigt  sich  daher  geistige  und 
lHv3rtfMhe^  Wtitarr%ilrdang  im  Staate,  mit  einem 
y^t%^^  ltkmtfkiilMilt^lik$»»  GedaaheiigaBg  iat  die  Ba^^ 
sis  des  ganzen  Werkes,  mie  der  Verf.  im  Avantpropos  p.  II 
—  V  wiederholt.  ^  v  .  « t*^ 

'  -Oie  OhlnüMig  seiner  Darstellong  ist  fblgeode:  In  erataa 
filiehe  giehi  ererine  pbiloaophiaelie  Arehiteblonih  des  gesamm^ 
ten  menschNchen  Wissens,  «m  der  von  ihni  zu  behandeln- 
den Wisseasohaft  ihre  Stelle  an^uweiseo;  er  übersohreibt  es: 
Cmp  ttoeii  enoji^el&pidiiftte  nur  Ist  sdisiieas  dtne  l$ar$  rappofie 
avec  la  seien ce  morale,  p.  t -»^i.  2^ei  synoptiadie  Tafcia 
(S.  27  und  55)  mit  summarischer  Erklärung  zeigen  schnell, 
wie  der  Verf.  alle  Wissenschallen,  sowohl  die  rationalen  ate 
die  easpitiethen,  In  Ktatsen  bringt.  Niabt  minder  wird  wm^ 
gegeben,  welches  Wissen  als  nur  individuelle  Kenntnifs  ond 
welches  aU  wechselseitig  bindende  Gesammtüberzeugung  vor- 
-fiemmt:  die  erste  Talel  nennt  hier  dieBeligion  onddaaBeebl, 
Wir-  übergeben  alb»  Etnaelne  dieses  Baebee  als  etwas '«ü 
l''eriilit'i^eiulcs  und  leicht  Ue^i  eillu  hei..  —  Das  zweite  Ruch, 
das  die  Überschrift  Anthropologie  sociale  führt,  enthält  in 
IM  Mapitefn,  81 69  -^^S ,  die  Begriindmig  der  ganvenfFhettti 
t4e  def^^Fei^ssei^  ;  wir  mMiten  es  den  netaphysrsehenThell 
des  Werkes  heifsen.  Von  einer  jaristisch^n  Encyklopädie, 
wie  iift^  fia|;o 's  Maturrecht I  handelt  es  sieh  hier  Dieht,  ond 
^iÄ*  'dav'^i^HSMe'  ^^^orh ,  madit  anaii  Aeaaa  Bveih  sidik  aawnld 
^  ^Mlf'lri^orisch  erscheinenden  IMenschen  in  seiner  taasend •  und 
^Qsendfach  rerschiedenen  lodividualität ,  als  yielmehr  sein 
'Abitraetiim,  dielfettschheit,  wiewohl  rnohl  als  Ideal  m  hMi>- 
Her  Vdllendiiiig^  sondern  nur  wie  sie  wyn  soll«»«  IMI  dM 
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erlmbenen  Beruf«  der  CiviJisatioo  zu  entsprechen,  zu  den 
Gif  «atUode  dar  Uildraaohmig.  Um  «nte  Buch  besrhuHir 
kMÜi  dfm  MfufcBn  «k  «u  wiüMidM,  fukkndM  «dl 
IfoUmdet  freies  Vernuoftwesen ;  das  zweite  Buch ,  sich  eog 
darantchliefteod ,  fafst  ibn  als  ein  notb wendig  in  der  GeMlU 
mtuA  iiheidei  Weeee  nt^  mad  eteUi  ilie,  den  fiia^elo««, 
4er  Gee«llacli«ft  gegeniibev.  Er  soU  teyn,  die  GeaelU 
•cbaft  aber  auch.  Die  Gesetze  iintl  es,  welche  zwischen 
dam  Seyn  des  £io2eliBenschen  und  dem  des  Staates 
ÜB  ttr  das  TintiMenhailfben  beider  ii5tUge  Bagriamag 
iFariittalM.  Esiragt  sidi  also:  wie  ist  diese^yi»!»«  %m 
ziehen?  Durch  die  Analyse  der  Natur  des  Menschen 
anf  dar  rnnm^f  md  das  Staalssweckes  auf  der  aadern 
8aitat  tvgiabisiali  die  BaaatwortBAgf  Ott  selbst  Dar  Heasob 
mafs  Mensch  seyn  und  bleiben  können,  der  Staat  dies  durch 
die  ofiballicbe  Gewalt  mSglicb  machen;  daher  GaraDtieeo, 
daher  ▲aqprtfaba  nod  fiaebia  aftwohl  des  Maoscbea  als  der 
Slaüigawalt!  Dies  arUart  ons  die  Reibefolge  der  KapMi 

nämlich:  Chap.  II.  De  la  dislinciwa  essentielle  enlre  les  droits 
ei  l§»  besoim  äs  Vinäivida  et  les  droits  et  les  besains  de  ta 
itMi  p  pb  66  —  69.  Cb.  iV,  Das  ümImcU  d$  l'hommt  dam  [ 
Umn  rapporU  mnclatocUlS,  p.  76  —  8t.  Cb.  V.  Des  moyem 
de  conciUer  la  UberU  de  Vindivida  et  Va<Aion  coactive  du  pow 
mir  social  9  p.83  —  93.  EUne  Untersnebang  über  deofiiatar* 
Miand  isl  imCbafpbllL  aingasobaltet  Auf  den  ersten  BUak 
begreift  man  nicht,  wie  der  Verf.  auch  nur  im  Mindesten 
einen  solchen  Zustand  in  Betrachtung  ziehen  darf,  da  er 
daaMaasidMa  als  wox  Gaisllsnbsft  geboren  und  als  stets  notb- 
weadig  in  derselben  labend  voranssetst;  man  falbt  nicht,  wie 

er  nichtsdestoweniger  die  Annahme  eines  aufsergcsellschaft- 
Ufiben  Sayns  als  eine  abstraction  necstsaire  pour  sc  rendre  rair 
sau  40  la  mnatilmHan  »olwis  «ia  fh^mnuL^  am  moral  €omm§  an 
jphysique;  pour  dätrmifur  ist  drmU  etc.  erUftt.  Das  BMisai 
15set  sich  alsbald.  Herr  Hepp  will  nur,  dafs  man,  beim 
Auffassen  des  im  Staate  lebenden  Mensfiben^  diesna  aii  an 
nnd  fifar  sieb,  als  seiner  Natur  naeb  mil  gawisaen  Dasbfn 
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begabt,  sogleich  ansehe,  mit  Rechten,  weiche  schon  beim 
ersten  Abschlüsse  eines  politischen  Vereins  (so  fern  man  sich 
einen  solchen  denken  mag),  und  folglich  auch  immer  im 
Staate,  als  ihm  ursprünglich  angehorig  betrachtet  werden 
müssen.    Wir  sehen,  dafs  der  Verf.  sich  blos  dieser  Hypo- 
these bedient,  um  die  Verschiedenheit  seiner  Lehre  von  der 
Uobbesischen  und  Benthamischen,  welche  dem  Menschen  gar 
keine  durch  seine  Natur  an  und  für  sich  verlangten  Rechts- 
ansprüche einräumt ,  sondern  dergleichen  nur  durch  das  Ge- 
setz oder  die  Staatsgewalt  ihm  verstattet,  uns  fühlbarer  zu 
machen  (»  Vhomme  ne  peut  devenir  le  jouet  des  caprices  de  la 
loi  ou  du  pouvoir<s).     Dieser  Naturstand  des  Menschen  ist 
daher  nichts  als  ein  negativer  Begriff,  der  nur  aufklärt,  wie 
weit  der  Staat,  als  solcher,  das  Recht  und  die  Freiheit  des 
Einzelnen  beschränken  darf;  unsre  Naturrechtslehrer  würden 
ihn  den  Inbegriff  aller  Urrechte  nennen.  —  Das  dritte  und 
yierte  Buch  des  vorliegenden  Essai  sind  in  allen  ihren  Fol- 
gerungen ,  Anwendungen  und  Combinationen  durchgeführte 
logische  Analysen  der  zwei  die  ganze  Lehre  des  Verf.  lei# 
tenden  und  haltenden  Grundbegriffe  vom  Menschen  mit  sei<^ 
nen  angebornen  Bedürfnissen  und  Rechten,  und  vom  Staate, 
der  bevorrechteten  öffentlichen  Gewalt.    Die  Gesammtheit 
aller  zu  beachtenden  und  zu  beschützendei^plechte  des  Ein- 
zelnen bildet  seine  Freiheit;  daher  iliefst  die  gewifs  sehr 
natürliche  Überschrift  des  liv.  III.  de  la  liberte  sociale.  Der 
lib.  IV*  fuhrt  den  eben  so  kurzen  Titel :  du  pouvoir  social. 
Aufgabe  der  ganzen  Staatswissenschaff  ist  Aussöhnung  deü 
beiden  sich  feindlich  gegenüberstehenden  Begriff e  von  Frei- 
heit und  Gewalt.     Nur  das  Einschreiten  eines  dritten 
sie  einigenden  Friedenselementes,  nur  eine  auf  beide,  als 
ihre    natürlichen  Grundpfeiler,    sich   stützende    und  mit 
fester  Hand  zwischen  ihren  einander  widerstrebenden  Kräf<*. 
ten  das  Gleichgewicht  haltende  Organisation  des  Staates  d.  hJ^ 
blos  seine  Verfassung  und  eine  der  letztern  gemäfse  Regie« 
rong,  können  dies  bewirken.    Als  eine  solche  Verfassung 
zeichnet  der  Verf.  die  constitutionelle,  als  eine  solche 
Krii.  Zcitsehr.-f.Rechtsvv.u.  Getetig.d.Ausl,  FL  Bd.  i.  U.    3«    i  -  • 
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/R^.r^ri'rung  le  gouvernemeni  represcntatif  itetr.  IXttS  fünfte Bttch 
bandelt  daher «  freilich  nur  in  einer  Shizze,  de  Torganiudüm 
Hu  gmlvememeni  öu  dk  9)rtihm$  du  pöuuoir  äiUguSf  pour  $mr» 
vir  d^explieation  au  iabUäk  de  ftgänlMion  toeMs  du  du 

mecartisme  du  gnuverncment  repr^sentatif.  Das  hier  genann- 
te, ein  Skeiet  der  GeaamiDtlehre  des  Verf.  darbietende  ta* 
Whü  t^nofHqui  macht  den  Schlii[]i  ckt  Werket. 

enten  Kapitel  des  zweite  Bdoiiet  ^nfipreeheii 
fitl  denjenigen  in  ansern  Naturrechts  -  Lehrbüchern  l>efiod- 
Höheii  Abechnitteii,  welche  die  Urrechle,  die  abgeleüetdi, 
ängebbroen  mid  erwOrbeiMMTiMM  dü  Menaebeii,  afeeindr 
Person  und  eines  Staatsmitglieds,  erweisen  und  aufhellen. 
Der  Yer£  war  gezwungen,  sich  hier  eine  in  der  franzoSN 
icbeii  8praohe  aeae  Telrmtnologie  -so  erschaffen,  die  (weim 
fMMi  .ehmlal  AiUOjfieil  dlS^«er  iirt  Iteteiitlieh  glaubt)  för 
lungen  erklärt  ^verden  mufs;  die  Ausdrücke  sind  höchst  eiu- 
i'ach,  klar  und  keine  Neologismen.  Um  stim  Inhalte  zurück- 
«tihehrea,  &  Hep|^  träclitet  Sbtoall^  Mf^e^,  ditfii  di^iti 
BtenthMeii  im  8teate4  damit  er  aeietfr  drbabenMi  BMMaibfi^ 
entsprechen  könne,  eihfe  k'ttßlere  F**eiheitssphäre,  une  sphere 
ttaüthiti  noththuet  die  dann  för  jeden  Stand  der  Gesdl- 
IbHaft/fitr  jledeii  Tag,  üäctiGeachtecbt,  Alter,  FkmilfiftbTer. 
hältnissen  u.s  i^^sich  anders  modificirt,  und  einen  eigenen 
Charakter  annimmt.  Das  zw5lite  Bapitei  zählt  im  Verfolge 
eiH^r  Angabe  der  Mittel,  die  Aehtoilg  der  Fi^ibeit  Aller  Ydii 
äblteil  efnei  Jeden  ^tt  terbCk-gen  (dii?«lelben  beitebea  naeb 
dem  Verf.  besonders  in  Denk-  und  Prefsfr eihei t,  als 
Hanälen,  wodurch  man  die  wahre  Volksmeinitiig  ei*kleiMtt} 
^keioMitüeh  geordnet  lilfe  FreibetVl^pbäreb  Im  Staate  le- 
MMidM  nbnkbeit  ¥bn  8.  17^^  «86  auf.  'Yhn  S.  181  — ^  iq6 
beendet  ein  Sogleich  näher  zu  besprechender  Anhang  geschicht- 

lidieli  Ittbalti  da»  dritte  Bwkt.  Der  iidi^t  dei  ¥iett^ii  Bo^ca 
Iii  |>mbsb]>bfscfa*iMtillMDlrtit4Biie  tis^rMMüng  dl^  Staats^ 

wäU,  ihrer  RechtmaTsigl^eit  und  Vertr^^Hchkeit  mit  dem 
Rechte,  ihres  Zweckes,  ihrer  Hechte,  ihres  Verhältnisses  zu 
der  Freiheit  di^  IndiTldtteb  Sau  a.  w.   D^  Bef.  bat  es  dMgeiii 
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oicbt  gelingen  wollen ,  Ton  dem  1  o  git ohf^o  Ga^ig  e  des  fi^eri« 
Aedie^iehaft  aUegeD  m  li5aq|f!D|  ui^  e$  tehteo  ito^i 
deradbe  sehr  viel  in  den  fräbero  Buekcrn  mit  andetQ 

Worten  Gesagtes  hier  blos  wiederhole.  Wir  beschiäakeri 
um  ^  MittMi^Qg  der  den  eüi  Kapiteln  gegebenen  Bubriken« 
(^J|^.  h  P$  Iß  nßltm»  äf^  pßwafr  m  gtf^irüU  Happitbeia  ist 
hier :  Dans  son  principe  iout  pouvoir  est  mmtM^n^ent  utifuii 
(p.  197).    Cb.      Dß  la  compatibiiiie  du  pouvoir  et  du  dioit^ 

BßAiMm^bt^  im  to^fm^  m^m^  (p-  ao,0. 

IIL       le  periU  et  «Mf  ifjliHrfa^  4k4orig  exposi$  d^opru 

(p.  210).  Ch.  IV.  Da  Jondement  empirique  au  psychologiqu9 
des  rapports  d' atUoriie  et  Wolmssa^ee  entre  U  pouwfir  eJL  Um 
iadipidui  «19)^  C|u¥.  fieß  pißiml^  dMi^pmmd  4m 
indwidiu  «f  dts'  peupUi^  dam  im  rßßporis  a»9C  la  Uns  gui  lß$  ' 
goavernent  et  avec  la  nature  du  pouvoir  social  (p.  225).  Ch. 
VI.  Du  pouvc4r  4an$  m  fo^pmiB  mß(^  ^  intiräs  indiviäu$i$ 
el  aoee  VinUrSttociai  OhjU  M  .hiii^  f4i$  gatußmnemmU  (p«s4^)- 
Ch.  VIL  Des  condiliom  essentielles  u  la  pter^äude  des  garan^ 
tie$  privees.  Des  elemens  qui  constUumt  LUnterel  generaL  Du 
dimgsr  a  ile  l'imperftetion  dufirmts  puru  •54)*  :Cli.  .y,UI« 
De  la  dÜßgQthn  nicmtUre  de  Vadion  du  pouvoir :  Uee  aUnbUf^ 
tions  essentielles  et  inlransmissibles  du  pouvoir  supreme  (p.  261). 
Ch«  IX.  De  la  delegalion  necesseure  de  V  e^ercice  du  ppuj^(dr 
de  garanUTf  injkitenJt  ä  VinUr4t  iti4iuidu^$  que  Ja  fpuri»  dp 
ce  pouvoir  ee  irouve  dane  le$  inUr4U  et  nan  dan»  lee  pok»ßide 
(p.  273).  Ch.  X.  Des  JüfTues  da  pouvoir  social  foncLaniental, 
Cb.  XI*  Resume  et  transilion,  —  Obne  wehere  .Eriäif(^irui|g 
ülieFgehen  .wir. die  SAiiaae  im.ietaleii  Bliebe« 

Die  iRtohtung  der  thiorii  du  pouvoir  ist  edel  und  1M||b^ 
Als  der  Verf.  sie  anfzeichnete ,  schwebte  ihm  die  Geschichte 
Frankreichs  während  der  letzten  4^  Jahre  vor4ugfln.  Über- 
fleugt, dab  die  tehi^eoklieben  Kaiiipf«  det  neuen,  swiaobeB 
der  Masse  des  Vollies  und  den  Herrschern  entscheidenden 
Faustrechts  pur  Unheil  und,  wenn  auch  blusaugienbUcidiahe, 
Qiiekaidbritle  gebären,  bemüu  er  sieb  am  «tig^n,  .dfCi  AWr 
in  dfTffri^üAes  Seb|ii|htivng4^  anver!9i«idliebettColliii<^neo 
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der  lotereisen  des  Einselaen  und  des  Staates,  .durch  eiM 
Begiermig,  weldM  swiMli«i  die  sieh  fbiadüdi  hiieeiidM 
Klemente  scbiedsrieliterHch  trete,  wahre  Cirtlisation,  d.  b. 
llaniionische  Aosbiidang  des  Menschen  und  des  Staates  ge^ 
^ethmi  kSime«  Wean  er  deher  m  eietelaee  Fällen  eiaeBe- 
YiilirtioR  ab  unfemeidtteiiea  Obel  einrSuniC,  so  tpriclit  er 
sich  doch  mit  grofser  Energie  ^^^e^  die  Lehre  aus ,  welche 
iki  einer  solchen  nichts  als  rechtmäfsige  und  gesetzliche  £at» 
wiekelniig  eiaet  Toiket  ef^Kcht  (j^J^y  '  Prämdre  tnnmtt 

ception  absurde ,  pour  nepasdire  davantage ,  und  p.  828  wie- 
derholt er  eiaea  tDehrmalt  «afgestelUen  Satz:  La  qiutlüon 
dm  Hvohakme  eet  une  qumiion  de  cemdenc»,  mais  elU  ne 
pourrait  jamais  elre  une  question  de  droit.  Das  Recht  wird 
sie  als  möglich  solaiten!  Dergleicheo  unmittelbaren  Kampf 
swiicheo  Staatsgewalt  ond  Volhsmasae  za  Termeiden,  dringt 
Repp  darauf,  iHe  Organitation  der  eonttitntionellen  Monar- 
chie dahin  zu  yervollkommnen ,  dafs,  wie  in  England,  ein 
gradliniges  Zusammenstofsen  der  gegen  einander  ringenden 
Kräfte  Statt  hahe.  Die  Tom  Ref.  bisher  versachte  Darstel- 
lung gegenwfirtiger  Staatslehre' ist,  wie  man  sich  leicht  Uber- 

A  zeugt,  wesentlich  rationell ,  wie  man  sagt ,  philosophisch;  ein 
dem  Einzelnen,  wie  dem  Staate,  vorgeschriebenes,  aus  der 
Temfinftig*  sinnlichen  Natur  des  Menschen  abgeleitetes  Mo- 
ralprincip  liegt  ihr  zu  Gründe.  Aber  bestätigt  die  Geschichte 
eine  solche  Lehre?  Verschafft  uns  die  Betrachtung  der  ver« 
gangenen  Jahrhunderte  die  trostliche  Übersengnng ,  daOidie 
Menschheit  bestSndig  weiter  fortschritt  in  der  Bahn  der 
yilisation,  welche,  Menschen  und  Staaten  Tcredelnd,  der 
Freiheit  Herrschaft  erweiterte,  und  mit  heiliger  Ehrfurcht 

.  iliDigah ;  welche  die  Staatsorganisation  mit  jener  Vollkommen» 
heit  ausrSstete,  die  der  Hyder  des  brutalen  Kampfes  einmal 
für  immer  das  Haupt  abschlagen  wird?  Der  Verf.  würde 
seine  Theorie  einer  Hauptstütze  beraubt  haben,  wenn  er  für 
ihre  Wahrheit  meht  in  der  Welt«  und  Völkergeschichle  (ob- 
gleidi  auch  nur  in  groben  Itemssen)  Belege  sufersehifieB, 
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den  Vmach  gemaeht  hätte.  Nftch  dieteia  2Me  ftrdbt  im 
oben  berSbrten  appmuUee  du  dritte,  und  ün  filnftM  Baelit 

das  fSnfte  Kapitel ;  von  beiden  bleibt  daher  Einiges  zu  sagen. 
Dem  Gange  der  geschichtlichen  Ereignisse  nach,  sowohl  bei 
deo  Römern  alt  in  deo  germaalachen  Hooigreiebeo,  mmag 
der  im  Begittae  recht*  und  ireiheitloee  Mensob  dennoeh  end* 
lieh  diese  Güter,  and  zwar  Lei  den  neuern  Völkern  in  h9f 
herm  Grade |  als  pei  den  alten.  Bios  der  civis,  also  des 
Tiieikiebmep-  atf  iwr  i  iii4(Hün  Staatigewalt  ,  ja  im  Anftnge 
der  Patriefer  alI#itt|Mitte  in  Rom  snefet  den  Tollgenolb 
der  bürgerlichen  Freiheit.  Nur  als  im  Laufe  der  Zeit  die 
ganze  gebildete  Welt  rSmiachem  Scepter  huldigte,  erzeugte 
för  die  Fremde«  ^  pritoriaehe  Recht  gleiohfalla  die 
priTatrechtHche  FMheit,  nnd  erst,  als  der  Begriff  des  jw 
gentium  zur  Aasbildung  gelangte ,  gewann  der  Nichtser  tus 
Rechte  als  Mensch.  Alles  sanh  aber  nnter,  als  der  rSmitohc 
8taat  eigener  SdiwMie  erlag.  Die  germaBiaehen  Eroberer 
Hefsen  zwar  den  romischen  Unterthanen  einen  Schatten  ihrer 
bürgerlichen  Freiheit,  aiiein  als  das  Feudalwesen  völlig  Wur- 
zel gefafst,  konnte  nar  der  Grand  herr^ond  in  dieser  Ei- 
genschaft anch  der  Priester  sich  wahrhaft  einer  solchen 
rühmen  ;  die  vorherrschenden  Inlercsseti  der  AdelsUastß  und 
der  Geistlichheit  drüchtea  alle  übrigen  tief  darnieder,  bis 
Im  1  sten  Jahrhunhert  Gewerbe  und  Ha  n  d  e  i  in  den  Städtea 
Reichthumer  aofhaoften.  Die  intellectnelle  and  moralische 
Wiedergeburt  der  europäischen  Menschheit  im  j6tcn  Jahr- 
hundert befordert  die  mit  der  Civilisation,  steigende  Hechts* 
^higkeit  abermals  ^  and  im  i8ten  und  i^ten  Jahrhandert 
endlich  hat  der  Mensch  Rechte,  weil  er  Mensch  ist,  Rechte, 
deren  Garantie  uns  in  der  poli  tischen  Freiheit ,  d.h.  in 
der  einem  Jeden,  der  die  nothige  Befähigung  zu  erwerben 
im  Stande  ist,  freistehenden  Theilnahmc  an  derRildong  der 
Mohsten  Gewalt  zu  Theil  geworden  ist.  Aach  aus  der  Ge* 
schichte  hat  sich  demnach  ein  Zustand  der  Dinge  heraage- 
hildet,  der  die  Rechte  des  Meoscheo  and,  Termittelst  der 
läeeellsehaft,  die  Mg^Hchheit  sebes  bestgndigen  Fortschretoas 
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OOS  alt  za  yerff)lgendes  Ziel  vorsetzt.  Es  fallt  demnach  der 
Wissenschaft  die  Aufgabe  anheim ,  Mittel  auszusinnen  ,  welche 
diesen  erhabenen  Zweck,  zu  dessen  Verwirklichung  es  eine 
Menschheit  giebt,  auf  das  sicherste  erreichen  zu  lassen  ge- 
eignet sind.  Ans  der  Geschichte  hat  sich  gleichfalls  ergeben 
(S.  2s5  ff.),  dafs  der  Staat  und  in  ihm  die  öffentliche  Ge- 
walt auf  eine  der  Bestimmung  der  Menschheit  gemäfse  Weise 
sich  ausgebildet  und  veredelt  hat.  Erst  Erzeugnifs  roher 
Kraft  und  religiöser  Furcht  in  der  Kindheit  und  Jugend  der 
Volker;  dann  besonnen  und  geistig,  in  der  Überzeugung 
und  der  freien  Achtung  der  zum  Mannesalter  gereü^ea  Na- 
tionen wurzelnd,  kann  die  öffentliche  Gewalt  nicht  mebv 
bestehen ,  sobald  sie  diese  Achtung  verscherzt ,  d.  h.  sobald 
sie  aufhört,  die  Rechte  der  Menschheit  heilig  zu  halten  und 
gewissenhaft  zu  schützen.  Im  Bache  selbst  liest  man  diese, 
mit  wenigen  Worten  nach  unserer  Weise  wiedergegebenen 
Ansichten  des  Verf.  mit  grofsem  Vergnügen.  Zum  Schlüsse 
haben  wir,  vor  Abgabe  unsers  Endurtheils  über  das  vorlie- 
gende Werk,  noch  einen  Punkt  herauszuheben.  Da  von 
einer  philosophischen  Theorie  des  Rechtes  und  des  Staates 
die  Rede  ist,  wird  man  nach  der  Schule  fragen,  welcher 
der  Verf.  schwor.  Ist  er  Sensualist,  Rationalist, 
Eklektiker,  ist  er  liberal,  antiliberal ,  da  parti  da  mou- 
vement  oder  rHrogradel  liciten  ihn  deutsche,  fran- 
zösische oder  englische  Ansichten?  S.V  —  IX  des 
Avantpropos  sagt  er  selbst  sich  von  jeder  Schule,  von  jeder 
Parthei  los;  seine  Überzeugungen,  die  Resultate  seiner  Sta- 
dien legt  er  in  dem  Versuche  nieder.  Woher  ihm  das 
Alles  zugeströmt,  wie  seine  Ansichten  sieh  gebildet  haben, 
fand  er  zu  sagen  überflüssig.  ^Ce  livre  est  avant  touty  fose 
le  dire,  une  oeuvrc  de  conscience,  destinee  ä  inlroduire  Us 
Cleves  de  nos  facultes  de  droit ,  non  seulement  dans  la  con^ 
naissance  de  nos  Codes,  mais  encore  ä  Vintelligence  du  sy'' 
€teme  social  iout  entier  etc.  <v  sind  seine  eigenen  Worte.  Da- 
her die  Abwesenheit  aller  literarischen  Notizen ,  aller  Citate. 
Obgleich  aber  der  Verf.  seine  Lehren  mittheilt,  so  schuf 
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er  doch  darum  nicht  alle  im  Bache  Vorgetragenen  Grund- 
sätze und  Ansichten  selber ;  nur  ein  tiefes  Studium  der  rechts- 
philosophischen  Theorieen  aller  berühmten  Meister  führte  ihn 
zil  dem  hier  Niedergelegten.  Wer  mit  dem  Gange ,  den  diese 
Wissenschaften  in  Deutschland  und  Franltreich  genommen 
haben,  tertt^aut  geworden ,  bemerkt,'  dafs  Hepp  in  den  rei* 
eben  Quellen  beider  Länder  schöpfte,  nicht  um  seine  Sätze 
Ton  dorther  zu  holen,  sondern  nur,  um  in  sich  die  eigene 
Ansicht  zur  Reife  zu  bringen.  Man  findet  die  Lehren  W  ol  f 's, 
Kant's  und  ihrer  Schulen  mit  den  in  Frankreich  jetzt  so 
hoch  gefeierten  Meinungen  Guizot's  und  anderer  in  der 
Staatswissenschaft  gefeierten  Heroen  unsrer  Tage  zu  einem 
Ganzen  verschmolzen ;  Alles  aber  hat  sich  chemisch  mit  In« 
nigkeit  durchdrungen,  so  dafs  das  Buch  ein  aus  einem 
Gusse  hervorgegangenes  Kunstwerk,  nicht  aber  ein 
zusammengeleimtes  eklektisches  Product  genannt 
werden  darf.  Dafs  es  übrigens  seine  Richtung  nach  dem 
wahren ,  durch  die  Wissenschaft  fest  bestimmten  juste  milieu 
genommen,  wird  Jeder  aus  unserer  Skizze  der  Theorie  schon 
ersehen  haben.  y^}.-!^ 

Da  es  dem  Verf.,  der  nur  fest  begründen  wollte,  nicht 
darum  zu  thun  war,  sich  auf  den  gegenwärtigen  Höhepunkt 
der  behandelten  Wissenschaft  zu  stellen,  so  darf  die  B6nr« 
theilung  seiner  Leistung  von  diesem  ganz  und  gar  nicht  aus« 
gehen,  und  das  um  so  weniger,  als  er  sich  zu  keiner  phi« 
losophischen  Schule  bekennt ,  deren  schon  aufgestellte  Lehren 
er  nur  zu  entwickeln  und  fortzubilden  gehabt  hätte.  Die 
naturlich  und  wohl  nothwendig  sich  aufwerfende  Frage  aber^ 
ob  die  Wissenschaft  durch  seinen  Versuöh  wei- 
ter fortgeschritten  sey,  stehen  wir  zu  bejahen  nicht 
an,  weil  schon  das  ihm  eigenthümliche  AufTassen  der  Lehre 
ihöhrferön  nicht  unwichtigen  Resultaten  das  Leben  gab.  Ref. 
kann  am  Schlüsse  dieses  nur  flüchtigen  Überblickes  des  Es* 
sai  Sur  ta  iheorie  sociale  die  Erklärung  nicht  unterdlrückei^ , 
dafs  er  denselben  mit  Vergnügen  las,  und  ihm. viele  Leser 
wünscht.    Sicherlich  würden  ihm  letztere  nirgends  fehlen, 
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wenn  seine  Darstellung  sich  mehr  durch  Einfachheit  und 
Hiarheit  als  scbiUenideo  Hedaerprook  auszeichnete.  Sollte 
m  niKglidi  tejn ,  in  «iaer  sw«ilen  Aasgabe  die  Uauptsätse 
▼mi  den  Erdrterniigeii  übertll  sa  trenneB ,  Wiederholungen 
au&zuweichen ,  and  der  ganzen  Theorie  jene  Bestimmtheit 
nod  allen  Theoremen  die  Genauigkeit  zu  geben,  ohne  die 
M  Ii5cbst  eohwer  hilti  eia  philotophttchee  System  sieb  an- 
Btteignea  und  siigleicb  kritiech  so  prSfea,  so  wird  dieser 
Versuch  in  der  rechtsphilosophischea  Literatur  Franl&reichs 
nie  Teigeisea  werden. 


Literarische  Anzeige. 

F8  erscheint  detinalen  in  Paris  bei  den  ßuchhamlleni  DoDOBt 

rt  rnilleiix,  ruc  de  grenflle  St.  honore  No.  55,  eine  neue  Anflage 
der  Werke  des  Terstorbenrn  Professors  Carre  in  Rennes ,  mit  Zu- 
sätzen und  Noten  des  Ilerru  Foucher,  Generaladv ocatco  um  Av- 
^llhefe  ilaaeHMt.  Die  Schriften  tob  C  a  r  r  d  sind  als  die  TorBügliGO' 
■ten  über  die  Procednr  und  die  darin  einschlagenden  Materien  all- 
ffemein  bekannt  und  geschätzt,  auch  nnPstrhalh  Frankreich,  beson-  , 
ders  in  den  Ländern  oies  linken  Rheinuters;  es  >%  iire  daher  unn^kig« 
etwas  aber  deren  Werth  sn  sagen.  Wir  begnügen  uns  nu  knec^ 
ken,  dafs  Herr  Foucher,  bereits  durch  mehrere  Schrlftaa  vbI 
durch  die  von  ihm  in  Frankreich  Teranstaltete  Uebersetzunf  der 
ausländischen  G«'Rctze  bekfinnt ,  vermittelst  seiner  Noten  den  Werth 
der  Originalwerke  bedeutead  verwehrt  hat.  Diese  Noten  hezeiehnea 
die  neaeren  Entscheidongen  fransdiischcr  Gerichtahdfe  über  die  Tom 
Verfasser  geprüften  Punkte  und  enthalfen  Bemerkungen  des  Herrn 
Foucher  über  dieselben  Punkte;  dann  auch  neue  Debatten  über 
mr  Zeit  der  Heraucu^abe  des  Werkes  noch  nicht  zur  ISprache  ge- 
hommene  Fragen.  In  Ftankfeleh  hahcn  anch  nicht  aHm  die  Ge- 
richte nnd  die  Mitglieder  des  Barrean,  sondern  andi  die  oberen  Be- 
hörden diirrli  Snbscriptinnfn  ujtf  f^ir-KC  nenf  Anflag^e  Tur  1  ntrrsf ntzung 
der  Wittwe  und  Kinder  des  zu  i  ruhe  verstorbenen  V  («riassers  beizu- 
trSLgen  gesucht.  —  Bereits  siiui  erschienen  drei  Bände  in  8.  des 
DrSUi  dst  lots  dSs,  f  or^antiaflofi  iuditimiM  st  In  cempdfence  it» 
jurisdictiona  civilea,  welches  Werk  in  der  ersten  Auflage  aus  zwei 
Bärufen  in  4.  besteht;  dann  fin  früher  noch  nicht  gedrucktes  Werk 
in  einem  Band  in  8:  Voura  eUmentaire  d*organuatwn  Judiciaire^  de 
eompHence^  de  proc^durt  eittile  et  cnmlntUs»  4s  «oforliit  et  de  U^»- 
iofiofi  fidnafe.  Dieses  Werk  bietet  besonders  Ifir  das  Auehmd  in- 
Icre^i^c  dar ,  nl8  ein  kurzen  und  klares  Com pcndium  des  französischen 
Rechtes  über  die  angegebenen  Materien,  über  welche  man  sonst  in 
Frankreich  nur  weitlaultige  Abhandlungen  findet  —  Wir  werden  J 
sfatar  die  Enehainiiag  der  Ahrigsn  Wenta  ▼an  Garrd  anasigan» 
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